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Verhandlungen der ſchweizeriſchen juriſtiſchen Geſellſchaft 
| gehalten zu Bafel den 17. September 1863. 


| 


I. Ueberfibt der Verhandlungen. 
(Bon Herrn Staatsanwalt Dr. Thurneyfen in Bafel.) 


Die Berfammlung, zu welcher fih 86 Juriſten aus den 
Gantonen Züri, Bern, Luzern, Schwyz, Obwalden, Glarus, 
Freiburg, Solothurn, Bafel-Stadt, Baſel-Landſchaft, Echaff- 
baufen, Aargau, Thurgau, Waadt, Neuenburg und Genf ein- 
gefunden hatten, wird bei Verhinderung des Präfidenten, Herrn 
Profefior Dr. Schnell in Bafel, durch den Vicepräfidenten, 
Herrn Rathsherrn Dr. Emanuel Burdhardt eröffnet. Der- 
felbe weist darauf bin, wie feit der neuen Bundeöverfajlung 
und Bundesgefeggebung, feit der Einführung der neuen Ber: 
fehrsmittel in wichtigen Gebieten des fchweizerifchen Staatslebens 
größere Einigung erfolgt fei, und bezeichnet daher ald Aufgabe 
des Suriftenvereins vorzüglich die Pflege des werdenden natio- 
nalen Rechts gegenüber dem biöherigen übertriebenen Bartifu- 
larismus. 

Hierauf erfolgt die Aufnahme neuer Mitglieder aus den 
Cantonen Bern (1), Luzern (1), Schwyz Ct), Baſel⸗Stadt (27), 
Schaffbaufen (1), Aargau (1), Thurgau (1), Waadt (12), 
Neuenburg (1) und Genf (4) fowie die Anzeige der Austrittö- 
erflärung dreier Mitglieder aus den Gantonen Freiburg, Solo: 
tburn und Graubünden. 

Sodann Wird die vom Vorſtand bereitd geprüfte und 
gutgeheißene zweite Sabreërednung vorgelegt. Diefelbe zeigt: 
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An Einnahmen: 
Saldo der legten Rehnung . . . Fr. 418. 95 
Einftandegelder und SJahresbeiträge „ 769. — 


gr. 1187. 95 
An Ausgaben für Büralia . . . . . , 124. 76 


Saldo auf neue Rednung . . Fr. 1063. 19 

Hierauf trägt Herr Profeffor Dr. Rüttimann von Zürich 
dad Referat vor über die erfte der vom Borftand feftgeftellten 
drei Fragen: „ft es möglich und zwedmäßig, die Borunter- 
fuhung vom erften Anfang bis zur Ueberweiſung des alles 
an den urtbeilenden Ridter in Einer Hand zu vereinigen?” 
Seine diedfälligen Schlüffe lauten: 

1. Eine begriffsmäßige Sönderung der richterlichen und 
polizeilichen Aufgabe, wie fie in England und namentlich in 
London fit findet, in Verbindung mit der unbedingten Oeffents 
lichfeit der gerichtlichen Verhandlungen betrachte ih ald das 
befle Mittel, um den Zweck der Strafrechtöpflege zu erreichen. 
Sie fheint mir theoretifch allein richtig zu fein, und fie bat 
fih in der Anwendung vortrefflich bewährt. 

2. Die Art und Weife, wie gegenwärtig in der Schweiz 
richterliche und Polizeibeamte in der Vorunterfuhung theils 
neben theild nad einander thätig find, fcheint mir weder ratio- 
nel noch vortheilhaft zu fein. Ich halte ed daher nicht nur 
für möglih, fondern fogar für räthlih, die ganze Vorunters 
fubung in Einer Hand zu concentrieren, wenn die Principien des 
englifchen Verfahrens bei und feinen Eingang finden. 


Herr Staatdanwalt Häberlin von Weinfelden, Correfe⸗ 
vent: „In der Hauptfache gehe ich mit dem Meferenten einig, 
aber ich befürworte die Trennung der gerichtlichen von der 
polizeilichen Borunterfuchung, felbft wenn die lebtere mit den 
Garantieen des englifchen Rechtd umgeben werden könnte. Die 
Bereinigung in Einer Hand ift fürd erfte nicht wohl practifch 
ausführbar, wenigftené in den ‚größern Gantonen. Gntfcheidet 
man fich für die Polizei, fo wird man dort nicht hinlänglic. 
viele Bolizeiangeftellte finden, um die Unterfuchung mit Geſchick 
und. Gleichmäßigkeit zum. Ziele zu führen; wenn für den Unter⸗ 
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ſuchungsrichter, ſo wird er von ſeinem Centralpunkt aus nicht 
mit der nöthigen Energie und Sachkenntniß verfahren können. 
Aber auch grundſätzlich bin ich für die Trennung. Die Polizei 
erforſcht Thatſachen, Spuren, objective Beweisgründe; ſie macht 
Hausſuchungen, Verhaftungen, aber alles vom Standpunkt der 
öffentlichen Sicherheit aus, wo jedermann mit einem raſchen 
Zugreifen einverſtanden, wo ein beſtimmter Thäter erſt noch zu 
ermitteln iſt, wo daher Mißgriffe auf den davon Betroffenen 
keinen Makel werfen und leichter wieder gut zu machen ſind. 
Der Unterſuchungsrichter dagegen hat von einem unbefangenen 
Standpunkt aus Schuld oder Nichtſchuld einer beſtimmten 
Perſon zu ermitteln. Lohnender als die unnatürliche Bereini- 
gung dieſer beiden verſchiedenen Aufgaben in Einer Hand iſt 
daher ihre naturgemäße Vertheilung an verſchiedene Behörden. 
Endlich hat dieſe Trennung auch practiſche Vorzüge. Seitdem 
im Canton Thurgau die richterliche Vorunterſuchung nur auf 
Begehren des Staatsanwalts eintritt, der ſpäter ſeine Schritte 
vertreten, der alſo vor der Anhebung die vorhandenen Beiveigs 
gründe prüfen muß und der Unterſuchung die Richtung gegen 
einen beſtimmten Thäter wegen einer beſtimmten Anſchuldigung 
zu geben bat, ift mehr Klarheit in diefe Borunterfuhungen 
gekommen, ift man bem nflageprincip gerechter geworden. 
Einzelne Nachtheile der Trennung, wie Belaftung der Zeugen, 
Vielfchreiberei, find nicht Folgen, fondern Auswüchfe des Sy⸗ 
ftemd, auf deren Befeitigung wir binarbeiten follen. Im Sn: 
tereffe der individuellen Freiheit und der Wahrung des Anklage 
princips bin ich daher für Scheidung der polizeilichen von der 
gerichtlichen Borunterfubung!" 


Herr Obergerichtöpräfident Dr. Ullmer von Zürih: „Ich 
theile im Ganzen die Anfiht von Herrn Rüttimann. Bei der 
Irennung des Verfahrens geht viele Zeit, durchfchnittlich wer 
nigftend in Zürich 8—10 Tage verloren durch Uebergabe der 
Acten an die Staatdanwaltichaft, Zuweifung an den Unter- 
fuhungsrichter u. f. w. Inzwiſchen verlieren fich die Spuren, 
ihwächt fih die Erinnerung der Zeugen, dauert aber die Haft 
ded Ungefehuldigten fort. Nur müßte man bei dem Rüttis 
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mann'ſchen Spitem die Polizei, die noch andre Gefchäfte bat, 
mit tüchtigen und gebildeten Leuten befegen.“ 

Herr Fürſprech König von Bern: „Aus dem was dad 
Meferat über den Canton Bern bemerkt, könnte man fchließen, 
daß dort von den erften Schritten an Alles in der Hand des 
Unterfuchungsrichters liege. Dies if unribtig. Die erfte An- 
zeige gefchieht an den Regierungéftatthalter, Diefer fammelt 
die Snbdicien und ftellt dann entweder die Unterfuhung dahin 
oder er Überweist fie, in leichteren Fällen an den Gerichtäpräfi- 
denten als folhen zur Aburtbeilung durch das von ibm präft« 
dierte Gericht, in fchivereren an ebendenfelben ald Unterfuchungd- 
richter. Sn diefem Stadium ſteht dann dem Staatdanwalt die 
Beantragung beftinmter Unterfuchungshandlungen zu; Staats⸗ 
anwalt und Unterfuchungsrichter zufammen können die Unter- 
fuhung dabinftellen. — Die Hauptfache betreffend find die von 
Herrn Ullmer gerügten Uebelftände, namentlich das Liegenlafjen 
der Unterfuchungen bei den viel befchäftigten Regierungsitatt- 
baltern, aud im Canton Bern vorhanden, fo daß ich eine 
mehrere Concentration für beifer halte.“ 

Herr alt Appellationsrichter Gottofrey von Laufanne: 
„Die vorliegende Frage ift bei und wenig verftanden worden, 
weil man glaubte, es fei überall eingerichtet wie bei und. Die 
Einwände gegen die Bereinigung in Einer Hand find nicht 
ftihbaltig. Das rafche energifche Zugreifen hängt nicht von 
dem Titel des Berfügenden ab. In jedem der ca. 60 Kreife, 
in welde der Canton Waadt eingetheilt ift, ift der betreffende 
Friedensrichter zugleich Unterfuchungsrichter, und ift alfo der 
von Herrn Häberlin angeführte Mibfland der Entfernung des 
Unterfuchungsrichtere nicht vorhanden. Der Friedensrichter 
erhält die erfte Anzeige, fammelt die Bemeife und führt die 
Unterfuhung big zur Berfebung in den Anklagezuftand. Das 
neben bat ein einziger befonderer Unterfuchungsrichter die Ober⸗ 
leitung über fämmtliche durch die Friedensrichter geführten Unter- 
fudungen. Wozu follte die Einfhiebung eines Regierungs- 
ftattbalterd dienen? ed wäre nur ein Rad mehr. Der von 
Anfang bis zu Ende thâtige Eine Beanıte verfährt nad Einem 
Plane. Zritt mitten in der Unterfuchung ein Zweiter cin, fo 


\ 
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fennt er nur, was er in den Acten liedt, nicht aber die vielen 
fleinen nicht protofollierten, aber in ihrem Zufammenbange dod) 
wichtigen Indicien. Gin adminijtrativer Beamter fann fich der 
Unterfuhung nicht ausfhlieglih widmen. Ein Unterfuchungss 
richter dagegen, der von Anfang bie zu Ende thätig ift und 
diefem Beruf ausfchlieglich lebt, wird fein Ziel, nämlich den 
Beweis der Schuld oder Nichtſchuld, fehneller und jicherer erreis 
hen. Ich fchließe mich der Anficht des Herrn Rüttimann an.” 

Herr Dbergerichtöpräjident Peſtalozzi von Züri: 
„Könnten wir das englifche Berfabren mit feiner Controlle der 
polizeilihen Zhätigfeit durch den Richter einführen, fo wäre 
dies dad richtigfte. Allein ed paßt mehr für Städte alé für 
ländliche Bezirke, und wir müſſen daher davon abitrahieren. 
Um nun aber auf andrem Wege das Ziel einer gerechten Strafs 
rechtöpflege zu erreichen, nämlich die Verhinderung der Strafs 
lofigfeit von Berbrechen einerjeitd, den Schug der bürgerlichen 
Freiheit andererfeitd, muß die Vorunterfuhung von Anfang 
bis zu Ende Einer Perfon anvertraut werden. Bei der Trens 
nung beftehen in Zürich unleidliche Zuftände. Bei einer Brand» 
ftiftung 4. B. wandert die Unterfuchung vom Gemeinderath an 
den Negierungsftatthafter, von diefem an den Unterfuchungds 
richter, der die blog halb vollftändige Procedur wieder von vorn 
anfängt. Diefe Eine Berfon muß im Intereſſe der bürgerlichen 
Freiheit nicht die Poligeibehörde, fondern der Unterfuhungss 
richter fein, allerdinge mit der doppelten Modififation, einmal, 
daß im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit bei Befanntwerden 
eines Berbredens die nothwendigen erften Schritte von der 
Bolizei ausgehen, ohne daB diefe eine anderweitige Derfügung 
abzuwarten hätte, und dann, daß im Lauf der Unterfuchung 
der Unterfuchungsrichter fich der Polizei bedienen fann.” 

Herr Dr. Schoch von Schaffhaufen: „Ich babe einige Zeit 
an einem englifhen Polizeigerichtähofe als Acceffift gearbeitet 
und fenne alfo das dortige Verfahren aus Grfabrung. Der 
englifche Bolizeirichter bat nichts zu thun mit der polizeilichen 
Thätigfeit, er urtheilt bloß über dad von der Polizei vor ihn 
Gebradte. Das englifhe Berfahren fchneidet allerdings lang» 
wierige Unterfuchungen ab, allein dies ift nur dadurch möglich, 
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daß der dortige Richter ein Einzelrichter iſt und inappellabel 
urtheilt, beides Einrichtungen, namentlich die erſtere, die mit 
unſeren Begriffen ſich ſchwer vertragen.“ 

Herr Profeſſor Dr. Cherbuliez von Genf: „Man muß drei 
Stadien der Borunterfuchung auseinander halten. Die infor- 
mation préalable ermittelt den objectiven Thatbeitand einer 
ftrafbaren Handlung und wirft den Verdacht auf einen beftimms 
ten Thäter. Die information préparatoire fammelt die Beweife 
für Schuld oder Nichtfchuld, welche über Verſetzung in Anflages 
ftand oder Dabinftellung entfcheiden. Die information defi- 
nitive foll den Richter in Stand feben, fich das Material ans 
fhauli zu machen und ein Urtbeil zu fällen. So ift es in 
England und Frankreich, fo follte ed überall fein, wo das Ans 
flageprincip herrſcht. Die information préalable Tann durch 
Drtöbehörden, durch Maires und Genddarmen vorgenommen 
werben. Die information préparatoire dagegen, von’ der ed fid 
jegt allein bandelt, beſteht aus einer Folge von Berftanded- 
fhlüffen, und ift einem einzigen richterlihen Beamten zu übers 
tragen.” 

Herr Prof. Rüttimann erwidert Herrn Fürfpreh König, 
daß die vorliegende Frage verfchiedener Auslegung fähig, daß 
fie nämlich von den Einen auf die ganze, von den Anderen 
nur auf die richterliche Borunterfuchung bezogen worden fei, zu 
welch feptern auch der Specialreferent aus Bern gehört, der alfo 
von diefem Standpunft aus ganz richtig referiert babe. 

Herr Staatsanwalt Häberlin: „Man will zugleich Ener⸗ 
gie in der Strafverfolgung und Schub der bürgerlichen Frei⸗ 
heit. ft died erreichbar durch Bereinigung beider entgegens 
ftrebender Richtungen in Einer Hand? Bom idealen Stands 
punkt ja, vom practifhen nein, weil in den meiften Gantonen 
die entfprechende Organifation nicht berguftellen if Daher 
muß man bafjelbe Ziel durch Trennung erreichen, man erfpart 
der richterlichen Vorunterſuchung durch die vorherige Gontrolle 
der Staatdanmwaltichaft viel Ueberflüffiges. Biel wichtiger als 
die Bereinigung oder Trennung ift die reine Anwendung des 
Anklageprincips , die Beichränfung der Haft auf Gollufions- 
und Glucbtverdadt, die Bevorzugung der Beweiſe vor dem 
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Geftändni. Man muß dem Bertheidigungdbeweid volle reis 
beit laffen, denn nur um fo prächtiger gelingt dann der Anflage: 
beweis vor den Geſchwornen und um fo mehr fann man fich 
dabei beruhigen.” 

Da niemand mehr dad Wort ergreift, fo erklärt dad Präs 
fibium die Discuffion über die erfle Frage geichlofien und 
nimmt von jeder Abftimmung Umgang. 

Herr Prof. Rüttimann, dem ed überlaffen wird, nad 
feinem Ermefjen die zweite oder dritte Frage vorzutragen, ers 
klärt fich für die lestere, welche lautet: „Was find die gefeh- 
lichen Beftimmungen in denjenigen Gantonen, welche Geſchwor⸗ 
nengerichte haben, in Betreff der an die Geſchwornen zu rich⸗ 
tenden Fragen? Wiefern bedürfen biefelben einer Revifion ? 
Wiefern wäre eine Stellung folder Fragen aud auf fländige 
Gerichte anwendbar ?? Gr refumiert feine Anficht dahin: 

1. Eine Reviſion der betreffenden Gefebgebung ift fein 
dringended Bedürfniß. Doch wäre bei einer ſolchen zu unter 
fuchen, ob nicht das englifche Syſtem, bei welchem die Ges 
ſchwornen einfach über den Inhalt der Anklagefchrift fich aus⸗ 
zufprechen haben, eingeführt zu werden verdiene. 

2. Bei ftändigen Gerichten ift die Frageftellung im Sinne 
der Anflagemagime ftrenge an den von der Anflagefammer zu» 
gelaffenen unb beftimmt formulierten Antrag der Staatsanwalt⸗ 
fchaft zu binden. 

Herr Staatdanwalt Häberlin, GCorreferent, erklärt fit 
mit diefen Anfichten einverftanden. 

Herr Oottofrev: „Die Borfchriften fiber Frageſtellung 
gehören zu den fchwierigfien Fragen in der Organifation des 
Gefhivornengerichtes, dad ja erfahrungsgemäß feine flarfen und 
Ihmwachen Seiten bat. rüber hatten wir in der Waadt die 
getheilten Fragen, wo alfo zuerft der thatfächliche Beftand in 
‚ Einzelfragen zerlegt und dann fehließlich die verbrecherifche Ab⸗ 
fiht zum Gegenftand einer befondern rage gemacht wurde. 
Hiebei wurde dann etwa über dolus malus didcutiert und Die 
verbrecherifche Abficht von den Geſchwornen in Fällen verneint, 
wo bei gleichzeitiger Bejahung der thatfächlichen Fragen fit 
ſchreiende Widerfprüce ergaben, 5. B. beim Meineid. Sept 
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haben tir die zufammengefaßte rage (la question complexe), 
bei der es freilich auch wieder wunderliche Wahrfprüche giebt. 
Es wäre daher viel zu revidieren. — Bei ftânvigen Gerichten, 
die wir fammt Beweistheorie ald Webergangdzuftand zum Ges 
ſchwornengericht hatten, fann man die Frageftellung ganz gleich) 
einrichten wie bei diefem.“ 

Herr Advocat Gendre von Freiburg citiert aus feinem 
Kanton aud Beifpiele von wunderlihen Wahrfprüchen unter 
der Herrſchaft der frübern Gefepgebung über die getheilten 
tagen, und glaubt, viel wichtiger ale die Art der Fragen- 
ftellung fei die Zufammenfegung des Gejchwornengerichtes. 

Herr Staatsanwalt Thurneyfen von Bafel: „Der Res 
ferent bat die analoge Anwendung der Frageftellung auf ftän« 
dige Gerichte faft allzufurg berührt, weil ihm die Gefhwornens 
gerichte aus eigener Anfchauung geläufiger find. Wir in Bafel 
haben durch eine neue Strafprocegordnung vom vorigen Jahr 
das mündliche Verfahren unter Befeitigung jeder Beweistheorie 
eingeführt, aber mit Beibehaltung von ftändigen Gerichten, und 
glauben wohl daran gethan zu haben. Diefe Gerichte beftehen 
zum weitaus fleinern Theil aud Suriften, zum größern aus 
einfachen Mitgliedern der Bürgerfchaftl. Der Staatsanwalt 
entwidelt feine Anfiht über Beweis und Strafe, aber eine 
Frageftellung findet nicht ftatt. ine foldhe bat für fih, daß 
der Urtheilende dadurch gezwungen wird, fi die einzelnen Mor 
mente des Urtheild Mar zu machen; gegen fi, daß er in die 
Denfweife eines andern hineingezwängt und fo der freien ribters 
lihen Würdigung beraubt wird. Bei Gefchwornen, die in 
ihrem Leben nur ein oder einige Mal bei einer Beurtheilung 
mitwirken, mag baber die Frageſtellung zivedmäßig fein, um 
ein vollftändiged Urtheil zu erzielen, bei fländigen Gerichten 
dagegen, melde allmäblig Uebung im Rechiiprechen erlangen, 
wicht." | 

Herr Prof. Cherbuliez: „Es giebt nur zwei Syiteme der 
Grageftelluna: die zufammengefaßte und die getbeilte Frage. 
Im lettern Syſtem hängt die Zahl der zu ftellenden Fragen 
von dem einzelnen all ab. Bei beiden Syſtemen muß der 
Nichter intervenieren: beim erften wie in England, ift die Frage 
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zwar fon durch die Anklagefchrift geitellt, der Präfident muB 
aber das Vergehen charakterifieren und die Geſchwornen über 
den Rechtöpunft belehren; beim zweiten entfcheidet er den Rechts: 
punft durch die Art, wie er die thatfädlihen Fragen ftellt. 
Diefe Präfidialbefugnig ift im Widerfprud mit unfern SProceß« 
beftimmungen, welche dem Präfidenten nur die Entfcheidung 
über Anwendung von Procepregeln einräumen. Sie ftebt auch 
im Widerfprud mit der Richtermehrzahl, welde dadurch der 
Gleichheit ihrer Nechte beraubt werden. Unfer Geſchwornen⸗ 
gericht ift eine unlogifhe Nachahmung des englifchen. Die 
Abficht der ſchweizeriſchen Gefebgebung war nur, in die Ger 
rihtsorganifation ein volföthümlichee Glement einzuführen. 
Statt aber demgemäß gemifchte Gerichte aufzuftellen, 30g man 
ein verunftalteted Gefchwornengericht vor.“ 

Herr Prof. Rüttimann: „Ob die Frageftellung aud bei 
ftändigen Gerichten Platz zu greifen babe, ift in dieſer Unbe— 
ftimmtbeit nicht zu beantworten. Wo ein Gerihtähof in lebter 
Inſtanz urtbeilt oder wo gegen ein Urtheil das Nechtämittel 
der Appellation in vollem Umfange offen fieht, da macht die 
grageftellung feine Schwierigfeit. Wo aber nur eine Nichtig- 
feitöbefchiwerde wegen Verlegung formeller oder materieller Ge- 
ſetzesvorſchriften auläffig iſt, da ift durch das Mittel der Frage— 
ftellung dad Urtheil fo in feine Elemente zu zerlegen, daß eine 
allfällige Gefepeöverlegung zu Tage treten fann. — Der Unters 
schied zwischen ſchweizeriſchem und englifchem Gefchwornengericht 
it nicht fo bedeutend, ald man ihn darftellen wollte Aller: 
dings fteben 3. B. in Zürich dem Präjidenten noch zwei Richter 
zur Seite, an melde aber über die Fragenftellung appelliert 
werden fann. Die Rechtöbelehrung ftebt dem Präfidenten allein 
zu, aber es ift eine Beſchwerde dagegen beim Obergericht gus 
läſſig. Ich würde nie das Gefchwornengericht gegen ein ges 
miſchtes ftändiges Gericht weggeben.“ 

Herr Staatsanwalt Michaud von Neuenburg: „Wir tren- 
nen bei und die thatjächlichen Fragen von derjenigen über die 
verbrecherifche Abficht. Die Rechtöfragen, 4. B. ob eine ber 
fimmte Qualififation im Sinne des Gefeged vorhanden fei, 
werden hingegen nicht von den Gefchwornen, fondern vom Ge 
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richtshof entfchieden. Allerdings giebt e8 öfters unbegreifliche 
Wahrfprüche, indem von den Gefbivornen fämmtliche That- 
fragen bejaht, die Frage nach der verbrecherifchen Abficht aber 
verneint wird, fo daß der Gerichtöhof fich veranlaft fieht, dem 
fo Freigefprochenen dennoch den Schadenerfag aufsuerlegen. Bei 
und find eben alle Wähler auch Gefchiworne, was für die Ju: 
fammenfegung deë Geſchwornengerichts feine genügende Garantie 
darbietet,* 

Hiemit wird die Diéfuffion über die dritte Frage ges 
ſchloſſen. 

Die zweite Frage, welche lautet: „Iſt es möglih und 
zweckmäßig, dad Sntereffe einer Givilpartei und dad öffentliche 
Jutereffe (bag Intereſſe des Publikums) mehr als es biöher 
auf dem Continent gefhah, für die Strafunterfuhung in Ans 
fprud zu nehmen?” — wird wegen Mangeld an Zeit nicht in 
Behandlung gezogen. 

AUS Feftort für das nächte Jahr werden Bern und Lau: 
fanne vorgefblagen und leptereë mit großer Mehrheit gewählt. 

Zum Präfidenten wird auf den Vorſchlag des Porftandes 
gewählt Herr alt Appellationdrichter Xavier Gottofrey von 
Laufanne und ald 4 weitere Mitglieder werden bezeichnet die 
Herren Profeffor Edouard Secretan und Bicepräfident 
Henri Bippert von Laufanne, Prof. Charles Lefort 
von Genf und Fürfpreh Guftav König von Bern. 

Auf eine frühere Anregung von Herrn Prof. Schnell aus 
Bafel fielen die Herren Obergerichtöpräfident Ullmer und 
Prof. v. Wy ß aus Zürich in Verbindung mit Herrn Ständes 
rath Blumer aus Glarud den Antrag, durd einen Special: 
ausfhuß die rage begutachten zu laffen, ob und auf welche 
MWeife von der juriftifchen Gefelfhaft eine Zufammenftellung 
der jebt geltenden ſchweizeriſchen Givilgefebaebungen fowie der 
älteren Mechtéquellen bis zum Jahr 1798 herauszugeben fei. 
Der Antrag wird ohne Widerfprudh angenommen, die Mit. 
gliederzahl des Ausſchuſſes auf fünf feftgeftellt und deren Wahl 
dem Büreau überlaffen. | 

Herr Fürfpreh König von Bern fpricht den Wunfch aus, 
der fünftige Borftand möge Fragen des intercantonalen Staats- 
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oder Privatrechtd zur Behandlung vor die Gefellfchaft bringen, 
ftatt folcher, deren verfchiedene Lüfuna in den einzelnen Gantonen 
gleichgültig fei, worauf das Präfivium bemerkt, daß für die 
hiefige Verſammlung fhon die Nechtöverhältniffe der Niederge- 
lafjenen feftgeftelit gewefen feien, ald der Entwurf des Bundes⸗ 
raths und die darauf folgende Berathung der fchweizerifchen 
Räthe die Wiederbefeitigung dieſes Themas veranlaßt hätten. 

Ferner ftellt Herr Fürfpreh König den Antrag, den neuen 
Boritand mit Begutachtung der Frage zu beauftragen: Ob nicht, 
unabhängig von dem mit dem Seftort wechfelnden Veftcomité, 
ein ftändiger Borftand zu wählen fei, um fo eine confequentere 
Wirkfamkeit der Gefellfchaft zu erzielen. Auch diefer Vorfchlag 
wird angenommen. 

Hiemit werden die Verhandlungen gefbloffen. 

Nach Schluß der Sibung bezeichnet dad Büreau ald Mit- 
glieder des obermwähnten Specialausſchuſſes die Herren Ständer 
tath Dr. Joh. Sal. Blumer in Glarus, Prof. Dr. Sob. 


Schnell in Bafel, Prof. Edouard Secretan in Laufanne, 


Dbergerichtäpräfident Ullmer und Prof. Friedrih v. Wyß 
in Zürich und als Präfidenten Heren Prof. Schnell in Bafel. 


I. Seferat 
des Heren Brofefior Dr. Rüttimann in Zürich. 
Tit. 
Als im Anfange diefed Jahres die Einladung an mid 
gelangte, das Meferat über die heute zu behandelnden Fragen 
zu überriehmen, trug ich einiged Bedenken, diefem ehrenvollen 
Rufe Folge zu leiften. Abgefehen davon, daß id feit einer 


langen Reihe von Jahren faft gar nicht mehr in der Lage ges 


wefen bin, mich mit dem Strafverfahren, auf welches jene 
Tragen fich beziehen, zu befaffen, befürchtete ich ganz befonders, 
mit, meiner Vorliebe für die Grundlagen des englifhen Proceſſes, 
von welcher ich mich durchaus nicht frei maden fann, ganz 
vereinzelt da zu fteben, was für einen Referenten doch immers 


hin miflid if. Da indeß der, hochverehrte Borland unſeres 
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An Einnahmen: 
Saldo der legten Rechnung. . . Fr. 418. 95 
Einitandsgelder und Jahresbeiträge „ 769. — 


gt. 1187. 95 
An Ausgaben für Büralia . . . . . , 124. % 


Saldo auf neue Rebnung . . Gr. 1063. 19 

Hierauf trägt Herr Profeffor Dr. Rüttimann von Züri 
das Referat vor über die erfte der vom Vorſtand feftgeftellten 
drei ragen: „Iſt es möglich und zwedmäßig, die Vorunter⸗ 
fudung vom erften Anfang bis zur Ueberiveifung ded Falles 
an den urtheilenden Richter in Einer Hand zu vereinigen?” 
Seine diedfälligen Schlüffe lauten: 

1. Eine begriffsmäßige Sönderung der richterlichen und 
polizeilichen Aufgabe, wie fie in England und namentlich in 
London fid findet, in Verbindung mit der unbedingten Oeffents 
lichfeit der gerichtlichen Verhandlungen betrachte id ald das 
befle Mittel, um den Zweck der Strafrechtöpflege zu erreichen. 
Sie fcheint mir theoretifch allein richtig zu fein, und fie bat 
fich in der Anwendung vortrefflich bewährt. 

2. Die Art und Weife, wie gegenwärtig in der Schweiz 
richterliche und Polizeibeamte in der Vorunterfuhung theils 
neben theild nad einander thätig find, ſcheint mir weder ratio- 
nell noch vortheilhaft zu fein. Sc halte ed daher nicht nur 
für möglih, fondern fogar für räthlich, die ganze Borunter: 
fuhung in Einer Hand zu concentrieren, wenn die Principien des 
englifchen Verfahrend bei uns feinen Eingang finden. 


Herr Staatsanwalt Häberlin von Weinfelden, Gorrefes 
rent: „In der Hauptfache gehe ich mit dem Referenten einig, 
aber ich befürworte die Trennung der gerichtlichen von der 
polizeilichen Borunterfuchung, felbft wenn die lebtere mit den 
Garantieen des englifchen Rechts umgeben werden könnte. Die 
Vereinigung in Einer Hand ift fürs erfte nicht wohl practifch 
auaführbar, wenigftens in den ‚größern Gantonen. Œntfheidet 
man fid für die Polizei, fo wird man dort nicht binlänglich 
viele Poligeiangeftellte finden, um die Unterfuhung mit Sefchid 
und. Öleishmäßigfeit zum. Ziele zu führen; wenn für den Untere 
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fuchungsrichter, fo wird er von feinem Gentralpunft aus nicht 
mit der nöthigen Energie und Sachkenntniß verfahren Fönnen. 
Aber auch grundfäglich bin ich für die Trennung. Die Polizei 
erforscht Thatfachen, Spuren, objective Beweisgründe ; fie macht 
Hausfuchungen, Verhaftungen, aber alleë vom Standpunkt der 
öffentlihen Sicherheit aug, wo jedermann mit einem rafden 
Zugreifen einverftanden, wo ein beftimmter Thäter erft noch zu 
ermitteln ift, wo daher Mißgriffe auf den davon Betroffenen 
feinen Mafel werfen und leichter wieder gut zu machen find. 
Der Unterfuchungdrichter dagegen hat von einem unbefangenen 
Standpunkt aus Schuld oder Nichtfchuld einer beftimmten 
Perſon zu ermitteln. Lohnender ald die unnatürliche Bereini- 
gung diefer beiden verfchiedenen Aufgaben in Einer Sand ift 
daher ihre naturgemäße PVertheilung an verfihiedene Behörden. 
Endlich bat diefe Trennung auch practifche Borzüge. Seitdem 
im Canton Thurgau die richterliche Borunterfuhung nur auf 
Begehren des Staatsanwalts eintritt, der fpäter feine Schritte 
vertreten, der alfo vor der Anhebung die vorhandenen Beweis— 
gründe prüfen muß und der Unterfuhung die Richtung gegen 
einen beftimmten Thäter wegen einer beftimmten Anfchuldigung 
zu geben bat, ift mehr Klarheit in diefe Borunterfuhungen 
gefommen, ift man dem Anklageprincip gerechter geworden. 
Einzelne Nachtheile der Trennung, wie Belaftung der Zeugen, 
Vielfchreiberei, find nicht Folgen, fondern Auswüchfe des Sy⸗ 
ftemd, auf deren Befeitigung wir binarbeiten follen. Im Sn: 
terefje der individuellen Freiheit und der Wahrung des Anklage 
principé bin id daher für Scheidung der polizeilichen von der 
gerichtlichen Borunterfubung!" 


Herr Obergerichtöpräfident Dr. Ullmer von Zürich: „Ich 
theile im Ganzen die Anfiht von Herrn Rüttimann. Bei der 
Trennung ded Verfahrens geht viele Zeit, durchfchnittlich wes 
nigftend in Zürih 8—10 Tage verloren burd Uebergabe der 
Acten an die Staatsdanwaltichaft, Zumeifung an den Unter- 
fuhungsrichter u. f. w. Inzwiſchen verlieren fih die Spuren, 
ihwächt fit die Erinnerung der Zeugen, dauert aber die Haft 
des Angefchuldigten fort. Nur müßte man bei dem Rüttis 
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Man kann ſich nicht darüber verwundern, daß dieſe Ver⸗ 
ſchiedenheit der Geſetzgebungen auf die von den Herren Local⸗ 
Referenten abgefaßten Gutachten einen gewiſſen Einfluß aud« 
geübt bat. Herr General-Procurator Hermann begnügt fi, 
die Thatſache zu conftatieren, daß in Bern die ganze Vorunter- 
fuhung in einheitlicher Weife von dem Unterfuchungsrichter ges 
führt werde und daß diefe Einrichtung fi) gut bewähre. Auch 
Herr Präfident Mafje fpricht fib in ähnlicher Weife aus. 

Die Herren Staatsanwälte Honegger und Baldinger bins 
gegen gehen von der Wahrnehmung aus, daß in ihren Sans 
tonen das Borverfahren von einer Polizeibehörde eingeleitet 
und fpäter von einem richterlichen Beamten fortgefept und zu 
Ende geführt wird. Sie erbliden ganz richtig in der heute zu 
beantwortenden Frage dad Beftreben, diefen Dualismus zu bes 
feitigen. Herr Baldinger tritt diefer Tendenz entgegen und 
vertheidigt mit großer Wärme die Beibehaltung von zwei Sta- 
dien des DVorverfahrend in der Meinung, daß in dem erften 
die f. 9. gerichtliche Polizei energiih und deshalb einfeitig 
vorgehen, in dem zweiten hingegen ein Unterfuchungsrichter 
ruhig und umfichlig ohne vorgefaßte Meinung dad gewonnene 
Ergebniß prüfen und weitere Nachforfchungen anftellen folle, 

Abweichend bievon findet Herr Honegger, daß in Grimis 
nalfachen, in denen das Urtheil nicht auf die im Vorverfahren 
gefammelten Acten, fondern auf die mündliche Hauptverhand⸗ 
lung gegründet werde, die Dazwifchenkunft eines Verhörrichterd 
entbehrlich wäre, vorausgefept, daB man einerfeitd der Polizei« 
behörde die für Sammlung der Beweife erforderliche Zeit gönne 
und die im zürcherifchen Geſetze aufgeftellten allaufurzen Friſten abs 
fhaffe, und daß man andrerfeitd bem Angefhuldigten und feinem 
Bertbeiviger die Führung ded Entlaftungsbeweifes fo viel als 
möglich erleichtere und zu diefem Bebufe das Princip der 
Deffentlichleit fon in das Borverfabren einfübre. Bei den 
correctionellen Sachen fei eine folche Vereinfachung des Vorver- 
fabren$ numöglich, fe lange die in. demfelben erhobenen Acten 
die Grundlage des Urtheild bilden. Herr Honegger empfiehlt. 
aber mit frifem Mutbe, die correctionellen Sachen den Bezirks⸗ 
gerihten abzunehmen und dieſelben Ginzelrichtern zu über 
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tragen, bei denen ein rein öffentliches und mündliches, dem 
englifhen nachaubilbendes Berfabren einzuführen wäre. Bei 
diefer Einrichtung würden die fämmtlichen gerichtlichen Ver⸗ 
bandlungen den Charakter des Hauptverfahrend an fit tragen. 
Bon einer zwifchen diefem und den polizeilichen Nachforfchungen 
in der Mitte liegenden Borunterfuhung wäre Feine Rede mehr. 

Herr Profeffor Lefort endlich febt auseinander, daß in 
Genf die Berfolgung der Berbrechen und die Unters 
fuhung derfelben getrennt fei. Die erftere fei dem procu- 
reur général, die [ebtere dem juge d’instruction übertragen. 
Herr Lefort bezeichnet die gänzliche Unabhängigkeit des juge 
d’instruction als einen Webelftand. Er fünne die Unterfuchung 
ungebührlic verlängern oder aud diefelbe, wenn er mit dem 
procureur général einig gehe, über das Knie abbrechen. Er 
könne den Angefchuldigten, der erft im legten Augenblide einen 
Bertheidiger erhalte, durch Bernachläffigung der Entlaftungd- 
momente bedeutend gefährden. Es follte daher dem Angefchuls 
digten dad Recht eingeräumt werden, bei dem Gerichte über 
den juge d’instruction Befchwerde zu führen, um Bervoliftän, 
digung oder Schluß der Unterfuhung auszumwirfen. Darüber, 
ob das Dorverfabren öffentlich gemacht werden oder geheim 
bleiben folle, gehen in Genf die Anfichten weit auseinander. 

Indem ich nun meine eigene Anficht über die aufgeftellte 
Trage entwidle, gehe ich davon aus, daß biefelbe dad Vor— 
verfahren in feinem ganzen Umfange, nicht bloß Die 
gerichtliche Borunterfuhung befchlage, denn es wird wohl 
niemand daran denken, diefe lebtere in mehrere Abfchnitte zu 
zerlegen. Wenn auch vier Augen mehr feben ald zwei, fo wäre 
doch ein zu großer Aufwand von Zeit und Kraft erforderlic, 
um fucceffive mehrere Berhörrichter für eine und bdiefelbe Sache 
in Thâtigfeit zu feben. Ohnehin gelangt ja die beendigte 
Unterfuchung an den Staatdanwalt und an die Anklagelammer, 
weldhe Ergänzungen und Berichtigungen veranlaffen Tönnen. 
Go oft zufällige Umftände einen Wechfel in der Perſon des 
Inquirenten nöthig machen, wird died ald ein Uebelfland em 
pfunden. Abfichtlih und organifch einen folchen Wechfel ein- 
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daß der dortige Richter ein Einzelrichter iſt und inappellabel 
urtheilt, beides Einrichtungen, namentlich die erſtere, die mit 
unſeren Begriffen ſich ſchwer vertragen.“ 

Herr Profeſſor Dr. Cherbuliez von Genf: „Man muß drei 
Stadien der Borunterfuhung auseinander halten. Die infor- 
mation préalable ermittelt den objectiven Thatbeitand einer 
ftrafbaren Handlung und wirft den Verdacht auf einen beftimms 
ten Thâter. Die information préparatoire fammelt die Beweife 
für Schuld oder Nichtfchuld, welche über Verfegung in Anklage⸗ 
ftand oder Dahinftellung entfcheiden. Die information défi- 
nitive foll den Richter in Stand feben, fit bag Material ans 
fhaulic zu machen und ein Urtbeil zu fällen. So ift e8 in 
England und frankreich, fo follte e8 überall fein, mo das An- 
flageprincip berrft. Die information préalable fann durch 
Drtöbehörden, dur Maires und Genddarmen vorgenommen 
werden. Die information préparatoire dagegen, von’ der es fich 
jegt allein handelt, beftebt aus einer folge von Verſtandes⸗ 
fhlüffen, und ift einem einzigen richterlichen Beamten zu übers 
tragen.” 

Herr Prof. Rüttimann erwidert Herrn Fürfpredh König, 
daß die vorliegende Frage verfchiedener Auslegung fähig, daß 
fie nämlich von den Einen auf die ganze, von den Anderen 
nur auf die richterliche Vorunterfuchung bezogen worden fei, zu 
welch letztern auch der Specialteferent aus Bern gehört, der alfo 
von diefem Standpunft aus ganz richtig referiert babe. 

Herr Staatdanwalt Häberlin: „Man will zugleich Ener⸗ 
gie in der Strafverfolgung und Schub der bürgerlichen reis 
heit. ft dies erreichbar durch Bereinigung beider entgegens 
ftrebender Richtungen in Einer Hand? Vom idealen Stands 
punkt ja, vom practifchen nein, weil in den meiften Gantonen 
die entfprehende Organifation nicht berguftellen if. Daber 
muß man dafjelbe Ziel durch Trennung erreichen, man erfpart 
der richterlichen Vorunterfuchung burd die vorherige Gontrolle 
der Staatdanwaltfchaft viel Weberflüffiged. Viel wichtiger ald 
die Vereinigung oder Trennung ift die reine Anwendung des 
Anklageprincips, die Beſchränkung der Haft auf Eollufions- 
und Fluchtverdacht, Die Bevorzugung der Beweife vor dem 
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Geſtaͤndniß. Man muß dem Vertheidigungsbeweis volle Frei⸗ 
heit laffen, denn nur um fo prächtiger gelingt dann der Anklages 
beweid vor den Geſchwornen und um fo mehr fann man fich 
dabei beruhigen.” 

Da niemand mehr dad Wort ergreift, fo erflärt dad Präs 
fibium die Didcuffion über die erfte Frage geichloifen und 
nimmt von jeder Abftimmung Umgang. 

Herr Prof. Rüttimann, dem es überlaffen wird, nad 
feinem Grmeffen die zweite oder dritte Frage vorzutragen, ers 
Märt fich für die lebtere, welche lautet: „Was find die gefeh- 
lihen Beftimmungen in denjenigen Cantonen, welche Geſchwor⸗ 
nengerichte haben, in Betreff der an die Geſchwornen zu rich- 
tenden Fragen? Wiefern bedürfen diefelben einer Revifion ? 
Wiefern wäre eine Stellung folder Fragen auch auf fländige 
Gerichte anwendbar ?” Gr refumiert feine Anfiht dahin: 

1. Eine Revifion der betreffenden Geſetzgebung ift fein 
dringende Bedürfnid. Doc wäre bei einer folhen zu unters 
fuhen, ob nicht das englifhe Syſtem, bei welchem die Ges 
[hwornen einfach über den Inhalt der Anklagefchrift fit aus 
zufprechen haben, eingeführt zu werden verdiene. 

2. Bei ftändigen Gerichten ift die Frageftellung im Sinne 
der Anflagemarime firenge an den von der Anflagefammer zus 
gelaffenen und beftimmt formulierten Antrag der Staatdanwalts 
haft zu binden. 

Herr Staatsanwalt Häberlin, Correferent, erklärt fich 
mit diefen Anfichten einverftanden. 

Herr Gottofrey: „Die Borfchriften über Frageſtellung 
gehören zu den fchwierigften Fragen in der Organifation des 
Geſchwornengerichtes, das ja erfahrungsgemäß feine ftarfen und 
ſchwachen Seiten bat. Früher hatten wir in der Waadt die 
getheilten Fragen, wo alfo zuerft der thatfächliche Beftand in 
‚Einzelfragen zerlegt und dann fchließlich die verbrecherifche Ab» 
fiht zum Gegenftand einer befondern Frage gemacht wurde. 
Hiebei wurde dann etwa über dolus malus discutiert und die 
verbrecherifche Abficht von den Geſchwornen in Fällen verneint, 
wo bei gleichzeitiger Bejabung der thatfächlichen Fragen fich 
ſchreiende Widerſprüche ergaben, z. B. beim Meineid. Sept 


20 Berhandlungen der ſchweiz. jurift. Gefellfchaft. 


muß dad ganze Berfabren Schritt für Schritt Überwachen und. 
über die Suläffigfeit aller in die Freiheit des Angefchuldigten. 
eingreifenden Maßregeln entfcheiden. 

Der Staat bat alfo in jedem Strafproceffe von Anfang, 
an, nicht erft während des Hauptverfahrens, eine Reihe 
verfchiedener Aufgaben zu löfen, für die er auch verfchiedener 
Drgane bedarf. Die Feititellung des objectiven Thatbeftandeë 
eined begangenen Berbrehens, die Erforfhung der. Urheber, 
Gebilfen und Begünftiger bdeffelben und das Auffuhen und 
Sammeln der gegen fie vorliegenden Bemeife ift Sache der 
Polizeigewalt, welche biefür befondere Beamte und Angeitellte 
(die Detectiv⸗Polizei) in Thâtigleit febt, Die Production der 
gefammelten Beweife und die Betreibung der Anklage fommt 
der Staatdanwaltichaft zu, die fi in weniger wichtigen, fo wie 
in einfachen Fällen und im erfien Stadium des Borverfabrens 
durch einen PolizeisBeamten oder Angeftellten vertreten laffen 
fann. Dem Angeflagten iſt von Anfang an die Zuziehung 
eines Bertheidigers zu geftatten und es ift ihm fogar nöthigen- 
falls ein amtlicher Vertheidiger aud dem Advofatenftande bei 
zugeben. Damit die Bertheidigung wirkfam fei, fol der Ver⸗ 
theidiger fortwährend Zutritt zu den Acten haben. Cine richter- 
liche Behörde endlich entfcheidet über die Zuläffigkeit des Ver⸗ 
fabrens; über die Frage, ob der Angefchuldigte mit oder ohne 
Caution auf freiem Fuße bleiben dürfe oder ob er in Haft ger 
halten werden folle; fie nimmt die von den Betbeiligten beis 
gebrachten Beweife ab und befhließt die Einleitung des Haupt- 
verfabrens. Die vor der richterlichen Behörde ftattfindenden 
Berhandlungen müffen nothwendig öffentlich fein; denn ein 
gerichtliched Verfahren hinter dem Müden der Parteien hat 
feinen Sinn. 

Es ift, wie ſchon gejagt, die natürliche Aufgabe der Ges 
richte, die Greibeitéfpbüre, welche dem Bürger gegenüber der 
öffentlichen Gewalt eingeräumt ift, zu fbüben. Ohne diefen 
Schup haben alle individuellen Garantien geringen Werth. 
Gin Inquirent, der die Rolle der ‘Polizei und des Anklägers 
zu übernehmen bat, befigt die für dad Nichteramt erforderliche 
Unbefangenbeit offenbar nicht. Denke man fich, daß ein ſchweres 
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Verbrechen begangen worden fei. Dad leidenfchaftlih aufgeregte 
-Publicum erwartet von der Energie, der Combinationdgabe und 
dem pfychologifchen Scharfblid des Snquirenten, daB er das 
Dunkel, welches die That umbülir, werde aufsubellen im Stande 
fein. Er ift für den Erfolg gewiffermaßen verantwortlih. Er 
bilvet fih ein Urtheil und greift in einer beftimmten Richtung 
zu. Wenn er fich getäufcht haben follte, fo ift er mandherlei 
Anfeindungen und Vorwürfen ausgefebt. Er faßt es beinahe 
als Ehrenfahe auf, fit nicht geirrt zu haben. Unter diefen 
Umftänden ift der von ihm ald verdächtig Behandelte in einer 
ziemlich fchlimmen Lage. Er kann freilich bei der Oberbehörde 
Befchwerde führen; aber diefer Troft ift ſchwach. Recurfe dürfen 
das Berfahren nicht aufhalten, fie haben feine Sufpenfivfraft. 
In der Regel find fie aud fonft unwirkfam, weil der Recur- 
rent in Folge des Unterfuchungsgeheimniffes und des Berbaftes 
der Mittel beraubt ift, das an ihm begangene Unrecht mit 
genügender Klarheit und Beftimmtheit darzuthun. Im Haupt- 
verfahren wird dann allerdings die Bertheidigung fit frei bes 
wegen fünnen. Hierin liegt aber noch fein Erfag für eine all- 
fällig in der VBorunterfuchung erlittene Unbil. Auch übt der 
in der Borunterfuchung erzeugte Schein der Schuld bisweilen 
auf die Hauptverhandlung ‘einen febr fchlimmen Einfluß aus. 
Es genügt, daran zu erinnern, daß in dem bekannten Proceffe 
Arbenz die Acten der Borunterfuhung fo ungünftig wirkten, 
daß nicht nur der Staatsanwalt und die Richter, fondern fogar 
der Vertheidiger des Angeklagten mit der feften Ueberzeugung 
von feiner Schuld an die Hauptverhandlung heran getreten jind. 

Abftract genommen ift ed ganz richtig, daß der Unter- 
fuchungsrichter fein anderes Intereſſe und fein anderes Biel 
bat, als die Wahrheit andzumitteln; daß ihm daher eben fo 
fehr daran liegen muß, die Indicien und Beweife für die 
Unfhuld wie diejenigen für die Schuld aufzufinden und zu 
conftatieren, daß er alfo gar wohl gemiffermafen Ankläger, 
Bertheidiger und Richter in Einer PBerfon fein kann. Im ein- 
zelnen Kalle findet aber eine folche neutrale Stellung, eine fo 
rein objective Auffaßung nicht Statt. Der Inquirent muß 
nothiwendig, wenn er nur irgend der polizeilichen Aufgabe ges 


22 Verhandlungen ver ſchweiz. juriſt. Geſellſchaft. 


nügen will, einen Plan entwerfen und durchführen, bei deſſen 
Verfolgung allerlei Hinderniſſe aus dem Wege zu räumen find. 
Bei diefer Thätigfeit wird er nicht indifferent und fait bleiben 
fönnen. Wenn er einmal eine Uebergeugung fich gebildet bat, 
wird er fein offenes Auge und Ohr für die entgegenftchenden 
Gründe mehr haben. 

Es ift gewiß allein richtig und rationell, verfhiedenartige 
Aufgaben, die mit einander gemiflermaben collidieren, mehreren 
Perfonen aufzutragen. Eine gut eingerichtete intelligente Poligeis 
macht, die an jedem Punkte des ganzen Landes ihre miteinander 
fortwährend in Berbindung ftehenden Organe bat, eignet ſich weit 
beffer dazu, die Spuren eines Berbrechend aufzufuchen und zu vers 
folgen, als ein einzelner Beamter. Es ift allerdings richtig, 
daß die Polizei bei jeder möglichen Einrichtung der Borunters 
fuhung berufen ift, in diefem Sinne thätig zu fein. ber 
jedermann weiß, daB diefe Thätigfeit von dem Augenblide 
an, in welchem die Sache bei dem Gerichte anhängig ift, er⸗ 
ſchlafft. Die Polizei erfährt eben von da an von der Unters 
fuhung nur fo viel, als ihr der Snquirent mittheilt. Bon 
biefem empfängt fie nun den Impuls; mit feinen Augen fiebt 
fie und feinen Directionen gemäß operiert fie. Bei der Sön⸗ 
derung der Sunctionen und bei der Deffentlihleit des DBorvers 
fahrend hingegen bat die Polizei fortwährend die Pflicht und 
fie befist die Mittel, mit völliger Greibeit in allen Richtungen 
die geeigneten Nachforfchungen anzufielen. Es bleibt dem 
Richter unbenommen, ihr Anweifungen zu ertheilen, denen fie 
nadaufommen bat; aber die Hauptverantwortlichfeit Dafür, daß 
verbrecherifche Handlungen unentdedt bleiben, ruht doch auf ihr. 

C8 kann faum einem Zweifel unterliegen, daß bei der 
Sönderung dey Functionen in jeder Richtung weit mehr Kraft 
entwicelt wird, alé bei der Bermifchung derfelben. Die Gefahr 
einer einfeitigen Webertreibung biefer Sraftanfirengung wird 
durch die Deffentlichkeit des Verfahrens, durch das Gegengewicht 
der freien Bertheidigung und bdurd die vichterlihe Controlle 
vollfommen befeitigt. 

Die Befchäftigung eines Snquirenten, der auf feiner Amtés 
ftube bei perſchloſſenen Thüren fhriftlih und geheim eine Unter 
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ſuchung führt, ift febr ermübdend. Wenn vorübergehend die 
Proceduren fih anbäufen, fo ergeben fich Leicht Rückſtände. 
Schon der bloße Anblid der vielen Acten⸗Fascikel, die zu bes 
wältigen find, erweckt eine gewiffe Unluſt. Selbft ein tüchtiger 
Beamter fühlt fih manchmal verfudt, eine Sache, bei der fidh 
größere Schwierigkeiten ergeben, liegen zu laffen und andere 
Fälle, die einfacher find, zur Hand zu nehmen. Je länger man 
zugewartet bat, befto mehr fehlt der Muth, energifd worzus 
gehen. Zulept bricht man über dad Knie ab. Der Oberbe- 
bôrde gegenüber dient am Ende gerade die Maffe von Rüditän- 
den, die man vielleicht aus Nacläffigkeit bat auflaufen laffen, 
als Entfhuldigung für Verzögerungen. Es bildet diefelbe den 
Beweis, daß ein Uebermaß von Arbeit auf dem betreffenden 
Beamten laftet und daß er außerordentlicher Aushilfe bedarf. 
So Tann ed fommen, daß bet unveränderten Competenz⸗Ver⸗ 
hältniffen vier Inquirenten nicht mehr ausreichen, wo früber 
Jahre lang zwei vollfommen genügt hatten. Charafteriftifch 
ift die Gewiſſenhaftigkeit, mit der jedes Blatt Papier, das 
irgendivie bei Gelegenheit der Unterfuchung befchrieben worden 
ift, zu ben Acten genommen und mit einer Nummer bezeichnet 
wird. So entftehen Actenftöße von vielen hundert Nummern, 
die in fehr kurzer Zeit durchſtudiert werden fönnen, weil ein 
guter Theil der einregiftrierten Papiere obne irgend welchen 
Schaden dem PBapierforbe überantwortet werden könnte. Aber 
der Umfang der angebäuften Acten muB eben den Beweis für 
den Aufwand von Fleiß und Zeit leiften! So war ed wenig- 
ftend zur Zeit, ald die Acten ver Borunterfuchung die Grund- 
lage für dad Urtheil bildeten. Sn den legten zehn Sabren habe ich 
wenig Gelegenheit mehr gehabt, die biediällige Praxis zu be- 
obachten. Aber es ift bei der Unvollfommenbeit der menſchlichen 
Natur Taum gedenfbar, daß nicht an ein gebeimes, in Einer 
Hand concentrierted Berfahren, bei welchem Cabgefehen von der 
Führung der Sefchäftsliften, die von Zeit zu Zeit der Ober- 
behörde einzureichen find) fait gar feine Gontrolle beftebt, fich 
allerlei Auswüchſe anfeben.. Mißverftändnijje fönnen jedenfalls 
fehr Leicht vorfommen und find ſchwer zu entdeden, fei ed, daß 
der Zeuge eine Frage des Inquirenten oder diefer eine Ant- 
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Vereins, dem ich dieſe Beſorgniß mit aller Offenheit mittheilte, 
ſich nicht dazu herbeilaſſen wollte, einen anderen Berichterſtatter 
aufzuſuchen, ſo glaubte ich, mich der mir geſtellten Aufgabe 
nicht entziehen zu dürfen. In der Löſung derſelben bin ich 
durch gefällige Mittheilungen aus den Kantonen Zürich (von 
Herrn Staatsanwalt Dr. Honegger), Bern (von Herrn General⸗ 
Procurator Hermann), Aargau (von Herrn Staatsanwalt Bal- 
dinger), und Genf (von den Herren Präſident Maſſe und Pro— 
feffor Lefort) auf ſehr verdankenswerthe Weiſe wejentlich geför- 
dert worden. 
Erſte Frage. 

„Sit ed möglich und zwedmäßig, die Borunterfuhung vom 
erften Anfang bis zur Weberweifung des alles an den urfhei- 
lenden Richter in Einer Hand zu vereinigen?“ 

So einfach diefe Frage beim erften Anblicke zu fein fcheint, 
fo fann fie doch auf verfchiedene Weife verftanden werden, weil 
der Ausdrud Borunterfuhung in den einen Gefeben das 
Borverfahren in feinem ganzen Umfange, in den andern hin 
gegen nur ein einzelned Stadium defjelben bezeichnet. So unter» 
fheidet 3. D. das Gefeb über die Bundesitrafrechiöpflege 
zwifchen dem Berfabren der gerichtlichen Polizei und der Vors 
unterfuhung. Diefe Unterfcheidung ift dann in die Geſetze der 
Gantone Yargau und Thurgau übergegangen und fie findet 
fih, zwar nicht dem Wortlaute aber doch der Sache nach, aud 
in der Strafprocegordnung ded Cantons Züri. Der Begriff 
fowohl als der Ausdruck „gerichtliche Polizei” ift dem franzd- 
fifben Code d’instruction criminelle entnommen, jedoch iwefents 
lich umgeftaltet worden. Das franzöfifche Geſetzbuch „verfteht 
unter der police judiciaire die Borunterfuchung in ihrem ganzen 
Umfange. Zu den Beamten der gerichtlichen Polizei gehören 
die Unterfuchungsrichter ebenfogut wie die Faiferlichen Procuras 
toren und ihre Hilfdbeamten. Der juge d’instruction und der 
procureur impérial find bei der Handhabung der gerichtlichen 
Polizei, d. b. bei der Durhführung der Borunterfubung fort: 
während gleichzeitig thätiq, aber allerdingd mit ganz verfchie- 
denen Befugniffen. Der procureur impérial ftellt den Antrag, daß 
dad Berfuhren eingeleitet, dag ein Verhaftsbefehl erlaffen, daß 
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der Augenfhein eingenommen werde u. f. f. Er bezeichnet die 
abzuhörenden Zeugen, er begleitet den Unterfuchungsrichter, wenn 
derfelbe den Augenfchein einnimmt. Hingegen ift er in ber 
Regel nicht berechtigt, felbft Unterfubungébandlungen vorzu⸗ 
nehmen. Der juge d'instruction prüft die von dem procureur 
impérial geftellten Anträge und entfpricht denfelben, fo weit er 
fie begründet findet. Er Tann aber aud, wenn einmal das 
Berfabren im Gange ift, unaufgefordert Vorführungs⸗ und 
Berwahrungsbefehle erlaffen, Zeugeneinvernahmen und Haud- 
durchfuchungen veranftalten u. f. f. 

Diefe die Regel bildende Sönderung der Functionen fällt 
unter der Boraudfegung, daß e8 fih um ein mit peine afflic- 
tive ou infamante bedrohtes Verbrechen handle, in den Fällen 
des flagrant délit fo wie in denjenigen Fällen, die mit flagrant 
délit auf Einer Linie fteben, gänzlich dahin. In diefen Fällen 
fteben dem juge d'instruction alle Befugniffe ded procureur 
impérial zu und umgekehrt. 

Die StrafproceBordnungen des Cantons Bern und der Weſt⸗ 
ſchweiz fchließen fit immerhin mit mancherlei Mobificationen 
an dad franzöfifhe Syftem an. Dagegen verftehen die anges 
führten Gefebe des Bundes fowie der Kantone Yargau und 
Thurgau unter der f. g. „gerichtlichen Polizei” ein der gericht- 
lichen Borunterfuhung ald Einleitung dienendes rein poligeis 
liche® Borverfahren, fo daß der Strafproceß nicht in zwei, fon« 
dern in drei Abfchnitte zerfällt, nämlich: 1. das Verfahren der 
gerichtlichen Polizei; 2. die gerichtliche Borunterfuhung; 3. das 
Hauptverfahren. Die PBolizeibehörde und der Berhörrichter 
werden nicht neben einander, fondern nach einander thätig. 
Ohne Rüdfiht auf flagrant délit fteben im erſten Abfchnitte 
des Proceſſes der Polizeibehörde alle Diejenigen Befugniffe zu, 
welche im zweiten Stadium von dem Verhörrichter ausgeübt 
werden. Die Grenze wird entweder durch ein fired Zeitmaß 
beftimmt , indem die Polizeibehbörde nach Ablauf der vorges 
fchriebenen Zeit die Acten an den Verhörrichter abzugeben bat, 
oder ed wird der Polizeibehörde zur Pflicht gemadt, fih auf 
die Vornahme derjenigen Unterfuhungshandlungen zu bes 
Ihränfen, melde ohne Gefahr nicht verfchoben werden fünnen. 
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Man Tann fich nicht darüber verwundern, daß diefe Ver⸗ 
fchiedenheit der Gefebgebungen auf die von den Herren Local» 
Referenten abgefaßten Gutachten einen gewiſſen Einfluß aus⸗ 
geübt bat. Herr General-Procurator Hermann begnügt fich, 
die Thatfache zu conftatieren, daß in Bern die ganze Borunter- 
fuhung in einheitlicher Weife von dem Unterfuchungsrichter ges 
führt werde und daß diefe Einrichtung fi) gut bewähre. Aud 
Herr Präfident Mafje (pribt fih in ähnlicher Weife aus. 

Die Herren Staatsanwälte Honegger und Baldinger bins 
gegen gehen von der Wahrnehmung aus, daß in ihren Can⸗ 
tonen das Borverfahren von einer Polizeibehörde eingeleitet 
und fpäter von einem richterlichen Beamten fortgefebt und zu 
Ende geführt wird. Sie erbliden ganz richtig in der heute au 
beantwortenden Frage dad Beftreben, diefen Dualiömus zu be» 
feitigen. Herr Baldinger tritt diefer Tendenz entgegen und 
vertheidigt mit großer Wärme die Beibehaltung von zwei Stas 
dien ded Borverfahrend in der Meinung, daß in dem erften 
die f. g. gerichtliche Polizei energiich und deshalb einfeitig 
vorgehen, in dem zweiten hingegen ein Unterfuchungsrichter 
rubig und umfichtig obne vorgefaßte Meinung das gewonnene 
Ergebniß prüfen und weitere Rachforfchungen anftellen folle. 

Abweichend bievon findet Herr Honegger, daß in Crimi⸗ 
nalfachen, in denen dad Urtheil nicht auf die im Borverfabren 
gefammelten Acten, fondern auf die mündliche Hauptverhand⸗ 
lung gegründet werde, die Dazwifchenkunft eines Verhörrichters 
entbehrlich wäre, vorausgefegt, daß man einerfeitd der Polizei⸗ 
bebhörde die für Sammlung der Beweife erforderliche Zeit gönne 
und die im zürcherifchen Gefebe aufgeftellten allzukurzen Friften abs 
fbaffe, und dag man andrerfeitd bem Angefchuldigten und feinem 
Bertheidiger die Führung ded Entlaftungsbeweifed fo viel als 
möglich erleichtere und zu diefem Behufe dad Princip der 
Deffentlichleit fhon in dad Borverfahren einführe Bei den 
correctionellen Sachen fei eine folche Vereinfachung des Borvers 
fahrens uumöglich, ſo lange die in demfelben erhobenen Acten 
die Grundlage des Urtheils bilden. Herr Honegger empfiehlt 
aber mit friſchem Muthe, die correctionellen Sachen den Bezirks⸗ 
gerichten abzunehmen und dieſelben Einzelrichtern zu über 
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tragen, bei denen ein rein öffentliches und mündliches, dem 
englifchen nachaubifbendes Verfahren einzuführen wäre. Bei 
diefer Einrichtung würden die fämmtlichen gerichtlichen Ver⸗ 
handlungen den Charadter des Hauptverfahrend an fich tragen. 
Bon einer zwifchen diefem und den polizeilichen Nachforſchungen 
in der Mitte liegenden Borunterfubung wäre feine Rede mehr. 

Herr Profeffor Lefort endlich febt auseinander, daß in 
Genf die Verfolgung der Verbrechen und die Unters 
fuhung derfelben getrennt fei. Die erftere fei dem procu- 
reur général, die lebtere dem juge d’instruction übertragen. 
Herr Lefort bezeichnet die gänzliche Unabhängigkeit des juge 
d’instruction ald einen Webelftand. Er könne die Unterfuhung 
ungebübrlid verlängern oder auch biefelbe, wenn er mit dem 
procureur général einig gehe, über dag Knie abbrechen. Er 
fönne den Angefchuldigten, der erft im lebten Augenblide einen 
Bertheidiger erhalte, durch DBernachläffigung der Entlaftungs- 
momente bedeutend gefährden. Es follte daher dem Angefchuls 
digten das Recht eingeräumt werden, bei dem Gerichte über 
den juge d’instruction Befchwerde zu führen, um Bervollftän, 
digung oder Schluß der Unterfuhung auszumwirfen. Darüber, 
ob das Borverfabren öffentlih gemacht werden oder geheim 
bleiben folle, gehen in Genf die Anfichten weit audeinander. 

Indem ich nun meine eigene Anficht über die aufgefte [te 
Trage entwidle, gehe ich davon aus, daß diefelbe dad Bors 
verfahren in feinem ganzen Umfange, nicht bloß die 
gerichtliche Borunterfudung befchlage, denn ed wird wohl 
niemand daran denken, diefe lebtere in mehrere Abfchnitte zu 
zerlegen. Wenn auch vier Augen mehr feben ald zwei, fo wäre 
doh ein zu großer Aufwand von Zeit und Kraft erforderlich, 
um fucceffive mehrere Verbörrichter für eine und diefelbe Sache 
in TIhätigfeit zu fegen. Ohnehin gelangt ja die beendigte 
Unterſuchung an den Staatdanwalt und an die Anflagefammer, 
welche Ergänzungen und Berichtigungen veranlaffen Tönnen. 
So oft zufällige Umftände einen Wechfel in der Perfon des 
Inquirenten nöthig machen, wird died ald ein Uebelftand em 
pfunden. Abfihtlih und organifé einen folhen Wechfel eins 
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treten zu laffen, biefür dürfte fit faum irgend eine Stimme 
erheben. 

Sodann lege id der aufgeftellten Frage eine gedoppelte 
Tragweite bei. Sd nehme an, daß deren Beantwortung fowohl 
den Uebergang der Borunterfuchung von einem Polizeibeamten 
an einen Unterfuchungsrichter, ald auch das gleichzeitige Zuſam⸗ 
menwirken eined Polizeibeamten und eines Unterfuchungsrichtere 
auöfchließe. Sch falle alfo die Frage fo auf, wie wenn fie 
lauten würde: Sit ed wünfchendwerth, daB die Vorunterſuchung 
in ihrem ganzen Umfange in der Hand Eines Inquirenten liege, 
der alle erforderlichen Befugniffe richterlicher und pelizeilicher 
Natur in fi) vereinigt und gleichmäßige die Snéereffen der 
Anklage, wie Diejenigen der Bertheibigung wabrt, fo daß neben 
ibm weder ein öffentlicher Ankläger nod ein Bertheidiger zu 
handeln bat. 

Endlich jege ich voraus, daß trot der Bejabung bdiefer 
Frage die Berechtigung der Polizeiangeftellten und begies 
bungsweife fogar der einfachen Bürger fortbeftehen bleibt, 
folhe Unterfuhungdhandlungen vorzunehmen, die ohne Gefahr 
nicht bis zur Ankunft des Inquirenten verfchoben bleiben kön⸗ 
nen. Wie man auch immer die Borunterfuhung einrichten 
mag, fo werden doch in der Regel die Polizeibedienfteten,, die 
ja in allen Ortfchaften fich finden, lange vor dem Inquirenten 
zur Hand fein, um Werkzeuge, Producte oder Objecte deë Ver⸗ 
brechend mit DBeichlag zu belegen, Verdächtige zu verhaften 
u. ſ. fe Solche Maßregeln Tönnen febr oft nur unmittelbar 
nach der Entdedung der That mit Erfolg ausgeführt werden. 
Es dürfen daher die Polizeibedienſteten nicht bis zur Ankunft 
des Snquirenten müßig bleiben. GS ift vielmehr Aufgabe des 
Staated, bei der Anftellung und bei der Inftruction der Poligeis 
mannfchaft dafür zu forgen, daB ed nicht leicht an zunerläfftgen 
Leuten fehle, die dergleichen Unterfuchungshandlungen mit Eifer 
und Gefchid vorzunehmen im Stande find. Aber aud die 
einfachen Bürger follen in Abivefenbeit der Polizei zum Ein: 
fbreiten berechtigt fein. Die Erfahrung zeigt, daß fchlichte 
Handwerker und Bauern in foldyen Fällen oft einen Scharfblid 
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und eine Sorafalt beurfunden, die jedem Beamten zur Ehre 
gereichen würden. 

Diefed Alles vorausgeſetzt, trage ich fein Bedenfen, fol- 
gende zwei Sätze aufzuftellen: 

4. Eine begriffgmäßige Sönderung der richterlichen und 
poligeiliden Aufgabe, mie fie in England und namentlich in 
London ſich findet, in Verbindung mit der unbedingten Deffent- 
lichfeit der gerichtfichen Verhandlungen betradte id als dad 
befte Mittel, um den Zweck der Strafrechtöpflege zu erreichen. 
Sie fheint mir theoretiſch allern richtig zu fein, und fie bat 
fih tn der Anwendung vortrefflih bewährt. 

2. Die Mt und Weife, wie gegenwärtig in der Schweiz 
richterliche und Polizeibeamte in der Borunterfugung theils 
neben theils nach einander thätig find, ſcheint mir weder ra⸗ 
tionell noch vortheilhaft zu ſein. Ich halte es daher nicht nur 
für möglich, fondern fogar für räthlich, die ganze Vorunter⸗ 
ſuchung in Einer Hand zu concentrieren, wenn die Principien 
ded engliſchen Verfahrens bei. und feinen Gingang finden. 

Mit andern Worten: Ich verneine in erfter Linie die 
aufgeſtellte Frage, meil id eine rationelle Sönderung der vers 
ſchiedenen amtlichen. Œunctionen, die in der: Borunterfuchung 
vorfommen, der Goucentration aller Befugniffe und Pflichten 
in Œiner Berfon vorziehe. 

In zweiter Linie, wenn ich diefe rationelle Sönderung der 
Functionen nicht haben kann, bejahe ich jene Frage, ohne 
‚ Übrigen einen befondern Werth auf die bieraus fit ergebende 
‘Reform zu legen. 

34 beginne mit der Erläuterung meines erften Satzes. 

Man if allgemein darüber einverftanden, daß die Vers 
brechen von Staatöwegen mit aller Energie und mit allen dem 
Staate zu Gebote ftehenden Mitteln. verfolgt werden follen. 
Damit aber im alle eines Irrthums der betreffenden Staats⸗ 
behörde diefe Kraftentwicklung dem unſchuldig Berfolgten nicht 
gefährlich oder verderblich werden fünne, ift ein gedoppelte® 
Gegengewicht erforderlich; dem Angefchuldigten muß für feine 
Dertheidigung volle Freiheit gelaffen werden und ein bei der 
Verfolgung des Verbrechens in feiner Weiſe betbeiligter Richter 
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amtmanné n. f.w.) oder ed würde diejenige ded Unterfuchungds 
ribters wegfallen. Im erftern Falle hätten die Polizeibedten- 
fleten oder Privatleute, welche die Berübung eines Verbrechens 
entbeden, fi) unmittelbar an den Umterfuchungdrichter zu wen⸗ 
den, und es wäre diefer berechtigt und verpflichtet, von Amts- 
wegen einzufchreiten. Im lebteen Falle läge es der Polizeibe⸗ 
hoͤrde sb, die Borunterfuhung bis zum Hauptverfahren durch⸗ 
zuführen. 

Ob man den einen oder den andern Weg einfchlagen fofte, 
diefe Frage ift vielleicht weniger wichtig, ald man gewöhnlich 
annimmt. Ein mit der fraglichen Bollmadt audgerüfteter In⸗ 
quirent muß immerhin richterliche und polizeiliche Functionen 
in einer Weife, die mir freilid ganz und gar nicht einleuchtet, 
mit einander cumulierem; der Richter wird immerhin fid in die 
polizeiliche, und der Pofigeimann wird ſich in die richterliche 
Sphäre hinein leben müffen. Die Bezirköftattbalter und die 
Bezirfögerichtöpräftdenten werden in den meiften Kantonen 
mit Hinfiht auf Bildung und Charakter einander fo ziemlich 
gleichftehen, und ein Webergang aus der einen Stellung in die 
andere gehört gar nicht zu den Seltenheiter. Doc mag es 
väthlich fein, ben Inquirenten aus dem Ridterftande zu wäh 
len, und jedenfalls follte die Beurtheilung von Befchwerden 
über feine Berfügungen nicht einer höheren Polizeibehörbe, 
fondern dem Obergerich& oder einer Abtheilung desfelben über: 
tragen werden. Die Gerichte find aber, wie bon gefagt, die 
natürlichen Wächter der bürgerlichen Freiheit. Es ift daher ges 
wiß nicht zu billigen, daß dad Thurg. Geſetz, weldhes in cor= 
rectionellen Fallen Die ganze Borunterfuhung durch den Be- 
zirföftatthalter durchführen läßt, ben Enrfcheid Über Beſchwer⸗ 
den beireffend die von biefem Beamten angeordneten Ber: 
baftungen in die Befugnif des Staatsanwalt legt. 

Bei dem Syfteme, nad) welchem die Borunterfubung eine 
Zeit lang in der Hand einer Polizeibehörde Liegt, und fpäter 
an einen richterlichen Beamten übergeht, ergeben fich verfchiedene 
Uebelftände, welche durch die angeregte Veränderung gemildert 
oder ganz befeifigt würden. 

Die Erfahrung zeigt, daß bei dem Uebergange aus einer 
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Hand ‘in die andere ein gemiffer Zeitverluft unvermeidlich ift. 
Zwifchen der lebten Unterfuchungshandlung tm polizeilichen und 
der erften im gerichtlichen Stadinm liegen meiflend viele, oft 
fehr viele Tage in der Mitte, die bei der Einheit des Berfah- 
rens zweckmäßig hätten benupt werden können. Nicht felten 
entfteben Eonflicte und Neibungen, welche immer fhädlich wir⸗ 
fen. Der Ungefchnldigte beſchwert fich darüber, daß die Polizei 
die Sache zu lange in ihrer Gand behalte; oder dad Geriÿt 
findet umgekehrt, daß ibm der Salt verfrübt und unreif Äber- 
wiefen worden fei. Die Grenze zwifchen den beiden Abfchnitten 
des Verfahrens ift befanntlich gar nicht Feicht zu ziehen. Das 
Thurg. Gefep bezeichnet e8 als weientliche Aufgabe der gericht- 
lien Polizei, zu verhindern, daß fi die Spuren des Berbres 
chend verlieren, ferner diejenigen Indicien, welche zur Entdeckung 
des Urhebers führen Pönnen, zu fammeln und ſich nöthigenfalld 
der Perfon des Schuldigen zu verfichern. Diefe Definition deckt 
die Borunterfuhung — mit Ausnahme der Erhebung der ent- 
laftenden Momente — in ihrem ganzen Umfang. Es ift eben 
fonderbarer Weife die in Art. & des franzöfifchen Code ent- 
haltene Definition der police judicisire in den Art. 11 Des 
Geſetzes über die Bundeditrafrechtäpflege und aus biefem in den 
$ 11 deë Thurgauifhen Geſetzes übergegangen, während doc 
diefe Gefebe jenen Begriff weit enger faffen al8 der Code. Ets 
wad näher präcifieren das Zürcherifhe und (in beinade wörtlis 
er Uebereinfiimmung mit demfelben) das Aarganifche Gefeb 
die Rechte und Pflichten der Polizeibehörde dahin, daß fie die ers 
ften Spuren des DBerbrechend oder Vergehens zu erbeben, den 
objeetiven Thatbeſtand feftzuftellen und mit Beziehung auf den 
fubjectiven Thatbeftand die nöthigen fihernden Berfügumgen zu 
treffen, dabei aber fit auf diejenigen Maßregeln zu befchränfen 
babe, die ohne Gefahr nicht verfchoben werden fünnen. Ueber⸗ 
dieß gilt in Zürih und Aargau die Vorſchrift, daß die Ueber 
weifung and Gericht, menn eine Verhaftung Statt gefunden 
babe, innerhalb vier, in allen andern Fällen innerhalb zehn 
Tagen gefchehen folle. Nichts defto weniger befteht wenigftend 
in Zürich feine rechte Klarheit über das Verhältniß der poligei: 
lichen Einleitung zu der gerichtlichen Borunterfubung. Die ges 
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nügen will, einen Plan entwerfen und durchführen, bei deſſen 
Verfolgung allerlei Hinderniſſe aus dem Wege zu räumen ſind. 
Bei dieſer Thätigkeit wird er nicht indifferent und kalt bleiben 
können. Wenn er einmal eine Ueberzeugung ſich gebildet hat, 
wird er kein offenes Auge und Ohr für die entgegenſtehenden 
Gruͤnde mehr haben. 

Es iſt gewiß allein richtig und rationell, verſchiedenartige 
Aufgaben, die mit einander gewiſſermaßen collidieren, mehreren 
Perſonen aufzutragen. Eine gut eingerichtete intelligente Polizei⸗ 
macht, die an jedem Punkte des ganzen Landes ihre miteinander 
fortwährend in Verbindung ſtehenden Organe hat, eignet ſich weit 
beſſer dazu, die Spuren eines Verbrechens aufzuſuchen und zu vers 
folgen, als ein einzelner Beamter. Es iſt allerdings richtig, 
daß die Polizei bei jeder moͤglichen Einrichtung der Vorunter⸗ 
ſuchung berufen iſt, in dieſem Sinne thätig zu ſein. Aber 
Jedermann weiß, daß dieſe Thätigkeit von dem Augenblicke 
an, in welchem die Sache bei dem Gerichte anhängig iſt, ets 
ſchlafft. Die Polizei erfährt eben von da an von der Unter⸗ 
ſuchung nur ſo viel, als ihr der Inquirent mittheilt. Von 
dieſem empfängt fie nun den Impuls; mit feinen Augen fiebt 
fie und feinen Directionen gemäß operiert fie. Bei der Sön⸗ 
derung der Functionen und bei der Deffentlichkeit des Vorver⸗ 
fabrens hingegen bat die Polizei fortwährend die Pflicht und 
fie befigt die Mittel, mit völliger freiheit in allen Richiungen 
die geeigneten Nacforfchungen anzufiellen. Es bleibt dem 
Richter unbenommen, ihr Anweifungen zu ertheilen, denen fie 
nachzufommen bat; aber die Hauptverantwortlichkeit dafür, daß 
verbreherifhe Handlungen unentdedt bleiben, ruht do auf ihr. 

C8 fann faum einem Zweifel unterliegen, daß bei der 
Sönderung dey Functionen in jeder Richtung weit mehr Kraft - 
entwicelt wird, ald bei der Dermifchung derfelben. Die Gefahr 
einer einfeitigen Webertreibung diefer Sraftanftrengung wird 
durch die Deffentlichfeit des Berfabrens, durch dad Gegengewicht 
der freien Bertheidigung and durch die richterliche Gontrolie 
vollfommen befeitigt. 

Die Befrhäftigung eines Snquirenten, der auf feiner Amts⸗ 
ftube bei perfchloffenen Thüren fihriftlih und geheim eine Unter 
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fudung führt, ift febr ermüdend. Wenn vorübergehend die 
Proceduren fit anbäufen, fo ergeben fich leibt Rückſtände. 
Schon der bloße Anblick der vielen Acten-Fascikel, die zu be- 
wältigen find, ermedt eine gewiſſe Unluſt. Selbft ein tüchtiger 
Beamter fühlt fit manchmal verfucht, eine Sache, bei der ſich 
größere Schwierigkeiten ergeben, liegen zu laffen und andere 
Fälle, die einfacher find, zur Hand zu nehmen. Ge länger man 
zugewartet bat, defto mehr fehlt der Muth, energifd vorzu⸗ 
gehen. Zulegt bricht man über das Knie ab. Der Oberbes 
bôrde gegenüber dient am Ende gerade die Maffe von Rüditän- 
den, die man vielleicht aus Nachläffigkeit hat auflaufen faffen, 
alé Entfchuldigung für Verzögerungen. Es bildet diefelbe den 
Beweis, daß ein Uebermaß von Arbeit auf dem betreffenden 
Beamten laftet und daß er außerordentlicher Aushilfe bedarf. 
So fann e8 kommen, daß bei unveränderten Competenz⸗Ver⸗ 
hältniffen vier Snquirenten nicht mehr ausreichen, wo früber 
Sabre lang zwei vollfommen genügt hatten. Charafteriftifch 
ift die Gewiffenhaftigfeit, mit der jeded Blatt Papier, das 
irgendivie bei Gelegenheit der Unterſuchung befchrieben worden 
ift, zu den Acten genommen und mit einer Nummer bezeichnet 
wird. So entftehen Actenftöße von vielen hundert Nummern, 
die in fehr furger Zeit durchſtudiert werden fünnen, weil ein 
guter Theil der einregiftrierten Papiere ohne irgend welchen 
Schaden dem PBapierforbe überantwortet werden könnte. Aber 
der Umfang der angebäuften Acten muß eben den Beweis für 
den Aufwand von Fleiß und Zeit leiften! So war ed wenig- 
ftend zur Zeit, ald die Acten der Borunterfuchung die Grund«- 
lage für das Urtheil bildeten. In den legten zehn Jahren babe id 
wenig Gelegenheit mehr gehabt, die diesfällige Praris zu be- 
obachten. Aber es ift bei der Unvollfommenbeit der menfchlichen 
Natur Taum gedenfbar, dag nicht an ein geheimed, in Einer 
Hand concentriertes Berfabren, bei welchen (abgeleben von der 
Führung der Sefchäftsliften, die von Zeit zu Yeit der Ober: 
behörde einzureichen find) faft gar feine Gontrolle beiteht, fich 
allerlei Ausmwüchfe anfepen. . Mibverftändniffe können jedenfalls 
fehr leicht vorfommen und find ſchwer zu entdeden, fei es, daß 
der Zeuge eine Frage des Inquirenten oder biefer eine Ant- 
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wort des Zeugen irrig auffaßt. Aber ſelbſt grobe Pflichtver⸗ 
letzungen bleiben oft lange verborgen. In Zürich galt ein In⸗ 
quirent Sabre lang ald ein Mufter von Fleiß und Geſchicklich⸗ 
teit, bis e8 fich endlich heraudftellte, daß er mit unglaublicher 
Nachläffigkeit gearbeitet, und fogar Unterfehlagungen verübt 
hatte. Beim öffentlichen und mündlichen Verfahren und bei 
gehöriger Vertheilung der Rollen greifen die verfchiedenen Räder 
der Mafchine fo in einander ein, daß fie beinahe nicht ins 
Stoden gerathen fünnen. Die Organe für die Verfolgung 
ded DVerbrechend, der Bertheidiger des Angefchuldigten und der 
Richter controllieren einander gegenfeitig; abgefeben von der 
Garantie, die in der Deffentlichkeit Liegt. 

Daß der Angefchuldigte vom erften Augenblide an einen 
Anwalt zu Rathe ziehen, daß er allen Zeugenverhören beis 
wohnen und an die Zeugen ragen richten und daß er 
endlih mit völliger Freiheit die Beweiſe für feine Unfchuld 
durch feinen Anwalt und feine Freunde auffuchen darf, ift eine 
Garantie für einen unfchuldig Berfolgten, welche durch Feine 
andern noch fo fein ausgedahten Formen erfebt werden Tann. 
Man beforgt freilich, daB auf diefe Weile e8 dem Schuldigen 
zu fehr erleichtert werde, fit dem Arm der Gerechtigkeit zu 
entziehen, und daß unter diefer Einrichtung die Rechtöficherheit 
leide. Diefe Beforgniß halte ich für unbegründet, wofern die 
Polizei ihre Schuldigfeit thut. ES ift denn doch, Gott Lob! bei 
und nicht fo leicht, durch Eollufionen, die man fo fehr fürchtet, 
falfhe Zeugniffe aufzutreiben. Ein Angefchuldigter, der zu 
folhen Mitteln feine Zufluht nimmt, wird leicht in feinen 
eigenen Schlingen gefangen. Jedenfalls fommt ja immer ein 
Zeitpuntt, von welchem an dem Angefchuldigten und feinem 
Bertheidiger volle Freiheit gelaffen werden muß. Die Bemer- 
fung ded Herrn Staatdanwalt Honegger, daß die Gefahr von 
Gollufionen auch beim geheimen Berfahren da fei, daß man 
fie aber weniger wahrnehme und ihr weniger vorbeugen fünne, 
ift gewiß vollfommen richtig. 

Mie fatal dad Geheimniß wirkt, zeigt ſich täglich in den 
Fällen, an denen: dad Publifum ein fehr lebhaftes Intereſſe 
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nimmt, befonderd, wenn aus irgend einem Grunde die Unbe- 
fangenheit der Behörden bezweifelt wird. 

C8 wird niemand leugnen, daß die Leiftungen der Lon- 
doner PoligeisSeridte, bei denen die von mir bezeichneten 
Grundfäge volle Anwendung finden, und der dortigen Detectivs 
Polizei ganz außerordentlih find (Marquardfen im Gerichtd- 
faal 1850, Bd. II, ©. 529.). Es befteht in London eine von 
der Regierung (Minifterium des Innern, principal secretary 
of the home department) organifierte und geleitete Polizeimacht 
von 4789 Mann, 586 Sergeanten, 122 Snfpectoren, und 18 
Superintendenten. An der Spite fteht ein von dem Minifter 
ernannter Chief commissioner mit zwei Assistent commis- 
sioners, welche das Anftellungsrecht für die Gemeinen und das 
Borfchlagsrecht für die höhern Stellen haben. An die often 
zahlt die Megierung 145 %a werden durd eine Localfteuer auf- 
gebraht. Dazu kommt die auf Ähnlihe Weife eingerichtete 
Polizeimaht der Eity, deren Verſchmelzung mit der Metropo- 
litans Police gegenwärtig in Frage liegt. Dazu kommen eine 
Menge von PrivatsGefellichaften, die ihre eigenen Polizei⸗ 
Agenten und Rechts⸗Conſulenten haben, fo eine society for 
prosecutions, eine mendicity society, eine Associate-Institution 
for improving and enforcing the laws for the protection of 
women, society for the prevention of crüeliy to animals 
u. f. f. Die Hauptbeftimmung diefer Polizeimacht befteht 
darin, die Berübung von Verbrechen zu verhindern und die 
Urheber von Berbrechen, deren Berübung nicht bat verhindert 
werden Tönnen, auszumitteln und vor Gericht zu ftellen (Prä⸗ 
ventivs und Detectivs Polizei), die diepfällige Thätigfeit der Po- 
lizelangeftellten wird zunächſt von ihren Borgefebten, ganz bes 
fonders von den Ynfpectoren geleitet und überwadht. Wenn 
juriftifche Schwierigkeiten fich ergeben, fann bei einem Anwalt 
oder bei einem MBolizeirichter Belehrung nachgefucht werden. 
Polizeileute, welche ihre Befugniffe überfhritten, die Rechte 
eines Bürgers verlegt oder dur Handlungen oder Unterlajfuns 
gen einen Schaden geftiftet haben, können ihren Borgefepten 
oder dem Polizeirichter verzeigt oder mit einer Givilflage bes 
langt werden. Den Polizeirichtern fieht das Recht zu, auf 
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eine folche Berzeigung bin die Sade auf fummarifchen Wege 
zu unterfuden und eine correctionelle Strafe zu verhängen. 
Unter gewiflen Boraudfepungen bat jeder Privatmann das 
Recht und jeder Polizeiangeftellte die Pflicht, Berbaftungen und 
Beichlagnahmen vorzunehmen. Die Berhafteten müflen aber 
fpäteftens am andern Morgen vor das Polizeigericht geftellt 
werden, wo dann fofort das Öffentliche und mündliche Vorver⸗ 
fahren beginnt und ununterbrochen durchgeführt wird. Es ift 
in England namentlich die Praxis febr audgebildet, daß ein 
Privatmann, der den andern verhaftet, einen PBolizeimann bers 
beiruft, und ibm den Berbafteten in Verwahrung giebt. Der 
Polizeimann wird beide Parteien veranlaffen, ibm auf dag 
nächte Poligeibureau zu folgen, wo dann ein Gnfpector die 
Sahe an die Hand nimmt. Wenn die Bedingungen nicht 
vorhanden find, unter denen die Polizei eigenmächtig zugreifen 
darf, fo laffen fie fit von dem Doligeividter eine Bollmacht zur 
Bornabme von Hausdurchſuchungen, Berbaftungen u. f. f. er- 
theilen. Aber auch in Ddiefem Falle wohnt der Richter der 
Bollziehung feined warrant nidt bei. Er ift immer nur auf 
feinem Sigungszimmer thätig. Für Vornahme von Obduc- 
tionen u. dgl. bat die Polizei ihre eigenen Merzte. Im Bor- 
verfahren ſowohl ald im Hauptverfahten werden die gemachten 
Wahrnehmungen nicht duch Schriftliche Protocolle, Befund- 
berichte u. f. f., fondern bloß burd das Zeugniß des Arztes 
oder der fonfligen Berfonen, die alé Sachkundige zugegogen 
worden find, der Poligeileute, welche eine Hausdurchſuchung 
vorgenommen haben, u. f. f. conftatiert, 

So befteben nah Mittermaier (bas englifche, ſchottiſche 
und nordamerilanifde Strafverfahren ©. 120) in London aus 
Berhalb der City elf Polizeigerichte mit je zwei Richtern; nad Kir 
ſchel (englifhe Verfaffung S. 326) 23 Gerichte mit jesinem Ride 
ter. Dazu fommt bas fkapträthliche Bureau in der Gity, alfo im 
merbin eine verfchwindend Beine Anzahl von Richtern für eine 
Bevölterung von mebreru Mihionen und für eine Riefenftabt, 
in der die verwegenften und gemanbteften Gewohtzheitsverbre⸗ 
cher und zahlloſes Gefindel afler Art fé mit um fo größerer 
Freiheit herumtreibt, ba Fremde und Kinheimifche kommen und 
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gehen können, ohne irgend welcher Ausweisſchriften zu bebür- 
fen. Ueber die Geſchäftsmaſſe, welche dieſe wenigen Richter 
qu bewältigen haben, verweile ich auf die von Mittermaier 
mitgetheilten Zahlen. So find im Jahr 1849 nidt weniger 
alé 46,110 Angeſchuldigte vor die Boligeigeridyte geftellt wor⸗ 
ven. Don diefen haben fie 4567 an die Nififen vermicien, 
2382 zur Leiftung von Bürgschaft für friedliches Betragen an: 
gehalten, zwiſchen 30 und 40,000 mit correctionellen und Po: 
lizeiftrafen belegt, and die übrigen einfach auf freien Fuß 
gelebt. 

Wenn ein Angefchuldigter vor den Polizeirichter geftellt 
wird, fo hört biefer die Polizei, ven Privat-Denuntiauten und 
die von ihmen producierten Zeugen in Gegenwart des Ange 
{dulbigten, der ebenfalis Fragen flellen darf, an. Dem Ange: 
fchuldigten ſteht es frei, Aufſchluß zu geben oder zu verweigern 
und feiner Seitd Zeugen fommen zu laffen. Auf Grundlage 
diefer Berhandlung faun wer Boligeirichter dazu gelangen, ben 
Angeſchuldigten an die Uffifen qu verweilen, oder denfelben 
mit einer in die Gompeteng des Peligeigerichtö fallenden Strafe 
zu belegen oder ihn wegen Ainftatihaftigkeit einer weitern Ber- 
folgung aus Dem Berbafte zu entlaffen. Es if aber aud 
möglich, daß die erfte Verhandlung feine genügenden Anhalts. 
punfte für einen abfchließlichen Entfcheid geliefert bat. In 
diefem Falle wird auf Begehren der einen oder der andern 
Partei verſchoben. Es wird fofort der Tag beftimmt, an wel: 
dem die Fortfepung des Berfahrens Statt finden foll. 

Solde Bertagungen können aud zum zweiten und dritten 
Male bewilligt werden. Das Borverfahren dauert aber felten 
mehr als einige Wochen. In der Zwifchengeit ift es Sade 
des Damnificaten, der Polizei und des Angelchaldigten, neue 
Beweiſe aufzufuhen. Der Polizeirichter giebt wohl von fit 
aus Directiouen oder Anleitung über den einzufdglagenden Weg, 
oder er fpridt auf Verlangen feine Anficht über einen Rechts⸗ 
punft aus, aber es ift nicht feine Sade, irgend welche Rady 
forfhungen direct und perfünlid anzuftelen. Wenn, was haͤu⸗ 
fia der all if, gleidy von Anfang an auf beiden Seiten recdhtö- 
kundige Sadwalter für Anklage und Vertheidigung auftreten, 
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fo wird der Richter um fo weniger ſich veranlaßt fehen, fid 
einzumifchen. Im entgegengefegten alle wird er bloß darauf 
hinwirken, daß für die Anklage ein geeigneter Berfedter beftellt 
werde; und wenn ein Angefchuldigter nicht von einem Anwalt 
vertheidigt wird, fo hält fit) jeder englifche Richter für vers 
pflidtet, fo weit ed nur immer mit feiner Stellung vereinbar 
ift, darliber zu wachen, daß bemfelben fein Unrecht zugefügt 
werde. 

In dem Gefagten fteilt ſich der Grundcharatter, der not: 
male Gang des Verfahrens bar. Die Engländer laffen aber, 
wenn ein praftifches Bedürfniß fich zeigt, fit micht leicht burd 
ein theoretifches Bedenken, eine Formel oder eine Maxime ab- 
halten, demfelben zu genügen, So wird aud ein PBolizeirichter 
unter Umftänden ein Uebriges thun. Der Angefchuldigte braucht 
Namen und Wohnort nicht anzugeben, aber die Richter legen 
großen Werth darauf, über biefen Punkt im Klaren zu fein, 
bevor fie die Sache an die Affifen weifen. Den Anftrengungen 
der Polizei gelingt ed aud) meiftend, das Yncognito des Ans 
gefchuldigten zu durchbrechen. 

Es ift unmöglich, hier auf die Einzelheiten des englifchen 
Berfabrens einzutreten. Ich bin aud weit entfernt davon, das⸗ 
felbe unbedingt zur Annahme zu empfehlen, oder irgend eine 
Ginridtung bloß darum zu befürworten, weil fie in England 
befteht. Aber wenn mir eine Einrichtung aus innern Gründen 
alé gerecht und zwedmäßig erfcheint, fo glaube ich mit Hinficht 
auf die praftifhe Ausführbarkeit darauf hinweiſen zu dürfen, 
daß fie (fei ed in England, fei ed anderswo) mit dem beften 
Erfolge in Wirkſamkeit gefebt worden if. Man wird freilich 
fagen, unfere Berhältniffe feien von den englifchen ganz ver. 
fhieden. Ich gebe foviel zu, daß die Engländer an die Def- 
fentlichfeit und Münpdlichkeit des Verfahrens von jeher gewohnt, 
und daß fie von der Bortrefflichfeit diefer Principien auf's 
Lebhaftefte überzeugt find; daB and die Sönderung der ge- 
richtlichen und polizeilichen Functionen, wenn fie fehon in der ge- 
fohilderten Weife nicht althergebradt ift, doch der Anfchau- 
ungöweife der Engländer vollfommen entfpricht, während in 
der Schweis der Beamtens und Advofatenftand in feiner Mebr- 
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heit einen gewiflen Widerwillen gegen die fragliche Neuerung 
empfindet. So lange biefes fid fo verhält, wäre ed allerdings 
gewagt, die geheime Borunterfuhung und die Vermifchung der 
Sunctionen aufzugeben, obgleich diefelbe mit dem Hauptverfah- 
ven nicht in Harmonie fich befindet und faum als vationell 
anerkannt werden fann. Ein Verfahren, mit dem die Beamten 
vertraut find -und das ihnen gefällt, wird trob feiner Fehler⸗ 
baftigfeit beffer wirken, als ein Modus, der ihnen fremd und 
unbequem ift, und von dem fie nichts wiffen wollen. Abge- 
feben bievon, fheinen mir in den einfachen, rubigen und ge- 
ordneten Berhältniffen der Schweiz und in dem Bildungsftande 
unferer Bevölkerung weit günftigere Bedingungen für eine fo 
liberale Einrichtung gegeben zu fein, ald in den großen engli- 
(den Städten. Dr. F. L. Seller, der doch kaum zu den Ideo⸗ 
logen gezählt werden kann, bat bei jeder Gelegenheit (fo na- 
mentlid in den Sabren 1835—1837 bei Umänderung der Ge- 
febe betreffend die Militärftrafrechtäpflege) fich mit aller Energie 
dafür bemüht, daß das Borverfabren in dem bezeichneten Sinne 
geordnet werde. Ein früherer zürcherifcher Polizeidirector, der, 
alé Kantonalverhörrichter ausgezeichnete, ja man fann fagen, 
glänzende Leiftungen aufzumweifen hatte, war von der fehler: 
baftigfeit der hergebrachten geheimen Borunterfuchung und der. 
bisherigen Stellung des Snquirenten, fowie von der Möglich« 
fit und Wünfchbarkeit einer Aenderung im Sinne des engli- 
(den Berfabrens auf's Tieffte durchdtungen. Auch der gegens 
wärtige Bolizeidirector ift ganz der gleichen Anfiht. Mit gros 
Bem Bergnügen babe id wahrgenommen,. daß dem Specials 
teferate des Hrn. Dr. Honegger die Anfchauungdweife zum Grunde 
liegt, von welcher ich ausgehe. 

Nur unter der Borausfegung alfo, daß. der Einführung 
des englifchen Syſtems für jebt unüberfteigliche Hinderniffe ent, 
gegenftehen, gehe ich zu der Erörterung ded von mir in zweite 
Linie geftellten Satzes über, daß die Concentration des Vor⸗ 
verfahrend in Einer Hand der jebigen Einrichtung vorzuziehen 
jein dürfte. Die dießfällige Vereinfachung der Borunterfuchung 
wäre in geboppelter Weife möglich. Entweder würde die Mit 
wirtung der Polizeibehörde (des Besirtéftatthalters, Bezirks⸗ 
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amtmannd u. ſ. w.) oder ed würde diejenige des Unterſuchungs⸗ 
ribters wegfallen. Im erftern Falle hätten die Polizeibedien⸗ 
fteten oder Privatleute, welche die Berübung eines Verbrechens 
entbeden, fi unmittelbar an den Unterfuchungsrichter zu wen- 
den, und ed wäre biefer berechtigt und verpflichtet, von Amts⸗ 
wegen einzufchreiten. Im leptern Falle läge es der Polizeibe⸗ 
hoͤrde ob, die Borunferfuchung bis zum Hauptverfahren burd- 
zuführen. 

Ob man den einen oder den andern Weg einfchlagen folle, 
diefe Frage ift vieleicht weniger wichtig, ald man gewöhnlich 
annimmt. Ein mit der fraglichen Vollmacht audgerüfteter In⸗ 
quirent muß immerhin richterliche und polizeiliche Functionen 
in einer Weife, die mir freilich ganz und gar nicht einleuchtet, 
mit einander eumulieren; der Richter wird immerhin fich in die 
polizeiliche, und der Polizeimann wird ſich in die richterliche 
Sphäre hinein leben müſſen. Die Bezirfaftatthalter und die 
Bezirfögerichtöpräftdenten werden in den meiften Kantonen 
mit Hinfiht auf Bildung und Charakter einander fo ziemlich 
gleichftehen, und ein Uebergang aus der einen Stellung in die 
andere gehört gar nicht zu den Seltenheiten. Doc, mag es 
räthlich fein, den Inquirenten aus dem Richterſtande zu währ 
len, und jedenfalls follte die Beurtheilung von Beſchwerden 
über feine Berfügungen nicht einer höheren Polizeibehörde, 
fondern dem Obergerich& oder einer Abtheilung desfelben über- 
tragen werden. Die Oeridte find aber, wie ſchon gefagt, die 
natürliden Wächter der bürgerlichen Freiheit. Es ift daher ges 
wiß nicht zu Billigen, daß bas Thurg. Gefes, welches in cor= 
rectionellen Fällen die ganze Borumterfuchung durch den Be⸗ 
zirföftatthalter durchführen läßt, dem Enrfcheid Über Beſchwer⸗ 
den betreffend die bon biefem Beamten angeordneten Bers 
baftungen in die Befugniß des Staatsanwalt legt. 

Bei dem Syſteme, nad weichem die Borunterfuhung eine 
Zeit lang in der Hand einer Polizelbehörde liegt, und fpäter 
an einen richterlichen Beamten übergeht, ergeben fich verfchiedene 
Mebelftände, welche durch die angeregte Veränderung gemildert 
oder ganz befeitigt würden. 

Die Erfahrung zeigt, daß bei dem Uebergange aus einer 
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Hand ‘in die andere ein gewifler Zeitverluft unvermeidlich ift. 
Zwifchen der legten Unterfuchungsdandlung im polizeilichen und 
der erften im gerichtlichen Stadium liegen meiflend viele, oft 
febr viele Tage in der Mitte, die bei der Einheit des Berfah- 
rens zweckmäßig hätten benubt werden können. Nicht felten 
entfteben Gonflicte und Neibungen, welche immer ſchaͤdlich wir. 
fen. Der Ungefchnldigte beſchwert fit darüber, daß die Polizei 
die Sache zu lange in ihrer Hand behalte; oder dad Gericht 
findet umgekehrt, daB ibm der Salt verfrübt und unretf Aber- 
wiefen worden fei. Die Grenze zwifchen den beiden Abfchnitten 
des Verfahrens ift befanntlich gar nicht leiht zu ziehen. Das 
Thurg. Geſetz bezeichnet es als wefentliche Aufgabe der gericht» 
lichen Polizei, zu verhindern, daß fich die Spuren des Verbres 
hend verlieren, ferner diejenigen Indieien, welche zur Entdeckung 
des Urhebers führen Fönnen, zu fammeln und fidy nôthigenfalls 
der Perfon ded Schuldigen zu verfichern. Diefe Definition deckt 
die Borunterfuhung — mit Ausnahme der Erhebung der ent: 
laftenden Momente — in ihrem ganzen Umfang. Es iſt eben 
fonderbarer Weife die in Art. 8 des franzöfifchen Code ents 
baltene Definition der police judiciaire in den Art. 11 des 
Geſetzes über die Bundesftrafrechtöpflege und aus diefem im den 
$ 11 des Thurgauifchen Gefetes übergegangen, während doch 
diefe Gefebe jenen Begriff weit enger fallen ald der Code. Et: 
was näher präcifieren das Zürcheriſche und (in beinade wörtli⸗ 
er Webereinfiimmung mit demfelben, bag Aargauifche Gefet 
die Rechte und Pflichten der Bolizeibehörde dahin, daß fie die ets 
ften Spuren des DVerbrechend oder Vergehen? zu erheben, den 
objectiven Thatbeftand feflzuftellen und mit Beziedung auf den 
fnbjectiven Thatbeftand die nöthigen fichernden Berfügungen zu 
treffen, dabei aber fich auf diejenigen Dlaßregeln zu beſchränken 
babe, Die ohne Gefahr nicht verfchoben werden können. Uebers 
dieß gilt in Zürich und Aargau die Vorfehrift, daß die Webers 
weifung and Gericht, wenn eine Verhaftung Statt gefunden 
babe, innerhalb vier, in allen andern Fällen innerhalb zehn 
Tagen gefheben folle. Nichtd defto weniger befteht wenigftend 
in Zürich Feine rechte Klarheit über das Berbältnif der polizei: 
lichen Einleitung zu der gerichtlichen Borunterfubung. Die ges 
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jeglichen Friften werden häufig in greller Weife überfchritten; 
ja e8 wird geradezu behauptet, daß e8 in der Regel unmöglid 
fei, diefelben inne zu halten, was fi) nur daraus erflären läßt, 
daß die im erften Sabe des $ 4 des zürcheriſchen Geſe tzes aufs 
geftellte Befchränfung auf diejenigen Anordnungen, bei denen 
Gefahr im Berzug ift, nicht beachtet wird. 

Endlich bringt es die jebige Einrichtung mit fich, daß häu⸗ 
fig die Gefchädigten und die Zeugen ohne Noth mit mehrfachen 
Borladungen geplagt werden, indem fie zuerft vor der Poligeis 
behörde und dann fpäter wieder vor dem gerichtlichen Verhör⸗ 
amte erfcheinen müflen. 

Daß die Anklagemarime im Borverfahren wegfallen würde 
fheint bei der Art und Weife, wie diefelbe gegenwärtig gebands 
habt wird, faum zu beflagen. Bon einer wirffamen und er: 
fprießlichen Sönderung der vichterlichen und polizeilichen Func⸗ 
tionen ift jedoch feine Rede. Zuerſt handelt die Polizeibehörde 
eine Zeit lang ganz felbftändig, wobei fie alle möglichen richter- 
lien Befugniffe ausübt. Später tritt dad gerichtliche Berbôr- 
amt an die Stelle der Polizei, und febt das Berfahren unge- 
fähr in gleicher Weife, wie ed begonnen worden ift, fort, fo 
dag man wirfli fragen kann, ob ed denn der Mühe werth 
fei, fo febr darauf zu dringen, daß die Ueberweifung an das 
Gericht foviel als immer môglid befchleunigt werde, und ob es 
nicht beffer wäre, der Polizeibehörde die gänzliche Durchführung 
der einmal von ihr begonnenen Borunterfuchung anbeim zu ftellen. 

Im Sinne der betreffenden Gefege fcheint e8 allerdings zu 
fiegen, daß die gerichtliche Borunterfuchung mit grübern Gas 
rantieen umgeben fein folle, als die polizeiliche Einleitung. Nicht 
nur fann der Verhörrichter fortwährend im Sntereffe der Ans 
flage durch die Staatdanwaltfchaft beauffichtigt werden, fondern 
ed wird auf der andern Seite (wenigftend in Zürich und Aars 
gau) dem Angefchuldigten, der über 14 Tage im Unterfuchungd- 
verhaft fich befunden bat, die Zuziehung eines Bertheivigers 
geftattet (Zürich $ 64, Aargau $ 173), und e8 fteht bem Uns 
terfuchungsrichter frei, den Gefchädigten und den Angefchuldig- 
ten zu den Zeugenverhören zuzuziehen (Zürih $ 121, Aargau 
$ 233). So fünnte allerdings die gerichtliche Vorunterfuhung 
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einen ganz andern Charakter erhalten, ald die Präcognition der 
Bolizeibehörde, und ed würde dann dad Raifonnement, mit wels 
dem Here Baldinger das Auseinanderhalten Ddiefer beiden 
Stadien vertheidigt, vollfommen zutreffen. Die fraglichen Ge: 
fehedvorfchriften find aber big jegt (wenigitend in Zürich) ein 
todter Buchftabe geblieben. Die Staatsanwaltfchaft ift in der 
Regel faftifh verhindert, von der ihr eingeräumten Befugniß, 
den Berbôren beizumohnen, und durch Stellung von Anträgen 
auf den Gang der Borunterfuhung einzumwirken, Gebraud zu 
machen, und die Gerichte halten fo unentweglih an dem Ges 
beimniffe der Unterfuchung feft, daß fie faum jemald den Ans 
gefhuldigten geftatten, den Zeugenverhören beizumohnen. Sn 
Folge deffen bat denn auch die Zuziehung eines Vertheidigers, 
die von den Gerichten ohnehin ungerne gefehen wird, in der 
Borunterfuchung feinen rechten Sinn und fommt felten vor. 


Zweite Frage. 

„Sit es möglich und zweckmäßig, dad Intereffe einer Givils 
partei und das öffentliche Intereſſe (dad Intereſſe des Publi- 
lums) mehr ald ed bisher auf dem Kontinent gefchah für die 
Strafunterfuhung in Anfpruh zu nehmen?” 

Herr Präfident Maſſé unterfuht in Folge irriger Auffafe 
fung diefer Frage, ob die Größe des durch ein Verbrechen ges 
ftifteten Schaden von dem Juge d'instruction oder bon dem: 
jenigen Beamten, der die instruction préliminaire zu beforgen 
habe, conftatiert werden folle. 

Herr Generalprofurator Hermann theilt mit, daß in Bern 
die Dorunterfuchung von Amteswegen geheim und fchriftlich ges 
führt werde und daß eine Einwirkung des Beichädigten auf 
diefelbe felbft in den Fällen, welche nur auf Klage des Verletz⸗ 
ten bin verfolgt werden dürfen, unbedingt ausgefchloffen fei. 
Selbftverftändlich fei Niemanden verwehrt, dem Snquirenten 
dur Mittheilung von Indizien u. f. w. an die Hand zu ge- 
hen; allein es bleibe dem Ermeſſen des betreffenden Beamten 
anheimgeftellt, inwieweit er fie benugen wolle. Den Bürgern 
fiehe auch das Recht zu, eine auf frifcher That ergriffene Perfon 
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feftzunehmen. Bon diefer Befugniß werde aber nur in feltenen 
Fällen Gebraud, gemacht und das Bublifum fei überhaupt we 
nig geneigt, die Polizei zu unterflügen. Der Schweizer und 
befonderd der Berner fei nicht gewohnt, an der Verfolgung ven 
Berbrehen und Vergehen (namentlih wenn er burd die 
felben nicht perfönlich berührt werde) fid zu betheiligen, indem 
er durch das richtige Gefühl geleitet werde, daß die Betreibung 
der Anklage gegenüber von Berfonen, welche die öffentliche Si⸗ 
cherheit gefährdet haben, Sache des Staates fei. Als Angeber 
aufzutreten, erfcheine nach der Volksanſchauung ald verächtlid; 
ed fcheuen fich fogar viele Bürger, aud nur als Zeugen auf: 
zutreten, wogegen allerdings häufig verlebte Privatperſonen fid 
auf eine Weiſe felbit Recht verichaffen, welche der Sunchiuitii 
febr ähnlich fei. GS fei daher die Einführung des in Eugland 
und andern auferfontinentalen Staaten beftebenden Anklage 
verfahrend und die damit gegebene größere Mitwirkung der 
Bürger bei der Erforfhung von Verbrechen und Bergehen nicht 
rathſam, indem fie mit den fonfreten Berbältniffen unfered en« 
gern umd weitern Baterlandes, mit dem Volkscharakter und den 
Volksfitten und den übrigen politifchen Inftitutionen nicht m 
Einklange fteben. Uebrigens finde aud in England felbft die 
Art und Weife, wie dort die Vorunterſuchungen geführt wers 
den, nicht unbedingt Billigung. Namentlich in den Greafſchaf⸗ 
- ten fei bas Syſtem der Privatanflage mit vielen Nachtheiten 
verbunden. Gleichgültigkeit, Furcht oder Umwiffenheit- belbe oft 
die Leute ab, ein Verbrechen zu verfolgen, beſenders wen der 
Berlebte ein Fremder fer, wenn ibm die Mittel, Rath einzu⸗ 
holen, und fh an die Polizei zu wenden, abgehen u. ſ. f. Go 
bleiben oft ſelbſt ſchwere Verbrechen (3. B. Verführung jugend» 
licher Perfonen, Mißhandlung von Kindern u. f. f.) unbeftraft. 
Den ärmern Klaffen werde durch die Pflicht der Berfolaung 
eine ſchwere Laſt aufgelegt; dem Brivatankläger fehlen manch⸗ 
mal die Kenntniffe und die Mittel, um feine Aufgabe zu löfen; 
manchmal mißbrauche er auch feine Stellung zu Exprefiungen. 
Deßhalb ftelle in vielen Städten der Gemeinderath einen Ans 
walt auf, der die Anklage zu führen babe, wenn fem anderer 
Ankläger auftrete. | 
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Bei der ſchwachen Organifation der fchweizerifchen Polizei 
und bei den geringen Mitteln, über melde fie verfüge, wäre 
eine größere Betheiligung des Publitumd zum Zwecke der 
Entdedung und Berfolgung von Verbrechen in gewiſſer Hinficht 
wünſchenswerth. ine ſolche werde aber faum jemals erhält- 
lib fein. Die höhern und vermöglichern Klaffen wärden ein fol: 
bed Auftreten als unvereinbar mit ihrer Stellung, ja mit ihrer 
Ehre ansehen. Den untern Klaffen fehle Zeit und Luft hiefür, 
indem fie eher geneigt feien, gegen als für die Polizei Partei 
ju ergreifen. 

Durch die Einführung der Privatanklage würde den fihlech- 
ten Beidenfchaften, dem Haffe, der Rache und der Berfolgungs- 
ſucht Thür und Thor geöffnet, die Stellung des Richters er 
ſchwert und der Glaube an die Unparteilichkeit der Juſtiz ges 
faͤhrdet. 

Weniger Bedenfen würde walten, wenn in denjenigen 
Faͤllen, welche nur auf Klage des Verletzten verfolgt werden 
dürfen, wie Ehrverlegungen, Ehebruch, geringere Mißhand⸗ 
lungen, dem Berlegten {don im Borverfabren gefiattet würde, 
qu intervenieren und feine Intereſſen auf angemeflene Weife zu 
wahren. Da, mo die Anhebung des Verfahrens vom Willen 
des Berlebten abbange, wäre ed im Grunde nur konſequent, 
einen Schritt weiter zu gehen, und ibm zu erlauben, in der 
Borunterfuhung als Partei aufzutreten, zumal er im Falle des 
Unterkiegend die Koften zu tragen babe. Es würde fit fogar 
fragen, ob e8 nidt zwedmäßig wäre, zu dem frübern Modus 
zurückzukehren, und Ehrverletzungen, fowie geringe Mißhand⸗ 
lungen bei dem bürgerlichen Richter anbängig zu machen, da 
die Unterſuchungsrichter faum Zeit finden, fich mit derartigen 
geringfügigen Dingen zu befaffen. 

In ähnlicher Weile äußert fih Herr Staatsanwalt Bal- 
dinger. Die Idee des Staated babe auf dem Kontinent überall 
dad Eingelleben confisciert. 

Mie in andern Gebieten, zeige ſich dieß auch in der Straf⸗ 
rechtspflege, wo der Einzelne ſich gerne der Pflicht, als Glied 
der bürgerlichen Geſellſchaft zu Verfolgung von Verbrechen 
mitzuwirken, habe entbinden laſſen, ungeachtet damit auch ein 
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Recht für ibn verloren gegangen fe. Im Snflitut des Ge⸗ 
ſchwornengerichts liege allerdings ein bedeutendes Gegengewicht 
gegen das Ueberwuchern der Bureaufratie. Die Hauptfache 
beftebe in der Betheiligung des demokratifhen Element? an 
der Rechtfprechung und in der daraus entfpringenden Moͤglich⸗ 
feit der Fortbildung des nationalen Rechts. Ohne diefe Vor⸗ 
auéfepung feien alle Berfuche, die Betheiligung des Einzelnen 
an der Berbrechensverfolgung im Sinne der englifchen Rechts⸗ 
verfaffung zu gewinnen, fruchtlofe Beftrebungen. Der Grund« 
fat der Privatanflage führe übrigens in England Uebelftände 
herbei, gegen weldhe man zu eigenthümlichen Mitteln feine Zu⸗ 
flucht nehmen müffe, die nad der berrfhenden Anfchauung des 
Kontinents ald gemaltthätige Eingriffe erfheinen. Damit es 
an Privatanflägern nicht fehle, fünne man nicht nur dem Be- 
Ihädigten, fondern fogar jedem zufälligen Zeugen eined Ber- 
brechens diefe Eigenfchaft aufnöthigen und Kaution für die 
Löfung der ibm zugetheilten Aufgabe verlangen; der Befchä- 
digte könne feinen Givilanfprud nicht geltend machen, fo lange 
die flrafrechtliche Verfolgung nicht durchgeführt fei. Damit 
die fehr bedeutenden Koften nicht im Wege flehen, werde de: 
ren Erfab aus öffentlichen Raffen ermögliht. Belohnungen 
dienen bazu, den Eifer für Anhebung von Anflagen zu ftimu- 
lieren; auch der gewaltige Hebel der Affociation werde in Be- 
wegung gefebt. | 

An der Schweiz äußere ſich das Intereſſe der Bevslterung 
an der wirkſamen Berfolgung fchwerer Berbrehen durh An⸗ 
deutungen über die Thäterfchaft, durch Andeutungen der vers 
fhiedenften Art zum Zwecke, der Unterfuhungsbehörde auf die 
richtige Spur zu helfen; Privaten ſowohl ald Behörden feten 
Preife auf Entdedung von Berbrehen aus, und es befteben 
Bereine von Induftrielen, um den häufigen Diebereien und 
Unterfehlagungen, welche von Fabrifangeftellten begangen wer⸗ 
den, entgegen zu wirken. Diefe Grfbeinungen haben aber 
grundfäglich mit den englifhen Uebungen nichts gemein. In 
England fei die Bethätigung des Bürgers ald Anfläger in 
der Negel Bedingung der Verfolgung überhaupt, bei uns 
bilde fie blos einen wirkfamen Faktor für dad Ergebniß der 
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Unterfuhung. Wäre ed möglich, das englifche Prinzip bei und 
einzuführen, fo müßten im Sntereffe der öffentlichen Sicher: 
beit die Bürger noch ftrenger verpflichtet und ſchwerer belaftet 
werden, ald felbft in England. Solche ganz andere Anfchauun- 
gen vorausfegende Neuerungen laffen fich aber nicht zuerft 
auf dem Gebiete der Rechtspflege durchführen. Politifche und 
fociale Umänderungen müffen vorausgehen. Gegenwärtig wage 
man e3 ja nicht einmal, die, Bürger zur Anzeige von Berbre- 
hen zu verpflichten. Dagegen fei jede gefeblihe Vorfchrift, 
welche der Uebertreibung des Monopols der Strafverfolgung 
in der Hand des Staates Schranken febe, zu begrüßen. Mit 
Recht babe das aargauifhe Geſetz vom Jahr 1842 für Zucht- 
polizeifachen den Satz feftgeftellt: „wo fein Kläger, da ift fein 
Richter,” und diefer Kläger fei nicht der Staat, fondern der 
Verletzte; Spezialgefege rufen nod ausdrüdlich der actio po- 
pularis; das Berfabren fei kontradiktorifch; die Beweismittel 
feien faft durchgängig diejenigen des Civilproceſſes; die Koften 
babe der Kläger zu tragen, wenn er unterliege. Wenn freilich 
ein Zuchtpolizeivergehen eine Verlegung der öffentlichen Sicher- 
heit, Ruhe und Sittlichfeit involviere, fo fönne e8 dem Bezirfd- 
amimann 'verzeigt und von Diefem von Amtswegen an das 
Gericht gewiefen werden, wad dem Zuge der Zeit und der Be- 
quemlichfeit der Einzelnen fo fehr entfpreche, daß die Auss 
nahme zur Regel geworden fei. Diefer Gang der Entwidlung 
fei zu beflagen. 

Auf friminellem Gebiete müffe nur bei einzelnen wenigen 
Derbrechen die Klage des Berlebten gewärtigt werden. Herr 
Baldinger wäre geneigt, diefe Ausnahmen zu erweitern. Daß 
das Nechtöbemußtfein des Volkes auf diefer Seite ftehe, zeige 
die Thatfache, daß die Gefchwornen zur Freifprechung febr ge- 
neigt feien, wenn der durch Körperverlegung oder Betrug Ge- 
ſchädigte fit für befriedigt erkläre. Neben dem Staatdans 
walt, der das öffentliche Sntereffe repräfentiere, fünne der Eivil- 
betheiligte feinen Anfpruch geltend machen; dieſes Recht werde 
aber felten geübt, 

Gegen den Willen der Staatsanwaltfchaft fei ed dem 
Bivilbetheiligten geftattet, die Strafverfolgung zu betreiben und 
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als öffentlicher Ankläger zu handeln; er müſſe aber eventuell 
für die Prozeßkoſten und eine allfällige Entſchädigung Kaution 
leiſten, was nicht geeignet ſei, dieſer auch in Zürich beſtehenden 
Vorſchrift Eingang zu verſchaffen. 

Neben der herrſchenden Idee über das Monopol des Staa⸗ 
tes zur Verfolgung von Verbrechen waͤren einzelne dem engli« 
ſchen Rechte entlehnte Beſtimmungen unverſtändlich und bei 
matlos. 

Herr Staatsanwalt Dr. Honegger conſtatiert ebenfalls die 
Theilnabmlofigfeit des Publikums, welches häufig die an der 
Naſe herumgeführte Polizei verfpotte Der Damnificat fei jte 
dringlih und begebrlib, wenn er ein pecuniäred Sntereffe an 
der Sache babe, fonft läſſig. Die einzige mögliche Abhilfe 
liege darin, daß die Borunterfuhung öffentlich gemacht werde. 
Gegenwärtig erfahre ja weder das Publifum nod der Damnis 
ficat irgend etwas von der Unterfubung, während oft der erfte 
befte Anweſende den Angeſchuldigten oder einen Zeugen lügen 
trafen, oder auch umgekehrt rechtfertigen und unterflügen, oder 
Thatiachen, deren Wichtigkeit erft jebt ihm klar werde, mittheis 
len könnte, | | 

Herr Profeffor Lefort empfiehlt, dem Damnificaten eine 
günftigere Stellung anguweifen. Gr follte das Recht haben, 
Zeugen zu producieren, den Zeugenverhören beizumohnen und 
bei der Oberbehörde Beſchwerde zu führen, ohne genöthigt zu 
fein, fi) al® partie civile zu conftituieren. In der Behauptung, 
daß dem Angeklagten zu wenige Garantieen und dem Damnifis 
_ caten zu wenige Rechte eingeräumt feien, liege Fein Widerfpruch, 
fondern beide Säge zielen gleihmäßig darauf bin, die Allmacht 
der beiden Magiftrate, des procureur général und des juge 
d’instruction zu brechen. 

Wir find wohl Alle mit den Herren Hermann und Bals 
dinger darin vollfommen einverftanden, daß an ein Aufgeben 
des Inſtituts der Staatdanwaltfchaft gar nicht zu benfen ift. 
Ich meinerfeité unterfchreibe aber aud aus voller Ueberzeugung 
die Aeußerungen diefer Herren über die Wünſchbarkeit einer 
ftärfern Befchränfung des Prinzips, nach welchem nicht nur 
ſchwere Verbrechen, fondern aud geringfügige Vergehen von 
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Staatswegen felbft gegen den Willen des Gefhäbiaten zu vers 
folgen find. Die Rechtöpflege litt ohne Zweifel vor der Rege⸗ 
neration der politifhen Suftände an einer gewiſſen patriarhas 
liſchen Formloſigkeit und Srundfaglofigkeit; gegenwärtig aber 
if fie an dem entgegengefeßten Uebel erfranft. Wir unterwer⸗ 
fen und ſelaviſch gewiſſen Maximen, die vielleicht an ſich ganz 
richtig find, aber doch vielfacher Mobififationen bedürfen. So 
fagen wir: Im Givilprogeffe gilt die Verhandlungs- und im 
Strafprogeffe die Unterfuhungs-Marime. Solde Abftraftionen 
find das Ende alles Widerſpruchs. Wir legen denfelben ftatt 
eines bios relativen Werthes abfolute Gültigkeit bei und zies 
ben nad allen Richtungen bin Folgerungen aud denfelben, die 
bei näherer Prüfung nicht Stich halten. Sch felbft babe vor- 
bin die Sönderung der Funktionen des Anklägers, des Richters 
und Des Bertheidigers fon für die Borunterfuhung befürwor- 
tet; aber id bin weit entfernt von dem Gedanken, daß dieſes 
Brinzip mit eiferner Konfequenz durchgeführt werden müſſe; ich 
wünfche nur, daß es den Grunbton der Einrichtung beftimme. 
Go folgt aus dem ganz richtigen Gedanken, daB jede verbrecdhes 
rifhe Handlung die öffentliche Ordnung verlegt, nod feines- 
wegs, daß der Staat die abfolute Pflicht babe, in allen Strafs 
fällen fait ohne Ausnahme mit gleicher Energie und Strenge 
die Anklage zu betreiben. Sd füge noch bei, daß ed mir ziem- 
lich zweifelhaft ift, ob wir viel dabei gewinnen, wenn wir die 
Gefängnife mit Leuten anfüllen, die ein geringfügiged Berge: 
ben gegen dad Eigenthum u. bdral. begangen haben. Eine Bers 
gleihung der feit dem Sabre 1831 im Kanton Zürich audges 
fällten Strafurtheile mit der frühern Praxis würde einen merf« 
würdigen Kontraft aufdeden. Ich will nicht behaupten, daß 
das frühere lare Verfahren unbedingt den Vorzug verdiene; aber 
ed will mir Doch fcheinen, daB man von einem Extrem zum an 
dern übergegangen ift. Ich darf aber bei diefem Punkte nicht 
verweilen, weil er der aufgeftellten Frage fremd if. Wenn id 
diefe Frage recht verftehe, fo zielt fie feinedwegd auf Befeitis 
gung oder Beichränfung des Prinzips der Verfolgung der Ber- 
bredien duch die Staatsbehörden ab; fie faßt vielmehr blos 
die Möglichkeit in’d Auge, unter Feithaltung diefes Prins 
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zips die Civilpartei und dad Publikum ftärker bei dem Ders 
fahren zu betheiligen. 

Zu diefem Behufe wird man vor Allem aus darauf Be 
dacht nehmen müffen, dad Unangenehme, welches die Stellung 
eined Zeugen mit fid bringt, fuviel alé möglich zu mildern. 
Es hängt dieß weniger von der Gefepgebung ald von den Bes 
amten und Behörden ab, wie denn überhaupt ed ganz unmôg- 
lich ift, bas Strafverfahren durch beftimmte Borfchriften fo zu 
regeln, daB nicht febr Bieled dem Takte und dem Ermejjen des 
Richters überlaffen werden müßte. Es ift ein großer Uebelftand, 
ſowohl für die Betreffenden als für den Fiskus und ganz bes 
fondere für den Zwed der Unterfubung, wenn der gleiche Zeuge 
ohne Noth zmweis und dreimal zum Berbôre vorgeladen wird. 
Es bat fit bin und wieder fbon ein Damnififat fagen müſſen, 
daß ihm der durch den Inquirenten verurfachte Zeitverluft ems 
pfindlicher fei, ald der durch das Verbrechen geftiftete Schaden. 
Gé fheint das geheime fchriftliche Verfahren es leicht mit fich 
zu bringen, daß durch wiederholte Befragung des Angefchuldigs 
ten auch neue Einvernahmen der Givilpartei und der Zeugen 
nöthig gemacht werden, Beim öffentlichen Berfabren ift bievon 
faft gar nicht die Rede. Sodann foll der Richter nicht dulven, 
daß die Zeugen von den Advofaten auf unglimpflihe Weife 
behandelt werden. Es ift ohnehin für einen Bürger läftig ges 
nug, wenn er in der Borunterfuhung und dann wieder im 
Hauptverfahren erfcheinen und vielleicht durch fein Zeugniß fich 
Feinde zuziehen muß. Er foll nit aud nod der böfen Zunge 
und der übeln Laune eines Anklägerd oder Bertheidigers Preis 
gegeben fein. Sd muß anerkennen, daß die Zeugen im öffent- 
lichen Verfahren ihre Mittheilungen oft weniger bereitwillig 
machen, ald unter vier Augen. Diefer Umftand fann aber doch 
nicht wohl für die geheime Borunterfubung geltend gemacht 
werden, weil der Zeuge ja doch im Hauptverfahren dem Ange: 
flagten gegenüber treten muß, und weil bei dem geheimen Vers 
fahren zu leicht Mißverftändniffe, Ungenauigkeiten und Irrun— 
gen aller Art ſich einfchleichen. 

Ein pofitived Mittel, die Bürger anzufpornen zur Ent- 
deckung von DBerbrechen mitzuwirken, befteht in dem Verfprechen 


Referat des Herrn Rüttimann. 4 


on Belohnungen. Diefed Mittel wird fon jegt vielfach ans 
gewendet und ift vieleicht nicht zu enthebren. Daß ed aber 
gefährlich ift, und leicht zu falfhen Verzeigungen führen Tann, 
bedarf wohl feiner weiteren Erörterung. 

Es ift von verfchiedenen Seiten ber verlangt worden, daß 
der Damnififat im Hauptverfahren günftiger geftellt werde. Dies 
mag richtig fein, trifft aber nicht den Nerv der Sache und ift 
der aufgeftellten Frage fremd. 

sch meinerfeits gehe darin mit Herrn Staatsanwalt Ho⸗ 
negger vollkommen einig, daß es einen einzigen Weg giebt, der 
eine größere Betheiligung des Geſchädigten und des Publikums 
bei der Vorunterſuchung möglich macht, nämlich die Oeffentlich⸗ 
keit derſelben. Es genügt aber nicht ganz, daß die Thüren 
des Gerichtszimmers offen ſtehen, ſondern die Vortheile der 
Oeffentlichkeit werden nur dann in vollem Maße eintreten, 
wenn die Verhandlungen durch Zeitungsberichte in größern 
Kreiſen bekannt werden, In den großen engliſchen Blättern, 
z. B. in den Times, erſcheinen täglich Referate über alle wich— 
tigeren Fälle, die bei den Polizeigerichten verhandelt werden. 
Man kann in dieſen Blättern jede Strafſache von dem Augen⸗ 
blicke an, in welchem das gerichtliche Vorverfahren beginnt, bis 
zu ihrer Erledigung bei den Aſſiſen, ununterbrochen verfolgen. 
Wer dieſes mit Aufmerkſamkeit thut, wird die wohlthätigen 
Folgen der Oeffentlichkeit mit Leichtigkeit erkennen. Die vielen 
falſchen Gerüchte, welche bei Beginn einer wichtigeren Vorunter⸗ 
ſuchung bei uns fo oft das Publikum verwirren und beunru⸗ 
higen, können beim öffentlichen Verfahren gar nicht entſtehen. 
Die Aufdeckung einer einzelnen verbrecheriſchen Handlung führt 
von ſelbſt dazu, daß Leute, welche von dem gleichen Angefchuls 
digten in ähnlicher Weife gefchädigt worden find, ebenfalld An- 
zeige machen. Auch Perfonen, die nicht direct betheiligt find, 
feben fich oft veranlaßt, mehr oder weniger wichtige Mitthei- 
lungen zu machen. Bei dem geheimen Berfabren Tann fich 
das Sntereffe für die Entdedung des Verbrechend, das unmittels 
bar nach der Berübung bdeffelben am lebhafteften ift, nicht leicht 
geltend machen, eben weil die Ergebnifje der Unterfuchung vers 
jchleiert bleiben. Daß in dieſer Beziehung das öffentliche Vers 
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fahren vor dem geheimen den Vorzug verdient, wird wohl kaum 
beſttitten werden können. Aber man wird einwenden, bag 
dieſer eine Vortheil durch die übrigen Schattenſeiten der Oeffent⸗ 
lichkeit weit überwogen werde; ja man wird behaupten, daß 
eine wirkſame Berfolgung der Verbrechen bei der Deffentlichkeit 
des Verfahrens gar nicht möglich fei. Ich meinerfeitd halte 
umgefehrt dafür, daB die Möglichkeit, Auffchlüffe und Mitthei⸗ 
lungen aller Art von dem Gefchädigten und dem Publifum 
zu erhalten, nur Einer und gar nicht der wichtigfte der vielen 
Bortbeile if, welche aus der Oeffentlidfeit des Verfahren! und 
der damit in Berbindung fichenden Sönderung der Gunctionen 
fi ergeben. Aber ich fühle gar wohl, daß es ein vergebliche® 
Bemühen wäre, dur irgend welche Raifonnementd diejenigen 
für meine Anficht zu gewinnen, welche den Erfahrungen, die 
in England gemacht werden, gar fein Gewicht beilegen. Ein 
Engländer, dem man unfere Art, eine Borunterfuchung durch⸗ 
zuführen, anfchaulich machen wollte, würde ganz beftimmt glau⸗ 
ben, daß man ihn zum Beten halte, indem es ja ganz und 
gar unmöglich fei, Zeugen hinter dem Rüden der Parteien zu 
verbôren und dem Angeſchuldigten das Recht zu entziehen, für 
feine Verteidigung zu forgen. Bei uns lächelt man mitleibig 
über den Anglemanen, der die Deffentlichleit des Bervetfabrens 
mit ber Nechtöficherheit für vereinbar hält und Einrichtungen, 
die nur bei den eigenthümlichen befondern Berhäktniffen Eng⸗ 
lands erträglich find, zu und herüber tragen will. Sd halte 
aber nicht® defto weniger daran feft, daB umgetebrt es in Lon⸗ 
don viel fihmieriger ift ald in der Schweiz, mit irgend 
welchen @inrihtungen die Berbreben und Berbrecher im 
Zaume zu halten, und daß die Eigenthümlichkeit der Engländer 
nur darin befkebt, daß fie die germanischen Anſchauungen, die 
auch in unfern ältern Redtéquellen und entgegen treten, zu bes 
wahren verfianden haben. 


Dritte Frage. 
„Bas find die gefeplichen Beilimmungen im denjenigen 
Gantonen, welche Geichwornengerichte haben, in Betreff der an 
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die Gefhwornen zu ribtenden Fragen? Wiefern bebürfen die⸗ 
felben einer Revifion? Wiefern mûre eine Stellung folder 
Fragen auch auf ftändige Gerichte anwendbar ?" 

Die Strafproceßordnungen der Cantone, in denen Geſchwor⸗ 
nengerichte aufgeftellt find, zerfallen in zwei Gruppen. Die in 
Bern und den Gantonen der Weſtſchweiz geltenden Vorfchriften 
über die den Geſchwornen vorzulegenden Fragen find mit einis 
gen Mobificationen dem franzöfifchen Code d’instruction cri- 
minelle entnommen. In Zürich, Aargau und Thurgau hin» 
gegen bat man fich enge an die von dem franzöfifchen Syſtem 
vielfach abweichende Bundesgefepgebung angefihloffen*). Es 
beftehen zwei Bundesgefege über diefe Materie, eines für Die 
bürgerlide und eines für die militärifhe Strafrechtepflege. 
Beide datieren vom 27. Auguft 1851. Die Redattion des 
Militärgefeped babe ich ſelbſt beforgt und dabei nicht nur das 
franzöfifche, fonbern auch das englifche Recht*und die neueren 
deutfchen Geſetze berückſichtigt. Mit der Entftehung des Ges 
feßed über die bürgerliche Strafrechtöpflege bat e8 folgende Ber 
wandtniß. Ein von Herrn Eaftoldi in Genf audgearbeiteter 
Entwurf wurde auf die Seite gefchoben, weil er zu voluminds 
fei. Herr Bundesrath Druey verfaßte dann unter Mitwirkung 
eines bdeutfhen Suriften, der als Flüchtling in der Schweiz 
lebte, einen neuen Entwurf, welcher ganz und gar von der 
in Frankreich und in den deutfchen Rheinpropinzen vortvalten: 
ben Anfchauungsmeife ausgieng, nachträglich aber durch eine 
Gommiffion des Nationalrathed umgearbeitet und mit der Mi- 
litärftrafprocegordnung in beffern Einklang gebracht murbe, 
wobei namentlich die Beftimmungen über die Abfaffung ber 
Anflagefhrift und der den Geſchwornen vorzulegenden Fragen 
faft unverändert aus dem Militärgefes in das bürgerliche Gefet 
hinüber genommen worden find, mie died eine Bergleichung 
der beiden Entwürfe mit den Geſetzen felbft fofort flar machen 
wird. 


_*) Edfin bat nam Bein eigened Geſetz. Es wird aber dort provi⸗ 
forirg das Bundesgefep über die bürgerlige Strafrechtspflege ans 
gewendet. 
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Alle ſchweizeriſchen Geſetze ſchieben die Abfaſſung der 
Fragen an den Schluß des Hauptverfahrens hinaus. Herr 
Präſident Maſſs glaubt, es ſollte dieſer Act den Vorträgen des 
Staatsanwalts und des Vertheidigers vorausgehen. Durch 
dieſe Veränderung würde der Vertheidigung ein poſitives und 
greifbares Ziel gegeben und den Geſchwornen das Verſtändniß 
der Parteivorträge erleichtert. Ich meinerſeits könnte dieſen 
Vortheil nicht ſehr hoch anſchlagen. Der Hauptinhalt der 
Fragen iſt ja jedenfalls für den Vertheidiger ſowohl als für 
die Geſchwornen durch die Anklageſchrift gegeben und die Heraus⸗ 
hebung mildernder Geſichtspunkte, welche Zuſatzfragen veran- 
laſſen können, gehört ja weſentlich zur Aufgabe der Verthei⸗ 
digung, welche alſo nicht darunter leiden kann, wenn dieſe 
Zuſatzfragen nicht zum Voraus eröffnet worden ſind. 

Nach dem engliſchen Rechte werden die Geſchwornen in 
allen Fällen gleichmäßig angefragt: „Was ſagen Sie, meine 
Herren, iſt der Angeklagte ſchuldig oder nicht ſchuldig?“ Dieſe 
ſtereotype Formel bezieht ſich natürlich ſtillſchweigend auf den 
Snbalt der Anflagefhrift, die auf diefe Weife felbft in eine 
Frage umgewandelt wird. In der Schweiz hingegen wie in 
Frankreich und Deutfchland bat der Schwurgerichtöpräfident 
nad beftimmten Regeln die von den Gefbivornen zu beants 
wortenden Fragen abzufaflen. 

Rad unfern Gefeben können der Staatsanwalt und der 
Dertheidiger über die Fragenftellung Bemerkungen machen. Im 
Falle von ungleichen Anfichten enticheidet dad Gericht. Im Can⸗ 
ton Aargau haben aud die Mitglieder ded Gerichted das gleiche 
Necht, wie die Parteien. Der frangôfifhe Code fhweigt hierüber, 
doch ſcheint fich eine den fhweizerifchen Gefegen entfprechende 
Prarid aud in Frankreich ausgebildet zu haben, wiewohl nad 
einem Entfcheide des Caſſationshofes es dem Präfidenten frei 
fteht, Bemerkungen gugulaffen oder zurücdzumeifen. Mir fcheint 
die englifhe Einrichtung, nad welcher die neben dem Affifen- 
präfidenten figenden Richter ihn bloß auf fein Verlangen mit 
ihrem Rathe zu unterftügen, fonft aber in das Verfahren 
fi) nidt einzumifchen haben, richtiger zu fein. Da aber diefer 
Punkt meinem Thema fremd ift, will ich mich der Erörterung 
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deffelben enthalten. Hingegen made ich nod darauf aufmerts 
fam, daß im Thurgau die Fragen nicht von dem Präfidenten, 
fondern von der Griminalfammer feftgeftellt werden ($ 144) 
und daß diefe durch Bemerkungen der Parteien zu nochmaliger 
Berathung veranlaßt werden fann ($ 154). 

Die franzöfifche Praris Hält bekanntlich ſtrenge darauf, daß 
den Geſchwornen feine Rechtöfragen zur Beantwortung ‚vorge 
legt werden foflen. Es führt dies dahin, in den Fragen alle 
technifchen Ausdrüde, die zur Bezeichnung eines juriftifchen 
Begriffes dienen, zu vermeiden und diefelben dur Aufzählung 
der einzelnen Merkmale ded Begriffs in der Sprache des tügs 
lien Lebend zu erfegen. Diefe Prarid bat an dem Code 
d’instruction criminelle feine Stüße. Diefer fhreibt im Gegens 
theil mit dürren Worten vor, es feien die Geſchwornen zu bes 
fragen: „L’accuse est-il coupable d’avoir commis tel meurtre, 
tel vol ou tel autre crime etc.“ In dieſer Gormel ift ja der 
Verbrechensbegriff geradezu durch den entfprechenden technifchen 
Ausdruc bezeichnet, und wenn die Geſchwornen eine ſolche Frage 
beantworten, fo urtheilen fie offenbar nicht bloß über das rein 
Faktifche, über die Beweisführung, fondern aud über das 
Recht, indem fie die Handlungsweife des Angeklagten unter 
das Geſetz fubfumieren. Es fcheint alfo hierin vollfommene 
Uebereinftimmung zwifchen dem Code und dem englifchen Rechte 
zu befleben. Wie fih dann im Laufe der Zeit nah und nad 
ein der flaren Borfchrift des Code diametral zumiderlaufender 
Gerichtsgebrauch bat ausbilden können, darüber verweife ich Sie 
auf die allbefannten Werke von Mittermaier und auf die von 
Profefior Glafer im Testen Winter in Wien gehaltenen febr 
lebrreiden und intereffanten Vorträge über die Fragenftellung 
im Schwurgerichtöverfahren. Sehr viel zu diefer Berirrung bat 
dad Mißverſtändniß des bei den englifchen Suriften fo häufig 
wiederfehrenden Satzes „ad quæstionem juris non respondent 
juratores“ beigetragen. Diefer Sag ift, wie Mittermaier und 
Glafer ganz klar und überzeugend nachmweifen, nicht buchitäb- 
lih und abfolut zu verſtehen; e8 fagt derfelbe vielmehr bloß, 
daß die Gefchwornen über reine Rechtöfragen nicht zu urtheilen, 
und daß fie bei Fragen gemifchter Natur fich an die ihnen von 
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dem Richter über den Rechtöpunft zu ertheilende Belehrung ges 
nau zu halten haben. Wenn fie dieß nicht thun, fo verlegen 
fie ihren Eid und ihre Pflicht, Im Civilprogeffe fann in Dies 
fem Salle ihr Entfcheid von dem Gerichte caffiert werden. Im 
Strafprogeffe hingegen wird ein dem Angeklagten günftiges 
Verdict wegen einer folden Pflichtverlegung nicht umgeftoßen. 
Man verzichtet hier darauf, den Spruch zu analyfieren und läpt 
fi einen allfälligen Uebergriff der Jury in das Gebiet des 
Richters gefallen, weil es außerordentlich ſchwierig und mißlich 
wäre, denfelben zurüdzumeifen, woraus aber feineswegs folgt, 
daß nun die Grenze zwifchen beiden Gebieten ohne Roth gänz- 
[id zu verwifchen fei. 

Bei dem Verſuche, die Fragen an die Geſchwornen fo eins 
zurichten, daß biefe ſich bloß über Ihatfachen auszufprechen ba 
ben, ift man in Frankreich fowohl als in Deutfhland auf un: 
überwindliche Hinderniſſe geftoßen. Indem man fi bemühte, 
die technifchen Ausbrüde, wie 4. B. Berfuh, naher Berfuch, 
Begiinftigung, Öffentliche Urfunde u. f. f. zu umfchreiben, Fam 
man dazu, durch Anhäufung von Merkmalen die Geſchwornen 
zu verwirren. Ohnehin giebt ed wiele technifche Ausdrüde, die 
auch einem Laien geläufig und durch fich felbit veritändlich find, 
während ed ihm Mühe macht, in der Umſchreibung den Begriff 
zu etfennen. Bei febr vielen Ausprüden (4. B. Nachtzeit, be 
wohntes Gebäude, Einbruch u. ſ. f.) kann man fi daruber 
flreiten, ob fie dem täglichen Leben oder der Rechtswiſſenſchaft 
angehören. Endlich fommén in den Gefepen bin und wieder 
technifche Ausdrüde vor (3. B. rechtöwidrig), für die feine Des 
finition gegeben ift, die alfo nicht in einer dem Gefege ent⸗ 
fpredenden Weife umfchrieben werden Eönnen. Hieraus ergeben 
fih natürlich gabllofe Caffationdgefuche und viele einander wir 
derfprechende Urtheile, ohne daß diefe Uebelftände durch irgend 
welche Bortbeile für die Nechtöpflege aufgewogen worden wären. 

In Genf bat nah den Mittheilungen des Herrn Mafle 
(Observations sur la position des questions aux Jures. Ge- 
nève 1856) die franzöfifche Praris ebenfalls Eingang gefunden. 
Qn den übrigen Gantonen [einen die fubtilen Unterfcheiduns 
gen zwifchen That: und Rechtsfragen faum zur Sprache gefom- 
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men zu fein. So enthalten unfere Gefege keine fireng bindens 
den Borfchriften über diefe Materie. Einzig das waadtländiiche 
Geſetz über die Gerichtöorganifation ftellt den Satz auf: Le 
jury prononce sur le fait et le juge sur le droit, der ja übri« 
gend im Sinne des englifchen Rechts, aus welchem er bers 
ftammt, ausgelegt werden kann. Rathſam ift ed gewiß, gemäß 
der Borjchrift der waadtländiichen Strafprocebordnung (Art. 378) 
die Anklagefchrift und die auf Grund berfelben bin zu entivers 
fenden Gragen fo viel ald möglich dem Wortlaute des Strafs 
geſetzes angupalfen und überall, wo dieſes einen Begriff definiert, 
die in der Definition enthaltenen Merkmale zur Bezeichnung 
deë Begriffe zu gebrauchen. Auch läßt fich gegen die in einis 
gen deutſchen Gefepen (Preußen, Art. 82. Hannover, $ 188) 
vorfommende Beftimmung, dad Rechtöbegriffe, welche nicht eine 
allgemein befannte und in dem gegebenen Falle unbeftrittene 
Bedeutung haben, durch gleichbedeutende Auddrüde, die ohne 
Rechtskenntniß verſtändlich feien, erfept werden follen, wenig 
einwenden. Gin abfolutes Verbot der Anwendung techmifcher 
Ausdrüde findet fich aber in unfern Gefegen nirgendd, und wenn 
ein und derfelbe Thatbeftand auf unverfängliche und gemeins 
verftändliche Weile mit verfchiedenlautenden aber gleichbedeuten« 
den Worten bezeichnet werden Tann, fo wird die Anwendung 
der einen oder der andern Worte dem Schwurgerichtöpräfidenten 
freiſtehen. 

Im Sinne aller ſchweizeriſchen Proceßgeſetze liegt es, daß 
die Fragen an die Geſchwornen nicht auf einen abſtracten 
Verbrechensbegriff, ſondern auf eine concrete verbredes 
riſche Handlung gerichtet ſein müſſen. Es verſteht ſich eben 
von ſelbſt, daß die Fragen der Anklage entſprechen müſſen; dieſe 
faun aber der Natur der Sache nach nur eine concrete Hands 
lung befchlagen, die wenigftend fo gemau präcifiert werden fol, 
daß der Angeklagte weiß, um was ed ſich handelt, und im Stande 
ift, feine Bertheidigung vorzubereiten, In England verlangt 
man überdieß diejenige Beftimmtheit, welche nöthig ift, damit 
einer fpätern Anklage der gleihen Sache wegen die exceptio 
rei judicaiæ entgegen gehalten werden fann. Nähere Beftims 
mungen hierüber finden fi in unfern Gefeben nicht. Einzig 
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die Gefepe von Zürih (6 206) und Aargau ($ 261 a. €.) 
fhreiben vor, daß die Anflagefhrift die dem Angeklagten zur 
Lait fallenden Handlungen mit möglichft genauer Angabe 
von Zeit und Drt bezeichnen folle, was aber faum genügt. 
Die Erfahrung zeigt übrigend, daß diefe allerdings ſchwierige 
und nicht unwichtige Materie ohne Gefahr dem Tacte der Der 
hörde überlaffen werden fann. 

Gang falfh wäre e8, die concrete Frage in abftracter Form 
zu wiederholen, 3. B.: 1. „Hat der Angeklagte in der Nacht vom 
4. auf den 5. Aug. 1863 zu H. in einem von B. bewohnten 
Gebäude einen Schreibtifch erbroden und eine darin befindliche 
dem DB. gehörende Summe Geldes im Betrage von 200 Fr. 
in feinen Befit genommen, um fit diefelbe rechtswidrig anzu⸗ 
eignen?" 2, „ft demnach der Angeklagte des ausgezeichneten 
Diebftahle ſchuldig?“ oder: „Sit demnach der Angeklagte des 
in $ 212 litt. i und k des Strafgefeßed vorgefehenen Ver⸗ 
brechens ſchuldig?“ Die zweite Frage ftellt fih, wenn die erfte 
bejaht worden ift, al8 eine reine Rechtsfrage heraus, deren 
Beantwortung unmöglich in der Aufgabe der Gefchwornen lies 
gen Tann. | 

Die Fragen an die Gefchwornen find dem Inhalte der 
Anklagefchrift zu entnehmen. Es ift dieß eine reine Conſequenz 
der Anflagemazime. Wenn dem Schwurgerichtöpräfidenten ges 
ftattet wäre, die Jury über ein in der Anklage nicht inbegriffe- 
ned Verbrechen zu befragen, fo würde er aufhören Richter zu 
fein, und der Angeflagte hätte an ihm einen zweiten Antlüger, 
gegen den er fich nicht einmal vertheidigen könnte. 

Qn diefem Sinne verlangen die Gelege ded Bundes, fowie 
der Gantone Zürich, Aargau und Thurgau für den Gall, daß 
beim Hauptverfahren ein in der Anflagefbrift nicht vorgeſehe⸗ 
ned Verbrechen ded Angeflagten conftatiert wird, die Abfaffung 
einer neuen Anflagefchrift, in welchem Falle das Gericht den 
für Vorbereitung des Hauptverfahrend über biefen Punft er» 
forderlichen Auffchub zu bewilligen bat. Im Widerjpruche mit 
biefer Anfchauungsweife fagt der franzöfifche Code ($ 338): 
S’il résulte des débats une ou plusieurs circonstances aggra- 
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vantes non mentionnées dans l’acte d’accusation, le président 
ajoutera la question suivante: 

„L’accuse a-t-il commis le crime avec telle ou telle cir- 
constance ?* 

In Genf ift der Präfident (nah Art. 53—56 des dorti⸗ 
gen Geſetzes) nod weniger ftrenge an die ordonnance de ren- 
voi gebunden, und er kann alle neuen Thatfachen, die aus den 
Berhandlungen fich ergeben, mit voller Freiheit berücdfichtigen. 
Es wird dieß in Genf als eine wefentlihe Verbefferung des 
franzöfifchen Rechts betrachtet. 

Hiemit ftebt der Art. 432° des bernerifhen Geſetzes und 
der mit demfelben wörtlich gleichlautende Art. 453 des freis 
burgifchen Gefebes ganz im Ginflange Bon einer fo weit 
reichenden Befugniß darf der Gerichtspräfident jedenfallé nur 
mit der größten Behutfamkeit Gebraud machen, fonft würde 
die Stellung ded Angeflagten auf eine nicht zu rechifertigende 
Weiſe verfchlimmert. 

Ganz unbedenklih und mit dem Intereffe der Bertheidi- 
gung gar wohl vereinbar ift die in den Gefepen ded Bundes 
($ 335 und 336) und der Kantone Zürich ($ 207) und Thurs 
gau ($ 153) und etwas enger gefaßt auch in der Strafproceß- 
ordnung ded Kantond Aargau ($ 265) und des Kantond Frei- 
burg ($ 448) vorkommende Beftimmung, nad) welber unter 
der Borausfegung, daß eine Handlung von verfhiedenen Ge- 
fibtäpunften aus als ftrafbar erfcheinen kann, in dem fchwerern 
ſtillſchweigend immer auch jeder leichtere Geſichtspunkt inbegrifs 
fen if. Als einzelne Fälle der Anwendung diefer Regel heben 
die Geſetze des Bundes und des Kantons Zürich noch fpeciell 
hervor, daß in der Anklage auf Verübung eines in böfer Ab: 
fiht und mit Vorbedacht vollbrachten Verbrechens immer auch 
die Anklage auf den Verſuch oder Beihilfe oder Begünftigung 
oder auf Verübung des Verbrechens in der Gite der Leidens 
fhaft oder aus Fahrläffigkeit enthalten fei. In diefem Sinne 
müffen auf Berlangen des Bertheidigerd eventuelle Fragen an 
die Gefchiwornen gerichtet werden. Nach den Gefepen der Ran- 
tone Zürih ($ 252), Aargau ($ 345 und $ 352 litt. c.) und 
Freiburg ($ 448) Tann der Präfident auch von Amtöwegen 
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eine dießfällige Frage ftellen, und in Zürich und Aargau können 
die Gefhiwornen felbft unbefragt ihrer Antwort einen Zuſaß ih 
diefem Sinne beifligen, während dad Bundes⸗Militairſtrafgeſetz 
($ 375) dad Gegentheil vorfchreibt, dad bürgerliche Geſeh hin⸗ 
gegen gleich dem Geſetze bes Kantons Thurgau mit Stillſchwei⸗ 
gen über diefen Bunt weggeht. Daß auch ber Staatdanwalt 
die Stellung einer Frage über einen wenigſtens ſtill ſchweigend 
in der Anflagefhrift enthaltenen Punkt verlangen darf, verſteht 
fih ganz von felbft und ift gewiß bloß deßhalb in den Geſeten 
(dasjenige von Freiburg 8 448 audgenommen) nicht metre 
lich audgeſprochen worden. Deſſenungeachtet wird dieſe Befug- 
niß der Staatsantwaltfchaft kin und wieder Bon einem Berthris 
diger, welcher der Freifprechung feines Elienten mit Hinſicht 
auf die Hauptanklage ſicher zu fein glaubt, beſtritten. 

Wenn die Anklage gegen mehtete Mitſchuldige gerichtot 
iſt, ſowie wenn einem Angeklagten mehrete Verbrechen zur Laſt 
gelegt werden, find die Fragen für jeden Angeklagten und für 
jeded Verbrechen getrennt zu Stellen. 

Pad dem kranzöſiſchen Geſeße vom 3. 1791 mußten die 
Geſchwornen in Allen Fällen ſich zuerſt darüber ausſprechen, ob 
der objeckide Thatbeftand des Berbrochen® hergeftelit ſei, Todamm 
ob der Angeklagte daffelbe verübt oder bei der Verübung ded⸗ 
felben mirgrwirkt, und cadlich ob derſelbe in rechtärwidräger Ab⸗ 
ſicht gehandelt Habe. Min hielt die zuſammengeſeßien Praxen 
Für fo gefähtclich, daß ein Verbot derfelben ſogar in die Ber⸗ 
faffung niedergelegt wurde (Constitution da 5 fractidor un SI 
[22. Aug. 17951 Art. 250. Les juges ne peuvent prüposer 
aux jutés atéune question complexe.) Das auf Tiefe Der 
faffung gegründete Geſez vom %. 1796 trieb dann dir Zet⸗ 
ſplitterung der Hauptfrage auf die Spitze. Hieraus ergaben fitch 
gang unglaubliche Verwickelungen, zumal es erlaubt war, aime 
Reihe vom äußerlich irgendwie zuſammenhängenden Vorbrechen 
in Ein Verfahren zufammen zu faſſen. GS wird verfichert, Daß 
in einem alle den Geſchwornen viele tanfend Fragen vorgelogt 
worden fein. Tin mit ſolchen Uebetfänben verbundenes Sy⸗ 
ftem fonnte unmöglich beibehalten werden. Gegenwärtig gelten 
nun in Frankreich folgende Borfchriften: 
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1. Die Haupffrage lautet: Ob der Angeklagte des ibm 
zur Zafl gelegten Vergehens mit allen in der Anklageakte ent- 
haltenen Umſtänden fhuldig fei? 

2. Wenn tm Hauptverfahren exſchwerende Umſtände gegen 
den Angeklagten fi ergeben, die in der Anklageakte nicht vpr« 
geſehen find, jo ift mit Beziehung auf Diefelben eine beſondere 
Frage zu Stellen. 

3. Wenn. Der Bertheidiger fih auf sine Thatſache beruft, 
welde die Bedeutung einer exouse légale bat, fo bildet Dies 
felbe ebenfalld den Gegenſtand einer befondern rage. 

4. Wenn der Angellagte weniger ald 16 Sabre alt ift, 
fo muß gefragt werden: L'accusé a-t-il agi avec discernement? 

Endlich verficht ſich in allen Fällen die rage von felbft, 
ob mildernde Umftände zu Gunfien Des Angeflagten vorliegen? 
(Code d’instruction criminelle 337—341.) 

Hiemit ſtimmen die Gefebe der Kantone Bern und Genf 
vollfommen überein. In der freiburgifhen Proceßordnung fin- 
den fit einige Eigenthümlichkeiten. Die eine liegt in dem 
5 448 und betrifft Die Stellung von eventuellen ragen über 
mildere Auffaſſung des eingeflagten Verbrechens, wopon bereits 
Die Nede geweien ft Die andere beſteht darin, Daß über den 
Hauptpunkt eine gedoppelte Frage an die Geſchwornen gerichtet 
wird: Ob der Hugeflagte die ibm zur Laft gelegte That began- 
gen babe und ob er derfelben ſchuldig ſei. Daß’ diefe Spal⸗ 
tung der Hauptfrage ein Mißgriff Ut, braucht mach dem bisher 
Gefagten wohl nidt imeiter machgewiefen zu merden. Das 
Gleiche gilt von der Procédure pénale der Gantone Waadt und 
Nenenburg, weldhe mit Hinſicht auf die Spaltung der Schuld⸗ 
frage ich fo siemlid amf ben Boden des franzöftfchen Geſehzes 
vom J. 1791 geftellt haben. 

Was die zweite Gruppe unferer Geſetze betrifft, fo weicht 
Diefelbe, wie ſchon geſagt, mehrfach von dem franzöſiſchen Sy⸗ 
fteme ab. Mit Hinfiht auf die Form der Fragen ſchreiben 
diefe Gefebe vor, es feien dieſelben fo zu ftellen, daß fie mit 
Sa oder Nein beantwortet werden füunen., Herr Staatsan- 
walt Baldiyger tadelt dieſe Beftimmung; Der Geſchworne 
fei wicht bloß berufen, auf Grunblage des Beweisverfahrend 
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gewifle Thatfaden zu bejahen oder zu verneinen, fonbern aud) 
die durdy feinen Wahrfprudy bezeugte Hanplungsweife des Ans 
geklagten fittlih zu würdigen. Eine folhe Würdigung liege 
nicht in der Bejahung oder Berneinung von Thatfachen, fons 
dern in der Grflärung, daß der Angeklagte nad) der redtiis 
hen und moralifchen Ueberzeugung des eingeflagten Bers 
brechens fchuldig oder nidt fhuldig fe. Diefe Kritik 
ſcheint mir auf einem Mißverftänpniffe zu beruhen. Die frags 
liche Borfbrift zielt gewiß nicht Darauf ab, die Befugniffe der 
Geſchwornen enger zu ziehen, fondern bloß die Löſung ihrer 
Aufgabe zu vereinfachen und zu erleichtern. Es ift durch bies 
felbe die Frage, ob der Angellagte fhulbig fei, gar nicht auß 
geihloffen; denn biefe frage, die übrigend mit der Frage, ob 
der Angeflagte dad Berbrechen begangen babe, ganz gleichbe- 
deutend ift, fann ja mit Sa oder Nein beantwortet werden. 
Die getadelte Norm bat hauptfächlich für die Nebenfragen über 
die ſ. g. qualificierenden Umftände Bedeutung. Bei einem aus⸗ 
gezeichneten Diebftahl fol 3. B. nicht gefragt werden: Wie ift 
der Angeklagte in das Haus hinein gefommen? Wann bat er 
die That verübt? fondern 3. B.: Fit der Angeklagte durch das 
Genfter in das betreffende Gebäude eingeftiegen? ift dieſes zur 
Nachtzeit geichehen? u. f. f. 

Was das Verhältniß der Fragen zur Anklage betrifft, fo 
follen jene alle in diefer enthaltenen Thatfachen umfaffen. Bud 
ftäblihe oder mörtliche Uebereinftimmung ift zwar nidt geboten, 
aber e8 wird immerhin wohlgethan fein, auch den Wortlaut 
der Fragen der Ausdrucksweiſe der Anklagefhrift anzupaffen. 

Ueber jeden qualificierenden Umftand, d. h. über jeden Um⸗ 
ftand, welcher eine befondere Art des Verbrechens oder ein ans 
dered Marimum oder Minimum der Strafe oder eine andere 
Strafart begründet, muß eine befondere Nebenfrage geftellt wer- 
den. Hierin liegt eine nicht unwidtige Abweichung nidt nur 
von dem franzöfifchen, fondern aud von dem englifchen Rechte. 
Ich will dieß an einem einzelnen Beifpiele Har zu machen ſu— 
en. A. wird angeflagt, in der Naht vom 1. auf den 2. Juli 
1863 in Horgen in ein von B. bewohntes Gebäude durch das 
Fenſter eingeftiegen zu fein, einen in diefem Gebäude befindli- 
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Ken Schreibtifch. mit Gewalt erbroden und gewiſſe in demfel- 
ben verwahrte Sachen in feinen Befig genommen zu haben, 
um fich Diefelben rechtswidrig anzueignen. Ob man nun, wie . 
in England, die Gefhivornen unter Hinweifung auf diefe An- 
Plage befrage, ob der Angeflagte fhuldig fei, oder ob man, wie 
in Granfreih, die ganze in der Anklage liegende Behauptung 
in Frageform einfleibe und die fo gebildete Frage den Ge: 
ſchwornen vorlege, ift gewiß völlig gleichgültig. Dagegen ift 
es von Bedeutung, ob der ganze Thatbeftand mit Inbegriff 
aller qualificierenden Umftände in Eine Frage zufammengefaßt 
werde, wie in England und Frankreich, oder ob über jeden quas 
lificierenden Umftand, alfo im vorliegenden ale 1, über das 
Einfteigen durch das Fenſter, 2) über die Berübung der That 
zur Nachizeit, 3) über die Berübung der That in einem bes 
wohnten Gebäude, 4) über dad gewaltfame Erbrechen des 
Schreibtiſches — eine befondere Frage geftellt werde, wie Dies 
fes nach den Gefegen des Bundes ($$ 371 und 396) und der 
Kantone Zürich ($ 248) und Thurgau ($ 143) geichehen mu. 
Der Unterfchied ift aber doch nur formaler Natur, weil die Ges 
Ihwornen in England und Frankreich keineswegs gebunden 
find, die gufammengefebte Frage in ihrem ganzen Umfange zu 
bejahen oder zu verneinen, fondern vielmehr dad Recht haben, 
diefelbe in ihre Beftanbtheile aufzulöfen, und über jeden Be- 
ſtandtheil füch befonderd audzufprechen. Das franzöfifche Gefet 
vom 13. Mai 1836 jchreibt auddrüdlich vor, daß bei der ges 
beimen Abftimmung die Gefchwornen par scrutins distincts et 
successifs guerft sur le fait principal, zweitend sur chacune 
des circonstances aggravantes, Drittené sur chacun des faits 
d’ezcuse légale, vierten® sur la question de discernement, und 
endlich sur la question des circonstances atténuantes auszu⸗ 
fprehen haben. In England fünnen die Gefchmornen bei der 
Berathung und Abftimmung fich ganz formlos bewegen; aber 
immerbin wiſſen fie fehr wohl, daß fie die Anklage theilweife 
bejaben und theilweife verneinen fönnen. Die rage ift alfo 
bloß, ob es gut fei, mit Hinficht auf diefe allenihalben geftattete 
Theilung der Anklage die Gefchwornen gewiffermaßen fich felbft 
zu überlaffen, oder ob bdenfelben nicht vielmehr. burd den 
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Richter die Direction und möglicher Weife auch der Impuls 
gegeben werden folle. Für die Beantwortung diefer Frage find 
die in Aargau gemachten Erfahrungen lehrreih. In Margan 
find nämli die qualificierenden Umftände nur ausnahmsweiſe 
aus Gründen der Zweckmäßigkeit und infofern dadurdy die Be⸗ 
rathung der Geſchwornen vereinfacht werde, auszuſcheiden ($ 342). 
Herr Staatsanwalt Baldinger theilt nun mit, daß leider die 
qualificierenden Umflände im aargauifhen Strafgefeße im Ue- 
bermaße vorkommen, Baß aber deffenungeachtet ble Stellung von 
befondern Fragen über diefelben ſich nicht ald ein Bebürfnip 
betauêgeftellt babe. Die Erfahrung zeige, daß die Geſchwornen 
durch die Zufammenfaffung der Klage nicht irre geführt wer⸗ 
ben, und daß Mißperftändniffe über den Willen und die eigent- 
fie Meinung der Geſchwornen in Folge diefer Frageftellung 
nicht vorkommen. 

Eine fetnere Abweihung von dem franzöfifchen Verfahren 
befteht darin, daß in Sürid (8 249), Aargau (8 343) und 
Thurgau (6 150) die Gefchmwornen Aber bas Borhandenfein 
von Umftänden, weldye bloß auf die Ausmeffung der Strafe 
innerhalb der gefeglichen Grenze Einfluß haben, gar nicht bes 
fragt werden. Diefe den Bundesgefeben ($$ 372 und 398) 
entlehnte Beftimmung bat fi in det Pratis Aberall fehr gut 
bewährt. ° 

Nach dem franzöfifhen Code ift eine Frage durüber, ob 
der Angellagte im Zuſtande des Wahnſinns oder gerechter Noth⸗ 
weht gehandelt babe, zwar erlaubt, aber keineswegs nothwen⸗ 
dig, Indem die Geſchwotnen dem durch Wahnſinn oder Noth- 
wehr entfehuldigten Angellagten einfach dur Berneinung der 
Hauptfrage gerecht werden können. Diefe Zuftände bilden näm⸗ 
lich — im Gegenſatze zu den faits d’excuse légale — eine excuse 
peremtoire; fie fchließen den Begriff des Verbrechens 
aus (lörsque ces cvonstances sont établies, il n’y a plus 
ni crime ni délit), Während eine excuse légale bloß bie 
Strafbarkeit aufhebt oder milvdert. Solche excuses Kgales find 
in den Artikeln 100, 135, 321, 325, 343 u. f. f. des Code 
pénal vorgefehen, 4. B. Nüdtritt von aufrührerifehen Zufanımen- 
rottungen auf erfte Aufforderung der Behörden bin; vorherge⸗ 
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gangene widerrechtliche Provocation des Angeklagten durch den 
von ibm Berlepten oder Getödtetenz der Ehebruch der Frau, 
wenn fie ober ihr Mitfchuldiger vom Ehemann en flagrant délit 
überrafcht und getödtet wird, u. ſ. f. 

Die Geſetze des Bundes hingegen ($ 374 refp. 101) und 
der Gantone Züri ($ 251), Aargau ($ 345) und Thurgau 
($ 153) ſchreiben ausprüdlih vor, daB auf Verlangen deg Gers 
theidigerd über dad Vorhandenfein des Wahnfinnd oder der 
Nothwehr eine befondere Frage geftellt werden müffe. Das 
Gleiche gilt gewiß auch von den excuses légales, wiewohl die 
Geſetze biefe mit Stillfehtweigen übergehen. 

Prineipiell ift gewiß eine Frage über das Vorhandenſein 
ber Nothwehr oder des Wahnſinns entbehrlih, Die Stellung 
der Frage ift aber immerhin zweckmäßig, indem fie den Ges 
fhmornen ihre. Aufgabe Far mabt. Auch dürfte ed in vielen 
Täflen wicht unwichtig fein, zu wißen, ob die Geſchwornen den 
Angeklagten für ungurebnungéfäbig oder durch Nothmehr ent: 
ſchuldigt gehalten, oder ob fie gefunden haben, daß die That 
überall nicht vou ibm ausgegangen fei. Wenn zu diefem Bes 
bufe eine Zufapfrage an die Geſchwornen gerichtet wird, fo 
follte die Hauptfrage nicht auf Schuldig oder Rihtfchuldig 
geftellt werden, um die Möglichkeit eines Widerſpruchs zwifchen 
den beiden Antworten durch Bejabung beider Fragen au vers 
büten, 

Unfere Gefepe laffeu in Urbereinftimmung mit dem englis 
fihen Rechte enentuelle Anflagen zu, bie Dann natürlich and) den 
Gegeuftand vou eventuellen Fragen bilden. Der frangüiifhe Code 
ſchweigt hierüber und es ſcheinen auch in Granfreih in der 
Prazis epentuelle Anklagen felten vorzulommen, Die Vorſchrift, 
daß bei einem Angeklagten, der weniger alé 16 Sabre alt if, 
gefragt werden miffe, ob er mit Unterfcheidungsvermägen ges 
handelt babe, findet fit bloß in dem Geſetze des Bundes über 
die bürgerliche Strafrechtöpflege ($ 97) und in Thurgau ($ 149). 
In Züri hätte eine Solde Frage gar feinen Sinn, da das 
jugendliche Alter in allen Füllen gleichmäßig einen ganz beflimm- 
ten Einfluß auf die Ausmeſſung der Strafe außübt. 

Die Herren Berichterftatter erklären fih in der Hauptſache 
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mit der in ihren Cantonen beſtehenden Einrichtung cinverfian- 
den. Die gemachten Erfahrungen zeigen, daß von den verſchie⸗ 
denen Kormen, welche in den verfhiedenen Gantonen für bie 
Fragenftellung vorgegeidnet find, feine weder ald durchaus feb 
Ierhaft noch als unbedingt muftergültig fib bewährt hat, daß 
vielmehr bei jeder derfelben ein befriedigendes Ergebniß erhält- 
lich ift, wenn nur die Gefege mit Taft und Einficht angewendet 
werden. Die Berfchiedenheiten betreffen eben nicht da® Wefen 
der ace, und es ift gang natürlich, daß wenn verftän dige 
Leute in verfchiedener Ausdrucksweiſe veranlaßt werden, ihre 
Anficht über einen gewiffen Hergang auszuſprechen, die Form 
der Befragung keinen Einfluß auf die Antwort ausübt. Bei 
einer Revifion der Gefege wäre immerhin zu unterfuchen, ob 
nicht das engliſche Syſtem, bei welchem die Geſchwornen eins 
fach über den Inhalt der Anflagefbrift fi) audzufprechen bas 
ben, eingeführt zu werden verdiene. Daß dadurd eine Ber- 
einfahung des Berfabrens erreicht würde, läßt fich nicht ver: 
tennen. Doc find die dießfälligen Bortheile nicht allzuhoch 
anzufchlagen. Es wäre gewiß unribtig, auf die vielen und 
großen Schwierigkeiten der Bragenftellung hinzuweiſen und es 
ald einen reinen Gewinn des englifchen Syftemd zu bezeichnen, 
dag bei demfelben alle diefe Schwierigkeiten von felbft dahin- 
fallen. on den vielen Cafjationdgefuchen, melde in Frank⸗ 
reich und Deutfchland vorfommen, beziehen fid die meiften auf 
die Unterfcheidung zwifchen Thate und Rechtöfragen und auf 
bas Verbot der Anwendung tebnifher Ausdrüde. Hält man 
an diefen Subtilitäten feft, jo werden die Schwierigkeiten, die 
jebt bei der Fragenftellung fid fühlbar machen, durch Ginfübs 
rung des englifhen Syſtems nicht befeitiat, fondern bloß auf 
die Abfaffung der Klagefchrift binübergetragen. Wenn für 
den PBräfidenten des Schwurgerichtd das Geſchaͤft der Fragen 
ftellung wegfällt, fo ergiebt ſich hieraus keineswegs eine Gr 
leichterung feiner Gefammtaufgabe. Er wird vielmehr um fo 
größere Sorgfalt und Anftrengung darauf verwenden müffen, 
die Geſchwornen über ihre Stellung zu belehren und fie na- 
mentlich darauf aufmerffam zu machen, daß fie nicht gebunden 
feien, die Anklage einfach zu bejaben oder zu verneinen, daß 
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fie im Gegentheil den Angeflagten unter Berneinung der qua- 
lificierenden Umſtände bloß des einfachen Verbrechens, fowie 
des Berfuhes oder der Beihilfe fchuldig erklären und mit Ber 
ziehbung auf die: f. g. excuses légales ihrem Ausſpruche eine 
Zuſatzerklärung beifügen fünnen. 

Weit wichtiger ald eine NRevifion der die Fragenftellung 
betreffenden gefeblichen Beftimmungen feheint mir. die Berein- 
fahung des materiellen Strafrecht zu fein, was wohl ziemlich 
allgemein gefühlt wird und auch in den Specialreferaten mehr- 
fach angedeutet worden ift. 

Ueber die Frage, ob bei ftändigen Gerichten etwas der 
Frageftellung bei den Gefchwornen Analoges eingeführt werden 
fönne, glaube id in Befolgung des Beifpieled der Herren Local: 
referenten furz weggeben au dürfen. Sd gehe. mit den Her- 
ren Honegger und Baldinger darin durchaus einig, daß aud 
bei ftändigen Gerichten die Fragenftellung im Sinne der An⸗ 
klagemaxime firenge an den von der Anklagekammer zugelafje- 
nen:und beftimmt formulierten Antrag der Staatéanmalt{haft 
zu binden fei. Im Uebrigen fcheint ed mir, daß die Form der 
ragen bei einem fländigen Gerichte nur. dann ven. größerer 
Bedeutung fei, wenn in Folge. der Deffentlichkeit und Münb- 
lichkeit des Berfabrens die Appellation in.gleicher Weife wie 
bei der Jury ausgefchloffen und hingegen wegen Verlegung 
formeller oder materieller Gefebesbeftimmungen eine Nichtig- 
feitöbefchtwerde zugelaffen werde. Unter biefer Vorausſetzung 
dürfte es vielleicht fogar geboten fein, in der Ausfcheidung der 
Rechts⸗ und Thatfragen noch weiter zu gehen, als felbft im 
Schwurgerichtöverfahren. 


II. Specialreferate. 
a. Züri. 
Referent Herr Staatsanwalt. Dr. Ho negger. 
Erſte Frage. 
Um diefe Frage zu ‚beantworten, ift es vor allem nöthig, 
die Bedeutung des Wortes „Borunterfuchung“ genau zu be- 
fimmen. Diefe richtet ſich natürlich nad der Bedeutung des 
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Wortes „Hanptverhandlumg”; denn die Borunterfudung foll zur 
Hauptuerhandlung vorbereiten, das zur Durbfüibrung diefer 
nôthige Material beſchaffen. — Iſt nun die Hauptverhandlung 
lediglich ein Debattieren über das bereits befchaffte Material, 
fo ift felbjtverftändlich, daß dieſes Material ein ganz vollſtän⸗ 
diges, alle Details umfaffendes fein muß, — daß 3. B. die 
Andfagen des abgehörten Zeugen tn aller Ausführlichkeit, am beften 
fogar in Yorm von Frage und Antwort, protocolliert fein müffen, 
— daß in der Borunterfuchung bem Ungeſchuldigten alle gegen 
ihn fprechenden Momente fpeciell vorzubalten And, um ibm bas 
durch Gelegenheit zu geben, diefe Momente zu entfräften und 
alles, mad zu feiner Entlaftung dienen fann, zu produeieren. 
— ft hingegen bie Hauptverhandlung eine wirkliche Beweid- 
verbandlung, fo tft Mar, daß die Borunterfudung eine viel com- 
pendièfere, wenigftend mit Bezug auf die Prosiscallierung 
viel Fürzere fein fann und fol. Es wird genügen, die Meful- 
tate aller auf den Fall bezüglichen polizeilichen Nachforſchungen 
kurz zu notieren, aus den Andfagen der Zeugen blos das wirk⸗ 
lid) Grheblihe in aller Kürge zu protecellieren, Die Alten der 
Dotunterfubung werden in diefem Fall nicht Begenftand der 
Debatten; — fie werden blod zum Wegweifer für die Parteien, 
zeigen ihnen, namentlid dem Ankläger, wo fie ihre Beweismittel 
au ſuchen, wo fie diefelben zu holen haben, | 

Ob das uribeilende Gericht ein flänbiges fei oder nicht, 
madt mit Bezug auf bdiefen Unterfchieb in der Bedeutung bar 
Borunterfuchung nichts ame. 

Unfere zürdyerifche EtrafproceBordnung nun, weiche ſchwere 
Berbrechen den Schwurgerichten zumeidt, geringere hingegen ben 
ftändigen Gerichten Cin erſter Inſtanz Bezirfögerichte, in zweiter 
und lebter Abtheilung des Obergerichtes, die Kreisgerichte laffe 
ich abfichtlich ganz bei Seite), wollte eigentlich bei jenen ſo⸗ 
wohl wie bei diefen eine Haupterbandlung ald wirkliche Be⸗ 
weisverhandhing, und die Borumterfuchung Gätte baber in allen 
Fällen eine fummarifche. fein follen. — Es wies die Porunters 
fudung den Statthalterämtern, dexen elf im Kanton find, au, 
in der Meinung, daB geküpt auf dieſelbe, die Anklage betrie⸗ 

en werde 
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a. bei ben fländigen Gerichten (in erfler Inſtanz) von den 
Statthalterämtern ſelbſt, welche mit Bezug auf Borladung von 
Zeugen 2. zur Hauptverhandlung beim @erichte die nöthigen 
Begehren zu flellen haben ; 

b. beim Schwurgericht vom Staatsanwalt, welcher auf 
Grundlage der Alten der Borunterfuchung die Anflagentte ab: 
zufaffen und fodann bei der Hanptverhandlung mit den durch 
jene ihm angezeigten und anderweitig befannt werdenden Be 
wersmitteln, Urkunden, Zeugen 2c. den Beweid zu führen babe, 
— wie e8 umgekehrt Sache der Bertheidigung fei, in den durch 
die Alten der Borunterfuhung indicierten und bier vielleicht 
nod in weiterm Umfang fonft aufzutreibenden Beweismittein 
bet der Hauptverhandlung den Entlaftungsbeweis zu produ⸗ 
cieren. 

Bei reiner Durchführung dieſer Beftimmungen der Str. P. D. 
hätte alfo ble ganze Borunterfudung in einer Hand liegen 
mäffen. 

Die Sade wurde aber theild durch die Gewalt der Ber: 
hältniffe, theils durh Schuld der Str. P. ©. ſelbſt anders: 

Bei der Maffe von cortectionellen Sachen, welche unfre 
Bezirlögerichte, die zugleich auch Cidilgerichte ſind, zu behan⸗ 
bein haben, machten diefe fofort von der durch die Ste. P. O. 
ihnen gewährten Fakultaͤt Gebrauch, flatt fofurt Tag zur Be. 
urtbeilung Cund Hauptverhandlung) anzufegen, die Sache zur 
Vervollſtändigung der Bornnterfubung einem Unterſuchungo⸗ 
richter aus der Mitte des Gerichtes zu überweifen. — Einzelne 
Bezirfögerichte Hätten zu wirtlih ſtändigen werden müffen, 
wenn fie in allen an fie gewiefenen Straffällen fi in einer 
Hauptverhandlung den Berveis und Gegenbeweis hätten bor- 
führen laffen müfien. 

Die Rüdfiht auf die Zeit der Richter führte dazu, bag 
bei dieſen correctionellen Sachen nunmehr wieder alles Be 
weismaterial in die Akten niedergelegt wird, die Dichter auf 
die Akten bin urtheilen « Borladung einzelner nachträglich 
begeichnetet Zeugen anf den Tag der Beurtheilung find Aus- 
nahmen), daß die Hauptverhandlung lediglich eine Debatte der 
Parteien if. 
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Auf die Vorunterſuchung durch das Statthalteramt folgt 
alfo ganz in der Regel eine eigentliche Specialunterſuchung durch 
den lUnterfuhungdrichter, die zwar fehr häufig lediglich ein 
Wiederfauen jener, in vielen Fällen aber um fo nothwendiger 
ift, als die durd die Str. P. O. felbft dem Statthalter geftat- 
tete Frift von Anhebung der Unterfuhung an bis zur Webers 
weifung an’d Gericht ihm nidt geftattet, in allen Fällen die 
Alten fpruchreif zu machen, und als er in der Regel ſich nicht 
veranlaßt fiebt, die ihm micht vorgefchriebene Arbeit des Unter- 
ſuchungsrichters für diefen zu verrichten. 

Zu foldem Berfahren drängte in correctionellen Saden 
auch noch der weitere Umſtand, daß die Urtbeile der Bezirks⸗ 
gerichte blos erftinftanzliche, alfo appellabel find. Eine zweite 
Inſtanz muß aber vollftändige Alten haben über alles, was vor 
der erften Inſtanz gegangen. Auch wenn über eine wirkliche, 
vor erfter Inftanz geführte Beweisverhandlung das genauefte 
und ausführlichite Protokoll geführt worden wäre, hätte ſolche 
dod für die zweite Inſtanz weil alle Unmittelbarfeit, faft alle 
Bedeutung verloren. 

Auch aus diefem Grunde mußte in correctionellen Sachen 
die Hauptverhandlung zu einer. bloßen Debatte zufammen- 
fhrumpfen, und damit die Borunterfuchung die Bedeutung einer 
ein Öffentliches Hauptverfahren vorbereitenden Unterfuhung vers 
lieren. — So fommt es denn aud, daB fehr häufig nad durch⸗ 
geführter Specialunterfuhung es zu gar feiner Hauptverhand« 
lung, zu feiner definitiven Anklage fommt, während dod, bei 
richtigerer Auffaffung der Bedeutung einer Borunterfuchung, 
fon nad) Beendigung diefer eine Anklage gar nicht, oder dann 
definitiv follte geftellt werden fôünnen und follen. 

Nicht viel beffer ftebt ed mit der Vorunterfuhung in 
fhwurgerichtlihen Sachen: 

Die dießfälligen Uebelftände bat zum guten Theil die Str. 
P. O. felbft verfchuldet durch den Widerſpruch, in dem fie mit 
fich felbft ftebt, wenn fie auf der einen Seite, offenbar als Re- 
gel, will, daß der Staatsanwalt auf Grundlage der durd das 
Statthalteramt geführten Borunterfuchung fofort die Anflages 
fchrift abfaffe und dad Hauptverfahren veranlaffe, — auf ver 
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andern Seite vorfchreibt, dad, fobald der objective Thatbeftand 
eines Derbrechend genügend feftgeftelit fei und mit Bezug auf 
den fubjectiven die nöthigen fichernden Berfügungen getroffen 
feien, die Aften dem competenten Gerichte zur Durchführung 
der Unterfuchung übermittelt werden follen, die zwar in Fällen, 
wo Semand verhaftet ift, innert vier, in. allen übrigen Fällen 
innerhalb zehn Tagen. 

Bei der Kürze diefer Friften ift es natürlih den Statis 
balterämtern in den feltenften Fällen möglich, die Borunterfus 
hung fo fertig zu bringen, daß die Alten derfelben dem Staatd- 
anwalt, aud wenn er die Anklage etwa formulieren Tönnte, 
dad zur Hauptverhandlung nôthige Material bieten oder doch 
bezeichnen. Der Staatsanwalt ift ganz in der Regel geswuns 
gen, von der Fakultät der Str. P. À. Gebraud zu machen, bei 
der für ſchwurgerichtliche Sachen beftehenden Anklage⸗Commiſſion 
auf Weberweifung an einen Unterfuchungsrichter bebufs Ver⸗ 
volftändigung der Borunterfuhung angutragen. — Auë der 
Borunterfuhung wird auf diefem Wege in der Regel eine eis 
gentlihe Specialunterfuhung. Der Unterfuchungsrichter, an 
ribterlihe Functionen gewöhnt, fammelt alles, was zur Bes 
urtheilung nôtbia ift, in voller Ausführlichkeit, — die Alten 
werden fo vollftändig wie für ein ftebendes Gericht präparierte, 
— man glaubt alle, was in der Hauptverhandlung erörtert 
werden könnte, in’3 fleinfte Detail hinein fchon in der Vervoll⸗ 
ftändigung der Borunterfuhung erörtern zu müffen, — und 
die Hauptverhandlung wird fchlieplich häufig nicht viel mehr 
alé eine Ueberfepung der Alten in die Mündlichkeit und Uns 
mittelbarfeit. | 

Sch glaube durch die bisherige Darftelung unjerd Berfabs 
vend am beiten geantwortet zu haben auf die Frage, ob es 
wünfchbar fei, daß die Borunterfuchung von den erften Schrikten 
big zur Hauptverhandlung in einer Hand liege. 

Es ift dieß nicht nur wünfchbar, ed ift abfolut notb- 
wendig, wenn die Hauptverhandlung eine wirkliche Beweis: 
verbandlung, nicht eine bloße Debatte über Alten oder In⸗ 
Scene: Sepung der Borunterfuhungsaften fein foll. 

Erlauben aber die Berbältniffe e8 nicht, die Hauptverhand - 
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lung mehr. als eine Debatte werden zu laſſen, — wie id dieß 
für unſre Bezirksgerichte und jedes nicht letztinſtanzlich urthei⸗ 
lende Gericht anerkenne, — dann halte ich es für beſſer, daß 
die überweiſende Behörde, das Statthalteramt, fish in der Vor⸗ 
unterſuchung auf das zur dieberiveifung Noöthigſte beſchtüͤnle, 
nd $ene fofort in die Hand eine Unterſuchungaͤrichters über⸗ 
gehen lafje, der beffer ermeffen wird, tie vollſtaͤndig und aua⸗ 
führlich die Akten fein müflen, um fpruchreif zu fein, — und 
der ja die gerühtliche Poligei in Anſpruch nehmen und in Thä⸗ 
tigkeit {egen kann, fo gut wie der überweiſende Beamtete. 

Die Einleitung der Borumterfuchung aber durch Die Staats, 
behörde, und damit das Gehen derfelben Durch „wei Hände ifé, 
bei und twenigitens, bedingt duch den Grundfag, daß die Be 
richte nur auf Weiſung der Staatsbehörde bin, nicht von fich 
aus, ein Haupwerfahren anordnen Tönnen. 

Penn ich endlich die Mitiel angeben fol, mit melden es 
erveigt werden Tann, daß die Borunterfuchung in einer Gand 
liege, fo And 68 nach meiner Anficht folgende: 

4) Man gebe der Behörde, welche Die Unterfuchung einzu⸗ 
fetten und zu führen bat, die nöthige Zeit, um wirklich alles 
au fammeln, was zux Erhebung einer Auflage und gur Führung 
des Beweiſes nöthig if; 

2) Man unterfage es derjenigen Behörde (Besirfögerichtö- 
Prafdent und Anfklage⸗ Commiſſion), melche über Zulaſſung ziner 
Anklage zu enticheiden hat, von fi amd Vervollſtaͤndigungen 
der Unterſuchung zuordnen, rd überlaſſe diele Vervollſtändi⸗ 
gungen dem bbffeutlichen Ankläger, der ihrer bedarf und mul 
wiffen wird, wie viel er nôtbig bat, um den Beweis gu füh⸗ 
en, ſowie dem Vertheidiger und bem urcheilenden Geridte für 
Yen Tag der Hauptverhandiung; — dann wird die Behönde, 
welche die Borunterfudung führt, fi 28 von fih aus, ſei es 
auf Anmeifung des Staatsauwalis, ven ſolbſt dazu kommen, 
die Unterſuchung jeweilen vor Œrhebung ber Anllage fo weit 
zu führen, daß Diele zugelnfien uud bie Anordnung des 
Hauptverfahrend geftattet werden kann, — aber auch nicht 
weiter. — 

3) Man verpflichte die Unterfuchungsbehörde, aug die 
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Entlaftungemomente, weldhe die Erhebung oder Zulaſſung einer 
Anklage verhindern müßten, auf Begehren des Angeſchuldigten 
zu fammeln, äberlaſſe hingegen dad Weile, namentlich die 
Gonitatterung weniger wichtiger Ehtlaftunggmomente, der À és 
tigkeit des Angefchufdigten und feines Bertheidigerd, nad zu 
dem Ende fon die Voruntetſuchung fo viel als möglich öffent 
lich, die Akten derſelben dem Berkheidiger guainglich, und ber 
ſchraͤnke lebteren namentlich bei der Hanpiverhanddung jo Mer 
nig ads moͤglich mit Bezug anf die Führung des Euilajiumge- 
beweifes. 

8) Man gefinite ober beffer gebiete der Unlerſuchungs⸗ 
behörde, fehr ſummariſch zu Probocollieren,, damit fie wicht mit 
Sibreibereten Die bee Zeit verliert; — man ſchaffe guie Poli⸗ 
zei und ſteile fie ganz zur Berfügung der Unterſuchungobehörde. 
Ein küchtiger Rapport eines tüchtigen at Nuchforſchungen und 
Grfuadiqungen beauftragten Paliziften wird bem Beamteten, 
der die Anklage zu führen bat, Bei der Saupiberbandinng und 
deren Beranftaltung fieber fein und mehr nüben, als eine Reihe 
von Protecolien über Zeugeneinvernahmen. 

5) Um endtich auch in towectionehen Sachen die Ginbeit 
der Borunterfuchung zu fihern, und damit zugleuh eine wirk⸗ 
liche Bewerdverdandlung, beſtelle man für die nur z. B. im 
Eanton Zürich dem Bezirkögerichten zugemiefenen Vergehen «ine 
genügende Anzahl Einzel-Bolizetrichter nach Art ber englifchen, 
welchen die Staatöbehörde bas lediglich durch ihre, refp. ber 
Belize Thätigleit gefammelte Bewsiämaterial, Zeugen ac. vers 
kat uno worfährt in dem öffentlichen, nad limfänten in meh- 
rere Termine, zwifchen welchen die Borunterfuchung, wpolizeiliche 
Nachforſchung à. forkgefept werden Laun, zerfallenden Haupt⸗ 
erfahren. 


Zweite Frage. 

Die auf dem Continent geftende Wegel, DaB die Strafblage 

von Staated wegen ‚geführt wird, vbringt es mit fich, daß much 
in den Fällen, wo ein Damnifivat nicht fehkt, diefer in der Me- 
gel es der Stantöbehärde überlaͤßt, die Hauptthaͤtigkeit zu ent- 
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wickeln, um dem Verbrecher auf die Spur zu kommen und das 
Ueberführungsmaterial zu ſammeln. In Fällen freilich, wo der 
Damnificat ein, namentlich pekuniaͤres, Intereſſe bei der Staats⸗ 
klage bat, wird er oft der Unterſuchungsbehoͤrde durch Zudring⸗ 
lichkeit und Begehrlichkeit nur zu läſtig. In andern aber ſcha⸗ 
det der Vorunterſuchung die Läßigkeit, mit welcher der Damni⸗ 
ficat von der unterſuchenden Behörde alles erwartet, ohne ſelbſt 
etwas zu thun; — und das Publikum gar, etwa die causes 
célèbres abgerechnet, ſpottet häufig Über die an der Naſe herum⸗ 
geführte Polizei. 

Dieſe Theilnahmlofigkeit des Damnificaten und des Publi⸗ 
kums rührt nun zum größten Theil her von der Heimlichkeit 
der Votunterſuchung. Der Damnificat, nachdem er ſeine Des 
nunciation reſp. Depoſition abgegeben, die Zeugen, die ibm 
gerade einfallen, bezeichnet hat, wird häufig, ja in der Regel, 
weiter gar nicht gehört, hört und erfährt nicht, maë die Zeugen 
deponieren, lernt dad übrige Beweismaterial, das nidt er dis 
rect befchafft bat, nicht kennen, — während fehr häufig er durch 
Anhörung der Zeugen, durch Kenntniß der bisherigen Refultate 
der Unterfuchung, auf weitere wichtige Momente und Thatfachen 
geführt würde. 

Das Publitum vollends erfährt von der Unterfuchung gar 
nihté, oder doch nichts Suverläffiges, während oft der erfte 
befte Anmwefende einen Zeugen oder den Angefchuldigten der 
Lügen überführen, oder auch unterftügen, wichtige Dinge, die 
ibm durch die Einvernahme anderer Zeugen in’d Gedächtniß 
gerufen worden, oder erſt jet als wichtige ſich darftellen, mit- 
theilen könnte. 

Dem Allem ift abzubelfen durch möglichfte Deffentlichkeit 
aud fon der Vorunterfuhung. — Es follten die Zeugen 
alle, fo weit fie wirklich fhon in der Vorunterſuchung einvers 
nommen, und nicht blos Erfundigungen über ihr Wiffen durch 
die Polizei eingezogen werden, in Gegenwart des Angefchul- 
bigten und des Damnificaten deponieren. Auch der Angefchul- 
digte follte in Gegenwart des Damnificaten, und umgelebrt, 
gehört werden; — und es kann fogar die Anmefenheit des 
Publifums bei all biefen Alten: in der Regel nur nügen. — 
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Go behalten alle dieſe Einvernahmen ihre Friſche und ermög⸗ 
lichen fofortige Aufklärung von Irrthümern, ſcheinbaren Wider⸗ 
ſprüchen ꝛ2c. — Auch die ſämmtlichen Alten der Borunterfu- 
chung ſollten dem Damnificaten oder deſſen Anwalt zugänglich 
ſein. Sobald er ein dießfälliges Recht hat, wird er von dem⸗ 
ſelben auch Gebrauch machen und häufig der Unterſuchungs—⸗ 
behörde reſp. der Polizei die richtigen Wege weiſen können, 
andrerfeitd dad Stellen von Begehren, deren Unnüglichfeit er 
nur bei Kenntniß der Alten einfeben kann, unterlaffen. 

Der Damnificat muß durch eigene Anfchauung und eiges 
ned Anhören .fich Überzeugen, daß die Behörde fit Mühe giebt, 
mit dem öffentlichen. auch fein Sntereffe zu wahren; dann wird 
er lebhaftern Antheil an ibrer TIhätigkeit nehmen. — Auch 
dad Publikum wird der Polizei bei ihren Nachforfchungen beffer 
an die Hand gehen, wenn es weiß, zu welchem Zwede jene ges 
macht werden, wenn überhaupt weniger Geheimnißfrämerei von 
ihr getrieben wird. | 

Unfere gegenwärtige Str. P.D. geftattet zwar der Uns 
terfuchungsbehörde, den Damnificaten, wie den Angefchuldig- 
ten,. den Seugeneinvernabmen beimohnen zu faffen. Allein ed 
wird felbfiverftändlih von biefer Befugniß fo zu fagen kein 
Gebraud gemacht, — um fo weniger, als die gleihe Str. P. O. 
eigentliche Gonfrontationen wenigftend in ſchwurgerichtlichen 
Unterfuchungen unterfagt, die Zuhörer alfo ſtumme Zuhörer 
fein müffen, während ihre Anwefenheit gerade dadurch erſt 
nützlich wird, daß ſie auch reden dürfen. 

Bei den Bedenken, die man gegen Oeffentlichkeit auch der 
Vorunterſuchung hegt, malt man ſich davon allerdings auch 
mögliche Nachtheile, wie Colluſionen ꝛe., zu ſchwarz vor. — 
Das Leben, in dem die Verbrechen begangen werden, iſt ja 
auch öffentlich, und foweit dad Verbrechen im Geheimen began⸗ 
gen worden, Tann es eben nur entbedt werden, wenn man 
alles, was irgendwie von Spuren dedfelben, Indicien, die das 
rauf hinweiſen, in die Deffentlichfeit gedrungen ift, fammelt, 
alfo auch die Deffentlichkeit bei der Unterfuchung zuläßt. 

Die Nachtheile der Oeffentlichkeit, Colluſionen 2c., fehlen 
wahrlich auch beim heimlichen Verfahren nicht, nur daß man 

Zeitſchrift f. ſchweiz. Recht. XIL 1. (15 
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fie hier weniger merft uud ihren Folgen weniger vorbeugen 
fann. 

Die Hauptſache iR aud in diefem Punkt, daß bei allen 
Akten der Vorunterfugung eine einfichtige Polizei, wenn nö⸗ 
thig, mitwirfe und ihre ganze Aufgabe erfülle. 


Dritte Frage. 

Die zürcheriſche Str. P. D. enthält über die Fragenftellwag 
an die Geſchwornen fehr einfache Bekimmungen: 

- Die eingeflagte Handlung oder Unterlaffung, die Eigen- 
ſchaft und Abſicht des Handelnden und die übrigen Die Gand 

begleitenden Umſtände, ohne welche der Gatiungsbegriff 
def. Bexbrechend gar nicht vorhanden mûre, find in. eine Trage 
zuſammenzufaſſen 

Jeder Umſtand aber, welcher eine beſondere Art des Ver⸗ 
brechens, oder ein anderes Maximum oder Minimum der Strafe 
oder eine andere Strafart begründet (qualifie. Umſtände), iſt 
Gegenſtand einer beſondern Frage. 

Ueber das. Vorhandenſein bloßer @trafmilberungé- oder 
Strafſchärfungsgründe werden die Geſchwornen nicht befragt, 
wohl aber anf Begehren deë Verihsidigerd darüber, ab einer 
der gefeglihen Strafausfchließungsgründe (Nothwehr, Bahn 
finn 20.) vorliege. 

Alle Fragen find fo zu fiellen, daß fie mit Sa oder Nein 
beantwortet werden. fünnen. 

Diefe einfachen Beilimmungen fteben im engften Zuſam⸗ 
menbang mit den glüdlihen Borfchriften betreffend die For⸗ 
mulierung der Anklageſchrift. — Diefe fol in aller Kürze 
bezeichnen: 

a) die Perfon des Angeflagten; 

b) die Handlungen oder Unterlafjungen, welche demfelben 

zur Laft gelegt werden, mit Angabe von Zeit und Ort; 

c) die Eigenfhaft und die Abficht, in welder er geban- 

delt bat, und die übrigen Umftände, welche mit der 
Handlung oder Unterlaffung verbunden waren, fo weit 
diefelben zu dem gefeblihen Thatbeſtand des Berbre- 
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chens gehören, mit Weglaffung von bloßen Er- 
fhwerungds oder Milderungdgründen, fos 
wie mit Weglaffung der Verdachtsgründe und 
jeglicher Rechtserörterung oder Geſchichts— 
erzählung; 

d) die Oefebesartifel, durch welche biefer Thatbeftand mit 

Strafe bedroht if. — 

Man fieht, daß nad diefen beiderfeitigen Beitimmungen, 
wenn Anklageſchrift und Fragen richtig abgefaßt ſind, da jene 
immer auf ein ganz genau beſtimmtes Vergehen gerichtet iſt, 
leptere duchſtäblich eine Umſetzung der Anklage in die Frage⸗ 
form, nicht mehr und nicht weniger, ſein müſſen. 

Wie die Anklageſchrift in der Regel nur ein verhältniß⸗ 
mäßig einfacher und furger Satz ift, fo wird in der Regel den 
Geſchwornen nur eine einzige ebenfo einfache und furze Frage 
vorgelegt, — nur daß in der Anklage berührte Umſtände, weldye 
nicht zum Gattungsbegriff ded Verbrechend gehören, heraudger 
griffen und zum Gegenftand einer befondern Frage gemacht 
werden, fo 3. B. Umftände, welche einen Diebſtahl, einen Be⸗ 
trug zum ausgezeichneten, eine Unterfchlagung, einen Raub, 
eine Brandftiftung zu folhen bübern Grades machen. 

Rein überflüffig, und offenbar blos deshalb aufgenommen, 
damit Die Geſchwornen auddrüdlich fagen können, weshalb 
fie freifprehen, ift in unper Str. BP. ©. die Beftimmung, daß 
mit Bezug auf das VBorhandenfein gefeplicher Strafausfchlies 
Bungsgründe befondere Fragen zu ftellen fein; denn es ift 
flar, daß die Gefhwornen, wenn fie foldhe Gründe ald wirfs 
lih vorhanden annehmen, einfad die Schuldfrage verneinen 
fönnen. 

Nur fheinbar complicierter wird die Gragenftellung durch 
die Beflimmung der Str. P. O., daß für den Fall der Ber: 
werfung der Hauptanflage eine eventuelle geftellt werden fünne. 
Da aud diefe eventuelle Anklage wieder eine ganz beftimmt 
formulierte fein muß, fo ift die Fragenftellung mit Bezug auf 
diefelbe ganz gleich einfach und fo zu halten, wie wenn die 
Hauptanklage gar nicht vorläge. Es entfteht dadurch nur eine 
Mehrzahl von einander gar nicht berührenden Fragen. — 
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Ebenfo verhält es fib mit der Beftimmung, daß in der - 


Anklage auf vollendetes Verbrechen, Urbeberfhaft, Verübung 
mit Vorbedacht und Abficht, mit qualificierenden Umfländen von 
felbft die Anklage auf Berfuch, ‚bloße Theilnahme, Berübung 
ohne Vorbedacht, aus Fahrläffigkeit, obne qualificierende Um⸗ 
fände liege. — Wenn nah Schluß der Beweisverhandlung 
von den Parteien nur auf eine gemäß diefer Beftimmung mos 
dificierte Anklage abgeftellt wird, fo ift es eben einfach zu 
halten, wie wenn eine fo modificierte Anklage als eventuelle 
geftellt wäre, und eë be darf fehr häufig deshalb nicht ein- 
mal einer befondern Frage an die Gefchwornen, da diefe be- 
fugt find, ſelbſt unbefragt ihrem „Ja“ auf die alles umfaf- 
fende Hauptfrage einen in obigem Sinn modificierenden, 5. B. 
die Abficht, den Vorbedacht verneinenden Zufab zu machen. 

Sch. erlaube mir beifpieldweife zwei Anflagen mit bezüg- 
lichen Tragen anzuführen : 


1. Anklage wegen Todfblages: 


Anklagefhrift: A bat am 16. Januar 1863 Abends 
auf der Straße bei B den C abfihtlih und rechtswidrig fo 
verlegt, daß der Tod des C aus der Verlegung erfolgte; — 
er bat fi dadurd nad 88 cit. des Strafgefegb. fbuldig ger 
macht des Todſchlags, zu beftrafen nad $$ citandis. 

Die Frage an die Gefhwornen wird einfach lauten: 

„Iſt A Ihuldig, am 16. Januar 1863 Abends auf der 
Straße bei B den C abfichtlidh und rechtswidrig fo verlegt zu 
haben, daB der Zod des C aus der Berlebung erfolgte?“ 

Bebauptet der Bertheidiger, daB es ſich nicht um abficht- 
ide, fondern nur um fahrläffige Tödtung handle, fo kann ent- 
weder: 

a) in der Haupffrage dad Wort „abfichtlich* weggelaffen 
. und in eine zweite Frage: 

„Hat er dies abjichtlich gethan?“ 
verlegt werden, wo dann bei Annahme von fahrläffiger Töd⸗ 
tung die erfte Frage zu bejahen, die zweite zu verneinen wäre; 
— oder: . 

b) es fann eine befondere Grage betr. fahrläffige Tödtung 





Referat des Herrn Honegger. 69 


neben der Sauptfrage geftellt werden, wie wenn eine Diesfällige 
eventuelle Anklage vorläge: 

„Iſt A fhuldig, am 16. Januar 1863 Abendd auf der 
Straße bei B durch feine Fahrläffigkeit die, Tödtung des C vers 
urfacht oder befördert zu haben?" . . — oder endlich 

c) am einfachften: e8 bleibt bei der einen rage und 
die Geſchwornen feben ihrem „Ja“ im Fall den Zufaß zu: 
„— jedoch nicht abſichtlich.“ — 

Behauptet der Vertheidiger, daß A in Nothwehr gehandelt 
habe, ſo iſt neben der Hauptfrage die beſondere zu ſtellen: 

„Hat A in Nothwehr gehandelt?“ 

— oder beſſer, da doch im Falle der Annahme von Nothwehr 
die Hauptfrage, die ja mit „Iſt A ſchuldig“ beginnt, zu ver⸗ 
neinen wäre, der Präſident erklärt den Geſchwornen, ohne eine 
zweite grage zu ftellen, daß fie bei Annahme von Rothwehr 
die einzige geſtellte Frage zu verneinen haben. 

Behauptet der Vertheidiger weiter, daB A nur eine ges 
ringfügige Mißhandlung beabfichtigt babe und der Tod wider 
feinen Willen daraus erfolgt fei, fo ift, da diefer Umftand ein 
befonderes Strafminimum begründet, neben der Hauptfrage die 
Trage zu ftellen: 

„Ergiebt fit mit Wahrſcheinlichkeit, daß A nur eine ge 
ringfügige Mißhandlung verüben wollte und der Tod wiber 
feinen Willen daraus erfolgte ?* 

2. Anflage wegen doppelt ausgezeichneten Diebſtahls: 

Anklageſchrift: A bat in der Naht vom 12./13. Jan. 
d. J. zu einer Zeit, da die Bewohner desfelben im Schlafe las 
gen, aus dem Wohnhaufe ded B vermittelft gewaltfamen Er⸗ 
brehens desfelben Baarfchaft im Betrage von 300 Fr. und 
eine goldene Uhr im Berthe von 100 Gr. geftohlen; er bat 
fi dadurh nah 88 cit. des Strafgefeßb. fhuldig gemacht 
eines doppelt ausgezeichneten Diebftabls im Betrage von 400 Gr. 
au beftrafen nad 88 cit. 

(NB. Unfre Anklagefommifjion ift nie angeftanden, die An: 
flage mit bloßer Benennung des Berbredens, ohne Defini- 
tion, paffieren zu laffen, wo es fih um Verbrechen von fo bes 
fannter Begriffsbeflimmung wie 4. B. Diebftahl handelt.) 
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Die Fragen werden lauten: 

1) „Iſt A fdulbig, in der Naht vom 12./ 13. San. d. J. 
im Wohnhauſe des B fremde bewegliche Sachen, nämli 300 Fr. 
baar und eine goldene Uhr im Berthe von 100 Fr. ohne Ein- 
willigung des Berechtigten, jedoch ohne Gewaltthätigfeit an 
einer Perfon, wirjentlich in feinen Beſitz genommen zu haben, 
um ſich diefelben rechtswidrig zuzueignen ?* 

2) „Hat er das Verbrechen verübt zu einer Zeit, da die 
Bewebuer des Hauſes un Schlafe lagen ? * 

3) „Hat er ed verübt vermittelt gewaltſamen Erbrechen 
des Hauſes?“ 

Bebauptet der Bertheidiger, daB nur die Baarſchaft ges 
Rohlen worden fei, fo werden die Geichwornen zu ihrem „Ya“ 
zur erſten Frage den Zufag machen: ,jedod nur mit Bezug 
auf die Baarſchaft von 300 Fr.“ — jofern fie nur Died für 
erwiejen halten. 

Bebauptet der Bertheidiger, ed handle fih um bloßen 
Verſuch, jo werden die Gefihworuen anzuweifen fein, für den 
Gall, daB fie dies annehmen, zur erften Frage zu erklären: 

„Rein, aber er ift des naben Verſuches zu diefem Ber- 
brechen ſchuldig“; oder ed wird neben der eriten Frage, als 
eventuelle zu Ddiefer, eine auf Berjuch gerichtete geitellt, auf 
weiche die Gefchwornen bei Berneinung der eriten Hauptfrage 
einzutreten haben. 

Man wird aus obiger Darftellung entnehmen, daß die 
Beftimmungen der zürcheriichen Str. Pr. À. betreffend Fragen» 
flellung an die Geſchwornen einer Revifion nicht bedürfen, in: 
dem fie in der That, durd Die Präfidenten der Schwurgerichte 
richtig gehandhabt, die Gragenftellung ſehr Mar und einfach 
werden laffen. — Wenn anderwärtd die Fragenftellung mehr 
Schwierigfeiten madt, fo rührt died fait überai von der 
mangelbaïten reip. zu ausführlichen Klagichrift ber. Diefe joli 
eben nichtd enthalten ald die rechtlich erbebliben, den Begriff 
des Berbrechend bildenden Momente, eine einfache Behauptung 
(nicht eine Gefchichtäerzählung), die am Schluß ded Beweid- 
verfohrend in Frage gefegt wird. Will daher einer Revifion 
gerufen werden, jo dürfte Dies cher geiihehen mit Bezug auf 
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die Formulierung der Anklage; die richtige Formulierung Der 
Fragen ergiebt fich aus dieler faft von felbit. 

Die Frage. endlich betreffend, ob nicht etwas der Fragen⸗ 
fiellung beim Schwurgerichte Analoged and bei ftändigen 
Strafgerichten eingeführt werden könnte, fo if gar nicht abs 
gufeben, weßhalb nicht fogar ganz das gleiche bei denfciben 
einzuführen wäre. Ueberall da nämlich, wo die Berichte nicht 
von Amtes ivegen, fondern blos auf Weifung uud Antrag der 
Staatöbehörde, eines öffentlichen Anklägers, ein Hauptverfahren 
einzuleiten haben; — nur daß eben hier die Gerichte die ras 
gen fich felbft vorzulegen hätten, meldje eben beim Schwur⸗ 
geribte der Brüfident deu Geſchwornen vorlegt, — und daß 
aus diefem Grunde eine bejondere Formulierung der Fragen, 
die fich der Richter jo wie fo vorlegen muß, wirklich eine bloße 
Formalitaät wäre. 

Intereſſant ift daher nur die Frage, ob aud bei den 
fändigen Gerichten eine beftimmt formulierte Anklage eins 
zuführen fei, fo zwar, daf dad Gericht nur über diefe und 
die nach dem Gefeg von felbft darin enthaltenen Anklagen zu 
entjcheiden hätte, — entweder mit Bezug auf die Qualififation 
der eingeflagten Handlung der Auffaflung des öffentlihen Ans 
Flägerd zujtimmen, oder, auch wenn ed die Handlung unter 
eine andere Qualififation fubfumieren fönnte, freifprechen müßte. 

Es ift fein Zweifel, daß folched Berfabren feine großen 
Bortheile hätte, namentlich die, daB der Ankläger fih in allen 
Fällen ganz Efar machen müßte, ob und unter welchen Artikel 
des Strafgefeged die von ihm eingeflagte Handlung falle, for 
wie, dag dem Richter nur feine wirkliche Funktion bliebe, über 
eine beftimmte fireitige Frage zu entjcheiden. 

Allein im Ganton Züri, deſſen Str. P. ©. jened Ver⸗ 
fahren wirflih orfen lieg, haben fib von Unfang an die. Statt» 
halterämter, öffentliche Ankläger bei den untern Gerichten, das 
“mit begnügt, ftatt einer bejtimmt formulierten Anklage einfache 
Weifung and Gericht audzufertigen, allerdingd in der Regel 
die eingeflagte Handlung nad ihrer Anjicht qualifisierend, — 
und die Gerichte haben immer fih nicht an diefe Qualifitation 
gebunden erachtet, jondern haben die eingeflagte Handlung bes 
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ſtraft unter dem ihnen paſſend ſcheinenden Titel, mit der ein⸗ 
zigen Veſchränkung, daß ſie nicht auf ein ſchwereres als das 
eingeklagte Vergehen, wenn der Ankläger ein ſolches darin aus 
drücklich nicht ſehen will, erkennen dürfen, ſondern in ſolchem 
Fall nur zu prüfen haben, ob die Requiſite für das wirklich 
eingeklagte vorhanden ſeien. | 

Dieje Praxis begreift ſich leicht, wenn man berüdjichtigt, 
daß die üffentlihen Ankläger oft die Qualififation nicht ſo 
richtig treffen wie die erfahrenen ſtändigen Gerichte, fowie 
daß bei firenger Formulierung der Anklage durch die öffent 
lihen Unfläger bei den untern ©erichten dann natürlich auch 
der öffentliche Anfläger bei der obern Inſtanz an die einmal 
formulierte Anklage gebunden fein müßte, endlih daß man 
freiere Bewegung der Gerichte einem firengen Formulieren der 
Anklage und dadurch nad Anfibt der Gerichte hie und da 
notbwendig mwerdender ungerechter Greifprebung vorzog. 

Die Gründe, die im Canton Zürich einer Formulierung 
der Anklage bei den fländigen Gerichten entgegenfteben, dürf⸗ 
ten wohl fait überall in der Schweiz fo ziemlich die gleiche 
‚Geltung haben. | Ä 





b. Bern. 
Referent Herr Generalprofurator Hermann. 

Die bienab folgenden Fragen werden vom fantonalen 

bernifhen Standpunkt aus folgendermaßen beantwortet: 
Erfte Frage. | 

Mas die erfte Frage betrifft, fo fällt fie, foweit ed den 
Canton. Bern betrifft, dahin, weil die Borunterfubung abges 
feben von den allererften rein polizeilichen Maßregeln, welche 
die Negierungsftatthalter zu treffen baben*), von Anfang bis 


. ) Der bierauf baüglite Art. 74 St. B. lautet: „Der 
Regterungéfatthalter foll Die ihm eingereihten Anzeigen einer vor: 
läufigen Prüfung ‚unterwerfen. Stellt es fit hiebet alé ganz un- 
zweiselhaft heraus, Daß feine ftrafbare Handlung vorliege, fo beſchließt 
er, daß der Sache feine weitere Folge zu geben fei. Iſt dagegen die 
eingeflagte Handlung eine Rrafbare, ergeben ft aber durchaus feine 
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au Ende dur den nämlichen Beamten, nämlich dur den 
Unterſuchungsrichter, geführt wird. 


Zweite Frage. . | 


Hier ift zu bemerfen, daß die Borunterfuhung im Canton 
Bern durchwegs von Amtöwegen geheim und fchriftlich geführt 
wird. Die Einwirkung des Beſchädigten auf den Gang der 
Borunterfuchung ift unbedingt ausgefchloffen und zwar felbft 
in den Fällen, welde nur auf Klage des Berlebten verfolgt 
werden dürfen. 

Lie hierauf bezüglichen Vorſchriften ded bernifchen Straf: 
verfabrené lauten: | | 

Art. 2. „Die Verfolgung einer ftrafbaren Handlung ftebt 
einzig den hiermit gefeblid beauftragten Beamten zu; fie fin 
det von Amtöwegen ftatt, ausgenommen in den durch die 
Geſetze ausdrüdlic vorbehaltenen fällen (Art. 44 und 83).* 

Art. 89 Cıftes Alinea). „Die Borunterfuhung bat vie 
Sammlung der Beweife des Vergehens fowie der Schuld und 
Unſchuld des Angefchuldigten nach den gefeglichen Gormen zum 
Gegenftande. Sie wird ohne Einmifhung der Parteien ge- 
führt.” | 

Art. 93 „Die Vorunterſuchungshandlungen find nicht 
öffentlich; alle dabei mitwirfenden Perjonen follen dad Geheim- 
niß über diefelben unverbrüchlich wahren.” 

Bei Beantwortung obiger frage fann es fih nun nicht 
darum handeln zu unterfuchen, ob in abstracto die Einführung 
analoger Einrichtungen, wie fie in England und andern außer» 
continentalen Staaten beftehen, wie das Anklageverfahren und 
die damit gegebene größere Betheiligung der Bürger bei Er, 
Spuren in Betreff der Thaͤterſchaft, fo behält er die Anzeige fo lange 
in Händen, bis es der Polizei gelingt, irgend melte Indicien gegen 
eine befimmte Perfon, als den wahricheinlihen Thäter, zu ermitteln. 

„Zn allen andern Fällen übermeist der Negierungsflatthalter, nach⸗ 
dem er die erften beriäufigen Vorkehren zur Herftellung des objektiven 
Thatbeftandes getroffen (Art. 62 bis 74, Art. 147 ff. und Art. 156), 
onne Verzug die Protokolle, Akten, fowie die Gegenſtände, melhe all: 
fällig mit Belchlag belegt worden find, dem Unterfugungsricter. 
* „heit gleichfalls die verhafteten Ungefuldigten zu de en Ver: 
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forfchung und Verfolgung von Berbredhen und Bergeben sed 
mäßig und rathfam fei. | 

Wenn die Unterfuhung jener Frage einen praftifchen Nupen 
haben foll, fo muß fie im Zufammenhang mit den concreten 
Berbältniffen unfered engern und weitern Baterlandes, mit 
unferm Bollécharafter und Volkoſitten nnd mit unſern übrigen 
flaatliben Inftitufionen aufgefaßt und beantwortet merden. 

Auf den erften Blick follte man nan gfauben, daß in 
einem republifanifch organiflerten Staate wie die Schtweiz, bei 
der faft unbefchränften Berechtigung der Staatdbärger in allen 
politifchen und Gemeindeangelegenbeiten, ſich auch ein lebendi- 
ges ntereffe an der Entdeckung und Verfolgung von Ber- 
brechen und Vergehen, bei welcher die bürgerliche Gefellfchaft 
gleich wie der Einzelne fo nahe betheiligt ift, fundgeben und 
fih demnach jeder woblgefinnte Staatsbürger auch unaufgefor- 
dert zur Pflicht machen werde, dad Seinige zu Erreichung 
diefes fucialen Zweckes beizutragen, gleich tie er bei andern 
gemeinnügigen und toblthâtigen Unternehmungen und ns 
flaften, fei e8 in Vereinen oder privatim, fich zu beteiligen 
pflegt. 

Allein gerade hier zeigt fih eine bedeutende Verſchiedenheit 
des Bolfscharafterd und der Bolféfitten der Schweiz im Per 
gleih mit England. Schon der durch frühe Gewöhnung ent 
wickelte politife Sinn und die Theilnahme des "Engländerd 
an allen öffentlichen Angelegenheiten bildet den Charakter aus 
und bewirkt, daß Anfläger, Zeugen und Geſchworne mit Ent 
fhiedenheit auftreten und von dem Gefühl geleitet werden, daß 
man unbefümmert um die Folgen fib offen äußern und feine 
Bricht thun müſſe. Dazu fümmt der praftifhe Sinn, welcher 
dem Engländer inne wohnt; von Jugend auf durds die Deffents 
lichfeib des lebend, durch die freie Bewegung, durch Thälig⸗ 
feitéfinn auf das Nüpliche bingeleitet, entwicekt ſich in ibm 
ein feiner Beobadbtungégeift, eine Gewandtheit in der Aufs 
faffung und Zergliederung der Thatfachen, eine Richtung, un 
mittelbar auf das Ziel lodzugehen und nur bas ind Ange zu 
faffen, was für den einzelnen Fall nothwendig oder zweckmäßig 
ift. Der Ankläger prüft vorerft genau, ehe er eine Unflage 
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ftellt, ob eine Begründung und Durchführung berfelben zu er- 
warten ift, daher manche Unterfuhungen, weldhe man ander 
wärtd als gerechtfertigt anfehen würde, nicht angeftellt werden, 
weil der praftifhe Engländer nichts Bergeblihes thun wird; 
daher bemerkt man oft, daB in der Strafverhanplung der An- 
flâger, wenn er nach der Wendung der Sade fieht, daß auf 
einen verurtheilenden Wahrfpruch nicht gerechnet werden fan, 
die Anklage fallen läßt. 

Vebrigend würde man fehr irren, wenn man glaubt, daß die 
Art und Weife, wie in England die Vorunterfuchungen geführt 
werden, unbedingt Billigung finden und daß man dort blind 
fei gegen viele Mißbräuche und Mängel, welde damit verfnüpft 
find; gegentheild haben fih in England ſchon vielfach Stimmen 
erhoben, welche den Mangel eines öffentlichen Anflägerd be 
tagen. Namentlid in den Grafihaften bat das Syſtem der 
Privatanflage viele Nachtheile. Wir erfahren aus den Aus 
fagen ſachverſtändiger Männer, daß bereitd in manchen Städten 
der Gemeinderath einen tüchtigen Anwalt in der Art aufftellt, 
daß diefer die Anklage zu führen bat, wenn fein anderer Ans 
fläger auftritt, daß in einer Reihe von Fällen die Bürger feine 
Zuft haben vor Gericht als Ankläger aufzutreten und fo Gleich⸗ 
gültigkeit oder Furcht oder Unwifenbeit die Menfhen abbält, 
Verbrechen zu verfolgen, daß namentlich in Familien, wo z. B. 
burd üble Behandlung der Kinder der Tod foldyer Armen ets 
folgt, oder wo Verführung jugendlicher Perſonen vorliegt, Nies 
mand verfolgt und fo ſchwere Berbrechen oft unverfolat bleiben. 
Der Mangel eines öffentlichen Anklägers zeigt ſich vorzüglich 
in Fällen nactheilig, in melchen der Berlepte ein fremder oder 
eine Perfon ift, welche ohne Befanntfhaft, ohne die Mittel 
fit Rath zu verfchaffen oder durch das erlittene Berbreden 
felbft außer Stande gefegt ift, fih an die Polizei zu wenden. 
Selbft bei: ſchweren Verbrechen, 3. B. Tödtung, fann leicht ein . 
Berbreden verborgen bleiben, weil dad Verbrechen vorzüglich 
nur im Kreife derjenigen befannt ift, welche bei der Berübung 
betheiligt find, oder wo Riemand um dad Echidfal des Un- 
glücklichen fi) fümmert. Die über die Einrichtung vernommes 
nen Zeugen geben an, dag wenn auch Privatankläger auftreten, 


76 Verhandlungen ber fehweiz. juriſt. Geſellſchaft. 


fhon die Stellung, in welcher cin folder Ankläger fich befindet, 
indem er nur feine Rachjucht zu befriedigen oder andere felbfts 
fübtige Zwede zu verfolgen fheint, eine unangenehme ift, bei 
welhem der Gefibtépuntt des öffentlichen Sntercfies in den 
Hintergrund tritt, daß dem Privatankläger, wenn er nicht einen 
geeigneten Anwalt aufitellen fann, die Renntniffe und die 
Mittel fehlen, die nothwendigen Beweife fchnell zu fammeln, 
daß den ärmern Klaffen durch die Pilicht der Verfolgung eine 
große Laft aufgelegt wird, daß daher oft die Entdedung der 
Verbrechen ſcheitert, daB Privatanfläger die Anklage mißbrau⸗ 
en, um Geld zu erpreffen, oder die mit Anfchulvigung Be 
drobten einzufchüichtern oder Bergleide mit ihnen zu fchließen, 
wodurd den freunden des Angefchuldigten ed möglich gemacht 
wird, auf die Privatanfläger einzumirfen. 

Weſentlich anders geftalten fich diefe Berbältniffe in der 
Schweiz, namentlih im Canton Bern. Gewiß gebricht ed dem 
Schweizer fo wenig ald dem Engländer an politifhem Sinn, 
an lebendigem Sntereffe für Recht und Ordnung und an Theil- 
nahme an allen Öffentlichen Angelegenheiten. Ebenfowenig gebt 
ibm der natürliche praftifche Verſtand ab. Gleichwohl wider: 
ftreitet e8 feinem Charakter und feiner Gewohnheit, an der 
Berfolgung von Verbrechen und Vergehen, namentlich wenn er 
dadurch nicht perfönlich berührt wird, fit zu betheiligen, und 
zwar nicht fomobl aus Gleichgültigkeit, ald vielmehr aus dem 
richtigen Gefühle, daß die Berfolgung von Berbreden und 
Bergeben, welche die Öffentliche Sicherheit gefährden, Sache des 
Etaatd, nicht der Privaten fei. Umgekehrt find im Canton 
Bern ſchon häufig Fülle vorgefommen, in welchen verlebte 
Privatperfonen fih auf eine Weife felbft Recht verfchafften, 
welche der Lynchjuſtiz Sehr ähnlich ift, namentlich gegenüber 
Dieben, welche auf frifcher That ertappt wurden. Es ift daher 
zu besmeifelu, daß cine Ausdehnung der Befugniffe des Ber: 
legten bei Führung der Borunterfuhung im Sntereffe einer 
geregelten Juſtiz liegen würde. Gin anderer Grund, weßhalb 
fit die Bürger der Theilnahme an der Verfolgung von Ber: 
brechen und Bergeben, fofern fie dadurd nicht perfönlich ber 
rührt werden, enthalten, liegt unzweifelhaft in der Scheu, alé 


Referat des Herm Hermann. 77 


Angeber zu erfcheinen, was nad unfern Bolfäbegriffen als ver- 
ächtlich angefehen wird. Scheuen fit ja felbft viele Staates 
bürger davor, felbft nur ald Zeugen aufzutreten. 

Wollte man daher bei und den Anflageproceß in Straf- 
fahen einführen, wie er in England befteht, fo würde damit 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung wenig gedient. fein. 
Statt mehr würden ohne Zweifel weit weniger Verbrechen ent» 
det oder verfolgt werden, ald dieß bei unferm gegenwärtigen 
Strafverfahren der Gall if. Ein gemifchted Berfabren, d. b. 
ein Zufammenmwirken der Privaten mit den vom Staate aufs 
geftellten Organen, würde leicht zu Reibungen und Conflicten 
führen, wäre überhaupt. febr ſchwierig gehörig zu regeln und 
hätte die gleichen Uebelfiände zur Folge, welche eintreten, wenn 
die Borunterfuhung nicht in eine und diefelbe Hand gelegt ift. 
Die Privaten würden fit auf die Polizei und die Polizei auf 
die Privaten verlaffen und am Ende würde von feiner Seite 
dad Erforderliche gefchehen, 

Vebrigend ift aud im Canton Bern, ungeachtet beffen, 
daß die Vorunterfuchung ohne Einmifchung der Parteien ges 
führt wird, felbftverfländlich Niemanden verwehrt, dem Bors 
unterfuchung®beamten durch Mittheilung von Indicien u. f. w. 
an die Sand zu geben, allein e8 bleibt dem Grmeffen deffelben 
anbeimgeftellt, inwiefern er fie benugen will. Im Fernern fteht 
den Bürgern das Recht zu, eine auf frifcher That ergriffene 
Perfon feftzunehmen (Art. 54 Str. B.). Endlich fehreibt der 
Art. 52 Str. V. vor: 
nit feine oder nur unzureichende Macht vorhanden, fo 
foll, jedoch nur, wenn es fit um Berbrechen handelt, jeder 
Bürger auf erhaltene Aufforderung eines Polizeiangeftellten bin, 
Beiftand leiſten.“ 

Allein die Erfahrung zeigt, daß biefe Vorſchriften eben 
nur auf dem Bapiere ftehen, daß die Ergreifung auf frifcher 
That Seitend von Bürgern, welche nicht direct durch die That 
verlegt worden, nur in febr feltenen Fällen vorfömmt, und daß 
dad Publifum überhaupt ſehr wenig geneigt iſt, die Poiigei zu 
unterſtützen. | 


Wir vejumieren uns dahin: Nach unfern Bolfabegriffen 
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und verfaffungömäßigen Juſtitulionen iſt bei Verbrechen und 
Vergehen, durch welche die allgemeine Sicherheit gefährdet 
wird, die Vertretung und Verfolgung des öffentlichen Intereſ⸗ 
ed Sache des Staates und feiner Organe and nicht der Pris 
vaten, ſelbſt wenn dieſe als direct Verletzte erſcheinen. Ueberall 
befchränten fit die Bürger bei ſich ereignenden Verbrechen oder 
Dergchen darauf, Anzeigen zu machen und der Behörde all⸗ 
fällige zu ihrer Kunde gelangte Indizien in Betreff der Thäter⸗ 
fchaft mitzutheilen. Ya in manchen Fällen ziehen fie fogax vor, 
eine Anzeige gu unterlafen, um allen und jeden Unannebinlich« 
keiten, welche eine Berunterfuhung bat, enthoben zu fein. 

Bei der ſchwachen Oraanifation unferer Polizei und ben 
geringen Mitteln, über die fie verfügt, wäre zwar eine mehrere 
Beiheiligung des Publifumé zum Zwede der Entvedung und 
Berfolguug ven Berbreden in gewiſſer Hinficht wünfdhenswerth. 
Bir mütlen aber bezweifeln, daB wenigftens im Canton Bern 
eine ſolche thätige Mitwirkung der Bürger, wie fie 3. 2. in 
England fattjindet, jemals erhältlich wäre. Die höhern und 
wermöglichern Claſſen der Bevölkerung würden fich nie dazu 
hergeben, ald öffentliche Aukläger aufzutreten, fie würden dieß 
geradezu ald unvereinbar mit ihrer bürgerlichen Stellung , ja 
mit ihrer Ehre anfeben. Bon den untern Glaffen, die ihrem 
Berdienfte nachgehen müflen, wäre ohnehin in diefer Hinficht 
um fo weniger etwas zu erwarten, alé fie in vorkommenden 
Zülen, wie die Erfahrung gemugiam beweist, eher geueigt find, 
gegen alé für die Polizei Partei zu ergreifen. Alle die Gründe, 
weßhalb die Pflicht zur Denunciation bei und audgefchloffen ift, 
und das Gehäfjige, welches die Angeberei in den Augen unferes 
Bolfes bat, fprechen in vollem Maße aud dagegen, dad dem 
einfachen Bürger die Befugniß eingeräumt werde, in Sadıen, 
die ibn perſönlich nicht berühren, aus Grand des öffentlichen 
Intereſſes ald Ankläger aufzutreten, gefchiveige denn jich in den 
Gang der Vorunterfuhung einzumifchen. Die Einführung einer 
derartigen Befugnig würde nur Die Folge haben, daß den 
fhlechten Leidenſchaften, dem Haſſe, der Rache und der Ber. 
folgungsfucht Thür und Thor geöffnet, die Stellung des Rich—⸗ 
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terd erfchwert und der Glaube an die Unparteilichfeit der Suftis 
gefährdet würde. 

Beniger Bedenken würden dagegen walten, wenn in den⸗ 
jenigeu Fällen, welche nut auf Klage des Berlepten vers 
folgt werden dürfen, wie Gbrverlepnngen, Ehebruchsfaͤlle und 
geringere Mißhandlungen, dem Berlegten oder Kläger dad Recht 
eingeräumt würde, ſchon im Borverfabren zu internenieren and 
feine Sntereffen auf angemeffene Weise gu wahren. Der Staat 
reſp. die Öffentliche Sicherheit it bei derartigen Handlungen nur 
in fehr untergeordnetem Maße beiheiligt, während dad werlepte 
Privatintereife in den Berdergrund tritt; ed geht Died ſchon 
daraus beruor, Daß in dieſen Qüllen eine Berfolgumg von 
Amtötwegen nicht ftattfindet, fondern das gerichtliche Einfchreis 
ten von. dem Willen bed Berkgien abhängt. Wenn nun in 
diefen Fällen Feine Unterſachung angehoben werden ſoll, ed. jet 
denn die Anhebung einer ſolchen mittefit Einreihung einer 
Klage Seitens des DBerledten verlangt worden, fe wärs es im 
Grunde nur confequent, noch eimen Schritt weiter zum gehen, 
und dem Berlegten auch Die Befugniß einzuräumen, im Der« 
laufe der Vorunterſuchung als Partei aufzutreten und fein ver- 
legted ‘Privatinterefie auf angemeoifene Weite zu wahren. Eine 
ſolche Einwirkung der Gibilpartet auf den Gang der Borunters 
fuchung ließe fit um fo mehr rechtfertigen, alé die Givilpartei, 
wenn fie unterkiegt, nicht wer gu. den often Des. Angefcheldig- 
ten, fondern aud zu den Koſten gegenüber dem Staate verfällt 
wird (Art. 368 Sir. BI. Es würde fih. fogar fragen, ob 
namentlich bei. Ehrverletzungen und geringen Mißhandiungen 
es nicht zweckmaͤßig wäre, zit dem früheren Modus zurückzu⸗ 
febren, wonach derartige Klagen nicht bei dem Strafrichter, 
ſondern bei dem bürgerlichen Richter anbängig gemadt wurden. 
Unfere Unterfuchungsrichter find meiſt mit wichtigern Unter 
fuchungen fo vollauf befbäftigt, daß ihmen faum die nôtbige 
Zeit übrig bleibt, um fih auch noch mit derartigen geringe 
fügigen Dingen befaffen zu können. 
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Dritte Frage. 

Die geſetzlichen Beſtimmungen des berniſchen Strafver⸗ 
fahrens hinſichtlich der Frageſtellung ſind folgende: 

Art. 427. „Die aus der Anklagsakte hervorgehende 
Haupifrage wird alſo geſtellt: 

«Iſt der Angeklagte ſchuldig, die oder jene ſtrafbare 
Handlung unter den oder jenen Umftänden, wie fie die An⸗ 
flagéaîte anführt, verübt zu haben?“ 

Art. 428. „Ergiebt fi, aus den Berbandlungen, daß 
erfchiwerende Umflände, von welchen die Anklagsakte nichts ent» 
hält, vorhanden find, fo fügt der Präfident folgende Frage bei: 

„Hat der Angeklagte dad Verbrechen unter den oder jenen 
Umftänvden begangen ? * 

Art. 429. „Hat der Angeklagte eine vom Gefeß als 
Gntihuldigungsgrund betrachtete Ihatfache vorgebracht, fo ftellt 
der Präfident die Frage folgendermaßen: 

„Iſt diefe Thatfade vorhanden? * 

. Art. 430. „Sit der Angeklagte weniger ald 16 Sabre 
alt, fo fteflt der Präfident die Frage: 

„Hat der Angeklagte mit Untericheidungäfraft gehandelt?" 

Art. 431. „Endlich ftellt er folgende Frage: 

„Sind zu Gunften der Angellagten oder eines: derfelben 
mildernde Umftände vorhanden? * 

Art. 432. „Geht aus den Berbandlungen hervor, daß 
der Angeklagte vielleicht ein andered ald das in der Anklags⸗ 
alte erwähnte Vergeben fit bat zu Schulden kommen faffen, 
fo fann der Präfident auf Verlangen der Staatdanwaltfchaft 
oder des Angeklagten, fowie von Amtöwegen neue Fragen 
ftellen.* 

Art. 433. „Die Staatdanwaltfhaft und der Angeklagte 
fönnen die von dem Präfidenten geftellten Fragen ergänzen oder 
berichtigen laffen. Stimmt der Präfident mit der Staats, 
anwaltfhaft oder mit dem Angellagten nicht überein, fo ents 
fcheidet dad Richtercollegium.‘ “ 

Ein Bedürfniß für Revifion diefer Beftimmungen bat fich 
bei und bis jebt nicht herausgeftellt. Wie aud den vorftebens 
ben Gefepedftellen erſichtlich, ift dem Affifenpräfiventen in Be. 
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treff der Frageſtellung ein ziemlich weiter Spielraum gelaffen 
und ed ift gewiß nicht zweckmäßig, denfelben in diefer Beziehung 
allzufehr zu befchränten. Ein zu weit gehender Formaliomus 
wirft fhädlih und dient nur dazu, die Gefchwornen zu vers 
wirren. Möglich ift indeß, daß die Einführung eines neuen 
Strafgefegbuches einige Aenderungen auch in Bezug auf die 
den Gefchwornen vorzulegenden Fragen zur Folge haben wird. 
Bei fländigen Gerichten, bei welchen natürlich die Frage⸗ 
ftellung in der Art, wie fie bei den Geſchwornen flattfindet, 
wegfällt, dürfte ed vollfommen genügen, wenn der Präfident 
des Gerichts, wie dies bei und vor Einführung der Schwur⸗ 
gerichte der all war, über folgende Punkte eine befondere Um⸗ 
frage eröffnet und darüber abftimmen läßt: 
a. ob der Thatbeftand des Berbreheng oder Bergebens, 
deffen der Angefchuldigte beflagt ift, bergeftellt fei; 
b. ob der Angeichuldigte der Thäterfchaft geftändig oder 
überwiefen ſei; 
c. welder Grad der böfen Abfiht ibm dabei zur Laft 
fällt; Ä 
d. über die Umftände, die geeignet find, auf die Schär- 
fung oder auf die Milderung der Strafe einzuwirken. 


c. Aargau. 
Neferent Herr Staatsanwalt Baldinger. 


Erfte Frage. 

Die Stellung und Faffung diefer Frage Icheint einer bes 
jabenden Antwort rufen zu wollen. Eine genaue Prüfung der 
verfchiedenen Stadien der Unterfuhung wird jedoch zur Ueber- 
zeugung führen, daß die beftebenden gefeßlichen Borfchriften, 
welche die Unterfuhungshandlungen vom erften Anfang bis zur 
Weberweifung nicht in eine Hand gelegt haben, innerer Berech⸗ 
tigung feinedwegs enthebren. Die Audfcheidung gewiffer Star 
dien der Unterfuchung begründet den befannten Unterfbied 
zwilhen den Organen der gerichtlichen Polizei und dem Unters 
fuchungsridhter. In den Staaten, deren gefammte Einrichtung 

Zeitſchrift f. ſchweiz. Recht. XIT. 1. (1)6 


82 Verhandlungen ver fehweiz. jurift. Geſellſchaft. 


auf den edlern Standpunften der Humanität, des Rechts und 
möglihft ausgebehnter, beziehungsweife menigft beengter Frei⸗ 
heit des Individuums beruht, muß aud die Berbrechendver- 
folgung andere Wege gehen und den Gebraud vieler Mittel 
befeitigen, tele unter dem confequent durchgeführten Inqui⸗ 
fitiondprincip ohne Gewiffenshedenten zur Anwendung gelang. 
ten. Se mehr Freiheit ein wegen eines Berbrechens in Unter: 
fubung gezogened Individuum genießt, je weniger Gewicht 
auf die eigenen Angaben eines folhen gelegt wird, je weniger 
der Zwang zu Beibringung eines Geftändniffes erforderlich ift, 
weil eben die Unterfuhung nicht auf das Geftändnif alé 
Haupt» und Endzweck binzuarbeiten hat, befto nothmwendiger 
und für dad Ergebniß einer Unterfuduna entfcheidend ift die 
Energie, die Raſchheit und ich möchte faft fagen, felbft die 
Nüdfichtölofigkeit der erften Schritte, weldhe die Erhebung des 
fogenannten objektiven Thatbeftanded zunächſt verfolgen. Als 
folie erfte Schritte erfcheinen Hausdurchſuchungen, Behändi- 
gungen von Werkzeugen oder Früchten des Verbrechens, wo fie 
fih immer finden mögen, fnelle Berbaftungen, alfo in der 
Regel gerade jene Unterfuchungdhandlungen, deren Mißbrauch 
oder unrichtiger Anwendung gegenüber die Freiheit des Bür- 
gers, die Unverlegbarkeit feined Hausfriedend ganz befonders 
gefährdet ift. Diefe Handlungen haben gefeblihe Vorfchriften 
der gerichtlichen Polizei überwieſen. Diefe ift fomit gemäß 
ihred Zweckes in der erften Erhebung des objeddiven Thatbes 
ftandes einfeitig. Sie trägt der Möglichkeit, in fubjecti« 
ver Beziehung auf falfcher Fährte zu gehen, nur in fo weit 
Rechnung, daß fie fit vor dem Vorwurf unbedadten, nicht 
gehörig überlegten Handelns fiber zu fielen glaubt. Sie be- 
fümmert fit — einmal die Sdentität des zur Haft Gebrachten 
mit dem Gefuchten feftgeftellt — nicht weiter um die Ent- 
laftungdbeweife und überläßt einem fpätern Unterſuchungs⸗ 
ftadium die Sorgfalt, dem Verdächtigen zur Beibringung fei- 
ner Entloftungsbeweife und Einreden hülfreih zur Hand zu 
gehen. In diefe Phafe tritt die Unterfuhung nun fofort ein. 
Sind die objectiven Merkmale des Verbrechens feftgeftellt, ift 
derjenige, auf welchen fit Berdachtögründe häufen, verhaftet 
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oder wenigftend auf anderm Wege die nôthige Borfebr gegen 
deffen Entweichung getroffen, fo gelangt der gefammelte Stoff 
in die Hand des Unterinchungsrichtere. Es verſteht fit von 
felbft und wäre lächerlih es zu läugnen, daß auch er im 
öffentlichen Intereſſe Allem aufbieten wird, um den Schal» 
digen zu finden und fo viel Material gegen thn beizubringen, 
daß die äffentliche Beweisvethandlung gegen ibn ein der Ges 
rechtigkeit entfprehendes Reſultat gemwärtigen läßt.  Diefes 
Streben fofl aber nie fo weit gehen, daß er den ihm von der 
gerichtlichen Pofizei Ueberantworteten fchon ohne Weiteres für 
den Schuldigen anfieht, fondern er wird mit größter Sorafalt 
die vom Snauifitén vorgebrachten Entlaftungäbetveife prüfen 
und alle jene Momente fammeln, welche erheblichen Zweifel 
an der Schuld des Berhafteten begründen möchten. Wenn im 
Grunde bei der Deffentlichleit und Mündlichkeit der fpätern 
Beweisverhandlung die Unterfuhung nur für den Staatsan⸗ 
walt und den Angeklagten refp. deifen Bertheidiger das erfor: 
derliche Material für jene Verhandlung beibringen foll, ſo muß 
eine wohl und richtig geführte Unterfuhung gants anders zu 
Werk gegangen fein, al8 bie- gerichtliche Polizei. Iſt diefe im 
Ssntereffe fräftiger und fehneller Verbrechengfeftftellung und Ver⸗ 
folgung einfeitig, fo ftebt hinwieberum der Unterfuchungsrichter 
in der Mitte zwifhen dem Staatsanwalt, der befanntlidy zu 
jeder Zeit aud in diefem Stadium Bed Berfahrend feine Ber 
gebren ftellt, und dem Angeklagten, welcher ebenfalls durch 
feinen Sachwalter das ihm günſtige Material Beifchaffen und 
auf deffen Würdigung dringen kann. Uebertreibungen beweiſen 
nichts. | 

Als Uebertreibung ift zu bezeihnen, wenn die Stellung 
deg Unterfuhungsrichterd verglihen wird mit: der Molle des 
Unpartheiifchen, welcher die Gleichheit der Waffen prüft und 
unter den Kämpfenden Sonne und Wind ebenmäßig theift. 
Diefe beliebte Redensart, welche die Gleichheit der Par: 
theten im Munde führt, fol in der Pragid nur bei der Bes 
weisverhbandlung Amerkennung finden. Dort -ift fie nicht 
nur ein Gebot der Gerechtigkeit, fondern felbft ein nothwendi⸗ 
ged Attribut einer würdigen Berhandlung. Aber cine uns 
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würdige Vorftellung erregt fie in der Anwendung auf die dad 
Öffentliche Beweisverfahren vorbereitende Unterfuchung. Dieſe 
Rolle des Unparrheiifchen ift für das Sintereffe des Angeklagten 
gar nicht erforderlih, weil nad bierfeitigen Vorfchriften der 
Inquiſit einen Sachmalter oder Rechtsbeiſtand zuzieben kann, 
fobald er vor den Unterfuchungsrichter geftellt wird. Mit bic- 
fem Beiftand darf er ſich zwanglos beratben, und fowie der 
Staatdanwalt den Einvernahmen beimohnen und Bervollftän: 
digungsanträge ftellen darf, fo iſt es auch dem Sachwalter 
geftattet, bei den Verhören gegenwärtig zu fein und jeberzeit 
Afteneinficht zu verlangen. _ 

Kann wohl faum beftritten werden, daß der hier behaup- 
tete Unterfhied in den verfchiedenen Stadien der Unterfubung 
beftebt, fo dürfte die oben aufgeflellte Frage bereit gelöst fein. 
Der Einwurf, daß eine Perſon, welcher die erften gerichtd« 
polizeilichen Anordnungen fowie die fpätere Unterfuhung aufs 
fallen, diefen Unterfhied ganz eben fo gut fefthalten fônne, 
als es jebt ab Seite der gerihtépoligeiliben Organe und des 
Unterfuchungsrichterd gefchehe, beruht auf unridtiger Würdi- 
dung der Menfchennatur und ihrer Schwächen, denen Beamte 
wohl wie andere Menfchenkinder unterworfen find. Das amt» 
liche Organ, welches mit der erforderlichen Ginfeitigfeit die 
erften. Schritte zur Geftftellung des Thatbeſtandes und zur Bers 
folgung refp. Einholung eines Verdächtigen betreibt, muß ja 
fhon feinen Glauben an die Schuld gerade durch die erften 
Anordnungen bethätigen. Diefed Organ Tann wohl faum mit 
der nöthigen Garantie für loyale Berüdfichtigung der Intereſ⸗ 
fen des Befchuldigten die Unterfuhung weiter und möglicher- 
weife zu einem Ergebniffe führen, welches mit den erften An⸗ 
fihten und Meinungen jenes Organe im Widerſpruch ftebt 
und den Beweis erftellt, daß man auf falfher Fährte gegan- 
gen. Man lafje den Unterfuchungdrichter ohne vorgefaßte Mei- 
nung in Thâtigleit treten, man enthebe ihn vor Allem der 
Berantwortlichfeit für die einfeitigen Anordnungen der gericht- 
lichen. Polizei, man belafte ihn nicht mit der Aufgabe, au 
im Intereſſe des Befhuldigten anf jene Mittel zu finnen und 
folhe Beweife beizufhaffen, welche geeignet fein könnten, ibn 
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eines urfprünglich falfchen Griffe zu überführen. Er foll, 
flar und nüchtern, nur einen Zwed verfolgen, nur auf Grfor- 
fhung der Wahrheit binarbeiten. Diefed Streben (oil ibn fo 
wenig ald möglich der Gefahr ausfeßen, feine eigene Fehlbarkeit 
ans Licht zu ziehen, und die Wahrheit foll fo felten ald mög« 
ih für den Unterfuchungsrichter eine Demüthigung fein. 

Wer aus Erfahrung weiß, wie nachtheilig bei der öffent⸗ 
lichen Beweisverhandlung der Vorwurf einer ſtärkern oder ges 
ringern Preſſion wirkt, welche während der Unterſuchung auf 
den Angeklagten geübt worden, und wer zur Ueberzeugung ges 
fommen ift, daß die Unterfuchungen dem Zweck am beften 
entfprechen, welche den Befchuldigten möglichft wenig in die 
Zange bes inquifitorifhen Scharffinnes fehrauben, der unters 
ſchätzt die Wichtigkeit des zu Gunften der Trennung bervors 
gehobenen Gefichtépunftes nicht. 

Dem Gefagten zufolge finde ich in der Sasung, daß die 
Unterfuhungen nicht von Anfang an bis zum Schluffe in einer 
Hand liegen, die befte Garantie für eine die Intereſſen des 
Angeflagten vorurtheildfrei wahrnehmende Unterfuhung. Da 
wo die Unterfuchung guerft von den Organen der gerichtlichen 
Polizei und dann vom Unterfuchungdrichter geführt wird, 
ift fachgemäß die einfeitige Thätigfeit der gerichtlichen Polizei 
zeitlich möglichft zu befränfen und die Ueberibeifung an den 
Unterfuchungsrichter thunlichft zu befchleunigen, aug dem Haupts 
grunde, damit der Verdächtige fo fhnell als möglich bemjenis 
gen Beamten gegenüber ftebt, deffen Aufgabe auch in der 
Sammlung der Entlaftungébemeife befteht, und damit allfällige 
Ausſchreitungen der gerichtlichen Polizei fo fchnell ald möglich 
durch die Berfügungen des völlig frei daftehenden Unterfuhungd- 
richters surüdaemiefen werden fünnen. Die gerichtliche Polizei, 
welche mehr thut, als zur Erreichung des Zwecks unumgäng- 
lich nöthig ift, trägt meiftend auch. die Mitfchuld, daß die Une 
terfuhungen überhaupt durch ihre allzubreite Anlage und Auss 
führung über ihren Zweck hinausgehen. Ich meine bier nas 
mentlid den Webelftand, daß die gerichtliche Polizei oft febr 
unnôthiger und unberechtigter Weiſe noch zu Einvernahmen 
von Zeugen fchreitet,, welche nachher vom Unterfuchungsrichter 
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wieder und genauer abgebôrt werden. Diefer Uebelſtand würde 
durch die Berlegung alfer Unterfuhungshandlungen in eine 
Hand überall nicht befeitigt. Mit der Raſchheit, welche die 
eıften Anordnungen Tennzeichnen fol, wäre eine Seugeneinvers 
nahme im Sinn der fpätern Unterfuhung oft vollends unver⸗ 
träglih. Das fiberfie Mittel, den Bürger der einfeitigen 
Auffaffung der gerichtlichen Polizei bald zu entziehen, die rafche 
Durbfübrung einer Unterfuchung herbeizuführen und die Zeus 
gen mit wiederholten Ginvernahmen zu verfhonen, ift die ge- 
fepliche Beftimmung, welche dad Wefen der gerichtlichen Polizei 
flar und prägnant feftftelt, ihrem Zwecke gemäß ihre Tbütig- 
feit regelt und ihre Anordnungen zeitlich begränzt. Hiezu muB 
nod von Seite der Organe der gerichtlichen Polizei das taft- 
volle Berftänpniß treten, bei jeder einzelnen Unterfuchung gerade 
die Anordnungen nur fo weit auszudehnen, ald ed zu Erfüllung 
des Zweded nothwendig if. $ 127 der aarg. Str. P. D. be 
ftimmt im Allgemeinen das Wefen der gerichtlichen Polizei und 
ſetzt ihrer Ihätigkeit ein zeitlich furggeftedtes Ziel. Die amts 
liche Erfahrung ded Referenten conftatiert freilich die Schwie⸗ 
rigfeit, den innerlich qut begründeten Unterfchied diefer Stadien 
der Unterfuhung dem Gelege und dem einzelnen alle 
gemäß in der Pragis gehörig auseinander zu halten. 


Zweite Frage. 

Ich beginne durchaus nicht mit dem bequemen Sah, daß, 
was in England gut und hiſtoriſch überliefert, auf deutſchem 
Boden alé fremdes Gewächs verkümmern müſſe, denn ed möch⸗ 
ten ſich die Wurzeln vieler engliſcher Eigenthumlichkeiten viel⸗ 
leicht auf dem Boden deutſcher Rechtsgeſchichte ebenfalls er⸗ 
gründen laſſen. Die — aber, von der Alles abhängt, 
wäre, ob dieſe Wurzelreſte, welche nun ſeit Jahrhunderten von 
fremder Saat überwuchert find, in der Meberlieferung und Gr: 
innerung des Volkes bier nicht mehr fortleben, ob ihre Trieb- 
fraft unrettbar verloren page fei. 

Die Idee ded Staats hat auf dem Continent überall das 
 Einzelleben configciert. Die Strafrechtöpflege wit ihren polis 
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tifchen Organen überbob durch gefällige Einmifchung den Ein- 
zelnen der Verpflichtung, ald Glied der bürgerlichen Gefellichaft 
im öffentlichen Sntereffe zu Verfolgung von Verbrechen felbft- 
bandelnd einzugreifen. Im biefer Sorglichkeit des Staats, 
welche dem Einzelnen meift ald bequeme Einrichtung nicht miß- 
beliebig erſcheint, lag zugleich die Abdication des Rechts, die 
Entäußerung eines begründeten Anſpruches. So ift e8 denn 
gefommen , daß der Staat das Recht, im öffentlichen Intereſſe 
die Derbrechendverfolgung zu betreiben, ald Monopol widers 
ſpruchslos ausübt. Diefe weitgehende Staatsidee macbt fi 
nicht allein in der Juſtizverwaltung geltend. Das in den 
Maffen rubende, bin und wieder in Gährung gefebte Mißbe⸗ 
bagen über die bureaufratifche Uebervuderung des darunter 
erftidenden Volkskörpers ift eine Folge diefer big zur Ueber 
freibung gefpannten Staatdideen und gerade fo berechtigt, als 
der Mißmuth der Gebildeten über die Abfpannung und Ers 
labmung des öffentlichen Intereſſes an der Rechtsübung. 

Da diefe Staateidee auch im Staatskirchenthum bie 
gleichen Tendenzen verfolgt und den gleichen Erfcheinungen 
ruft, ift allgemein anerkannt. Das Bedürfniß einer größern 
Bethätigung ded Volks im bdemofratifhen Sinne bat fi durch 
die verfchiedenartigften Borfchläge behufs Reorganifation der 
Kichenverfaffung deutlich fund gegeben. Es laßt fit nicht 
verfennen, daß im Inſtitut der Geſchwornen ein bedeutendes 
Gegengewicht zu Hebung des öffentlichen Intereſſes gegeben. ift. 
Die Hauptfache beftebt zunächſt in der Betheiligung des der 
mofratifden Elementd an der Rechtfprechung und in der dar 
aus entfpringenden Möglichkeit der Weiterentwiclung des nas 
tionalen Rechte. Ohne diefe Boransfepung find alle Berfuche, 
die Betheiligung des Einzelnen an der Berbrechendverfolgung 
im Sinne der engltfchen Nechtäverfaffung zu gewinnen, frucht⸗ 
Iofe Beftrebungen. 

Im englifchen Recht ift die Anklage des Bürgers Namend 
der Gefellfchaft in öffentlichen Snterefle Grundfag. Es ift 
Thatfache, daß diefed Syſtem aud in England Uebelſtände 
herbeiführt und daß fi bin und wieder gemidtige Stimmen 
vernehmen laffen, welde die Verbrechendverfolgung alé unge 


88 Verhandlungen ver ſchweiz. juriſt. Geſellſchaft. 


nügend darſtellen. Daß in Schottland und namentlich in 
Malta der Grundſatz ſchon Abſchwächungen erfahren bat, ſcheint 
mir kaum beſtreitbar. Das Intereſſe der Geſellſchaft, daß das 
Verbrechen feine Strafe finde, müßte in England zu eigen- 
thümlichen Mitteln feine Zuflucht nehmen, um dem Grundfaß 
der Privatllage unter die Arme zu greifen. Die Kronanmälte 
find freilich aud Ankläger in Straffaden. Sie fönnen vers 
folgen, find aber hiezu nicht allgemein verpflichtet und treten 
überhaupt nur in Ermanglung eines Privatflägerd auf. Auch 
diefer freilich verfolgt im Namen des Königs, welcher fomit 
als oberfte Vertretung des öffentlichen Intereſſes gedacht wird. 
Um Privatfläger beizubringen, find Beftimmungen getroffen, 
welche die herrfchende Anfhauung des Kontinent? als gewalt- 
thätige Eingriffe bezeichnen würde. Als folche bebe id her⸗ 
aus: Die Caution, weldhe man vom Befchädigten verlangt, 
die Ausſicht auf Strafe, die Unmöglichkeit, Eivilanfprüche 
vor Gericht geltend zu machen, fo lange nicht die ftrafrechtliche 
Berfolgung durchgeführt worden. Die Verpflichtung zur Ber- 
brechensverfolgung ruht nicht bloß zunächft auf dem Berlebten ; 
fie kann auch einem Bürger, der zufällig Zeuge des Verbrechens 
War, auferlegt werden. Damit er alé Ankläger auftrete, bat 
er Gaution zu leiften. Damit die Koften, welche bekanntlich 
febr bod anfteigen, nicht allzufehr die Derbrechendverfolgung 
beeinträchtigen, ift deren Erfag aus öffentlichen Saffen ermög⸗ 
licht und felbR dur Belohnung fol in England das öffent: 
liche Intereffe der Anklage durch den Einzelnen ftimuliert wers 
den. Die Affociation — diefer ‚gewaltige Hebel großer In: 
teteffen in Staaten, die freie Bewegung geftatten — wird na 
türlicherweife in England zum Zwec der Berbrechendverfolgung 
aug in Wirkſamkeit gefebt, theild durch Sammlung bebufs 
gegenfeitiger Dedung von Procebfoften, theild durch Bereine 
zur Berfolgung von Berbrechen. 

Im Yargau (Bezirk Zofingen) befteht. ein Berein von In⸗ 
buftriellen, welche ſich zur Aufgabe feben, den häufigen Dieb- 
ftäblen und Unterfchlagungen von Fabrifangeftellten dur An⸗ 
zeigen an die Behörde auf den Leib zu rüden. Auch das Ins 
tereffe der Bevôlferung an der wirffamen Verfolgung fchwes 
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ver Verbrechen äußert fich deutlich durch Andeutungen über 
die Thäterfchaft, durch Mittheilungen verfchiedenfter Art zum 
Zwed, der Unterfuchungsbehörde auf die richtige Spur zu 
belfen. Die Feſtſetzung von Preifen, ausgehend von Privaten 
oder Behörden auf Entdeckung von DBerbredyen, ift bier zu 
Lande eine gebräuchliche Aeußerung des Intereſſes, weldes Die 
Geſellſchaft an wirkfamer Strafverfolgung nimmt. Diele Ers 
fheinungen haben übrigend grundfäglich mit den erwähnten 
englifden Uebungen nichte gemein. An England ift die Be- 
thätigung des Bürgers ald Ankläger in der Regel Bedin- 
gung der Verfolgung überhaupt; bei uns fteht von Staats» 
wegen die Suftigpflege bereit? auf der Lauer und beanfprudt 
die Thätigfeit des Einzelnen nur ald wirkfamen Faktor für 
das Ergebniß der Unterfuchung. 

Aus jenen englifhen Eigenthümlichfeiten ergiebt fich jeben- 
falls, daß es felbft dort fräftiger Anftrengungen bedarf, um 
daë Anllageprincip fo weit in Thätigfeit zu erhalten, als im 
Intereſſe der öffentlichen Sicherheit durchaus erforderlich ift. 
Läge ed im Bereich der Möglichkeit, die englifhe Anfchauung, 
wonach das öffentliche Intereſſe zunäcft von einzelnen Bür- 
gern gewahrt wird, an die auf dem Continent herrfchende zu 
taufchen, daß der Staat allein und ausfchließlih die öffent» 
lihen Intereſſen zu vertreten berufen fei, fo träte das Bedürf- 
niß, dem neuen Grundſatz burd fchwer zu ertragende Berpflich- 
tungen Nachhülfe zu leiften und unter die Arme zu greifen, 
offenbar in weit ftürferm Maße zu Tage, als in England. 
Solche ganz andere Anfchauungen der Bevölkerung voraus⸗ 
fegende Aenderungen laflen fit aber nicht zuerft auf dem 
Bebiete der Juſtizpflege durchführen. Vorher haben politifche 
und fociale Umänderungen mit Ausfibt auf Berftändniß und 
Anhang des Volkes der Staatdidee den Krieg zu erflären. Daß 
dem Volksbewußtſein in der That andere Anfchauungen zu 
Grunde liegen, ergiebt fih wohl aud aus der faft in alle 
neuern Gefebe übergegangenen Beftimmung, daß Privatperfonen 
zu Anzeigen von Berbrechen nur berechtigt nicht verpflichtet fein 
jollen. Dagegen begrüße ich alle Beftrebungen der Gefebgebung, 
welche dahin zielen, dad Monopol der Strafverfolgung in der 
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Hand des Staatd mit big zur Berpflihdtung des Staats 
anwachſen zu laſſen, in allen Straffällen ohne Rüdfiht auf 
den Willen des Bürgerd die Berfolgung zu betreiben, Auf 
zuchtpolizeilichem Gebiete ift in diefer Beziehung das für den 
Canton Aargau noch gültige Gefeh über dad Berfahren in 
Zudbtpolizeifahen vom Zahr 1842 eines Blicks zu wür⸗ 
digen. Als oberfter Grundfag ift dort der Sat ausgefprochen : 
Wo fein Kläger, da ift fein Nichter, und Ddiefer Kläger ift 
nicht etwa der Staat, welcher von Amiémegen zu verfolgen 
hätte, fondern der Berlebte, und in einzelnen fpeciellen Gefepen 
über zuchtpolizeiliche. Uebertretungen ift noch auddrädlih der 
actio popularis al® Pflicht gerufen. Das Berfahren erfcheint 
nach jenem Gefege vorzugsweife alé contradictorifches, die Bes 
weidmittel find faft durchgängig Diejenigen ded Givilproceffes, 
Das Rifico des Ausganges trägt der Kläger; der Staat über- 
nimmt in diefem Kalle feine Pflicht zur Koftenzahlung. Freilich 
ift biefer Grundfab im inquifttorifchen Sntereffe wieder gehörig 
verclaufuliert. Die Anzeige refp. Klage darf auch beim Bezirks, 
amtmann (dem damaligen Bertreter des Staats in Unterſuchungs⸗ 
fachen) angebracht werden, und diefer fann von Amtöwegen unters 
fuchen und überiveidt von Staatswegen dem Gerichte, fofern das 
angezeigte Zuchtpolizeivergehen eine Verletzung der öffentlichen 
Sicherheit, Ruhe und Sittlibfeit involviert. Diefe vage, firafs 
fer Begrenzung ledige Beitimmung arbeitete dem vorliegenden 
Beftreben, die Staatövertretung möglichit zu generalifieren, fo 
wirtfam in die Hände und fand in der Bequemlichkeit des 
Einzelnen fo fräftigen Borfhub, daß jebt die Regel Ausnahme 
geworden if Meined Erachtens ift biefer Gang zu beflagen 
und ed wäre Sache der zuchtpolizeilichen Geſetzgebung, wenn 
nicht dem DVerlegten die Berfolgung überhaupt zu überlaffen, 
doch wenigftend die gerichtliche Meberweifung von feinem Bes 
gehren abhängig zu machen. 

Auf friminellem Gebiete befteht die ausfchließliche Ver⸗ 
pflihtung und Berechtigung des Staats zur Berfolgung aller 
orte. Mur bei einzelnen wenigen Berbrechen macht dad aar⸗ 
gauiſche Strafgefeg eine Ausnahme, indem die Klage des Pris 
vaten gewärtigt werden muß. Sd wäre geneigt, diefen Aug 
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nahmen môglidfte Erweiterung zu verfhaffen. Daß das Rechts⸗ 
bewußtfein des Volks auf diefer Seite fteht, erfahren namentlich 
die Staatdanwälte bei Körperverlegungen und Betrug, wo die 
Berlepten in der öffentlichen Beweisverhandlung fih als be- 
friedigt erklären. In folben Fällen ift der Geſchworne fehr 
geneigt zur Kreifprehung. Neben dem Staatävertreter, welcher 
das öffentliche Sntereffe repräfentiert, findet aud der Givil- 
beiheiligte Play, um in der Verhandlung feine bezäglichen 
Anfprüche zur Geltung zu bringen. Diefes Recht wird in den 
feltenfien Fällen geübt. Die Betheiligten find gewohnt, aud 
ihre befondern Sntereflen bem Vertreter des Staats anzuner- 
trauen. So gefchieht «8 wenigftend im Aargau. 

Gegen den Willen der Staatdanmwaltfhaft if es dem 
Ginilbetheiligten erlaubt, die Strafverfolgung zu betreiben. Er 
functioniert dann in der Öffentlichen Beweisverhandlung mit 
ven Mechten des öffentlihen Anklägers, freilich mit der Ders 
pflihtung, dem Staat für die Procepfoften, dem Anzullagen- 
den auf den Gall der Freifprehung für Entfchädigung Caution 
zu leiften, Ausſichten, welche nicht geeignet find, dieſer auch 
in Zürich beftehenden Borfihrift Anwendung zu verfchaffen. 

Ich faſſe meine Anfiht dahin zufammen: 

Die englifche Grundanfhauung über die Berpflichtung der 
Strafverfolgung läßt fit nicht auf den Kontinent verpflangen, 
und neben der herrfchenden dee über bas Monopol des Staats 
zur Berfolgung von Verbrechen wären einzelne dem englifchen 
Redt entlebnte BeRimmungen unverftänblid und heimathlos, 
den Findlingen nergfeichbar, welche vor Zeiten ihrem granitnen 
Lager entriffen, auf fremder Erde zerftreut liegen, in Herkunft 
und Beflimmung für das Berftändniß des Dolts ein Räthiel ! 





Dritte Frage. 

Die Deffentlichfeit und Mündlichkeit der Beweisverhand⸗ 
lungen vor Gefhmwornen ift im Ganton Wargau durd die 
Strafprocefordnung vom 3. März 1858 eingeführt. Im Großen 
Rathe wurde damald nur der organifatorifhe Theil durch» 
berathen, hingegen das Verfahren obne Beratbung probeweife 
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angenommen. Die Einführung diefer Organifation war ein 
Gebot der Staatsverfaffung vom Februar 1852. Sie wurde 
damald nicht mit Freuden und Weberzgeugung der Bortheile 
dieſes Berfabrens begrüßt, fondern hatte ihre Eriftenz nur dem 
Zwangdgebot der Berfaffung zu verdanken und zwar zu einer 
Zeit, als die Periode, für welche die Berfaffung von 1852 
als Grundfag unabänderliche Richtſchnur war, bereits fih ihrem 
Ende näherte. CS ift befannt, daß der Agitationdfturm nament- 
lid) gegen das Snititut der Geſchwornen tobte und auffallend 
genug, gerade von jener Partei hauptfächlich ausgieng, deren 
politifhes Programm Erweiterung der Volksrechte beanfprucbt. 
Hier ift nicht der Ort, den Quellen diefer Ungufriedenbeit 
nachzugehen; Thatfache bleibt, daß die Geſchwornen bei ihren 
Wahrfprühen fehr forgfältig zu Werfe giengen und daß, wenn 
vielleicht die eine und andere Greifprebung vom Bolt 
ungünftig beurtheilt wurde, gewiß der Vorwurf ungerechter, 
leibtfinniger Berurtbeilung unfern Gefchwornen nicht zur 
Raft fallt. Die Materie von der Frageftellung, wie fie von 
der aarg. Str. P. ©. behandelt wird, bot feinen Stoff zur 
Unzufriedenheit, indem die Frageftellung an gewiffen Freiſpre⸗ 
chungen feine Schuld trägt. Uebrigens liegt diefe Materie dem 
allgemeinen Berftändnig noch fehr ferne, ja felbit fo fern, daß 
nicht einmal Mißverftändniffe aus diefer Materie bers 
rühren. 

Die vom Staatsanwalt geftellte Anflage wird ben Ge 
ſchwornen in Form einer Frage vorgelegt, $ 342 der Str. P. ©. 

Ueber die Art und Weiſe der Anklageftelung enthalten 
die. 66 261—265 die nöthigen Weifungen. Die Anklagefcrift 
bezeichnet furz, genau, im directer Redeweiſe die Perfon des 
Angeklagten, die Perfon des Beichädigten, die Handlungen oder 
Unterlafjungen, welche dem Angeklagten zur Laft gelegt werden; 
die Eigenfhaft und die Abfiht, in welder er gehandelt bat, 
und vie übrigen Umftände, welde mit der Handlung ober 
Unterlaffung verbunden waren, foweit diefelben zum gefeglichen 
Thatbeftand des Verbrechens gehören, mit möglichit genauer 
Angabe von Zeit und Ort. 

Bloße Erſchwerungs⸗ und Milderungsgründe find wegzu—⸗ 
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laſſen, Anführung von Verdachtögründen, fowie alle Nechtö- 
erörterung und Befchichtderzählung ift unterfagt. Weber foldie 
Erſchwerungs⸗ und Milderungsgründe haben fi auch die Ge- 
fhwornen nicht auszufprehen; Fragen, welche fich hierauf be- 
zögen, dürfen ihnen nicht geftelft werden, eine Borfchrift, welche 
im Gegenfat zu franzöfifcher Praxis ald eine gewiß richtige 
allgemein anerfannt wird. Die Anflagefhrift wird, obiger 
Beftimmung entfprechend, höchſt Turz gefaßt und ift. meiftens 
in einen Sa zufammengedrängt, wie dies auch dem zürcheri- 
ſchen Gefeb und dortiger Praris entfpricht. 

Sind mehrere Angeklagte, fo muß für jeden eine eigene 
Akte gefertigt werden, und aud bei mehreren Berbrechen bis 
gleichen Angeklagten befteht die gleiche Sapung und mit Redt, 
weil im öffentlichen Verfahren eine Anflage nach der andern 
zur Behandlung kommt. 

Für den Fall der Verwerfung der Hauptanklage kann eine 
eventuelle erhoben werden. Dieſes wird in folgenden Fällen 
geſchehen: 

1) Der Staatsanwalt glaubt auf Grund der Akten und 
nach ſeinen wiſſenſchaftlichen Anſichten, daß der einzuklagende 
Thatbeſtand ein beſtimmtes Verbrechen enthalte; er ſieht aber 
die Möglichkeit voraus, daß durch andere Reſultate bei der 
öffentlichen Verhandlung oder in Folge anderer Anſchauung 
bei Richtern oder Geſchwornen ein anderes Verbrechen als vor⸗ 
handen angenommen werden könnte, 3. 2. ftatt Diebftahl Unter- 
fhlagung. Er wird gut thun, in diefem Falle eine. eventuelle 
Anklage auf. Unterfblagung zu ftellen, weil fich fireiten läßt, 
ob die Einfchiebung einer eventuellen Frage auf Unterfchlagung 
nad dem Schluß des Beweisverfahrend noch zuläffig if. Der 
Grundfag, daß nur die Anklage Gegenftand der Berhand- 
lung, fomit aud der Beurtheilung fein fol, bat nämlich nur 
in 6 293 der Str. P. O. eine Begrenzung erhalten. Der. 
Staatdanwalt -ift befugt, in jeder Zeit der Verhandlung die 
vor die Sitzung gebrachte Anklage fallen zu laffen, oder gemäß 
der im Laufe. des DBerfahrend gewonnenen Ueberzeugung zu 
ändern, foweit dadurch dad Gntereffe des Ungeflagten 
nicht gefährdet wird. Diefe Borfchrift lautet zu unbeftimmt 
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und ed wäre gefäbrlid, wenn der Staatsanwalt auf die Ent- 
Icheidung dieſer Gontroverfe abzuftellen genöthigt wäre. Es 
liegt eine Anflage vor auf Mord. Meined Grachtend berechtigt 
nun freili jener $ 293 zur Cinfchiebung einer eventuellen 
rage auf Zodfchlag, weil das lebtere Verbrechen nur durch 
den Wegfall der überlegten Handlungsweiſe fih von Mord 
unterfcheidet, und weil fomit durch Einfchiebung der Frage auf 
Todſchlag die Intereſſen der Bertheidigung nicht gefährdet 
werden. Anderd verhält es fich beim oben gewählten Untere 
ſchied zwifchen Diebftahl und Unterfhlagung. Das Kriterium 
liegt nicht allein im plus oder minus von Merkmalen, fondern 
in theilweife ganz andern Borauéfebungen. Diefe Unbeftimmt- 
heit des Gefepes ift fehlerhaft, und fehlerhaft wäre aud eine 
beftimmte Faſſung in der Ridbtung, daß beim Mangel einer 
eventuellen Anklage auf Unterfhlagung ein Wahrfpruh auf 
Unterfhlagung erfolgen dürfte. Zwar ift Erforfehung der Wahr- 
beit und Beftrafung ded Schuldigen Hauptſache, und die Frei⸗ 
fprechung eined der Unterfhlagung Schuldigen aus Grund nur 
einer auf Diebftahl gerichteten Anklage wird überall Mifbilli- 
gung finden. Es handelt fich aber Biebei um mehr ald um 
den Sieg des formalen Rechts; es liegt ein Grundſatz in Frage, 
welcher wichtiger ift ald dad Mibbebagen über die Erledigung 
eines einzelnen allez. Borficht und bebutfame alle Eventua⸗ 
litäten überfdauende Ueberlegung bei Abfaffung der Anflagen 
foflen vor ſolchen Möglichkeiten ſchützen. 8 293 der Str. P. ©. 
follte daher deutlich folgende Säpe enthalten: Eine eventuelle 
Frage ift dann unzuläffig, wenn ihr Inhalt den: Thatbeftanb 
eines Berbrehens enthält, weldes fih vom eingellagten 
Berbrechen durch weſentlich verfchiedene neue Merkmale aus⸗ 
zeichnet, gleichviel, ob die Strafe die gleide und môgliders 
weife felbft eine geringere fein fônnie, Die eventuelle Frage 
fol hingegen zuläffig fein, wenn ihr Inhalt fit nur durch. ein 
minus in den Merkmalen unterfcheidet. Anklage auf Mord: be. 
rechtigt zur Stellung einer eventuellen Anklage auf Todfblag 
und die Anklage auf Beruntreuung (als Amiöverbrechen) zu 
einer eventuellen auf einfache Unterfchlagung. 

2) Der Staatsanwalt Tann aud eine eventuelle Frage 
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ftellen auf Verſuch, wenn die Hauptklage auf Vollendung ges 
ridtet ift; auf Begünftigung und Beihülfe, wenn die Haupt« 
flage den Thatbeftand der Lirheberfchaft enthält, um fit bei 
Meinungddifferenz mit der Anklagefammer vor der Berwerfung 
der Anklage zu fihern. Für das Hauptverfahren wäre nichts 
zu beforgen. Nach $ 345 der Str. P. O. ift ed nämlich dem 
Bertheidiger erlaubt, die Stellung ſolcher Fragen zu verlangen, 
und aud der Präfident darf von Amtswegen eventuell Fragen 
auf Berfud, anf Beihülfe und Begünftigung, beigeben. Selbit 
die Gefchwornen find berechtigt, ungefragt folhe Belchrän- 
tungen in den Wahrfpruch aufzunehmen ($ 352). Diefe Bes 
ftimmung ift gewiß nur zu billigen, ebenfo die Borfchrift, daß 
der Präfident entweder von fid aus oder auf Verlangen des 
Bertheidigerd Fragen flellt, welche nach $ 45 des Strafgefehes 
die Strafbarkeit audfchließen. 8 345 der Str. PB. O. weist 
nur auf $ 45 des Gtrafgefebes; offenbar ift nur aus Verſehen 
das Gitat von $ 46 ff. weggeblieben. 88 46 — 50 enthalten 
nämlih die Beftinmungen über Nothwehr. Es verfteht fit 
von fefbft, daß dad Necht des Bertheidigers und des Prüfidens 
ten fich auf dieſes Verhältniß erftredt. 

Ich bezeichne ed ald durchaus zweckmäßig, wenn das aar⸗ 
gauifche Gefep ed nicht vom Belieben ded Präfidenten ab- 
bängig madt, ob ſolche Zufapftagen über Nothwehr,. über 
Berfuh, über geringere Betheiligung am Berbreben, über 
Gründe, welche den freien Willen ausfchließen, follen geftellt 
werden? Sobald der Bertheidiger das Vorhandenfein folder 
Zuftände behauptet, oder den Anlagen auf Vollendung und 
Urbeberfchaft die Behauptung ded Verſuchs oder geringerer 
Betheiligung entgegenfebt, muß die bezügliche Frage geftellt 
werden. Die Beftimmung anderer Gefege, daß der Präfident 
berechtigt fein foll, die Stellung folcher Fragen zu verweigern, 
etwa aus dem Grunde, weil die Berbanblung hiefür feine 
genügende Beranlaffung geboten babe, führt zu ftürenden Zäns 
fereien zwifchen Ankläger und Bertheidiger und greift in uns 
guter Weife in das freie Entfcheidungsrecht der Geſchwornen 
ein. Sie allein find berufen, zu erklären, ob die Verhandlung 
zu Stellung folder Fragen berechtige refp. deren Bejahung ers 
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laube: Aus diefem Grunde follte den Gefchwornen die Be- 
fugniß eingeräumt fein, auch ungefragt über alle Berhältnifie 
diefer Art: fih durch Zuſätze vernehmen zu laffen. 

Gemäß $ 342 der Str. P. DO. fann die Haupffrage, in 
Anführung des Wortlautes der vom Staatsanwalt feftgebaltes 
nen Klage, in einer folge geftellt, oder aber e8 darf der Thats 
beftand getrennt zur Berathung vorgelegt werden. Das erftere 
ift, wie mir fcheint, mit Grund die Regel. Meine amtlichen 
Erfabrungen conftatieren durchaus die Befürbtung nicht, daß 
die Gefhwornen durch die Zotalität und Zufammenfaffung der 
Klage irregeführt wurden. Mißverftändniffe über den Willen 
und die eigentliche Meinung der Gefchwornen famen nicht vor 
und das Urtheil des Gerichts entfprad, foweit mir bekannt, 
jeweilen ihrer moralifhen Würdigung der Handlung. 

Eine Trennung und Auflöfung der eingellagten Berbrechend- 
merfmale fol, wie das Geſetz fih ausfpribt, nur aus Grün- 
den der Zweckmäßigkeit und, infofern badurd die Berathung 
der Geſchwornen vereinfacht wird, flattfinden. 

„Bei qualificierten Derbrechen mag die Hauptfrage, ob der 
Angeklagte der Handlung fhuldig fei oder nicht, in mehrere 
Fragen in dem Sinne aufgeldêt werden, daß die Handlung 
oder Unterlaffung, die Eigenfchaft und Abficht des Handelnden 
und die übrigen, die Handlung begleitenden Umftände, ohne 
welche der Gattungsbegriff des Verbrechens gar 
nicht vorhanden wäre, in eine Frage zufammengefaßt 
werden, dagegen jeder Umftand, welcher eine befondern Art 
des Berbrechens, oder ein andered Mazimum oder Minimum 
der Strafe, oder eine andere Strafart begründet, Gegenftand 
einer befondern Frage bildet.“ 

Somit wird aud in diefem Falle die Frage mit ihren 
Kern und Vorausſetzung des Verbrechens überhaupt bildenden 
Merkmalen nicht getrennt. Die zugeflandene Trennung kann 
nur bei qualificierenden Umftänden eintreten. Hiebei muß in 
Betracht gezogen werden, daß das aargauifche Strafgefeb durch 
eine häßliche Menge folder Qualififationen glänzt. Beifpield- 
weife führe id an, daß der Diebitahl zum Verbrechen wird, 
wenn der Werth deö Geftoblenen ſich auf wenigftend Fr. 100 
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beläuft. Nun fommen aber Ausnahmen. In gewiffen Fällen 
it der Diebftahl im Werth von über Fr. 50 ſchon Verbrechen. 

Die Aufzählung diefer Fälle erfhôpft nahezu das ganze Alpha- 

bet. Auf dem Berbrechen der wefentlichen Körperverlegung ftebt 
Zuchthaus von 4— 8 Sabren, wenn die Verlegung Lebené- 
gefahr, wichtigen oder bleibenden Nachtheil an der Gefundheit 
oder bedeutende Verſtümmlung nad fich zieht. Hat jedoch der 
Berlepte obne Veranlaffung den Thäter dur Beleidigungen. 
oder Thätlichkeiten felbft zum Zorne gereizt, jo fällt das Straf 
maß auf 1 — 4 Sabre herunter. Wenn bei einer auf ſchwere 
Körperverlebung gerichteten Anklage der Präſident auf Begehren 
des Bertheidiger oder von fib aus die Zuſatzfrage flellt, ob 
der Derlegte ohne Beranlaffung den Angeklagten zum Borne 
gereizt habe, fo geſchieht dieſes natürlich in einer getrennten. 
Stage, denn das ift ein neuer die Anklage modificierender Stoff. 

Die Anflage hatte in diefem alle nicht nöthig, pofitiv Die 
Behauptung aufzuftellen, e8 babe feine Reizung ftattgefunden. 
Somit liegt hier nicht derjenige Hall vor, welden $ 342 im 
Ange bat. Wenn diefe Anfchauung richtig if, daß die Ans 
fagefchrift nicht zu behaupten brauche, daB gewiffe dem Ans 
geflagten günftige Qualififationen nicht vorhanden feien, weil. 
fe durch Stillfhweigen deren Mangel behauptet, fo follte 
freilih.$ 345 ausdrüdlich dem Bertheidiger dad Recht eins 
räumen, über die Eyiftenz folder günftiger Umftände Zufap- 
fragen. zu .begebren. 

Anders verhält e8 ſich, wenn die Anklagefhrift pojitiv die 
Griftenz einer Qualififation behauptet. Das Kriterium des 
Raubes liegt nicht in der durd Gewaltanwendung berbei- 
geführten Verlegung, wobl, aber bildet diefed Moment nad 
aargauifchem Gefeb einen für die Strafausmefjung außerordent- 
lié wichtigen Umftand. Wenn nun die Anklage die gejeglichen 
Requifite des Raubes aufführt und Die herbeigeführte Körper 
verlegung als eine folche charafterifiert, welche wichtigen Nach— 
theil an Körper und Gefundheit zur Folge hatte, jo darf ohne 
Gefährdung für das Verſtändniß der Geſchwornen die rage 
in zwei Beftandtheile getrennt ‚werden: der eine enthält die 
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gefeglichen Nequifite des Raubes; der andere verlangt Auskunft, 
ob die Gefhwottien mit der Gharafteriftif diefer Folgen, fo wie 
fie in der getrennten Frage gegeben find, einverftandben feien. 

Schließlih ift noch die erfte Vorfehrift der aarg. P. ©. 
über Frageftellung einer Erörterung zu unterftellen. 

Mad $ 340 find die Fragen fo zu fielen, daß fre mit 
Ta oder Nein beantwortet werden fünnen. Damit: bin id 
nidst einverftanden und babe von Einfichtigen faum den Bor- 
wurf zu gewärtigen, daß ed fi nur um Wortſtreit handle. 
Der Kern des Geſchwornen⸗Inſtituts beſteht in der Recht⸗ 
ſprechung aus der Moral und dem Rechtsbewußtſein des 
Volkes heraus. Exiſtiert zwiſchen Vorfchriften des Geſetz⸗ 
gebers und den rechtlichen und moraliſchen Anſchauungen des 
Volkes ein Mißverhältniß, fo fördert die Jury ſofort das Miß⸗ 
verſtändniß zu Tage. Auf der einen Seite Uebereinſtimmung 
zwiſchen Geſetzgebet und Geſchwornen, — beide fchöpfen ja 
aus den gleichen Quellen moraliſcher und rechtlicher Erkennt⸗ 
niß; auf der andern Seite eben deßhalb die lebhaftere Bethei- 
ligung des Bolfes im Allgemeinen an der Rechtſprechung, und 
hieraus zeitigt fi die fehöne Frucht volksthümlicher, an die 
Ueberlieferungen und Erinnerungen der eigenen Geſchichte an- 
fnüpfender Rechtsentwicklung. 

Daraus ziehe ich nach zwei Seiten: Gonfequengen: die 
früher beliebte, Mißverſtändniſſen entfprungene Unterfcheidung 
zwifchen Richtern der That und des Mechts, zwifchen Rechts⸗ 
und Thatfragen ift aufzugeben und daher auch obige Beftim- 
mung der P. O. fehlerhaft, denn fie ift offenbar nur ein Aus— 
fluf einer foldyen Theorie. Der Geſchworne iff nicht nur ber 
rufen, auf Grund der Beweidverhandlung Thatfacen zu bes 
jahen oder zu verneinen, fondern ed‘ muß ibm dad Redt 
ungéfdsmätert überliefert werden, vie jittliche Würdigung über 
die durch feinen Wahrſpruch bezeugten Handlungen eines 
Angeflagten in endgüftiger Weiſe auszufprehen. Diefe Wür- 
digung liegt nidit in der Bejahung oder Berneinung von That: 
ſachen, fondern in der Erklärung, der Angeflagte fei nach der 
rehtlihen und moralifchen Ueberzeugung des eingeflagten 
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Verbrechens ſchuldig oder nichtfhuldig. Es laffen fich recht 
wohl Fälle denken, wo der Gefhworne — nur zu Bejahung oder 
Berneinung von Thatfachen zugelaffen — gegenüber den Be- 
weifen zu einer Bejahung fommen und die moraliihe Würdi⸗ 
gung der Handlung — gerade die Hanptfache feiner Funktion — 
den Richtern überlaffen muß. Ich erinnere.an einen Borgang 
im Banton Waadt. Jener Ehemann, der den Berfübrer feiner 
rau forderte, dann auf höhnifche Zurückweiſung der Forderung 
eine Piftole zu fich ftedte, auf den Bahnhof gieng, von dem 
dort angeftellten Berfübrer feiner Frau ein Fahrbillet verlangte 
und ihn, während ibm biefer ein folches bereit machte, durch 
einen Schuß todt hinftredte, läugnete diefe Thatfachen nicht. 
Die Gefhmwornen ſprachen frei. Cine ſtriete Trennung der 
That: und Rechtöfrage, die einfache Bejabung und Verneinung 
von Thatfachen hätte bier zu „Ja“ geführt und pie moralifche 
Würdigung wäre dem Gerichtshof zugefommen. - Wenn. ich 
alfo in der betreffenden Vorſchrift des garganifchen Gefetzes 
einen Fehler erblicke, ſo muß ich gleich beiſetzen, daß die 
Praxis von Anfang ber ſich möglichſt auf den Standpunkt der 
engliſchen Anſchauung ſtellte. Die Ausführungen des Staats⸗ 
anwalts wie die Belehrungen des Präſidenten giengen darauf 
aus, den Geſchwornen ihr Recht bei Beurtheilung der Schuld 
frage unverfümmert zu erhalten. - | 

Bon diefem Standpunkte and und in dieſer Abficht wurde 
bei Stellung von Anklagen vorzugsweiſe die Form gewählt: 
N, N. wird der fahrläſſigen Tödtung durch vorfägliche Körpers 
verlebuna befhuldigt, indem er x. Bei ver Frageſtellung 
bildete dann. diefer Eingang meiftens ‘auch den Anfang der 
Frage. Damit wäre der anrganifche: Gefepeöftoff über Die 
Frageſtellung an bie Geſchwornen erſchöpft. 

Ob ſolche Fragen auch für ſtändige Gerichte aufgeſtellt 
werden könnten? Solche Fragen haben überhaupt nur dann 
Sinn und Baveutung, wenn eine im Licht der Oeffentlichkeit 
und in der Wärme der Mündlichfeit zur Meife gelangte Beweis⸗ 
verhandlung vorangieng. Ich laffe daher ganz bet Seite, ob 
beim eigentlichen Inquiſitionsverfahren, da wo der Richter nicht 
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Angeklagte, nicht Zeugen hört und ſieht, fondern bloß das qe- 
duldige Aftenpapier ald Grundlage feiner Beurtheilung vor 
fih bat, folhe Fragen geftellt werden fünnten. Ach fepe 
öffentliches und mündliched Verfahren voraus vor ftändigen 
Richtern. Wenn ich als nothiwendige Folge des Gefchwornen- 
gerichtd die fünftige Uebereinftimmung ded Gefehgeberd mit 
dem lebendigen Rechtsbewußtſein und der Moral des Volkes 
zuverfichtlich erwarte und biefes Snftitut ganz befonderd ale 
frifhe Quelle und fchöpferifche Kraft für ftetige nationale Rechts⸗ 
entwidiung begrüße, fo wird man in mir feinen Anhänger 
und Robredner der Oeffentlidfeit und Mündlichfeit vor ſtän— 
digen Richtern fuchen. Da wo Anflagefammern beftehen, 
wo Angeflagter und Zeugen perfönlich gegenwärtig find, mo 
der Vertreter des Staats ald Barthei dur die Beweisverhand- 
lung das Material zur Begründung einer Anklage vorzulegen 
bat, wird die Formulierung einer auf ein beftimmted Verbrechen 
gerichteten Anklage immer Borzug verdienen, wenn aud ftän- 
dige Richter entfheiden. Es muß genau feftgeftellt fein, welche 
Anfhuldigung von der Anklagefammer zugelaffen if. Der 
Verweiſungsbeſchluß diefer Behörde ift daher audi die Grund- 
lage der Berbanbdlung, und die Grageftelung darf nicht über 
jenen herausgeben. Außer biefer nothivendigen Gewähr halte 
ih in anderer Richtung die’ Frageftelung vor fländigen 
Richtern für nicht fehr bedeutend. In der Gewohnheit des 
Amts verliert der einzelne Gall an individueller Auszeich— 
nung. Die Grageftellung, welche den nur für einen beftimmten 
Fall berufenen Geſchwornen individuell zu bethäfigen vermag, 
fönnte den ftändigen Richter nicht lange vor der allgemeinen 
Grundfäßlichfeit bewahren. Bald werden die Schatten früherer 
Urtheile mitten in die individuell gezeichnete Berhandlung fallen 
und deren lebendige Karbe durch fogenannte Konfequenz der 
Praxis abblaffen. Wenn ich fomit die Bedeutung der Frage: 
ftelung an Gefchworne ‚oder fländige Richter im öffentlichen 
und mündlichen Verfahren nicht gleich verwerthe, fo vermag 
ih um fo weniger zu erfennen, welche Vorzüge man fich bei 
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Abgang von Deffentlihfeit und Mündlidfeit von der Frager 
ftellung an ſtändige Richter verfpricht. 


d. Geni. 
Grfter Referent Herr Bräfldent Maffe. 


Premiere question. 

En général d’après le Code d’instruction criminelle suivi 
à Genève, ce n’est ordinairement qu’un seul fonctionnaire qui 
est chargé des actes de l’instruction préliminaire, à savoir le 
fonctionnaire judiciaire compétent. (D’après les lois organi- 
ques de Genève et l’Art. 9 Cod. inst. crim.) 

Il se pourrait, ce qui est arrivé quelquefois, que lorsque 
le crime s’est commis dans différentes communes, ou qu'il 
ait des ramifications dans ces différentes communes, un autre 
fonctionnaire judiciaire, que celui qui a reçu la plainte ou 
commencé les poursuites, soit dans le cas de faire quelqu’ 
acte accessoire d'instruction préliminaire; mais cela n'arrive 
pas fréquemment. Ce serait une exception; la règle géné- 
rale est que l'instruction préliminaire ne soit l'ouvrage que 
d’une seule personne. , 
Seconde question. 


Rien ne s’opposerait à ce que le fonctionnaire qui est 
chargé de l'instruction préliminaire, c’est-à-dire des premie- 
res recherches du crime, s’enquit du degré d'importance de 
la lésion qu'ont éprouvée l'intérêt public ou la partie civile 
par le crime commis, et fit toutes les constatations nécessaires. 

Mais ordinairement cette recherche et cette apprécialion 
sont difficiles et très-délicates au début d'une procédure. Le 
juge d'instruction au bout d’un certain temps est beaucoup 
mieux en état d'arriver à un résultat utile. Mais ce que doit 
faire à cet égard le fonctionnaire chargé de l'instruction pré- 
liminaire, c’est de se conformer aux dispositions des articles 

Beitidrifi f. ſchweir. Recht. XIL 1. | (1) 7* 
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11, 12, 13 de la loi sur la procédure pénale du 27. Août 1851, 
tant en faveur de l'intérêt public que de la partie civile. 


Troisième question. 


Cette question touche à un sujet beaucoup plus grave 
et qui a soulevé de grandes difficultés et des discussions ap- 
profondies. En général les dispositions des lois à cet égard 
n’entrent pas dans de grands détails. 

Dans le code d'instruction criminelle les articles 336 et 
suivants donnent les règles à suivre. Dans la loi genevoise 
ce sont les articles 51 et suivant qui s'en occupent. D'après 
cette loi la question intentionnelle n’est pas, comme autrefois, 
separde de la question matérielle. La question n’est pas: l’ac- 
cusé a-t-il commis le crime, mais l’accusé est-il coupable 
d'avoir commis le fait. Ce mot coupable exprime la mora- 
lité du fait en même temps que la matérialité Nous nous 
en référons sur cette question à ce que nous avons dit, dans 
la brochure que sur les invitations de Mr. le professeur Mit- 
termayer nous avons publiée sur ce sujet il y a peu d'années 
et dont Mr. Mittermayer a fait l'éloge dans les Jahrbücher 
d’Heidelberg. Depuis lors plusieurs jurisconsultes en France 
ont traité celte matière. 


OBSERVATION. Le président d'après la loi genevoise et d’après 
la loi française doit poser les questions aprés le réquisitoire et les 
plaidoiries. Ce système a été combattu par plusieurs criminalistes, 
qui sont d'avis que les questions soyent lues par le président avant 
ces discours. 

Une longue pratique nous a démontré l'avantage de celie opinion. 
L'accusé et l'avocat qui le défend ont un grand intérêt à connaître 
tes questions avan! sa plaidoirie qui alors porte sur des faits bien 
positifs et saisissahles.. Le jury de son côté pourra beaucoup mieux 
apprécier les arguments donnés pour et contre l'accusé; souvent nous 
avons vu le jury regretier de n‘avoir pas connu les questions avant 
les plaidairies. 
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Zweiter Referent Herr Profeffor Lefort. 


Premiere question. 


N est difficile de bien répondre à celte question sans 
connaître précisément les législations cantonales auxquelles 
elle fait allusion et dans lesquelles peut-être la poursuite ap- 
partient à un collège de juges ou passe durant le cours de 
la procédure d'un magistrat à un autre. 

A Genève la loi en vigueur est encore le Code d’in- 
struction criminelle français de {808 modifié sur quelques points 
par des lois genevoises notamment par la loi constitutionelle 
sur linviolabilité du domicile et la liberté individuelle du 
23. Avrir 1849. 

Les poursuites sont exercées par le procureur général 
auquel appartient l’action publique. 

Quant à l'instruction du procès elle est confiée à un ma- 
gistrat unique, le juge d’instruction. 

La poursuite et l'instruction sont séparées: le procureur 
général peut faire des réquisitions qu'il adresse au juge 
d'instruction, mais ce dernier est indépendant quant à la pour- 
suite et il pourrait ne pas tenir compte de ces réquisitions. — 
D'après la loi genevoise le juge d'instruction est élu directe- 
ment par le Grand Conseil. 1 fait partie du tribunal civil 
Mais ce tribunal n’a pas de contrôle efficace sur ses actes. 
Cette absence de contrôle a de graves inconvénients. Le 
juge d'instruction peut ainsi (surtout s'il est d'accord avec le 
procureur général ou si celwi-ci y met de lindifférence) ou 
bien étouffer une procédure de manière à ce qu’il ne résulte 
rien de l'instruction, ou prolonger excessivement l'instruction 
et par là même la durée de la prison préventive, ou bien enfin 
laisser complètement de côté les faits et moyens que l'accusé 
invoque à sa décharge, en sorte que celui-ci, à qui un avo- 
cat n’est donné qu'au dernier moment, ne soit plus à temps 
pour compléter l’instraction, faire entendre des témoins etc. 

H serait utike d'accorder aux accusés le droit de sou- 
mettre au tribunal les actes de l'instruction afin d'obtenir telle 
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mesure d'instrucliun qui iui paraîtrait utile ou même la clo- 
ture de l’instruction et le renvoi devant la cour chargée de 
juger définitivement. 

La publicité doit-elle être admise pour l'instruction cri- 
minelle? C’est là une question très-délicate et sur laquelle 
les jurisconsultes de notre canton sont loin d’être d'accord. 
Ils regardent bien cette publicité comme désirable en prin- 
cipe, mais plusieurs se demandent si cette publicité ne risque 
pas en pratique de compromettre l'intérêt de l’action publique. 
En tout cas si l'on pensait pouvoir sans inconvénients intro- 
duire la publicité de l'instruction telle qu’elle a lieu en Angle- 
terre, il faudrait nécessairement que tout le resie de la pro- 
cédure fut modifié dans le même sens et en particulier que 
le plaignant eut une beaucoup plus grande liberté d'action 
qu’il n’en a actuellement. 


Seconde question. 


Sans aucun doule, il y a de grandes améliorations à intro- 
duire sous ce rapport. Îl importe de distinguer les matières 
correctionelles et les matières criminelles. 

1. Au correctionel. Le Code d'instruction criminelle 
accorde à la partie lésée le droit de citer directement le 
prévenu devant la cour chargée de le juger. Cette cour siège 
à Genève avec le jury (composé de 6 personnes tandis qu'il 
est de 12 au criminel). Les affaires de simple police sont re- 
mises au juge de paix. 

Ce droit de citation directe est certainement une ga- 
ranlie, mais il ne suffit pas cependant, et il nous semble que 
l’on pourrait avantageusement y ajouter le droit de contrôler 
les actes du juge d'instruction dans tous les cas où il n’y a 
pas eu cilation directe, mais instruction devant le juge. 

2. Au criminel. Le droil de citation directe n'existe 
pas au criminel. Convient-il de l'introduire ei de donner à 
la partie civile le droit de citer directement devant la cour 
jugeant avec le jury, pour des crimes proprement dits, meur- 
tre, vol avec effraction, incendie etc.? — Nous en doutons. 
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Au correctionel la citation dirécte n'a pas d’inconvenient 
parceque souvent il n’y a pas lieu à instraction. Mais au 
criminel l'instruction peut être. fort compliquée et il y a pro- 
bablement utilité sérieuse à ce que dans ces cas l’action -pub- 
lique ne puisse être mise en mouvement que par le magistral 
chargé de représenter la société. 

Mais ce point admis ne doit pas empêcher de chercher 
des garanties en faveur de la personne lésée. Elle peut 
d'après le Code d'instruction criminelle se constituer partie 
civile et comme telle a certains droits: s'opposer à l'élargis- 
sement du prévenu par la chambre d'instruction (135), pré- 
senter des mémoires à la chambre d'accusation (217), produire 
des témoins aux débats (315), interroger les témoins (319). 

Cependant ces droits sont en somme, restreints, et la 
position de la partie civile est d’autant plus difficile qu'elle 
est condamnée à payer lous les dépens quelconques si Fac- 
cusé est acquitté. Or il ne paraît pas juste qu'elle coure 
une aussi grande chance (sans parler de celle des dommages 
intérêts) et qu'elle ait en même temps les bras liés au point 
de ne pouvoir presque rien faire dans l'instruction. En outre 
les frais qu’elle a à payer ont été faits sans son intervention 
par le juge d'instruction et le procureur général, et elle n’a 
aucun moyen de savoir d'avance à combien ils s’eleveront. 
Aussi il est rare que l’on se porte partie civile. 

Il conviendrait d'attribuer à la partie civile des droits 
plus étendus, de lui permettre par exemple de faire enten- 
dre des témoins dans l'instruction, d’assister aux dépositions 
des témoins, de se plaindre de la prolongation de l’instruc- 
tion, de soumettre à une autorité supérieure les actes de 
l'instruction. 

Les observations consignées à propos des deux questions 
ci-dessus peuvent paraître contradictaires au premier abord, 
puisque d’une part on se plaint de ce que laccusé n'a pas 
assez de garanties et que d'autre part on allégue que le lese 
n'en a pas non plus assez et qu'il est souvent sacrifié. La 
contradiction apparente se résout en un gricf unique, l’omni- 
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polence des deux magistrats qui peuvent à leur gré (et cela 
même sans prevaricalion, mais ou bien par.indolence ou bien 
par fatigue ou bien encore par ces préventions 'huxquelles 
un homme même intègre et intelligent ne se soustrait pas 
loujours) ou dédaigner et par conséquent annihiler des 
moyens sérieux de défense de l'accusé ou bien négliger 
les moyens de conviction qui seraient à leur portée et que 
leur offrirait le plaignant. On accorde trop peut-être à l’ac- 
lion sociale et trop peu assurément à l’action individuelle. 


Abhandlungen. 


Zeitſchrift f. ſchweiz. Recht. XIL 2. (1)8 


Der Schub des litterarifdien und künſtleriſchen Gigen- 
thnms in der Schweiz. 
(Bon Hrn. Oberrichter Dr. U. v. Orelli in Zürich.) 





Nachdem durch die in neuefter Zeit mit Frankreich ge- 
fchloffenen Staatöverträge aud das Autorrecht eine neue und 
erhöhte Bedeutung für unfer Gefammtvaterland erhalten hat, 
wird es wohl faum einer Nechtfertigung bedürfen, wenn tir 
diefe Materie zum Gegenftand der Betradtung gewählt haben. 
Gé dürfte aber um fo mehr an der Zeit fein, in unferer Seit- 
fchrift diefem Snjtitute eine Abhandlung zu widmen, ald es 
fih bier um ein Nechtögebiet handelt, dad fich vorgugémeife 
für eine einheitliche ſchweizeriſche Gefehgebung eignet. 

Indeſſen nidt eine erfchöpfende Behandlung des Autor 
rechted überhaupt, das ſchon fo mannigfach bearbeitet worden 
ift, bezweden die nachfolgenden Erörterungen; fondern wir 
wollen zeigen, wie man in der Schweiz nur febr langfam und 
nod in unvollfommner Weife dazu gelangt ift, einen gefeglichen 
Schuß gegen Nahdrud und unerlaubte Nachbildungen anzu— 
erkennen. Wir werden namentlih dad SKonfordat vom Sabr 
1856 einer eingehenden Kritif unterwerfen und fchlieplich auch 
den betreffenden Bertrag mit Frankreich beleuchten. Bevor wir 
indeffen auf unfere eigentliche Aufgabe eintreten, fcheint e8 ung 
nothiwendig, einige allgemeine kurze Bemerfungen über die ges 
fchichtlihe Entwicklung des Autorrechts, fomie über die not 
vielfach beftrittene rechtliche Auffaffung deffelben vorauszuſchicken. 


1. Geſchichtliche Entwidlung des Suftitutes. 


Das Autorrecht ift ein Product der modernen Rechtsbils 
dung. Man verfteht darunter die rechtliche Befugniß der Ur: 


L 
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beber eines litterarifchen, mufifalifhen oder fünftlerifen Werkes 
über deſſen Berôffentlidung zu verfügen, beziehungsweife Die 
Bervielfältigung durd Andere zu hindern. Das Wort Autor 
umfaßt alfo Schriftfteller, Künftler und Gomponiften. ') 

Daß dem Altertbum diefer Gedanke eines Schußed der 
Autoren unbefannt war, ift leicht erflärlih. An den littera- 
rifchen Erzeugniffen bat fit in erfter Linie vorzugsweiſe unfer 
Rechts⸗Inſtitut ausgebildet; alfo Tonnte erft feit Erfindung der 
Buchdruderfunft die Gefahr unbefugter Vervielfältigung ents 
fteben und der Schuß der Behörden wünfchbar werden. Zuerſt 
wurde diefer Schuß auf Bitten der Betheiligten in Form von 
Privilegien gewährt. in allgemeines Recht der Autoren wurde 
noch nicht erfannt, fondern ed überwog vielmehr dad Sntereffe 
der Verleger fchriftftellerifcher Werke, alfo die Rüdficht auf das 
Berlagsgewerbe. Die älteften befannten Privilegien der Art 
fallen in dad Ende des 15. Jahrhunderts und gehören einzelnen 
italiänifchen und deutfchen Städten an, inébefondere Denedig, 
Mailand, Nürnberg (1494 — 1496). In Franfreih, bdefjen 
Buchhandel fih vorzüglich in Paris concentrirte, ertheilten wäh 
rend des 16. Jahrhunderts der König und außer ihm aud das 
Parlament ala oberfter Gerichtöhof fowie die Univerfität und der 
Prâfect von Paris Privilegien an Buchhändler, Druder, Autoren, 
fogar zumeilen an andere gelehrte Unternehmer, meiftend auf eine 
beftimmte Anzahl Sabre und anfänglich ohne Unterfchied zwifchen 
alten und neuen Werfen.2) Sm 18. Jahrhundert wurde das Recht, 
ſolche Privilegien zu ertheilen, ein ausfchließlich königliches, und 
zugleich fieng man an, von Schrifteigenthum zu reden. Wichtig 
ift das königliche Dekret von 1777 bierüber.s) Den Berlegern 
werden Privilegien zum Druck neuer Werke für 10 Sabre 


1) Man fpricht wohl aud von einem Autorrecht eines Erfinders da wo 
der Patentſchutz (Ertheilung von Grfinbungs-Patenten) beiteht; allein mit 
Unrecht. Es ift das etwas durchaus Verfchledenes. S. Waͤchters Verlage: 
vet. Stuttgart 1857. ©. 141 u. 142. 

2) Bergl. Renouard traité des droits d'auteur, Tom. I. 106 ff. 

3) Bergl. Abhandlung von Bluntſchli über bas fogenannte Schrift: 
eigenthum, in der Eritifchen Ueberfchan der beutfhen Geſetzgebung und Rechte 
wiffenfchaft, Bd. I, ©. 4. u. 5. 
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ertheilt; die Autoren aber koͤnnen ein Privilegium für ſich und 
ihre Erben auf ewige Zeiten erhalten; wenn fie jedoch das Werk 
an einen Verleger veräußern, fo wird dasſelbe in der Zeit be— 
Ihränft. Für die Berleger hatte fih alfo das Princip des 
Privilegiumd auf furze Zeit erhalten, für die Autoren glaubte 
man ein dauernded Eigenthum anerkennen zu müffen. Die 
Revolution aber haßte alle Borrechte, wo immer fie fit zeigten. 
Daher ließ fich bas Autorrecht in diefer Form nicht mehr ſchützen. 
Da indeffen dad Bedürfniß eines Schutzes dod allzu mächtig 
War, fo erließ der National:Gonvent am 19. Juli 1793 ein 
Geſetz hierüber. Daffelbe fpricht vom Eigenthum der Autoren 
(im vollen Sinne ded Wortes, f. oben) an ihren Werfen, be- 
ſchränkt daffelbe inbdeflen auf 10 Sabre nad ihrem Tode und 
erflärt es ald das ausfchließliche Recht, ihre Werke zu verfaufen 
oder verfaufen zu lafjen. 

Die Napoleonifche Gefebgebung (Code pénal) bildete diefen 
Sub noch weiter aus, indem ed die contrefaçon zum ftrafs 
“ baren Vergehen ftempelte und eine analoge Anwendung auf 
dramatifche Borftellungen geftattete. Ferner wurde auch die 
Wittwe des Autors berüdfichtigt (Raiferl. Dekret von 1806.). 
An diefer Gefebgebung ift feitdem nichts Weſentliches geändert 
worden.) 

Am frübeften ift fi) die englifche Jurisprudenz unfers 
Rechtsbegriffes bewußt geworden. Die Gerichte ſchützten das 
Autorreht ald ein natürliched Privatrecht, bevor die Gefeß- 
gebung thätig war. Man nannte bdaffelbe. copy-right d. h. 
dad Redt zum Abdrud, und verftand darunter das ausſchließ⸗ 
liche Recht des Berfafferd auf Vervielfältigung feiner Werke. 
Das erfte englifche Gefeg datirt vom Jahr 1710 (Act for the 
encouragement of learning). Später wurde biefe Acte auch 
auf Werke der zeichnenden und plaftifhen Kunft ausgedehnt. 
Neuere Gefebe von 1832, 1836 und zulegt 1842 haben den 
Gegenftand noch Weiter entwidelt und die Schupfrift ausge 
dehnt. Das Wefentlihe aber ift, daß die Berfolgung der 


1) Bergl. Renouard a, a. O. I, 339 ff. 
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unbefugten DBeröffentlihung in England in ver Hauptfache 
privatrechtlich behandelt wird.) 

Auch in Deutfchland waren wie in Frankreich die Privi- 
legien allmälig immer allgemeiner geworden, mit andern Worten 
fie wurden jedem gewährt, der fie begehrte. In diefer Ber 
ziehung gebührt bem Math der Stadt Nürnberg das Berdienft, 
die erften Schritte zu einer bôbern Entwidlung deë Autorredhted 
angebahnt zu haben, indem er im Jahr 1623 ganz allgemein 
den Nachdruck von fhriftitellerifchen Werten verbot, ohne Unter- 
fhied, ob biefelben privilegiert feien oder nicht. Aehnliches 
gefhah ebenfalls im 17. Jahrhundert in Kurfachfen. Der Auf 
ſchwung des Leipziger Büchermarftes darf wenigitend theilweife 
ald eine Folge diefed zu jener Zeit noch feltenen Schubed, der 
einzig und allein an die Form der Ginfhreibung in die Re⸗ 
gifter der Bücher-Commiſſion geknüpft war, angefeben merden.2) 
Allein trogdem vermied es die deutfche Suridprudeng der legten 
Sahrhunderte mit Aengfklichkeit, wie Bluntfblis) treffend be- 
merft, ein Rechtöverhältnig, das nicht [bon in den gefchriebenen 
Ueberlieferungen ded Corpus juris beachtet war, frifhen Blides 
zu erfaffen und zu fehügen. Erſt in diefem Jahrhundert bat Die 
deutfche Gefebgebung, dann aber allerdingd in vborzüglicher 
Weiſe, dem Autorreht Shut gewährt; ja es gehört fogar jebt 
au den wenigen Materien, deren fit die Bundesgefeggebung 
angenommen bat, Der Bundesbefhluß vom Jahr 1837 fücherte 
demfelben ald Minimum einen Schuß von 10 Jahren zu. Im 
Jahr 1845 aber wurde diefer Schug „für litterarifhe Erzeug— 
nijfe und Werfe der Kunft“ auf die Lebensdauer der Urbeber 
und auf 30 Sabre nad dem Zod berfelben ausgedebnt. “Bor: 
ausgegangen in diefer Richtung waren dad preußiiche Gefep 
vom 11. Suni 1837 und das bayrifhe vom 15. April 1840, 


— 


1) S. Renouard a. a. O. I, 228 ff., dann beſonders J. Lowndes 
historical sketch of tho law of copyright. London 1840, u. Maugham B., 
treatise on the law of litterary property. Lond. 1828. 

2) Vergl. Bluntfchli veutfches Staatswörterbuch s. v. Antorredit, I, 617. 

3) Krit. Ueberfchau I, ©. 6. Bergl. auch, was derfelbe über Kant fagt, 
veffen Abhandlung Renouard ziemlich vollftänbiz mitteilt. Diefer Philoſoph 
hat die Richtung für die Wiflenfchaft bezeichnet. 
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Ganz vortrefflih find aud das fünial. fähhfifche Gefeg vom 
22. Februar 1844, wozu indeffen nod fpätere Verordnungen 
und Sufâbe bingugefommen find, und das öfterreichifche Geſetz 
vom 19, Oftober 1846.) 

In ähnlicher Weiſe haben in neuerer Zeit faft fämmtliche 
europäifche Staaten Gefebe zum Schuß des Autorrechtö erlaffen.2) 
Es handelt ſich indeffen bier in der That nicht um eine natio: 
nale Angelegenheit, fondern um eine folde der ganzen: cibili 
firten Menfchheit, und ed kann daher diefer Schub nur dann 
ein vollftändiger und wirkſamer fein, wenn das Recht ald ein 
internationales behandelt wird, Sollen die Künftler, Dichter 
und Gelehrten, die Träger der Givilifation, ſchutzlos der Plün- 
derung preißgegeben werden, wenn ihre Werke die Grenze des 
Baterlandes überlbritten haben? Mit Recht bemerkt Eifen- 
lohr3): „nicht das Gerechtigfeitägefühl allein, auch die Politif 
verlangt ed, daß ein Land die Litteratur und Kunft des andern 
fbübe, denn fie find die Blüthe und Früchte einer Kultur, und 
in der fremden wird die eigene gepflegt und geſchützt.“ Es 
gebührt in Ddiefer Beziehung Frankreich das Berdienft, durch 
Staatöverträge die Bahn zur Anerkennung ded internationalen 
Nechted gebrochen und Fremde und Einheimifche gleich geftellt 
zu haben. 


2. Die juriftifche Natur des Antorrechts. 


Die gefchichtliche Entwidlung bat gezeigt, daB urſprünglich 
bloß Privilegien in einzelnen Fällen an einzelne Berechtigte 
ertheilt wurden. Aber allmälig entwidelte ſich aus diefen Bücher- 
Privilegien ein allgemeines Recht. Weil dad Bedürfniß des 
Rechtsſchutzes ſo febr gefühlt wurde, fo fam Man dazu, ein 
allgemeines Recht anzuerkennen, indeffen nur in der Form einer 


1) Bergl. im Allgemeinen fiber die deutfchen Partifulargefebe : Wächter 
a. a. D. ©. 39 ff. 

2) Bergl. Code général de la propriété industrielle, littéraire et 
artistique par Blanc et Beaume. Paris 1854. 

3) Eiſenlohr das Titterarifch = artififche Gigenthum und Derlagsredht. 
Schwerin 1855. S. 27 u. 28. 
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befondern Vergünſtigung. Gin allgemeined Privilegium!) ift 
aber Fein Ausnahmerecht mehr; diefer innere Widerfpruch ers 
flärt fich wohl daraus, daß man vergaß, daß Druder und 
Berleger ihre Nechte nur vom Autor ableiten, und daß gerade 
die materiellen Sntereffen des Lebtern gejhügt werden follten. 
Es bekundet daher einen Fortfchritt, ald man das Autorrecdht 
als ein ,geiftiges Eigenthum“ (bas fogenannte Schrift 
eigenthbum) qualifizirte, indem man baburd zu erkennen gab, 
daß das Recht, um deflen Schuß es fib handle, vom Autor 
felbft berrübre und daß er in erfter Linie zu berüdfichtigen fei. 
Es find vorzugsweiſe die franzöfifchen Suriften, welche von 
propriété littéraire et artistique reden. Demgemäß ftellt fi 
dann der Nachdruck beziehungsmweife die unerlaubte Nachbildung 
alé ein Eingriff in ein beftimmtes Eigenthumsrecht dar, ähnlich 
dem Diebftabl, und fo fommt der franzöfifche Code pénal 
(Art. 425 ff.) dazu,| die contrefaçon al8 délit punissable, alé 
ftrafbares Bergehen gegen das Gigenthum des Autord zu bes 
handeln. Wie unrichtig inbdeffen diefe Auffaffung von juriftifchem 
Standpunfte aus fei, ift fon vielfach nachgewiefen worden.2) 
Nicht nur befchränft fich der Eigenthumsbegriff auf Förperliche, 
alfo greifbare Gegenftände, fondern e8 ift auch nicht einmal eine 
Analogie zuläffig zwifchen dem Eigenthum im fpecififch-juriftis 
fhen Sinne und dem fogenannten geiftigen Gigenthum. Das 
harakteriftifche Wefen des Eigenthums nämlich befteht in der 
vollfommnen Gerrfhaft, in der felbitftändigen und ausſchließ— 
lichen Verfügung über eine Sade, alfo in einem berechtigten 
Egoismus, während der Autor gerade fein Werk dem Publifum 
mittheilen, alfo zu einem Gemeingut Aller machen will; nur 
die Art und Zeit der Beröffentlihung will er fih vorbehalten. 
Ferner bat das Autorrecht einen ganz individuellen Charakter, 
eine Beziehung auf eine beftimmte Perfon beziehungsweife 
deren Rechtönachfolger, während die Natur des Eigenthumd als 


1) Einer der bebeutenbfien Schrififteller auf unferm Gebiete, Renouard 
in feinem bereits erwähnten Werf Tom. I, p. 457 ff. und Tom. II, p. 9 ff. 
faßt bas Autorrecht noch als ein allgemeines, auf natürlichen Gründen be: 
ruhendes Privilegium auf. Diefer Standpunkt ift aber Tängft überwunden. 

2) Sp befonders gut von Wächter a. a. À. in $ 7. 
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Sahenrecht darin befteht, daß die Perfon des Eigenthümers 
ganz gleihgültig if. Ed mag alfo wohl der gewöhnliche 
Spradgebraud fit des Ausdrucks „geiftiges, litterarifch- 
artiftifhes Eigentum” bedienen, allein die Suriften follten fich 
hüten, ihre fireng abgegrenzten Begriffe auf fremdes Bebiet zu 
übertragen. Neuerdings bat Eifenlohr!) ſich wieder zum Ber- 
fechter ded Standpunktes des Schrifteigentbumd aufgeworfen, 
-indem er im Autorrecht die totale rechtliche Herrfchaft über ein 
intellectuetles Object erblidt; allein er muß felbft zugeben, daß 
die Eintheilung in bewegliche und unbemealide Sachen eine 
für dad ganze Privatrecht dDurchgreifende und böchit wichtige 
fei, daß aber das litterarifhsartiftifhe Eigenthum weder zu der 
einen noch zur andern Klaffe gehöre. Wenn er es nun der 
Meisheit ded Gefeggeberd anheimftellen will, e8 da oder bort: 
bin eingureiben (?), fo find wir damit wohl fhwerlid in der 
juriftifchen Erfenntniß unſers Gegenftandes gefördert. 

Die neuern deutfhen Vuriften faffen das Autorrebt richtig 
ala ein, eigenthämliched Privatrecht auf, das durch die 
Gefepgebung anerkannt und gefhügt werden müſſe; allein über 
die Stellung im Spyfteme herrfcht noch viel Streit. Solly?) 
legt bas Hauptgewicht auf die Berlehung des Nechtd und er- 
blidt darin ein Bergeben, weldem eine moderne Delikts— 
Obligation entfpringe Wie man im Uebrigen das Recht 
faffe, fei gleichgültig, wenn’ nur der Staat gegen deffen Ber- 
legung Schug gewähre. Bluntfblis) hat in jeiner gewohnten 
geiftreichen Weife ein eigenthümliched perſönliches Recht 
au begründen gefubt. „Das Werk ald Geiftesproduct — fagt 
er — gehört zunächſt dem Autor an, der ed erzeugt bat, nicht 
als eine förperlihe Sache, — denn das ift das Werk niht — 
fondern ald eine Offenbarung, ald ein Ausdruck feines perfôn- 
lien Geifted. Zmifchen Autor und Werk beftebt ein natür- 
ficher Sufammenbang, wie zwifchen Schöpfer und Gefchöpf, 
jener bat ein natürliched Recht, daB dieß Verhältniß geachtet 





1) à. a. O. $ 26—28. 
2) 3. Jolly, Die Lehre vom Nachdruck. Heidelberg 1852. 
3) Bluntfchli, Deutfches Privatrecht Bd. I, $ 47. 
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werde." Allein das perfönliche Clitterarifche oder fünftlerifche) 
Intereffe ded Autors ift doch nicht das maaßgebende Princip 
für den Rechtsſchutz. Am beften ift Bluntfhli von Wächter 
widerlegt worden und wir fünnen und nicht enthalten, die bes 
treffende Stelle hier wörtlich") anzuführen. 

„Das Gebiet, worin das Berlagérebt praftifh wird, tft 
nicht das geiftige, fondern die Sphäre des materiellen Verkehrs. 
Nicht von feinen Gedanken, die er zuerft dachte, geftaltete und 
ausfprach, will der Autor Andere ausfchließen; denn ſchon fraft 
ihred Wefend entziehen fich Gedanfen der rechtlichen Herrichaft; 
fie werden einmal in den Strom des litterarifchen Verkehrs 
gebracht, Gemeinqut und Elemente von neuen geiftigen Ges 
ftaltungen. Diefer geijtige Verkehr ift e8 nicht, welcher die 
rechtliche Sntereffen ded Autors beeinträchtigen könnte und da— 
ber einem ausſchließlichen Recht unterliegen fol. Der Rechte» 
ſphäre fällt das litterarifche oder artiftifche Erzeugniß erft da 
anbeim, wo ed nicht mehr in dem Kreis ideeller Beziehungen 
verbarit, fondern Vermögensobject wird, wo ed einen 
Geldwerth im Verkehr erhält oder ihn zu erlangen fich eignet; 
und diefes ift eben dad Gebiet der evermügensredtiidgen 
Rubung. Denn nur in diefer Rubung liegt ein objectives 
rechtliches Sntereffe des Autord und daher ein Gegenftand für 
die Gefeggebung, während die fubjectiven Wünfche, welche der 
Autor mit feiner Schriftftellers oder Künftlerehre und feinen 
fritifchen Beziehungen in Verbindung feben mag, dem Recht 
gegenüber zufällig erfcheinen.“ 

Es läßt fich alfo der Standpunkt Bluntfchlid nicht confequent 
durchführen. Wohl am richtigften dürfte e8 fein zu fagen: 
das Autorrecht ift zwar in feiner Entftehung ein per- 
ſönliches Net, aber es knüpfen fih an daffelbe 
vermögensrehtlihe Folgen und bdiefe allein find 
ed, welche der Gefepgeber ſchützt. Die juriftifhe Natur 
des Autorrechtd richtig zu erfaffen und zu begründen, ruft nicht, 
wie fo manche andere Eontroverfe, einen unfruchtbaren Sul: 
ftreit hervor, fondern zieht feine bedeutenden praftifchen Gonfe- 


—— 


1) Wächter a. a. O. S. 90 u. 91. 
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quenzen nah ſich. Die Auffafung Jolly's führt nothiwendig 
dazu, daß man im Strafgefegbuch einen eigenen Abfchnitt ein- 
fhaltet über Vergehen des Nachdrucks beziehungsmweife der uns 
erlaubten Nachbildung) und dort den Gegenftand regulirt. 
Nach unferer Anficht dagegen handelt ed fich um ein Privatrecht, 
deflen Schuß audfchlieglichh oder doch vorzugdweife den Givil- 
gerichten übertragen werden ſollte. Da der Staat nicht birefte 
betheiligt ift, wie bei den eigentlichen Verbrechen und Vergehen, 
fo fiebt man nicht ein, weßhalb immer eine ftrafrechtliche Ver⸗ 
folgung (Buße, vielleicht gar Gefängniß) eintreten fofl. Die 
Gonfiscation läßt fih auch civilrechtlich rechtfertigen. Sie ins 
volvirt nichtd Anderes ald eine Wiederberftellung in den frühern 
Zuftand und ebenfo erfcheint die Befchlagnahme ald vorläufige 
jihernde Maßregel, welche nad den Grundfägen der vorläufigen 
Arreftanlage oder proviforifcher Berfügungen fit richtet. In 
der ganzen Lehre ded Autorrechts fommen überhaupt die ſchwie— 
rigften und feinften ragen zur Sprade und deßhalb eignen 
fih auch aus diefem Grunde die Givilgerichte viel beffer zur 
Behandlung diefer Klagen. Will man übrigend neben der 
civilen Schadenderfagflage auch eine ftrafrechtliche Berfolgung 
geftatten — wie unmoralith und ebrlos dad Gewerbe des 
Nachdrucks ift, bedarf Feiner Auseinanderfegung! — fo follte 
diefe Doch auf diejenigen Fälle befchränft bleiben, wo eine 
wirkliche Berfchuldung des Beklagten vorliegt. Wo gar feine 
mala fides dejfelben, aber doch ein unbefugter Berfauf oder 
Beröffentlihung vorhanden ift, da bat dad Schwert der zürs 
nenden und jtrafenden Gerechtigkeit nichts zu fchaffen. Es ift 
außerordentlich intereffant zu beobachten, wie auch „in Diefer 
Richtung die Gefepgebungen differiren, einzelne fogar auf völlige 
Abwege gerathen.?) England geitattet Feine Kriminalunters 
fuhung gegen den Nachdrucker, fondern nur eine civile Scha- 
dengerfabflage, indeffen nad der Wahl des Klägers entweder 
vor den Gerichtshöfen ded gemeinen Mechtd oder vor dem 


— — 


ly Das franzöſiſche Wort contrefaçon umfaßt Beides, währenn es uns 
leider im Deutſchen an einem entſprechenden Ausdruck fehlt. 
2) Bergl. über vie deutſchen Geſetzgebungen Wächter a. a. D. $ 57. 
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Kanzleihof (Billigkeitögeriht). In Frankreich beurtheilen die 
forreftionellen Gerichte das Vergehen der contrefaçon fotvie 
durch Adhäfion auch die civilen Fragen. In Deftreich Tann 
der Civilanfpruch entweder vor dem Givilgeribt oder im Wege 
der Adhäfion vor dem Strafgericht angebradit werden. In 
Bayern wird der Nachdruck ald Polizeivergehen verfolgt und 
die Polizeibehörde (1) erledigt dann aud die civilrechtlichen 
Punkte. Sachſen verweist fonderbarermweife das ftrafrechtliche 
Berfahren vor die Civilgerichte. Preußen läßt die gerichtliche 
Unterfuhung nicht von Amtswegen, fondern nur auf den Ans 
trag des Berlebten eintreten, allein nach einmal erfolgter Ein- 
leitung der Unterfuhung fann die Surüdnabme des Antrags 
zwar wohl in Beziehung auf die Entichädigung ftattfinden, 
nicht aber in Beziehung auf Geldbuße und Confiscation. Alfo 
ein entfchiedened Bormiegen des friminellen Standpunfte. 
Unter allen Umftänden follten nur die Gerichte und nie 
bloße Polizeibehörden oder Adminiftrativftellen die Verlegung 
des Autorrechtes beurtheilen. Im Uebrigen fcheint und dad 
einzig Richtige, daß in allen Fällen der Befchädigte feine 
Schadenserſatz⸗Anſprüche einfach vor dem Givilgeribt geltend 
machen fönne, welches natürlich aud Gonfiscation des Nach» 
druds auszuſprechen befugt if. Sn den Fällen bewußter Ber- 
fhuldung ded Beklagten mag dem Kläger auch geftattet fein, 
fit an das Strafgericht zu wenden, und dann Tann das com: 
petente Strafgericht im Wege des AdhäfiondsProzefied auch die 
civilrebtlien Punkte erledigen. Der Schwerpunft liegt aber 
unferd Erachtens durchaus auf dem privatrechtlichen Gebiet, und 
aud da mo eine Gefepgebung im Nachdruck ein ftrafbares Ber- 
gehen erblidt, fol jedenfalld nicht der Staat von Amtöwegen 
einfchreiten, fondern die lage des Befchädigten abwarten. !) 


3. Der Shut des Autorrechtes in der Schweiz. 


Menn wir abfeben von Genf, welched auch nach feiner 
MWiedervereinigung mit der Schweiz (1815) die franaôfifhe 





1) Darüber unten im 4. Abfchnitt ein Mebreres. 
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Gefebgebung im Wefentlihen beibehalten bat (ſo namentlid 
den Code pénal und bas Gefeg vom 19. Juli 1793 über 
contrefaçon), fo ift der Schuß des litterarifchsartiftifchen Gigen- 
thums in unferm Baterland erft in der neueften Zeit zu theils 
weifer Geltung gefommen und e8 ftößt die Anerkennung deffclben 
noch jebt in manden Gantonen auf entfhiedene Abneigung. 
Man will darin irrthümlicher Weife einen Eingriff in die 
Gewerbefreiheit erbliden. 

Aud in Schweizerftädten, fo namentlih in Zürich und 
Bafel waren früher Privilegien für einzelne Werke an. Druder 
und Berleger ertheilt worden. Nur wer fit um ein folches bes 
worben hatte, konnte einen Schug gegen Nachdruck beanfpruchen. 
Gemäß diefem Standpunft hatte noch der jebt abrogirte $ 223 
des Polizeiftrafgefeßbuches von Bafel-Stadt vom Jahr 1837 die 
Beftimmung enthalten: „Mit einer Strafe von Fr. 20 — 100 
(a. W.) und Confiscation foll belegt werden, wer neue Erfin« 
dungen oder fchriftftellerifche und Pünftlerifche Werke, wofür die 
Regierung Privilegien ertheilt bat, nachmacht, nadbdrudt oder 
nachiticht, oder folhe Nahahmungen oder Nachſtiche verkauft — 
oder wer dad Gleiche. an fehriftftellerifchen und fünftlerifhen 
Arbeiten, die im Canton herausgegeben worden find, begeht.“ 

Der $ 18 ded zürcherifchen Oefebes über dad Gewerbes 
weien vom Sabr 1832 fagt: „Die Frage, ob und untkt wel- 
chen Bedingungen und Befchränfungen für eine neue Erfindung 
im Gewerbswefen oder für Einführung einer foldhen in den 
Canton oder endlih für ein ausgezeichnetes litterarifhes Er- 
jeugniß ein Gemwerböprivilegium ertheilt werden könne, ift einem 
fünftigen Gefe vorbehalten.“ 

Sehr intereffant ift ein Urtheil des zürcherifchen Ober- 
gerichted vom 30. April 1844 in Sachen der Erben des befannten 
Liederfomponiften Hans Georg Nägeli gegen den Erziehunge- 
rath betreffend Verlagsrecht.) Der Kleine Rath hatte nämlich 
durch Beſchluß vom 9. Oftober 1827 dem H. ©. Nägeli ein 
Privilegium für feine Liederfammlung ertgeilt. Im Jahr 1836 


— 


1) Abgedruckt in Schaubergs Beiträgen zur zürcheriſchen Rechtspflege 
Bo. XIII. 254 ff. | 
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flarb Nägeli. 1843 entwarf der Erziehungsrath ein neues 
Schulgefangbud und nahm darin mehrere Nägelifche Compo⸗ 
fitionen auf. Weber die Frage, ob genannte Behörde biezu 
berechtigt fei, erhoben nun die Erben den betreffenden Prozeß. 
Das die Kläger abweifende Urtheil ftellt fich in feinen Motiven 
nod auf den Standpunkt, daß ed nicht nur im Canton Zürich 
an pofitiven Gefegen zum Shut gegen Nachdrud fehle, fon: 
dern daB auch aug allgemeinen NRechtögrundfäpen bie Wider: 
rechtlichkeit des Nahdruds nicht abgeleitet werden könne und 
ebenfomenig ein allgemeined Gemobnbeitérecbt fit biefür. ans 
rufen ließe. Crwägung 4 betont fpeciell, daß die frühere 
Ertheilung von Privilegien fowie der oben citirte $ 18 des 
Gewerbegeſetzes deutlich zeigen, daß der Nachdrud nicht ſchon 
an fich etwas Widerrechiliches fei. Endlich die legte Erwägung 
führt aus, daß jened vom Kleinen Rath ertbeilte Privilegium 
nur dem H. ©. Nägeli auf Lebendzeit ertheilt worden fei und 
daß, zumal da Privilegien im Zweifel in befchränfterem Sinne 
audzulegen feien, ed ganz ungeredtfertiat wäre, and Erben 
oder Rechtsnachfolger in eine ſolche Bergünitigung eintreten zu 
laffen. 

Allein in dem gleichen Sabre, als biefeg Urtheil gefällt 
wurde, bearbeitete Herr Dr. Bluntfchli den erften. Entwurf des 
privatfechtlichen Gefebbucbé für den Canton Zürich und nahm 
im PBerfonenreht einen eigenen Abfchnitt auf (88 73 ff.) 
„Vom Rechte des Autors.“ Erſtes Kapitel: Geifted und Kunft- 
werke. Zweites Kapitel: Gegenftände der Fabrikation oder 
Handarbeit. Diefer Abfchnitt wurde zwar von der Commiſ—⸗ 
fion, welche def Entwurf zu berathen hatte, gänzlich geftrichen; 
allein die Arbeit Bluntfchlis übte ihren Einfluß doch aus, 
einerfeitd indirekte dadurch, daß man fih aflmälig mit dem 
Gedanken vertraut machte, ed müſſe auch diefe Materie gefeb- 
geberifch regulirt fein, anbererfeité im Canton Solothurn, indem 
das in den Jahren 1841—1847 erlaffene dortige Civilgefebbuc 
in den Artikeln 1404 ff") eine Reihe von Beftimmungen auf: 








1) Der betreffende Abfchnitt findet fich im Vermögensrecht und trat mit 
bem 1. Zänner 1818 in Kraft. 
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nahm, die faſt wörtlich dem Bluntſchliſchen Entwurf entlehnt 
find und die ebenſowohl das Autorrecht im engeren=Sinne als 
den Echup der Grfindungépatente betreffen. Solothurn mar 
alſo der erfte fchmweizerifche Canton, der von fit aus ohne äu— 
Bere Anregung! diefe Materie Tegielatorifh ordnete. Außer in 
Genf und Eolothurn waren Künftler und Schriftiteller fhup- 
und rechtlos gegen willfürlihe Spoliationen, aber auch hier 
war mwegen Der Kleinheit der Gebiete beziehungsweiſe wegen 
der Möglichkeit der ftraflofen Uebertretung in den andern Gan: 
tonen der Schuß von feiner großen Bedeutung. 

In richtiger Würdigung diefer Berhältniffe wurde daber 
beider Beratbung der neuen Bundedverfaffung im Jahr 1848 
von der Revifionéfommiffion ein Antrag geftellt, ') welcher die 
Sicherung des litterarifchen Eigenthums bezmwedte, jebod auf 
die Bemerkung zurüdgezogen, daB folbe Specialitäten nicht in 
die Bundesverfaffung gehören und daß ed Sade der Gefeh- 
gebung fei, diebfallé den nöthigen Schug zu gewähren. An der 
conftituirenden. Tagfabung war e8 die Gefandtfchaft von Genf, 
welche unter die Competenzen der Bundeöverfammiung die Be: 
fugniß aufnehmen wollte, gefeßgeberifche Beftimmungen zu 
treffen über Erfindungs-Patente, über Fünftlerifched und litte- 
rariſches Eigenthum für den ganzen Umfang der Eidgenofien» 
haft. Diefer Antrag veranlaßte eine längere Didkuffion,2) in 
welcher alle wefentlichen Gründe, welche für einen folben ge- 
jeglichen Schuß fprechen, und die Bortbeile, welche hieraus für 
die Schweiz entfpringen würden, indem fie dann auch mit den 
benachbarten Etaaten ſachbezügliche Verträge abfchließen könnte, 
hervorgehoben wurden. Indeflen blieb ec in Minderheit. Allein 
das Bedürfniß gegenfeitiger Berftändigung ftellte fih doc 
immer mehr heraus und da Granfreich fortwährend den Wunſch 
äußerte, einen hierauf bezüglichen Vertrag mit der Schweiz eins 
zugeben, fo befchloß der Bundesrath, den Gautonen ein Cons 
fordat über den Schuß dE8 fchriftftellerifchen und Fünftlerifchen 


— — — — — 


1) S. Blumer Handbuch des ſchweizeriſchen Bundesjtaaterecsts, Po. II. 
S. 166. 
2) Mergl. darüber Blumer a. a. D. 
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Eigenthums zu belieben, welches in einer unterm 15. Suli 1854 
abgebaltenen Conferenz definitiv berathen wurde. Durch bun: 
. besräthliched Kreisfchreiben vom 7. Auguft gleihen Sabres 
wurde dadfelbe den Gantonen zur Annahme empfohlen. Bis 
jebt find indeffen erft 14 Stände demfelben beigetreten, nämlich 
Züri, Bern, Uri, Unterwalden, Glarus, Bafel (Stadt und 
Land), Schaffhaufen, Appenzell (beide Nhoden), Graubündten, 
Aargau, Thurgau, Zeffin, Waadt und Genf. Solothurn trat 
nur deßhalb nicht bei, weil es bereitd geiegliche Beitimmungen 
über dieſe Materie befige. Im Ddiefen fämmtlihen Cantonen 
ift indeffen dad Gonfordat erft im Jahre 1856 in Kraft getreten, 
in Appenzell A.-Rhoden und Aargau noch fpâter. Ohne alle 
gefeglichen Beitimmungen hierüber find alfo zur Stunde no: 
Luzern, Schwyz, Zug, Freiburg, St. Gallen, Wallis und Neuen 
burg. Zu einem Staatövertrag mit Frankreich dagegen war 
damals die Diehrheit der Gantone nicht geneigt; die franzöfifche 
Regierung begnügte fit gulebt damit, einen folchen mit dem 
Canton Genf allein abzufchließen, welcher in diefer Frage aller: 
dings vorgugêmeife für fie in Betracht fommen mußte. Diefe 
Uebereinkunft)) datirt vom 30. Oftober 1858 und umfaßte aud) 
den Schub der Fabrikzeichen (marques de fabrique). Bald 
jedoch erhob fid eine fehr bedeutende Stimme zu Gunften deë 
Anfbluffes an diefen Vertrag, indem der jebige Staatéraths- 
Bräfident des Cantons Waadt, Paul Cerefole, in einer Schrift, 
die im Jahr 1859 in Lauſanne erfchien, betitelt Propriété lit- 
téraire, opportunité et avantages d’un traité avec la France, 
das Bedürfniÿ und die Vorzüge eines ſolchen Bertrages mit 
beredten Worten ſchilderte. Géréfole erblidt in der Annahme 
eines ſolchen Bertrages eine Schuld der Erfenntlichkeit, welche 
die franzöfifhen Gantone gegenüber Frankreich haben (©. 13), 
und weist ftatiftifch nach, wie bedeutend die Einfuhr franzöfifcher 
Bücher und Mufifalien in die Schweiz fei, und wie vortheils 
baft ein ermäßigter Eingangszoll für fmeigerifhe Geiftee- 
producte in Granfreit wäre, der einzig auf diefem Weg erreicht 

1) Offiz. Sammlung der Bundesgefege VI. S. 86 ff. Bergl. darüber 


Blumer a. a. D. Bd. II, ©. 265 und 266 und Ullmers Staaterechtliche 
Praris der Bundesbehörden. S. 42. Nr. 41. 
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werden könnte. Sehr treffend widerlegt auch der Berfaffer 
(S. 19 u. 20) die befannte Einwendung, daß das Publifum 
eigentlich nur profitire, wenn jeder beliebig ein Werk nad» 
druden und verbreiten fünne. Es würde und zu weit führen, 
die Beweisführung Géréfoles hier wiederzugeben und wir müffen 
und daher mit diefen Turzen Andeutungen begnügen. Damals 
jwar verhallte feine Stimme noch ungehört, aber nur zu bald 
jollte fich jeine Prophezeiung erwahren, daß binnen Kurzem 
diefe Frage der Gegenftand neuer Disfuffionen fein werde. Im 
Sanuar 1863 wurden in Parid die Conferenzen eröffnet, melche 
den Abſchluß eined Handeldvertrages zwifchen der Schweiz und 
granfreih bezweckten und welche zugleich eine Reihe" anderer 
für die Nachbarverhältniffe beider Staaten wichtiger Punkte 
teguliren folten. Frankreich machte ed von Anfang der Negos 
tiationen an zur unerläßlichen Bedingung, daß die Schweiz 
den Schug des Autorrechts anerfenne und einen Vertrag, ähnlich 
demjenigen Frankreichs mit Genf, eingebe. Wir werden unten 
die neue Uebereinfunft in ihren mwefentliben Beltimmungen 
mittheilen, jowie auch diejenigen Punkte hervorheben, welde 
bei den betreffenden Unterhandlungen Schwierigkeiten boten. 
Die Bundeöverfammlung bat in ihrer lebten Sibung (im 
September 1864) fämmtliche Verträge mit Frankreich anges 
nommen und es ift fomit unfre Frage in eine neue Bahn ein- 
getreten. Der gefegliche Schuß des Autorrechted bat jept eine 
allgemein fehmweizerijche, nicht mehr bloß eine cantonale Bedeu- 
tung, und die von Frankreich gefegte zwingende Nothwendigfeit 
fann nad) unjerm Dafürhalten nur von wohlthätigen Folgen 
kein. 


4. Das Goncordat vom 3. Chriftmonat 1856. 


Wir wenden und nun zu. unferer Hauptaufgabe, nämlid) 
jur Erörterung und Kritik des bereitd erwähnten Goncordates 
über den Schuß des fchriftftellerifchen und Tünftlerifchen Eigen» 
thumé. | 

Art. 1 beftimmt: „Die Schriftiteller und Künftler haben 
„das ausfchlieglihe Necht, ihre Erzeugnijfe zu veröffentlichen 
„Dder veröffentlichen zu laffen. Diefes Necht bezieht fih auf : 

Zeitſchrift f. ſchweiz. Recht. XIL 2. (1)9 
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„alle Erzeugniffe der Qitteratur und Kunſt, welche in einem 
„der konkordirenden Stände verlegt oder herausgegeben werden. 

„Diejenigen Bürger bdiefer Gantone, welche ihre Werke 
„außerhalb des Gebietes derfelben publiziren, - können jenes Recht 
„ebenfalld erwerben, wenn fie jeweilen ein Œxemplar bei ihrer 
„Santondregierung deponiren und für amtliche Befanntmachung 
„ihrer Autorfchaft forgen." 

Object des gefeblihen Schußes bilden alfo alle Erzeug— 
niffe der Litteratur und Kunſt. Gegenftände der Fabri- 
fation oder Handarbeit fönnen fomit fein Autorrecht beanfpruchen 
und ebenfowenig werden Erfindungs- Patente für neue Grfin- 
dungen bewilligt. Dad Geſetz befhränft alfo ganz richtig das 
Autorreht auf Werke der Wiffenfhaft und Kunft. Mit Bezug 
auf litterarifche Erzeugniffe giebt der Art, 4 durch Aufftelung 
von Ausnahmen, worüber unten dad Nähere gefagt werden 
wird, einen gewiffen Anhaltspunkt; was dagegen ein Erzeugniß 
der Kunſt fei, ift abfichtlich nicht näher gefagt. Hierüber werden 
daher in zweifelhaften Fällen Sadverftändige ihr Gutachten abs 
geben müflen. Die Werke der Kunft beziehen fich auf mufis 
falifhe Gompofitionen, auf Sculpturen, Gemälde, Zeichnungen, 
feien Diefe Iesteren auf Papier, Holz, Kupfer, Stahl oder 
Stein aufgetragen. Dagegen liegt wohl das leitende Princip 
darin, daß, um von einem Kunſtwerk zu reden, bdagfelbe 
feiner ganzen Anlage nach dazu bejtimmt fein muß, nad dem 
geläuterten Urtheil von Unbefangenen eine Befriedigung des 
äfthetifchen Sinnes bervoraurufen.') Bloße Bilderbogen für 
Kinder à. B., felbft wenn e8 zu ihrer Berfertiqung einer gewiffen 
Zeihnungstunft bedarf, werden daher nie als Kunftwerf gelten, 
denn fie find ein Snduftrie-Artifel gerade wie andered Spiel» 
zeug. Zopographifche, architeftonifhe, naturmifjenfchaftliche 
Zeichnungen (3. B. anatomifche Abbildungen) haben zwar ihren 
Werth nicht in der fünftlerifhen Ausführung, fondern ihre 
Beftimmung ift eine wijfenfchaftlihe; dennoch pflegen fehr viele 
Ocfebgebungen2) auch folchen Arbeiten den Sub des Autor: 


1) Bergl. Jolly a. a. D. ©. 129. 
2) 3. B. das preuf. Geſetz Art. 18, 
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rechte8 angedeihen zu Tafjen. ine Beftimmung hierüber Tann 
jedenfalld nur gut fein, da heutzutage folche Werke zahlreich 
erfeinen und ihren Heraudgebern in der Regel fehr bedeutende 
Koften verurfachen. Endlib Bauwerke, alfo Erzeugniffe der 
Architektur, find zwar auch Kunftwerke, aber in ſich fo feſt und 
unübertragbar, daß ed überflüfftg erfcheint, fie gegen Nachbils 
dung zu fhüben. ) In vielen Staaten, fo namentlih in 
Granfreih, ift die obne fpecielle Einwilligung des Autors 
ftattfindende Aufführung eines dramatifchen Werkes oder einer 
mufifalifchen Gompofition ebenfall® Verlegung des Autorrechtd.2) 
Hiervon weiß aber unfer Concordat nichts, denn es mühte 
ausdrücklich gefagt fein, wenn auch biefe Art der Veröffent— 
lihung vom Gefepgeber ald unbefugt angefehen worden märe. 
Das zweite Lemma des erften Artifeld gewährt den Schuß des 
Autorrechted auch den außerhalb des Gebiets der fonfordirenden 
Santone mobnbaften Bürgern derfelben. Jedoch muß für amt- 
fihe Bekanntmachung ihrer Autorfhaft Fürſorge getroffen wer- 
den. Uns ſchiene es am zwedmäßigften, daß in allen Fällen 
ein Eremplar des zu fihügenden litterarifchen oder artiftifhen 
Wertes bei einer Behörde deponirt werden müßte Es würde 
dieß namentlich bei Mrogeffen über Nachahmung von Runft: 
producten den Beweis fehr erleichtern. 

Art. 2. „Diefed Recht des Autors dauert während feiner 
„ganzen Lebendzeit, und infofern er vor dem Ablauf des dreis 
„Kigften Jahres vom Zeitpunkt der erſten Veröffentlichung an 
„irbt, fo wirkt e8 für den Reft diefer Zeit noch fort zu Gun— 
„Ten feiner Rechtsnachfolger (Erben oder Geffionare)." 

„Wenn die Veröffentlichung nicht zur Lebenszeit des Aus 
„tord ftattfand, fo haben feine Erben oder Nechtönachfolger 
„während 10 Jahren vom Tode an, das audfchliegliche Recht 
„dazu. Machen fie davon Gebrauch, fo danert die Schubzeit 
„30 Yabre, vom Tode ded Autors an gerechnet.” 

Der zweite Abfab dieſes Artikels beftimmt, wie e8 gehalten” 
werden folle, wenn die Weröffentlihung nicht während ber 


1) S. Bluntſchli, Deutfches Privatrecht I, S. 198. 
2) Vergl. Wächter a. a. O. $ 52. 
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Lebenszeit ded Autors ftattgefunden hatte. Es ift nur billig, 
daß der Gamilie, die durd den Tod ihres Hauptes [bon ſchwer 
genug betroffen ift, nicht auch noch der pefuniäre Gewinn einer 
mübevollen und vielleicht langjährigen Arbeit entgebe. 
7 Gbenfo gerecht ift, daß nicht eine fofortige Veröffentlichung 
ftattfinden müſſe. Dagegen läßt es fich fragen, ob ed richtig 
fei, für diefe eine Frift von 10 Sabren vorzufchreiben und die 
Verjährung der dreißigjährigen Schugfrift vom Tode des Autors 
ftatt vom Momente der Publikation an beginnen zu laffen. 
Was das Eritere anbetrifft, fo haben fowohl der Autor als 
jeine Erben und Rechtsnachfolger ein unbedingtes Recht, Die 
Veröffentlichung vorzunehmen oder nicht vorzunehmen, jedenfalls 
den Zeitpunkt berfelben felbft zu beftimmen. Wie mancher 
Ehhriftfteller will, daß feine Memoiren erft nach feinem Tode, 
ja vielleicht bedeutende Zeit fpäter erfcheinen. Sollen nun die 
Erben gezwungen fein, innerhalb 10 Sabren zu publigiren oder 
dann ihr Autorredt ganz einzubüßen? Richtiger alfo dünft 
ed und, hier gar feine Frift feftaufeben, wiewohl wir gerne zus 
geben, daß der Gefebgeber niht nur auf den Autor, fonbern 
aud auf die Intereſſen des Publifums Rückſicht zu nehmen 
bat und daß gerade die Schwierigkeit darin liegt, dad Autorrecht 
anzuerkennen und auch wieder zu begrenzen. Was fodann die 
Berjährung der Schupfrift anbetrifft, fo follte Diefelbe bei 
pofthbumen Werken immer vom Zeitpunkt der Veröffentlichung 
beginnen, kann dann aber verfürzt, 3. B. auf 15 Jahre beftimmt 
werden, wie ed auch für anonyme Werke und folche, die von 
Bereinen (juriftiichen Perfonen) herausgegeben werden, feinen 
andern Anfangspunft giebt. Zweckmäßig fchiene es und daher, 
lemma 2 des citirten Artifeld etwa fo zu redigiren: „Wenn die 
Peröffentlihung nicht zur Lebenszeit des Autors ftattfand, jo 
haben die Erben oder Rechtönachfolger das ausſchließliche Recht 
zur Beröffentlihung. Hat diefe einmal flattgefunden, jo dauert 
Wr fie die Schukftift 15 Sabre von jenem Zeitpunft an. Die 
gleiche Friſt gilt für anonym erfchienene Werke, fomie für jolie, 
die von Bereinen beziehungemweife juriftiihen Perfonen heraus⸗ 
gegeben werden.” 

Die Artifel 3 und 4 enthalten nun die Ausnahmefälle, 
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wo eine Berlebung des Autorrechts nicht begangen wird. Art. 3 
lautet: „Eine Verlegung ded Autorrehtd wird nicht beyan« 
„gen durch ſolche Nachbildungen, welche weſentlich auf eigener 
„Seiftesthätigkeit beruhen; vielmehr genießen biefe hinmwiederum 
das Autorreht." Das Princip auf welches ed bei Entfcheidung 
ftreitiger Fälle ankömmt, ift hier allerdingd ganz richtig an: 
gegeben, allein die meiften. neuern Gefebgebungen, fo namentlich 
die deutfchen, enthalten hierüber nähere Beftimmungen. Es find 
bier Die einzelnen Geifteswerfe genau zu unterfcheiden. Bei 
litterarifchen Arbeiten wird e8 fich vor Allem fragen, ob die 
Veberfegung in eine fremde Sprache als eigene Geiftesthätigfeit 
betrachtet werden könne. Der Bluntfchlifche Entwiftf hatte in 
$ 83 diefe Frage bejaht und alfo für den Weberfeger ein eiges 
ned neues Autorreht begründet. Dabei fügte er aber den 
Zufag bei: „vorbehalten bleibt auch gegenüber dem Ueberfeter 
das Necht des Autors, Berichtigung beziehungdweife Genug 
thuung zu begehren.” (8 81.) Letzteres bezieht ſich auf böswillige 
Entftellung. $. 1411 ded Solothurner Civil-Geſetzbuches ftimmt 
darin Überein, daß eine Ueberfegung in eine fremde Sprache 
das Autorrecht des urfprünglichen Berfaffers nicht verlege, läßt 
aber das zweite lemma, dad doch gewiß feine volle Berechti- 
gung hat, ganz weg. Gelbitverfländlich ift, daß, wenn der 
Berfaffer fih felbft bas Recht der Weberfegung in eine oder 
mehrere Sprachen vorbehält und dieß in der Borrede oder dur 
eine Notiz auf der Nüdfeite des Ziteld der erften Auflage an- 
zeigt, ein Dritter eine folhe Weberfegung nicht veranftalten 
darf. Dieß wird aud in mehreren Gefeggebungen ausdrüdlich 
gefagt. Das preußifhe Gefeg enthält in $ 4 1.3 folgende 
Beftimmung: „ALS Nachdruck ift nicht anzufehen 3) die Heraus 
gabe von Ueberfebungen bereitd gedructer Werke. Ausnahme 
weife find jedoch Ueberfebungen in folgenden Fällen dem 
Nachdruck gleich zu achten: a) wenn von einem Werk, welches 
der Berfaffer in einer todten Sprache befannt gemadt hat, ohne 
feine Genehmigung eine deutfche Weberfegung herausgegeben 
wird; b) wenn der Berfafler eines Buches folche® gleichzeitig 
in verfchiedenen lebenden Sprachen hat erfcheinen laffen, und 
ohne feine Genehmigung eine neue Ueberfepung des Werkes 
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in eine der Sprachen veraujtaltet wird, in welchen es urfprünglich 
erfchienen ift. Hat der Berfaffer auf dem Titelblatt der erften 
Ausgabe befannt gemacht, daB er eine Ueberfepung und in 
welcher Sprache herausgeben wolle, fo fol diefe Ueberſetzung, 
wenn fie innerhalb zweier Sabre nach dem Erfcheinen des Ori 
ginald erfolgt, als mit dem Original gleichzeitig erjchienen 
behandelt werden.” DVeröffentlicht ein Profeffor fein Werk in 
fateinifher Sprache, fo will er ed damit zum Gemeingut der 
gelehrten Welt überhaupt machen, aber aud nur für biefe be- 
ftimmen. Hier wird daher eine anderweitige Weberfegung durch: 
aus nicht in feinen Wünfchen liegen, während ed umgekehrt 
jedem anderen Schriftfteller nur lieb und angenehm fein fann, 
wenn fein Wert durdy Ueberfegung über die Grenzen feines 
Baterlandes und feiner Sprachgenoffen hinaus verbreitet wird. 
Auch einem verlagsberechtigten Buchhändler wird dadurch feine 
gefährliche Konkurrenz entfteben. Giebt ein Gelehrter zu einem 
Werke eines anderen Berfafferd einen Kommentar heraus, fo läßt 
ſich ebenfalls die Frage aufmerfen, ob in diefer Form ein Nachdruck 
ded urjprünglichen Werkes geftattet fei. Dieß ift eine quaestio 
facti im einzelnen Falle. Bedient ſich nämlich der Commentator 
nur Diefer Gorm, um dad Hauptwerf ganz und unverändert 
herauszugeben, find vielleicht die Anmerkungen nur fparfam 
oder ihrem innern Werthe nah im Berbältnif zum Text uns 
bedeutend, fo liegt wohl ohne Zweifel ftrafbarer Nachdruck vor. 
Wird dagegen ein Werk mit einem eigentlichen und vollftändigen 
Commentar von wiffenfhaftlihem Werth herausgegeben, fo liegt 
in der. That eine eigene Geiftesthätigfeit vor und der Commen- 
tator ift berechtigt für feine Arbeit ein eigened Autorrecht zu 
beanfpruchen. Zwedmäßig dürfte eg jedoch in einem folchen 
Falle fein, daß der Text unverändert mit eigenen Lettern und 
der Gommentar wieder mit bejonderen gedrudt werde; ferner 
daß legterer in Gorm von Anmerfungen oder befonderen Ab 
bandlungen zu einzelnen Abfchnitten fih äußerlich erkennbar 
ausfcheide. Ueber die Umarbeitung eines litterarifchen Werkes 
in Sammlungen müffen wir unten bei Art. 4 reden. 

Bei Runfiproducten ift die Vervielfältigung von Zeichnun- 
gen oder Gemälden durch Kupfer- oder Stahlftih, Lithographie, 
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Farbendruf u. f. f., ebenfo der Abaub einer Sceulptur in Gips, 
wenn fie ohne Willen und Genehmigung des Autors des Ori- 
ginalfunftwerks gefchiebt, anerfanntermaßen unerlaubte Nach— 
bildung. Dagegen darf es nicht als verbotene Nachbildung 
betrachtet werden, wenn ein Runfiwerf, das durch Malerei oder 
Sticdy (Zeichnung im weiteiten Sinne ded Wortes) hervorgebracht 
wurde, mittelft der plaftifhen Kunſt dargejtellt wird, oder wenn 
umgefehrt eine Sculptur in ein entfprechendes Gemälde vers 
wandelt wird!); denn hier liegt allerdings eine eigene Geiſtes— 
thätiafeit vor. Es bedarf befondern Kunftfinnes und wohl 
auch Zalentes, um in biefen Fällen die richtigen Dimenfionen 
, und Scaitenverhältniffe herauszubringen; neue Entwürfe und 
Modelle find nothwendig. Dagegen fann von einer foldyen 
eigenen Geiftesthätigfeit nicht gefprochen werden, wo die Vers 
vielfältigung. mit den gleihen mechanijchen Mitteln gefchieht, 
Hier entftebt nun auch die Frage, wie e8 fi mit der Photo: 
graphie verbalte, jener modernen Erfindung, welcher die wahren 
Künftler feine Lorbeerfränge winden. Diefe Frage ift durd 
ſchweizeriſche Gerichte bereitd zweimal und wie wir glauben 
ganz richtig dahin entfchieden worden, daß die Vervielfältigung 
von Kupferftichen u. f. f. durch Photographie unerlaubt fei. 
Die Polizeitammer ded Bernerifchen Appellationd- und Caffa- 
tionsbofes bat durch Urtheil vom 22. Dezember 18602) eine 
Klage wegen Nahdruds eines lithographifhen Bilded durd) 
Photographie gutgeheißen, geftügt darauf, daß eine. ſolche Rad 
bildung nicht auf eigener Geiftesthätigfeit des phyſiſchen Ur: 
bebers berube, fondern dur mechanifche, beziehungsweife chemifche 
und optifche Mittel hervorgebracht werde. Ganz ähnlich ſprach 
fit unlängft dad zürcherifche Bezirfögericht aus, als ein Berliner 
Photoïraph mehrere der befannten Dickemann'ſchen Schweizer: 
Anfichten reproduzirte und in Zürich feilbieten ließ. Das 
Obergericht beftätigte einmüthig jenes Urtheil.) In den meift 


| 1) So nach dem preußifchen Geſetz $ 24. Deftreichifches Geſetz 88 12 
und 13, 
2) Abgedruckt in biefer Zeitſchrift Bd. XI, Abth. 3, S. 37. 
3) Abgedruckt in Gwalters Zeitfcgrift der zürcheriſchen Rechtspflege 
XIV, ©. 116 ff. Die Experten hatten fit beftimmt babin ausgejprochen, 
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febr forgfältig vedigirten deutfchen Nachdruck-Geſetzen findet ſich 
hierüber begreiflicher Weife noch nichts, da fie aus den Jahren 
1832—1846 ftammen. Dagegen erwähnt der Gefeped-Entwurf 
der deutfhen Kunftgenoffenfchaft betreffend das Recht des Ur- 
heberd an Werfen der bildenden Kunft in $ 4 neben Zeich⸗ 
nungen, Supferftihen, Lithographien und Holzſchnitten aus: 
drüdlich auch die Photographie. !) 

In vielen Fällen wird es für den Nichter fchwierig fein 
zu enticheiden, ob das nachgebildete Werk wirflih ein Kunft- 
product fei, das ein Autorrecht für fich beanfpruchen könne, oder 
nicht. Hier muß er nothiwendiger Weife feine Zuflucht zu 
Sadhverftändigen nehmen und eine Hindeutung hierauf im 
Gefebe wäre nicht unpaffend gemefen. Miele Staaten haben 
hiefür eigene Erperten-Kollegien, fo 5. B. das Königreich Sachſen 
ein folches, welches fih in vier Sektionen theift und fehr gut 
aufammengefebt ift.2) Es fann namentlich vorfommen, daB das 
eingeklagte opus auf der Grenze liegt zwifchen Kunftproduct und 
Induſtrie⸗Artikel und daß fogar die Anfichten der Sachverſtän⸗ 
digen hierüber getheilt find.) Sn folden Progeffen ift es fehr 
wichtig, daB durch palfende Wahl der Erperten die verfchiedenen 
Gntereffen gehörig gewahrt werden. Während der eigentliche 
Künftler fein Gutachten darüber abgiebt, ob ein Werk auf 
Driginalzeihnung berube und ob ed einen wirklichen Kunſtwerth 


daß die Photographie in ihrem Grundweſen auf bloß technifchen Mitteln 
beruhe und daß zwar nicht ausgefchlofien fei, daß bei gewiffen Arten der 
Photographie, à. B. bei großen Landſchaftsaufnahmen, eine gewiſſe Fünftle- 
rifche Befähigung dem Photographen nicht unerhebliche Dienfte leiften fünne, 
biefelbe jedoch immer lebigli als Dienerin der Technik erfcheine. 

1) Herausgegeben nebft einer Denffchrift von Dr. Fr. Julius Kühne. 
Berlin 1864. " 

2) Bal. fächfifche Verordnung zur Ausführung des Gefebes v. 22. Febr. 
1844 (zu $ 16 vefj.), abgebrudt in: Schletters Handbuch der deutfchen Preß⸗ 
gefebgebung S. 41 ff. 

3) So wurde 3. B. im Jahre 1863 wegen eines Albums von Schweizer: 
trachten eine Klage gegen einen zürcherifchen Runfibänbler erhoben. Der: 
felbe wendete unter Anderem ein, er habe die gleichen Zeichnungen auch 
für Bilberbogen verwendet und aud das Album fet mehr ein Induſtrie⸗ 
product. Der Fall wor fehr gmeifelbafter Natur. 
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befite, fo ift hingegen nur der Kunfthändler im alle zu fagen, 
welche Nolle e8 im Kunfthandel fpiele und mie ed dad Pub 
lifum beurtheile. Soviel über artiftifche Erzeugniffe. 

Was endlich die mufifalifhen Gompofitionen anbetrifft, 
fo wird hier eine Umarbeitung, die auf eigener Geiftesthätigfeit 
im Sinne des Gefeßes beruht, felten vorfommen können. Arranz 
gementd für ein einzelnes Snftrument aus einem Ordefter- 
werk, Rlaviers und andere Auszüge find ftrafbarer Nachdrud. 
Es bedarf zwar einer gewiſſen mufifalifchen Bildung, um folche 
Bearbeitungen herauszugeben, aber eigene Schöpfungen find fie 
nicht.) Was ald eigene Compofition zu gelten babe, dar- 
über werden im Streitfall nur theoretifch gebildete Mufifer 
entfcheiden können.?) 

Wenn wir nun auch gerne zugeben, daß der Gefebgeber 
die unendlihe Mannigfaltigkeit des Lebens, wie fie auch bier 
der Gerichtöpraris fich darbietet, weder umfaſſen fann noch foll, 
fo dürfte doch and dem Borgehenden flar geworden fein, daß 
Art. 3 unferd Goncordates viel zu kurz if Eine fo ungenüs 
gende Geſetzesbeſtimmung wie diefe ruft nothmenbdig einer vers 
fhiedenen Auslegung der Gerichte in den einzelnen Gantonen 
und dadurch wird gerade die Wohlthat einer einheitlichen Gefeß- 
gebung vereitelt. Ein fünftiges Geſetz follte zum Mindeften 
Beftimmungen über Ueberfebungen, ferner darüber, welche Um- 
bildungen von Kunftwerfen ald unerlaubte zu quafifiziren feien, 
und endlich eine Hinmweifung auf Sachverftändige enthalten. 

Art. 4 „Im Fernern wird eine Verlegung ded Autor: 
„rechts nicht begangen: 

„1) durd den Drud der Erlaffe und Verhandlungen öffent» 
„licher Behörden, infofern nicht die Bunbeë: oder eine Gantong- 
„regierung die Herausgabe ihrer Erlaſſe auf einen Berleger 
„überträgt; 

„2) durch den Drud öffentlich gehaltener Neben; 





— — 


1) So nach $ 20 des preußiſchen Geſetzes. 
3) Beral. das neue Werk von J. V. v. Püttlinger: Das muſikaliſche 
Autorreht. Wien 1864. 
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„3) durch den Drud der in Zeitungen erfchienenen Aufs 
„Nähe; | 

„I dur die Aufnahme einzelner Stellen, Aufſätze oder 
„Abſchnitte aus einem Werk in ein Sammelwerk.“ 

Was Ziffer 1 anbetrifft, fo folite der Nachſatz: „infofern 
nicht ein fpecielled Verlagsrecht ertheilt wurde," ganz wegfallen, 
mit andern Worten, an öffentliben Beſchlüſſen und Gefepen 
follte gar Fein Autorrecht befteben. Der $ 80 des Bluntfchlifchen 
Entwurfes hatte folgende Beftimmung enthalten: „An öffent- 
liben Gefegen, Befchlüffen oder Urtheilen beftebt fein Autor- 
vecht eines einzelnen Bürgerd. Der Staat fann für die von 
ibm herausgegebenen Sammelwerfe ein ſolches nur während 
16 Jahren feit der eriten Veröffentlichung anſprechen.“ $ 1409 
des Solothurner Eivilgefegbuches fagt ganz einfach: „an öffent- 
lihen Gefeten, Beſchlüſſen und Urtheilen beftebt fein Autor: 
recht." Da jeder Bürger cenfirt ift, die Geſetze und öffentlichen 
Verordnungen zu fennen, fo follte ihre Publikation und Ber- 
breitung möglichft erleichtert werden. Gerade in unferm Bater- 
lande bleibt hier noch Manches zu wünfchen übrig.) Auch 
Wächter) fpricht fich entfchieden dafür aus, daB die Gefepe 
einen Ausſpruch des Staatgwillens an die Gefammtheit bilden, 
welcher ebendamit Gemeingut burd die Publikation werden 
muß, und daß fie deBbalb nicht Gegenftand eines ausfchliep- 
lihen Berlagsrechis fein können. Dagegen dürfen natürlich 
von Privaten veranftaltete Bearbeitungen von Geſetzen und 
Verordnungen, ebenfo Fritifche oder erläuternde Befprechungen 
von Gefeped-Entwürfen ein Autorrecht beanfpruchen. 

Ziffer 2. Deffentlich gehaltene Reden in Rathsſäälen oder 
Berfammlungen follen fofort Gemeingut werden und gelten 
daher nirgends ald Object des Autorrechtd. Zweifelhaft dagegen 
ift, wie eë fih mit den öffentlichen Vorträgen von Profefjoren 
verhalte. Mad dem Wortlaut ded Concordated muß man an- 
nehmen, daß folhe Vorträge beliebig veröffentlicht werden 


1) Bergl. Schnell in biefer Zeitfchrift. Bo, XI, Abth. 1, S. 106 fi. 
2) a. a. D. I. 143. 
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fönnen. Bei richtiger Würdigung der Berhältniffe) wird man 
aber umgefehrt den Profefforen ein ausfchließliches Recht auf 
ihre Borlefungen einräumen. 

Ziffer 3. Wie Eifenlohr2) richtig bemerkt, läßt eine alte 
Unfitte Zeitungs-Artikel für berrnlofes Gut gelten. Allein 
Driginal-Artifel follten ebenfogut gegen Nachdruck gefhügt 
werden, wie jedes andere litterarifche Product. Sn vielen 
Staaten ift zwar der Wiederabdrudf geftattet, infofern nur die 
Quelle angegeben wird, aus welcher die betreffenden Zeitungs— 
Artikel entlehnt find. Nach unferm Gefeg kann alfo bier von 
einem Nachdruck nicht gefprodyen werden. Dennoch möchte es 
unfere Erachtens Fälle geben, wo troß des Art. 4 Ziff. 4 eine 
Klage wegen Verlegung des Autorrechtd durch Plagiate in 
Zeitungen aud bei und gutgeheißen werden müßte Wenn 
3. B. im feuilleton einer Zeitung eine Novelle in einer Reihe 
aufeinander folgender Nunmern erfcheint, fo ift dieß fein Zei— 
tungsartifel, fondern gerade fo angufeben, wie wenn fie einzeln 
herausgegeben worden wäre. 

Ziffer 4 Die meiften Gefeßgebungen enthalten eine ähn⸗ 
lie Borfbrift, allein e8 ift wichtig, den Ausdrud „Sammel» 
wer?” richtig zu verftehen. Das zürcherifche Obergeridt ifi in 
einem Prozeſſe der ‚Mufitalienhandlung Gebr. Hug c. Weiß, 
Buddruder in Horgen?) wegen Nachdruck einiger Abtifcher 
Compofitionen, für welche Klägerin ein ausfchließliched Verlags⸗ 
recht hatte, in den Fall gefommen, diefe Interpretation zu geben 
und bat dabei eben wegen der Mangelbaftigfeit und allzufurzer 
Faſſung unferd Gefebes die allgemeine Doftrin und die fremden 
Gefebgebungen zu Hülfe genommen. Nah Erwägung 4 jenes 
Urtheild find unter Sammelwert nicht beliebige Sufammens 
ftelungen, fondern nur ſolche Sammlungen zu verftehen, welche 
dur ihren biftorifchen, fritifben oder litterarifchen Charakter 
belehren wollen und deren füftematifche Anordnung aud eine 


1) Bergl. hierüber Renouard a. a. ©. IT, ©. 144 ff. 

2) a. a. D. $ 35. 

3) Abgebrudt in Gwalters Zeitfchrift der zürcherifchen Rechtspflege 
XI, ©. 34 fi. 
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felbRändige Thätigkeit des Herausgebers erfordert. Sn einem 
Werke über die Gefchichte der Mufif oder über Harmonielehre 
wäre ed alfo wohl erlaubt aud ein Abtifches Lied an der 
paffenden Stelle einzureihen, während es fit in jenem Prozeſſe 
um eine ganz gewöhnliche, ohne alles Syſtem angelegte Lieder- 
fammlung handelte, welche für Schulen und Gefangvereine 
beftimmt war. Das ypreußifche Gefeb zum Schuß des Eigen- 
thums an Werfen der Wiſſenſchaft und Kunft fagt in $ 4 
Ziff. 2 ausdrüdlih: „ALS Nachdrud ift nicht angufeben: 2) die 
Aufnahme einzelner Aufſätze, Gedichte u. f. w. in fritifhe und 
litterarifchshiftorifche Werke und in Sammlungen zum Schul: 
gebrauch.“ Aehnlich lautet das öftreichifche Gefeh vom Sabre 
1846 gegen Nahdrud in Art. 5 b und Art. 6 b und c. Es 
bedarf eines fritifh-fibtenden Berftandes und einer vollftändigen 
Kenntniß der betreffenden Materie, daher im Fernern einer 
fuftematifchen Anordnung, um ein Sammelwerk im technifch- 
juriftifchen Sinne herauszugeben. 

Nur unter diefer Borausfegung wird eine Aufnahme ein- 
zelner Hitterarifcher Producte, mufifalifher Comyofitionen 
Kupferftiche u. f. f. nicht nur erlaubt, fondern durch den Cha: 
rafter des Werfed fogar geboten fein. Man geftattet daher bei 
eigentlichen Schulbücern die Benubung anderer Schriftfteller. 
Mer aber 3. B. eine Gediht-Sammlung herausgiebt, in weldyer 
er Gedichte, die noch nicht Gemeingut geworden find, fondern 
an welchen no ein Autorrecht befteht, aufnimmt, der madt 
fi eines ftrafbaren Nachdrucks ſchuldig. In Prozeſſen folcher 
Art wird alfo immer auch dad in Art. 3 enthaltene Princip 
feine Anwendung finden und es wird wefentlich der Charakter 
und die Tendenz der Sammlung enticheidend fein, dagegen ift 
dad plus oder minus der Aufnahme fremder Geiftedproducte 
gleihgültig. $ 1410 des Solothurner Civilgeſetzbuches beftimmt: 
„Die Aufnahme einzelner litterarifcher oder fünftlerifcher Erzeug- 
niffe von fleinerem Umfang in größere Sammlungen wird 
nicht als eine Verlegung des Autorrehtes angefeben, fofern 
diefelbe nicht im Hebermaß gefchieht." Der $ 82 des Bluntfh- 
lifchen Entwurfes enthält ungefähr die gleiche Faſſung. Faſt 
will ed und bedünfen, als ob diefer $ auf der Bermengung 
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zweier verſchiedener Dinge beruhe. Es bildet nämlich, ganz 
abgeſehen von dem oben feſtgeſtellten Begriff des Sammelwerks, 
der Abdruck einzelner Stellen aus einem fremden Werk, ſobald 
er nicht im Uebermaß geſchieht und ſich innerlich rechtfertigt, 
keinen Nachdruck. Es iſt daher richtiger, beides auseinander⸗ 
zuhalten.) Auch darüber, wie es ſich mit Briefen verhalte, 
ſchweigt unſer Concordat gänzlich. Bekanntlich bildet auch 
dieß eine ſehr beſtrittene Frage.) Unſers Erachtens iſt es aber 
quaestio facti im einzelnen all, ob eine Injurienklage zuläſſig 
jei oder eine wirkliche Klage wegen unerlaubten Nachdruds, 
mit andern Worten, ob ed fi um die Veröffentlichung von 
Briefen handle, welche einen ganz individuellen Charakter tragen, 
oder ob ein eigentliche® Litterarifches Product in Briefform 
vorliege. Wir möchten ed daher nicht tadeln, daß hierüber eine 
gefeblihe Beftimmung fehlt. Dagegen follte aug unferer ganzen 
Ausführung far gemorden fein, daß die Art. 3 und 4 für Die 
Trage, ob ein Object des ftrafbaren Nachdrucks vorliege, jeben- 
falls ganz ungenügend find. Statt des Art. À würden wir 
ungefähr folgende Faſſung vorfchlagen: 

„Eine Verlegung des Autorrechtd wird nicht begangen : 

1. Dur den Drud der Gefese, Beichlüffe und Berhand- 
lungen der Behörden, fowie dburd die Veröffentlihung gericht- 
licher Urtheile ; 

2. duch den Drug öffentlih gebaltener Reden, mit 
Ausnahme jedoch der Lehr- Vorträge afademifher Dozenten; 

3. durch den Abdruck einzelner Stellen au8 einem fremden 
Werke, infofern dieß nicht im Uebermaaß gefchieht; 

4. durch die Aufnahme einzelner Aufſätze, Gedichte u. f. f. 
in Schulbücher fowie in Sammelwerfe, d. b. in fritifbe und 
litterarifchshiftorifche Werke mit fuftematifher Anordnung.“ 

Die fhon bei Art. 3 erwähnte nothwendige Beftimmung 
“Über Ueberfegungen ließe fit bier ebenfalld ganz gut anreiben 
(i. oben). Alles Weitere, wie Briefe, Zeitungsartikel dagegen 
dürfte fuͤglich ganz wegbleiben. 


) SG gefchieht es ganz.richtig von Bluntſchli in feinem beutfchen Pris 
vatrecht Bb. I, $50, N. 4. 


2) Vergl. Wächter. a. O. ©. 154 ff. Jolly &. 121 ff. Renouard $ 54, 
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Die Art. 5 und 6 des Goncordates handeln von den Folgen 
der Hebertretung des Geſetzes und müſſen daher zufammen be- 
fproden werden. 

Art. 5. „Unbefugte Beröffentlihung eines fchriftjtellerifcken 
„oder fünftlerifchen Werkes durch eigenen Nachdruck oder wiſſent⸗ 
„lichen Berfauf fremden Nahdruds it auf Anzeige des Autors 
„oder feines Rechtsnachfolgers mit einer Buÿe big auf 1000 Fr. 
„zu belegen und es jind überdieÿ die nod unverfauften Exem⸗ 
nblate zu Sanben ded Autoré zu confisciren.” 

Art. 6. „Der verlegte Autor oder fein Rechtsnachfolger 
„it außerdem berechtigt eine Entſchädigung anzufprechen, melde 
„das Geriht nah Anhörung der Partheien nach jreiem Gr- 
„meiten beſtimmt.“ 

Aus Art. 5 ergiebt fi, day der Gefepgeber den Nachdruck 
ald jtrafbares Bergeben und nur ald ſolches qualifizirt, 
indem er ed mit Buße bedroht. Indeſſen fchreitet nicht der 
Staat von Amts wegen ein, fondern ed wird die Rlage deö 
Autors, beziehungsweiſe feines Nechtönachfolgerd gewärtigt. Wir 
haben ed alfo mit einem fogenannten Antragdvergehen zu thun, 
ähnlich wie der Ehebruch oder der Diebftahl unter nahen An- 
verwandten, wo aud nur auf die Anzeige ded Berlegten bin 
ein gerichtliched Einfchreiten flattfinbet. Nun liegt ed aber 
auper allem Zweifel, daß eine Strafe (Buße) nur eintreten 
fann, wo der Nachdruck oder der Verlauf fremden Nachdrucks 
Wijjentlid und daher mit böjer Abfibt gefchieht. Allein es ijt 
in der Wiffenihaft anerkannt!) und durch die meiften Gefeh- 
gebungen bald mehr bald weniger deutlih gefagt, daß eine 
Berlegung des Autorrechts auch fulpoë begangen werden fann; 
a. B. eine unbefugte Veröffentlichung liegt auch vor, fobald ein 
Berleger oder Druder, ohne ſich gehörig zu erfundigen oder 
indem er ohne feine Schuld den wahren Sadverbalt nicht er= 
fuhr, ein Plagiat drudt ud in den Verkehr bringt. Ein 
Berleger fann zumeilen gute Gründe haben anzunehmen, ed 
beftche an einem Werke fein Autorreht mehr, während fich 


1) Bergl. Renouard Il, $5. Gifenlohr $ 96. Jolly S. 256. Wäd- 
ter ©. 702 ff. 
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nachher ergiebt, daß es noch fortbaure. Ebenſo macht jich ein 
Golporteur, der nachgedrudte Schriften ohne deren Eigenfhaft 
zu fennen, weiter verkauft, einer unbefugten Veröffentlichung 
(huldig und ed fönnen fämmtliche Exemplare, die fich bei.ihm 
vorfinden, confidcirt werden. Daß aber in ſolchen Fällen feine 
Buße eintreten könne, fondern nur civilrechtliche Schadenerfah- 
pflibt, liegt auf der Hand. Bon einer Strafe darf nur die 
Rede fein, mo eine fubjective Verſchuldung vorliegt, alfo in 
den Fällen von dolus und culpa lata, an welche Art. 6 zunächſt 
allein zu denken ſcheint. Dagegen ift eine Entſchädigungs⸗ 
forderung überall da begründet, wo eine objective Verlegung 
der Rechtsſphäre des Autors vorhanden ift, alfo auch in den 
Fällen von culpa levis. Die Schadenderfaßpflicht felbft wird 
fit hHinwiederum ebenfalls anders geftalten bei fubjectiver Vers 
fbulbung und bei bloß objectiver Nechtöverlegung. “Derjenige 
der wiſſentlich mit nachgedrudten Eremplaren Handel treibt, 
haftet zunächft folidarifh. Dagegen wird der culpofe Berbreiter 
nur behaftet werden fünnen für den dem Verlagsberechtigten 
zugefügten Echaden, foweit derfelbe durch feine eigenen Hand» 
lungen veranlaßt ift, nicht für den Geſammtſchaden.) Hält 
man aliv jene beiden Principien der Strafbarfeit bei fubjectiver 
Berfchuldung und der bloßen Schadenderfaßpflicht bei objectiver 
Nechtöverlegung auseinander, fo muß man dem Kläger die 
Möglichkeit laffen, feine Entfhädigungsanfprüce auch nur allein 
vor dem Givilgeriht geltend zu mahen. Man entgeht dann 
jener Schwierigkeit, welche Eifenlohr2) treffend mit der Frage 
andeutet: „alfo eine Beftrafung des culpofen Verbreiters, ob: 
wohl es feine culpofe Begünftigung giebt?" Nein, antworten 
wir, feine Beftrafung, fondern bloße civile Erfagpflicht, 
Indem unfer Goncordat die civilrechtliche und die ftrafs 
rechtliche Seite nicht trennt, fann e8 leicht zu Migverftändniflen 
Beranlafjung geben. Umfaßt der Ausdrud „unbefugte Ber- 
öffentlig ung” in Art. 5 bloß die ftrafbaren Uebertretungen des 


1) Bergl. Jolly a. a. O. und die früher citirte Abhandlung in ber 
fritifchen Ueberfau Bo. I, S 20'ff. 
2) a. a. D. S. 109, Anmerkung 4. 
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Gefetes, alfo die Fälle fubjectiver Berfchuldung, fo wird der 
Beſchädigte in vielen Fällen gar feinen Schuß der Gerichte 
anrufen fünnen. Umgekehrt, umfaßt jener Ausdrud, wie ed in 
Mebereinftimmung mit andern Gefegen wohl richtiger ange- 
nommen werden muß, auch die culpofen und unwiſſentlichen 
Vebertretungen, fo können die Gerichte verleitet fein, in allen 
ſolchen Fällen außer der Gonfisfation und Entſchädigung auch 
nod Buße zu verhängen, wad ganz ungerecht wäre. “Dad 
Gefeg würde alfo wohl richtiger fo redigirt: Art. 5. „Die 
Veröffentlichung eines fchriftftellerifchen oder fünftlerifchen Werkes 
durch eigenen Nachdruck oder der miffentlihe Berfauf eigenen 
oder fremden Nachdrucks beziehungéweiſe unerlaubter Nachbil⸗ 
dung ift auf Anzeige ded Autors” u. ſ. f. wie im oben ange, 
gebenen Texte des Goncordates. Hierauf würde der jepige 
Art. 6 als zweited lemma folgen. Und endlich alé neuer 
Art. 6: „Wegen jeder andern unbefugten Veröffentlichung 
fann der verlegte Autor oder fein Rechtönachfolger feine Scha⸗ 
denserſatz⸗ Anfprüche vor dem competenten ivilgericht gel: 
tend machen und es ftebt ibm überhaupt frei, aud in den 
Fällen des Art. 5 diefen Weg zu betreten, wenn er auf Be 
frafung ded Beklagten verzichtet.” Auch das Solothurner 
Givilgefepbud hat in den 88 1413 und 1414 ftrenge den 
Delictöftandpunft feftaebalten und läßt unfere Unterfcheidung 
unbeadhtet. Eine febr zweckmäßige Beftimmung enthielt der 
Bluntfchlifche Entwurf in $ 87, welche beweist, daß der Redac- 
tor jened Geſetzes doch nicht alle Fälle firafrechtlih behandeln 
wollte.) Derfelbe lautet alfo: „ft zwar nicht ein fremdes 
Werk auf widerrechtliche Weife veröffentlicht oder vervielfältigt, 
aber der Titel eines folchen oder der Name eines Schrift- 
ftellerd oder Künftlerd auf eine ungebührlihe Weife einem 
andern Werk vorgeſetzt worden, jo ift, wer durch biefe wider: 


—— — — mn Due + 4 0 


1) Daranf deutet auch die erflärende Parenthefe in $S 86: „Der Ber: 
leßer des Autorrechts (Berleger des Nachdrucks).“ Dagegen begreift das 
Solothurner Gefeb in $ 1414 unter dem Verletzer des Autorrechts, der mit 
Buße zu belegen, alfo zu beftrafen iſt, nicht nur ben Verleger, fontern auch 
jeden Verkäufer des Nachdrucks ohne Unterfdier. 
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rechtliche Anmaafung eines fremden Namens oder Titeld ge- 
(hädigt oder beeinträchtigt wird, berechtigt, eine Entſchädigung 
von 50—500 Fr. und Abänderung des Titels auf dem neuen 
Verlagswerk, foweit biefe noch möglich ift, zu begebren. Con⸗ 
fisfation der Eremplare findet in diefem Falle nicht ftatt, nod) 
eine fernere Beftrafung des Schuldigen, e8 wäre denn, daß ein 
wirkliches Bergeben, 3. B. Betrug in jener Handlungsweife 
läge.“ 

Eine ähnliche Beftimmung dürfte auch in unferm Concor- 
date nicht unpaffend fein. Sehr zwedmäßig verordnet Art. 6, 
daß die Beftimmung des Schadenderfaged nad freiem richter- 
lihen Ermeffen zu geichehen babe. Mit Recht fagt Wächter: ') 
„Bei der Beweisführung in Fragen des Nahdrudd muß dem 
richterlichen Grmeflen innerhalb der rechtlichen Principien ein 
freier Spielraum vindizirt werden. In einem Gebiete, wo die 
feinften geiftigen und materiellen Fragen, Berfebr und indivi- 
duelle Rechte ſich auf dad mannigfaltigfte in einander fchlingen, 
fann das Gefeb nicht durch ftrifte, ind Einzelne greifende Nor: 
men den unendlichen Reichthum concreter Berbältniffe erfchöpfen.” 

Art. 7. „Die Mebertretungen des Concordates find von 
„den combpetenten Gerichten ded Cantond, in welchem der un- 
nbefugte Nachdrud oder Berfauf ftattfand, zu beurtheilen.” 

Hiedurd wird das forum delicti commissi begründet. In 
der Regel wird ed zufammenfallen mit dem Gerichtöftand des 
Bobnorts ded Beklagten. Doc ift e8 auch möglich, daß der- 
jenige, der einen Nachdruc verübt, in Genf wohnt, den Drud 
aber in Zürich oder Bafel veranftalten läßt. Hier wird nur 
an diefem lebtern Drt geklagt werden fünnen, und es läßt fi 
aud nur hier eine Befblagnabme vollziehen und -eine gehörige 
Unterfuhung führen. Entzieht fih der Beflagte von vorne: 
berein dadurch der gerichtlichen Verfolgung, daß er feinen 
Wohnfis in einen dem Goncordat nicht beigetretenen Canton, 
z. B. in St. Gallen, auffhlägt und dort einen Nachdrud ver- 
übt, fo fann nad unferm Artikel dod eine Klage gegen Vers 
leger oder Verkäufer eingeleitet werden, infofern im Concordatd- 


1) a. a. O. ©. 735. 
Zeitſchrift f. ſchweiz. Recht. XIL 2. ._ (10 
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gebiet jener Nachdruck oder jene unerlaubte Nachbildung verfauft 
wird. Es fcheint und daher aud aus praftifchen Gründen und 
nicht bloß innerlich gerechtfertigt, daß unfer Gefeß das Haupt⸗ 
gewicht gerade auf den Ort der Uebertretung legt. 

Art. 8. „Der Schup des litterarifhen und fünftlerifhen 
„Eigenthumdrehtö fann duré Staatövertrag auf die Erzeug⸗ 
„niffe derjenigen Staaten ausgedehnt werden, welche Gegenrecht 
„halten und zugleich durch mäßige Eingangszölle auf die Er- 
„seugniffe der fchweizerifchen Litteratur und Runft den Debit 
„derfelben ermöglichen. 

„Ein folder Staatövertrag ift für die einzelnen Gantone 
„nur durch ihre Zuftimmung verbindlich.” 

Diefer Artikel will für die Zukunft die Möglichteit von 
Gtaatéverträgen bieten und ift offenbar durch ranfreids 
Drängen veranlaßt worden. Lemma 2 wurde zur Beruhigung 
derjenigen Gantone beigefügt, welche nicht geneigt waren einen 
folchen einzugehen, ift aber durd die neueften Ereigniffe voll» 
fommen über Bord geworfen worden. Zwar bemerft Blumer 
in feinem fehweizerifchen Bundesftaatsreiht (II, 169), e8 verſtehe 
fih, daß aus diefem Sage nur gefolgert werden dürfe, ed könne 
nicht eine Mehrheit der Concordatäftände einen auch für Die 
Minderheit verbindlichen Vertrag mit einem auswärtigen Staat 
abfchliegen. Dagegen babe das allgemeine Recht, Staatéver- 
träge, namentlich Handeldverträge mit dem Ausland einzugehen, 
welches nach Art. 8 der Bundeöverfaffung dem Bund zuftehe, 
durch eine bloße Concordatöbeftimmung natürlich nicht geſchmä⸗ 
lert werden fünnen. Diefer Anficht fünnen wir num freilich 
nicht beipflichten, fondern glauben im Gegentheil, e8 babe durch 
diefen Pafjus die Souveränität der Cantone ausdrüdlic gewahrt 
werden wollen.!) 

Der 9. und lebte Artikel endlich beftimmt den Zeitpunkt 
deg Snfrafttreteng des Gefebes. Nachdem die Mehrheit der 


1) Diefe unfere Anficht theilte auch der Hohe Bundesrath felbft im 
Sahre 1857, als die franzofifche Gefandtfchaft ihm „als Organ der Gantone 
nach außen“ den Entwurf eines Vertrages betreffend Nachdruck übermittelte. 
Bergl. den Bericht des eidgenöffifchen Juſtiz⸗ und Polizei:Departements, 
abgebrudt in Ullmer, flantsrechtliche Praxis ©. 41, Nr. 40. 
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Cantone dem Concordat beigetreten war, beſchloß der Bundes⸗ 
rath im Chriſtmonat 1856, es ſolle mit dem 1. Jänner 1857 
in Kraft treten. 

Schließlich haben wir nur noch, zu bemerken, daß auch 
dieſes Concordat, wie die übrigen, nach Art. 90 Ziffer 2 der 
Bundesverfaffung unter dem Schutze ded Bundesrathes fteht.') 
Bis jebt bat es aber noch zu feinem Rekurs Beranlaffung ge- 
geben.2) Gbenfo find mit Ausnahme von Zürich bis anbin 
nod wenige Nachdruck⸗Prozeſſe von fchweizerifchen Gerichten 
entfchieden worden. 


5. Der Staatövertrag zwifchen Frankreich und der 
Schweiz zum gegenfeitigen Schuß bes litterarifchen, 
künſtleriſchen und getverblihen Eigenthums. 


. Bei den Unterhandlungen Franfreihd mit der Schweiz 
behufs Abſchluſſes eined Handels- und Niederlaffungsvertrages 
madte es die franzöſiſche Regierung zu einer unerläßlichen 
Borbedingung, daß gleichzeitig Garantien zum Schuße des fittes 
rarifchen, artiftiihen und gewerblichen Eigenthums aufgeftellt, 
jowie die Anerkennung der Erfindungspatente zugeftanden werde. 
Schmweizerifcher Seitd nahm man in doppelter Richtung Beden- 
“en, in Diefe Begehren einzumilligen. Zuerſt ftellte ſich die 
formelle Schwierigkeit in den Weg, daß die Schweiz feine all 
gemeine Gefebgebung über diefe Materie beſitzt und daß fie 
auch nicht befugt ift, den Schub des fogenannten geiftigen 
Eigenthums auf dem Wege der Bundesgefepgebung zu ordnen; 
wie folches die Bundedverfammlung felbft mehrfach ausgefprochen 
bat und wofür wir auf dad im dritten Abfchnitt Gefagte zus 
rückverweiſen. 


1) Wie dieſer Sub aufzufaſſen ſei, darüber vergl. z. B. den Ent: 
ſcheid des Bundesrathes vom 27. Februar 1860 in Sachen Gebr. Stünzi, 
abgedruckt in Ullmer, ſtaatsrechtliche Praxis Nr. 562, S. 497 ff. 

2) Das citirte Werk von Ullmer erwähnt es deßhalb gar nicht, und 
ebenſo findet ſich in ven Berichten des eidgenöſſiſchen Juſtiz⸗Departements 
von 1862 und 1863 nichts hierüber. 
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Dieler Gegenftand gehört alfo in das Gebiet der Gantonal: 
Souveränität, Die ja durch lemma 2 des Art. 8 des Koncordated 
nody ausdrücklich gewahrt wurde. Die gleichen Eonftitutionellen 
Bedenken, welche alfo gegen die freie Niederlaffung der franzö« 
fifhen Guden entgegen dem ſtrikten Wortlaut der Art. 41 und 
48 der Bunbdeëverfaifung erhoben wurden, fonnten aud hier 
mit voflem Recht geltend gemacht werden.) Diejenigen Gan- 
tone, welche von einem Concordat gegen den Nachdruck nichts 
wiflen wollten, würden wohl von fit aug noch viel weniger 
geneigt fein, einen dießfälligen Vertrag mit dem Ausland ein- 
zugeben. Nun bat e8 aber in der That feine großen Bedenken, 
daß die Gantone vermittelft eines Staatsvertrages mit einer 
auswärtigen Macht gezwungen werden, ihre innere Gefepgebung 
zu ändern und gewiſſe Borfchriften, fogar Strafbeftimmungen 
wider ihren Willen aufzuftellen. Der Bundesrath fühlte die 
auch febr wohl und gieng nur mit Widerftreben, wie er fi 
felbft in feiner Botfchaft vom 15. Suli 1864 an die Bundes- 
verfammlung ausdrüct,2) auf diefen Bertrag ein. Da Franfreich 
jene Schußgarantien als conditio sine qua non aufitellte, indem 
ed geltend machte, daB es die Zölle, welche bisher feiner Sn: 
duftrie Schug gewährten, nur unter der Bedingung aufheben 
und ermäßigen könne, wenn die franzöfifchen Yabrifanten me: 
nigftend gegen unbefugte Nachahmung ihrer Produkte gegenüber 
den fchweizerifchen Fabrifanten gefichert werden, und darauf 
binwies, daß alle Länder, mit welchen es bisher Handeldverträge 
abgefchloffen, ihm diefen Schuß zugefagt hätten, fo mußte die 
Schweiz Conceffionen machen, wollte fie nicht die unbejtreits 
baren Bortheile des Handelövertrages einbüßen. Die Forderung, 
welche Frankreich zuerſt ftellte,3) die Schweiz folle einfach die 
fachbezügliche franzöfifche Geſetzgebung für fih annehmen, war 
natürli ſowohl formel als materiell unzuläffig. Aber aud 


1) GS gefhab dieß auch in entfchievener Weife in dem Bericht ver 
Minorität der nationalräthliden Commiffion vom 26. Auguft d. J., abgedruckt 
im Bunbesblatt von 1864, Nr. 39, ©. 650. _ 

2) Abgedruckt im Bunbesblatt von 1864, Nr. 32, bef. ©. 315 ff. 

3) Vergl. Schlußbericht des Herrn Minifter Kern betreffend die 5 Ver⸗ 
träge mit Sranfreid (als Mſcpt. gedrudt) ©. 17. 











und Fünftlerifchen Œigenthums . 143 


die zweite Alternative, daß die Schweiz felbft ein Geſetz auf: 
ftelle, war unannebmbar, weil, bie fämmtliche Gantone fit 
hierüber geeinigt oder Specialgefege erlaffen hätten, allzu- 
bedeutende Verzögerung und mannigfache neue Schwierigkeiten 
eingetreten wären. Zudem hätten die fchmweizerifchen Behörden 
unter einer Art von Preffion, ob dad Geſetz aud von Frank⸗ 
reich ald genügend werde angefehen werden, deliberiren müffen. 
Unter diefen Umftänden blieb nicht anderes übrig, ald den 
Schub, den die Schweiz den Franzoſen gewähren wollte, im 
Bertrage felbft einläblid zu bezeichnen. Frankreich konnte es 
jedoch nicht conveniren, an die Stelle feiner geordneten Geſetz⸗ 
gebung über diefe Materie einen Staatsvertrag treten zu lafjen. 
Man mußte fomit die beiden Standpunfte und Sntereffen 
fünftlic combiniren, und dieß wurde dadurch erzielt, daß der 
Bertrag in zwei Hauptabtheilungen zerlegt wurde. Die erfte 
handelt von dem Schuß, den der Echweizer in- Frankreich ges 
nießt, wobei die franzöfifche Gefeggebung ald Grundlage an- 
erfannt wird; die zweite und natürlich viel umfangreichere 
Mbtheilung regulirt den Schu, den die Schweiz den Frangofen 
gewährt, wobei indeffen zu bemerken ift, daß biefe Beftimmun- 
gen gewiffermaaßen nur einen proviforifchen Charakter haben 
(f. unten Art. 18). 

Außer diefen formellen ftanden aber auch zweitens materielle 
Bedenken im Wege, nämlich die Abneigung der Schweiz, aud 
dad induftrielle Eigenthun zu fbüben und Erfindungspatente 
anzuerkennen und zu gewähren. Der Schuß des litterarifhen 
und artiftifchen Eigentbumd war eher annebmbar, nachdem doc 
14 Gantone auf dem Concordatswege denfelben unter fi) ans 
erfannt hatten. Ebenſo ift der Sub der Mufterzeichnungen 
(dessins) fowie der Fabrik- und Handeldzeichen (marques de 
fabrique), wenn er auch nidt auf die gleiche Stufe wie das 
eigentliche Autorrecht geftellt werden darf, Doch innerlich gerechts 
fertigt ; denn der Mibbraud von Fabrik» und Hundeldzeichen, 
weldye gleihfam Urſprungszeugniſſe find, ift ein förmlicher 
Betrug, der in vielen Gantonen ald folcher beftraft wird, ') und 

1) 3.38. nach 117 des Code pénal von Neuenburg. Cbenfo Art. 237 des 
Gtrafgefebbuds von Schaffhaufen und Art. 82 des Strafgefebb. v. St. Gallen, 
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die Mufterzeichnungen find ein vollendetes Ganze, dad dem 
Publitum zum Gebrauch übergeben wird und deffen Ausfüh⸗ 
rung vielleicht fhmwierige Studien und langjährige Arbeiten 
erheifchte. Anders dagegen verhält es fih mit technifchen Er- 
findungen und Fabrif-Modellen. Solche Modelle, fei ed von 
Mafchinen, fei ed von Einrichtungen oder einzelnen Werkzeugen, 
find befondern Veränderungen und im Allgemeinen einer ftets 
fortfchreitenden Berbefferung fähig und unterworfen. Sie fönnen 
fo wenig gefhüßt werden ald dad Thema eines Buches, über 
welches Sedermann erlaubt ift, ein neues Buch zu fchreiben. 
Der Schuß erftredt fi überhaupt nicht über dad, wad Jemand 
innerhalb feiner vier Mauern treibt und bat, fondern nur über 
das, was dem Publikum öffentlich dargeboten wird. War man 
früher bei und fogar der Anerkennung des Autorrechts an 
Geiſteswerken abgeneigt, fo will man auch jeht noh um fo 
weniger — und dieß nun allerdings mit Recht — von Erfin⸗ 
dungspatenten etwas wiffen. Unſere Sndufirie ift ohne Patents 
ſyſtem und ohne Schupzölle groß geworden. Weßhalb follte 
man fid jest auf den entgegengefepten Standpunft ftellen? 
Der. fehmweizerifche Gefandte in Parid wurde daher angetviefen, 
dahin zu wirken, daß Franfreih das Begehren befeitige, wels 
ched den Schuß der Erfindungdpatente und Fabrifmodelle sum 
Gegenftand hatte, und wirklich ließ dann auch die franzöftiche 
Regierung diefen Punkt fallen.') 

Im Fernern wurden noch verfchiedene Garantien gegeben, 
welche und gegen eine mibbräudlihe Ausbeutung ded Schuß 
verhältniffed der Mufterzeichnungen fichern follen und wovon 
wir unten noch befonderd reden werden. Wir erwähnen hier 
bloß noch, daß in Frankreich die Gerichtspraxis in neuerer Zeit 
dahin gefommen if, aud die Reproduction von Muſikſtücken 
in Mufifdofen, ähnlich der ohne Einwilligung des Autors ftatt- 
findenden Aufführung von dramatifchen oder mufifalifen 
Merken, ald unerlaubte Nahahmung zu beftrafen. Auf den 
ausdrücklichen Wunſch der Schweiz zog Frankreich auch dieſes 
Begehren zurüd, d. h. in dem Schlußprotokoll verpflichtete fich 


1) S. Schluß-Brotofoll Ziffer 3. 
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die franzöfifche Regierung, dem gefeßgebenden Körper in der 
nächften Seffion einen Gefepesentiourf vorzulegen, dahin lautend, 
daß die Aufnahme von mufifalifhen Stüden in Mufifdofen 
oder ähnlichen Inſtrumenten nicht eine firafbare Nachbildung 
(contrefagon) bdeffelben Mufikftüdes bilde Mit Rüdfibt auf 
die gerichtlichen Entfcheide der franzöfifhen Tribunale fann eben 
ein andered Berfabren nur auf dem Wege der Gefebgebung 
erzielt werden. Nachdem auf Grundlage diefer gegenfeitigen 
Forderungen und Gonceffionen ein diepfälliger Bertrag zwiſchen 
den Bevollmächtigten vereinbart und am 30. Suni 1864 in 
Paris unterzeichnet worden war, wurde derfelbe im September 
d. J. von der Bundesverfammlung nebft dem gegenfeitigen 
Handels⸗ und Niederlaffungdvertrag mit großer Mehrheit an: 
genommen. . Damit ift denn aud der franzöfifch» genferifche 
Bertrag von felbjt außer Kraft gefebt. 

Nach diefen einleitenden Bemerkungen gehen wir nun zu 
einer kurzen Darftellung der Bertragébeftinmungen felbft über. 
Zur befferen Ueberficht wollen wir bier die hauptfächlichften ders 
felben zufammenfaffen und erft nachher einzelne Punfte noch 
befonderd beleuchten. Der den beiden Bertragécontrabenten 
gewährte Schug bezieht fich: 

1. auf litterarifhe und Fünftlerifche Werke, wie Bücher, 
Flugſchriften, muſikaliſche Compofitionen, Zeichnungen, Gemälde, 
Stiche und Achnliches ; | 

2. auf Ueberfegungen; 

3. auf die Darftellung oder Aufführung dramatifcher oder 
mufifalifher Werke; 

d. auf Mufterzeichnungen; 

5. auf Fabrif- und Handeldzeichen. 

Die Gewährung des ausfchließlichen Eigentums wird in 
der Schweiz auf folgende Zeitdauer befchränft : 

Für Rubrit 1: auf Lebenszeit des Autord oder wenn er 
vor Ablauf des 30, Jahres vont Zeitpunft der erften Beröffent- 
lung an firbt, bie zum Ablauf diefer Grift für feine Rechts⸗ 
nachfolger (Art, 22.) Wenn die Beröffentlihung nicht zur 
Lebenszeit ded Autors ftattfand, fo haben feine Erben oder 
Nechtönachfolger während 6 Jahren (nicht während 10 Jahren 
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wie nad dem Goncordat) vom Tode des Autord an dad aus— 
ſchließliche Recht zur Veröffentlihung des Werkes. Machen fie 
bievon Gebrauch, fo dauert die Schupftift 30 Jahre nach dieſem 
Todesfall. 

Für Rubrik 2: 5 Jahre (Art. 6). 

Für Rubrik 3 genießen die Franzoſen denſelben Schutz, 
der in der Schweiz den Angehörigen des Landes gewährt tit 
(Art. 4 und 21). 

Für Rubrif d: 1, 2 oder 3 Sabre, mit Befugniß zur 
Erneuerung der Friſt (Art. 37). 

Für Rubrik 5: 15 Jahre, ebenfalls mit fakultativer Ver⸗ 
längerung (Art. 30). 

Damit man des dues theilhaft werde, müſſen gewiſſe 
Formalitäten erfüllt werden, und zwar: Für Rubrik 1 Ein- 
fchreibung beim Minifterium des Innern in Paris (Art. 3), 
besiehungsweife beim eidgenöffifchen Departement des Innern 
in Bern oder bei der Kanzlei der fchmeizerifchen Gefandtichaft 
in Paris (Art. 19). Für Rubrif 2 ift diefelbe Einschreibung 
nothwendig wie für 1. Zugleich muß aber der Autor fih das 
lcberfegungsreht an der Spibe feined Werkes - vorbehalten 
haben. Für Rubrif 4 und 5 wird die Hinterlegung von zwei 
Eremplaren bei dem Sefretariat des Handelögerichted der Seine 
für die Gabrifs und Handeldzeichen, und Hinterlegung eines 
Vorwurfs oder Mufters beim Sefretariat des Raths der Sade 
berftändigen für Gewebe (conseil des prud'hommes des tissus) 
erheifcht (Art. 19). In der Schweiz hat die Depofition beim 
eidgendfjifchen Departement des Innern zu gefcheben (Art. 19). 
Die Hinterlegung einer Mufterzeihnung kann offen oder unter 
verfiegeltem Umfchlag') gefchehen (Art: 38). Sn Uebertretungës 
fällen bringen die frangöfifhen Gerichte die in Granfreib gel: 
tenden gefeblihen Beftimmungen zur Anwendung und ed wird 
alfo der Schweizer in gleicher Weife gefchügt werden, wie wenn 
der Eingriff zum Nachtheil eines franzöfifchen Werkes oder 
Kunftproducted begangen worden wäre (Art. 19%. In der 
Schweiz dagegen follen folgende Strafbeftimmungen gelten: 





1) In Frankreich, Gnglant und Belgien ift nur bas Lebtere geftattet. 
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Beim Nahdrud unterliegt der Nachdruder einer Buße von 
100-2000 Franken; der Berfäufer einer folhen von 25—500 
Granfen. Zugleih ift Schadenderfaß an den Eigenthümer!) 
zu leiften (Art. 25). Derfelben Buße unterliegt wifjentliche 
Nahahmung, Berfauf oder Einfuhr nachgemachter Muſterzeich⸗ 
nungen (Art. 41). Sehr richtig wird bier ein LUnterfchied 
zwifchen dem Nachdruder und dem Berfäufer gemacht; dagegen 
fann gegen den erftern fogar auf eine Buße von 2000 Gr., alfo 
auf dad Doppelte ded Marimumd ded Goncordates (|. oben 
Art. 5) erfannt werden. Ganz befonderd fireng erfcheinen und 
die Strafbeftimmungen betreffend den Mißbrauch von Kabrif- 
und Handeldzeichen; hier find nämlicdy Bußen von 50—3000 Fr. 
und Gefangenfhaft von 3 Monaten bis auf 3 Vabre, oder 
eine der beiden Strafen allein feftgefegt (Art. 31), Bei Rüd- 
fällen Tönnen die Strafen verdoppelt werden (Art. 48). Dagegen 
dürfen umgekehrt die Gerichte unter die Minimalftrafen geben, 
wenn mildernde Umftände vorhanden find (Art. 49). Wie nad) 
dem Concordat fo wird auch bier dad forum delicti commissi 
für die in der Schweiz anzubringenden Klagen ftatuirt (Art. 45), 
und ebenfo findet die Verfolgung nur auf Begehren des Ges 
(hädigten ftatt (Art. 44). | 

Sm Einzelnen ift noch Folgendes hervorzuheben: Mit 
Bezug auf das litterarifhe und Fünftlerifche Eigenthum genießen 
die Schweizer in Frankreich rückſichtlich der Zeitdauer den gleis 
hen Schuß, den fie in ihrem eigenen Lande beanfpruchen können, 
mit andern Worten, fie follen in Frankreich hinfichtlich der Zeit 
nicht günftiger geftellt fein ald in der Schweiz (Art. 1, L 1). 
Hinwiederum find die Schußbeftimmungen, weldye die Schweiz 
den Franzoſen gewährt (Art. 20 ff.), im Wefentlihen ganz dem 
eidgenöffifchen Concordat nachgebildet fowie den Beftimmungen 
des zwifchen Genf und Frankreich bisher beftandenen Vertrages 
über diefe Materie. Der Art. 4 (vergl. dazu Art. 21), welcher 


— 





1) Gonform der früher gefchilverten franzöflfchen Theorie fpricht auch 
diefe Uebereinfunft immer von „Eigenthümer“ und „Cigenthumsrecht“ flatt 
von Berechtigten und Autorreht. Da wir den Tert möglichft genau wieder: 
geben, fo behalten wir diefe Ausdrücke bei, ohne uns einer Inconfequenz 
fbulbig zu machen. 
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den Vertragsſchutz auch ausdehnt auf die Darftellung oder 
Aufführung von dramatifchen und mufifalifhen Werken, ift 
für Die Schweiz ohne Erheblichkeit, weil er einfach feftfebt, daß, 
wenn die Schweiz Theaterftüden Shut gewähren wolle, diefer 
dann ähnlichen Produkten Frankreichs gleichfalld zu gut kommen 
müffe. Die franzöfifchen Bevollmächtigten febten auf diefen 
Artikel Werth, und da e8 von der Gefepgebung in der Schweiz 
abhängt, ob er je praftifche Bedeutung erhalten fol, fo fonnte ed 
auch zugeftanden werden.) Sehr forgfältig ift der Art. 6 über die 
Ueberfegungen redigirt.2) Art. 9 geftattet ven Abdrud von 
Artileln aus in der Schweiz erfdeinenden Zeitungen und 
Sammlungen beziehungsweife periodifhen Sammelwerfen, vor: 
audgefegt, daß die Quelle, aus der fie gefchöpft find, dabei 
angegeben wird. Wenn jedoch die Verfaſſer folder Artikel 
förmlich erflärt haben, daß fie deren Abdrud unterfagen, was 
indeffen auf Artikel politifchen Inhalts Feine Anwendung findet, 
fo ift derfelbe unauläffig. Einiges Bedenken fann der Art. 13 
erregen. Die franzöfifche Regierung behält fih bier nämlich 
ausdrücklich bas Recht vor, im Wege der Gefehgebung oder 
durch polizeiliche Maabregeln den Vertrieb, die Aufführung oder 
die Ausftelung von Werken oder Erzeugniffen jeder Art zu 
geftatten, zu überwachen oder zu verbieten. Während frans 
zöftfche Druder und Buchhändler fih in der Schweiz frei nieder 
laffen, ihren Beruf ungehindert werden betreiben können, wird 
ſchweizeriſchen Drudern und Buchhändlern die Ausübung ihres 
Beruf? in Franfreih nur nach dem Belieben der Polizei ge 
ftattet werden. Ebenſo werden alle franzöfifchen Schriften frei 
in die Schweiz gelangen, den fchweizerifchen dagegen kann unter 
irgend einem polizeilichen Borwand die Einfuhr verboten wers 
den.) Der Bundedrath äußert fit in feiner Botfchaft an die 


1) Vergl. Schlußbericht des Seren Minifter Kern, ©. 21. 

2) Herr Kern a. a. D. berichtet darüber, er flimme wefentlich überein 
mit Art. 6 des italiänifchen Vertrages, gehe aber nicht fo weit als derjenige 
des frankospreußifchen Vertrages. 

3) Diefen Punkt urgirt insbefondere der Bericht der nationalräthlidgen 
Minorität, abgebrudt im Bunbesblatt 1864, Nr. 39, ©. 653, um zu bemeifen, 
daß das Gegenrecht von Seite Frankreichs nur ein nominelles fei. 
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eidgenöffifhen Räthe über diefen Punkt, folgendermaaßen : 
„Man weiß, daß in Frankreich eine etwas fcharfe Büchers 
Genfur beftebt, durch welche audländifche Autoren und Zeitun- 
gen nicht beffer aber auch nicht fchlimmer gehalten werden ale 
die nationalen. Einer folhen Genfur und den daherigen Fol» 
gen ift daher nicht zu entgehen, ob ein Bertrag über den Schuß 
des litterarifhen und artiftifhen Eigentbums beftehe oder nicht. 
Gmmerbin fann zur Beruhigung dienen, daß durdy Art. 12 des 
Bertrages den Sntereffenten die Möglichkeit geboten if, ihre 
Bücher nicht bloß über die bezeichneten Gränzämter einzuführen, 
fondern fie fofort au die Direktion der Druderei und der Bib⸗ 
liothel [beim Zaiferlihen Minifterium des Innern direfte nach 
Paris zu fenden, wo die Prüfung dann innerhalb 14 Zagen 
vorgenommen werden muß.“ 

Was den Sub der Fabrik⸗ und Handelszeichen (Eti⸗ 
quetten, Stämpel, Marken und Aehnliches) anbetrifft, fo ift 
die Gerechtigkeit deffelben einleuchtend und hierüber nicht weiter 
zu bemerfen. Dagegen hatte man mit Bezug auf den Mufter- 
fut Beforgniffe, namentlich daß etwa durch die Hinterlegung 
von Deffins der Annahme Borfbub geleiftet werden koͤnnte, 
ald ob durch Depots eine Garantie für neue Erfindungen er- 
worben werden könne, mit andern Worten, ald ob auf folchem 
Wege das erzielt werden könne, was nur da möglich ift, wo 
die Erfindungd» Patente gefeblih anerkannt find — alfo nicht 
in der Schweiz. Ebenfo wurde von geiviffen Seiten das 
Bedenken geäußert, eine difandfe Ausbeutung der betreffenden 
Dertragsbeftimmungen über Mufterzeichnungen, welche überhaupt 
fuftifch einzig oder doch vorzugsweiſe zu Gunften der erfindungs⸗ 
reichen franzöfifchen nduftriellen find, wäre möglich, wenn 
3. B. ſchweizeriſche Waaren, die nach entfernt ähnlichen Muftern 
wie franzöfifche gearbeitet find, in Frankreich faifirt würden. 
Die Garantien, welche aber gegen eine mißbräuchliche Ausbeu- 
tung diefed Schußverhältniffes von Frankreich gewährt wurden, ) 
find im Speciellen folgende: 


1) Wir entnehmen dieß dem 22., 23. und 25. Genferenz Protokoll forwie 
dem Schlußbericht des Herren Kern, 
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a) ftatt der urfprünglichen 10—15 Sabre wird der Schuß 
für Deffind nad Art. 37 nur für 1, 2 oder 3 Sabre gewährt 
und erlifcht dannzumal ohne ausdrückliche Erneuerung; 

b) die Mufter können nah Art. 38 offen oder verfchlofien 
(cachetés) hinterlegt werden. Im lebteren Fall ift freilich der 
zum Begriff des Bergehend nothwendige dolus (Art. 41: wiffent- 
lihe Nahahmung) fait nicht erweisbar; 

c) die Hinterlage der Mufter erzeugt Feine rechtlichen 
Wirkungen, wenn das Mufter nicht neu ift oder wenn ſchon 
vor der Depofition Stoffe, welche dad Mufter enthalten, dem 
Berfauf übergeben worden find (Art. 39) 1); 

d) die Mobeartifel (dad fogenannte genre, modes et 
nouveautés) fünnen feinen Schub beanipruchen, fondern nur 
Zeichnungen mit beftimmtem Abriß, „dessins d’un caractère 
déterminé“ (Schlußprotofoll Art. 2); 

e) den Schweizern wird der Mufterfhug, fowie der Schuß 
der Fabrif- und Handeldzeihen aud dann gewährt, wenn eine 
Schutzgeſetzgebung in der Schweiz felbft nicht beftebt, fofern die 
Hinterlage in Frankreich ftattgefunden bat.2) 

Mit Bezug auf den ganzen Vertrag find noch folgende 
zwei proceflualifche und rechtliche Punkte hervorzuheben, welche 
ebenfalld geeignet fein dürften, Beruhigung zu gewähren. Einer 
feité fann jeder, der in der Schweiz einen Nachdrudf oder eine 
nadgeabmte oder mit betrüglihem Zeichen verfehene Waare 
mit Befchlag belegen will, zur Stellung einer entfprechenden 
Gaution angehalten werden (Art. 27, L 3) und muß dann 
innerhalb 14 Tagen den Rechtsweg betreten, fonft fällt die 


1) Die deutſche Rebaction tes Art. 39 ift fehr unklar. Man hätte 
beffer fich unfrer Ausdrucksweiſe bedient, 

2, Das lebte Eonferenz- Protokoll vom 30. Juni 1864, in welchem" vie 
Berträge unterzeichnet wurben (nicht zu verwechfeln mit bem Schluß-Pro- 
tofoll, das den 5 Verträgen gleichſam als authentifche Interpretation bei- 
gefügt wurde), fagt hierüber mit Bezug auf le dépôt des marques et 
dessins suisses en France: „il est entendu, qu'il est dans l'esprit de 
la convention d'admettre les industriels suisses au bénéfice de ces 
stipulations dès la mise en vigueur du traité, quand même l'état de 
la législation intérieure de la Confédération ne leur permettrait pas 
encore d'assurer leur propriété en Suisse.“ 
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Berzeigung oder Beichlagnahme dahin (Art. 28). Andererfeitd 
ift überall (Art. 24,.25, 31, 32) als Borausfepung der Strafs 
barkeit die betrügerifche Abficht hervorgehoben. Es giebt 
alfo Feine culpofe Nahahmung, die ftrafbar wäre. Wie der 
Art. 16 die franzöfifchen Gerichte anweist, die Nequifite der 
contrefaçon nach der Gefebgebung deë Kaiferreichd zu beftimmen, 
fo wird es umgekehrt auch vom Entfcheid der fchweizerifchen 
Gerichte abhängen, was ald Verlegung des Bertraged iu b bes 
trachten fei und was nicht. 

* Wir haben oben fon bemerkt, daß in Ermanglung einer 
einheitlichen fchweizerifchen Gefebgebung über unfere Materie 
der Staatövertrag in zwei Abfchnitte zerlegt werden mußte. 
Die Art. 1—16 enthalten nun die für Granfreit gültigen 
Deflimmungen, mit andern Worten die Megulirung des 
Cubes, den der Schweizer in Frankreich genießt, wobei die 
franzöfifche Gefepgebung die Grundlage bildet. Die Art. 17—51 
hingegen ordnen den Schub, den die Schweiz auf ihrem 
Gebiete den Franzofen gewährt und haben einen mehr probis 
forifchen Charakter. Deßhalb fagt Art. 18, L 2, daß die com- 
petenten fchweizerifchen Behörden die ftipulirten Beftimmungen 
des gegenfeitigen Bertrages jederzeit durch gefeßgeberifche Dors 
Ihriften erfeben fônnen, voraudgefegt, daß biefe den Fremden 
den gleichen Schuß gewähren, wie den Einheimifchen. Dadurch 
ift die formelle Gleibbeit der beiderfeitigen Recbtéftellung ges 
wahrt. Es ift alfo vorausgefehen und auch vorauggefebt, daß 
die Schweiz in nicht allzuferner Sufunft ein allgemeines Gefet 
zum Schuß des litterarifchen, artiftifchen und inbuftriellen Eis 
genthums erlaffe, welches dann diefe proviforifchen Vertrags⸗ 
artifel überflüffig macht. Umgekehrt ftellt fid aber auch die 
Schweiz in Art. 50 gegen etwaige Veränderungen der franzd- 
fifben Gefepgebung fiber; fie fann nämlich im Salle folcher 
Beränderungen die Beftimmungen diefed Bertrages auch durch 
jene neuen Stipulationen der franzöfifchen Legislation beliebig 
erfegen. — 

Wie ſich nun im Einzelnen die Wirkungen dieſes Vertrages 
äußern werden, läßt fih zur Stunde noch nicht fagen. Die 
gebegten Befürchtungen dürften ebenfo ungegründet fein, als 
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die einfeitige Auffaffung derjenigen, welche in den verfchiedenen 
Eonventionen, namentlih in dem Handelövertrag nur Bortheile 
für unfer Vaterland erblifen wollen. Der fchwierigfte Punkt in 
der Geſetzgebung über unfere Materie, nämlich die Anerkennung 
des Autorrechtö und hinmwiederum die gehörige Befchränfung des⸗ 
felben, tft unferd Erachtens im Bertrage befriedigend gelöst. 


6. Bli in die Zukunft. 


Rad Inkrafttreten‘) des franzöfifchefchweizerifchen Bertrages 
wird der Nechtözuftand mit Bezug auf dad Autorrecht folgender 
fein. Wenn in einem der 14 Boncordatd-Cantone zum Nach⸗ 
theil der Nechte eines Einheimifchen ein Nachdruck beziehungd«- 
weiſe eine unerlaubte Nachbildung verübt wird, fo werden Die 
Goncorbatévorfbriften, in Solothurn die betreffenden 88 des 
Givilgefebbuches, für die Beurtheilung und Beftrafung des Falles 
maaßgebend fein; wird dagegen ein flrafbarer Nachdruck (contre- 
façon) zum Nachtheil eined franzöfifchen Autord verübt, fo ift 
der Fall nad den Beftimmungen des gegenfeitigen Staats— 
_ vertrages zu beurtheilen. Wird ein Nahdrud in einem dem 
Goncordat. nicht beigetretenen Canton, 3. B. in Gt. Gallen, 
verübt, fo ift (Solothurn ausgenommen) sine gerichtliche Pers 
folgung unzuläffig, wenn der Gefhädigte ein Schweizer tft. 
Sft hingegen der Gefchädigte ein Franzoſe, fo müfjen auch Die 
Gerichte jener Gantone, welche bi jebt ein Autorrecht gar nicht 
anerfannten, die Klage an Hand nehmen und die ftrafbare 
" Handlung, fofern eine folche vorliegt, gemäß den Borfbriften 
des Staatövertraged ahnden. Es haben alfo in diefen lebteren 
Gantonen die Franzofen mehr Rechte ald die Einheimifchen. 
Daß diefer Zuftand nur ein proviforifcher fein Tann, liegt auf 
flader Hand. Es wäre nun alle Beranlaffung vorhanden, daß 
fämmtliche Kantone entweder dem Goncordat von 1856 beis 
täten, oder — nod beffer — daß fie fich über ein neued ge- 
meinfames Gefe zum Schuß des litterarifchen und artiftifhen 
Eigenthums verftändigten, weldyed das bisherige Goncordat im 


) Der Zeitpunkt iſt noch nicht definitiv feftgefebt, wird aber wahr- 
féeinlid in die Mitte des Jahres 1865 fallen. 
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Sinne unferer obigen Grürterungen ergänzen und verbeffern 
und zugleich fi möglichft den Beftimmungen des franzöfifch- 
fchweizerifehen Vertrages, fomeit diefelben für unfer Baterland 
Bedürfnif find, anfchließen würde. Immerhin dürfte ed paſſend 
fein, damit nod ein wenig zuzumarten, damit die öffentliche 
Meinung über diefen Gegenftand nod mehr aufgeklärt wird. 

Mir glauben in der That, die größte Bedeutung des mit 
Sranfreid abgefihloffenen Vertrages Tiegt gerade in feiner 
Rückwirkung auf die innere Gefeßgebung unferd Baterlandes. 
Es wird aud bei und, wie anderwärts, dazu kommen müffen, 
dag man allgemein das Autorreht ald ein in der Natur der 
Sade begründeted und durch eine weiſe Gefebgebung innerhalb 
beftimmter zeitlicher und fadlider Schranken zu fchüben- 
des Mecht anerfenne. Wir werden dahin gelangen, durch 
Staatsverträge mit andern Nationen die gleihen Grundfäße 
noch weiter zu fanftioniren und dadurch auch unferer Seits 
dem internationalen Charakter diefed Rechts Geltung zu vers 
‚Schaffen. Im Jahre 1862 verlangte bereits Belgien ansdrücklich 
den Eintritt in dad Goncordat. Diefem Wunſche Tonnte das 
mals nicht entfprochen werden; dagegen wurde zu Gunften je: 
ned Staates die Erflärung audgeftellt, daß er von nun an in 
der @tellung der am meiften begünftigten Nationen erhalten 
werden folle bei Allem was man in Betreff des Schutzes des 
litterarifchen und fünftlerifhen Eigentbums mit den auswärti⸗ 
gen Regierungen abfchliefen werde!) Es wird daher der 
ſchweizeriſche Bundesrath zunächſt darauf Bedacht nehmen müffen, 
welche Gonfequengen aus diefer Erklärung fließen. Ebenfo ftebt 
in Ausſicht, daß Italien bald einen ähnlichen Handelövertrag 
mit der Schweiz abjchließen wird, wie Sranfreich; und da dieſes 
Königreidy mit lebterm Staat eine Convention zum Schuhe des 
litterarifch »artiftifchen und induftriellen Eigenthums gefchloffen 
bat, fo wird ed ohne Zweifel wünfchen, in ähnlicher Weife 
aud mit unferm Vaterland gegenfeitige Schusgarantien auf 
Grundlage des franzöfifch-fchtweizerifchen Staatsvertrages zu 
vereinbaren. 


1) Amtliche Sammlung der Bunbesgefebe VII, 504. 
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. So fehr wir eë daher auch bedauern, daß die Gidgenoffens 
haft beim Abfchluß jener Convention einem gewilfen Zwange 
von Seite Frankreichs nachgeben mußte, und indem wir es, 
wie früher fon angedeutet, im bôüdften Grade mibbifligen 
müßten, wenn fünftig für andere Berhältniffe in ähnlicher 
Weiſe die innere Gefepgebung der Gantone durch Staatsver⸗ 
träge mit auswärtigen Mächten beeinflußt oder modifizirt wer⸗ 
den wollte, fo können wir doch hier über das fblieplihe Ergeb- 
niß und nur freuen. Mögen die fehweizerifchen Gantone forg- 
fältig und eiferfüchtig ihre Souveränitätsrechte dem Bund und 
dem Ausland gegenüber wahren, wo e8 fid um nationale und 
partifulariftifche Eigenthümlichkeiten handelt, die in der Ge— 
fchichte und Natur des Landes begründet find, oder mo Die 
individuelle cantonale Nechtsbildung zugleich die politifche 
Gelbftändigfeit involvirt. Aber wo nicht einmal fhweigerifchs 
nationales, gefchweige denn cantonales Recht in Frage fômmt,- 
fondern ein allgemeines Necht oder Intereſſe der civilifirten 
Bölferfamilien wie in Handels- und Berfehröverhältniifen 
oder beim Schuß des Autorrechts, dad zu feiner vollen Durch = 
führung und Anerkennung gerade der gegenfeitigen Staats⸗ 
verträge nothwendig bedarf, da bleibe die Schweiz nicht hinter 
den andern Staaten zurüd! Auch der Arbeiter auf bem Felde 
der Wiſſenſchaft und Kunft ift feines Lobnes werth, und da Die 
moderne Rechtdentwiclung überhaupt dahin geführt hat, Fremde 
und Einheimifche in der Gefeggebung und namentlih im ges 
richtlichen Verfahren gleich zu halten, fo foll der fremde Autor 
jo gut Schug genießen, wie der einheimifche, 
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Bortfeßung. 
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Altes Thalbuch von Uefern 
(Heberflcht Ne. 161.) . 


Wir geben den nachfolgenden Abdruck nad) bem Driginel 
welches wir durch die gefällige Vermittlung des Herrn Fürſprech 
A. Müller in Hofpental zur Benugung erhalten haben. Das⸗ 
felbe ift ein Kleinfolioband oder vielmehr Heft von 242 Seiten 
Papier in Pergamentumfchlag. Auf der erften Seite fteht fols 
gende Aufſchrift: „Jeſus Maria. 1491. Vormerkt. Das pub 
iſt ein rechnungpuch der erſamen Tallüten von Urſerren. Das 
“man botinn fol vormerken und vorſchryben was den Tallüten 
anligund iſt uß zu geben und uß zu nemen, und alle Ding 
au dem peſtan vorſchryben. Und ift heſchechen am zinſtag vor 
gottis uffarttag anno Domini etc. 91.“ Dieſe Aufſchrift iſt 
indeß von anderer und wahrſcheinlich neuerer Hand als die 
erſten Eintraͤge des Textes; auch find die letztern nicht Rech— 
nungseinträge, ſondern — und zwar bis zur 29. Seite faſt 
ausſchließlich — Gemeindebeſchlüſſe. Daß das Bud 1491 bes 
gonnen wurde, mag indeß gleichwohl richtig fein*), wenigſtens 
geben die häufig im Texte vorkommenden Jahresdaten keine 
Veranlaſſung, etwas anderes anzunehmen. Die Handſchriften 
wechſeln gleich von der zweiten Seite an foriwährend, fo jedoch, 
daß eine und dieſelbe Hand oͤfters wiederkehrt. Von Seite 29 
an folgen ſich Rechnungsnotizen, Genieindebefchläffe und Teere 


7 Bal. à. B. Art. 17 Anm. 
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Blätter in bunter Reihe. Die Rebnungônotigen beginnen oft 
mit den Worten: „Ich Amman Griften ban uögeben, Jh 
Rafpar Bartlime ein Bogt Sant Golumbans ban rechnung 
geben” u. dal. Man fiebt, dad Bud war dem Ammann, dann 
aber auch andern Beamten ftetd zur Hand, um darin einzus 
tragen, was der Aufzeichnung, bedurfte. Dayrit hängt denn 
aud aufammen, daß die Schrift oft recht unleſerlich und das 
ſonſt gute (? Mailänder) Papier ſtark abgenutzt iſt. Später 
Einträge als 1551 haben wir nicht gefunden. 

Unſerm Zwecke gemäß beichränfen wir und auf den Abdruck 
deë rechtlichen Inhalts des Buches, das heißt der Thalgemeindd- 
befchlüffe, obfhon dad Webrige in Fulturgefchichtlicher Beziehung 
fehr viel Intereſſantes darbietel. Die Numerirung der Artikel 
ift von und beigefügt, des Gitirens wegen. Behufs Verweiſung 
auf dad Original find am Rande die Seitenzahlen angegeben. 
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1. Am. erften: So find die erbern Tallüt einigd worden: 
welicher menſch, fröw oder man, dinftfnecht oder maid, frömbt 
oder heimiſch, einen menſchen, weliches iſt py tag oder py nacht, 

uß einem huß rüffet Chineingefegt: oder uß einem gemach) uf 
die gaffen, in dem ernft oder in dem. zörn, das der zu puß 
vorfalfen fy den tallüten 30 phünt. 

2. Zu dem andern: So find die tallüt eins worden: 
welicher talman oder fröw heit roß, ochſen, rinder, küe, kelber 
oder geiß, und de mit tod ſturben, in dem fummer, wann man 
ed im lang8*) ustrybt, und denn ſummer gat, unz das man 
es wider yn muß tun in den ſtal, und wer der iſt, der es nit 
pegrüb, das er den tallüten verfallen fy 5 phund zu puß. 

‚3. Und och in dem winter ftürb, fo fol man. es oh in 
fein waſſer und trenk tun, och py der pub +). 


*) Len, val. Ldb. v. Uri 118. 


+) Diefer als Einfgiebfel rebigirte Sag if dod d 
nad —* An oran fig en Œertes ger ſt A er Handfarift 
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. 4. Zu dem dritten fo find die thllät eins "worden, das 
man .fein ſchwyn von: frömden luͤten ufnäm zu trente: py ber 
puß das er den tallüten verfaflen ſy 5 phunt puß*). 

5a. Mer fo find die: tallüt eind worden, das ein jeder 4 
talman mag by der. nacht hew usgeben und wann ed fun. 
will ift. : J 

5b. Mer fo find 2.2 Wenn einer märft um ma par. gelt, 
gibt er im’d uf den tag nit, ald er.im das veriprochen bat, fo 
mag man fyn gut fheben umd par gelt, als tafredt ifts wär 
aber ſach das er im's füft ſchuldig were nad talérebt, ſo fol 
es dennoch gan in einer fihegung und füllen bte ſchetzer ſchetzen, 
das ſy tunkt das er ſyn houptgut wol hab. 

6. Mer ſo ſind ꝛc.: Alle die vogt ſyend, kirchenfoͤgt und 
ſuſt vökt und die vogtkinder hend, die ſullen alle jar den 
nechſten frönden rechnung geben; wär aber da nienen fründ, 
do ſullen fie. dem ammann und den tallüten rechnung geben. 
Und.ob dad nit gefhed, fo if man berfallen ‚den tallüten 
5 phunt puß**). 

7. Mer x. fo: Welcher talman puhvellig würd, und wenn 
die Éfeger vobdern die puß und er in nüt git die pub: oder im 
die phant nit erlobt, fo iſt er verfallen um .dadstalreht. ” . 

8. Mer. ꝛc.: Welicher binderfaß pußfellig wurd, und! wenn 
die leger vodern die pub und er in es mit git:im.B tagen, 
oder in Die pfant nit erlobt, der fol von dem tal ſweten, und 
nit Fir zu fumen ung er die.puß pegalt. 

Mer 22 MWelicher talman teilfüum füert, wenn "der 
rites einen beißt ein teilfoum reichen, fo: fol, er faun und fof 
in reichen, der fi) im zieht, und ob fem, daß fun teil nit da 
were, der fick im zieht, fo fol: er: beiten, bis fun teilfoum 
fumpt, und eim andren nit den ſynen nemen, und welder ein 
teilfoum nimpt, der fih im init zieht nach marchzal, der fol 
den tallüten zu buoß verfallen umb 10 Hian- guad. : 


Qt 


D per ganze, ‚Sag iſt durqgeſtrichen, witderholt fi ſi $ dann aber 


en j on anderer Hard if, am Œuf der Seite, ‚eigefe t: Ein 
Ammann und tallüt jint eis worden, daß Peiner ets rinderfe fi us 
dem tal tnon zu winteren, by’ 5-gl. buof. 


unfe 
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10. Mer ꝛc.: Welcher ein teilſoum ufuimpt zu füeren, es 
fo uf. den Giotbart oder ab :dem Gothart: gon Befchinen, und 
(? führt) einer: fun foum nit. in die fuft fo ntemant da tft, 


. berfelb ift den taflüten auch unb 10 ß buoß verfallen ân gnad. 


6." 41. Mer x: Dean fi einem ein teilfoum zieht-und nit me 


| 


und einer dar kunt und mer nimt wann fi im uf dad mal 
zieht, der fol mem?) den Lohn laffen und darzuo den tallũten 
40 ß zu buoß verfallen An gnad. 

12. ‚Aber wenn ſich einem ein teilfoum: sieht und er Dar 
funt, fol je einer {bn erfien nemen, der. fih im zieht nad 
marcel, und nit wbter beiten-uf ein vorkeil; wan ſyn foum 
laden und hinweg farn. Und welcher das überficht ifi den tal- 
Aüten 10:8 buoß verfallen ân gnad. 

. . 43. Mer ꝛc.: Welcher für den ftein ab louft oder fort, uf 


‚fon vorteil oder alafanz, fo dick einer füliches tuot, und einer 
berleidet wirt, ift den tallüten 10 ß buoß verfallen ân gnad. 


14. Mer ac: Daß alle die zins habent ynzuziechen ſont 
ſi uf ſant Martistag ynziechen. 

15. Mer ꝛc.: Wellen uf den Gothart fait mit bem ofen 
“nd wyn wil albie füeren, weller me füert denn ein foum ung 
der binberift ouch bat: der ift ver(fallen) 10 ß buog. 

16. Mer.zc: Weller 20 küe wintri yn deit, der fol fein 
lehen me. nemen; weller das Abergiengi ber ift den tallüten 
verfallen 5 gulden buoßt). 

17**). St. ein amman | und tallüt fint eid worden am 


Range. acer: ob einer. ge fal kumdt (7) das er nit !behal- 


ten (2) möcht, fo’ift er: verfallen. 5 gl. kuoß an quad, gehört 
den tallüten. 

18. St 2: Welicher wer fremdt ober heimfh, der eim 
ſchaden bâte in einer matten, der feb mag Die fcheber dar 
fireren, und den ſchaden fbeben, ag A echt dunkt, das fol 
er im abtragen. 15407). ' 


*), enem? jenem, sc. dem er die Ladung vorweg genommen bat. 
#) Bor dieſem Artikel if ein Urtheil von 1491 eingetragen, und 


—F von der nämligen oder einer ſehr ahnlichen Hand, wie die erſten 
intraͤge des Buchs. 


+) Dieſe Artikel ſind durchgeſtrichen. 
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19*). It, 20: Weller der fo, Der im, unferm Land für 9 


anftgBet in den bergen oder in der almeini, das nit ſyn eigen 
ift, der ift pen tallüten verfallen um à pfunt +). 

20. St, 1: Weller der ſy der im unferm tal ein beren 
fat, dem fol man zuo Ion geben von ein jetlichem beren, er ſy 
jung oder. alt, 12. pfunt. 

21. Ste 26: Weller ein wolf facht in unſczm tal, bem fol 


man ge fou geben von ein ietlihen wolf er fei.jung oder alt 


10 gL und yon einem ietlichen (7) ſcheren ein fpagurti (corri⸗ 
girt: 4 angſter). 

22. St. ꝛc.: Weler talman ere, Der me foufti. und in 
baë tal. brechti, es were -rinder fe, ie oder ochfen, me denn 
fier füe ſchwere, der. ift von ein. Ages hopt verfallen pen 
falthtes 9 qu Au, gnad +). | _ 

23. Siehe 4 

2d. I ꝛc.: Daß. ‚nieman keim frömden kouffen noch vers 


fouffen. fol noch mög by 5 gl. buoß An gnad (hinzu cortigirt) 


noch fein gemeinſchaft ban +). 

25. It. 2: Daß nieman dem andern keinn len fie nemen 
fol; e8 ſy denn ſach, daB etlicher vogt find bete, denen mag 
er nemen aber nit sup. im (7) alyem Und wer 24 übergat,.fp 
fol- ex in der buoß fyn, als hab er ze pil inher hiben tt), . 

26. It. 2c.: Weller der fy, es {y ſowen oder man, lnecht 
oder jungfrowen, oder wer er iſt, der ein talfrowen oder ein 
taldochter verkuplati an eins water oder fründen odex eins vogtß 
wüſſen oder willen, der ſelb ft verfallen den tallüten 20 gl. 
buoß An gnad; und wo einer oder eini odex-way rd tuod, und 
8 nié an quot hat, den fpl man ftrafen am Iyb. | 
, 27, SL acc Daß fein: hinderfeß me denu 10. (corrigirt 6) 
füe wintren und ſümren ſollen; und iſt. gl..buof, wer es 
übergat. ‘Des. falben glych fol fein. ſahinder fein, his us Lu 
ouch by der obren huaß. Ä 


ng,’ 


*) Borber ffebt Lu Reqnungseintrag des | Ammanne Shriten, 
mit dem Datum 1492 


» Durdgefriden. 


ten 


0 
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28. It. ꝛc.: Welcher koufman fon guot zum erften in der 
fuft bat, und ein teiler einen heißt‘ ein fonm reichen, der fol in 
reihen, und fol dad erft guot laden, das in der fuft ift. 
Welcher das Überfiebt, der iſt den tlläten verfallen 10 8 buof 
in gnad. 

29. St. 2c.: Daß nieman dem andern füe nemen fol. Wer 
dad fibergat der fol den tallüten 5 gl. buoÿ gen *). 

11:30. St. 2e: Daß kein talman noch talfrom füflen udhin 
gan Ien küe nemen, türer denn am 47: ® lib. und darin fein 
geferd brüchen. Welcher aber das übergieng der oder die fol 
5 gl. buoß gen An gnad +). 

31. It. ꝛc.: Weler der fy, den der teiler heißt ein teilſoum 
reichen und einer das nit thet am erſten oder am andren tag 
wenn ed im kund tan wirt, fol er verfallen ſyn den tallüten 
um 10 6 ân gnab. 

32. St. à: Daß nieman unfer tallüten nierien (?) fein 
foften no (? noch) ſchaden mwellen geben, und ift fer mad (sic) 
im 9, jar. Chineingefept:) Und welcher koſten eim verheißt, der 
iſt verfallen 5 gl. buoß den tallüten. 

33. St. ꝛc.: Wer ber ſy, ed ſy from oder man, der eim 
ſyn dienft abdingati,; es fugent bingef knecht oder jungfrowen, 
oder mäder oder wie das iſt, werd uͤbergieng, der iſt den tal⸗ 

Nüten gefallen 5 Kb. An gnad. 

34. It. as Daß die tallüt ſonk und wellent 
und ſchaden ban, wo es kem, daB man fülti richten Aber vas 
bluot, Und ift das abgeftelt und gemach (t) in dem’ jar als 
man: zalt 1510 jart). 

35. St. 2e: Daß fein talman me fol yndar touffen und 
nf die almeine tryben, denn 5 küe ſchwere, byn gl buoß, er, 
fouffis oder tr -wintrid uffer dem ial F)y.  “ 

36. St. Und 20 geißnöffer mag einer ton; nit wie, ouch 
by der obren buoß, von ietlidem noë 5 gl. -- 

12 37. St. 22.: Wo ienen fein frömder, es fy frot oder man 





—— 


*) Durdgcfriden, ſtehe übrigens 25. 
+ Durdgeftriden. 
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arbte oder geerbt heite in unferm tal, der ſols ferfonfen in 
jar und in tag menn ed ime ift fünt tanz; wa das nit befchedh 
fo went die tallüt ferfouffen. 

38. It. ꝛc.: Welcher fäumer der ein frömder ift, der fol 
zur erften nach(t) ein krüzer ſchuldig ſyn von einem ros, wär 
er me denn ein nach(t) hie, Vo fol er 1 6 gen, als menge 
nacht) er bie belypt mit den voffen. (Am Rande ftebt: 
Iſt nit.) 

39. St. ꝛc.: Daß al die fel oder buoßen föllen den tal⸗ 
lüten fallen, und ein fleger, der denn darzuo geornet würt, der 
fol denn die berechten, die denn ferleider fint, und die buohen 
ynziechen; und iſt ſyn Ion 10 lib.+) 

. St. ac: Daß nieman fol höwen uf der almeine for 
mitten (eorrigirt: yngendem) ougften, bin 5 gl. buoß, aber den 
mag ein ietlicher talman 2 meder fiden, wa füe gan; und 
wa füe nit mögen gan, mag einer fbiden wie fil er will (von 
anderer Hand ift hinzugefegt:) und wenn er wil mag er hewen 
wo nit küe gan mögen. 

41. St. ic: Daß wenn ein amman richten wil, und ein 
weibel oder ſyn botten eim talman das ferkünt, und er nüt 
korſam derſelb iſt ferfallen um das talrech Ch) und erlos; 
und iſt beſchehen im 22. jar. 

42, St, Wenn ein amman und’ tallüt einen fhiden und 
in botfchaft wys und es nüt tuot, ift in der obren buoß von 
dem thalrecht. 

43. It. a: Daß wenn ein Dienft us dem jar fonft An 
urfäch, da mag ein meifter eim dienſt den lon geben oder nit. 
Iſt gemach(t) im 22, jar. | 

44. St. act Daß mern einer wil füeren den teil, der fol 
in anfagen zuo mitten meyn und zuo fant Gallen tag. Und 
weler das nit tuot, dem fol man des felben jars nüt me 
teilen. Und iſt beſchehen im 22. jar +). 

45*) St. Ein amman fol ſchweren am Langen Acer denzu 


1 —8* | 
WR —51 befinden fit auf einem loſen late, des der 
Sérift und dem Suhalt nad hierher, vor Urt. 52 F., gehört 


10 | Rechtsquellen von Uri. 


toflüten zum evften eind tal8 nub und eer, und ier nuÿ fürdren 
und ihr ſchaden wenden, und foll fiten und richten nad dem 
göltlichen (sic) billihen rechten, und dad nit Ian noch durch 
lieb noch burd leid, nod Durch mied noch durch miedloan, noch 
durch früntſchaft noch durch viendtſchaft, noch um kein guot. 
Und wenn ein urteil. welte gan, die im nit billich füdte, fo 
mag er uf flan und die wyter züchen. „Und fol auch beſchitzen 
und beſchirmen witwen und weiſen. Und wer zuo im kont 
und ſyns rats begeret,. es ſy frömpt oder heimſch, rych oder 
arm, dem ſol er raten als wyt im ſyn vernunft bewyſet. Und 
was für in font, das für rat gehört, dag, für rat bringen, und 
was für ein gemeint gehört, dad oud) für ein gemeint ze brin- 
gen. Und das alles fol er halten trülich und ungefahrlid. 

- 46, Ein Weibel fol ſchweren zum erſten eins tals nutz und 
exe und ier nutz fürdren und ier ſchaden wenden, und eim 
Amman und ſinen botten gehorſam ſyn, und das mer für' das 
mer gen und das minder für dad minder, es ſy an gericht 
oder an gemeinan. Und was in düchte, daß da were fuͤr ein 
Amman zebringen, das ſol er für ein Amman bringen. Und 
ſol er auch den rechten lon nemen. Und wa er wyter müeste 
ga denn gen Realp, Hoſpental, Andermatt oder in andre dörffer 
in unferm tal, fo fol-er fim felber ein zimlichen Ion fhöpfen. 
Und fol pfand gen, dad ſich dem gelt glyche, und weder blints 
no lamp noch fuld. noch brefthaftigs, fo fer er fit verftad. 
Und wenn und mo die Nün richten oder im rad werent, fo 
fol er vor der tür ftan und luogen daB nieman lofe; und wenn 
er etwas bôrti, baë fol er. nit ufſchlan, und wo er das uſſchluge, 
fo wer er erlos. Und ob er ienan Fein mishellig hörte oder 
ſtöß, da frid uf ge nemen und under tregen als fer er dad ver- 
mag. Und mer der von im rats begert, eg ſy frömpt oder 
heimſch, rych nder arm, dem fol er raten und helfen, ald wyt 
im fon vernunft bewyſet, uf den rechten weg. Und die ud 
alle uit lan. noch durch lieb noch burd ‚Leid, noch durch mied 
noch durch miedwan, noch durch früntfchaft nod duré vient: 

ſchaft, nod um fein guot. 
242 47. Die Nün follen fehweren ein tals nutz und eer und 
ter nutz fürdren und ir fehaden Menden, Und was für xab 
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oder für ein gemeint gehört, Das fürgebringen, und was ineim 
heimlichen rad gehandlet wirt, dad verſchwygen und nit. u 
fhlan, und wo er das usfrhlüege, fo ift er erlod. Und (oi 
figen und richten nach, dem götlichen blofen rechten und dad 
nit fan noch burd lieb noch ze. (Formel wie oben.) Und fol 
ouh die urteil nit uéfdlan, unz daB ein Amman oder dem e8 
geheißen wirt usſchlat. Und wer ſyns rats begert x, (Formel 
wie oben.) 

- 48. Die Pfandſchetzer follent fchweren, daß fy nit follent 
fheben weder blindé noch lamps noch fuls noch preſthaftigs als 
ver ſy ſich verftand. Und eim ietlihem fheben, daß ſy dund, 
dad er dad fon wol beig. Und dad durch niemands willen Lan, 
ais ob gefchriben. 

49. Die Wynſchetzer follen ſchweren den wyn ſchetzen, nach 
dem ſie dunke, daß der wyn wert ſy; und eim als dem andren 
und das durch niemands willen lan, wie obſtat. 

50, Die wirt fſoöllen ſchweren gum erſten mal, ieder man 
gen eſſen und trinken umb ſyn gelt, wer Da lompt, ex fn frömpt 
oder hejmbſch, rych oder arm. Und den wyn laſſen kelyben, 
wie er geſchetzt wirt, und in mit verendren mit geferden; wo 
er in aber verendreti oder mer darunder teti, fo fol er in uf 
ein nüws laſſen fibebeu, Und menn eim ein wyn wirt gefchept, 
denfelben usgen und nit wider verſchlan, Und. die wirtin 
follent loben. (Bon anderer Hand hinzugefebt:). Und alé did 
einer das übergat, der ift verfallen à gl. huoß. 

51, Die leger fôflent ſchweren zum erſten, jeder man zu 
beflogen, was inen verleidet wirt Chineingefepts ader felber feben 
oder wüflen) und das durch niemants wien underwegen lan, 
und dem nghgan all manet, wenn (y das vermögen an 
eim Amman und an ein gericht. Und die buoßen ynziechen 
was den tallüten gehört. | 

92 Der Underteiler fol ſchweren zum erften, ge teilen eim 
ietlichen fon ſom, der im ziet, und menne die fouflüt ein andren 
nit besiehent in der fuft, fo mag er von 5 fouflüt von eim 
ietlichen ein fom nemen und den fechöten foufmau laſſen faren. 
Wenn es aber ein ander beziecht in der fuit, fo fol er vou 
allen nit me denn ein fom nemen. Und die halben fom füeren 
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und’ die halben fürleiti ouch nemenz; und mad ben tallüt gehört, 
e8: ſy fürleiti weggeld oder fuft gelt oder was den tallüten ge 
hört dad pnaiehen und mit laffen für faren unbezalt, als fer 
er vermag. Und was gelts im wirt von den fouflüten, bas 
gelt denen laffen werden, die dad verbdienet bant, e8 ſy goft 
oder filber; wo fy aber nit bettend ze wechflen, fo mag er dad 
fürer wechslen trülich und ungefarlich. 

53. Der Oberteiler fol fchiveren jeder man gen lon und 
fürleite das im guogebôrt, und das gelt wie im wirt von den 
fouflüten denen laffen werden, die e8 verdienet bant. Und 
weggelt, fürleiti, fuftgelt oder was den tallüten gehört, das 
ongieben und nit laflen für faren unbezalt ald ver er das 
vermag. Und halb füm und halb fürleiti felber nemen. 

54. Die tallüt föllent eim Amman fchmweren, dem Amman 
und fynen botten geborfam fyn, und in zebefhügen und bes 
firmen, und des tald nub und er und ier nub fürdren und 
ſchaden menden, und dem Amman helfen richten nach dem göt- 
lichen rechten. Und ob jeman etwas borti, das für vab oder 
für ein gemeind bürti, das für bringen. Und. wo jeman ges 
Borti etwas mißhellig, da frid uf je nemen. 

14 55. Die binderfegen follent fbiweren, eim Amman und 
fonen botten geborfam fon, und des tald nub und er und ie 
nutz furdren und ier ſchaden wenden und wa fy etivad miß⸗ 
bellig gehörtent, da frid uf ze nemen. 

36. St. ein Amman und tallüt fin eins worden am Langen 
cher daß ein jetlicher, der den teil füeren wil, der fol in ans 
legen, wenn man ein Amman feb, und in- der “feilerfrag, fo 
fol er in füeren bis zuo fant Gallen tag, und denn von fant 
Gallen tag bin fol einer in füeren wider bid man ein Amman 
fes, forbebalten goté gwalt und herren gwalt. Und ift gemadt 
im 21. jahr. — (Zufaß, der indeß wieder durchgeſtrichen ift:) 
Dder ein mag in deil fon nad fant Johans tag ober uf den 
winder ſimen und judas tag-'ob einer wil. 

57. St, ꝛc.: Daß nieman’ in unſerm tal fol ſpillen feinerlei 
fpil an- einem zwölfpotten abent nach fyrabent' svt, und an 
aller Unfer Frowen abent und tag, wie obftat, und am famd 
tag nach furabent, und zwüſchen der alten Faſſnach : big zu 
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Pfingften. So di einer dag übergat if. ferfallen den taliter 
5 lib. buof. 

58. St. ꝛc.: Da ein ietlicher unſer talman mag als fl 
alg 8.füe uf unfer almeine tryben, am langfit, er neme,fy um, 
zind oder er Pouffe fo. Me. mag. einer fouffen ein. roß und ein 
ox .... Und bifers vech ſol feiner an ſant maritzen tag. . 
wenn man überſchlat uf eigen tryben (hineingeſetzt: er mel «4 
dann wintren des: felbigen.- wintere) funder uf der almeine ban. 
Und kein fuo dürer nemen denn um 4% lib...bei.$ gl. buoß 
von eim. ietlichen houpt. Und iſt beſchehen an ſant maritzen 
tag im 25. jar. It. Welcher deren etlichs koufte nach mittem 
winter, der ſol dar nach ſo fil deſter minder kouffen oder um 
zins nemen. Eé mag auch einer: 20 geißnöſſer kouffen, und 
ouch nit me, bin der obren buoß, von einem ietlichen houpt 
> 91.4) 

ù 59. 'It. Te Daß niemen unſer tallüten ſoll fein rinderfech 15 
tryben in unfer tal über den Gothart. har, weder koufts oder 
um zins, bin 10 gl. buoß pon einem ietlichen rind+). 

60, St. 3: Daß kein talman, er ſy wirt oder nit, me*) 
denn 4 füe heuw kouffen fol in einem jar bin 5 gl. buoß. 
Und if befchehen im 27. jar. 

St. ꝛc.: Daß fein wirt in unferm tal fein talman 
me —* 5 ß fol ufſchiahen bin 5 gl. buoß. Und ift beſchehen 
im 27. jarr). .. 

62. St. ꝛc.: Daß ein ietlicher unſer tallüten, welcher, Tenfüe 
tryben oder nemen wollen, daß ein ietlicher mit fyner eigenen 
perfon fü nemen fol, und niemen. anderd weder froͤmd, bin 
5 gl. buoÿ. Me fo fol feiner unfer tallüfen feinem lenberren 
feinerlei abfouffen, oud bin 5. gl. buoß. Und feinerlei fünd 
dar in fuochen noch brüchen. Und ift beſchehen im 27. Jar im 
22. tag (2) bradots +). 

63. Gt. 2: Wenn einer an einem langi oder. im fummer 
fech in fyner matten funde, fo mag er ed pfenden; bon ein roß 


#) „Oder nit, me {ft durchgeſtrichen und darhber hineingeſett: 
mag er "6 fe Böm Fo nffen. 
+) Sämntii® dur Dgefriden. 
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‚. 24. It. ac: Daß die frömden fümer von. Orgels (Airolo), 

wenn ſy wellen und es finden, heuw kouffen bim ſtock ſynen 
offen, fo fil er denn manglet in unſetem tal. Und iſt beſchehen 
im 26. jart). 
. 75, St a: Ein ietlicher, der der taflüten wagen entlent 
pou dem. weger der fol ſy der felben nadt wider antwurten 
dem weger. Und wer dad nit tuot der erften nacht der ift 
ferfallen 10 8 buof den tallüten. Und iſt beſchehen im 
27, jar. 

7%. It. 20: Daß ein ietliher talman 8 fuo mag um 
sind nen und 2 Tuofchivere fouffen, Und welicher me foufte 
oder um zind nem, denn mie obflat, der if den tallüten um 
5 gl. buoſch ferfallen ?. 

77. St, 2e. Welicher talman oder hinder (ſeß), der bin uns 
ſeshaft iſt und ein tolgen treit, der ift den tallüten ferfallen 
um 5 gl. buos oder an einer kilwi oder frömt füten geſelſchaft 
zetuon +). 

21 ‘78, tic: Wenn der oberteiler einen heißt, ein foum 
reihen, und fol ben rien, der der feiler einen heißt, und fol in 
nit me dann über nadt Ian, und mo er nit den rechten neme 
oder lenger lied hie belyben, “der if 1 gl. zuo buos verfallen 
und den lon. | 

22 79. ta: Daß ein ieplicher talman mag 10 fuo um 
zind nen und 2 fuofchiveri kouffen, und welen das übergieng, 
der ift ben tallüten verfallen 5 gl. huos, und von einer kuo 
2 gl. zins ge ..nfen, und von einer oſchental kuo 40 Œ 
feö, und welen das über (gieng) ift .vervallen 5 gl. buoß, und 
fol in dry jaren nit geendert werden noch kein Ammen für⸗ 
bringen. 

80. It. ꝛc.: Wenn ein gun eim ſticht mit eim bolzen 
(? bolgen) ſo iſt er verfallen 10 gl. buof an gnad, und gehört 
die buoß den tallüten. 

24 8. St. ac: Welicher talman ein frowen nem uffer dem 
tal und er flurbe, fo mag die frow das talreht bruden und 
nießen wie ein ander alftom, ‚fo or oo L ſich fromtlich und 


» Durégefrigen. u Led. 
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erlih halte, und mag das niefen, nugen und bruchen, die wyl 
ſy an man iſt. 

82. It. x: Welicher talman uf den gothart, fol einer nit 
me dann ein foum laden, das da zuo fürleite gat, bis dad 
der bindrift ouh bat. Und oud nieman fuor tag für ofpental 
ufin faren for tag, dem guot 3’ bienft, e8 ſy was guots da 
funt; und welicher das übergat, der ift den tallüten 20 ß zu 
buofch ferfallen. 

83. It. 2: Welcher dem weibel in bant verheis, einen 
zuo bezalen, und in nit begalt wie er ims verheis, der ift den 
tallüten 5 gl. buofch verfallen An gnad. | 

84. It. 2: Das die alte zind forab font gan, ob einer 
nüm zind machen mwalti, und fol eim (hinzu corrigitt: nit) 
befondren ſtuck uszeichnen for abrächnen, was uf eim guot fyg, 
und darnach druf feben. u 

85. Gt. Din Herren heint verornet, weler die fünfzechen 
Welle ban, der fol 15 ß for yn legen. | | 

86. Ft. Ein Amman und taflüt fint eid worden am Langen 26 
Aer, daB man keinerlei fpil tryben fol nach betglogen, weder 
frömt nod heimſch by 5 gl. buos. | 

87. It. 2: Daß keiner für den andern fol lenfüo nen, 27 

dad erim ein genamd darvon gäb, oder er med (? mache) mit 
im gewinn und ferlor. Ob einer obergieng by der alten 
buos. 
88. It. ꝛc.: Welcher rinder in unſer tal trypt und das 
gelt nit leit, was man denn eim rind zuo leit und er das ſelb 
gelt nit leit, äb er die rinder uf die almein ſchlat, iſt 5 gl. 
buoë verfallen den tallüten. - 

89. It. ꝛc.: Welfer im teil ift, der fol ein roß uf den 28 
teil babema (daheim) han, oder einer het denn fonft verfchaffet, 
dad ſyn fom ververget wurdin. Und wo ein dad übergat, ift 
vervallen um 5 gl. buos. Und teiler einen heist die fom 
ververgen und in nit füert, was der deiler müeft zuo bem 
fom gen, fol der abträgen, dem der fom zieht. 

90. Zt. a: Daß feiner fein ungerinte ſchwyn fol lan 
loufen, von iezlih 5 ß buoß, und fein ſchwyn in dörfferen 
us lan by der obren buos. 

Zeitfchrift f. ſchweiz. Recht. M. 1. (2) 2 
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94. Gt. ꝛc.: Welcher den (N teilen fom nit felber fürt fol 

us des halben jar ud dem teil fyn. 
| 92. St. ꝛc.: Wo eim roß under dem teil erlament, fo fol 
der teiler die wyl (9) fürleiten. 

30 93. St. ac: Daß einer fein feh fol us dem tal 3e 
mindren lan. Und weler das übergat, ift verfallen um 5 gl. 
buos. 

94. St. 20: Daß ein talman nit me dann 30 geiß nöſſer 
uf die almein ſol ſchlahen, oder ein winterti die geiß daheimen, 
fo mag er die gitzli ſommeren, die er von inen zieht; und wer 
das übergat, ift verfallen 1 gl. von einem no. 

95. St. a: Daß man die roß binber dem zil fol ban, 
ußverlan zwei vof dem teil ze bieft....... #) mad einer 
mebet (9 me hei), der fol nider dem zil ban für zwo nadt 
bin. Und einer das übergat, ift almal um ein halben gl. 

buoß verfallen. Und nit den zwo heiluo oud by der obren 
buos. 

96. St. ꝛc.: Daß keiner in unſerem (tal) fol emden, by 
9 gl. buos, An gnad. Und fol 5 jar das gemacht belyben. 
Beſchen 1544 jar. 

32 97. St. ꝛc.: Daß ein ieglicher talman mag 10 füe um 
zind nen, und von einer (?) heimfcher fuo 2 gl. zind, und von 
einer oftentalarer **) fuo 40 TE Fed und 2 Tuofchari (ſchwere) 
fouffen. Und weler das übergat, ift verfallen 5 gi. buos An 
gnad. Und fol das gemächt belpben dry jar und fol fein 
Ammen fürbringen ze enderen. Iſt gemacht im 43. jar. 

98. M. 2: Ob einer einen mit eim bymäffer Iyblos tät, 
das fol im für ein mort gerechnet werden. 

99. St. 2c.: Daß einer ein ampt nit me denn zwei jar 
fol tuon. 

100. Ft. ꝛc.: Daß eins finder an vatter und muoter flatt 
fot erben, weliche elish fint. Und fol man in 5 jaren nit me 
fürbringen bin 5 gl. buos, und ift gemacht im 49. jar. 


*) „mar lau Loff” (? mag en laſſen lauf 
der ghde * eben Heinen, Beren Fan in kom 


”*) Gféenthaler. 


die Worte, die in 
der HA 
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104. SE ze: Daß fein binber(äf fol und mag uftryben 
me denn. 6 küoſchwäre, und fol auch nit me dann 2 roß ban, 
gat im ab an der zal wie ob flat, Und ift gemadt im 
49. jar. 

102, It. x: Daß einer oder eine ir guot mag enwag 
fhenfen, mo und wen er wil, vorbehalten ſynen nechften erben 
nit, und den briefen unfhedlich+). 

103. It. ꝛe.: Daß einer oder eini ir guot mag anmweg 
gen oder fhenfen bin gefunden iyb, doc nit ſynen nochften 
fründen als. fil fy we. . .+) 

194. St. zu: Daß fein talman fol me denn 5 roß uf 
unfer almeine flan, und welich ed übergat, der ift den tallüten 
zuo buof verfallen (sic). 

105. St. ꝛc.: Was für hinderfäß fint, die follen von ir 33 
oberfeit bringen brief und figel, wo bar er fyg, oder wer et 
ſyg; und wo er ed nit bette, fo mögen Myn Herren in da bin 
richten, wo er bar fon ift. 
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Borbemerfung. 

Wie fon in der im vorigen Hefte gegebenen Weberficht 
(No. 162) bemerkt wurde, ftimmt Diefes Thalbuc großen 
Theild mit dem Urner Landbuch überein. Und fo weit: diefe 
Uebereinftimmung gebt, befchränfen wir und im nachfolgenden 
Abdruck auf bloße Citation der entfprechenden Artikel des Lande 
bus, daran erinnernd, daß untergeordnete Abweichungen ch 
bei jenen Artikeln bereite angemerkt finden. 

Aud für diefes neuere Thalbud haben wir die Benupuny 
des Archivexemplares der Gefäligfeit des Herrn Fürſprech 


D Durggefeigen. - 
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A. Müller in Hofpental zu verbanten. Dieſes Archivexemplar ift 
indeß, gerade wie dad Archiveremplar des Laudbuchs in Altorf, 
nicht das urſprüngliche Original, fondern eine im Jahr 1740 
gefertigte neue Ausfertigung deffelben. Es ift ein fchöngefchries 
bener Folioband, welcher außer dem Thalbuche noch die fpätern 
Thalgemeindsbeichlüffe von 1607 bis 1739, umd von neuerer 
Hand diejenigen von 1740—1746, eine-Sammlung von Raths⸗ 
befhläffen, ein Verzeichniß fammtlicher Archiv » Urkunden und 
Anderes enthält. — Einen nad, Orthographie und Wortformen 
ältern Tert haben wir dagegen in einer fon vor längerer Zeit 
der Zurläubenfihen Sammlung in Aarau enthobenen Abfbrift 
vor und, Ob Zurlauben noch dad Original felbft zu Gebot 
geftanden babe, können wir nicht mit Gewißheit fagen, aber 
e8 tft ſehr wahrſcheinlich, indem nicht nur die Blattzahlen am 
Rande angegeben find, was zur Bermeifung auf eine bloße 
Copie faum gefchehen wäre, fondern aud die Schreibweile und 
Sprache des Textes, fo viel wir wenigſtens darüber urtheilen 
fünnen, zu diefer Annahme flimmt. Wir haben deshalb diefe 
Abſchrift dem Drud zu Grunde gelegt. — Beide Handihriften - 
ftimmen übrigens in der Sache durchaus überein bis auf Dies 
jenigen Abweichungen, welche wir bei Art. 108 u. ff. ange- 
ben werden. | 

Die erneuerte Durchfiht des Thalbudes veranlaft uns, 
noch über die Entftehungsart und Entſtehungszeit deffefben hier 
dem früher in der Weberfiht Gefagten eine Bemerkung beizu- 
fügen. Die Uebereinftimmung des Thalbuchs mit dem Land 
buch von Uri läßt keinen Zweifel darüber auffommen, daß nicht 
das eine aud dem andern entnommen fei, und nach dem polis 
tifchen Verhältniß von Urferen zu Uri ift ed auch ganz ficher, 
daß jened ed ift, welches fein Geſetzbuch von diefem entlehnt 
bat, und nicht umgekehrt. Und doc zeigt das Thalbud viels 
fad eine urfprünglichere, fürgere oder aud ungeordnetere mehr 
den gelegenheitlichen Urfprung verrathende Redaction ald das 
Landbuch. Man vergleiche biefür 3. D. Art. 15 und 16 des 
Landbuchs mit Art. 17 und 18 des Thalbuchd, ferner Art. 17 
des Landbuchs mit den dafelbft angeführten Art. 15 und 44 
des Thalbuchs. Auch ift ed auffallend, daß das Thalbud von 
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der fuftematifch richtigern Anordnung des Landbuchs ohne fibts 
baren Grund abweicht. — Eine Erflärung diefer Räthfel glau- 
ben wir in ber Bermutbung zu finden, daB nicht die gegen- 
wärtige vom Jahr 1607 oder 1608 berrübrende Redaction des 
Landbuchs, fondern eine ältere, für und verloren gegangene, 
dem Thalbuch gu Grunde liege. GS ift fbon in der Ueberficht 
darauf bingewiefen worden, daB die Œriftens einer folchen 
ältern Urner. Sammlung vorausgefept werden müffe, und bier 
hätten wir alfo eine indirecte Ueberlieferung aus derfelben. 
Wenn diefe Bermuthung richtig ift, fo dürfte dann wohl aud 
die Entftehungdzeit des Thalbuchs eher in die zweite Gälfte 
des 16. al8 erft in das 17. Jahrhundert gefebt werden. 


Art. 1 = Art. 1 des Landbuchs von Uri. 
# 2 = w 2 .? #? 0 # 
w 3 = w 3 " " " [à 
n 4= , 4 , " „on 

5 = 


5 

Art. 6. Wir haben auch aufgeſezt, welder alfo im früden 
banblete, aufnähme oder Anforderete, und darumb fein leüb ver- 
legt murde, daß dan der täter oder. der da verfchuoffe ime ützit 
getan wurde, das foll getan fein ald in einem früden, und auch 
alfo geftraft werden. Und foll jeder talman den andern leiden 
bei dem eid. Wer aber daß einer (der) früd forderete oder aufs 
nähme vom läben zum tod bracht wurde, dad Gott wende, ed 
wär danzuomal oder darnach, von der fad wegen, und dad 
fundtlich wurde, der foll ed in aller maß getan ban, alé er in 
ermördt habe”). 

Art. 7 = Art. 10 des Landbuchs von Uri. 

Art. 8 Wer früd brâde, daß einer mundt wurde, und 
den angrüff däte, und in prefthaft an dem leüb machte, der 
fol aud um die obgemeldte**) buoß verfallen fein, und foll 


) Bol. Lob. von Uri 8. 
+) Die im Art. 3 erwähnte Buße #3 08. 
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fürbin treülos fein und feinen worten nit mehr zuo glauben 
fein *). 

Art. 9. Welcher früd bräcde, daB er einen gar zuo todt 
ſchlüoge, oder wie er in leAblod machte, davor Gott fei, ab 
dem fol man richten zuo feinem leüb und guot, ald zus einem 
offnen mörder, ohne qnad. Es wäre dan, daß er fundtlid 
möchte machen als rächt ift und bernad bife gſchrüft weüst, 
daß e8 von anderen fachen wegen beſchächen wäre, fo fofl man 
im früd geben umb den frieg, e8 were wunden, todtfchlag oder 
wie ed were, ob er fih umb früdbräden oder umb das mort 
am rächten verfpräcdhen welt**). 

Art. 10 = Landbud von Uri Art. 13. 

Art. 11. Wer früd gibt, der foll auch früd haben auf- 
rächt von feinem wübderfäcer. Ed wer dan fach, daß fein wüder⸗ 
fächer möcht darbringen wie rächt ift, daß er von ſolchem früden 
nit gewißt babe. , 

Art. 12 = Landbnd von Uri, Art. 14. 


" 1 3 = " u " " 19. 


" 14 = " AL (1 " 6. 
„ ASfiebe „ "un 14 
16 = 7 


7) n # " n . 

Art. 17. Wir feind yberein fomen, welcher mit dem an- 
deren in früden fombt, und berfelbig eintweder oder ietwederen 
dem anderen fein eügen haus oder zinshaus oder winkel verbutt, 
und der frefendlichen daryn gienge, der foll den früden brochen 
ban. Und welcher nun weiter dem anderen auf fein fchand 
und Jafter zuo feinem weib, muoter, dochter oder ſchweſter 
gienge, und mit fündtlichen worten oder merfen mit inen zuo 
fhaffen, der fol nit allein den früden gebroden han fonder 
fein früd mehr haben. 

Art. 18. Wir feind auch übereintomen, welcher einen 
findet in feinem haus oder in feinen winklen oder anderft wo 
auf feiner ſchand und fafter bei den gemäldten vier perfonen, 
was einer ime darumb tuot, foll er ime darumb geantwortet 


+) Bal. 206. v. Urt 11. 
*+) Bal. Ldb. von Uri 12. 
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haben. Wo aber der mifbanbler difes ytzit däte, das foll er 
gethan han ald ob er in ermürdt hette; und welcher mißhandler 
alfo funden würdt und entrunne und entwüce, und warn 
dan der funden wirt, fo foll man im früd fhaffen oder geben *). 

Art. 19 = Landbuch von Uri Art. 

„ = , „um A. 
21 = 30, 

Art, 22, Welcher sud, tot der were, beimbid oder 
frömbd, zornigklichen wider fein wiberſacher in ze hawen, 
ſchlagen oder ſtächen, der ſoll der einigbriefen ab ſein. So 
aber beide gleich zuckten, ſo ſont ſy beide buoßfällig ſein. Und 
als mancher in ſolchem ſtoß zuckte, da ſol dan ietlicher umb 
die buoß verfallen ſein. Desgleichen, welcher in einem ſchümpf⸗ 
oder lährwerk zuckte, der iſt auch die buoß verfallen, namlich 
gulden 5, dem tal ein drüttel, und dem Amman ein drüttel 
und dem Klöger ein drüttel. 

Art. 23. Welcher yber den andern ſtein zuckte und wurffe, 
der ſoll dem tal umb 3 gl. gefallen fein, und ſoll ein jeder den 
andern leiden bei dem eid, er möge dan bewähren, daß der 
krieg an im angefangen ſyge. 

Art. 24 = Art. 26 des Landbuchs von Uri. 

= y 1 9 m k v 


n 

Art, 29. Es fol feiner umb fein tauffte ſchuld den an⸗ 
deren mögen verbieten; darum ſoll ein talman fragen, ob er 
ſein rächten ſchuldner ſei, und er ſpricht ja, und ſich aber erfindt, 
daß es ein kauffte ſchuld iſt, der ſoll 10 F„buoß verfallen fein. 

Art. 30. Wir habend auch angeſächen, als dan bißhar 
den leuten ſo krank wurdent vergunnen worden iſt, daß der 
Talamman oder fein Statthalter und der Weubel ein auß⸗ 
wendig dem Dorff an der Matt und im Dorff vor den heüferen 
auo grücht gefäffen feint, iff von und angefäden, daß folches 


— 





2) Bu Art. 17 und 18 vgl. Art. 47 birtna und Met. 15 und 16 
des 20b. von Uri. 





24 echtsquellen von Uri. 


fürhin auch wol mög fein, tan einem dad vergunnen wird, 
doc daß der franf obn heben und obn fieren aud dem haud 
an offne ftraß gahn mög; berfelb menfch mag wol simlid ges 
mächt und gaben geben. Jedoch foll ed den nächſten fund 
getan werden. Wo dan follih gemäd mit rät ungefarlid 
nit gewendt wirt, fo fol ed danethin in frôfften bleiben. Jedoch 
den erben uffert lands ift man mit ſchuldig ſolches funt ges 
tuon*). 

= Art. 41 deë Landbuchs von Uri. 

" 32 = n 45 n u u ” 

„3m. 47, 

Art, 34. Welcher einem zuoredt, baf et in entſchlagen 
muoß, daß die XV ime ein ſtraf auflögen fünt, es fei umb 5, 
umb 10, umb 15  biß auf 5 quiden, nachdem die zuoredung 
ſchwer oder liecht ift und die XV billich bebunft, tuon mögen. 

Art. 35 = Art. 50 des Landbuchs von Uri. 

Art. 36, Mir feind ybereind fomen und bant angefächen, 
Wan die Klöger grücht manglen, fo fünt fy zuo dem Am- 
man fomen und ime angeugen, wievil ſy zuo richten haben, 
und ob die fahen vor die Fünfzächen oder Siben gehörent; 
danethin foll der Amman die Richter befhifen, inen richten; 
aléban follent die Klöger denen fo buopfällig fint den rächtötag 
verfünden und fürbieten laffen. Welche dan nit kämen auf 
den tag, als inen fürbotten ift, der foll dan umb die buoß 
fo jeder verfallen oder verleidet ift buoßfällig fein; er bringe 
dan für, das zuo rächt genuog fei, daß ine ehehafte not gefaumt 
babe, das foll in banguomal fbürmen und nit fürer; und foll 
ime aber ded rächten geborfamb fein bei der peen wie obftat. 

Art. 37 = Jrt. 56 des Landbuchs von Uri, 

LU = „ 60 " W " "n 
n 9= , 43 , | 

Art. 40, Wir band angefähen, daß ein ftaw mit ires 
vogts vergünſtigung die morgengab wol wüder geben mag**). 

Art. 41. Wir hand auch angeſächen, daß alles frawen⸗ 


+) Val. Art. 44 des Lob. von Uri. 
**) Val. Art. 41 des Ldb. von Uri. 
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guot fol beuogtet werden fo in unferm tal gelegen ift, die 
frawen fygent im tal oder uffert dem tal gefäffen. Es fy dan 
fad daß fy ein talman babe, der darzuo nug und guot fuge. 
Und foll der frawen guot bei item ebeman weder fchweinen 
nod wadfen, was guobradt guot ift oder ererbt guot*). 

Art. 42 = Art. 61 des Landbudé von un. 

— 43 = ( 62 u " u 

„ 4fiche, 17 , un , Gepter Ga.) 
nr = y» 31», " " 
n 46= , 38, u 

Art. 47. Welcher einen funde in feinen winflen, auf fein 
[hand und lafter, und ime die verbotten weren, was einer ime 
darumb tuot, foll er geantwortet haben; wo aber der, ver 
afunden wirt, diferem ützit däte oder leüblod machte, der foll 
das getan haben, alé ob er ine ermördt hette**). 

Art, 48. Welcher funden wirt und entwüche, fo fol im 
früden geben werden. Ob er ſich über folchen früden der pers 
fonen weiter annähme, der foll den früden brochen haben ***). 

Art. 49 = Art. 71 des Landbuchs von Uri, 


a =, u “u 

n = , 7, u 

„ 2=, 714, " nm 

n = y» 05, " CRE 
= 76 


[ w 
Art, 55. Wir feint übereind fomen, welcher buopfällig 
würt in unferem tal und ime der fleger die buoß nit verfündt 
ebe daß der Amman am Langen Acker in Ring trütt, der ift 
der buoß entgangen veëfelbigen jahre, vorbehalten was ehr 
antrüfft, da8 mögen die flôger nach dem Ammanfag rächt⸗ 


fôrtigen. 
Art. 56 = Art. 80 des Landbuchs von Uri. 
. 7=, 81 , " CE 
n 9% = op 87 , ” nn 


*) Bgl. Art, 115 und 116 des Ld6. von Uri. 
”) Bal. Art. 17 und 18 bievor. 
») Bol, ibid, und Art. 16 des Ld6. von Uri. 
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Art. 59 = Art. 88 des Landbuchs von Uri. 
" 60 = ” 89 
„ 61 und 62 fiche "art. 97 des Landbuche von Uri. 

Art. 63. Wir ſeint übereins komen, welcher der ſei der 
in unſerm tal feüwr anſtoßt in den bergen oder almeinten auch 
an orten da möcht ſchaden daraus erfolgen, der iſt dem tal 
5 buoß gefallen”). 

Art. 64 W. ſ. ü. k., welcher nun fürohin, er ſei talman 
oder talweüb oder unſer hinderſäßen, von dem tal entfierten 
5 ® oder dero iwerth oder mehr, und fein gelten nit binder im 
funden umb ir gelt, daB man vergulten möcht werden und 
däte daß er von dem tal verbotten wurde von geltd wegen, 
der fol mit nahmen in allen rächten und fehulden fein, als ob 
er fo vil verftolen hätt, und fol man deshin ab im ridten an 
leüb und guot, ald ob er e8 verftollen bett, wo er begrüffen 
wurde. — Wir band auch angefächen, wo einer einem fchuldig 
wäre umb ein richtige redliche ſchuld und nit zuo bezalen bat, als⸗ 
dan fein fhuldner ine mögen vom tal treiben, al8 vif and 
lang bis er begalt würt, wie unſers alten tals bruch ift gefein. 

At. 65. W. f. ü. f., wer ber iſt, der in unferm tal 
fpilt, von der alten Faßnacht big zuo Pfingften, desgleichen 
an den 4 hochgeitlihen fälttagen und an allen Unfer Frawen 
tägen aud am allen Zwölfbotten abent und nah dem feur- 
abentzeit am famftag und an Unfer bern Fronleichnamstag, 
fo did das einer übergat ift dem tal 3 gl. zebuoß ver: 


fallen. 
Art. 66 = Art. 84 und 85 des Landbuchs von Uri. 
n 67 = 1 a (1) " " n 
= N " Mm 
a? ee 7ER ON 
" 70 = " 189 n N " " #*) 
" 71 * " 175 W " " h 


+) Bal. Art. 99 &db. von Uri. 

») Sn dem Eremplar (des Thalbuge) von 1740 {fi dem Art. 70 
noch Belge t: An einer ganzen Tha peine if 1708 Fa: 13. Meyen 
georond dag füvobin «in Waiffenvoat fein fol, welcher an Statt des 

Thalammanns die Baiffenrednung nen folle und fel: 
bige Hflihtmäßig befgügen, wie dan in fernçru Gmeinderfanntauf 
noch mehr erleuteret wird. 
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Art. 72. W. ſ. à 8, dag kein hinderfäß in unferm tal 
nit folle noch möge uff der almeint weder beutven hoch ftreue- 
nen, auch nit ftuden holzen, nod mift fauffen; und welcher das 
übergienge der foll von einem jeden flud 5 gl. buoß verfallen 
fein, ohne ale gnad. 

Art. 73. Wir band und vereinbaret am Langen Acer, 
dag fein frômbder noch hinderfäß in unferm tal nit folle ftralen 
graben, noch feinerlei gwült fachen, votbebalten bären, ſchären 
und wölf, und welcher das überficht, der ift den talleüten vers 
fallen 5 gl. zebuog und mag man ime nemen, was er auf dad 
mal bei ime hat. 

Art. 74, W. ſ. ü. k. daß fein binderfäß noch funft frömd 
leüt in unfer tal follen ziehen ohne erlaubniß der obetfeit und 
inen aud niemant fein bebaufung foll laflen noch zuofagen; 
und welche das übergiengen, die feint dem tal 5 gl. zebuoß 
gefallen, fo dück das beſchäche, und darnebent fo e8 einem 
nachgelaffen würt, daß er in unfer tal ziechen möge, fo foll er 
von exfiem 7 gl. erlegen. 

Art. 75. W. f. ü. k. daß fein hinderfäß nod frömbde 
leüt follen in unfer ht sieben und hausheblich fein, dan daß 
ſy vor und ebe follen den weingen alten artiflen nachfomen. 
und gi. 100 bürgfhaft geben *). 

Art. 75a. W. ſ. à. D am Zangen Acer in dem 39. jahr, 
daß fein hinderfäß nit mehr folli noch möge dan 10 küe ſchweri 
weder jümeren noch winteren, es ſyge im tal oder uffert dem 
tal, und wo das fundtlid oder offenbar wurde, daß ſoͤmlich 
{older alter artikel nit gehatten wurde, der fol dem tal gefallen 
fein umb 5 gl. zebuoß von einer jeden kuo fhiweri**). 

Art. 76. W. ſ. ü. k., welcher hinderſäß ein leen empfacht, 
ſo ſoll man es im dorff, do er mit haus iſt, kunt tuon, und 
in eines monats früft, fo einer. bas leen zuge, der ein talman 
ifl, ob er dem märcht ftatt tuot; wo aber der den märdt zuge 
nit ſtatt däte, fo fol es bei dem erften märcht bleiben. 





BL. Art, 27 md 10 des alten Zhalbuds und 132 dei eis, 
son Urt. 


+) Bal. Art. 104 des alten Thalbuchs. 
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Art. 77 = Art. 190 des Landbuchs von Uri. 
18 = Là 191 Là " # w 


% 320 8 


” w 
un %5, ." 
Là [ 


„ 82 „ „ 152 
84 und 83 = Art, 153 des Landbuch von Uri. 


n 

„ 85 „ SG6fiebe , 143 „ " CR 
" " u u CE | 
„ 88 „05 , u „m 
„ 89 un 146 „ n " + 
„ 90 " 235 , " nm 


Art. 91. Wuͤr feint eins worden am Langen Acer, wan 
ein Amman in ring trütt, fo foll er eröffnen, das fyge unfer 
alten berfommen brauch, mad der mehrteil tuot, das foll der 
minderteil ftät halten, audgenomen ein almeint zuo verfauffen 
und ein talman angenemen mag ein talman allein erwören, 
ausgenomen unfer landleüt von Uri mag einer mit der mebrern 
bant wol werden. 

Art. 92 = Art. 28 des Landbuchs von Uri. 

n 93fibe, 29 „ " „on 

Art. 94 W. f. ü. k., daß feiner unfer talman mehr dan 
2 füe eſſens foll aus dem tal fauffen, an gefichereten orten da 
fein präften fyge; und welcher mehr faufft dan wie obftat, der 
ift umb die groß buoß gefallen 8 gl. 

Art. 95. W. f. ü. k., wer der ift, er ſyge frömbp oder 
heimbich, und fit das erfunde, der präftbaft veed in unfer tal 
flerte, e8 fyge vob, rinbderbeed oder geiß oder ander veech, der 
fofl dem tal verfallen fein 20 gl. zebuoß. Und ob fit das 
befunde, daß einer ſomlichs mit gfärden däte, der foll allen 
fhaden abtragen. 

Art. 96. W. f. ü. f., daß ein jeder talman, ver ererbt 
guot uſſert dem tal hat, der mag fein veech darzuo treiben und 
dad eben, und darmit wüder in das tal fahren, daß e8 den 
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einigbrief nit anriert. Doc daß er nit anders beu aufert dem 
tal fauffe *). 

Art. 97. Es mag. ein ieglicher talman in das tal Fauffen 
und treiben veech, e8 ſyge roß, tinder oder file von des bi. Kreuz 
tag bis zuo der Liechtmäß, ia das veech fo er wintern will, und 
welcher weiter däte, der ift buoßfällig wie der artikel zuo⸗ 
gibt**). , 

Art. 98. Wir bant aud angefächen, daß iemant fein 
veech foll aud dem tal tuon zuo winteren, deögfeüchen auch 
feined haryn nemen ze winteren bei 10 gl. buoß und foll nies 
mant gwalt ban, das zuo erlauben, dan ein ganze gmeint ***), 

Art. 9. W. b. a. a., wo einem etwas vecchd verdurbe 
und abgienge, der foll das vergraben und nit in das waſſer 
werffen, es ſyge gleich mwelcherlei veed eë melti, und er ed nit 
vergrabt, der ift gefallen umb 5 | zebuoß, fo did und vil das 
befchicht, und foll ein jeder ben andern leiden +). 

Art. 100. W. ſ. ü. k., dag ein talman nit mebr dan ein 
und dreißig geiß oder neffer folle Tauffen, nod mögen auf unfer 
almeint jchlagen, ed were dan, daß einer die geiß winterte, fo 
mag einer gibi wol fümeren, die er darvon zieht, und welcher 
dad übergienge, der ift von jedem geißnoß dem tal verfallen 
1 gl. zebuoß tt) 

Art. 101. D. f. ü. E am Langen Acer, welcher der 
were, jrömbt oder heimbfch, der in unferm tal ungeringete 
ſchwein ließe lauffen und auch ungemeifterte, der ift dem tal 
von jedem ſchwein 20 fchillig zebuoß verfallen, und foll einen 
den anderen. angeben dem fleger bey dem eid, und foll aud 
niemandt feiner ſchwein in den dörfferen nit laffen umbber 
lauffen bei 5 jchillig buoß von einem jeden fchmwein, fo did 
das beſchicht 1). 





*) Bal. Edb. von Uri Art. 122. 
%*) Ibid. 123. 

#%) Ibid. 125. 
+) Ibid. 126. 

++) Ibid. 129. 

+++) Ibid. 128. 
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At, 102. W. ſ. ü. k., welcher in feinen eügen vid findt 
an einem langfe oder fomer zeit, der mag dad vüc wol pfenden 
und ſoll nämen von einem roß 6 fch., von einem or 4 ſch., 
von einer fuo 2 fd. und von einem rind 1 fch., von einem 
falb und von einer geiß 3 angfter und von einem gibi 3 haller 
und. von einem fchwein 4 angfier bis mitten meyen, uwd banete 
bin ift der pfandtichilling von einem gigi 4 angfter; und fol 
man alle, die gibi habendt, au& ben dönfferen tuon, bey 40 ſch. 
buoÿ von jedem aibi. 

Art. 103. Aber weiter feint wür eind worden, wo einem 
fhaden ven dem veech in feinen güteren beſchäch, oder in dem 
Härten oder in anderem feinem eigen und fich des pfandtfchilings 
nit wolte beniegen, fo mag er wol die rächten pfand fchöper 
darauff fieren und den ſchaden abfchägen. 

Art. 104 D. f. e. w., wan man die pfander febt, und 
fy vüd in den güeteren findet, fo meget ſy das vd wol 
pfenden, und nämen von einem vob, ed ſyge frömbt oder heimbich, 
8 angfter, und von einem og 1 ſch., ven einer fuo 4 angfter 
und von einem rindt 3 angfler und von einem Palb oder einem 
baubt geiÿ 1 angfter und gipi 1 Haller. 

Art. 105. MW. f. à. k. welcher bind bete oder. fonft tm dad 
tal gefiert bete, die iemandts fchaden däten, und mit rät ans 
geflagt wurde, mag er ba mit ſchwören ein eid barumb oder 
funft bewären, daß ein grücht ein beniegen bat, dag follich 
bünbt den fchaden nit gethan: habendt, fo fol er den fchaden 
abtragen nad eines grüchtd. erkanntnuß und ſoll einer ben 
fhaden nit mit dem eid fehuldig fein zebehalten*). 

Art. 106. W. f. a. ü. k., daß loiner er ſyge talman oder 
hinderſeß in umfer tal nit foll fchaaff auf unfere almeint treiden, 
er habe dan vor und ehe crlaubnuß von der oberfeit; md 
welcher folches überfäh, der ift den talleüten verfallen von 
einem jeden ſchaaff, fo er das übergieng, 1 gl. zebuof. 

Art. 107. Weldyer ein lamerzuch im nnferem tal fact 
oder fchüeßt, dem fol man geben 20 bz., von einem huwen**) 
10 bz. ***) 

*2) Sal. 206. von Uri Art. 131. 


*>, In der Handſchrift von 1740 if bas Wort geſchrieben Hamme. 
++) Vgl. Ldb. von Uri Art. 144. 
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Art. 18. D. h. à à, wan fünff man zuo einem Am⸗ 
man ded tals fomen und begerent, daß er ihnen ein gmeint 
famlete, fo ſoll er ihnen ein gmeint beruoflen *). 

Art. 110. W. f. ü. k., welher in unferem tal will wür⸗ 
then, der fell ein offen fehilt Haben, und darzuo geben yeder⸗ 
man umb fein gelt effen und trinden, er ſyge frömbt aber 
beimbfch, rich oder arm, folk niemants andfchlagen, und barumb 
foll ein jeder würth fchwören am Langen acher dem nachzekomen 
und auch die würtb heißen loben wie obitat**). 

Art. 111. W. fü k., daß ein jeder talman den faums 
toffen wol bei der nacht mag heüm ausgeben, und mit weiter 
einem würth fein göft abziehen; und aber ein würth der ges 
Halt mit gôft überfallen wurde, fo follent die dorfleñth allwegen 
dad beit tuon, und welcher darüber würtete, der ift dem tal 
gefallen. fo di das beichicht 10 gl. buoß ohne guad. 

Art. 412. W. ſ. ü. k., welcher mit dem anderen märcket 
umb baar gelt, auff den tag ald er im das verfprochen bat, 
fo mag man fein guot ſchötzen umb baar gelt und follent die 
pfandtſchoͤtzer fchögen, daß ein jeder quo dem feinen wol fomen 
möge. 

Art. 143 W. h. a. a., daß iemandt umfer tafleñten noch 
binderfäß fallen noch wöllen niemandt Fein foften noch fchaden 
verheißen, und welcher Toften und ſchaden verhieße der tft den 
talleüten ze buoß verfallen 5 gl.***), 

Bgl 286. von Uri Art. 198. Die Handfgrift von 1740 Bat 
im den Art. folgenden Zufag: Hier — de —E 
welche a. 1721 ben 10. Meyen if am gewohnlichen Letzimahl eordnet 
worden, daß fürderhin laut altem Braud fünf ehrliche Geſ«qlechter 
bei Eingang der Thalgmeint in Ring Reben können und begehren, 
mas für ein Thalgmeind zu bringen feie. Ban dan folde Puncten 
verzeichnet feind, 10 follen fe abgelefen werden, fodan mit Vorbehal⸗ 
tang folder Puncten das Thalbud in allen Kräften beftätet werden, 
eh umd zuvor der Richter gefebt wird. Die begehrte Punkten dann 
fofleu (magpem die Uemter richt feind) gemebret werden; nachdem 
aber das Æbalbuo® einmahl heftätet if, da foll Fein neuer Puncten 
für felben tag mehr angezogen werden. 

Sodann enthält die naͤmliche Handſchrift noch folgenden 

Art. 109. Wir feind eins worden, welder der wär, der in einem 
Näbader oder in einer Seunyütten in argwöhniſchen Saden Befunden 
wurde, dem mag mans für ein Diebſtahl reinen. 

*) Mol. Ld6. von Uri Art. 233. 
) Die Handfgrift von 1740 fügt bei: „Hier folget die Gmeind⸗ 
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Art. 114. W. f. ü. k. welcher der ſyge frauw oder man 
die einem anderen fein dienft ab dingeten e8 fygen dienſtknächt 
oder mägt, meber oder wie das ift, der ift gefallen ben tals 
feûten umb 5 gl. zebuoß. 

Art. 115. W. f. à. k. am Langen ader, daß niemandt 
auff der allmeint vor ingendem augften foll heümwen, eë were 
ban fürer mit einer nachgmeint vergünftiget oder nachgelafjen, 
bei 5 gl. zebuoß fo oft das beſchicht. 

Art. 116. Wir bandt und vereinbaret am Langen acher, 
wan ein Amman und talleut einen fhifen in bottfchaft weiß, 
und er dad nit tuot ald im das von der oberfeit befolen würt, 
der ift vom talrädt und ebrlos. 

Art. 117. W. f. ü. k., dag niemandt unfer talleüten nit 
mehr dan 4 füe heuw folle noch möge fauffen in einem jabr 
vorbehalten ein würth der mag 6 fie heüm fauffen und nit 
mehr, und welcher mehr faufft ban wie obftat der ift den tals 
leüten verfallen umb 6 gl. zebuoß von einem jeden füe heum. 





erfanntnus fo anno 1610 gefdeben: Wir feint am Langen Adler über: 
eins kommen, welcher erfunden wurde, der Thalmann oder Hinderfäf 
bei uns haushäblich if und often und Schaden verhieße, der fol 
dem Thal 100 Kronen zue Buoß verfallen fein.“ 

Ueber das often und Schaden DVerheißen“ gibt folgender 
Art. (67) der Livener Statuten nähern Aufigluß: Es if aufgefest 
und gänzlich verbotten worden, daß fürobin Fein Berfon zu Lifenen 
ſich unterkünde oder durch andere in feinem Namen zu thun bemilli- 
nen folle einige Sduldverf@reibungen aufzurichten, darin weder 
Roften, Schaden und Taglöhn als dann vormalen befdeben zu ver: 
fpregen, weder durch Schrift noch fonften;_und daß unordenlide 
Köften und Schaden niemande, aus welden Orten die glei wären, 
verfproden werden follen, bei 10 Kronen Buß dem Sduldner fowol 
als dem Schreiber abzunemen; vorbehalten unfer gnädige Herren und 
Sanbleuten zu Uri, denen, aud ihren Botten und Anmälden foH ein 
gebührender Koften und Taglohn neben dem auflaufenden und erfor: 
derligen Geridtloften, da folder verfproden, bezahlt werden; jedoch 
nicht weiters dann von Haus Bis wieder zu Haus und für drei Tag, 
in meldem die Schuldgläubiger ihre Botten und Anwäld zu Nidtig- 
machung und Einbringung ihr Anfpraden fi aufhalten mögen; und 
da einer fi über 3 Tag unnôthiger Welle aufhalten wurde, foll der 
Säuldner zu Abtragung felbigen Koftens nit verbunden feyn, es 
were dann Sad, daß der Schuldner AG muthwilliglig der Bezahiung 
binterkallig madte, fol er dene billigen abtragen. Und wann glei 
gegen anderen Schuldgläubigen außerthalh denen von dem Land Uri 
Konten bedingt und verfproden würde, follen folge Geding nichtig 
erfennt feyn. .. | 
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Art. 118. W. f. à. 2. welcher talman nit -felber- bat, daß 
der mag 24 küe winteren, der mag wol fo vif umb zind nemen, 
auch nit mehr, und welcher das übergieng und Tuntlich auff 
in fâme der fofl von jeder fuo 10 gl. buoß verfallen haben. 

Art. 118 a. W. f. à. k. daß niemandt an feinem fontag 
folle faumen noch fhein ander werd thuon, er ſyge frömbt oder 
heimbſch bey 5 gl. buoß. 

Art. 119. W, b. u. v. am Langen ader, welcher talman 
ein ebefraum uffert dem tal neme und er vor ihren mit tod 
abgienge, und fy fit frömlich und ehrlich haltet, fo mag fy 
das talrächt nießen und brauchen wie ein andere talfraum all 
weil fy febt und ohne man und obnverendert bleibt. 

Art. 120. W. f. eind worden am Langen Acher, daß die alten 
sind vorab font gabn, und ob einer neum zind mechte oder 
machen wolte, fo foll man eim nit einen befonderen ſtuͤck aus⸗ 
zeichnen fonder man foll forbin abrädnen was uff einem guot 
ſyge und darnad darnff feben, was dan die undergängen guot 
bedundt. 

Art. 121. W. f. à. k., welcher dem Amann oder dem 
weübel eiwas in die hand verheißt in zuo bezalen und er in 
nit bezalt, wie er es ihm beripricht, der ift dem tal 5 gl. 
zebuoß verfallen. 

Art. 122. W. f. d. e. w. am Langen acer, daß niemand 
in der Under alp vor dem sil, auch in Gambs vor dem ail 
und zuo Reialp vor dem zil und allenthalben vor dem zil in 
unferem tal fein mormulteren_nit fachen no graben auch nit 
Ihieffen, und welcher da® übergieng und fundtlih auf einen 
fûm, der ift dem tal gefallen umb 10 guldin 3ebuof und folld 
niemandt nit fürbringen bei der oberen buoß. 1573%), 

Art. 123. D. f. ü. k., welcher die Richter oder Pfandt« 
ſchötzer beſchickte und ob ers ſchon nit brauchte, ſo ſoll er nit 
deſto weniger den grüchtskoſten und den pfandtfchößern ihr 
lobn geben. 


+) Die Dandfdrift von 1740 fügt hier bei: Stem iſt ein Gemeinds 
erfantuus a. 1726, daß niemand Peine Murmolteren auf obgedadte 
Weis des Artiteld noch fcdießen noc graben folle bei gl. 25 buof. 
Dem Kläger folle der halbe Theil gefolgen. 


Zeitſchrift f. ſchweiz. Recht. XIL 1. (2) 3 





Y 124 W. ſ. e. w., daß niemandt im unſerem tal 
nit an zalten tagen folle hohhan Leinexley holtz bei 2 gl. buos. 

Art. 125. W. ſ. e. w., wan einer in unſexem -tal «in 
guot verkauffte oder ein haus umb ein ſumma gelts, ſo mag 
der nächſt deſſen fründt der das guot verkaufft den zug tuon, 
und ſoll der zug uff die rébten erben fallen mansſamen ge 
rächnet werden, ja daß einer den aug tuon will dem märcht 
ſtatt tie, und fol der zug 6 wuchen nd drey lag umb ein 
quot weren und umb ein haus .3 muden und. drey tag, und 
fol haus und ‚güeter jedweders befonbers .angefhlagen werden 
umb fein gelt und fol jedwederen ‚teil halben weinlaziff gehen, 
wad im märt if .angebinget worden, amd nub and ſchaden 
fol dex han, ‚der den aug -tuot „oder dâte im zarsfrüſt. 

Art. 126, W. ſ. e, m. am Langen acher, daß kindts 
finder an vakter.umd muotter fait megent den grafvatter and 
großmutter ‚erben „die. man nenetänetly amd. „ehrlich ſeint. 

Art. 1287). W. ſ. ü. k., welcher talman aneheliche finder 
über käme, die megent das talrächt wol nutzen und brauchen 
and ſeint talleüt. 

Art. 127. W. ſ. e. w. man man hinder das ail vexbieth 
mit dem veech, und einer darüber das veech wider var das ail 
lieſſe, fo iſt er verfallen von jeder kuo ſchweri .5 :fch. gebuoß, 
ſo vil und did das befbüdt vorbebalten Gotts gwalt. 

Art. 129. M. f. ü. k. daß der hausvatier ober die haus⸗ 
frauw allenthalben in unferem tal, da man mit dem Creutz 
.gat, mach ſönt volgen, und welcher das nit. däte, -ift perfs en 
1 ‚gl. zebuoß fo dück das zuo ſchulden fumbt. 

Art. 130. Wir handt angefechen, von wagen der zinſen fo die 
Gottsheüſer anriert, zum erften begalt föllent werden, und. danethin 
iſt geoxdnet, daß der fo auf demſelbigen guet zins hat in eines 
jars früſt var anderen ſchulden möge begalt werben. | 

At. 131. W. ſ. à k., daß ein ieder fein mebrenen felber 
made und behalten foll; ift abgemebret im 1562 jahr. 

Art. 132. Wir band geordnet, man einer den anderen 
fhaden tuot, fo mag der dem anderen der ſchaden bäte ibn 
beißen abftabn, und foll man die {üden alsbald man geheüet 


4 ge 1e Art. 127 und 428 ſind in der-Pandfgrift von 1740 um- 
ellt. | 
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wüderumb allenthalben in dem tal auflegen hey 1 al. gebuoÿ 
fo offt das beſchücht. 

Art. 133. Welder an einem ſambſtag znacht oder Au 
einem anderen heiligen abent ungimlid weſen brauchte wie das 
nor und mehr dan ein fibleffiruné date, er if umb 5 pfdt. 
buof verfallen, es fémen dan fo pat frümbte göft, den mag 
man in zimlichkeit gefeltichaft tuou. 

ht. 134 Es ift angefächen, daß ein jeder dalman ſo 
14 jahr oder darüber, und auch sin jeder hinderſaͤß der Dem 
tal geſchworen bat wol moͤge sub ein amman des vals mehren 
und aber ander frémbt nit bei ñ ‚gl. bueß. 

Art. 135, W. ſ. ü. k. und habent das angeſächen, man 
mon fürhin zuo Triegen Him, dad Gott wend, mad Da qu einem 
oder anderen ort gewunen oder erbütel würt, daB alſo die in 
dem fäld in gleücher büt ſollen fein ohn angeſächen ob etliche 
ander wit an der bat werent geſein, fonder aus gehoxſamb an 
einem anderen prk und end. 

Art. 136, Welcher mit dem anderen ein guot vestufchet, 
darauf if fein zug, was aber angefchlagen-müst, daxuf ſoll und 
mag ein zug fein. 

Art. 137. W. ſ. mit einanderen ũ. k. welchar fründt bis | 
in drütten grad if, der mag fo man umb ehr richtet auaſtahn, 
md welcher. ſchwoͤr oder ſchwager ift mag gleichſam anfiabn, 
And gefchmüfterte Find oder nod umb guot auéftabn, und foll 
man ridten mit richteren, die man haben mag*). 

Art. 138. W. |. eins worden, daß jederman mit dem 
Amman fo im ampt ift, und er mit jedem in eim früden fol 
fein wie von alterbaro auch beſchächen. 

Art. 139. Auf den 15 tag bornung 1975 iſt durch ein 
nachgmeint angefächen uud geordnet, welder an pannen feurs 
fngen Merdet oder faumet oder fonft nom tal fiebre, mit oxen 
aber roſſen, der. ift perfallen ben talleüten 5 gl. gebuoß von 





”) Die ndf vift von 1740 f fer bei: Item if ein Gemeind⸗ 
BL. Aer at daß man im Be Pi im de gie Fi nit ausftebn 
man um Guot LR wird, fonder foll ieder Richter in 
idée oil fiten und richten m 
Die fo genden Artikel bis nn Sons fehlen in der vendqrift 
n 
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jeder ‚perfon, und den ban ſchatz nit deſto münder dem fils 
herren verfallen fein fol fünfzüg fchillig von jeder perfon, und 
der ftraff nit deſto minder von der oberfeit zuo -gewarten nad 
geftalt der fachen. 

Art. 140. Auf den 12 tag wintermonat im 1579iften jahr 
fint abermalen die talleüt eind worden, wad man an gmeinten 
oder vor Rath geornet, und auch welchem ein urtel qat, der 
obgeichrübnen ftuden mit flat tuot, ift. verfallen den talleüten 
fo oft das zuo ſchulden fumbt 10 gi. buoß obne gnad. 

Art. 141. Auf den 19 tag bradmonat im 1588iften jahr 
bat uff dem rathaus fit ein ganze gmeint vereinbaret umb 
dad praticteren und arguieren umb ‚dad Amman ambt und 
ftatthalter ambt: weldyer der were und das Tundtlic wurde, 
dag er mieth und gaben gebe, ed were flein oder groß, der 
ſoll ehtlos fein und von dem talrächt und zuo keinen ebren 
braucht werden ewigklih, und fo eiman oder wer der Were, 
ders für ein gmeint brächt, fo megen 2 mann erwöhren, als 
wol als ein talmann am langen ader eribebren mag ein tals 
mann -anzuo nemmen und ein allmeint zuo verfauffens ed foll 
auch hierin vergrüffen fein, welcher der were der mieth und 
gaben nemme, der foll in der ſtraff fein wie ob. 

Art. 142. W. f. ü. k. und babent angefähen im 1640 
jabr an der Neialpen kürchweichung an einer gmeint, welche 
binderfäß allbie bei und wohnen und roß auff die allmeint 
fhlagen, fo follent: fy felbige bei St. Anna allmeint treiben 
and im Tein einiche andere ort, vorbehalten wan gefagte kämen 
vor die dorfleüt, begerten ihre vob in die afp zeiuon, fo flat 
e8 dan nod an der dorfleüten erlauben, doch hinder das ail, 
wo einer oder welcher ſolches übergieng, der ift von einem 
jeden roß ein fronen buoß verfallen ohne gnab. 

Art. 142. W. h. a. den 15 tag Meyen Anno 1611 am 
Zangen acer an der gmeint, welche hinderfäß welten oder güeter 
fauft betent bei und in unjerem tal, warn ſy mit baarem gelt 
zalt betent, fo mag e8 ein talman wol ziehen, und mit gilten 
gallen die fuma gelt, welche durch die hinderfeß *) 


9) Die Burlauben’fge Abſchrift bat hier eine Lücke mit der Bez 
merfung, daß in ihrem Original dad Blatt (28) fehle. Bon Blatt 29 
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Art. 150. Der Undertheiler foll ſchwoͤren einem jeden quo 
theilen fein faum ders ime zücht und von einer Gontuta, das 
it von 50 feümen ein faum vom theil nemen und nit mehr, 
und welcher mehr neme und Tundtlich würt, der ift ehrlos ala 
der eid guogibt; und foll auch das gelt fo ihme von den kauff⸗ 
leiten würt, das denen laffen werden, die das verdienen, es 
Inge golt oder filber, und foll den werell nit brouden zuo 
guoten treüwen und ungefarlid. 

Art. 151. Der Obertheiler fol fchwören jederman zelohn 
gehn was ihme gebört und das gelt wie ed ihme würt von 
den fauffleüten den laffen werden, die das verdienet, und foll 
jeberem theiler theilen was ime zuogehört und ime müglich 
würt fein. 

Art. 152. Die Zoller follent ſchwoͤren den zoll, weggelt 
und fürleitin zuo ziehen und do nit laffen verfahren ohne bes 
zalen, ald weit fy das vermögen, treüwlih und obn gefarlid; 
und was der oberfeit zuo gehört das der oberfeit überantworten 
und mad gemeinen theileren zuogehört auch laffen werden, und 
die fürleuti von halben feümen gehört den zolleren wie von 
alterher gebraucht ift worden. . 

Art. 153. Die hinderfeß follen fhwören einem Amman 
und feinen gebotten geborfam quo fein und des tald nug und 
ehr fürderen und fhaden wenden, und wo fu etwas müſſhelig⸗ 
feit hörten, da früdt auffzuonemen. 

Art. 154. Die talleüt follen einem Amman fhmören und 
feinen gebotten gehorfam zuo fein, und ihnen bejchügen und 
ſchürmen und ded tald nutz und ehr zuo betrachten und ihr 
fhaden wenden und dem Amman belffen richten nach dem 
Söttlichen Rächten, und ob jemant etwas hörte, das für Rath 
oder für ein gmeint gbôrte das für zebringen, und aud ob 
jemandt etwas miffhelligkeit hörte da früdt auff zuo nemen. 


giebt He ebenfalls nur einen Theil, welcher Umtseide enthält, und 
zwar gleidlautend mit den bereits gedruckten Art. 46—50 des ältern 
Thalbuchs, daher wir fie hier nicht wiederholen. Hingegen laflen wir 
no@ das Schlußblatt, 30, tolgen, da deſſen pa alt theilweife nigt 
mit den Art. 52 f. des ältern halbuchs übereinftimmt. Die Artikel: 
zahlen And hiebei nad ungefährer Schätzung des Fehlenden ange 
nommen. 0. 
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À. Von Uri. 


1, Erläuterung zu Urt. 205 des Landbuchs von Uri 
betr. den Wucher. Bou 1628. 
(Veberfigt Nro. 24.) 

Mann dann durch mwucherifche Leut mit ungebñbritéen 
Zinfen und Anbedingen fowol in Aufrihtung der Gülten alé 
aud ablüsliher Handfihriften unangefehen guter Ordnung 
articul Landbuchs Gelt auf Fins zu leihen mancherlei Gefahren 
und Mifbräuh zu der armen Leuten Beträngnuß allein ver: 
fpürt worden, darum ein gefeßner Landrath an der Unfchuldigen 
Rünblenen Tag 1627 den felbigen Artieul erläuteret wie folgt: 
hernach bingemidener Nachgemeind uß fraft einer biervor leyt 
den 7 Maien 16028 gebaltener Landsgemeind zu Bözlingen 
beftätiget und folcher Erläuterung fteiff nachzufommen auf und 
angenommen : 

1. Welcher dem anbern Gelt auf eine beffimmte Zeit lang 
leihet, es fei in specie oder fonften, der fol nicht mehr ale 
5 von 100 Sing nemen mögen. 

2 Welcher aber cin emiger Zind Baufft auf Häufer oder 
Güter, der fol nie mehr dann von 100 Gulden järlichen 
Zinfed Lauffen mögen als 7%, Gulden mit Borbehakt bem 
Berfänffer des Zinfed oder Befitzer des Guts darauff der Siné 
ſteht, daß er ſolchen wol möge wieder abfauffen oder ab feinem 
Gut ablöfen, wann er will, um fo vil das zuvor darum begaft 
worden, wenn er ſammenthaft den Kaufſchilling ſamt dem Find 
am gutem barem Gelt erfeit. Der Räuffer aber oder Gläubiger 
fol fein ausgeben Get, weil e8 ein aufrächter Kauff if, nicht 
wider zum fordenr baden. 

3. Ueber vermeldte beiderlei Ausleihen ift erläuteret, daß 
was ablösfiches Unterpfand nicht genugfam wärend, oder zu 
grund giengend, daß der Anfpräcer auf übrige feine Hab und 
Güter um Zins und Hanptgut nach Landöbruch und rächt fih 
möge bezalt machen. Was aber Ewigd verfchriben, daB man 
fit folle allein mögen ab felbigen fpecificirten Unterpfanden 
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bezalt: machen, und fo felbige aix oder gar zu grund giengen, 
daß: im difem Fal der Anſpracher Zind und Hauptgut. nicht mehr 
anzufprechen: haben. 

4 €& ſollen binfüren folche Berfchreibungen allein von 

geſchwornen Landfchreiberen gefchriben werden; es fei in Aufs 
richtung. ablvéliber Handfchriften oder ewiger Zinsbriefen. Es 
follen auch. feine andern: Berfchreibungen fo binfür an gemadt 
werden (den alten aber ahne Nachteil, doch and mit folgender 
Grlänterung). nicht gelten: edi wäre denn Sach daß. einer dem 
anderw außerthalb Sands Gelt liben, oder ein. anderer in feinem 
Namen fol wohl verzeichnen und dasfelbig angehende fobald 
en wiber ind Land fomt durch ein Landfchreiber wie obgemeldt 
verichresben laſſen. Was aber von des Schuldnerd eigner Hand 
geſchriben waͤne, folk ed: feinem dato nach gehalten, ald wenn «# 
wäre von einem Landfchreiber gefchriben. 
5 Bann aber einer: dem amderen aufrecht und fonften 
redlich ſchuldig, mie in viler geftalten ſolches fann gefchehen, 
und: Dies Zalumg verfallen, aber nicht Gelegenheit hätte, Dies 
felbe ju erdegen, und daß ihme gemabrtet wurde, überein kämen 
in. Zinsbrief zu richten, mag ſolches im Preis wie obvers 
metdt wohl. beſchehen; doch folk dad dem Landichreiber guvor 
von beiden. Parten, wie die Sad geftaltet, an eidſtatt angezeigt 
werden, umd- fo: ex einige: Gefahr Uebernugung wider bife 
Sapung funde, foll; au nicht allein diſe Verſchreibung nicht 
ſchreibem, fauden ſchuldig fein bei feinem Eid, dem Sedel- 
meifter, zu verleiden. 

6 Iten fo einen einem an fo vil richtigen Echulden bes 
nannte Summa an qndour. Leuten verzeichnete, ſo foll erd ihm 
ein Sabu Fang obne Zind laffen. Und fo dann der Schulbner 
beuaunie Summe, nicht erlegie, foll er quch mögen ein Ber- 
ſchreibung ablüdlid ober: unabhlöslich darum aufsichten laffen, 
wann beide Parken an eid flatt dem Zandfchreiber in die Hand 
mägan ambaben,, daB. deine alſo feie, der Schuldner babe gleich 
die Schuldan einzogen, aber nicht. 

7. Und vbgleih man die vor difem aufgerichten Sands 
fbriften, obwol fie von den Landfchreibern nicht gefchriben, gut 
heißt, fo ſollen wad mögen bob fie nicht mehr alé 5 aufs 100, 
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wie das Landbuch niemalen anberft zugelaffen, verzindt werden. 
Welcher aber fürterhin iez gemadte Sapung in einem oder 
anderen überfehe und darwider handelte, dem foll dasfelbig 
Belt oder Brief ohne Gnad der Oberkeit verfallen fein und 
nach Geftaltfame ferner geftraft werden. 

8. Weil dann aud burd die Nachwährſchaft auf vers 
fhribenen ligenden Gütern vil Rächtungen erhebt, foll in künf⸗ 
tigen burd die Landfchreiber einige Rachwährſchaft verſchriben 
und darum auf fünftige Zeiten Rächt gehalten werden. Jedoch 
ſolches den alten und hier aufgerichten Brief und Siglen obne 
Nachteil. 

Um das nun verfdiner Zeit durch wucherifche Leut in Auf 
fauffung der ewigen Gülten die armen infonderbeit body bes 
trängt, alle brüderliche Liebe an ein Ort, nicht mit wenig Be⸗ 
fhwerden ihrer Seelen Unbefheidenbeiten gebrudt worden, 
darum ift aud geordnet, daß in das fünftige fein ewige Gülten 
anderff dann nad Abzug des dritten pfennigs follen mögen 
faufft werden bei Berlierung ded Gelté. Was aber Gülten fo 
gering und nicht böcher dann gl. 200 groß, und verbriefet, und 
obwol wir vermeinen billich und rechtmäßig zu fein, daB Dies 
felben anderft nicht, dann in obbemeldtem Preis verfaufft und 
einfaufft werden follen, weil aber die forgen (? zu beforgen, 
dag) damit den Armen aud in Nöthen nicht bebolfen (fei), 
fegen wir ſolche Käuff an eines jeden Räuffers Gewüflen. Doch 
dag bei Berlierung der Gülten einer nicht weniger dann halb⸗ 
teil baares daraus gehen laffen folle. 

9. Wann dann auch zu Zeiten etwan ehrliche Leut Roth 
halber beträngt werden, ablösliche Handfchriften verfallen oder 
unverfallen zu Gelt zu machen, damit auch wilmalen durch 
mwucherifche Perfonen alle Befcheidenheit hindan gefept und vil 
malen ehrliche Leut bezwungen werden, dergleichen Handfchriften 
aud um ein Spott verfaufft werden, darum aud geordnet, 
daß Fünftiglich iemand foll befügt fein, ein ablösliche Hand⸗ 
fhrift fo verfallen nicht mehrer dann 5 Gulden vom 100 
fammt den beiftehenden aufs höchſte Einer Jaren zins (sic) 
wie obgemeldt daran zu verlieren thun oder verfaufft werden bei 
BDerlierung des Geltd und meiterer Straaff meiner gn. Herren. 
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2. Pfandbeſtellung au Vieh. 1680. 
(Ueberſicht Nro. 29.) 

Auf Samftag den 28. December 1630 an der Unfchuldigen 
Kindienen tag Hr. Landamman Trôfd und ganzer Landrath 
bei Eiden verfamt. Auf das heutigd tagd Anzug befcheben, 
daß verfchinen Jahrs in lebendigen Unterpfanden unterfchidliche 
Meinungen befunden, wie lang lebendige Unterpfand follen 
mögen verfchriben werden; und theild vermeint nicht langer 
dann 6 wochen und 3 tag, theilé aber wie andere Sachen 
mögen verjegt werden; — deßwegen nothiwendig erachtet, hierin 
eine Erläuterung zu thun, wie folches in fünftigem verftanden 
werden; und wann nun Bericht geben, daß deffentwegen an 
einer genzen Landögemeind unter Hrn. Landamman Imhofs 
Regierung ein gleicher Anzug befchehen, und man fich erflärt, 
daß doch Vich nicht länger dann 6 Wochen und 3 Tag foll 
verfchriben werden, und man fi auch des Articul Landbuchs, 
dag Die Schuldige ihren Greditoren welcde lebendige Pfand 
haben, auch lebendigs zu pfand darzufchlagen fbuldig erinnert 
(Art. 92) und im Fal anderft befchehen follte, vil Ungelegen« 
heiten gebaren möchte; deßwegen zu Hinnahmung dero hat man 
fit nochmalen erflärt und erfünnt, daß ed nochmalen darbei 
verbleiben und der Berftand geben, das Vichy nicht länger dann 
6 Wochen und 3 Tag zu Unterpfand foll verfchriben werden 
und foll deme binfür aud für das verfchinen nadfommen und 
gehalten werden. Im Übrigen foll es andern Pfanden halb 
darbei verbleiben wie in verfchinen obfervirt worden. 


S. Drbunug der drei lobl. Orten Uri, Schwyz und 
Unterwalden die Schulden einzuziehen. 1637. 
(Ueberfidt Nro. 32.) 

Wir die nadbenannte von den breien alten katholiſchen 
Orten lobl. Eidgenoßſchaft, namliden von Uri Oberfter 
Vo. Heinr. ZumBrunnen, Ritter, Rafp. Roman Troger, Ritter, 
beide alt Landammann, von Schwyz Dieth. Schornau neu —, 
30, Seb. AbYberg, alt Landamman, Hptm. Leonb. Schornau des 
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Mathe, von Uukerivalbexz nid den Kernweld Konr. von Biren 
Landammann und Barth. Odermatt, Statthalter, vollmächtig von 
unfern allerfeitö Gn. Hin. und Oberen in Brunnen: bei einan- 
deren in Lagen verfamt, thun fund und befennen hiermit in 
kxaft diß Briefs, daß nachdem wir gefeben, mie iez und eine ges 
raume Zeit haro in Anlegung Arreften, Beziehung. der Schulden 
und das Recht zu nemmen abfonderlich und indgemein verſchi⸗ 
dentliche Differenzien und Mißverſtändnußen entftanden, aud 
die darum in den dreien Ländern Pundt begriffene Articul der 
iegigen Welt etivad obfeur und dunkel fiheinend. . 

Deßwegen wir zu notwendiger Erläuterung, difer Dingen 
mit einmütig wol gemeinter Sntenfion die bier ‚nachfolgende 
Articul oder, Specialpuntten für und die 3 Drt allein auf Ras 
tification obgemeldt unfer allerſeits Gnd. Hrn. und Oberen 
auflegen wollen, weldye zu unverenderlichen Zeiten dem flaren 
Buchſtaben gemeß gehalten und auf [old End zu den Pundt- 
büchern gelegt werden follen, und find hiermit difere Punkten 
wie bernad folget: 

1. Wann einer in einem Ort an einem andern, fa in 
einem andern baushablich, ein wichtige. Prätenfion oder. Ans 
fprach bette, fall der Anfprächen den Ungefprochenen. mit, dem 
Rächt unter dem, Ridter, wo er der Angeſprochene fühbaft, au 
ſuchen ſchuldig fein. 

2. Wann es fick begeben, daß ein marcht in einem Dt 
zwiſchen zween von andern Orten oder einem von einem Ort 
mit einen inländifchen getroffen wäre und. dann bieruuter 
Gefpan und Mibverftändnub ſich erzeigen würde, da die Waar 
darum gemärchtet noch nicht aus bem Land geführt, folle der 
Handel de facto dafelbft gerechtfertiget werden. 

3, Winn aber die Wu aus dem Land. geführt u daun 
folgendes hierunter Streitigkeiten: entitehen warden, folk der 
Käuffer oder Angefprochene allwo er fäßhaft güt« und rechtlich 
beſucht werden. 

4. Dom ſich A würde, bof einer. — iworunter fonder 
Hd: Wie Gänter und andere Händker mit. Kauffung der Köln 
Vich un» dergleichen tarifs — mit dem andern ein: Gontraet 
oder Maͤrcht raͤffen, mao jolgend® dem Verkäuffer wie vers 
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iprochen nicht halten würde, mag der Berfäuffer, in welchem 
Ort er dad Seinige befreten mag, mit Begrüßung felbiger 
Oberfeit in Arreft nemmen und fih davon bezalt madhen- 

5. So in einem oder andern Ort — davor Gott fein 

wolle — ein Auffal befdeben folte, ift geordnet, daß jeder 
Anfprecher fein vermeinte Prätenfion und Anfprach unter dem 
Nichter allwo der. Auffal. beſchehen liquidiren ober rechtfertigen 
folie, und dann folle jedes von und den 3 Orten in Paie 
buwg was ibme gugebürt den JInheimſchen ei gehalten 
werden. 
: 8 ann einer in einem Ort ein liquibirte Schuld ein 
ziehen wolte, folle e8 an des Schuldnerd oder Augeſprochenen 
Willkür ſtehn, dem Anfpräcen laut vubeimfhen oder des Ans 
ſpraͤchers Form und Nächten: zu bezalen. 

Mad fe daun beräbrt unfer allerfeitd Hhrn. und Oberen 
geſaͤßne Landräth ſich im obgelepten Articlen 'erfehen und 
biesbei gefunden, daß diefelbige zu Derbüetung allerhand Un: 
aetegeuheiten auch Fortpilanzaug wahrer eidgeusffilcher Ver⸗ 
hautidhit wohl fundiert und gefezt find, haben fie folhe ihres 
duchſtählichen Inhalts gaͤnzlichen vatifieiert und beflätiget mit 
beigefegter heiterer Gomdikion, daß denen in das künftig aller⸗ 
ſeind underanderlich nachgelebt nnd nachgangen, auch alle Sachen 
fo diſene wohl augefelte Diäpofition Verordnung betrüben oder 
ſtürzen möchte, mit allem Ernſt aus dem Weg geräumt werden 
fon; in Heffnung dardıumd die alte wahre Aufrichtigkoit un 
Liebe fo Anfangs im. Pflanzung unferes freyen Stand® unter 
und ben 3 Orten fonberlich wohl geleuchtet, werben fürbad in 
guter. vigone: beſtehen. 

Dem allem zu wahrem und veftem Urkund haben mehr 
berfihnb umfer allerſeits Hhewen und Oberen ihre Landſecrei⸗ 
wfigeb dur Ihre Gbrengefanbien in Brunnen an diſeren 
Brief benken kaffen. Dem leiſten Februarii von unfer pertes 
Sets Chriſti Geburt gezehli 1687 Jahr. 
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4. Neue Drdnung der neu und alten Gülten. 
(Ueberfidt Ar. 57.) 


a) Sap und Ordnung Was für alt und neu Gülten 
folle geadtet und gehalten werden. 
| 12, Mai 1673. 

Dieweil dann das vermidene Jahr binburd unterſchid⸗ 
liche Streitigfeiten wegen Gültbriefen in deme entitanden, daß 
in felbigen (nicht) mit Maren Worten angedeutet worden, was 
alt oder neue Währung fete, und etweldye vermeinen wollen, daß 
alle Guͤlten, fo feit anno 1628 aufgerichtet worden und nicht von 
Erbſchaften oder Käuffen berfließen thäten, für neue follen ges 
halten werbens weil dann in fo wichtiger materi etwad zu 
erfennen ein wohlweiſes XVer Landgericht Bedenkens gemacht, 
ift von Deme der Handel vor ein wohlweifen Landerath und 
von difem vor ein Ehrenausfchug der Hherren Borgefegten und 
zweien ehrlichen Männern von jedem Kirchgang des ganzen Lande 
gefblagen worden. Welcher nad obgebôrter Ordnung fo anno 
1628 wie man fürbin Handfchriften und Gülten aufrichten und 
fauffen folle gemacht und was darüber in annis 1662 und 1672 
erläuteret worden befunden: daß man Feine beffere Ordnungen 
dißfals nicht auffegen fünnen, und allein an dero Beobachtung 
gelegen feie. Damit aber man in Sufonft wiflen möge, was 
für alt und neu Oülten follen geachtet werden, it nach reuff- 
ficher Erdaurung der Sade Bewandtnuß und auf ratification 
einer Nachgmeind folgende Erläuterung audgfallen: Nemblichen 
daß alle Gültbrief fo feit anno 1628 ausgericht worden, fonder- 
lich aber diejenigen, fo von Erbſchaften und Käuffen härrühren, 
und darin das Wörtlein alt, famenthaft in Eimer Schurt oder 
mehr Schurten obgemeldter Währfchaft, oder 100 für 100, 
oder gl. für gi. abzuldfen, fpecificirlichen gemeldet wird, für 
alte Gülten follen gehalten werden; wo aber obgelchribne 
eigentlihe Wort in diſen Briefen fo feit 1628 aufgerichtet 
worden, audgelaffen find und allein fiat „nach Landsbruch und 
Rächt abzulöfen,” oder gar gemeldet wird „neue Währung“, 
die follen für neu Gülten gehalten, und das 100 mit 66 fl. 
und 8 gut Bapen mögen bezalt werden. Damit aber zu koͤnf⸗ 
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tigen Zeiten dergleichen Spänigfeit vorgebogen werde, follen 
die Landfchreiber nochmalen ermahnt fein, in den Gülten ordent⸗ 
lich zu vermelden, wad neu oder alter Währung feie und wie 
jeder Brief möge abgelöst werden. 

Datum den 12. Mai 1673. 


b) Rachgemeind»Erfanntnuß welder geftalten die 
Handfhriften, aud neu und alter Währung Gülten 
follen aufgerihtet werden. 

Ergangen den 14. Mai 1673. 


Es hatten zwar umfere liebe Boreltern von alten bäre 
mit heilfamen guten Ordnungen, dad in Ausleihung des Gelts 
den armen bedrängten. Dann mit wuderifhen Gontracten nicht 
untertrudt werde, fonderlich aber in anno 1628 wegen Auf- 
richtung der Gülten oder erfauffung etwiger Zinfen, auch welcher 
Gſtalt ynzüglich Hauptgut oder Handfchriften follen anfgericht 
und erfauft, werden, eine Ordnung gemacht und felbiger bei 
Berlieren des Gelts und fehrnerer ftraaff nachzuleben ernitlich 
gebotten, welches aud in annis 1662 von einer ganzen Landé- 
gemeind zu Bözlingen an der Gand beftätet und ferner erfännt 
worden, daß fürobin fein Zind» oder Gültverfchreibung, wie 
groß oder flein die feien, anbderft nicht dann mit gl. 66 und 
8 gute Bapen das 100 gl. Hauptgut oder 5 gl. Zins mit 
barem gezeltem Gelt weder aufgericht noch crfauft werden foflen. 
Weil aber dif alles von Zeit zu Zeit weniger geacht und durch 
vermäßliche Gutbegirlichleit der einen und großen Mangel der 
anderen alle Billigfeit bindan gefeit, die Gülten und Sands 
fhriften mit ſchlechten Schuldenpoften, theurem Vich und Waaren 
erfauft worden, alfo daß mander armer Mann nicht den 
balben Wärt des Hauptgut3 daraus zogen, — als ift im ver. 
wichenen. 1672 Jahr an gebaltener Landagmeind zu Bözlingen 
an der Gand wohlmeinlih angebracht worden, daß man bife 
wucherifche Gontracten durch Treftigere Mittel abzubelffen bedacht 
fein folles aus der Erlanntnuß dann ein ordentliche Nachgmeind 
geordnet, daß durch die Vorgeſezte geift- und weltliche Sherren 
und einen ebrfamen Ausfchug vom ganzen Land dif folle werke 
ftellig gemacht werden, — zu Vollzug deſſen wohlermeldter 
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Auskhup ben Art. Landbuchs {2 242) und die in anno 4628 
gemadte Ordnung und 1662 darüber gethane Erläuterung reuf 
lichen erdauret und heilſamlich befunden, Daß ſolche in geifts und 
weltlichen Orten gegründet wohl beftehen möge und keineswegs 
ohne große Verwirrung verbeffert werden koͤnnen; aid bat man 
einheilligklich erfennt, daß e8 bei folher Ordnung und Gr: 
länterung durchaus beiwenden und bei dene was bifbare anf- 
gericht und erkauft worden bet buchſtablichem Inhalt ver Briefe 
verbleiben folle. 

Demnad aber das verwichne abe hindurch unterſchidliche 
Streitigkeiten eniſtanden, daß in vielen Gültbriefen nidt mit 
Haren Worten augedeutet worden, was ak oder neuer Wäh⸗ 
sung feie, und etwelche vermeinen wollen, bag alle Guͤlten, fo 
feit anno 1628 ausgerichtet worden und nidt nem Erbſchaften 
oder Kaͤuffen herfließen thäten, für neu follen gehalten und 
erfänt werden, — if die Erläuterung grad vorbär gefchröben 
und angeftelit. | 

Aber dieweil dann aud vil Spänigleiten m beme entfianden, 
daß die Gülten mit bem Wärt und Mättien, wie die aufgerichtet 
oder erkauft werben, foflen mögen abgelädt und abzalt werden, bad 
ift gelest und geordnet worden, daß auch diſem abaubelfen hin 
füran die Gülten, wie große oder Zleine Summa es feien, 
anderſt nicht dann wie auno 1662 erfent worden, nämlich gi. 66 
und 8 gut Bapen bar Gelt dns 100 gl Gülten oder 5 gl. 
Zins, die Handichriften oder ynzügliche Brief aber nach lut der 
in anno 1628 gemachten Orbnung ſollen aufgericht, kauft und 
vertaufdut oder ander Geſtalt erhaudlet werden. Wer aber 
nicht Dad bar gegalt Belt, fonder verlegen Zins, Schulopoſten, 
Bich, deu, Mulchen oder anderes dafür gaben ader zalen finde, 
der fol ohne Gnad Das capital verfallan haben, und femer 
nad »eme einer ungebürlich gehandlet heike nach Pensionen 
‚abgeftraft werden. 

Damit aber auch niemand in Ausleihung Des Gelts ber 
trogen werde, follen die Landſchreiber zunor und che fie ein 
Bülten oder Handſchrift fertigen, die Schuldaer eraßtich ermah⸗ 
nen, gnugfam Unierpfand zu geben; und mag man zwar auf 
bloße Häuſer wohl Gülten aufrichten, folche aber (wie allbereit 
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im Ordnung if). von einanderen in Balung zu nemen nidt 
_ f@uldig if noch fein. 

Und weilen gar vilmal abgelöste Brief unverfert aufbehalten 
und wider lebendig gemacht, vahero dann Brief auf Brief 
tomen, und ehrlige Leut betrogen werden, ift-erfent und münigs 
lich gebotten worden, daß tan ein Güft oder Handſchriſt ab⸗ 
gelöst wird, folchen alfobald das ‚Sigel abgenommen und ver 
fdmitten werden follen, Dann welcher anderſt Shäte und Brief 
auf Brief madte, dem fol dif für ein: ‚Ofahe gerechnet und 
ohne Gnad darum gefitaft werden. 

Damit: aber fürhin derjenige fo Gelt aufbrechen will we⸗ 
niger betrengt-unb betrogen werde, auch Yen Lohn fo er Tonft 
den Unterhändieren und Gültengrämpleren geben mußte erſpa⸗ 
ten möge, folle jeder für fich ſeldſten mit bemjenigen ber 
33 Belt audlihet vertraulich handeln, und der amgedenten 

Unterhänpleren ihr Graͤmpel bei 25 gi. Buß abzunemen ver⸗ 
botten fein. 

Alles in kraft angezogene Ordnung und diſer Erlaͤnterung 
deme ſteif und unverbrüchlich nachgelebt, gehalten und ba bars 
wider gehandlet wird und offenbar wurde die Fählbaren ohne 
Gnad follen abgeftraft werden. 

Mfo geordnet und erfant durch Landamman Peregrin vou 
Beroldingen und ein ordentlich Nachgmeind zu Altorf auf dem 
Lehn den 14. Mai unno 1678, 


5. WBeteeffend die ‚meuen Gülten““. 1608. 
(Hoberflgt' Mr. 85.) 

Obzwar ein Ehrfame Nachgmeind 1675 die landvetderb⸗ 
liche neue Gülten und den ſchwaͤren Zins gänzlich abfännt, der 
geſtalten, daß was zwar bis dahin zu neuen Gülten aufgericht 
oder fonften ſchon contrabirt gfein und alfo verzindt worden, 
ſelben ohne Nachteil ſein, fürderhin aber und von dannen nicht 
allein keine geſchriben noch geſiglet ſollen werden, die erſt feits 
häro contrahirt find, fonder ſolche zumuthende, wucheriſche und 
große Zins bei Verluſt Zins und Capital in allwäg ganz und 
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gar abgefiridt follen fein: Run aber die Begirlichleit eines 
mebreré zu fcheinen oder mehrerd zu baben in Räuffen und 
Berläuffen oder anderen Gontracten diferen ſchwären Gültenzind 
nod immer behaupten will, alfo männigfliden mit difem Ber- 
bott nochmalen gewarnet fein, bab man nicht allein neue Gül⸗ 
ten mehr gedulden, fonder difen ſchwären Zins in fein einigen 
Gontracten, weder Kauffen noch Verkauffen geftattet werden, uns 
ter wad Schein uud prætext es feie, bei Berluft felben Capi⸗ 
tald unb der Zinfen. 

So dann aud vil Gfahr nnd Betrug mit dem Mißbrauch 
fi begibt, daß Gülten oder Gefchriften abgelöst und diefelben 
bernad wider lebend gemacht werden; Als befeblen 1. On. Her- 
ren und Oberen allermäniglichen, fo eine Schrift abgelöst 
wird, felbe vor und che man fie von Händen gibt, ald nimmer 
gültig zu verfchneiden, auch das Sigel abzuthun bei Straaff 
und abtrag alles bievon entficheuden Schaden?. 

Alfo erfant bind Herm Landammann nnd Pannerher 
Go. Carl Behler und einen wohlweifen Landratb, den 13. Mer 
jen anno 1688, 


6. Sinôfaf von 5 für 80 bei „uneinzüäglichen” Ka 
pitalien, Zinsfuß von 5% und jährige Kändungsfrift 
bei eiuzäglichen. 1702. 

(Ueberf@t Sr. 104.) 

Als bat ein ganze Landögemeind befunden, daß weilen zwi- 
(hen Handichriften und alten Gülten des Zinfed halber billig 
ein Unterfchied zu machen feie, und daß von nicht einzüglichem 
Gapital ein mehrerer Siné au fordern möchte erlaubt werden, 
— deßwegen erfänt worden, dab ind künftig erlaubt fein 
folle, von al. 80 uneinzüglihem Capital darum ein alte Gült 
anfgeriht wird gi. 5 zu jährlihem Siné uud alé von 20 gl. 
Gapital fhilling 50 oder vou jedem gl. Capital 2 à 3 ſchl. 
Siné möge geforberet, verfriben und bezalt werden; jedoch daß 
folhe uneinzügliche Gapitalia, von melden man biefen größern 
Zind beziehen mag, allein mit barem Gelt aufgericht werden, 
und nicht mit Schulden oder Waaren, und daß dann felbige 
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mit gleicher Summa wie fie aufgerichtet worden, mögen "wider 
abgelöst werden, als namlich mit gl. 80 Bargelt die 5 gl. Zins. 
Und follen ind fünftig die Verfchreibungen ordentlich und aus- 
drucentlich befcheben fomobl des Zinfes balber, ald daß der 
Schuldner für dad Capital nicht ein mebrereë als er an Gelt 
empfangen widerum zu erftatten fchuldig fein folle. 

Die Handfähriften betreffend laſſet man ed bei ergangnen 
Erfantnuffen bewenden, alfo daß felbige nicht anders als mit 
Gulden für Gulden follen mögen aufgericht und erfauft, auch 
barvon nicht mehr dann gl. 5 von gl. 100 zu jäbrlihem Zins 
gefordert werden. Es folle auch hiermit erfänt fein, und ins⸗ 
fünftig bei allen Handfchriften anbedingt und befchriben wer- 
den, daß der Schuldgläubiger, fo bas Capital einzeuhen will, 
dem Schuldner felbiges ein Jahr zuvor abzufünden fchuldig 
fein folle, und alfo erft ein Jahr nach der Abkündung ſolch 
Capital einziehen möge. 

Darbei aber erfänt worden, daß zwar obige Erfantnuffen 
von heut an zu allen Zeiten gelten und dero treulié bei Per: 
fierung der Gapitalien fo von heut an inéfünftig aufgerichtet 
werden folle obgehalten’ werden, jedoch den vorgehenderen big 
heut dato aufgerichteten und fchuldigen Handſchriften oder alten 
Gülten in allmeg ohne Nachteil, ald welche in ihren Kräften, 
Stand und Wärt verbleiben follen. 


nm — — — 


7. Pfänden und Ständen. 1721. 
(ueberſicht Ar. 130.) 

Wann gewahret wird, daß dur dad Bille des Stündend 
ehrliche Leut vif Zeit verfaumen und zu Schaden fommen; ja 
faft niemand zur Bezalung gelangen mag, als ift deme abzn- 
helfen erfent worden, daß wann ein Schuldgläubiger- den 
Schuldner pfänden laßt, der Schuldner Specialpfand der Schuld 
gemäß laut Articul Landbuchs (91) und bisheriger Hebung auf 
Begehren foll darfchlagen, und der Weibel mehrerd nicht fün- 
den mögen dann für 1 gl. 1 Tag; doch daß nicht über 6 Bo: 
en und 3 Tag das Bibl fteige, obfchon die Anfprab vil hö- 
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er were. Vorbehalten die Handfchriften die nach 1702 auf: 
gericht worden, laßt man bei ergangener Nachgmeinderkanntnuß 
bewenden. Mad welchem verflobnen Zihl dad bargefchlagene 
Pfand der Weibel bei feinem Eid ſchetzen folle, was Bargelt 
wohl wärt ift, und der Schuldner den Schuldgläubigern ohne 
fehrnere Stündung laut Schapung nad Abzug des dritten 
Pfennigs foll abfolgen laſſen. Es wäre dann Sad daß ber 
Schuldner verfprechen thäte, mit Gelt oder anderem Pfand in- 
nert wenig Tag dad feinige zu löfen, mögen wir alddann wohl 
gulaffen, daß der Amtämann etwan 3 Tag oder wann die 
Schuld groß 8 Tag flünden mäge, dannethin aber die Schuld- 
gläubiger das Pfand wann: der Amtämann. fehon nicht gegen- 
wärtig au Handen nemen mag. Ferners aber zu flünden wol⸗ 
len wir jeweilende Hrn. Richter und ein mobliveifen Rath ent- 
heben und velliklichen abgeftrict haben. Deme allem die Amts- 
leut treulichen nachzukommen ernitlichen hiermit ermabnt werden. 

Aus Erkantnuß Hr. Statthalter Seb. Heime. Criuelli und 
ein wohlweiſen Rath au Uri, den 24. Julii 1721. 


— — — — — 


8. JInſammengezogene Factor. und Säumerordnung. 
Aus Erkantnuß einer ganzen Landögemeind zu Uri de anno 
1696 big anno 1701 ertrabiert. 

(Ueberfigt Nr. 103.) 


Demenad U. Gn. Hrn. dur nicht geringe Mühe und 

Roften an ein und andern Orten die Anflalt audbringen und 
verfchaffen laffen, daß die mor difem unferem Paß abgewichene 
Haufmannsgüter widerum auf diſen Paß fommen würden, jo 
fern die Raufleut und Gonbottieren durch ordentliche beiheident- 
liche treue und gefehwinde Durchfuhr werden verfechen und bedient 
werden, welched dann U. Gn. Hrn. denen Kaufleuten zugefagt 
und verficheret haben. 
Als thun U. Gn. Hrn. hiermit allen und jeden Säumern 
ſowohl deren (sic) refp. Landsleuten ald Angehörige zu Uri, 
Urferen und Lifenen hochoberkeitlich alles. Ernſts erinnern und 
befehlen: 
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1. Daß fie ſich befleißen follen die bedeute Kaufmanns 
güter alfo in der Abfuhr zu befördern, daß auf erfted Ermahnen 
der Factoren fie befagte Güter ohne Ausred oder Auffhub for 
wohl zu Bellenz ald Altorf aufnemen und laden, und felbige 
in 4 oder 5 nächfter Werchtägen von Altorf nah Bellez und 
von Bellez nad Altorf in gefebtem oberkeitlichen Lohn wohl 
conditionirt lifern, und underwägs nicht abtaufchen oder ver- 
wechölen, bei Bermeidung boder Straf, deßwegen die Factoren 
bier und zu Bellenz einandern alle Wochen berichten follen, 
was für Kaufmannsgüter fie felbige Wochen und durd welche 
Säumer abgefandt haben, damit die Gactoren wüflen mögen 
in welcher Zeit fie Güter zu empfangen haben. 

2. &o der befagten Studen oder Gütern eine große Quan⸗ 
tität zu Altorf oder Bellenz wären, follen felbige auf die ab- 
Wefende (sie) Säumer abgetheilt werden, erftend auf ein Stab 
Rob 3 Stud, auf 5 Rob 2 Stud, auf 3 oder 2 Roß 4 Stud. 
Und fo über dife Abtheilung annoch Stuck zu führen überbli« 
ben die Gilgüter wären, follen ſolche auf die wicht mit Gtuden 
beladene anmefende Roß abgetbeilt, und fo deren nicht genug 
fam vorhanden wären, mehrere befchriben werden von den Wac- 
toren, und die Säumer, fo auf der Straß find, fchuldig fein 
follen, felbige fommen aufladen ohne Auffchub oder. Bermeige- 
rung. Es follen auch die Factoren in gleicher Straf wie die 
Säumer fhuldig fein, die Fuhren (? Stud) den Säumern in 
mangel der uhren wie ob auszutheilen und allzeit faut Sat- 
zungen die Lanbdleut betrachtet werden. Mbfonderlich aber fols 
len in dem Winter und wo wenig Stud‘ oder Kaufmanndgut 
vorhanden, folde denjenigen ohne Unterfchied voraus zu führen 
gegeben werden, melche fih in dem Sommer beffeißen die Kauf: 
mannsſtuck über ihr Gontingent fleißig zu führen und zu be- 
fördern. Singleichem foll auch denen fo von Bellenz anhäro ge⸗ 
führt Rüdfuhr voraus gefolgen. N 

3. Die Stud follen fie in gebührender Berwahrung has 
ben und gute Pladen oder Deden darmit fo vil möglich zu 
fhirmen, an trodenen, fidieren und beichloffenen Orten abladen 
und verforgen, bei Abtrag alles Schadend, wann durch dero 
Fahrläffigkeit die Güter. oder etwas darvon geftolen oder felbige 
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durch Näffi befihedigt wurden, darumb fie auch gebührende Bürg- 
fchaft geben follen. 

4. Die Factoren follen gegen den Kaufleuten gute Gorre: 
Ipondenz halten, und wo möglich zeitlichen von ihnen vernemen, 
wann vil Güter zufammen anfommen möchten, damit fie im 
Sommer abfonderlich zeitlichen die Fuhrleut mabnen und be 
jtellen können. 

5. Die Factoren follen aud unter fid felbften und gegen 
einanderen gute Gorrefpondeng führen und fit unter einan- 
deren wohl verfteben, die erft anfommende und die Gonbotta 
und Eilgüter voraus egpedieren, feiner dem anderen directe oder 
indirecte die Gorrefpondengen abziehen oder abwendig machen, 
bed Lands Nutzen bevoraud beförderen und den Paß zu ver: 
mehren fi) bearbeiten; die Säumer mit willen (sic) und pa- 
tem Gelt an dem Ort wo die Fuhren abgeladen werden bezas 
len, und fie mit Freundlichkeit zu Haltung bifer Ordnung und 
Beförderung des Paß ermahnen, und gleich ‚wie die Säumer zu 
feinen Zeiten mehreres als die oberfeitlid tarirte Kohn forderen 
follen, als follen die Factoren zu feinen Zeiten ihnen an dem 
geordneten Lohn das wenigfte abziechen oder abzubrechen Gwalt 
haben. 

6. Im Fal aber die Säumer wider dife Ordnung, abs 
fonderlid wider den 1. Puncten banbleten oder deme nicht 
nachlebten, follen die Factoren ſchuldig fein, alfobald: der Fehler 
befhibt, oder ihnen fundbar wird, folhen und die Fählbaren 
mit Namen fhriftlih dem Hrn. Richter allbier zu leiden, damit 
fie zu Ned geftellt, und nad) Verdienen geftraft werden. 

7. Hingegen aber follen auch die Factoren fich gegen allen 
Säumeren mit Abgebung der Fuhren unparteiifh halten und 
difer Ordnung durchaus getreulich nachleben und obbalten bei 
Dermeidung bocher Straf. | 

8. Damit dann fowohl im Sommer als im Winter die 
Kaufmanndgüter fleißig abgeführt und eine unparteiifche Abs 
teilung deren auf die Säumer möge gemacht werden, follen die 
Säumer fchuldig fein, fowol in dem Sommer ald Winter am 
Abend, wann fie anfommen, ſich bei dem Kaufmanndcondutta- 
güterfactoren bier und zu Bellenz anzumelden bei Dermeidung 
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oberfcitfiher Buß. Und follen die Factoren fhuldig fein, die 
batvider handlende oder ausbleibende bei gleicher Buß zu leiden. 

Alfo zufammen gezogen den 7. November 1701 aus Bes 
fehl eine® ganzen Landraths zu Uri, fo auch bernad mehrmas 
len und widerum 1733 den 3. Junii von E. Wohlw. Fronfaften 
Landrath durchaus ratificiert und confirmiert worden, das deme 
allerfeitö folle nachgelebt werden. 

Wie auch zum Yen daß die Factoren und auch zu Bellenz 
bei oberkeitlicher Straaff die Fuhrlöhn von den überbringenden 
Kaufmannswaaren feinem andern bezalen oder geben ſollen, dann 
allein demjenigen jo mit Namen und Gefchlecht in dem Fuhr⸗ 
lobngettel eingefchriben ift, DaB ſolche Waaren aufgeladen babe; 
zu befjerer Abhelffung des unferm Land fehr fehädlichen Abtaus 
{hend und Wecflend der Kaufmannswaaren, wordurch ſolche 
lang auf den Straßen bleiben. 


B. Chalgemeinds- und Hathsbefchlüfe von Mrfern. 


9. 1694. 9. Mai ift gemehret worden, daß fürohin, was die 
mehrere Hand machet, die mindere gläben (nachleben) folles ein 
Ihalmann aber anzunehmen oder Almend zu verkaufen, folle 
ein einiger Thalmann erwehren mögen. 


10. 1724 auf 14. Meyen ift erfannt, daß fürohin nicht follen 
Bater und Sohn, auch nit gmey Brüderen in Rath geben 
werden auch Ambts halben nicht, doch fol Schreiber und Wei⸗ 
bel nit drin begriffen fein. 


. 31.1729. ft obige Erkanntnus abgethan, alfo daß Amts 
halber wohl Bater und Sohn und 2 Brüderen in Rath fünnen 
geben werden, wie vor Altem. 


12. 1732. Gmeindertantnuf, daß fürobar jährlich 4 beftimbte 
Grichts Täg follen gehalten werden, ald den 15ten Merken, den 
15ten Brachmt., den Löten Herbitmt. und den 15ten December, und 
wo fole auf Sonn ald Feyrtag fallen, follen folche den erften 
Werdtag darauf gehalten werden, an welchen Tagen dann Die 
Nechtghändel fo fich ereignen follen gefchlichtet werden ; wann 
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aber fad wäre, daß zwüfchent diefer Zeit iemand das Gribt 
begehrte, fo fan e8 ihme gehalten werden, allein ſowohl an die⸗ 
fem Tag ald an den beftimbten Grichtötagen follen die Köften 
von den Parthen audgehalten werden. Difes ift alfo angefeben 
zu mehrer Komlichkeit und auc Gricht und Rath von einande. 
ren zu entfcheiden. 


13. 1682. Den 10ten Meyen an einer ganzen Thalgmeind 
abgemebret worden, dag fürobin kein Frömbder, e8 ſeye gleich 
Beyſäß oder ander, daß fie bey und Matten fauften oder erb- 
ten, ganz fein Theil zu den Alpen und Allmeinden haben, Fein 
einziged Haubt Vich aufzutreiben, vorbehalten die HHerrn Lands 
leut von Uri und Nachbaren von Lifenen, denfelben foll man 
Gegenredt halten, wie die Unferige bey ihnen gebalten werden, 
follen wir fie auch gleihförmig halten; folle hiermit fich jeder 
wüflen zu verhalten in Kauf und Berfauf, damit fit niemand 
zu flagen babe. 


14. 1682. Den 10. Dieyen ift gemehret, daß alle die Roß im 
Thal haben, und am Herbft auf gemeine Weid fchlagen, die 
follen alle Tag einmahl ihre Rob auf ihre eigne Matten trei- 
ben, und denn laffen felbften gehn wo fie wollen, und gar Nie- 
mand mit Willen auf fein Matten treiben oder führen; denn 
foll auch Niemand Gewalt haben, diefelbigen Roß ab den Güe- 
teren zu wehren, e8 feye gleich wo e8 im Thal wäre; vorbe: 
halten welcher Roß hätte oder Bid, der fein eigene Süeter 
. hätte, dem mag ein ieder die wohl abwehren, wann einer die 
nit guthwillens dulden will, auch follen diejenige alle Morgen 
ihre Rob vor den Stal treiben und laffen gehn. 


15. 1694. Den 9. Meyen bat man an einer ganzen Gmeind 
wegen etwelchen unverfchambten Leuten und Mattenfchlüfern 
müffen den Pfandfchillig machen oder mehreren,‘ fo aber einer 
am Lanzi fit defien nit vergnügen wollte, mag er laffen den 
Schaden fchägen. 

Erftlih von frömbden Roffen . . . . . 108. — fr. 

Heimbfhe Rob. . . . . . . . . . 6, — , 

Gin Od8 . . . . . 2 . An — 
Gin fo . . 2 2 . . . . ne 3, — 
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Welches vor und nach dem Heuwen gelten ſolle, and einer 
vor dem Heuwen den Schaden fhäben mag. 

Eben den gemeldten Tag ift die Gmeinderkantnuß daß bei 
gl. 10 Buoß Frömbde mehr nit ald auf einift zwey Nächt die 
Roß auslaffen mögen, welches in befanter Noß Wochen den 
Dörferen zudienet. 


16. 1704. Den 16. Meyen iſt von einer Gmeind gemacht 
worden, daß welcher in unſerm Thal nit Feur und Licht hat, 
ſoll kein Did auf die. Allmend treiben ohne Weid Geld. 


17. 1703. Den 20. Meyen iſt von einer Thalgmeind erkennt 
worden, daß man die Roß nit länger als 8 Tag möge nach 
Michaeli in den Güeteren außlahn, und ſoll der Tag ſo man 
in die Matten ſchlagt und der Tag fo man ſelbige heraus⸗ 
nimbt and) gerechnet werden, und ſoll ein ieder feine Rob alle 
Tage auf das Seinig treiben, und zu lechen geben bey 5 af. 
Buoß. u 

18. 1704. Den 14. Meyen ift ah einer Thalgmeind geordnet 
worden an felbem Tag, daB Feiner mehr ald 7 Roß in die 
Matten thun möge bey 25 gl. Buos. 

tem daß man alle Rod und Bidy fo man aus den Stälen 
laßt erftlich auf fern eigen Gut treibe, nnd darauf zu ‚leihen 
gebe und melde. 


19. 1705. Den 10. Meyen bat ein Gemeind erkennt, daß 
weil einer auf der Allmend mayet ibme ein anderer tängelen 
möge, unb zugleich weil einer zu Morget iffet oder tüoÿet, ein 
andeter mit beffen Sägifen mayen moge. 


20. 1709. Den 12. Maven iſt on einer Thalgmeind erfennt 
worden, daß feiner foll dem anderen burd bah Seinig fahren 
im Reuff und bis der Reuff ab ift, und dad bei dem alten 
Pfandſchillig. 
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31. 1711, Den 10. Meyen ift an einer Gmeind geordnet 
worden, daB an St. Michaelis Abend am Morgen nit vor 
6 Uhr folle dad Did in die Güeter gelaffen werden, und 
daß felbige ein ieder auf dad Seinige infchlan, auch auf dem 
Seinigen melchen und zu lädhen geben bey der alten Buoß. 

23. 1717, Den 9. Mayen ift von einer Gmeind geordnet, 
man folle am Frühling mögen Pfander fegen, und foll Hr. 
Thalammann und ieglicher Dorfoogt aus dem Dorf die Pfander 
ftellen; e8 mag aud ein jeder auf dem Seinigen Pfanderen 
auch bei großem Schaden felbigen laffen fhägen. Es mag au 
ein - jeder auf dem Seinigen wohl een dem andren ohne 
Schaden, die Pfander follen gefept werden, fobald ein Tbal- 
Amman verfpührt daß Schaden geſchicht und felbe Pfander 
follen dann auch am Gerbft pfanderen. Wan die zu Realp 
eind erden mit ein Anderen fo müeffen fie feine Pfander 
annemen und von den Allmend Gärten foll fein Pfand Schillig 
genommen erden. 


23. 1719.. 14, Mey. Wiederumb ift an difem Zag angefeben 
«worden daß feine frümbde Fifcher oder Jäger in unfrem Thal 
noch fifchen noch jagen follen. 

Auh an dieſem Tag ift geordnet worden, daß durch 
ein Rathsausſchuß die Geipweid und Küheweid und zugleich 
die anftoßende Güeter.von der Allmend getheilet und gemarfet 
werden. 

34. 1720. 12. Meyen tft erkennt worden, daß einer wol zwey 
Auwen mit ihren Jungen und ein Ladher darzu am Herbft 
zuftellen möge und bernad fümmeren, allein von Mitten April 
big gebenden Tag nach Michaeli foll er folhe Schaaf nit in 
die Güeter laffen. 

35. 1725. Den 13. Meyen ift am Langen Ackcher an einer | 
ganzen Thalgmeind erneueret, daß wie vor Altem nach, den 
erften Tag der Geißweid, darnach wohl zwey auß einem Sauf 
auf der Geißweid mayen mögen, aber ivie vor altem bero zwey 
Brübderen in einem Triftftuol. 

26. 1735. Gmeinderfantnuß, daß fürohin die Pfander den 
ganzen Sommer verbleiben, und in den Güeteren pfandren 
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foßlen, und zugleih follen die Pfander am großen Freyberg bis 
binden an bas groß Thal alles Vich fomobl arof als fleins, 
fo fy in foldem Freyberg under der Zeit fo er gefreyet 
ift finden, pfanderen, und foll ihnen gelöfet müſſen were 
den. Sobald dann aud die Freybergen Andermatt gefrevet 
werden, follen die Pfander in ihren Grevbergen ein gleiches 
Recht haben. 


37. 1735. Gmeinderfanntnuß, daß die Pfander an der Matt 
gefett werden, und feind für die Dörfer Andermatt und Sofpis 
thal dato ernambjet worden. Die von Realp und von Zum⸗ 
dorf follen aud Pfander fegen old es laffen umbgehn bey 
GI. 5 Buoß und follen von dato an bis Michaeli pfanderen 
auch im Freyberg. 


38. 1690. 21. Meyen ift an der Thaligmeind abgemebret 
worden nad angebracdhter lag, daß fürderhin einer dem an 
deren wo er Anftoß ift fchuldig feye zu helfen den Mittel- 
baag in den Gärten zu machen, aud in den Heufern Stäl 
und Gädmer die Mittelmand mit Läden underfchlagen, auch 
die Mardgräben und Waflergräben; und welcher avifirt ift nit 
feinem Ratapart wil helfen, fo mag der ander fortfahren, und 
darnad fein Gegenpart umb fein Theil mit Güete oder mit 
Recht zwingen zu zahlen, was ihne trift. 


39. 1684. 28. Chriftmonat in Urferen an dem unfchuldigen 
Kindeln Tag durch Herr Amman Cafpar Müller und ein Ehr- 
famen Rath ift aus vätterliher Obſorg mäniglich zu gutem 
erfennt, daß fürohin ein jeder folle difer Erfantnuß nachkommen, 
und in Gedächtnuß halten, welchem ein Gültbrief oder Hands 
fbrift abgelöfet wird und abzahlt, derjenig fol den Brief nit 
von Handen geben, er vorhin baume ein Creutz darin, damit 
insfünftig mit folchem Brief niemand betrogen werde, wie dan 
vor difem etwan gefchehen ift, und bei Verliehrung der Schuld 
fo groß der Brief-wäre, und weitere Straf meiner Herren, und 
ift bife Erfantnuß zu mäniglicher Erkantnuß im ganzen Thal 
in Kirchen und Bapellen audgefündet worden. Es foll au 
fein TIhalfchreiber an Statt folher Briefen ein. anderen fchreiben, 
auch fein Ambiman figlen. 
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30. 1690. Den 21. Meyen bat ein ganze Thalgmeind be 
hergiget, wie big dato etwelde Thalleut wegen einem fleinen 
Gewinn Belt entlehnt, und der Pfarfirhen, Gapellen und Spithal 
Gapital abgelößt und dardurch die Kirhen vor furgem bei 
GI. 3000 tods Geld im Raften gehabt, und zu großem Schaden 
fommen, alfo ift abgemehret, daß fürobin niemand mehr folle 
Gelt entlebnen, weder im Thal noch außert dem Thal, damit 
er wölle Kirchen, Capell oder Spittal dad Gapital ablôfen, 
darumb die jeweilige Bögt follen gut Achtung geben bei der 
Ablöfung wo das Geld herkomme; welcher aber Geld bat von 
feinen felbfteigenen Mittlen da ibme auch erlegt wär worden, 
der mag ſolches wider erlegen wo er will, doch foll hierin Tein 
Gfahr gebraucht werden. 


- 81. 1706. ft ein Gmeinderfanntnuß, e8 folle feiner Geld 
entlehnen, und der Kirchen, Gapellen aud dem Spital erlegen, 
und den Gottébäufern und Spital den Zins entziehen, oder 
er babe das Geld felbft in feinem Bermôgen zu erlegen, fo 
mag ers wohl thun. 


32. 1710. Den 11. Meyen ift erkennt morden, warn man 
durch den Weibel auf rechtem von dem Anderen umb ein Schuld 
Pfandt begehrt, fo foll der Schuldner fchuldig fein, felbiges 
au geben, und mag der Grebitor den Weibel umb den Lohn 
fhiden Pfand abholen, auch mann einer dem andern verbietet 
durch den Weibel zu baumen oder Fuo Wegen zu vermeiden, 
fo fol er felbiges fbulbdig fein zu halten bis und fo lang man 
felbige8 rechtlich probiert hat. 


33. 1721. Den 11. Meyen ift am Langen Adcher an einer 
ganzen Thalgmeind geordnet worden, daß für fünftigeé Jahr 
hindurch foll erlaubt fein die ewige Schilling auf den Altar 
Pfenning mit Pfenning abgugablens wann e8 nit gelbiebet, 
fol es aufgerichtet werden, und darauf ewig unablößlidy ver- 
bleiben. 


34. 1723. 9. Meyen ift gemacht worden, daß fürohin feine 
vandſchriften mehr ſollen aufgerichtet werden, ſonder Gülten 
wie im Land Ury, diß (die) bis dahin aufgcridtete {oil (follen) 
ihr Kraft haben. 
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35. 1727. 11. Mey. Widerumb ift an felben Tag geordnet 
daß fürderhin in ein GapitalsBrief nicht mehr als ein Guot 
oder ein Haus, Stal und Garten verfebet folle werden. 


36. 1736. Gmeinderfantnuß, daß alle Märdt fo über 5 GI. 
feind follen verfriben werden, dan wan darauß ein Streit 
entftehn folte, und nit verfchriben wäre, fol der Märdt uns 
gültig fein. _ 

37. 1746. 8. Meyen. Gemeint Erfantnuß daß wann iemant 
ein Schötz olt Pfandt Schilling auf Heuw olt tottne Sachen 
legte fol das Pfandt nit lenger ald 6 Wochen und 3 Tag 
dad Recht haben fich bezahlt zuo machen und mit lenger, 
damit andere Schultgläubige aud zuo ihr Zahlung glangen 
mögen. 

38. 1683. Den 9. Meyen ift an einer loblihen Thalgmeind 
abgemehret worden, daß fürobin alles ligende Guot fo Boat. 
finder antrifft wohl möge verfauft und gemärchtet werden, doch 
joll dann folder Märkt nit Kraft haben er feye vor in der 
Pfarfirhen und Capell zu Hofpithal und Realp außgefündet 
und erflärt, daß ſolches Guot auf der Gand feye, big auf ein 
beftimbten Tag, und fo niemand mehr ald der Märckt ergan- 
gen, darauf bieten thäte, mag es derfelbe ziehen; wo aber 
niemand mehr wolte geben, fol doch berjenig dem. Märdt 
ſchuldig fein ftatt zu thuon, laut wie er zu erft gemärdtet bat, 
alla diß zu Wohlfahrt armer Wittwen und Weiffen. 


39. 1684. Den 16. Meyen ift an der Gmeind verordnet 
worden, und damahl bem Pfarberrn angezeigt, daß er allein fein 
Teftament annemen und aufleben folle, fonft fol e8 kraftlos ſeyn, 
mithin folle er ohne Vorwiſſen ded Ambtmans nit laffen am 
Feyertag fahren old führen. 


Regiſter zu den Rechtsquellen von Uri 
in Band XI und XI. 


— nm 


Uebf. 1 = Ueberfidt der Redtéquellen von Uri n. 1. 

Url 1 = Landbuch von Uri Art. 1. 

A. Urf. 1 — Altes Thalbuch von Urſeren Art. 1 

N.Urf. 1 = Nmere „ 

Berſch. 1 — Verſchiedene Bandigemeiabbefginfte ıc. 9. Urt und Ur: 
feren Num, 1, - 


Abend, Advent, la veille, Uri215. N. Urf. 133 ıc. 

Ablegen, entſchädigen, Uri 26. 

Ablungern, abloden, Uri 238. 

Abzug, Uebſ. 9. Uri 207. 

Aefern, anfedten, Uri 114. 

Alimente, Webf. 120. Uri 238. 

Almend, Uebf. 17. 18. 31. 50. 52. 60.65. 68. 72. 79. 90.96. 98, 112. 115. 127. 
135. 137. 141. 148. 150. 156. Uri 98. 101 ff. 162. 241. 246. U, Urf. 16. 
22. 27. 35 f. 40. 58. 88. 101. 104. N. Urf. 72. 75 a. 94. 96 ff. 106. 115. 
117.142. Verſch. 13 F. — S. and Holz. 

Almofen, Uri 171. 

Alpen, Uri 135. 165. — fchleipfen, Uebf. 56. Alpfabrt, Uri 109. 133. 
137. Alpgenofien, Uebf. 52.98. — ©. and Almend. 

Ammann, Uri 39. 190. U. Lirf. 45. 

Amtsmann, Verſch. 7. 39. 

Amtszwang, A. Urf. 41 f. 54. 99. N. Urf. 116. 

Anried, Uri. 117. 

Appellation, Uri 56.61f. S. and Geridt und Rechtskraft. 

Arreft, Uri39. 203. A. Urf. 70. M, Urf. 29. Verſa. 3. 

Auen, Schafe, Uri 132. Verſch. 24. 

Auffall, Uri 83. N. Urſ. 64. Verſch. 3, 85. 

Aufſatz, Geſetz, Uri 174. 226 ıc. 

Ausſtand, Uebſ. 11. 51. 53. 58 f. 146 Uri 46. 65. 69. N. Urſ. 137. 











Regifter zu den Rechtsquellen von Uri. 61 


Bannberg, Uri 147. 

Bannſchatz, kirchl. Geldbuße?, Uri 217. 
Büren, Uri 142. U. Urf.20. N. Urſ. 73. 
Beimeſſer, Uri 30. 

Beit, Aufſchub, Verzug, Uri 56. 
Beſchimpfung, ſ. Ehrenkränkung. 

Bettel, Uri 171. 

Beute, Uri 182. N. Urſ. 135. 

Binnig, Rindviehkrankheit, Uri 195. 
Blumen, Bodenproducte, Uri 95. 237. 
Blutrache, Uri 7. 31 f. 

Bolzen (oder Bolgen), U. Urf. 79. 

Brand, Brennen, Uebf. 1. Uri 99. A. Urf. 20. N. Urf. 63. 
Brief auf Brief maden, Berfd. 4b. 5. 29. 
Bußen, Uri 71ff. A. Urſ. 7.8. 39. N. Urſ. 55 ꝛc. 


Concurs, Uri 83. N. Urf. 64. Verſch. 2 6 5. 
Contumacialverfahren, Uri 50.79. 


Damm, ſ. Wehri. 

Dampf, Pferdekrankheit, Uri 194. 

Dapen, Tatzen, Uri142. - 

Darlehn, Uebf. 107.205. Verſch. 1. 4. 29 ff. 

Denunctation, Uebf. 147. 

Diebſtahl, Urt 113. N. Urf. 64. 109. 

Dienftmiethe und Dienftboten, Urt 134. 164. 167. 174 ff. 213. 245. A. Urf. 
33.43. N. Urf. 114. 

Dingsgeben, Uebf. 83. 105. 128. 

Difentis, Uebf. 4. 153. 160. 

Dorf, f. Gemeinde. 

Dritter Pfennig, Uebf. 27. 44 Uri 242. Verſch. 1, 68. 4 b. 7. 


Che, Uebf. 26.108. Urt 35. 37. 158. A. Urf. 26. 81. N. Urf. 119. Ehbruch, 
Uebf. 43. Uri34, N. Urſ. 17 f. Güterrecht, Webf. 117. Uri 41. 115 ff. 
209. 237. N. Urf. 40 f. 

Ehre, Ehrloſigkeit, Uri 11. 18. 32, 37. 67. 80. 83, 197, 250. U. Urſ. 41. 46. 
N. Urf. 116.141. EbrenFränfung, Uebf. 74. 123. Urt 15 ff. ar. 84 f. 
250. N. Urf. 17 f. 44. 47. Ehrenſtrafen, 97. 113. 

Eid, Uri 1. 3.18. 84. 71. 73, 76. 121, 215. . 

Eidgenoffen, Uri 149. 128. 193. 207. - 

Gigenthum, Uebf. 95. 97. 110. 129. 132, 143. 151. 155. Uri 100 f. 147. 163. 
183. Verſch. 28. Eigen und Erb, Uri56. 

Einung, Uri 119 ff. N. Urf. 22. 96. 

Elternrecht, Uri 209. A. Urf. 26. N. Urſ. 128. 
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Entrugget, Pferdekrankheit, Uri 194. 

Entſchlagen, entf@uldigen, Ubbitte leiten, Uvi 47 f. À. Urf. 34. 

Entfigen, Uri 6. 

Erbrecht, Uebf. 3. 21. 102. 119. 142. Urt 41 ff. 101. 209. 236 ff. A. Urf. 100. 
102f. N. Urf. 126. 

Erhyt, erlogen, Urt 17. 250. 

Eſchenthal, A. Urf. 72.79. 

Ehen, Uri 122. 


Sad, Anftalt zum Fiſchfang, Urt 186. 

Fahr, ? Schiffſtation, Uri 186. 

Falſche Anklage, Uebf. 74.123. Fäͤlſchung, Uri160. Date Semi, Uri235. 

Färrich, Pferch, Uri 140. 

Faſelſchwein, Uri 128. 

Faul, ein fauler Mann, Uri 33. — Rindviehkrankheit, Uri 195. 

Feiertage, f. Gottesbienft. 

Feimen, Fiſchgarn mit Stiel, Uri185. 

Fiſcherei, Uebf. 39. 94. Uri 164. 184 ff. Verf. 23. 

Fleiſchl. Vergeben, Urt 16. N. Urf. 17. 47. 

Zreier Kauf, Uebf. 63. 71. 99. 126. 131. 134. 

Frevel, Uebf. 148. 152. 158. 252. Uri 1-40. 76 f. 

Frieden, Uebf. 4. 7. 12. Uri 2 ff. 76. 90. 250. 252. a, Urf. 54.55. N. Urf 
6 ff. 48. 138, 

Friſten, Uebf. 14. Uri 60.163. N. Urf. 125. Berfg. 2 7. 37. 

Früchte, ſtehende, Uebſ. 143. Uri 95. 237. 

Fründt, Fiendt, Freundſchaft, Feindſchaft, Uri 1. 

Fund, Kniff, Argliſt, U. Urf. 62. 

Fünfgeſchlechterbegehren, N. Urf. 108. urt 198. 

Zünfzehner, f. GeriŸt. 

Fürkauf, Uri 159 f. 225 ff. 

Sürleite, Geleitgeld, U. Ari. 52. 53: DA. R. Urf. 162. 

Fürſprecher, Uebf. 15. 


Baden, Nebengebäude, enilegenes Gebäude, Urt 160, aq Fꝛ 

Galte Ziegen, keine Milch gebende, Uri 139. u 

‚Geding bri@t Landrecht, Uri 208. 

Gefänguif, Uri 71. 76. 113. 160. 169, 208, 234. 

Gegenrecht, Uebf. 109. 124. Uri 195 f. 287. 

Geißnoß, ein Stud Schmalvich ober deſſen Werth analog der Rub- 
f@were, Rubef, Stoß beim Großvieh, A. Urf. 36. 58. 94. R. Urf. 100. 

Geleite, Uebf. 159. 

Gelten, Greditoren, Uri82. Forderungen, uei 208. 

Gemädte, Uri 41 ff. 56. 237. 

Gemeinden, Genoffamen, Dörfer, Uri 54. 70. 169. 179. 191. 192, 241. 
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Gemeinfdaft, Uri 223. 

Gemfen, Uri 146 f. 176. 

Gericht, Geridtéftand, 1c. Uebf. 1f. Uri 49. 54. 56 f. 80. 248. A. Urf. 
45 ff. 85. N. Urf. 34. 36. 123. 137. 140. Berfd. 3. 12. L 

Geſchlechtsvormundſchaft, Uri 44. 115. R. Urf. 40. 41. 

Geſellſchaft, Uri223. not 

Gewild, f. Wild. 

+ Geyer, Uri 144. N. Urf. 107. 

Gbüet, Heerde, Urt 183. 

Gidtige Schuld, livi 83. 88 1e. 

Gottesbienft, Uebf. 35. 160. Uri 188. 213. U. Unf. 57, 09. R. LUE 65. 118. 
129. 133. 139. 

Gottesläfterung, Uri 97. 

Grempler, Krämer, Urt 225. Gültengrempier, Berfd. 4 b. 

Gülten, Uebſ. 24. 44. 46.57. 66. 85. 93. 104. Uri 9. 100. 483. 208. 242. 
A, Urf. 14. 84. N. Urf. 120. 130. Verſch. 1. 4. 5. 29 F. 

Gunten und Gießen? breites Badbett, Waſſerdecken, Uni 18805. 

Güter, f. Eigenthum. 


Dalbvieb, Uri 132.165. ©. auch Miethe. 

Halseifen, Urt 97. 113. 

Handlungsfähigfeit, Uri 44. 115. 199. 208 f. 

Handfriften, Uebf. 107. Berfd. 1. 3 ff. 29. 

Pandwerfégefellen, Uri245. 

Harnifh, Armatur, Uri 179 ff. 

Haufen und bofen, Uri6. 

Haushabe, Haushaltung, Urt 169. 

Haushaltsordnung, Mebf. 20. 47. 251. 

Hanffren, Uebf. 128. 

Genaue | A. urf.1. Uri 16.27. R. Urf. 18. 47. 109. 

Heu, beuen, Heuverkehr, Uri 103 ff. 218. a. Urſ. 5, 60. 74. N. Urſ. 96. 117. 

Heufuh, Uebf.50, Uri 162. 

Hereret, Urt 32. 84 

Hinterfäßen, geffworne, Uri 71.157 ff. ©. and Lanbdredt. 

Hol, Rutzung, Berfauf 1, Uebf. 36. 48. 66. 70 75. 81. 82. 88. 92. 116. 
145. Urt 166 f 227. 230. R, Urf. 124. 

Hunde, Urt 131. N. Urf. 105. 

Hume, Haumwe, ein Gewild, N. Urf. 107. 


Jagd, Uebſ. 94. 139. Uri 141 ff. 164. 176. 188. R. urſ 73. Berſch 23. 
S. auch Wild. 
Jagmatt, Uri 213. 
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Iniurie, f. Ehrenfränkung. 
Juden, Uebf. 159. 


Käfe, Uri 225. 

Kauf, Uebf. 38. 49. (v. Forderungen 89. 136.) — 132. Uri 194. 223 ff. 
S. auf Freier K., Fürkauf. 

Keib, ScHeltwort, Uri 85. 

Keberei, Uri 32. 84. 

Kirchen und Klöfter, Uebf. 46. 51. 77. 119. Urt 43. 60. 

Kirchhöre, genoffen, vogt, Uri 110. 150. 154. 166, 169. 183. 230. 241. 
S. auch Gemeinden. 

nur, | Broceffion, Uri 112. R. Urſ. 129, 

Kläger, U. Urſ. 39.51. N. Urſ. 36. 

Kloben? Seide, Uri 29. 

Kornen, f. Almend. 

Kornhandel, Uri 196. 226. 

Koſten und Schaden verheißen, U. Urf. 32. M. Urf. 113. 

Krämer, Uebſ. 128. 131. Uri 225. 

Rricgébdienft, Uri 168. 175. 179 #. 197. 252. N. Urf. 135. 

Kuheß, Kuhſchwere, eine Kuh oder deren Werth an anderm Vieh, ein 
Stoß, lebf. 17. Uri 110. 132. A. Urſ. 35 ꝛc. 

Kundigaft, f. Zeugen. 

Ruppelei, Urt 37.170. U. Urſ. 26. 


Lader, Widder? Berfd. 24. 

Lämmerzick, Geyer, Uri144. N. Urf. 107. 

Landduch, Berpflidtung auf dasfelbe, lri 68. 

Landögemeinde, Uri 61 F. 81. 125. 149. 161. 199. 201. 204. 210. A. Urf. 46. 
N. Urf. 91. 108. 134. 140. Berfd. 9. 

Landrath, Uri 152. 192. 248, 251. A. Urſ. 45 F. Berfd. 10. 

Landrecht, Zudigenat, Uebſ. 16. 41. 52. 68. 72 f. 76. 87. 90. 94. 108. 110. 
128. 131. 154 f. Uri 100 f. 120 F. 149 F. 223 f. U. Urſ. 24. 37. 41. 42. 
81. 101. N. Urf. 74 f. 116. 119. 128. 134. 140. 142. 154. Berf. 13. 23. 

Landrecht, Geding Bricht L., Uri 205. 

Landeëvermetfung, Uri 83. 

Langfe, Lanr, Lamig, Frühling oder Sommer, Uri 118. U. Urf. 2. 
581. N. Urf. 102. Berfd. 13. 

Langofe,? das Glride, Uri 237. 

Lafter, Schmach, Uri 16. N. Urf. 17. 47. 

Laubrife, Laubfall, Zahredperiode, Liebf. 14. Uri 60. 

Levis fallen, Nedf. 113. 

LebnPube, ſ. Miethe. 

Reis, leibloë; Reben, leblos, Uri 1. 12. 30 1e. A.Urf. 96. M. Urſ. 9.47. 
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Leibeigen, Urt 155. 169. 

Leibesftrafen, Uri 113. A. Urf. 26. N. Urf. 64. 

Leiden, verleiden; denunciren, Urt 75. 462c. 

Lerwerk, Lormerf, in L., D-h..im Sons, Dad Meiler zuden, vielleicht 
‚von leer, zum Schein, im Gegentas yon Genf, Uri 22. M. Urf. 22. 

Libell, Uebf. 61. 

Lidlobn, Webf. 33. 

Livenen, Webf. 148. Uri 132, 149. 

Luchſe, Uri 144. 


Malefiz, Uri 32. 69. 77. A. Urf. 34. 

Bannredt, Urt 155. 189. „A. Urſ. 105. 

Mannsftamm, Manndfamen, N. Urf. 125. 

Märcht, Markt, Handel, Bertrag, M. Urſ. Ab. 112. Verſch. 3, pc. 

Markt, nundinæ, Uebf. 131. Uri 22. 24. 120. 196. 235ff, 243. 

Meifrinder, Urt 132. I 

Melchfeld, Melkplatz, Uri 140. 

Metger, Urt 195. 216. 

Mietbe, Hausmiethe, Urk 173,203: 243. — Wighmigthe, Urt 165.42. Urſ. 
16.25. 29. 30. 58 ff. 71 ff. 87.97. — Mieth und, Mietdmahn, Beloh⸗ 
nung, Beftequng, A. Urfadi ff. R. Urf..141. 

Militär, f. Kriegsdienft. 

Mord, Uris. 12.16. A. Urf. 98. N. Urf. 6. 9. 18. 47. 

Morgengabe, Uri 41. 116. 158. N. Urſ. A0. 

Mormultern, Murmelthiere, N. Urf. 122. 

Mulch, Sennereiproduct, Mehf. 133. Verſch. 46. 

Müller, Uri214. 

Münch, Wallach, Urt 135. 

Münzen, Kronen, Uri 86. Bagen, Uri57. A. Uri. 63. Dpppler, Kreuzer, 
Uri 145. Spageirli, A. Urf. 21. Angfter, A. Urf, 21,65, aller, N. Urſ. 
102. Gold und Silber, A. Urf. 52. Gulden, Pfund und Schilling 
öfter. | 

Muttermag, Uri 236. 238. 


Nachbarrecht, Verſch. 28. S. auf Eigenthum. 
Nachwaͤhrſchaft, Uri 194 f. Verf. 1,58. 

Nauen, Uri 227. 

Neuner, f. Geridt. 

Ridelwirth, Urt 174. 

Noß, Nöfler, f. Geifnof. 

Nunnen, genunnte, verf@nittene Schweine, Uri 188. 


O6ft, Uri 117. 
Ortsgeridt, Uri 56 f. 
Zeitichrift f. ſchweiz. Biriht. XII. 1. (2)5 
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Bat, Uebſ. 73.87. 90. Uri 176. N. Urf. 76. 

Banner, Urt 213. 

Bfänden, pfanderen; eigenmächtig, Ucbf. 1. Uriss. U, Urſ. 63. N. Uri. 
102 f. Verf. 15.22. 26 f. Amtlid, f. Schuldeneinzug. 

Pfandrecht, Uebſ. 29. 97. 106, Urt 86. 100. 180. A. Urf. 84. Berfd. 2. 
29 ff. 37. 

Pfarrerwahl, Uebf. 160. 

Bferde, Uri 123. 194. 

Pfrient, Dolch, Pfriem, Uri 30. 

Plafen, Laken, Tudbede, Berfd. 8, S 3. 

Plunder, Yahrhabe, Uri 203. 

Pratticiren, ambitus, largitio, Webf. 7. 19, 25. 46. 74. Uri 33. 154. 169. 
197.210. N. Urf. 141. 

Proceß, Uebf. 37. 54 f. 58. 69. 80. 86. 91. 138. Uri 46. 47. 49 F. 202. 
S. aug Schuldeneinzug. 


Rath, ſ. Landrath. 

Raub, Uebſ. 1 f. 

Rechtskraft, Uri 56. 61. U. Urſ. 45. N. Urſ. 140. 
Reifen, Kriegszug, Uri 175. 197. 

Reiszoll, Uri 211. Reistheil, f. Spedition. 

Retention, Uri 89. 203. 

Retract, f. Zugrecht. 

Reute, Uri110. S.aud Almend. 

Neuß, Uri 106.185 f. 230 f. 241 ıc. 

Ring, an der Landögemeinde, Uri 149. N. Urf. 55. 91. 
Ringen, Säweine ringen, Urt 128. A. Urf. 90. N. Urf. 101. 
Riffige oder rüffige Schweine, Uri 128. 

Rufsalp, Urt 135, 

Rüßiger Rafen, Uri 27. 


Säder, Urheber, Uri 99., Partei, Uri 46. 51. 59 ıc. 

Salzabgabe, Uebf. 63. 

Saum, Tragla eines Pferdes , Uri159. A. Urf. 16.52. Saͤumer, (au: 
men, f. Spedition. 

Satfammer, Uri 87. 

Satzung, Uri 99 f. 116. 

Gdaden, Uri 241. 246. 

Schaͤchenthaler Almend, Uri 112. 

Sdänden, fhädigen, Uri 245. 

Schär? A. Urf. 21. R. Urf. 73. 

Schatzung, Pfändung, Uebf. 23. Uri 87. 91 ff. 242. U. Urf. 18. ef 
N. Urf. 123. 

Säeltung, Uri 84. 85. 
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Schenkung, U. Urf. 102 f. 

Scheuchen, abf@reden, Uri 97. 

Schifffahrt, Uebſ. 30. 83. 71. Uri 111. 

Schleipfen, Uebſ. 56. 

Schönen, ſäubern, reuten, Uri 98. 117. 241 16. 

Schuldbrief, ſ. Gülten. 

Schuldeneinzug, Uebſ. 23. 28. 32. 34. 64. 106. 114. 117. 130. 133. 140. 144. 
152. 156. Uri83. 86 #. 242. A. Urf. 5.7 f. 14,17. 46. 83. N. Urf. 64. 
112.121. Verf. 3. 7. 32. 37. 

Schuldner, Creditor, Uri 207 Anm. N. Urſ. 29. 

Schützenweſen, Uri 147. 

Schurt, Rata, Berid. 4 a. 

Schweine, Uri128. U. Urf. 4. 90. 

Schwirren, Fifhergeräth, Urt 184. 186 f. 

Schwören, Uri 97. 

Sieben Mann, Siebengefchlegter, Uri 198. R. Urf. 108. 

Siebner, f. Gericht. 

Societät, Uri 223. 

Spedition, Uebf. 62. 76. 100, 103. 111. 118. 122. 125. 148, A. Urf. 9 ff. 28. 
31. 38. 44. 52 f. 56. 78. 82. 89. 91 ff. R. Urf. 151. 152. Verſch. 8. 

Spend, Urt 171. 

Spielen, Uri 172. 174. 219. U. Urf. 57.86. N. Urf. 65. 

Sprengen, fpringen, laufen maden, Uri 58. 

Stafelgenofien, Uebf. 52. 

Stammtheilung, Uri249. 

Stangharniſch, Uri 179. 

&teuern, Uri 183. 251. 

Stoß, Streit, Uri2 ff. 150. N. Url. 22. Augenfdein, Uri 231. 

Strafen, Uri1-40.97 ff. S. and Ehren, Leibesftrafe. 

Strahlen, Bergkryſtall, Uri 178. N. Urf. 73. 

Stramen? Uri 187. 

Straßen, Uri 40. 107. 249. 

Stünden, Berid. 7. 

Suſt, Lagerhaus, Uri 196. 227 16. A. Urſ. 10. 52 ic. 


Tagfatung, Uri 193. 

Tagwen, Uri 174. 

Taren, Taten, Uri 142. 

Tanzen, Urt 222. 247. 

Tauſch, N. Urf. 136. 

Teſtament, Uri 41 ff. N. Urf. 30. Verſqh. 39, 

Thadewehri, thadte Wehrt, gededter Landungsplatz? Uri 111. 
Thädigen, Uebf. 54. 80. Urt 58. | 
Thalredt, Thalgemeinde, f. Landredt, Landsgemeinbde. 
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Theiler, Theilgut, Uebf. 5. 22. 40 ff. Uri 218. A. Urſ. 52f. M. Urſ. 151 f. 
S. auch Spebition. 

Thier, Gemſe, Uri 146 f. 176. 

Todtſchlag, Uebf. 1f. Uri. N. Urf. 6. 9. 18. 

Tolfen, Dolch, A. Urf. 68. 77. 

Tôtfden, Fifbergeräth, Urt 184. , 

Œretb, Urt 142 f. 

Treuloſigkeit, Urt 9f. 37. N. Urf. 8. 

Trinken, Uri234. A. Urf. 67. N. Urf. 133. 

Trifftubl? Berl. 25. cfr. 19. 

Troftung, Uri 71. 74. 76. 

Œrüe? Truhen, Kaften oder Schläge zum Yangen bes Wildes, Uri 181. 





Ueberfallendes Obſt und Ho, Uri 117. 

Uneblide, Uebf. 3. Urt 152. 156. 169. 240. R. Urf. 128. 
Unholderei, Uri 32. 

Unlauterkeit, Uebf. 121. 

Urlaub, Uri 200. 

Urferen, Uri 149. 

Uerte, Bee, Uri 33. 

Unzucht, Uri 37. 156. 170. J 





Vater, Verbindlichkeit für den Sohn, Uri 200. Batermag, Uri 280. 238. 
Vaterſeite, Uebſ. 3. 

Verbieten, Verbot, Uri 39. 40. ©. auch Arreſt md Goncars. 

Verbrechen, Vergehen, Uri 1 ff. R. Urſ. 1 f. 

Vercher? Uri 135. 

Bereinungébrief, Uri22. 24. 

Verjährung, Uebf. 14. 77, Uri 00. 72. 75. 114. 

Verläumdung, f. Ehrenkränkung. 

Vexrufung, Uri 208. 

Bertragéform, ſchriftliche, Berfd. 36. 

Berwefer, Uri224. 

Bich, Verkehr, Krankheiten, Shhaden, Weide, Verpfündung, Uedſ. 156. 
Urt 119—140, 194 f. R. Urf. 94 ff. Verſch. 2. S. and Miethe. 

Bormundfdaft, Uri 60. 189. 208 f. U, Urf. 6. 25. 45. 66. arf. 38. 

Borzalung, Uebf. 64. Uri 93. 


Baage, A. Urf. 75. Uri 40, 107. 249. 

Waarentransport, f. Spedition und Theiler. 

Waffentragen, Uri 29 ff. 201. U. Urſ. 47.68. 77. 

Wald, f. Holz. 

Wang, Uri 112. 

Wehrinen, Dämme, dvi 106, 111.227. 229. 237. 246, M. 1A, 131. 
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Wehrlofigkeit, Urt 10. 11. 

Meibelamt, A. Urf. 46. Berfd. 7. 32. 

Weiderecht, Uebf. 148. 151. Uri? 114. A. Urf. 18. 58. 63. 94 f. N. Urf. 102 ff. 
127.132. Berfd. 13 ff. . 

Wein, Uri159 f. 225. 232. 

Weitfeld, uneingezäuntes, Uri 114. 

Werfen, Uri 157. 174. 217. 

Wetten, Urt 220. 

Wetterläuten, Uri 222. 

Widerdrieß, Urt 16. 

Wild, Uri 141 ff. N. Urf. 73. 107. 122. 

Wildheu, Urt 103. A. Urf. 40. 

Winkel, Wohnung, Uvi15f. N. Urf. 17f. 

Wirthe, Uri 232 f. A. Urf. 50.73. N, Urſ. 110f. Wirtheſchulden, Uebſ. 
78. 83. 105. 128. 9. Urf. 61. 

Wölfe, Uebf. 139. Uri 142f. A. Urf. 21. R. Url. 73. 

Wortzeichen, Wahrzeichen, Uri 142. 144. 

Wucher, Uebf. 24. Uri 205. Verſch. 1. 


Balte Tage, N. Urf. 124. 

Zäune, Uri 107 f. 114. 244. 246. ©. auch Beideredt. 

Zeugen, Uri65 u. a. 

Ziel? Grenze des Privat: und Almendlandes, N. Urf. 127. 142. 
Ziger, Uri 225. 

Binfen, Uri 205. A. Urf. 14. N. Urf, 120. 130. Verſch. 1. 4 f. 29 ff. 
Zoll, Uri 196. 210 ff. N. Urſ. 152. 

Buden, Uri 21. N. Urf. 22. 

Bug vor die höhere Behörde, Urt 56. 81. 

Bugredt, Netract, Uebl. 73. Uri. 100.163. N. Urf. 76. 125. 136. 143. 
Bureben, R. Urf. 34. 
Butrinfen, Urt 234. U. Urf. 67. N. Urf. 133. 
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Die Nechtsquellen von Uri. 
(Bon Herrn À. Reg.-Rath Fr. Ott in Zürich.) 
Gortſetzung.) | 


— 


Die Statuten von Livenen. 


Der Canton Teffin ift, nach dem was wir aus einzelnen Notizen 
bei Franfeint 1) davon wiffen, wahrſcheinlich eben fo rei an ältern 
gefchriebenen Nechtöquellen, als irgend ein Canton der deutfchen 
oder der framzöflfgen Schweiz. Es wird fi hier für die vom QJuriften- 
verein beichloffene umfaffende Sammlung fweizerifger Rechtsquellen 
ein Feld darbieten, das eine reiche Ausbeute von eigenthümlichem, bis- 
her noch wenig gefanntem Charakter veripri®t, dad aber mit Erfolg 
nur im Lande ſelbſt wird bearbeitet werden Fünnen 

Einftweilen geben wir in diefem Heft als eine Probe die uns bet 
Beihäftigung mit den Urner Rechtsquellen befannt gewordenen Sta- 
tuten von Livenen. 

Die Landidaft Livenen, umfaflend dad Thal des Teffin von 
feinem Urfprung bis hinunter nah Biasca nebft der jenfeits im 
Blegno: oder Polenzerthal gelegenen Gemeinde Prugiasco, tft in äl: 
tefter uns bekannter Zeit mailändiſches Gebiet 2) unter Oberhoheit der 
deutfhen Könige. Schon im vierzehnten Jahrhundert tritt file dur 
königliche Verpfändung in Beziehung zu der urnerifen Familie von 
M008.3) Im Anfang des fünfzehnten Jahrhunderts fchließt fie fich 
dann an Uri an, zunächſt gegen den Willen ihrer damaligen Herren, 
der Herzöge von Mailand und des Domcapiteld daſelbſt. Indeß 
wird nach mehrmaligem Hin: und Hergehen, noch vor Ende diefes 
Sabrhunbderts, Uris Befft durch Vertrag mit den Herzögen und durch 





1) Der Canton Teffin, biftortf®, geographiſch, ſtatiſtiſch geſchildert 
von St. Franfeini. Nah der italiänifhen Handiarıft von C. Pag- 
—8 por Gallen 1835. In den „Gemälden der Schweiz“ der adt- 
zehnte Band. - 

2) Ueber dieſes Berhältniß iſt wohl am ebeften bei Anlaß der 
Regeſtenſammlung der ſchw. hiſtoriſchen Geſellſchaft neues Licht zu 
erwarten. 

3) Urkunden im Geſchichtsfreund XX. 312. 315. 
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Qnveftitur von Seite des Domcapiteld vredtlid und definitiv 
anerkannt.) Bon da an bis zur Revolution von 1798 blieb Die 
Landſchaft eine Landvogtei von Uri, jedoch mit einer eigenthümlichen 
Landdgemeindeverfaflung (parlamento) und einem felbfigewählten 
Ratbe, menigftens bis zum Jahr 1755. 

Die Handfchriften, welche unferm Abdrud der Statuten zu Grunde 
liegen, find zwei deutfde aus der juriſtiſchen Bibliothek in Zürich und 
der Stadtbibliothek in Bern, 2 und eine italtänifche, die wir durch 
gütige Vermittlung des Herrn Fürſprech A. Müller erhalten Haben. 
Die Zürderhandigrift if ein Theil des Abfdriftenbandes von Urner 
Argivalien, den wir ſchon für die Urner Nechtöquellen benusten, und 
rührt aus dem Ende des vorigen Jahrhunderts Her. Die Berner 
Handfrift, Quarto, enthält blof die Livener Statuten und ſtimmt 
mit der vorigen budftäblit und bis auf die zufälligften Schreibfehler 
überein. Die italiäniſche Handidrift, 106 Blätter Fol. in ſtark ab- 
genuttem Ginband, enthält burdaus den gleichen Tert, auch Die 
gleiche Numerierung der Artikel wie die deutſchen. Sie ift nach einer 
vorangeftellten Notiz ihres Schreibers im Zahr 1748 für einen Herrn 
G. A. Giannone von Albinasca in der Vieinanz Airolo gefertigt. 

Wir glaubten den deutfhen Sert publicieren zu follen, der augen« 
ſcheinlich der in der Kanzlei Uri gebrauchten officiellen Ueberfebung 
entnommen ift, und haben da, mo es zu Grläuterung verdorbener 
oder unflarer Stellen dienen Eonnte, oder wo ed fonft von Snterefle 
f&ien, den italiänifchen Sert in Noten beigefügt. 

Hinfichtlih des Inhalts möge zur Charafterifierung des Statutes 
etwa auf folgende Beftimmungen deffelben befonderd aufmerffam ge: 
macht werden. Art. 28 Gidesdelation, 30 und 31 Appellationsord: 
nung, 33 lesio ultra dimidium dur Richterfprug, 36—55 Erbrecht, 
Borzug der Batermagen und, wenn wir recht verfiehen, Ausſchluß der 
nicht agnatifen Defcendenz, 64 und 65 eheliches Güterrecht, 146 aus- 
fübrlite Herenprogeßordnung, 147— 155 Strafprogeß und 156 — 191 
Strafredt. Die Beftimmungen über den Frieden, il fritt im italiäni- 
fen Terte, find wörtli dem Urner Landbuch entnommen (Art. 141). 

Aus welcher Zeit diefe Statuten oder richtiger diefe Redaction 
der Statuten berrübre, tft in denfelben nirgends ausdrücklich gefagt. 
Es läßt ih nur aus dem Datum der italiänifchen Abſchrift ſchließen, 
daß die Redaction vor 1748, und aus einer Grwähnung im Art. 140, 


1) Amtlihe Sammlung der. eibgenöffiigen ulbigeide; Regeſten 
und Urkunden von 1423, 8. Nov. 1424, 18. Van. 1426, 26. San., 
4. April, 12. Zuli, 21. Qui, 4. Nor, 1440, 21. in. 1441, 4. Upril. 
1467, 26. Zuli. 1477, 10. Suit. . Die Inveftitur vom 3. März 1480 
und UE päpftliche Betätigung vom 7. Octbr. 1487 werden öfters 
erwähn 


2) Ms. Hist. Helv. VII. 64. 
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daß fie nach 1617 falle. Es find zwar auch die Jahre 1654 und 1659 
im Art. 197 und 200 genannt, allein diefe Schlußartifel können leicht 
fpätere Nachträge fein, fo daß aus jenen Zahrzahlen nichts Sideres 
gefolgert werden Fann. 

Daf die Statuten im Lauf der Zeit mehrfache Umarbeitungen 
erfahren haben, wiflen wir aus verf@iedenen Notizen, die wir hier 
noch anführen wollen. 

Leu tm fehweizerifchen Lericon s. v. Livenen und Franfcini a. a. ©. 
(8. 24) berichten, die Statuten feien 1755 oder 1756 in Folge Unter 
drüdung eines Aufftandes umgearbeitet worden. Daß unfere Hand⸗ 
fchriften nidt biefe Umarbeitung enthalten können, ergiebt ſich fon 
aus dem angeführten Datum der italiänifhen Handſchrift, 1748. Wäre 
nicht diefes ausdrüdliche Zeugniß zweier Gewährdmänner, von denen 
der eine ein Zeitgenoſſe und in fleißiger Gorrefpondenz mit Teffin mar, 
der andere der zuverläffigfte Sachkundige aus jetziger Zeit if, fo hätten 
wir nad dem Charakter des Zürcher Ubfdriftenbandes und nad der 
Art wie uns die italiäniſche Handſchrift zugekommen if, unbedenklich 
geglaubt, die neuefte Necenfion vor uns zu haben. In Yaido, wohin 
wir und wegen diefer Frage und wegen allfälliger weiterer Hands 
hriften gewendet haben, Fonnten wir Peine Auskunft erhalten. Vielleicht 
erklärt ft die Sade fo, daß die Umarbeitung von 1756 wefentii® 
nur auf Befeitigung derjenigen Stellen ging, in welden von dem 
damals abgefchafften Nat und der Landsgemeinde die Nede war, und 
daß diefe Befeitigung nit in allen Handfchriften, melde im Uebrigen 
gleihwol noch gebraucht werden Fonnten, zur Vollziehung Fam. 

Daß unfere Statuten binmiederum ibrerfeits nur eine Umarbei- 
tung älterer find, ift in den erften Worten derfelben ausdrüdlich ge: 
fagt. Außerdem Fommen noch folgende Data in Betradt. 

In einem Urner Landsgemeindefhluß von 1605, welcher Diffe- 
renzen über die Defoldung des Landvogts in Livenen beilegt, heißt 
ed am Schluß: .. „Im Uebrigen laffen wir fle (die Angehörigen) 
» bei ihrer Abtheilung der Almenten, Alpen und Beidgängen rubig- 
„Licden verbleiben. Wie gleichfalls bei ihrem Landbuch, fo dem 
„unfern mehrentheils gleich if, geenderet beruhen; vorbehalten, daß 
„fe ihre Döchteren, fo zu den Unferen in dem Land Uri oder Thal 
„Urſeren heuraten wurden, in Erbſchaften gleich halten follend, wie 
„fe von uns in dergleichen Dingen gehalten werdent.“ Ob bier zu 
lefen fet „. . . glei ift geändert, beruhen“ oder „... glei if, 
» ungeändert beruhen“, muß dDahingeftellt bleiben. Daranf aber ma- 
chen wir aufmerffam, daf hier ein Landbuch von Uri vor 1608 erwähnt 
wird. Es ift darnach das in der Ueberfiht der Urner Rechtsquellen 
(Nr. 10) im elften Bande diefer Zeitfchrift Gefagte zu ergänzen. 

1642 findet fit ald Inhalt eines Landsgemeindeſchluſſes von Uri 
angegeben: „Das Landbuch von Livenen foll ih nach dem unfrigen 
„vergleichen.“ 


76 Die Rechtsquellen von Uri. 


1649 wird einem Urner Landrathsbeſchluß, der neuerdings die 
Defoldung des Lanbvogts ordnet, beigefügt: „. . . beftätiget haben 
„wollen, daß fle bei . . den Almenten, Alpen, Weidgängen alles nad 
„ihrer ordentlichen Abtheilung mie es über 100 Jahr und Bis Dahero 
„üblich gehalten worden, alfo für das ohne Enderung bleiben follen. 
» Deßgleihen was das Landbuch belangt, weil felbiges unferem 
„mehrentheils gleichförmig fich befindt —, infonderheit mas den Fri: 
„den, Sehen, Pfenden, Criminal: und Malefizſachen betrifft, wie auf 
„al ander Sachen, mas die Landsart ertragen mag, wie foldde von 
„unfern lieben Vorderen als Verfländigen vor alten Zeiten geftellt, 
„ungeänderet bleiben follen. Borbehalten daß fle ihre Döchteren“ 
n. f. w. wie 1605. 

Durch Landrathsbeſchluß von 1666 1) werden zwei Beftimmungen 
{m Herenproceß (Art. 146) geändert, die eine betreffend das Zeugniß 
„Geſchädigter“, die andere betreffend die Actenmittheilung an die In—⸗ 
quifitin vor der Tortur. Unfere Handfchriften haben die Aenderungen 
nicht. 

1713 wurden die Verhältniffe zwiſchen Urt und Livenen dur 
Vermittlung von Schwyz geordnet. In Art. 9 der diesfälligen Urkunde 
heißt e8 „das Wort „„oder ein anderer ehrlicher Mann“ für den 
„Obmann in Sprüden zu nemmen wollen wir daß wiederum in den 
„34. Articul der Statuta gefeht werde, dann wir Diefes nicht 
„dahin verfianden wie foldes verftanden wird“ und im Art.14 „Ob: 
„gleich wohl die Erwehlung der vier Geſchwornen uns alle zeit laut 
„alten und neuen Statuten zugehört“ 1e Der angerufene 
Art. 34 iſt derjenige, melder fé wirklich mit diefer Ziffer in unfern 
Handſchriften findet; und hier zeigt ſich ausnahmsweiſe eine Ber- 
fhiedenheit zwifchen dem ttaliäntfepen und dem deutfchen Terte, indem 
jener die Worte ovvero un altro uomo da bene enthält, Diefer da- 
gegen ausf@lieflit dem Landungt die Obmannfdaft zumeist. 

Diefe Angaben find alle dem erwähnten Urner Abfchriftenbande 
entnommen. Sie genügen mie man flieht nicht, um die Gefchichte 
ded Statut ins Klare zu bringen, fondern es wäre dazu Einſicht 
der Originalmanufcripte erforderlih. Es tft zu hoffen, daß diefe 10% 
vorhanden feien, und daß feiner Beit der Bearbeiter der Teffiner 
Redtéquellen überhaupt diefelben zu benuben im Falle fei. Inzwifchen 
mögen obige Notizen pro memoria hier niedergelegt fein. 


1) Wenn es der Raum geftattet, wird diefer Beſchluß im Anhang 
der Statuten gedrudt werden. 





Statuten von Livenen. 


— — 


In dem Namen der Allerheiligeſten unzertheilten Dreyfal⸗ 
tigkeit Gott, des Vaters, Sohns, und Heiligen Geiſtes. Amen. 


Als dann ein Landſchaft Lifenen betrachtet, wie daß ihre 
alte Statuten und Sazungsbuch in ungleichen Verſtand gezogen 
wurde, in deme durch Veränderung der Zeit etwelche Capitel 
geänderet oder erleuteret und andere neulich zugeſetzt worden, 
dahero etwan Irrung und Mißverſtandnuß erwachſen, deffenive- 
gen die Nothdurft erforderete daB alles fo vil möglich klar 
gemacht, auf die Recht und Billigkeit auch gegenwärtig üb— 
liche Gebrüch gericht wurde, ſolches durch ihre Abgeordnete an 
die hohe Oberkeit des Landes Uri gelangen laſſen, nicht der 
Meinung, einige Maß und Ordnung vorzuſchreiben, ſonder 
gehorſamlich zu bitten, und aus oberkeitlichem Gewalt, nach 
Gutbefinden aufſetzen.) bat dieſelbige aus ſonderlicher Lieb, 
Treu und Zuneigung, ſo ſie zu Ihren lieben angehorigen und 
von Gott vertrauten Volk tragen, einig dahin geſehen, daß in 
ihrer Regierung durch heilſame Satzungen und dero emſigen 
Handhabung, beſtändige Ruh, Frieden, Einigkeit, Recht und 
aller Wohlfahrt treulich beförderet und erhalten werde; zu 
dem Ende durch einen Ausſchutz das alte Satzungbuch ſamt 
deme was ein Landſchaft Liffenen darin zu verbeſſeren, zu er⸗ 
klaäͤren und hinzuſetzen nothwendig und dienſtlich gehalten, mit 
ſonderem Fleiß durchſehen und in eine rechte Ordnung bringen 
laſſen; deme nun Statt beſchehen und der hohen Oberkeit vor⸗ 


1)ital.: per supplicar . . à voler con la suprema autorità sua 
à suo beneplacito disponere. 
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getragen, fo bon berfelbigen wohl aufgefebt befunden, gut ge: 
heißen und beftätiget worden, hiermit gnädiglicd befeblende 
dero nachgefepten Nichteren, Zandvögten und Beamteten, fich 
diefer Ridtidnur zu gebrauchen, der Unterthbanen Recht und 
Gerechtigkeit zu erkennen, zu fprechen und endlich zu voll- 
ziehen, den Unterthanen aber indgemein, benfelbigen billih in 
allen Sachen oder Fählen fleißig nadgufommen und zu geleben. 


Das Erft Eapitel, 


1. Wann und wie die Gemeind zu Lifenen gehalten werden folle. 


Die Gemeind!) der Landfchaft Lifenen fol alten Herkom⸗ 
men nach jährlich allmegen in dem Monat Mayen und auf den 
Tag gehalten werden, den ein Oberfeit des Lands Uri wird 
beftimmen. Und in den Sabren wann von ermelter Oberfeit 
ihrem Belieben nah ein neuer Landvogt kommen wird Die 
Verwaltung anzutreten, bdebaleihen wann ein neuer Banner: 
meifter2) zu erwählen feyn wird, follen alle und jede Canbleut, 
fo ob ſechszehn Jahren alt, fehuldig feyn, bey der Gemeind zu 
erfcheinen einem Landvogt zu ſchwehren oder da ed von Nöthen 
einen Pannermeifter zu erwehlen. Sn den übrigen Jahren 
folle jede Nahbarfchaft zwanzig Mann verordnen, welche in 
dero Nachbarfchaft Namen dem Landvogt ſchwehren; ES fol 
aber fein Landmann nicht befuegt feyn, außert den verordneten 
zwanzig Mann an der Gmeind ihre Stimmen zu geben ober 
zu mehren. Auch follen die Berordneten von den Nachbar- 
fhaften nicht banbdlen um fein Sach, melde einer ganzen 
Landsgmeind Gwalt feynd vorbehalten, als da feynd ihre 
Landeämter und Dienft zu befeben und um des Landd gemeine 
Braud und Ordnungen zu erfennen. Und foll außerthalb 
dem Sabrs) Fein andere Gmeind gehalten werden, ohne der 
Hohen Oberfeit oder ihres Landvogts austruckendliche Ders 
willigung bey DBermeidung derfelbigen Straf und Ungnad. 


— — 





H ital.: Il Parlamento. 
2) Banderale. 
3) fuori dell’ anno. 
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2. Das andere Kapitel: von dem Eyd fo eine ganze Kandfhaft und Gmeind 
zu Sifenen einer ©berkeit und dem Land Uri alle Jahr (wehren follen. 

Eine gemeine Landfchaft zu Lifenen foll zu Gott und den 
Heiligen ſchwehren des Lands Uri Lob, Ehre und Nug zu fürs 
deren, Sckand und Schaden zu warnen und wenden mit guten 
Treuen obne alle Gefährde, und zu Ewigen Zeiten geborfam 
und gemwärtig zu feyn allen ihren Gebotten allen ihren Ord⸗ 
nungen und Gefepen ohne alle Wider Ned, auch binfüran 
feiner anderen Herrfchaft nimmermebr zu gehulden geloben noch 
ſchwehren fonder deme zu wiberftebn mit Leib und Guth nad 
allem ihrem Vermögen, wo fie von dem Land Uri immert 
wurden unterflanden getrent zu werden, !) fonder deme al8 vots 
ftebt mit allem ihrem Vermögen bdarvor fon, und gang allem 
Türnemen fo dad Land Uri mit ihnen der Landfihaft Lifenen 
fürnimmt gehorfam zu feyn ohne alle Widerred wie bid anhero 


gefchehen. 


3. Eyd eines Candvogts fo Mamen der ©berkeit zu Uri von derofelben 
Botten ibme geben wird. 

Einem Landvogt wird erftend vorbehalten der Eid den er 
feinen gnädigen Herren und Oberen des Lands Uri geſchwohren. 
Sodann foll er an der offentlichen Landsgmeind einen leiblichen 
Eyd ſchwehren, zu Gott und den Heiligen ded Landes Lifenen 
Lob Nub und Ehr an Land Leut und Gut zu förderen und 
für befoblen zu haben; Ihr Schand und Schaden aud Lafter 
zu wahrnen und zu wenden und ein gemeiner unpartepifcher 
Nichter zu feyn, ein gleiches Redt zu halten dem Armen als 
dem Reichen, dem fremden ald dem Heimfchen, dem Einfälti- 
gen ald bem Weifen und dem Untertrudten fürzuhelfen mit 
Necht, und das nicht zu laffen, weder durch Mieth noch durd 
Gaab, weder durch Freundfchaft noch dur Findſchaft, durd 
Nutz noch durch Schaden?) nod durch Feiner Hand Sachen 
willen fo Ihne von dem Weg der Gerechtigkeit möchten ab: 


) d. b. wo je ein Verſuch gemacht würde, fle von bem Land Uri zu 
trennen. Ital.: opponersi . . à chi sforzare li volesse dall’ ubbe- 
dienza del paese d’Urania. 

2) non per speranza di guadagnio ne timore di danno. 
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weißen, fonder wie es die Gerechtigkeit erforderet zu handlen und 
zu richten nach dem Inhalt diefer Gefab und Ordnungen au 
nad den Ordnungen der Kirchen und der Nadbarfbaften und 
derofelben alten Braud und Gewohnheiten. Ob aber Sachen 
vorfielen darum diefere Gefat und Ordnungen fein Erleuterung 
geben, foll der Landvogt befugt feyn fammt den Gfchwornen 
und Rath zu teilen‘) wie fie bedunkt billich und recht feyn 
nach Geftalt der Sachen; alles mit guten Treuen obn Betrug 
und Gefahr. 


4. Eyd eines Statthalters fo von dem Land Uri erwehlt wird, den aud die 
Botten ihme angeben. 

Der Statthalter fol zu Anfonft eines neuen Landvogts 
ein leiblihen Eyd zu Gott und den Heiligen fihwehren feiner 
Dberfeit des Lands Uri Nub Wohlfahrt und Ehr zu förderen 
nad feinem beften Vermögen und felbiger Schand und Schaden 
abaufhaffen und vorzufommen; und ob er einerley Materi 
Abfahl, Zwytracht oder Partey fo feinen gnädigen Herren zu 
Uri oder gemeiner Landſchaft zu Lifenen zu Nachtheil gereichen 
mochte gewahr wurde, genannte feine gnädigen Herren deß zu 
warnen auch mit guten Treuen nah allem ihrem Bermögen 
darvor zu feyn, auch dem Sandvogt getreuen Beyftand zu feiften 
mit Rath und That und feinen Gebotten zu geborfamen; und 
wann er in Abwefen ded Landvogts das richterliche Amt wird 
vertreten, daß er fein folle ein gemeiner Richter, gleiched Recht 
zu ertheilen den Armen wie den Reichen den Frömden wie den 
Geimfhen, Einem wie. dem Anderen. Und das nicht unter: 
laffen durch Schänfung Berfprebung oder Hoffnung Gewinns 
weder durch Lieb Haß noch Forcht noch um fein ander Ding 
und Urfachen willen wodurd menfchliche Bernunft verblendet 
werden möchte, fonder wie die Gerechtigkeit e8 erforderet zu 
richten nad dem Snnbalt diefer Gefag und Ordnungen und 
nach der Landfchaft altem Braud und Gewohnheiten; dedgleichen 
einem Landvogt Rath zu öffnen und anzuzeigen was nothwendig 
feyn wird das Lajter2) fowohl in Criminal ald Malefiz Sachen 


1) giudicare. 
2) le cose malefitiose. 
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oder was Ihme wird befohlen anzuzeigen und zu Tagen und 
wann ed von Nothen feyn wird von den flreitigen SBerfohnen 
Frid aufzunemen 1); alles getreulich und obn alle Gefahr und 
Betrug. 


| 5 
- Die vier DBerordneten die man namfet Geſchworne und 
von den Herren des Lands Uri erwehlt werden, ſchwehren ein 


gleichen Eyd wie der Statthalter, der ihnen auch von den 
Botten der Geſandten wird angeben. 


6. Des Sechelmeiſters?) der Landfdaft Kifenen Eyd ift alfo: 


Des Sedelmeifterd Eyd bat auch ein gleichen Anfang und 
End wie ded Statthalterd allein, werden in der Mitte ausge- 
laffen die Wort zu Richten, und anftatt wird er reden: Und 
mit fonderbarem gutem Fleiß der Landfchaft Sachen angelegen 
feyn laſſen jährlichen die Criminal und Malifis Bußen, mie 
aud die Steuern einzufordern und zu beziehen und um all 
der Cammeren fowohl auch der Landfchaft babende Anfpracı 
und Schulden gut aufrecht Rechnung zu geben wie man Ihnen 
wird anbefeblen und wo ed von Nöthen feyn wird, Frid auf 
zunemmen, alled getreulich ohne Gefahr und Betrug. 


7. Der fandfdreiberen Ey. 


Der Landfchreiberen Eid ift auch im Anfang und End 
fi gleich wie ded Statthalter vorbehalten in der Mitte ans 
ftatt zu Richten follen fie fprechen: und zu fehreiben und lefen 
recht und getreulich alles fo ihnen anbefoblen und fogut fie ee 
werden verftehen und fallen können und was zu dollmetichen 
ift alles getreulih und aufrecht fo vil fein Verſtand und 
Wüffenfhaft zulaßt fürzubringen, und aus Bosbeit nicht zu 
unterlaffen noch ermangelen zu dollmetfchen. 

stem dem Amt befliffen und beftändig abwarten, bem 
Herrn Landvogt, Statthalter und Rath gehorfam zu feyn den- 


1) „tuor il fritté {ft der wörtlich entfprechende Ausdruck im ital. Statut. 
2) Caneparo. 
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felbigen und dem Amt anzuzeigen, wad von Nöthen, und aud 
zu gefchweygen mad zu verfchwengen ift. “Deßgleichen was 
Ihnen von fonderbaren SBerfonen °) zu fchreiben angeben wird 
um allerhand Händel und Gontracten alles getreulich zu fertigen 
dem Einen wie dem anderen und dad nicht zu laffen, weder 
durch Schäntung Berfprebung oder Hofnung Gewinß, weder 
durch Lieb, Haß noch Forcht und wann ed von Nöthen ift von 
den fireitigen Perfohnen Grid aufzunehmen. 


8. Von dem Eyd fo die Matbsfreund ſchwehren follen. 


Es ift geordnet, daß alle Rathsfreund der Landfchaft Li- 
denen jährlichen warn fie das Erftemahl zufammen fommen 
fammt anderen Amtsleuten, welche zuvor an der Landsgemeind 
nicht gefchwohren hatten, Ein leiblihen Eyd zu Gott und den 
Heilligen ſchwehren follen, ded Lands Uri, auch der Landfchaft 
Lifenen Nug Ehr und Wohlfahrt fördern, Schand und 
Schaden, fo dem Land Uri und der Landfchaft Lifenen zuſtehen?) 
möchte, mit beftem Treuen vorzufommen und wenden, und dad 
fie wöllen geborfam feyn des Landvogts und des Statthaltere 
Gebott und Befelhen, ihnen auch beyftändig feyn mit Rath 
und That und von den Streitigen Perfohnen wo fie von Nö⸗ 
then zu feyn bedunfte angenb Frid aufzunemen, und alle Gas 
chen fo fie nothwendig zu ſeyn vermeinten oder ihnen anbefohlen 
wurde anzuzeigen, und welche Strafmürdig wären fowohl um 
Criminal ald Malefizefhe Sachen anzeigen wöllen, und fo oft 
fie von dem Landvogt und Statthalter in Rath berufen werden 
daß fie ohnverzögentlich erfcheinen, und wann fie werden zu 
Gericht fihen, das fye gemein und unparteyifche Richter fein 
wöllen dem Armen wie dem Reichen dem Fröomden wie dem 
Heimfhen und Einem wie dem anderen und dad nicht unter 
laffen weder durch Gaben Bitt Freundfchaft noch durch Find: 
fhaft fonder Recht richten wie e8 die Gerechtigkeit erheufchet. 


1) da particolari e contraenti. 
2) avvenire. 
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9. Eyd des Landweibels 1) fo wohl auch übrigen Weiblen2) der 
Uadbarfdaften. 

Der Landweibel wie gleichfalls übrige Weibel all follen 
auch einen leiblichen Eyd zu Gott und den Heilligen ſchwehren, 
der Herren von Uri Nutz und Wohlfahrt und Ehr beit Ber- 
mögen zu förderen, derofelbigen wie auch der Zandfchaft Lifenen 
Schande und Schaden zu wenden, fie follen auch fchwehren deb 
Herren Landvogts und Statthalter Befelh und Gebott gehor- 
famen, benfelbigen mit Leiftung ihrer Hilf und Dienft wie 
Ihrem Amt anftändig fleißig abzuwarten. Die Gitationen oder 
Ladungen und wiederum die Relationen und Antwort zu vers 
rihten,3) und mad von Nöthen oder Ihnen anbefoblen oder 
das ftrafmürdig feyn wird um Malefiz ald Criminalfachen ans 
juzeigen, und zwifchen den ftreitigen Berfonen Grid aufzunemen 
da e8 fie von nöthen zu feyn bedünft, und auch zu verfchweigen 
was von dem Landvogt und dem Statthalter zu ſchweigen ges 
botten ift. Alles getreulich ohne Gefahr und Betrug. 


10. Der Landfbütieren ) Eyd. 


stem die Landfcheger allenthalben im Land zu Lifenen 
jollen dem Landvogt ein Eyd zu Gott und den Heiligen 
ſchwehren getreulid und obngefabrlid zu fhâben vermög der 
Ordnung und nah Ausmweißung des Gapiteld (mie man die 
Pfand fchegen fol) und follen die Scheber wohl in Acht nem- 
men ob die Schazung gerecht ſeye,“) deßwegen mit Berftändigen 
fi) berathen und follen ſchätzen auf Sbr Eyd nach ihrer beften 
Wüſſenſchaft, geftalten der alaubiget) daß Seinige habe und um 
feyn Forderung nach Billichkeit vergnügt werde; und da einer 
von den Schegeren gem Einen oder anderen Theil gefreundt 
oder aus vermuthlichen”) Urfachen verdächtig wäre, foll an ders 
felben Statt ein anderer gebraucht werden. 


1) Landtveibel. 

2) servidori. 

3) far le citationi e dare relationi. 
4) stimadori. 

5) se li pegni sono di valore. 

6) il creditore. 

7) con causa probabile. 
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11. Keiner foll um Œmter pratticieren. 


Es ift aufgefezt und geordnet, daß Niemand einichen 
Weg unterftande, um Emter mit Pratiden fit zu bewerben, 
fie werden gleich befeg von den Herren zu Uri, von einer 
Landsgemeind zu Lifenen, oder von den Nachbarfchaften dafelbften, 
ed feye um Stadthalter Amt, vier verordneten Panner 
Meifter, Sefelmeifter, Raths Plat, Weibel, Landfcheger, Kirchen 
vogtey, oder andere des gleichen Emter, und follen für die un- 
zuläßliche Pratiden anhalten, und welche fold brauchen darum 
abgeftraft werden, ald wie hiernach vermelt wird. 

Nemlichen, und erftend, welcher um ein der vorgemelten 
Emter, oder aud um ein Bormundtfchaft, Dorfvogtey, um das 
Lands oder Dorfrecht oder Theilleramt, und was dergleichen 
jeun möchte, pratlicierte, und debtvegen Semand erfuchte oder 
erfuhen ließe, ibme darzu verholfen zu fein, der foll um ein 
jedes Wort oder Fählen um 25 fl., oder 150 Ruzolifche Pfund, 
zu Handen der Cammeren ohne Gnad geftraft werden. 


2) Wan Einer um dergleichen Emdter pratticierte, und 
deßwegen Wein, Mähler, Geldt, oder Geldtwehrths verehrt oder 
Schänkung anerbiethe und geben thâtte, oder das durd andere 
thun ließe, der fol von jedem Stuf und von jedem Pfenig 
fünfundzwanzig Gulden verfallen haben, und der e8 für ein 
anderen thätte geheißen oder ungeheißen, foll in gleicher Straf 
begriffen feyn. Jedoch wo fich ehrliche Gefellfchaften beyein- 
anderen befinden fol Niemand verbotten feyn 1 Par Maß 
Wein auf 1 Tifch zu verebren. 


3) Sollen ungewohnte Gaftereyen, die Einer wider feinen 
Brauch bielte, abgeftelt und verbotten feyn. Darum der Land- 
vogt, Beamtete und Rath ein fleißig Auffehen haben, und da 
Sie der Gaftereyen halber eichniche Gefahr verfpührten, die fehl- 
babre oder argmwohnifche unverzogenlid angeben follen. 

4) Wan Einer durch BPratifen zu einem Amt fomen und 
gelangen wurde, wie obgemelt, und nad der Erwehlung folches 
fundbahr, und einer durch unparteyifche Kundfchaften über: 
wießen wurde, folle derfelbig das Amt, wie ed Nammen haben 





er.” 
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mag, widerum enbezt und beraubt feyn, und gleich darüber ein 
ander Perfon von der Oberfeit, oder von einer Landsgmeind 
oder Rachbarfchaft zu Liffenen, welcher die Befazung des Amt? 
auftebet, ermeblt, und ein foldhe fählbahre Perfohn über die 
Entfeßung ald ein meineider Man geftraft werden, und Da: 
fürhin zu einem ſolchen Ammt darum er geworben, nicht mehr 
gelangen mögen: | 


5) Dieweil dan etivann an den Yandögemeindten vill Ges 
frey und Unweßen gebraucht worden, wird ein Landvogt oder 
Stadthalter alliwegen zu Anfang der Gemeind die Landleuth 
vermahnen, fich befcheidenlich, und des Schreyend fich zu ent» 
halten, und Keiner dem anderen in die Med fallen foll, dan 
welcher das überfebe, dem anderen in die Red fallen, oder wann 
man die Mehr fcheiden mwolte, fehreyen wurde: Hend auf liebe 
Zandleuth, der fol 25 fl. zur Buß verfallen haben. 


6) Sft einem ganzen Landrath zu Liffenen Gewalt ges 
geben, diejenige, Welche um verübte Pratiden fählbahr erw 
funden wurden, abguftrafen, und follen die Rath, wan Sie an 
einem Landrath verfammt bey Ihren Eiden erdaurt werden, 
ob Pratticierend halber. Fähler begangen worden, oder argmoh- 
nifd feyn möchten, darüber foll alsbald Kundfchaft aufgenommen 
werden, und warn burd zwee ehrliche, tauglihe Kundfchaften 
nicht erwißen wird, foll der Argwohniſch und Beklagte ſchweh⸗ 
ren, ob er biefere Ordnung gehalten oder nicht, und fo man 
den Fähler findt, oder der Beklagte nicht fehwehren mag, fol 
der oder diejenigen nach Außweyßung diefer Ordnung geftraft 
werden, und ein Landsrath nicht Gewalt haben, einiche Gnad 
zu eriheillen. 


7) ft geordnet, wann Einer oder mehr verklagt, oder 
argwohnifch erfunden wurden, daß all diejenigen, fo dem Bes 
flagten biß in vierten Grad verwandt, darum zu erkennen oder 
zu urtheillen außgeftelt, und die Beflagten einer nad dem an 
deren fürgeftelt und gerechtfertiget werden follen, und dan Die 
Zahl des Außſtands halber weniger dann der halb Theill ver: 
bleiben, follen die überblibene den Sandérath von anderen 
ehrlichen Leuthen, die unparteyifch und Landleuth, aufs wenigft 
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bis über halben Theil erfüllen, die auch zuvor fchweren follen, 
auf biefere Urtifel zu richten. 


8) Wan Einer in Gelt geftraft wurde, der die Buß nicht 
zu geben bette, oder fich der Buß weigerte, den foll man ges 
fänlich einziehen, und foll er die Buß jm Thurn drey Gulden 
zum Tag abdienen mögen, und allein mit Waffer und Brodt 
gefpeißt werden, foll auch von jeder Buß der Gulden fünf- 
undzwanzig dem Ungebenden fünften Theill gefolgen, und der- 
felbig nicht an Tag geben noch benamjet werden. 


9) Es follen nicht allein die Näth und Beamten, fonder 
jeder Landmann einer dem anderen um foldhe Fehler dem 
Nichter oder einem Lands Rath anzugeben fchuldig feyn, 
Seder bey feiner Eyds Pflicht, vorbehalten, da Einer dem 
Fählbahren mit Blutverwanſchaft bis in vierten Grad zugethan 
wäre. Soll aud ein Feder fo oft einer ein Amt, Raths Plat, 
Lands oder Dorfrecht erlangt, an Land» oder Dorfgmeinden 
einen leiblihen Eyd fchmehren, daß er folhes Amt, Raths 
Plat, Land» oder Dorfreht, und was dergleichen, wie ob 
gemelt nicht erpratticieret haben. 


10) Welcher pratticierte, banblete, vathichlagte, oder zu 
Uri oder Lifenen anbielte, daß man das Pratticierend nas 
lagen folte, auch welcher Nichter, vor Rath, Grit, vor Lands 
und Dorfgmeinden um folded Anzug thette, vathichlagte oder 
Umfrag bielte, der foll obn einiche Begnadigung das Landrebt 
verwürft haben, und obfchon der mehrere Theil einem oder mebs 
ren, die pratticiert heiten und wider diefere Ordnung gebanblet, 
ein Amt und Land» oder Dorfrecht geben, fol doch folhe des 
mehreren Theils nicht gelten, und der mindere Theil ein andere 
ehrliche Perfon, die fein Pratif gebraucht erwöllen, welche auch 
bey der Oberfeit zu Uri mit Recht in der Landfchaft Lifenen 
Köften fol befhüzt und befchirmt werden. 


11) Und lebens, damit fih Niemand der Unmüfenheit zu 
entfhulbigen hab, und biefere Ordnung in Gedächtnus halten 
werde, fol die jährlichen auf ein Freytag allwegen vor der 
Gmeind in allen Gnoßamen dur die Briefter oder. Lands 
fchreiber abgeleßen werden. 
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12. Wann und wie oft im Jahr der Math verfamlet werden folle. 

ES ift auch für gut angefehen worden, dag gewohnlichen 
Gebrauhen nad der Rath dreymalen fol zufammen berufen 
werden, nemblid auf Meyen, auf St. Andreßen Tag und zu 
eingehenden Herbften, und follen die Räth fchuldig feyn bey 
ihren Eyden und bei 6 & Buß auf den beftimmten Tag zu 
erfcheinen, aber wann auf den erften Tag Serbftmonat ein Fäſt 
fallen wurde, alddann fol der Rath auf den nächſt folgenden 
Tag gehalten und menigklihem Audienz ertheilt werden. Jedoch 
ift dem Landvogt und dem Rath heimgefebt, die Buß auf die 
zween ordentlichen Raths Berfammlungen zu mehren oder zu 
mindern. 


13. Bu welder Stund die Midter Räth und Amtsleuth im Math und Gericht 
| erſcheinen follen. 

GS follen die Räth und Nichter eined Sibner Gerichts 
fowohl aud die Amtdleut wann ihnen von dem Landvogt 
oder Statthalter gebotten wird auf den beitimmten Tag und 
zu Mittag Zeit bey dem Amt erfcheinen bey fehd Pfund 
Buß, ed wäre dann Sad daß einer darbringen fönnte, daß er 
aus erheblichen Urfachen gehindert were worden, alddann fol 
er der Buß ledig ſeyn; und welcher nah Mittagzeit kommen 
wurde, der fol 3& Buß verfallen haben zu Handen dem Amt 
zu Lifenen, auch follen diejenigen welche der Landvogt oder 
Statthalter zu Gericht beruffen werden, deßgleichen die Land: 
fehreiber und Fürfprechen, denen dann auch von dem Gericht 
Geldt‘) ihr Gebühr gefolgen foll, erfcheinen bey obgemelter Buß. 


14. Ordnung fo in dem Urtheil Sprechen gehalten werden fell. 

Es ift angefehen, daß binfüren in Urthlen zu fprechen diefe 
Drdnung gehalten werden folle, daß ed foll umgehen?) und 
erftlich die HHerren Gefandten den Anfang thun follen, nad 
denfetben der Landvogt und dann die vier Gfchwornen ald von 
erften big auf ben letften fol umgehen von einem an den 


— 


1) del deposito. 
2) à roda, 
Zeitſchrift f. ſchweiz. Recht. XIL 2. (2)7 
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anderen je nach ville der Zahl der Urtblen. Und follen für: 
bin!) die ordentliche beftellte Fürſprechen, welche nicht des 
Mathe find und nicht urtheilen mögen gebraucht werden, welde 
auch nachdeme fie ihren Befelch verrichtet ausftehen und nicht 
bey dem urtbeilen fiten follen. | 


15. Welder nidt redtigen?) oder nothbwendige Saden zu fhafen fotl nidt 
in der Co:nunitet Stuben geben. 

Es foll Feiner befügt feyn, der nicht zu rechtigen oder 
nothwendige Sachen zu verrichten hat, in die Comunitätftuben 
zu gehn, alldieweilen der Rath oder Sibnergericht?) bey ein- 
anderen verfamt feyn werden, bey zehen Schillig‘) Buß einem 
jeden und jedegmahl fo harwieder gehandlet wird abzunemmen; 
und foll der Landweibel die Buß unverzogenlich einziehen oder 
darfür den Meberfehenden Pfand abnemmen und ſolche Buß dem 
Rath oder Sibnergericht5) vertheilen. 


16. Wan man dem Rechtbegehrten aufert der ordentlihen Beit Ben Rath 
verfamlen und. Gericht halten foll, 

ES tft geordnet, wann Jemand rechten und den ganzen 
Rath zu Lifenen zu famlen begehrte, dag ibme ein Landvogt 
oder fein Statthalter die Näth famlen und richten fol; jedod 
foll derjenige welcher den Rath begehrt dem Landvogt oder 
Richter zuvor vier Kronen binterlegen und alddann bey eines 
Raths Erkantnus ftehen, welcher Theil folhes Audienzgeld folle 
bezahlen. 


17. Daß der Candvogt dem Frömden alle Lage richten foll. 


Es ift geordnet daß der Richter zu Lifenen oder fein Statt- 
halter einem jeglichen Gaft der Gericht begehrt foll Gericht 


)E che tuite le cause debbano esser proposte e diffese per li 
Procuratori ordinarii à questo fine eleiti quali non siano ne possino 
esser giudici e fatto che haveranno il loro uffitio devano absentarsi 
quando si vien al atto della sentenza. 

7) non avendo da pedeggiare. 

3)il Conseglio ovvero gli uomini della Raggione. 

4) dieci sigli. 

S)fra li consiglieri o giudici amministranti raggione. 
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. halten und richten auf jeden Tag wan er das erforderet und 
man richten mag!), wie ed von altem hero gebraucht worden. 


18. Die Richter follen richten auf das Landbud). 

Die Räth und Richter eines Sibner Gerichts follen fhuldig 
ſeyn zu richten nad Ausweifung der Gefegen fo in diefem 
Landbuch gefihrieben; und follen die Räth und Richter jeder- 
weilen wan fie zufammen fommen ihres Eyds den fie geſchwo⸗ 
ten und daß fie auf das Lanpbuch richten wollen, ermabnet 
werden. 


19. Welche Richter freundfhaft2) halber Urtyeil zu fpreden ledig fein follen. 

Welcher Richter im Gricht anzeigen fan, daß ibme, feinen 
Kinderen oder Kindskinderen der Käheren Einer die im Rechten 
find im vierten Grad oder näher mit Freundfchaft verwandt, 
der foll in derfelben Sad fo der Handel antrifft?) Urtheil zu 
fprechen ledig feyn und ausgeftellt werden. So aber der Handel 
nicht Ehr antrifft fonder allein Gut, fo foll der Richter allein 
auêgeftellt feyn mann Einer der Sächeren ihme Richter, feinen 
Kinderen oder Rindéfinderen ald obftebt zu dem vritten oder 
näher verwandt ift. Dieweil fich aber oft begibt daß zwifchen 
der Richter und der Partheyen Ehefrauen gar nahe Blutövers 
wandtfchaft, ald wann der Richter und Sacher zween Schwefteren 
oder Mutter und Dochter zu Ehe heiten, mangel aber der Kin- 
deren auf der einen oder beyden Seiten not fein Blutsver⸗ 
wandtfchaft vorhanden wäre, dardurd der Richter möcht ausgeftellt 
werden, ift hierüber erleuteret daß mann ein Richter einem 
der Sächeren oder feinen Kinden mit Berlägenfhaftt) oder 
bergegen der Sächer einer dem Richter oder feinen Kinderen 
alfo verwandt, der Richter nicht urtheilen möge um Sachen 
die Ehr betreffend, wann die Berlägenfchafts) fommt big in 





1) flatt: und man richten mag: riservato ‚li giorni di festa di pre- 
cetto. 
: 2) parentela. 
3)in cause pertoccanti l’onore. 
4 5) affinità. 
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vierten Grad (aber um Gut allein mag er big in dritten , 
- Grad urtheilen).:) 


20. Von Audienz oder Gericht Gelter fo die Parteyen in das Medt legen 
und wie foie vertheilt werden follen. 

Es ift angefehen, daß man die Gerichtögelter alle Abend 
vertheilen und Einem jeden Rathöfreund oder Richter davon fein 
Antheil gefolgen fol, welche zu dem Math oder Gericht beruft 
und dem beywohnen werden, wann fie Freundſchaft halben 
fiben mögen. Und wann es ein faufter Rath feyn wurde, foll 
man in dem Auskünden vermelden warum ed zu thun feye, 
damit diejenigen welche bey der Sad nicht fißen mögen zu 
Haus bleiben. 


21. Wegen Gridt Gelt wan ein Sad verthätiget?) wird. 

Dieweilen dann vielmahlen fit begibt, daß der Rath Tauft 
und zufammen berufen wird, vermittelft aber die Parteyen fo 
in den Rechten find durch Thädigsleut oder fonften vergleichen 
werden, und alfo die Richter umfonften zufammen fommen; 
deromegen ift geordnet, daß zu ſolchem Fahl wann ſolches ben 
Richteren nicht zu wüſſen gemacht und der Rath abfündt wird 
alfo zeitlich und vor fie zaufammen fommen, die Richter alddann 
dad. Gerichtgelt nemen und vertheilen mögen; da aber die 
Partheyen fich vergleichen und folches den Richteren zeitlich Fund 
werden?), zuvor fie von Haus gangen und zufammen fommen, 
fol man ihnen ihr Gelt fo fie dem Richter erlegt den Rath 
zu faufen widerum außen geben. 


22. Welder ein Sad aufzieht bat das Grichtgelt verfallen. 

So dann zu Zeiten die Parteyen einanderen für Gericht 
bieten laſſen und der eine Theil etwan nicht verfehen ift mit 
feinen Rechtfamen, darum dann oder aus anderen Urfachen einen 
Aufſchub begehrt, wenn alfo Einem auf fein Begehren ein 
Auffhub zugelaffen wird, der fol alfo dann das Grichtgelt ver 
fallen haben. 


‘)e della robba in terzo grado d. h. bis zum britten Grad mag er 
nicht urtheilen. 

2)terminato per arbitramento à compositione. 

3)haveranno datto avviso, 
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23. Der Midter foll den Partheyen auf ibr Begehren Lermin zu geben 
ſchuldig fein. 

So in Rechthendlen civiliſche Sachen betreffend der Par: 
theyen eine ein Termin begehrte ihr Nechtfame fürzubringen 
oder zu erfeinen, foll der Richter ſolches zu geben fchuldig 
feyn, damit in dem Rechten niemand verfürgt werde, jedoch foll 
die Parthey fo dad Termin begehrt einen Eyd fhwebren, daß 
ed aug Nothdurft befcheh, wan aber die Sad) wichtig und ba: 
ran vil gelegen were, foll e8 bey dem Richter ftebn noch mehr 
Zermin zu geben, je nachdem er es erachtet nothivendig feyn, 
dem nat) verzogenlidy die Sach mit der Erfanntniß erörteren. 


24. Wie und was Beit die Parteyen einanderen zu Medt um bürgerliche 
Händel laden follen. 

Welcher ein bürgerliche flag oder Rechtöhanbel fürnemen 
wolte fete ein Landmann feye ein Grember, foll der Kleger oder 
Anfprecher feinen Widerfecheren in dem Recht zu antworten 
verkünden faffen allezeit wenigift einen Tag zuvor, daß in der 
Gad rechtlich gehandlet werden fol, und wann der leger für- 
bringen fann daß die Citation oder Ladung dem Beklagten 
felbft oder aber zu feitem Haus dem Hausgefind?) (fo die 
tauglich weren ſolche anzunemen) befibeben feye, fol der Richter 
unangefeben der Beklagte fit nidt zum Rechten geftelt Über:) 
fein Ungehorfam in Sachen erfennen (welche Erfanntnuß von 
Kleger feinen Widerfächeren erforderet werden foll,' der mag 
alsdann felbige unter dem Termin fo ein Gericht beftimmen - 
wird widerfehten. Und fo die wider erfochten wird foll der 
Richter die Bartheyen vererren?) und darüber vermög der Rechte 
erkennen). Es foll aber in dem Rechten Niemand verhört, 
weniger ein Erkanntnuß ertheilt werden, wann einer nicht gu- 
vor feinen Widerfecheren hiezu rechtlich geladen haben wird. 


‘)e poi spedire la causa sommariamente. 

2)alla sua gente di casa. 

3)in contumacia. 

4)la qual sentenza l’attore sia dovuto far intimare alla sua parte 
contraria, quale in termine del giudice deputato possa purgarla e 
purgata sarà il giudice ascolti le parti e faci quello sarà etc. 
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25. Ein Sandmann fo außert Sands wohnt und in dem Sand feines Outs 
bette mag vor diefem Gricht angelangt werden. 

Ein Landmann fo außert Lands fein Wohnung und feine 
Güter in dem Land hätte, der mag um Sachen in dem Land 
angeloffen‘) für das Gericht zu Lifenen citiert werden und foll 
derfelbige citierte fchuldig feyn zu erfcheinen und vor dem or- 
dentlichen Gricht fich zu ftellens wo aber einer citirt und nicht 
erfcheinen wurde, mögen die Richter in Sachen erfennen und 
fol die Grtanntnuf wo davon nicht appelirt wurde freftig feyn 
und vollzogen werden. 


26, Welder in Civil oder bürgerlihen Hendlen ju zeugen tauslid und 
verebrt2) werben follen. 

Die Richter follen nach Form Rechtens Rundfbaft verhoren 
und dem nach auf Klag und Antwort richten?) und foll eim 
jede Perfon um Gut!) Kundfhaft zu geben rechtlich verhört 
werden, vorbehalten fo der Berfon an dem Gut darum fie 
Kundichaft geben foll auch zu gewinnen und zu verlieren ftebt, 
die foll darum nicht verhört werden. Und ob aber einer felbft 
an feinen Sächer zeugete,5) foll alfo derfelbig Kundfchaftweis 
verhört werden. Aber um Sachen Ehr antreffend foll feiner 
fo der Sächeren einem oder ihren Kindern und Kindsfinderen 
im vierten Grad oder näher mit Freundfchaft verwandt zeugen 
mögen. 

Und ob einer um Ehr belangende Sachen an feinen Sacher 
zeugen wollte, fol der auch zum Zeugen nit gugelaffen nod 
verhört werden. Auch follen die Eheleut weder um Gut nod 
um Ehr einanderen Kundfchaft zu geben geftattet werden, deß⸗ 
gleichen follen die zutragnes) Kundſchaften nit verhört werden. 


I)cause occorse nel paese. 

2) admesso. 

3)e poscia udite le parti giudicare secundum acta ed probata. 
4)jn materia della robba. 

5)Se alcun vorra ster al detto della parte contraria. 

6) chi per relatione d’altri farà testimonianza. 
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27. Buß der Beugen oder Aundfchaften fo auf Fürbott nidt erfcheinen. 


So jemand rechtlich wird erforderet Kundfchaft der Wahr- 
heit zu geben, um was Sachen e8 feye,') und wann einer alfo 
erforderet nicht erfcheinen wurd, der foll ein Kronen?) zu Buß 
dem Amt zu Handen verfallen haben von einem jeden mabl, es 
wäre dann daß einer fürbringen oder bey feinem Eyd bebaben 
möchte daß er wichtiger Urfachen halber gehindert worden, alfo 
fol er dann der Buß ledig feyn. Es möchte aber von wegen 
der Kundfchaft Ausbleiben den Partheyen Koften und Schaden 
erwachfen, zu folhem Fahl bat der Landvogt und Rath Gwalt 
größere Strafen anzulegen je nach der Sachen Befchaffenheit. 


28. Daß ein Parthey an der anderen Eyd kommen und darbey bleiben foll.3) 
Wann es fich begibt daß ein Parthey an ihr Widerfächerd 
Eyd kommen wollte in burgerlichen Sachen, ed feye um geben 
oder empfangen vil oder wenig antreffend, berfelbig foll ſchuldig 
feyn einen Eyd zu fchwehren, darmit dann der Handel foll ers 
neuere!) werden; wann aber diejenige Parthey an welcher Eyd 
die Sad gefebt wurde nicht fchwehren wollte und Bibl und 
Tag begehrte fein Rechtſame zu beweyßen, foll dero Zihl geben 
werden; und dann einer unter dem Zihl fein Sad vor Gribt 
nicht genugfam bewyßen wurde, fol dad Zihl fernerd auf erfte 
Zufammenfunft eines Grichts oder Raths verfireft werden. 


29. Was man fiundfhaft zu Lohn geben folle. 


Es ift geordnet wann jemand Kundfchaft zu geben gebotten 
und verfündt wird, daß man für ihr Lohn geben folle nämlichen 
denjenigen fo des Tags widerum zu ihrem Haus fommen 
mögen drey Pfund, und welche nicht bey Tag heim fommen 
mögen und übernadt außbleiben müffen, denen follen vier und 
ein halb Pfund geben werden. 


1) ergänze: fo ft er verpflichtet zu erfcheinen. Und 

2)lire 12. 

3)In causa eivile puo defferirsi il giuramento dall° una parte all’ 
altra qual sia decisio litis. 

4)terminarsi | 
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30. Wie man könne von dem Sibner richt!) für den Math zu Lifenen 
appelieren. 

Einer jeglichen Perfohn?) zu Lifenen ift zugelaflen, fein 
Gad fo er bat gegen einen Snländifhen zu Lifenen zu ziehen 
von dem Gricht für Rath und für die vier geſchwohrne Richter, 
aber gegen einen Fremden und Gaft foll der heimjch die Sach 
nicht fürziehen ohne des Rathor) Willen und Gunft, ed feye 
dann Sad daß den Richter dad aud bebunfte gut feyn, daß 
folhe von der Sach Wichtigkeit wegen fürer gezogen wurde. 

(Aber ein Fremder mag ein Sad wohl vom Gribt führen 
auf mehreren Gwalt und auf ben Math ziehen),?) und welcher 
alfo von dem Gricht für den Rath ein Sad ziehen wollt, der 
fol unverzoglich den Rath verfamlen laſſen und die Appelation 
fortfegen, immittelff fol ed bey der Urthel fo von einem 
Gricht ausgefallen verbleibens) bis zu Austrag der Sachen. 
Mann aber einer von dem Bricht für den orbentlihen Rath 
in Meyen ziehen wollte, der foll die Urtheil, fo von einem 
Gricht ertheilt, zuvor erftattens), wann die Sad bis im die 
funfzig terzolifche Pfund ungefahr und nicht darüber antrifft.”) 


31. Daß man all Arthlen die zu Lifenen vor Math ergangen für ein Oberkeit 
zu Uri ziehen mag. 


Bon allen Urtblen welbe in Civil fowohl aud Criminal 
oder ftrafflihen Händlen von den Gfandten, Landvogt, Ges 
fhwornen und Räths) werden gefproden, mag man appelieren 
an die Oberfeit zu Uri. (Hierbey wird verflanden was Grimis 
nal belangt fo fih über 50 belauft mag appeliert werden.)?) 


1) ofüitio della banca. 

2) paesano. 

3) senza la volontà d’ esso forastiero (ftatt Raths ift alfo zu leſen 
Oafts.) 

Hfehlt im ital. Tert. 

5) resti sospesa. 

6)deve esseguire. 

7)ber ital. Text fügt bei: e cio per obviare dolose prolongazioni. 

8) ovvero del Landfogt solo insieme con li Deputati ed Conaeglio. 

9 fehlt im ital, Tert. 
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Remlich bon jeder End Urthell aber nicht von Bevurtblen, die 
nicht Kraft einer Urrhell baben; und foll die Appelation zus 
gelaffen feyn ſowohl Ausländifchen als Landleuten. Auch fol 
derjenige fo appeliert hat fhulvig feyn, die Appelation zu voll- 
führen lengit in Monatéfrift nad dem die Urtbell zu Lifenen 
audgefallen und geöffnet feyn wird, und welder an gemeltem ' 
Zihl und Termin die Appelation nicht vollführen thäte, der 
joll alddann der Urthell fo zu Lifenen ergangen geleben und 
Statt thun, und ſolche) weiter gezogen werden, es wäre dann 
Sad daß einer darbringen fünnte, daß er aus häblicher Ur: 
fach were gehindert worden. | 


32. Daß in Saden fo für ein Gricht ju Uri gezogen anderes nicht fürgebradyt 
foll werden als was zu Sifenen in das Recht gewendt worden. 
Welcher ein Sad, darin vor Rath zu Lifenen ein Urthell 
ergangen, an die Herren zu Uri zücht, foll vor felbem Gricht 
fein andere Rechtfame weder Kundfchaft noch Schriften ein- 
wenden dann allein mas zu Lifenen in das Necht gebracht 
worden; ob aber einer neue Nechtfame zu haben vermeinte, ce 
fepe Kundfchaften oder Schriften, der foll folche einem Land: 
vogt erfcheinen zuvor daß ein richt zu Uri in der Urſach 
urtheilte, und da der Landvogt mag erfennen daß in der Sad 
anderft geurtheilt werden möchte, foll er Gewalt haben das 
Recht wiederum aufzuthun dem Einen fowohl ald dem Anderen 
und {off derjenige auf deffen Anhalten das Recht geöffnet wird 
ohnverzüglich den Rath faufen und dad Recht?) geben; darauf 
dann wann der ein oder andere fich der Urtheil wird befchweh- 
ren,3) mögen fie folche für die Herren zu Uri appelieren. 


33. Saden fo auf Schidrihter compromitiert mögen nicht weiter gezogen 
werden. 

Wann fi begibt, daß etwan PBartheyen frenen Willens 

um ihr babende Streitigfeiten auf willfürliche Richter fit ver: 

anlaffen, follen alddann die Partheyen bey verfelbigen Schid- 


Nergänze: nicht 
2)seguitar la causa. 
3) sentendosi aggravato, 
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richteren erfolgenden Spruch verbleiben und was felbige gut 
oder rechtlich fprechen werden, dem geleben, und follen Die 
Partheyen folcyer Streitigkeiten halber in Nechten nicht weiter 
verhört noch appeliert werden, vorbehalten mann ein Sprud) 
dermaßen wider die Billichfeit audfiele, dag man mit recht er⸗ 
fennen könnte daß ed über den halben Theil antreffen thäte,!) 
oder daß die Schidrichter oder Sprächer weiter greifen als der 
Anlas ihnen zugeben, zu ſolchem Fall fol den Partheyen das 
Recht vorbehalten fein. 


34. Von Streitigkeiten fo zwiſchen Verwandten entftehen. 

Wann etwan zwifchen Verwandten big in dritten Grad 
eingefhloffen um Haab und Guts willen Streitigfeit entftunde 
oder um Saden fo Ehr berüren möchte, follen derofelben necdft 
angehörige Verwandte um Widerwillen bös Erempel und groß 
Koften zu verbüten fich einfchlagen und ftreitige Partheyen in 
der Oütigfeit vereinbabren; und follen die Partheyen fhuldig 
feyn jede einen Schidrichter von den nächſten Blutsverwandten 
oder ein andere vertraulich und tauglihe Perſon zu erfiefen, 
welche unverzogenlich nad aufgerichten Compromiß auf ange- 
hörte Rechtſame des ein und anderen Theild verfuden follen 
ihr Streitigkeiten durch einen gütlihen Spruch zu entfcheiden. 
Und ob die Schidrichter in ihrer Meinung fih nicht vergleichen 
fünnten, foll ein Landvogt?) Dbmann feyn, wann es aber 
Sachen wären fo Criminal oder Malefiz follen die am gehös 
rigen Ort gerechtfertiget werden. 


35. Daß die Richter und Amtsleut kein Schänkung nemen follen. 
Es ift aud geordnet und verbotten daß Keiner wer der 
jeye, Landvogt, Richter, Rathsherr, Schreiber, Weibel oder 


1) quando l’arbitramento fosse tanto enorme che della lesione di 
più della metà giuridicamente constasse à che li arbitri à arbitratori 
‘ecceduto habbino il compromesso. 

2) Sn Art. 9 des Urner Lanbsgemeinbefdluffes vom 12. März 1713, 
welcher die Genehmigung eines durch Schwyz vermittelten ftaatsrechtlichen 
Gompromiffes zwifchen Uri und Livenen enthält, wird verfügt: GS follen 
in ben Art. 34 der Liv. Statuten wieder die Worte gefeht werben: ober 
ein anderer ehrlicher Mann. In unferm italiänifhen Terte ſteht wirklich: 
il Landfogt ovvero un altro huomo dabene. 





x 
Statuten von Livenen, 97 


Schätzer oder dergleich Amtsleut Gaaben Schänfungen oder 
dero Berheißungen von Jemand nicht annemen foll, dem Einen 
mehr ald dem Anderen zu belfen und dad Recht damit zu ver: 
achten, denn welcher fich überfehe der foll Straf und Ungnad 
von der Oberfeit zu Uri zu gewarten haben. 


36. Von Ceftamenten, 

Es ift geordnet, weldhe Perfon zu Lifenen frank zu Beth 
ligt daß diefelbige Perfon nicht befügt feyn fol no möge 
binweg geben not verordnen mehr denn einen Ducaten') 
Werth; wann aber ein Menſch gefund ift an Leib und Ber- 
nunft und ein Zeftament begehrfe zu ordnen, es were am gott- 
feeligen Werth 2), die Zöchteren zu begaben, die Söhne zu 
gemeinen Erben einzufeßen, und anderes dergleichen zu ordnen, 
derfelbig foll das thun offentlich vor dem Richter und Gericht 
in Oftait und Maben wie ed dann den Richter und Gericht 
bedunft billih und Recht ſeyn; und fol darum an das Gericht 
ein Inſtrument bittlich begehrten und daffelbig Inſtrument mit 
eines Landvogts nfigel fo dann zu Zeiten da wäre laffen be- 
ftätten und befiglen; und ein jegliche Frau die ein Teftament 
aufridten wollte die foll bas thun mit Wilfen und Willen 
ihred Vogts,“) anders foll ed ungültig und fraftlod feyn. 
Jedoch wann ein Menfh etwas verordnen wollte an Dienft 
Gottes oder zu feiner Seelen Heil, mag es thun in Zimmlich— 
feit vor zween oder drey ehrlichen Männeren und nicht vor 
Gricht oder obn Gricht.i) 


37. Der Erbfühlen halber insgemein. | 

So Jemand in der Landfchaft Lifenen Todes abgehend, fo 
fallt und fommt deffen Saab und Gut an die melde mit 
Blutsverwandfchaft dem Geftorbenen zum nädhiten zugethan 
und Battermaay verwandt feynd bis in fünften Grad, alddann 
fallt die Erbfhaft an die gefreundte Muttermaag, weren aber 


Nun ongaro. 

2)per far legati pi. 

3) tutore. 

#)e non avanti il giudice e senza il giuditio. 
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feine Gefreundte bis im fünften Grad weder von Batter no 
von Mutter, ift dann des Berftorbenen Haab und Gut der 
Kammer zu Lifenen verfallen. 


38, Wie Kinds Kinder an Vater und Mutter Statt erben follen.!) 

Wann in das Künftige ein Haudvatter oder Mutter todt 
verfahrte und Sohn oder Döchteren binterlaßt die ehrlich ge- 
bohren, und vor dem Batter oder Mutter von den Sobnen 
Einer oder mehr geftorben wären, die auch Sohn oder Döch— 
teren hinterließen, follen zu folhem Fahl die Kinder manlichen 
Geſchlechts anftatt ihrem verftorbenen Baterd in das Erb trettens 
und da berfelbige allein Döchteren binterließe, fo ftehen bie- 
felbige gleich fowohl an ihres verftorbenen Vatters Statt für 
einen Erbantheil und erben zugleich mit den Sächeren?) ibr 
Großvater und Großmutter. 


39. Daß ein Vatter feine Ainder erbt. 

Go ſich zutragte daß Kinder mann oder weiblichen Ges 
fhlechtd ehrlich oder unebrlid geboren abfturben und fein 
ehrliche Kinder oder Leiberben hinterließen auch fein Teftament 
aufgerichtet betten, follen berfelben Saab und Güter fo vif und 
welcherley folche verlaffen werden, ihren Vätteren ehrlich zufallen. 


40. Wie die Mutter den verſtorbenen Sohn erbt. 

Wann auh ein Sohn abftirbt ohne Grbt Ehrliche Leib- 
erben?) und allein die Mutter Hinterlaßt, alddann erbt bic 
Mutter famt des verftorbenen Sohns Blutsverwandten Bater- 
maag in dem fünften Grad, wann aber Blutsverwandte Bater- 
maag in näherem Grad vorhanden, fo wird die Mutter von 
der Erbichaft geüfferet. 


1) Che gli abbiadighi succedono in nome del padre à hereditare 
l'avo ed ava. 

2) die beiden beutfchen Abſchriften Haben den Schreibfehler Sächern 
ftatt Söhnen. Stal.: le figliuole . . ne più ne meno habbine succedere 
ed hereditare per una portione in luogo del padre ugualmente con 
li figliuoli l’avo ed ava. — Die Kinder verftorbener Töchter des Erblaffere 
find aud im italiänifhen Terte nicht erwähnt. 

3)senza successione di prole legitima. — Das Nachfolgende tft in 
unferm ttaltänifchen Mſpt. durch Ausfallen einer Zeile unverfländlich. 











Statuten von Livenen. 99 


41. Welde Erben feyen einer verftorbenen frauen Heimſtür!) die keine 
ebrlihe Kinder verlat. 


C8 it geordnet wann ein Ehefrau von diefer Zeit fheidet 
ohne recht ehrliche Leiberben, fo foll der halbe Theil dero- 
jelben Heimftür widerum fallen an den Vater oder Bruder 
oder Echweiteren oder anderen ihr nächfte Nachkommen?) bis 
im vierten Grad Batermag, und der ander Theil der Heimftür 
jolle dem Mann für Eigen bleiben. Jedoch mit diefer Erleus 
terung daß ſolch Recht allein zwijchen den unferen Landleuten 
zu Lifenen und außerhalb gegen denjenigen foll gehalten werden, 
(weiche die Heimflür von den unferen Landsfinderen, fo in - 
fremden Orten verheurathet, zugleich den Ihrigen angehörigen 
gefolgen laffen)5) anderft ſoll denfelben gleiches Necht gehalten 
werden. 


42. Unehlihe Minder erben nicht weder Vater nod Mutter. 

Es follen fein unehliche gebohrne Kinder weder Sohn noch 
Döchteren in einihe Erbſchaft weder vater noch mütterlichen 
Guts nicht zugelaffen werden, vorbehalten da ein Vater und 
Mutter denen etwas verfchaffen und ordnen wurde nad Ber 
fcheidenheit und Erfanntnuß eines Raths. 


43. Meiner foll fi eignes Gewalts in ein Erbſchaft eintringen. 

Keiner foll eigned Gewalts ohne rehtmäbige Urfah und 
ohne Recht fich einicher Erbfchaft annemen, und der ſolches thun 
wurde, der foll in dreyzehn Pfund Geltd und fernerd geftraft 
werden nach Erleuterung des Gerichte, auch folher Erbichaft 
geäußeret und entfegt werden. 


44. Wie man die Erbfhaft übergeben foll. 

Welcher Vogt Minderjährigen oder eines verftorbenen 
Hausvaters binterlaffenen Kinderen oder anderen Befreundten 
dern vätterlih oder von einem anderen Freund berrüerende 
Erbſchaft übergeben‘) wollte, der foll e8 thun vor einem Ehts 


N 


f) dote. 

2) ftatt Verwandten, ital.: parenti. 

8) che lasciarono ritornar le dotte delle figlie del nostro paese, 
maritate in luoghi forastieri, alli di loro attinenti. 

4) repudiare. 
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famen Amt, und das in Monatéfrift oder unter dem Termin 
jo von einem Amt gefebt wird nach begjenigen Abfterben weldye 
Erbfhaft man fich begehrt zu entfhlagen, und foll dad in den 
Nahbarfchaften ausfündt werden, (wann das alfo befchehen, 
ſoll einer der Erbſchaft entfchlagen, anderft darzu verbunden 
ſeyn;)) umd wo einer innert gemeltem Zihl nicht darvon ftunde 
full er darfürhin für ein Erb gehalten und darzu verbunden 
feyn. 


45. Von liegenden Güteren die außländiih in Erb fallen. 


Wann einem Außländifchen eigen ligend Güter nach rechtem 
Erbfahl zufielen, fo fol derjelb Fremde ſolche Erbgüter in eines 
Jahrs und Tag Frift nächſt nach dem und das ibme befannt 
feyn wird?) verkaufen, bey Berlierung des Guts; deßgleichen 
ob einem Außländifchen ligende Güter fürgefebt und alfo in 
Pfandweis zufielen, diefelben foll er auch in Sahresfrift vers 
fauft haben als obftebt, bey Berlierung des Guts. 


46, Wann einem Ausländiiden Erb anfielle und Einländiſche Einred thätten. 


Ob Jemand ausländifchen ein Erb anfielle und das aus 
dem Land ziehen wollte, und aber Landleut vermeinten aud 
Recht dazu haben, fo foll dad Erb und Gut auf Recht verbaffts) 
fepn bis zur Erörterung, und ob dann Niemand dem Fremden 
darin redte, fo fol dan nod der Frömd dad Erb nicht aus 
dem Land ziehen, er babe dann das vorhin mit einem wohls 
habenden Landmann dem Richter vertröftet, daß er das wider 
antworten wolle, ob Jemand in Jahr und Tagsfriſt käme nads 
dem einer ſolches vernommen bette, der das beffer oder gut 
Recht darzu bette oder zu haben vermeinte; e8 wäre dann 
Sad daB derfelb beweifen fonnte oder möchte, daß er von 
ebehafter Noth in Jahr und Tagsfrift nicht bette mögen 
fommen, deme das Zihl verlengeret werden. 


)E cio fatto dette repudie sorliscano suo effetto altrimente non 
habbino valore. 

2) nel termine d'un anno e di un giorno doppo che gli saranno 
appropiati. 

3)restar in soquestro. 
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47. Wann unter Brüderen Slreitigheit entfiunde. 


Es tft geordnet, wann unter Brüderen oder Schwägeren 
Streitigkeit entftunde von des Guts wegen fo ihnen zu theillen 
oder getheilt worden!) were, und der Brüderen oder Schwä⸗ 
geren etliche villicht vermeinte, ihm were in der Theilung un: 
qütlich befchehen, alfo daß ihme fein Gebühr nicht worden 
wäre, der fol fein Anſprach führen innert Sahresfrift nächſt 
nad) beſchechner Theillung und nad folder Termin eines 
Jahrs er der Sach balberen im Rechten nicht mehr angehört 
werden fonder foll bei der Theillung verbleiben. 


48. Wie Speis und Crank unter den Gebrüderen foll getheilt werden. 


Wann fi begebe daß etwan Gebrüderen in Theillung 
Speis und Trank fich nicht vergleichen konnten, fo follen dies 
jenige Männer welche ban zu ihren Iheillungen zu helfen ers 
betten feind worden, das Mittel feyn und ſolch Speid und 
Trank eintweder auf die Perfonen zgleich theillen oder aber 
etwan ein Bortheil fchöpfen, je nachdem fie bedunft befheydenlich 
feye nad Befchaffenheit und PVermöglichkeit?) fo unter den 
Brüderen feyn wird. 


49. Wie ein Pater feine Töchteren begaben und die Sohn zu gemeinen 
Erben machen mag. 

Ein jeglicher Bater mag?) feine eheliche Töchteren begaben 
mit einer Heimfteuer nad Vermögen feines Guts und fein 
ebelihe Söhn zu gemeinen Erben‘) machen über all fein Gut, 
und wann die Zöchter alfo begabet find, fo follen und mögen 
dann weder fie noch ihre Erben einigen Theil von demfelbigen 
ihred Vaters Guts noch von ihren Brüderen (no von den: 
felben Erben und nachfommend)5) dan allein ihre rechte Stür 
und Gab fo ihnen ihr Vater geben und verheißen hat beffen 


1) che tra di loro da partirsi à gia parlito fosse. 

2) considerata la qualitä ed habilitä d’essi fratelli. 

3) puo e deve. 

A)heredi universal. 

5)n’anco degli heredi del padre e li fratelli descendenti doppo 
saranno dotate. 
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follen fie fih laffen begnügen. Doch alfo ob einer oder mehr 
ihren Schwefteren‘, fo begabet find, ohne Ceiberben abgiengen, 
deßgleichen ihr Brüberen einer oder mehr ohne feiberben ab 
giengen, fo follen und mögen felbe begabte Schwefteren, fie 
feven gleich verheurathet oder nicht, ihrer abgeftorbenen Brides 
ren oder Schwefteren Gut und Erbfchaft erben, gleich als die 
Söhn des gemelten ibres Vaters, dod vorbehalten dag an dem 
Erb und Gut fo ein Bruder verließe, follen die übrigen Brü- 
deren die Wahl in der Theilung haben, des verftorbenen Bru- 
ders Heufer, fo er verlaffen bette, an fich zu ziehen. 


50. Wan ein Vatter ſtirbl und fein Out nidt gesrdnet fellens die Freund 
thun. 

tem ob ein Batter mit feiner Tochter oder Töchteren oder 
mit den Tochter Männeren und der Töchter Bögten überein 
fommen der Heimfteur halber und mad zu beyden Theilen 
angenommen were, dad foll qut gebeifen gültig ſeyn und 
gehalten werden; ob aber ein Bater von diefer Zeit jcheide und 
feine Töchteren nicht begaket (und dad Gut den Kinderen nicht 
getheilt noch geordnet bette,)') alddan fo foßen die nächiten 
Freund das thun und ordnen als fey gebunft zimlih und 
bitfich fern nach Gejtaltfam des Guts. 


51. Wie man den Cödteren die Heimſteur ordnen foll. 


Die Töchteren follen mit dem vätterlihen Gut und nad 
deffen Geftaltfame auögefteurt werden, alfo das ein eheliche 
Tochter habe einen dritten Theil und ein ehelicher Sohn zwey 
drittentheil, nemlich wenn ein Sohn wird haben vierbunbert 
Pfund foll einer Tochter zweyhundert Pfund geben werden und 
alfo mit der Auöfteurung fortan nah Anzahl der Söhnen und 
Zöchteren gehalten werden. Sn diefem vorftchenden Kapitel ift 
vorbehalten wann ein Tochter aufert Lands heurathen thete 
dag ihres Erbtheils halber in allweg foll gehalten merden was 
befetwegen in der Heurathsabredung bedingt worden. 


1) ne fatta altra provisione alli figluoli circa li suoi beni. 
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52. Wie den TCoͤchteren ihre Heimfteur ausgeridtet werden foll. 


Der Heimfteuren halber ift ferner geordnet wie folde den 
Töchteren ausgericht werden follen, nemlich daß ihnen fo vill 
man deshalben übereinfommen von der Berlaffenfhaft in einem 
billichen Preis folle geben werden; und wann die Brübderen 
folhe Heimfteur an fi ziehen und ausrichten wollten, foll ed 
bey den nâdften Derwandten ftebn die Bezahlung in Termin 
zu ftellen, und da auf folb angeftellte Termin die Bezahlung 
nicht erfolgte, alddann die Schwefter befügt find fich in bilihem 
Preis bezahlt zu machen von und ab des Bruders beiten Güs 
teren, welcher ihr Heimfteur an fich gezogen hette. Sollen auch 
felbige nächfte Berwandte welche die Termin und Bezahlung ge- 
ftellt und ben Güteren die Schabung geben, da man amderft 
nicht des Einen werden könnt, Gwalt haben von denfelben 
Güteren fo vil für die Heimfteur gebührt Ausrichtung zu thun 
nad ihrem Gutdunfen, damit die Schwefteren wiffen wo fte 
ihr Berficherung haben. 


53 Daß den unerzogenen Söhnen einen Vortheil gerdöpft werden foll. 


O6 ein Batter fturbe und mehr Söhn hinterließe deren 
etlich erzogen weren, zu folhem Fahl fol ed bey den nächſten 
Verwandten ftehn, den annod unerzogenen Söhnen ein 3im- 
licher billiher Vortheil oder Fürderung aus des Datterd Ber- 
laffenfchaft zu verordnen nad des Guts und der Minberen 
Beichaffenheit, damit diefelbig beffer ernahrt und erzogen werden 
mögen big fie auf ihre mannbahr Jahr!) fommen. 


54. Brüderen haben das Bugredit2) ju der Shwelteren ererbten &üteren fo 
fie die verkaufen. 

Wann der Schwefteren eine oder mehr ihr Güter beweglich 
oder unbeweglich die von Ausſteur oder Erbömwegen an fie 
fommen teren von ihrem Pater, Mutter, Brüderen und 
Schweſteren verfauften, mögen die Brüderen folch verkaufte 
Güter an fih ziehen mit Abftattung gleichen Raufgelté und 


1) all età ragionevole. 
2) ponno tirar in se. 


eitfchrift f. ſchweiz. Recht. XIL 2. (2) 8 
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Gedingen wie folde anderen verkauft worden find, und das in 
Jahresfriſt nach befchehenem Kauf, 


55. Toͤchteren haben den Vorgang auf der Verlaſſenſchaſt') dahero ihnen 
die Heimfteur gebührt. 

Wann ein Tochter ausgefteurt wird vom Bater, den Brü- 
deren oder anderen, und derofelben fein gewiß Unterpfand geben 
wird, foll diefelbig Tochter vor männiglih den Vorgang haben 
. (auf denjenigen Güteren der Berlaffenfchaft dahero ihnen Die 
Ausfteur gebührt;)2) und obgleich wohl foldhe Güter von Den 
Brübderen verpfändt, verfauft oder in ander Geftalt verenderet 
wurden, follen die Töchteren nicht deito weniger auf ſolchen 
Büteren den Borgang?) haben um ihre angehörige Ausfteuer 
oder Erbichaft. 


56. Yon Vogtey oder Yormundfhaft, 


Wann ein Vater vor feinem tödlichen Hintritt Hinſcheid 
jemand feinen Kinderen und Erben über fein Berlaffenfchaft 
und Gut einen Bogt!) gefegt und geordnet hette, obgleich ber- 
felbige nicht verwandt oder von den necbften Verwandten wäre, 
der foll denn die Bogtey tragen und die Verwaltung annemen 
ohne einiche Entichuldigung. 


57. Wie die Minderjährigen bevogtet werden follen drum von dem Yater 
kein Vogt verordnet. 

Begeb fi daß ein Vater abfturbe und Kinder hinterließe 
Sohn oder ZTöchteren welche minderjährig weren denen der 
Bater fein Boat gefegt bette, follen alddann die Gonfulen und 
Benachbarten derfelbigen Dorffchaftens) denfelben Minderjährigen 
Vögt verordnen aus denen nächſten Beriwandten, und das innert 
nächſten acht Tagen nad des Baterd tödlichem Abgang; wurden 
aber die Gonfulen und Benacbarten ermanglen die Bögt zu 
verordnen, und hiedurh Minderjährigen Schaden zuftunde, follen 


1) sopra li beni. 

2) sopra li beni della facoltà dalla quale le aspetta la dotte. 
3)sieno sempre anteriori. 

4) curadore. 

$)li consoli e vicini delle terre. 
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die Gonfulen und Nachbaren fhuldig fein ſolchen abzutragen. 
Welche dann alfo zu Vögten verordnet werden, die follen darauf 
[hwehren und die Vogtey zu verwalten fehuldig feyn. Wann 
aber aus ihren den Bögten Mangel den Minderjährigen Schaden 
gefchehe, follen fie aud folchen zu erfeben fchuldig feyn. Des 
Vogtslohns halber ift überlaffen darum zu erfennen denjenigen 
Nachbaren welche die Rechnung feiner Verwaltung abnehmen 
dad Sie bedunft daß er verdient babe, und da ein Vogt ſich 
nicht begnügte ded Lohnd fo von den Nachbaren gefprochen, 
jol mit Recht darum erfennt werden.) 


58. Bögt der Minderjührigen und der Kirchen?) follen Rechnung zu geben 
ſchuldig fein. 

GES follen all und jede Vögt, nemlih die Kirchen und 
Gapellen alle Sabr und der Minderjährigen Vögt wenigft zu 
zwey Sabren ihrer Verwaltung den Benachbarten Rechnung zu 
geben fchuldig feyn wie bisbero brüchig ware; und welche deme 
nicht nachkommen wurden die follen dreyfig Pfund Buß ver- 
fallen haben, mag auch denfelbigen fürgebalten werden daß fie 
ihren Eids Pflicht nicht genug gethan haben, und foll jeder 
Rathsfreund fhuldig feyn bey feinem Eyd die Widerhandleten 
anzugeben und beklagen, und damit man in Erfahrung bringe, 
welche deme nicht nadfommen, follend in ihr Nachbar⸗ und 
Dorffhaften darum erforfhen und foll dem Angeber der dritte 
Theil von der Buß gefolgen. 


59. Wie die vaterlofen bedürftigen Ainder follen erzogen werden. 


Wann arme vaterlofe Kinder fegn werden, melde nichts 
haben daraus fie erzogen und ernährt werden mögen, jollen 
derofelben nächte Freund Batermag fie aufnemmen und erneh⸗ 
ren bis auf das zwölfte Jahr ihres Alter damit fie nicht in 
den Bettel fommen. Und aber die nächften nicht fo viel ver- 
möglich oder hablich weren, daß dann die anderen und je die 
näheren vatermaag bis in fünften Grad, fo hablich, folche Kinder 


1) sia rimesso al merito della ragione. 
2) Curatori de minori ed antiani delle chiese, 
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fo nothdürftig erziehen follen. Wären dan der vermöglichen 
Freunden vatermaag nicht vorhanden, follens die Mutter Freund 
wie obftebt und je die näheren thun bis in fünften Grad. 
Und fo dann foldhe Kinder von einem oder mehr Freunden er- 
zogen werden und dannethin etwan einer wäre der ihnen felbe 
ablingen‘) thete wider ihro der Freunden Willen, wie dad ge 
fheben möchte, der oder diefelben follen dannethin ſchuldig feyn 
den Freunden allen erlittenen Koften den fie gehabt die Kinder 
zu erziehen gänzlich abzufragen nad Erfanntnuß eined Gerichte, 
wo fie ſich deßhalben nicht fonften gütiglich beytragen möchten. 
Und ob aud folben Kinderen mitlergeit was Erbfald zuftehen 
wurde oder das fie fonjten etwas Guts gewinnen oder übers 
fommen wurden, das dann fie denen die fie erzogen baben 
darum zimlichen und billihen Abtrag thun follen; und ob 
felbige ohne Leiberben von diefer Welt verfcheiden und etwas 
Guts ed wäre was ed wollte hinterliefen, daß dann daffelbige 
Alles dad minder und dad mehr, nicht ausgenommen nod 
vorbehalten den zu Erbfall fallen fol, die fie erzogen haben, 
obgleih fie näher Freund oder Erben hinter ihnen verlaffen 
wurden. Zu gleichweid ift auch die Meynung daß alle die 
Perfonen in dem Land, fo bettlegerig2) oder fonften prefthaft 
an ihrem Leib weren oder dermaßen alt daß fie fit nicht mehr 
ernähren möchten und alfo babloës weren, daß fie nicht der 
gebührlichen Nothdurft nad erhalten werden möchten, und aber 
fie fih in ihren jungen Sabren ebrlid und frommlich gehalten, 
und ihr Gut nibt in Wolluft oder mit Unnug verthbun oder 
verbraucht hetten, daß diefelbigen auch, wie ob mit den vater- 
lofen Kinderen zu erziehen erleuteret, von nächiten Freunden 
erhalten und ernebrt follen werden. 


60. Wie man fit mit erwachſenen Müßiggüngeren zu verhalten. 
Dieweilen vilmahlen ermadfene Kinder gefunden werden, 
welche fid) dem Müßiggang ergeben und fich nicht in Dienft bes 


N) Schreibfehler in beiven Abfchriften für abbingen, ital.: subornar ad 
abbandonar. 
2) bisognose. 
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geben, darum folle derofelben Müffigaängeren Freunden ab: 
gelegen feyn zu verfhaffen, daß fie zu Arbeit gezogen oder etwan 
in einen Dienft unterhalten werden, und follen die Gonfulen 
und Nachbaren in jeden Dorfichaften debbalben Auffeben haben 
und die Freund mabnen. Wann dan Dbiefelbige der jungen 
Müpiggängeren Leuten halben nicht Fürſehen thun werden, 
foll man fie naher Pfried') führen und in das Daub Häuglein?) 
führen oder legen und es derofelben Freunden zu wiſſen thun, 
werdens dann nod nicht Ordnung fchaffen, follen ſolche Müffig- 
gänger in die Gefängnud gefperet und gar ded Landes als 
unnübe Leut verweißen werden. 


61. Kein Kau foll ein frömden Mann heurathen. 


Gé foll kein Frau zu Lifenen zur Ehe greifen und beu- 
rathen einen frömden Mann ohne fonderbare Bewilligung ihres 
Bogts!) und der nâdften Freunden oder mehrerntheild ver 
Freunden; und ob ein rau wider thäte, die foll ihres Guts 
nicht mehr haben und beziehen dann al8 vil der Vogt und die 
nächte Verwandte bedunft und nicht weiters; und ob dann 
Spänn und Streitigkeiten deßhalben entffunden, fol es bey der 
Herren zu Uri Gewalt ftebn, ſolche Streitigkeiten zu richten 
nad Geftalt der Sachen; und fo vil mehr ob ein foldhe Grau 
Gnoffame Recht bette in Alpen oder anders, foll fie dann von 
folchen Gnofjamen Recht!) und Landrechtens) auch ganz gefallen 
feyn und das verloren haben, und foll ihren deßwegen fein 
Recht gehalten noch Antwort geben werden. 


62. Das Onofame Wecht6) erben die Schwefteren von ihren Brüberen die 
ohn £eiberb abfterben. 


(O6 fi) begebe das Jemand zu Lifenen Todtd abgienge 
und nach ibme Feine Kinder weder Söhn noch Töchteren ver- 


1)Faido. 

2)nella casa dei matti. 

3) curadore. | 

45)delli regarii de vicinati e del vallerano. 
6) il vicinato. 
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liege und diefelben Kinder auch abfturben obne Erben, von des 
Daterd Schweiteren zu folhem Fall)ı) erbt der gemelten 
Schweſteren eine des gedachten ihren verftorbenen Bruderd ge- 
babte Gnoffame Reht mit allem Nub und: Schaden, und da 
die Schwefteren fih um folh Genoffame Recht nicht vergleichen 
fönnten, follen alsdann berofelben nächte Freund das Necht 
einer unter den Schweiteren geben mögen nah ihrem Gut: 
bunfen, mit dem Geding dad diejenige Schwölter, welcher fold 
Gnoffame Recht übergeben fein wird, fchuldig und verbunden 
jeyn fol, in des verftorbenen Bruders Haus oder in felbigem 
Dorf bausbablid zu wohnen, ſolch Gnoffame Recht zu erhalten, 
und anderft mag fie das nicht nugen; und ift aud geordnet, 
da ein folhe Schwefter die des verftorbenen Bruders Gnoffame 
Recht als erblich an fich gebracht einen frömden Mann verheu- 
rathen wurde, daß fie das Gnoffame Recht verloren haben folle, 
vorbehalten dag fie mit den Nachbaren felbiger Dorf: und 
Nachbarſchaft dephalben übereinfommen wurde. 


63. Weiber die einen frömden bas ift außen ibr Gnoſſamme gefeffenen 
Mann beuvathen vermannen das Gnoſſame Medt. 

3)(Dieweil dann die ganze Landfhaft Lifenen in Nachbar⸗ 
[haften oder Gnofjame abgetheilt deren jede ihre befondere 
Dorffhaften und au befondere und eigne Rechten und Ge- 
rechtigkeiten wegen vil rungen und Mißverſtändnuß bie bevor 
fich begeben,) barum daß etwan Weiber welche dann aus einer 
Gnoffame, darinen fie an dergleichen Rechten und Gerechtigfeiten 
Theil hatten, in andere Gnoffame geheuratbet und gezogen, und 
vermeinen wöllen, folhe Rechten nicht veftoweniger zu behalten 
und nußen; weßwegen um Mißverftändniß und Spann zu 


1) Occorrendo che alcuno in Leventina mancasse d’ vita & lasci- 
asse doppo sua morte figliuoli maschi & femine ed anche detli fi- 
gliuoli di sua vita mancassero avanti le sorelle senza heredi in tal 
caso etc. 

2) Essendo il paese di Lev. divisa in otto vicinanze, è ciaschuna 
vicinanza in degagnie & terre separate ogni una de quali ha le sue 
proprietä è ragioni d’Alpe, trasi & logarii, e poichè ben spesso per 
il passato per occasione de tali proprietà è ragione furono nate diffe- 
renze à liti etc. 
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vermeiden angefeben und geordnet worden, daß mann hinfür- 
an ein Tochter oder Frau aus einer Gnoſſami in die andere 
fit verbeuratben und dem Mann nachziehen wird, Diefelbige 
ihre Gnoffame Redt verloren und folbe!) nicht zu nuben haben 
foll fo lang fie ein folhen frömden Mann bat, wann aber der 
Mann Tod abgienge und ein Grau widerum in ihr Haus und 
Gnoffame fommen wurd, alddann mag fie ihr Gnoffami Reibten 
gleich wie zuvor nupen fo vil ihre Berfon2) belangt, aber nicht 
die Kinder, welche fie bey dem frömden Mann gezeuget bette, 
dann felbige der Gnoflamen Rechten nicht fähig feyn Tönnten, 
fo lang als die Mutter lebt. Hierbey ift auch erklärt, welche 
in diefen Fall Frömd zu halten, nemlich ein jeglicher, ob er 
gleichwohl Landmann zu Lifenen, wird außerhalb der Gnoffami 
da er Gnoß ift und bausbablid mohnet in allen anderen 
Gnoffamen frömd gehalten, (und dieweil von Altem bero und 
jederweilen ein Grau in einer Gnoſſame allein fo vil ald ein 
Onoffen Recht hatte und fich nicht auf ihre Kinder in mehr 
Heubter erftredt, alfo fol binfüroan das Gnoffame Recht fo 
auf einer Weiböperfon beftebt auf ihr Abfterben nicht auf 
mehrere dann allein eines ihrer Kinder fallen und ertheilt 
werden möge).?) 


64, Die Dinben oder Wutznießung von der Franen Gülten?) follen dem 
Kann zuftändig ſeyn. 


Es ift geordnet das die Nupnießung und Zinſens) von 
der Frauen Güteren dem Ehemann und feiner Berwaltung 
zugehörig fein follen. Wann der aber dermaßen zu der Haus- 
haltung untauglich und unnüß wäre daß die Frau und Kinder 
nicht nah Nothdurft genehrt und erhalten werden möchten, 


— 


1)e sia priva di vicinar alpi trasi e logarii. ⸗ 

2)si lei ed à proportione della facoltà che v’ haverà. 

3)E poiche ab antiquo 8’& usitato che la donna vicina non go- 
deva se non quanto un sol vicino, cosi s’è ordinato ch’ anco nell’ 
avvenire il vicinato feminino non possa refogliare in più figliuoli 
ma debba restar in un sol figliuolo. 

4)1. Gütern, beni. 

5) fitti. 
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fonder großen Mangel leiden müßten, zu folhen Kahl foll der 
Landvogt, ſamt dem Rath Gewalt haben nothwendige Fürſehung 
zu thun je nach der Sachen Befchaffenheit. 


65. frauen Gut fol nicht verenderet werden. 


Es foll Feiner befugt fein, weder Mann no Bogt einer 
Frauen (feve gleich in der Ehe oder lebigen Stand)') ihr Heu- 
rath oder ander Gut zu verpfänden, verkaufen noch in ander 
Geftalt zu verenderen obne fonderbahre Erlaubnuß und Bewilli—⸗ 
gung und dad nicht obne nothwendiger Urfach, daß wann et- 
war ein Mann nicht dad DBermögen hätte aus dem Seinigen 
Weib und Kinder zu ernehren und zu erhalten, darum die 
Nachbahrn in den Dorffhaften follen erkennen ob e8 die Noth 
erfordere, die follen zu folchem Fahl zulaffen und erlauben mö- 
gen einen Mann oder Bogt der Frauen Güter zu verkaufen 
oder verpfenden fo vil zu Erhaltung Weib und Kinder von 
nöthen, und fol man um dad Gut fo verkauft verpfandt oder 
fonften verenderet wird nah dem Brauch Sabung?) thun, an- 
derft foll der Kauf und Veränderung ungültig feyn. 


66. Verfreibung um Uebergab oder Schänkungen wie die foll anfyericht 
werden. | 

Es ift aufgefeßt und geordnet daß die Verfchreibungen um 
Mebergaben oder Schänfungen der Güteren anderft nicht auf- 
gericht werden follen dann allen in Gegenwärtigfeit eines 
Zandvogts und in Beyweſen fünf oder fibens) ehrlihen Männe- 
ven, und da folde anderft aufgericht wurden follen die Schän- 
fung und Uebergaben nichtig und fraftloë feyn und ben 
Berfchreibungen Fein Glauben geben werden, vorbehalten um 
Bürgfhaft) darum etwan einer zu Schaden fommen möchte 
follen die Berfbreibungen Kraft haben, obgleihmwoh! die anderft 
aufgericht wurden. 


1)sia maritata à vedova. 

2)le beni . . .. prima sieno assicurate e consultate conforme il 
solito. 

3) sei. 

4) segurtà. 
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67. In Schuldverfhreibungen joll fi keiner verpflichten zu Abtrag Koften 
und Schaden. 

Es ift aufgefegt und gänzlich verbotten worden, daß füro- 
bin fein Perfon zu Lifenen fi unterftünde oder durch andere 
in feinem Namen zu thun bewilligen folle einiche Schuldver- 
fhreibungen aufzurichten, darin weder Koften Schaden und 
Zaglöhn ald dann vormablen befhehen zu verfprechen, weder 
durh Schrift noch fonften; und daß unordentliche Köften und 
Schaden niemande aus welchen Orten die gleid wären vers 
fprochen werden follen bey Bermeydung zehen Kronen Buß dem 
Schuldner fowohl ald dem Schreiber abzunemen, vorbehalten 
unfer gnädige Herren und Landleuten zu Uri, deme auch ihren 
Botten und Anmwälden!) fol ein gebührender Roften: und Tags 
lohn neben dem auflaufenden und erforderlichen Gericht Koften, 
va folder verfprochen, bezahlt werden; (jedoch nicht weitere 
dann von Haus bis wieder zu Haus und für drey Tag, in 
welhem)2) die Schuldgläubigen ihre Botten und Anwäld zu 
Nichtigmachung und Einbringung ihr Anfprachen fit aufhalten 
mögen; und da einer fi über drey Tag unnôthiger Weiße fic 
aufhalten wurde foll der Schuldner zu Abtrag felbigen Koftend 
nicht verbunden fepn, ed wer dann Sad daß der Schuldner 
fib muthwilliglich der Bezahlung binterftellig machte fol er 
denne billihen abtragen. Und wann gleich gegen anderen 
Schuldgläubigen außerthalb denen von dem Land Uri Koften 
bedingt und verfprochen würde follen ſolche Geding nichtig 
erkennt feyn. 


68. Daß alle offentlihe Infteumente und BVerfchreibungen durch die inlän- 
diſche Schreiber unter eines Candvogts Infigel gefertiget werden anderft un- 
gültig feyn follen. 

Es ift geordnet dad hinfüran all offentliche Snftrumente 
und Berfpreibungen um was Handlungen e8 gleich feye fo in 
dem Land Lifenen aufgericht werden durch die offentliche Schreiber 
Notarien und Amtsleut des Lands und unter ded Landvogts 

1) messi ed agenti. 

2)perö non più avanti se non dal giorno della partenza sin al 
ritorno della casa à per trè giorni di più, nel quale spatio cet. 
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Inſigel wan es begehrt wird gefertiget und befeftet werden 
follen. Und welche Snftrument und Berfbreibungen durch je 
mand anbderft, SPriefter oder ausländifche Schreiber gemacht 
wurden, diefelben Snftrumenten und Schriften follen jest ale 
dann und dann als jebt') nichtig und fraftlos erkennt und 
gehalten feyn. Hierbey vorbehalten die Berfbreibungen fo um 
Kirchen und andere geiftlihen Sachen?) betreffend gemacht 
werden; auch vorbehalten (da zwifchen Ausländifchen oder Land- 
feuten, welche außert dem Land miteinanderen handleten und 
Brief fertigen liefen)? die follen für gültig und kreftig gehalten 
werden. . 


69. Wie man veriobrne Inſtrumenten oder Schuldbrief widerum aufrichten (oil. 

ann einer ein Sbuldbriefé) um ein Summe Gelt gegen 
einem anderen wer der fein möchte oder andere Snftrumenten 
hette, welche verloren wurden oder aber verblichen, foll der 
Gläubiger den Schuldner erfuhen und dahin halten mögen, 
ein andere Berfchreibung aufzurichten; ed foll aber derjenig 
welcher fürmente ein ſolch Inftrument verlobren zu haben fehul- 
dig ſeyn auf Begehren ded andern ein gelehrten Eyde) zu 
fhmwehren, daß er dafjelbig verloren babes in diefem Fall follen 
die Schuldner von dem Richter dahin gehalten werden, daß fie 
ein ander Snftrument auf ded begehrenden Gläubiger Koften 
follen machen faffen des Inhalts wie das erfte gfein ift, und 
wann das erfte widerum follte gefunden werden, foll das ander 
nidtig feyn. 

70. Ob Jemand ein Schuld forderete welhe über 3eben Jahr nicht were 
gefordert worden. 

Wann Jemand ein Schuld forderete in Kraft eines Briefes, 

welche innert zehen ganzen‘) Jahren mit Recht nicht were er- 





D)ex nunc prout ex tunc. 

3)chiese e legati pi. 

3)quando tra coherenti forastieri ovvero paessni fuori del paese 
si troveranno si faranno instromenti. 

4) un obligatione. 

5)un giuramento solenne. 

6) continui. 
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forderet und der Brief nicht were erfcheint worden, fo ſoll der 
Richter auf ſolche Brief nicht richten, fonder follen felbige für 
nichtig und fraftlos gehalten werden; vorbehalten den Minders 
jährigen und allen denen fo bevogtet!) feind und den Gottés 
bauferen und ob einer fo fang nicht im Land gewefen wäre 
deme foll man richten. 
71. Von der ruhigen Befizung ligender Güteren in zechen oder zwanzig 
Jahren mag keiner verftsfien werben. 

Bann etwan einer ein ligend Gut oder Heufer zehen ganze 
Fahr in Gewehr und von niemand rechtlichen angefprochen 
ingehabt bette, fo fol und mag diefelbig Perfon foldhe Güter 
oder Heufer nad den geben Jahren aber ruhig befiten ohne 
maniglicher fo in dem Land gemefen ift Widerred noch Hindes 
rung, alfo dag fein Perfon fo im Land gefeffen ift daffelbe 
Gut anfprechen nod den Snbaberen befümmern fol und mag; 
und wann ein Perfon foldy ligend Gut zwanzig Jahr ruhig 
eingebabt bette, fo foll noch mag dann darnach ihme fein ins 
ländifche?) Perfohn nicht darin reden noch Eintrag thun und 
fol der Richter und die Räth den inländifchen nad zehen Jahren 
und den audländifhen nach zwanzig Jahren darum fein Gribt 
noch Necht halten. 


72. Daß die Güter darum Streitigkeit nicht veränderet3) werden follen. 
Wann es ſich begebe daß um etwelche Güter Streitigkeiten 
entftünde follen folbe Güter weder verfauft nod in ander weg 
nicht verenderet werden, bis und fo lang mit Recht erfennt 
ſeyn wird, welcher beffer Recht auf felbigen Güteren habe bey 
Bermeidung 5 fl.) Buß. 


73. Wan einer ein eigenthümlich ligend Gut verkaufte mögen des Verkäufers 
freund ven Kauf ziehen. ®) 

Mann etwan einer in diefem Land ein eigenthümlich und 

liegendes Gut wurde verfaufen, ſeyen Heufer, Gärten, Stallung, 


1) sotto la podestà di tutela à curadori. 
2)1. ausländifche, forastiera, 

3) alienati. 

4)trenta lire terzole. 

5)haver regresso alla vendita. 
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Ader oder MWiefen, einem der dem Berfäufer nicht gefreumdt 
were, und den Berlauf den Bebrüderen, Söhnen und nädyften 
Berivanten nicht angetragen nod) barvor Wiflenfhaft geben 
bette, mögen alddann beffelbigen necfte Freund ſolches Gut 
für fit ziehen und an den Kauf ftehen‘) mit Bezahlung des 
angedingten Kaufſchillings und Erftattung anderen Bedingen 
fo in den Kauf befchehen und abgeredt feyn werden, und Dad 
innert Sabreëfrift nad dem der Kauf fundbar feyn wird.2) 


74. Verkaufte ligende Güter follen um den Maufidilling verpfündt werben. 


Die ligende Güter von wem die gleich verlauft wurden 
follen jederzeit Unterpfand bleiben und nicht mögen verenderets) 
werden fo lang bis der Berfeufer um fein rechtmäßige Forde⸗ 
rung und Kaufgeld Haubtgut, Zind und Koften zu Bergnügen 
wird bezahlt feyn. 


75. Daß man Scömden kein ligend Gut verkaufen noch verfetzen foll. 


So ift verboten daß niemand zu Lifenen fol ligende Güter 
einem Grümben ausländifchen zu Laufen geben nod verfegen 
nod in einigen Weg verpflichten?) fol bey Berlierung des 
Guts, und ob e8 befchehen follen ſolche Kauf und Derfebung 
ungültig und nichtig feyn. 


76. Von Alufen darin einer fi überfehen bette. 


Wann fich begebe dad etwan einer in den Merchten fid 
überfehe als daß der Fehler über den dritten Pfennig fid an: 
laufen möchte,“) zu foldem all follen die Kauf ungültig feyn 
und an ein Erkanntnuß und Sabung eines Weibeld und der 
Schäperen derjenigen Dorfſchaften in welcher dergleichen Kauf 
befchehen feyn werden und foll die Schagung befchehen der 
ligenden Güteren inerthalb zweye) Monathen und der Merchten 


l)tirar e redimere. 

vgl. Art. 201, welcher in unferm ital. Mfcpt. Hier wirklich citiert iſt. 

3) alienati. 

4) „impotechare.“ 

5). . che si facino mercali fuori di proposito in modo che si 
troverä errore di più del terzo. 

6) tro. 
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lebendigen Pfanden innert drey Tagen, vorbehalten die Jahr⸗ 
merchten welche gefreut ſeyn follen. 
72. Von geführlihen und betrugliden Käuf und Handlungen. 

Es ift vorgefehen daß keiner handlen und wandlen folle 
mehr denn einer wüfle zu bezahlen und zu halten, und ob einer 
banblete und faufte, feye in oder außert dem Land, und nicht 
in feinem Bermögen bette feinen Schuldgläubigen ein Berniegen 
und Bezahlung zu thun, der fol mit dem Eyd aus dem Land 
verwiefen werden und nicht widerum darin fommen fo lang 
bis er feinen Schuldglaubigen Bezahlung oder Berniegung 
gefchafft haben wird. 

78. Daß ein jeder Schuldner ſchuldig feye Pfand zu geben. 

Welcher pfändt wird der fol Pfand zu geben ſchuldig feyn 
wie des Land gemeiner Brauch ift, und da einer Pfand zu 
geben fich weigerte mit Fürwenden daß er feine oder folche 
nicht bette wie nad) Landsbrauch ift, den folle der Weibel thun 
ſchwehren einen gelebrten Eyd, und da einer alfo gefchworen 
bette und fit hernach erfunde daß er nicht das befte Gut oder 
nicht nach Lanbdeëbraud angezeigt‘ und dann einer darüber ein 
meineydiger Mann gefchulten wurde, dem foll man fein Abred ') 
fhuldig feyn. 

Da aber einer nicht ſchwehren wollte zu folhem Fahl foll 
der Weibel Macht und Gewalt haben des Schuldners beftes 
Gut anzugreifen oder da der Gläubige beifer Pfand wüßte 
ihme foldye zu fchägen. 

79, Daß nieman ein Pfand Zween gebe. 

Welcher Schuldner felbft oder durd ein Weibel ein Pfand 
benennt gibt?) es feye ligends oder fahrende, der foll dafjelbe 
Pfand keinem anderen geben bey zwanzig Pfund Buß ald oft 
einer das thete. 


80, Welderley Sachen der Schuldner zu Pfand» geben folle. 
Welcher Schuldner pfendt ift, fol fchuldig fein zu Pfand 
darzufchlagen, Erftend Rinder Vieh darnach Rob die fein An⸗ 


/ 


!)reparatione. 
2) haverä nominato un certo pegno. 
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lafter und Mangel haben, volgends Heu demnach Heufer und 
ander ligend Güter, (folder Gftalt, dad fih das Pfand jeder 
weilen der Schuld vergliche.)) Da aber einer der obgemelten 
Pfanden nicht bette, fol und mag der Schuldner alddann fab- 
rende Hab oder efjende Speifen darfchlagen; und wenn Die 
Schuld unter 30 Pfunden fit anlaufte, und der Schuldner 
fein Vieh, Rob, Heu oder beym2) zu geben hätte, mag fid der 
Gläubiger auf der fahrenden Hab fo die Schuld unter 30 Pfund 
ift bezahlt machen. 


81. Wie Pfand gefchetzt werden follen. 


Die Weibel der Landfchaft Lifenen und einer jeden Nach» 
barfhaft famt den verordneten Schätzeren follen fhuldig feyn 
auf Begehren der Bläubigeren, den Schuldneren die Pfand fo 
fie zeigen werden zu fhägen, und follen wohl in Acht nemen, 
ob die Pfand gerecht?) und nach des Lands Ordnung feven, 
die follen fie fchegen auf ihren Eyd nad ihr beiten MWüffen- 
(haft alfo und bergeftalten daß ein Gläubiger die völlige Be- 
zahlung feiner Forderung (und ein dritten Pfennig mebrer8)4) 
bey der Schagung in einem billihen Preiss) gebaben mögen; 
mit diefer Grleuterung wann einer ein Kronen zu forderen bette 
folle ihme für ein Kronen und vierzig Kreuger mehrerd Pfand 
geben werden, und das in einem billih Preiss) ald wie oben 
vermeldt ift, und alfo folle gefchegt werden zugleich dad Sale, 
Korn, Res, ald wie andere Pfand. Jedoch fol diefere Schagung 
allein für das Land Lifenen dienen und beffelbiger Inwohner, 
aber gegen anderen Gläubigeren fo aus dem Land Uri folle 
ihre Landrecht gehalten, ihnen Bezahlung und Schatung geben 
werden, wie es dafelbft indgemein gebraucht wird, fittenmablen 
die von Lifenen in gleichen Fählen felbigen Land Rechtens 
genießen. 


1) Im Stal. {ft diefe Beftimmung an den Echluß des Artikels gefebt, 
als für alle Fälle gültig. 

2) arbori. 

3) di valore. 

A)fehlt im Stal. 

56) per il giusto pretio. 
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82. Wie man den Froͤmden Pfand geben und ſchetzen (oil. 


ES ift geordnet daß in dem fünftigen den frömden Gläu- 
bigeren welche nicht zu Lifenen oder in dem Land Uri gefeflen 
find dergleichen Pfand follen geben werden in Bezahlung ihrer 
Korderung ald wie einem Landmann zu Lifenen, nemblit Vic, 
Heu und amdered, jedoch foll mand geben in der Schagung 
eines billichen Preifed:) ohne Zuthun des dritten Pfennings als 
wie hier gebraucht wird gegen einem Landmann zu Lifenen 
oder zu Uri. 


83. Daß man Pfänder nicht verenderen foll. 


Wann einer gepfändt wird durch den Weibel auf eines 
Gläubigerd Forderung oder font felbft Pfand gebe, fo foll 
man allweg die Pfand nemen daß?) fie nicht gefränft geſchwächt 
oder verenderet werden, weder burd den Anſprächer nod durch 
den Schuldner noch burd andere Perſonen ohne fondere Er» 
laubnus des Richterd big dag dem Anfprächer um fein Schuld 
genug befehähen oder vertroft ift nach Lands Recht zu Lifenen 
bey geben Pfund Straf ald oft darwider befchehe. 


84. Wie lang die Pfänder ungefhetst anfteben und widerum gelôft werden 
mögen. 

Wann ein Gläubiger Frömder oder Landmann einen laßt 
pfänden, fomobls) der Schuldner aldbald Pfand dargeben, jedoch 
foll ein Yrömder das Pfand drey Tag ungefhäbt laffen anftehen 
und ein Landmann zehen Tag; und mag der Schuldner innert 
felbigem Zermin die Pfand widerum löfen mit barer Bezalung 
der Schuld und des Koftend fo wegen ſolchem Pfand recbts 
mäßigermweid aufgeluffen. Und da aber der Schuldner in ges 
meltem Termin fein Pfand nicht löfen wird, mag derfelbig 
Gläubiger dad Pfand fchegen laffen und nad befchehener 
Schatzung foldhed zu feinen Handen nehmen darmit verfahren 
und feined Gefallens thun alé wie mit anderem feinem Eigen 


1) per il giusto pretio. 

2) de’ pegni che non possino esser molestati, duteriorati ovvero 
alienati. 

3) unfere beiden Abfchr. haben ten Echreibfehler: ſowohl, ftatt: fo foll 
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Gut ohne allen Sntrag noch ferneren Aufihub. Wann aud 
einer ſolch dargefchlagen Pfand unter beftimmtem Termin er 
fechten oder verenderen!) thäte Der foll geftraft werden wie in 
dem Gapitel nedft oben vermeldet; und da der Gläubiger von 
folcher des Pfanded Berenderung wegen zu Schaden fommen 
folte fol derjenige fo das gethan nah Erkanntnuß des Vogts 
und ded Raths darum abgeftraft werden. 


85. Welder Schuldgläubiger lebendige Pfand bette dem foul der Schuldner 
auch lebendige Pfand zu geben fbuldig feyn. 

Mann ein Landmann oder Anwohner zu Lifenen einen 
pfändte und der Schuldgläubiger lebendige Pfand bette, dem 
fol der Schuldner audy Tebendige Pfand zu geben ſchuldig feyn, 
fofern er die haben wird, da aber einer nicht lebendiges Pfand 
bette, fol er alddann mit fabrender Saab zahlen wie oben 
gemelt. 


86. Ein jeder mag feine Pfand mit anderen gefhätzten Pfanden Löfen. 

Ein jeglicher mag feine Pfand gegen feinem Gläubiger 
retten da er ihm ander Pfand geben wird die er feinen Schuld: 
neren bat feben lafien. Mit diefer Grleutherung wann einer 
fhuldig wäre feinem Gläubiger lebendige Pfand zu geben, daß 
er feine Pfand mit anderen lebendigen Pfanden löſen möge 
welche gefchegt feyn, deßgleihen aud die todten Pfand mit 
anderen todten Pfanden. Hierin aber follen allwegen die be- 
vorftebende Gapitel in Acht genommen werden daB fich die 
Pfand gegen der Schuld vergleichen. 


87. Wer feine Pfand wüſſentlich einem andern gebe. 

Welcher Recht auf eines andern Gut bat feye in Kraft 
Briefen oder Pfandweid und dalfelb Gut wüfjentlid einem 
anderen zu Pfand geben laßt und darmwider nicht thut oder 
tebt, derfelb fol von feiner Gerechtigkeit fo er auf dem Gut 
gehabt bat gefallen feyn und all fein Recht verloren haben. 


1) molestasse ovvero alienasse. 
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88. Ein ligend Gut fo zu Unterpfand eingefetzt auf Sermin zu löfen. 

Dann etwan ein Stud Land, Heufer oder ander ligend 
Gut einem zum Unterpfand geben wäre auf ein gut Zihl,) 
und aber der Schuldner folhe auf das Zihl nicht löste oder 
bezahlte, Soll dafjelbig Gut nicht deftoweniger auch nad dem 
Zihl allwegen ded Anſprechers Unterpfand feyn, und foll und 
mag der UAnfprecher dafjelbig Unterpfand allwegen fertigen?) 
nad) Pfandsrecht. 

89. Von lebendigen Pfanden die an Wirth geftellt werden, 

Ein jeder Wirth zu Lifenen fol ſchuldig feyn alles das 
Vich fo durch den Weibel oder fonft hinter ibme geftelt wird 
anzunemen, birten, verforgen und das in guten Treuen auf 
daffelbige Vichs Koften alfo lang bid dad Zihl aus ift oder 
bi® die Partheven eines worden find daß ed hinter ihme ftehen 
folle, bey zehen Pfund Buß; und wann dann folh Zihl aus 
ift und aber weder der Schuldner noch der Berfprecher?) oder 
der das Vich dargeftelt bat und alfo Niemand den Koften des 
Vichs bezahlen wollte, alédann mag der Wirth ibm laffen von 
dem Vich fchegen fo vil daß er um den often bezahlt werde, 
Es foll und mag aud der Wirth von folhem Vich zu hüten 
und zu führen nemen als vil er von einem Kaufmann neme 
der dergleichen Vich am Würth bette. 


90. Wann ein Armer pfänden will. 

Wann ein Armer pfänden will der nicht pfandbar ift?) 
einem anderen will pfänden, fo foll der Arm Verficherung thun 
und in ded Weibeld Hand verfprechen um den Roften fo um 
des Pfändend wegen aufgehen wurde, daß er den ausrichten 
wolle da e8 fih erfunde daB man ihme nicht fehuldig feye. 

91. Von Vorzahlungen.5) 
Da einer ein Schuld zu fordern bette an einem melcher 
hergegen aud Anſprach bette an einem anderen, beme zugleich 


!)äcerto termine. 

2) essequire la sua ragione. 

3)il creditore. 

4)che non haverà à dar pegno. 

6)Delli debiti queli si ponno pagar per sconfro con altri crediti, 
Beitfbrift f. fehmeiz. Recht. XII. 2. (2)9 
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der erft gemelte Anſprecher ſchuldig were, fo mögen fi die 
Schuldner in gleiher Summa da fe zu allen Zeiten richtig 
find‘) vorgabit maden, ald zum Erempel: Antoni forberet an 
Peter und Peter an Johannes deme der Antoni auch fihuldig 
if, alfo zahlt Johannes dem Antoni anflatt Peters, und wird 
je ein Schuld gegen der anderen gerichtet und Hat eim jeder 
mag ibme gebührt. 

92. Wann ein Schul» mag bezahlt werden fo von einem Lantmann im ein 

frômbe Sand übergehen ader verkauft wich. 

Dann fi) begebe daß etwan ein Landmann ein Schuld 
auf einem anderen bette, Diefelbige einem Grümben auwenfen 
übergeben oder vertaufhen und der Frömde folhe anmemen 
thäte, fo ſoll der Frömd nicht befugt feyn von folcher angenom- 
men Schuld wegen des Schuldnerd Sachen zu fequeftriren, 
fonder den Schuldner wo er gefeffen um die Bezahlung au 
langen. 

93. Wann ein Saul von einem Schmden übergeben oder vertaufcht wurd 
einem Sandmann. 

Da aber ein Landmann ein Schuld auf ein anderen Land: 
mann von einem Krömden an fid faufte oder vertaufchete oder 
in ander Wegen ibme übergeben wurde, fol derfelbig Landmann 
denjenigen der folhe Schuld fauft ertaufdet oder im ander 
Weg an fich gebracht bat bezahlen mögen in der Form Geftalt 
und Bedingen mie er der Schuldner den Frömden zu bezalen 
fhuldig wäre. 


94, Um Schulen fell Meiner in Gefänkuuß gelegt werben. 
GS foll fein Perfon zu Lifenen von Gelt oder Geltſchuld 
wegen in Gefänfnuß gelegt werden, aber wohl beſſer Sachen?) 
wegen da e8 den Rath bedunkte einen in Verhaftung zu nemen. 


. 95. Vater ift nicht fchuldig fiir den Bohn noch Der Kohn für Den Water 
zu bezahlen. 
Es fol Fein Bater fchuldig feyn zu zahlen ded Sohnes 
Schulden,3) noch bergegen folle der Sohn ſchuldig ſeyn für den 
- f)essendo da tutte le parti liquidi. 


2) per misfatti, 
3) vgl. Art. 167. 


\ 
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Bater zu zahlen, vorbehalten da der Ein für den anderen ver- 


4 


ſprochen bette. 


96. Weiher Ssbn bey Schzeiten des Vaters Shuiden machte foll folhe aus 
bem feinigen bezahlen, 

Bann ein Bater einen oder mehr Söhn bette und etwan 
eimer derfelbigen ein Berichwänder wäre und bey Lebzeiten des 
Daterd Schulden machte, der foll alédann fchuldig feyn nad 
des Vaters tödlichen Abgang ſolche feine Schulden aus feinem 
eigenen. Antheil zu bezahlen und foflen nicht aus gemeiner 
Erbſchaft bezahlt werben. 


97. Daß Niemand zugelafen feyn foll einide Güter der Vergantung zu 
unterwerfen. 

Niemand foll befugt feyn weder Frömd noch Landmann, 
feine Güter der Bergantung zu unterwerfen noch Jemand dazu 
verbinden, foll auch Feiner mögen um fein Anfprach durch die 
Bergantung fi) bezahlt machen, fonderen fol fi ein jeglicher 
in Schatzung zahlen laffen, wie des Lands bergebrachter Brauch 
tft, audgenommen um Steuren, Buß. und zu Oberfeitlichen 
Handen verfallene Güter. 


98. Stemder Gut mag um Schulden zu jeder Zeit verhaft werden. 


Ein jegliher Landmann zu Lifenen mag eines Frömden 
Gut durd den Weibel verbieten!) zu jeder Zeit und Tagen, 
ausgenommen an gebottenen Fafttagen; und foll das Verbot 
gefchehen mit Grlaubnif eines Vogts oder feines Statthalterd 
oder eines andern Amtmannd.2) Soll aud dad Berbott nicht 
erlaijen werden ohne fondere Erlaubnuß des Richter oder des 
CSadhern?) felbiten; und.ob dann der Frömde über das Berbot 
Gericht und Rechtens begehrte, fo fol der Sacher oder der das 
Berbot angelegt das Recht nicht aufziehen und da er ſolches 
aufziehen und nicht angenzt zum Rechten fteben wurde, fol 
alébann das Berbott erlaffen feyn; wann auch derjenige beme 
fein Gut alfo verhaft wird für die Anſprach Bürgſchaft oder 


1) sequestrare. 
2) officiale. 
à) l'attore ò parte medema. 
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genugfame Berfiherung gebe nah Erfanntnug eines Richterd 
fol ihm fein Gut darauf bin erlaffen werden. 


99. Wie man fit bezahlt maden foll um Bins auf liegenden Güteren. 

Welcher Landmann Find zu forderen bat auf einem uns 
beweglichen Gut auf St. Martind Tag falt,') der fol fchuldig 
fein folhen Sins auf St. Martind Tag einzuziehen, und wann 
der alddann nicht bezahlt fein wird, mag der Gläubiger die 
Frucht oder Ruben felbigen Guts fheben laffen und fit darauf 
bezahlt machen; e8 foll audy der Schuldner nicht Gewalt haben 
felbige Grudbt oder Nuben zu verkaufen, veränderen noch zu 
nießen ohne des Anfprechere Bewilligung, fonder foll an Pfand» 
ftatt verbleiben bey Bermeidung zwölf Pfund Buß von jedem 
Mal fo darmwider gebanblet wird. 


100. Welcher über drey Jahren Bins von Gült und Schuldverfchreibungen?) 
ließ anftebn. 

Welcher Cewige Sins, Gült und Schuldverfchreibungen)?) 
bette der fol fein 3inf4) zu drey Jahren einziehen und welcher 
mehr dann dreyer Jahren Zinßs) zufammen kommen ließe der 
ſoll ſolche Zinds) fo über 3 Sahren angeftanden, verloren haben 
und ibme fein Recht darum gehalten werden. 


101. Sehenleut welche in 3 Iahren kein Binß geben. 

Welcher Lehen- Mann ein unbeweglih Gut um einen 
Bodenzins befipt?”) warn drey Jahrzins zufammen fommen und 
zu bezahlen anfteben ließe oder fich weigern thete, der foll dad 
Lehen verfallen haben, alfo dad ein Lebenberr Macht und Gmalt 
bat, denfelbig Lehenmann von dem Gut und von der Ber- 
beſſerung zu ftoßen und berauben. 


102. Daß man nicht mebr Bing nehmen foll dann von zwanzig Pfenig Einen. 
Es tft geordnet daß fein Landmann von einem anderen 
zu Lifenen von dem Gelt fo er auf Zinß ausgeliehen mehr 


1)fitti . . à S. Martino maturati. 

2) instromento di livello, censo e polizze. 

s)fitti di livelli e censi. 

456) fitti. 

7) Qualorque massaro che sia livellato da qualche beni stabili. 
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nehmen möge ald von zwanzig Pfennig einen und alfo von 
Hundert fünf. Und ob einer mehr denn von zwanzig einen 
oder von hundert fünf nemen thäte, der foll den Sins und dad 
Haubtgut verloren haben und zu Handen der Herren von Uri 
und der Gemeind zu Lifenen verfallen feyn, deßgleichen follen 
auch Fein fremde von welchen Orten die gleich feyen von ausds 
geliehenem Gelt zu Lifenen mehr Zins zu nemen befugt feyn 
dann wie obftebt, das verfteht fid von dem Gelt fo der Gläu- 
biger auf gewiffe Zihl und Zeit widerum erheben mag und der 
Schuldner zu erftatten ſchuldig ift. 

Was aber einer Gültenweis') ausliehen thut dem ift zus 
gelaffen von zwanzig Pfennig anderhalben Pfennig und alfo 
von Hundert fiben und ein halben zu nemen. Es foll aber 
derjenige der folhen Zins nemen thut nicht mehr befügt fein 
das Haubtgut einzuforderen und den Schuldner nicht zwingen 
mögen wider feinen Willen den Zins abzulöfen, fofern er im 
übrigen abgeredte Beding wird erjtatten. 


103, Ein Witweib wie lang fie ihre Binfen beziehen mag. 

Wann ein Frau in den Witweibftand fommen und einen 
anderen Mann beuraten wurde, die foll das Haubtgut nicht 
einziehen mögen fonder allein die Zind nad Marchzahl der 
Zeit da fie aus des erfien Manns Haus gegangen, von dem- 
jüngfthingewichenen St. Martini Tag und nicht weitere, 


104. Don Gewidt und Maaß. 

AL Gewicht und Maßen in der ganzen Landfchaft follen 
gleich fein und niemand Fein ander Gwicht, Waag noh Maaß 
brauchen, fie feyen denn gefochten und gezeichnet, bey vier und 
zwanzig Pfund Buß einem Seden und fo. oft einer darwider 
banblete abzunemen; und da ein Betrug gefunden wurde, folle 
der Fehlbare ferners nach Berdienen geftraft werden. 


105. Von der Müller Ordnung. 
Es ift geordnet das hinfüran ein jeder Müller ein gefochten 
und gezeichnet Mäß?) haben und brauchen foll, bey dreißig 


in forma di censo. 
2)moltirolo. 
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Pfund Buß; und folle feiner mehr nemen für fein Kohn als 
von ſechsundzwanzig Meßlein eind bey odgemelter Buß, fo 
den Webertretenden fo oft das befchicht foll unnachläßlich abge- 
nommen werden; davon der halb. Theil dem Angeber und der 
andere halb Theil der Gameren gefolgen Soll; aud follen die 
Müller fbuldig feyn einem Jeden das Krüfc von dem gebüt- 
leten Mehl zu geben und diefere Ordnung zu halten zugleich 
auf den minberen') wie auf den größeren Müllenen. 


106. Ordnung der Pfifteren. 

Die Pfifter in der ganzen Landfchaft Lifenen follen ſchuldig 
feyn das Brodt zu machen nad der Ordnung jo man ven 
Zeit zu Zeit geben und verfchreiben wird; und folle jeder 
Rathsfreund und Weibel in allen Gnofamen das Prod alle 
Wochen einmal wägen und welches zu leicht gefunden wird 
verbauen und den armen Leuten austheilen, und foll ein Rath 
bierin fleißig Auffeben haben, daß die Ordnung werde gehalten, 
die Uebertretenden nad Berdienen abftrafen, auch ihnen dad 
Handwerk auf ein Zeit fill zu ſtellen nach Befchaffenheit des 
Fehlers. 

107, Metzger- Ordnuitg. 

Es fol aud des Mepgend halber jährlichen ein Schlag 
und Ordnung gemadt werden, welcher ein jeglicher der begehrt 
Fleifh andzuhauen oder mebgen ſchuldig fein foll nahzufommen, 
und die Mepgen mit quiem Zleifch zu verfeben. Inſonderheit 
foll Keiner fein Kalb abftechen welches unter fünfzehen-Tag alt 
feye bey fünf Kronen Buß, welche fowohl ver Mepger zu geben 
ſchuldig feyn foll ald derjenige, fo das Kalb verfauft und für: 
geben daß es dif Alterd wäre wie obftaht, und aber nicht wäre, 
und dad von jedem Mahl, und foll von der Buß der Dritte 
Theil dem Angeber und der Gamer übrige 2 Theil von der 
Buß gefolgen. 


108. Orènung der Wirthen halb. 
Ge ift gefebt und geordnet, daß alle ſowohl offentliche 
Wirth ald andere Weinfchänten welche Bein bey der Maaß 


!)molini bassi. 
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ausſchenken und verkaufen, gefochtene und gezeichnete Maaßen 
haben und brauchen follen; und fol Keiner befügt fein einichers 
ley Wein bey der Maaß zu verkaufen, er babe dann zuvor den 
Wein durch die darzu Berordnete in jeglicher Gnofjame fchegen 
laffen, und mie der gefdäbt wird alfo follend den verkaufen 
und nicht thürrer, ben Wein aud alfo ungefelfbt und unver- 
enderet verbleiben laffen. Und wo einer biefere Ordnung in 
dem einen oder anderen Punkten überfeben thäte, folle ex 
Darum nach Berdienen geftraft werden; darum follen all und 
jede Wirth und Weinfhänfen zu gewiffen Zeiten im Jahr 
wann ed einem Rath füglich zu feyn bedunfen wird, erforderet 
und ihnen den Eid angeben werden ob fie biefere Ordnung 
gehalten haben oder nicht, und da fie nicht fhivebren mögen 
fol man fie nach Berdienen abftrafen. 


109. Daß Meiner ans dem Wirtbhans gehn folle, er [eye dann zuvor mit dem 
Wirty abkomniett. 

Es ift angefebett, daß Fein Verfon aus dem Wirthhaus 
gehen folle, er fete Ban zuvor mit dem Wirth ablommen und 
babe gerechnet, bei drey Pfund Buß ein jedem fo oft dad be. 
ſchicht abzunemen. 


110. In weldeni Preiß die Fifh verkauft werden ſollen. 

em es ift geordnet daß die frifche Fiſch, ald ein Eich 
und Forellen flein und gtof in den Monaten Augften, Herbft-, 
Mein: und Winter-Monat bas Pfund um 15 fr.) (und bie 
gefalgne Forellen um 25 fr.)2) follerr verkauft werden, und in 
den übrigen Monaten fol man ein Pfund der feifchen Fiſchen 
um achtzehen Kreutzer geben, nemblich welche für Abläfchg®) 
hinunter gefangen werden, und die man für Abläſchg hinauf 
fachet, war fle frifh find, ein Pfund um zween zwanzig und 
ein balben Greutger, nemblich von Meyen bis St. Martins Tag, 
und die übrige Zeit um fünfundzwanzig Creuger. Und follen 
die Fischer fehuldig fepn die Fifch den Amtsleuten fail zu bie- 


1)15 soldi. 
2) Einfchiebfel, bas im ital. Texte fehlt. 
3) da Biasca in giù. 
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then und feine nicht auß dem Land zu tragen bey zehen Greuber 
Buß von jedem Pfund, darvon dem Angeber der halbe Theil 
foll gefolgen. 

411. Ordnung wegen des Gewilds. 

Es ift aud aufgefeht, daß fein Perfohn einicherley Gwild 
oder Geflügel nicht faufen fofle in der Landfchaft Lifenen 
widerum außert das Land zu tragen und verlaufen, bey feche 
Pfunden Buß jeglihem fo darwider handlete, aud bey Ber- 
lierung des Gwilds. Es fol Keiner Fein Geflügel einbein 
Fremden zu verlaufen, fonder ſolches zuvor offentlich auf ‚dem 
Plat feiltragen und ed den Amtsleuthen anbiethen, fo mag es 
ein Landmann um gleiches Gelt faufen. 

So ift aud dem Gwild ein Schlag gemacht wie folget, 
nemlicy dad Gämfchfleifh ein Pfund um vier Creußer. stem 
ein Stulz!) um act Pfund, ein Fafan vier Pfund und fünf 
Greuger,2) ein Parniben um drey Pfund, ein Schneeheundlein?) 
um ein Pfund fünf Creuber, Nedholtervögel) und Troßlen:) 
einer um 3 8.6) und ein Haas um ein Pfund fünf. Creuger, 
und foll von der obgemelten Buß dem Angeber der dritte Theil 
gefolgen. | 

112, Iagen halber zu welcher Beit erlaubt. 

GS ift aud angefehen, daß hinfüran fein Landmann fid 
auf feinerley Gwilds zu jagen begeben foll, vorbehalten die 
fchedliche Thier, noch weniger das Gwild fachen mit allen, 
Platten noch auf anderley Weis, von der Kaften Cingang 
dannen big auf St. Johanns Tag den 24. Brachmonat, bey 
zwo Kronen Buß von jedem Mahl, davon ein drittheil dem 
. Ungeber und übrige 2 Theil die Gemeind?) Lifenen gefolgen 
und dem Widerhandleten ohne Gnad foll abgenommen werden. 


1) li stolci. 

2) lire quatro & mezza. 
3)le galinette. 

4)li dressi, 

5)le viscarde. 

6) sigli trè. 

7)la camera. 
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113. Daß hein Sremder nidt foll Jagen mögen, 

Es fol fein Fremder der nicht in der Landſchaft Lifenen 
wohnhaft, dem Gejag nad einichem Geflügel nachgehen mögen, 
noch jagen in der Landſchaft bey zwo Kronen Buß jeder Per: 
fon und von jedem Mahl, deßgleihen bey Berluft ded Fangs 
oder Gwilds; und da alfo ein frömder Jäger betreten wurde, 
fol der in die Gefänfnuß gelegt werden, die Büchfen verfallen 
und ferner nad Berbienen abgeftraft werden, fol aud von der 
Gelt: Straf dem Angeber ein dritter Theil und die andere 
zween dritten Theil der Gemeind⸗Sekel zu Lifenen gefolgen. 


114. Von (hädlihen Thieren. 

Es ift geordnet, daß einem jeglichen der einen Wolf im 
Land fangen wird, foll geben werden fieben und ein halbe 
Kronen, und welcher ein Bären im Land fangt dem fol fünf- 
zehen Kronen darfür bezalt werden, jedoch von den Jungen foll 
man ein Unterfcheid machen, den völligen oder halben Lohn gut 
machen nach Grfanntnuß eines Raths. Bon einem Luchs fol 
man geben veirzig‘) Pfund und fol der Balg demjenigen 
bleiben der ibn gefangen bat, der Balg aber von dem Wolf 
oder Bären fol dem Landvogt geliferet werden. 


115. Sifhen und Jagen an Sonn- und Seyr-Tagen verbotten. 

Es ift audb angefehen das Keiner in unferem Land weder 
fifhen nod jagen foll in einicherley Weid oder Weg an feinem 
Sonntag, an den vier hochzeitlichen Seften (an der Auffahrt, 
an unferd Herren Fronleihnams Tag,)2) an feinem unferen 
lieben Frauen Tagen, an feinem der zwölf Botten Tagen al: 
wegen von dem Geprabend nach dem Ave Maria bis Morgendes 
Nachts nah den 12 Uhren zu Mitternacht, bey 30 & Buß von 
jedem mahl, deßgleihen auch die vom Land aufgenommen 
Feyrtag verbotten. 


116. Ordnung um Œrlaubnuf Morn zu kaufen. 
AU diejenigen welche Erlaubnuß haben wollen auf dem 
Herzogthum Meyland Reys, Korn oder Haber zu faufen, die- 


1),,noranta“ ? 
2) fehlt im ital. Mſcpt. 
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felben follen dem Landvogt oder feiner Statthälteten an Eydt⸗ 
ftatt anloben ſolche Erlaubnuß oder Lieomg Feiner anderen Per⸗ 
fon zu verfaufen oder zu ſchenken noch anderer Geſtalt zu miß⸗ 
brauchen fonder follen fhulbig febn, folh pe und Korn zum 
Gebraud und Ruben des Lands Uri und ber Lamdfchaft Lifenen 
zu führen. Und ob einer biermiber handiete der foll obn alle 
Gnad um. geben Gold Kronen geftraft werden, zudeme mag 
einer folcyen übertretenden Perſon fürgehatten werden fie babe 
einen falfhen Eid begangen. 


117. Ordnung der Tücheren halber. 
Ein jegliher Kaufmann fo zu Lifenen breite Tücher ver: 
kaufen will, fol fhuldig feyn die Tücher dem Rufen nad) auf 
einem Laden oder Tifch zu meſſen.) 


118. Der Gücheren halber. 


Ein jeglicher Kaufmann Frömd oder Heimfh ſoll gewarnet 
feyn daß er fürfehe fo er im Land Tücher aufborgen oder 
Tuch Krämer follen gemarnet feyn fein Tuch auf Borg zu geben, 
dings verfauf in was Geftalt er wölle darum bezahlt werden, 
daß man ihme bierum fein Gricht noch Hecht Halten and weder 
MWeibel nod Schäber bewilligen wird ihme einiche Zahlung zu 
geben.2) 


119. Krämer follen in keinen fonderbaren Seuferen auslegen und feil haben. 
EGs iſt angefehen und geordnet, daß fein Krämer nidt foll 
noch befügt feyn in feinem fonderbaren Haus oder Herberg 
cinicherley Krämerey auszulegen und verkaufen, vorbehalten in 
offentlihen Wirthöhäuferen, bey drey Pfund Buß von jedem 
Mahl, und ſollen die Rathsfreund in jeder Gnoſſame ſchuldig 
ſeyn dem Widerhandleten alſobald darfür Pfand zu nemen und 
ſelbige zu verganten. 


1) misurar per schena sopra d’un Asso ovvero tavola. 

2)Ohe ogni mercante di pauno ... qual venderà panne in Leren- 
tina à credenza resti avvertito, in qual modo voglia esser pagato, 
per chè non se gli tenerà raggione, n’anco se gli cöntelleramao ser- 
yidori ne stimadori per dargli pagamento. 
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120. Wie man das Aupfergeſchirr verkaufen ſoll. 

Ein jeglicher fo in diefem Land Kupfergeſchirr vetfaufet 
foll gewarnet feyn, daß er das Gewicht fo an Eiſen daran tft 
auf hienne!) oder an einem anderen Ort anzeichne, damit ein 
jeder wiſſen möge was et an Eifen oder an Kupfer Tauft, und 
wo einer das überfede fol er bas Gſchirr zu Handen der 
Cammeren verfallen haben. 


121. Die Frömden follen keinerley Waaren auf den Jahrmerdten 

aiifkaufen mögen, fölhe in Sem Sand widerum zu verkaufen. 

Es foll Fein Frömder auf den Sabrmerdten einicherley 
Waaren von anderen kaufen mögen, folhe in dem Land widrum 
zu verfaufen, bey fünfundzwanzig Kronen Buß einem jeglichen 
fo darwider handlet abzunemen, darvon dem Angeber der dritte 
Theil gefolgen foil. | 


122. frômbde follen nicht mehr dan ein Gwirb oder Handwerk treiben. 


stem es ift geordnet, daß kein Frömder fo in dieſem Land 
ſäßhaft, fürnehmen und unterftehen folle mebr dann (ein Sands 
wer? oder Gwirb)?) zu treiben, bey Vermeidung der Straf, fo 
einem Ehrfamen Rath oder Amt vorbehalten. 


122. (bis) Aein Seömder folt Hartz no Leriſchs) ſamlen. 

Es Toll fein frömde Berfon in einichen Wälden der Nach⸗ 
barfhaft Hark nod Lertſch famlen mögen, bey drey Kronen 
Buß, fo es ibro nicht fonderbar bewilliget wird von den 
Gnoffamen denen die Wäld eigenthumlich zuftändig find, und 
jofl die Buß angehnds eingezogen werden von einem jeden der 
fi dabey befunden im Namen und zu Handen der Landſchaft 
Qifenens und da die Berfon fo an ſolchen Fällen begriffen 
wurd die Buß nicht hätte zu bezalen, [oil fie in den Thurm 
gefegt werden und. alba nicht ausgelaffen, big fie die Buß 
famms den Koften fo ibrethalben aufgegangen, bezahlt bat. 


1) sopra il manico. 
3) maneggio, mestiere evvero arte. 
3) rassa ne rassina. 
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Und foll von der Buß dem Angeber der dritte Theil geben 
werden. j | 


123. frômde mögen um heinerley Sachen mehren und ein kaufter Sandmann 
mag nicht in Math nod zu Aemteren kommen. 

Es foll fein Fremder der da nicht von Uri oder Lifenen 
ift, Urtbel fprehen mögen noch fein Hand aufheben zu mehren, 
fol aud zu feinen anderen gemeinen Sachen fo die Kirchen 
anträfe oder andered reden, unb feinen Rathöfreund nod andere 
Emter helfen fegen, und welcher zu einem Landmann ange 
nommen worden ift, der foll nicht in Rath noch anderen Em⸗ 
tern fommen mögen, aber wohl beffelbigen Söhn als gebohrne 
Landleuth mögen in den Rath genommen werden und zu allen 
Emteren fommen. 


124. Ordnung derjenigen fo Theil haben an der Alp Yyora zu Quint zu 
Jagen und Strahlen zu graben. 

Die Alpgenoffen!) der Alp Pyora follen jederweilen befreit 
jeyn, daß Niemand anderft in Lifenen in gemelten Alpen nod 
auch derfelbigen Grund und Boden nicht folle mögen jagen 
nod Gbriftablen graben von dem ingebenden Bradmonat bis 
au ded heil. Cornely Tag?) zu Gerbft, bey drey Kronen Buß 
einem Jeden fo darwider handlete. Alfo ift auch hergegen be- 
fhloffen und geordnet mit Zugebung der gemelten Alpgenoffen 
daß in obgemeltem Zihl weder fie die Alpgenoffen noch die 
Nachbaren zu Quinto nicht follen jagen, nah Ehriftalen graben 
(in allen anderen Landfeßen zugehörigen Alpen und Gerebtig- 
feiten)3) bey obgemelter Buß. 


125. Niemand foll Allmändten verkaufen over ihme zueignen. 

Es ift geordnet daß Teinerley Weiden oder Almändt!) in 
der ganzen Landſchaft weder verfauft, verenderet noch von je- 
mand ihme felbften zueignen folle, bey Vermeidung der Straf 
fo einem ebrfamen Rath vorbehalten, darvon dem Angeber der 


1) bogiesi. 

2) 16. September. | 

3)sopra le alpi e dominio appartenenti à tutti gli altri paesani. 
4) pascoli communi. 
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halbe Theil foll geben werden, und folche Käufveränderung und 
Eignung nichtig und ungültig und fraftlos feyn, fonder felbige 
Weiden und Allmänten feyn wie zuvor. 


126. Es foll Niemand kein Alp den Meinthaleren um Bing laffen. 
Es fol im Rünftigen Fein Landmann nicht befügt feyn 
nod mögen einicherley Alpen den Meinthaleren um Zind no 
anderft zu verleihen; fol auch den Meinthaleren verbotten feyn 
in unferen Alpen Grund und Boden des ganzen Land8 dem 
Gejagt und den Chriftalen nach zu jagen oder zu gehen, alles 
bey Vermeidung der Straf fo biervor in dem 113. Gapitel 

aufgefept ift. 

127, Von Gebäuen fo baulos werden. 

Welcher Häufer, Stähl oder ander Geben mit Jemand in 
gemeiner Befigung bette, oder unter einem Dach wohnete und 
biefelben Bauend oder Berbefferung nöthig heiten, follen die 
Befiter ſamtlich die Berbefferung thun da ed ein Nothdurft 
erfunden und erferfnt wurde; da aber der eine nicht das Ver⸗ 
mögen hätte zu bauen, fol er feinen Theil den andern über- 
geben und verfaufen in einem billihen Preis wie es die 
Amtsleuth felbiger Gnoffami feben und erfennen werden, damit 
alfo dem Gemeinder nach Billidfeit gehulfen werde. 


128. Wiemand foll Wafer- Runfen oder Graben mahen durch offentliche 
Straßen.!) 

Es foll Feiner ſich unterfteben einicher Geftalt neue Gräben 
oder Waſſer-Runſen zu machen nod Canäl zu legen dad 
Waſſer durch die offentlihen Landftraßen zu leiten bey fünf 
Greuter Buß von jedem Mahl. 


129. Von Spännen fo entftehen der Straßen und Wapferleitenen halber, 
Ob fit Streitigkeit und Mißverftand begebe einzwifchen 
etwelchen in diefem Land von wegen den Straßen, Stäg und 
Meg, Waflergraben, Runfen oder Leitenen, fo follen foldje 
Streitigkeiten entfcheiden und hingelegt werden durch die ge= 
fhwohrne und verordnete Männer einer jeden Gnoſſami und 


N) le strade publiche francesche. 
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Dorffchaft, wo fi) ‚dergleihen Streitigkeiten zugetragen; jedoch 
dag biefelbige Männer felb8 die Sad nicht berüere und 
angange, und was dann felbe Berordnete erfennen werden, 
deffen follen ſich die Partheyen geleben. 


130. Daß man die Strafen feuberen foll. 


Es it gefebt daß die offentlihe gemeine und breuchlice 
Straßen allenthalben nad Nothdurft follen gefeuberet werden, 
gleicher Geftalt die fo auf die Weidgang oder Allmänten gand 
ſowohl als die zu oder zwifchen eigenen Güteren gehend, und 
folle dad zu dreimahlen im Sabr befchehen, welches dann alle 
dreimahlen allmägen durh ein Rathöfreund jeder Gnoffame 
einem jeden foll verkünt und geboten werden, nachdem es ihre 
Rathafreund hedunfen wird vonnötben zu feyn, bey einem 
Pfund Bus von jedem Stuck eigen Land und Guts, und jeden 
Defipexen Derofelbigen jo die Straß nicht feuberte; und auf 
den gemsinen Weidgängen bey zwoͤlf Pfund Buß einem jeden 
Gnoffame fo dem nit aadfommen und Statt thun wurde. 
Und ob fi euigmifihen der Güteren Eigenthumsherren Spän 
und Mißpexſtand erhebte, welcher mehr oder minder die Straß 
femberen follt oder wie vil ein jeder au feuberen fchuldig feye, 
fo foll der Rathaͤfreund jeder Gnoſſame felbft hierüber uxtheilen 
und erkennen mas jeder fchuldig feye mehr oder minder oder 
zum bafben Theil die Straß gu feuberen je nadbdeme ihme 
Recht au feyn bebunfen wird. Und foll ein jemeilender Land- 
vogt in die Gnoffamen Mahnung thun, daB man diefem Ga: 
pitul fleißig nadfomme. 


131. Ordnung wegen der Straß zu Balceuco. 

Es ift geordnet, Daß alle die Merfonen fo mit Roſſen oder 
mit Rinder Bieb ob dem Balcenceo') durch die Güter oder 
Matten fahren, von jedem Haubt Roß oder Rindervieh ohn- 
naläplic gehen Creuber zu Buß verfallen haben follen. Darum 
mag man gungen; von einem das Pfand nebmen. 


1) per la via di sopra Balcenco. Bielleicht der Bergpaß, der von 
Faido nad dem im Blegno oder Polenzerthale liegenden aber zu 2ivenen 
gehörenden Prugiasco führt. 
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132. Von Saum- Bofen wie viel Einer haben mag. 

Es ift aufgefebt und geordnet, daß binfüran fein Lands 
mann zu Lifenen mehr Saum-Roß haben fol al8 fibne. St 
zwar zugelaffen, daß einer aud darüber ein Brauch⸗ pder Reitroß 
haben möge auf der Straß zu reiten oder bey Haus, aber nicht 
zu der Saumfahrt zu gebrauchen, und welcher dieſer Zeit mehr 
Roß bette dann wie obgemelt, der foll fchuldig feyn ſolche 
längft in eines halben Jahres Frift nachdem biefere Ordnung 
ausgekündt feyn wird zu verfaufen; ob aber einer das nicht 
thäte und alddann über gemelte Zahl bette, ſoll er die zu 
Handen gemeiner Oberkeit Sedeld ohne Gnad verfallen haben. 


1133. Wehher Güter führt und folhe Güter ohne des Seumers oder des Suhr- 
manus Schuld Schaden leiden. 

Wann ein Seumer oder Fuhrmann etwas Kaufmannsſchatz 
oder Güter führet duxchs Land ob ſich pder nit fi, und feine 
Roß oder Did Hark gnugſam find folh Kaufmanndgut zu 
tragen auch mit guter Ruftig, Geileren und amderen wohl ver- 
feben, und auch der Gubrmann oder der fo mit dem Out geht 
ein gnugfame Perfon wäre fol Vieh zu regieren, Sorg zu haben 
und zu Hilf zu fommen vor oder Hinten her wo das Noth 
thäte, und dannoch Unglüd da wäre das der Säumer verführe‘) 
und das Guth fid gefshändte oder verlohre, alddann foll der 
Fuhrmann deme folhes aus böfem Glüd und nicht aus feiner 
Schuld gefihehen ift, nicht fehuldig fein dem Schaden des ges 
Ihädigten oder verlornen Gut! abzuiragen. 

- Sonderli wann der Fuhrmann oder Seumer mag beiweifen 
mit gween ebrlichen und tauglichen Zeugen (oder mit ihme felbft 
dem Gbr und Eyd zu vertrauen)2) wann nicht mehr dabey 
gewefen, die foll man alle die Wahrheit darum zu reden an« 
halten und dahin vermögen. 


ı) d niente di meno per mala fortuna accaderà al cavallante che 
vadi faori della strada. 

2)ovver ancora solamente per se stesso con un altno assieme il 
quale sia degno di fede. 
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134. Daß man vie Suhrleite!) geben foll. 


Es ift gefegt und geordnet, daß welcher Raufmanfhaft zur 
Fuhrleit binfübret oder fertigen Taßt oder der fo Korn oder 
Roggen den Frömden zuführet, der folle fhuldig feyn die Fuhr- 
leite zu zahlen wie ed dann Braud ift bey allen Suften?) und 
Orten der Nahbarfchaften durch das ganze Land nad dem 
Brauch der Dörferen, und das bey vierundzwanzig Pfund Buß 
darvon der Landſchaft Lifenen zwölf Pfund gehören, ſechs Pfund 
(dem beftellten Einziecher der Fuhrleite)®) und ſechs Pfund dem 
Angeber follen geben werden; und welcher Fuhrleite fchuldig 
und ſolches zu geben fi weigerte dem foll man das Roß ent- 
halten und fi) darauf durch Bergantung bezalt machen. 


135. Keiner foll Bäum pflanzen darmit eines anderen Haus, Weingarten, 
Acer oder Matten zu belbatten. 

Es foll Keiner einicherley Gattung Baum fepen, pflanzen 
noch zweyen noch von fit felbften aufwachſen laffen, darum des 
anderen Haus, Garten, Ader, Weingarten, Matten überfchattet 
werden möchte bey drey Klafter weit, vorbehalten Weinftod 
oder Neben mögen eines Werffchuh weit von des anderen ge- 
pflanzt werden, und fo einer darwider thäte mag derjenig fo 
Schaden empfahet mit Bewilligung des Landvogtd den dem 
die Baum oder Pflanzen subôrig mahnen abzubauen oder aus 
zurütten, und fo er das nicht thäte innert acht nächften Tagen 
nach befchechner Mahnung, alddann mag der Gefhädigte felbft 
folhe Baum oder Pflanzen abbauen laffen und foll nicht fehuldig 
feyn einichen Abtrag noch Bezahlung darfür zu thun. Mit 
diefer Erleuterung und Vorbehalt, daß die Bäum und Pflanzen 
fo gefebt oder von fich felbften gewachfen wären vor fechd Jahren 
und einer das beweifen kann daß felbige ftehen bleiben follen, 
welche aber von fechd Fahren bero gelebt oder aufgewadhfen 
follen audgerüthet werden, e8 feye dann Sad daß man mit 
deme fo Schaden empfachet übereinfommen möchte. 





N) il forleito. 
2) logheri. 
3)al forlataro. 
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136. Man foll keine Geiß und Schwein auslafen zu Beit der Meftenen. 


tem ift eë verbotten, daß niemand Feine Geiß, Schwein!) 
noch ander Did aud und laufen,2) weder Klein noch Große 
in einichen Wald) zu Lifenen zu Zeit daß man die Keftenen 
famlet, von St. Gornely Tag bis zu Aller Heiligen Tag, und 
das weder in eigen noch gemeinen Wälden?) bey fünf Creuber 
Buß von jeder Geiß, Schwein und anderem Bich und follen 
zween Theil der Buß der Gemeind zu Lifenen und ein dritten 
Theil dem Angeber geben werden, über die Buß fo ein jede 
Gemeind oder Gnofjame fonderbahr darauf fegen wird. 


137. Wann etwan Vid in Alpen und Weiden Schaden thut, wie man felbe 
foll abtragen. | 

Mann Bi hinter einem Wirth oder ander Perfon geftellt 
wird, da ſolch Did Schaden gethban in frömden Weiden oder 
Alpen, fo mag die PBerfon deren das Bich ift fein Vic wohl 
Löfen mit Hinterlegung genugfame todten Pfanden, und foll 
auch der dem der Schaden befchehen ift foldhe todte Pfand für 
das Vich annemen hergegen das lebendige erlaffen, damit der 
Koften defto minder werde. Es foll auch ein todt Pfand innert 
Monatd Frift gelddt werden und da ed in dem Bibl nicht ges 
168t wird, mag der fo den Schaden forderete das Pfand fchägen 
laffen und zu feinen Handen nemen. Und foll derjenige fo 
das Did von dem Wirth löſen will, zuvor den Koften zahlen 
fo deßwegen in dem Wirthshaus aufgeloffen. 


138. Wann Schaden erfolgt Daß man etwan die Thürn an Hütten und 
Gaden auf der Allmänt laßt offen ftehen. 

Demnach vilmablen fich zutragen, daB Schaden erfolgt 
darum daß man etwann die Thürn an Hütten, Gäden oder 
anderen Gebäuen, fo auf den Allmänten, Alpen und gemeinen 
Weiden gebauen werden aus Hinläfjigfeit übel vermacht und 
offen laßt, als das Roß und Rinder» Bich darin geht und 
Schaden empfanget, darum fo ift geordnet daß derjenige, deme 


Nruganti. 
2)che niuno lasci andar ne stracorre . . . sotto le piante sieno 
sopra le pezze communi ovvero proprie possessioni. 
Zeitſchrift f. fchweiz. Recht. XIL 2. (2) 10 
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folhe Hütten, Gaben oder anderen Gebäu zugehörig darin 
Schaden befcheh an Roß und Rinder-Bich wegen Hinläßigfeit 
wie obitebt, fchuldig fein fol allen Schaden abzufragen, und 
foll darüber um zwo Kronen zu Handen dem Amt zu Lifenen 
geftraft werden. 


139. Daf man die abgegangene Roß begraben fell. 


Wann etwan Roß umftelen oder abgiengen in dem Thal 
zu Bidretto in der Nachbarfchaft Eriels') und von Erielz für 
unter big zur Ablägfcher?) Brugg, foll man foldye Roß fo ab» 
gangen in fein Waller werfen, vorbehalten in dem Teffin, 
fonder fol die alfobald verlochen oder verlochen laffen bey einer 
Kronen Buß von jedem Rob, und foll man den fo darwider 
thâte angentz dem Sedelmeifter:) angeben, daß er die Buß in 
dem Namen der Landfchaft eingiehe oder denfelbigen darum 
berechtigte, und foll dem. Angeber der dritte Theil von der Buß 
geben werden. 


140. Ordnung der feiertügen. 


Damit aller Unordnung und Mißbrüchen vorfommen werde 
bat man für ein Nothdurft gehalten, alle Feyr- und Feſttag 
fo von der allgemeinen chriftlihen Kirchen und dem Erzbid- 
thum zu Meyland zu halten gebotten und aufgefegt feind, or⸗ 
dentlich anzuzeigen, damit in Haltung derfelbigen ein Gleichheit 
in der ganzen Landſchaft Lifenen feye, und feind die hier nächſt 
gefchriebne: 

Erftlich die bewegliche gebotne Feyrtag. 

Alle Sonntag de8 ganzen Jars. 

Der Oftertag fammt den zwey darauf folgenden Tagen. 

Die Auffahrt Chrifti. 

Der Pfingfttag fammt den zwey darauf folgenden Tagen. 

Unferd Herren Fronleichnams Tag. 

Die bewegliche gebotne Feſttag wie folche in jedem Monat 
fallen. 


1) Airolo. 
2)ponte della Biaschina. 
3) caneparo. 
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Im Jenner: Der Neue Jahrs Tag oder Befihneidung Chrifti. 

Der HHl. drey Königen Tag. 
Hornung: Liechmeß, oder Reinigung Maria. 

St. Mathias Apoftel. 
Merz: St. Joſeph Beichtiger. 

Maria Verfündigung. 
April: — — 
Meyen: Philipp und Jakob Apoftel. 

Des Heiligen Ereußed Erfindung. 
Brachmonat: Des Heiligen Johannes des Teufers. 

Der HHeiligen Apoftelen Petri und Pauli, 
Heumonat: Des Heiligen Apofteld Jacobi, St. Anna. 
Augftmonat: Ded Heiligen Laurenti Martyr. 

Maria Himmelfahrt. 

‚Des Heiligen Apofteld Bartholmi. 

Herbftmonat: Maria Geburts Tag. 

Des Heiligen Apofteld und Evangeliften Mathey 

- und des Heiligen Erbengeld Michely. 

MWeinmonat: Der Heiligen Apofteln Simon und Judas. 
Mintermonat: Aller Heiligen Tag. 

Des Heiligen Apofteld Andrea. 
Gbrifimonat: Des Heiligen Ambrofy, Protector ded Erzbiftum 

Mevlands. 

Des Heiligen Apofteld Thoma. 

Der Ehrifttag oder Wienadht, St. Steffen Erzt Martyrers, 
St. Johannes Evangeliften, der Heiligen unfchuldigen Kindlenen 
Tag, St. Silvefter Papft. 

Stem die von dem Land aufgenohmene Feyrtag,!) ale: 
St. Sothart der Landfchaft Lifenen Protector, St. Eufeby, 
St. Georg. 

Damit aber ind fünftig die Heiligung der Gevrtägen nicht 
alfo Hiechtlich gefchwecht werden, ift aufgefebt, daß welcher die 
von den Kirchen aufgefebte Feſttag, Sonn» und Feyrtag übers 
trete, der foll jedem mal fünf Gulden Buß in gemein Land» 
feel verfallen haben. 


!)feste votive del paese. 
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Auf daß aber die Mebertretung befto ebender erfennt und 
abgeftraft werden möchte, fol ein Jeder den Uebertreter fchuldig 
feyn zu leyden und dem Angeber der vierte Theil von der Buß 
gefolgen. 

So denn wird man für Uebertretter der Feyrtagen achten 
und denen gleich ftrafen: 

1. Erſtlich welche nah Laut der Kirchenfagung') einiche 
fnebtlibe Werk und Arbeit thun und verrichten. 

2. Item diejenigen, feyen frömd oder heimfch, fo an Sonn- 
und Feyrtagen die Kramladen offen haben oder fonften offentlich 
feyl haben. 

3. Item die Mebger fo an Sonn- und Feyrtägen Fleiſch 
aushauen und verkaufen. 

4. Welche an Sonn und Feyrtagen zu Alp fahren, item 
Mulchen?) von Alp führen oder andere Sachen von und zu 
Alp fäumen oder ſchwäre Bürdenen tragen. 

5. Oleiher Geftalt die Säumer und Fuhrleut fo an Sonn- 
und Feyrtagen aufladen, fäumen und führen, außert den Eyl- 
güteren und Bictualien darum biernad Erleuterung befchicht 

6. Alle diejenigen, welche fifchen und jagen werden, wie 
dann bierum injonderbahr Gapitel biervorbeftelit ift. 

7. Was die Einfammlung unfers Lande Raub und Mug 
belangt, ald das Heu und andere Früchte, wann etwann un: 
beftändig Wetter einfiele und dadurd großen Schaden und 
Gefahr jemand zu gewarten flunde, werden die Pfarrherren 
neben dem Landvogt und Rathsfreund eines jeden Kirchengangs 
an Sonn- und Feiertagen nach befindenden Urfachen erlauben 
was die Nothdurft und Billichkeir erforderen wird. 

8. Was aber die Eylgüter betrifft, laßt man bey dem 
Inhalt des in No. 1617 erlangten Päbſtlich Indult und geges 
benen Briefen verbleiben, mit dem Zuthun wo fit befunden 
daß jemand unter dem Namen der Œylgüteren andere Raufs 
manndsWaaren führte oder führen ließe, der foll nach Geitalt- 
fame der Sache und Berbredjen anderen zum Scheuen ernitlich 


1) contro il precetio. 
2) de’ laticini. 
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geftraft werden; damit aber weniger Gefahr hierin gebraucht 
werden fönnte, follen die Seumer und Fuhrleute der Eylgüteren 
fih an dem Ort da fie aufbrechen wollen bey dem Pfarrherr 
anmelden, welcher ihnen erft nad angehender bi. Mäß, die ein 
jeder nad Auswerfung der Päpften Indulte fhuldig ift zu 
hören, ein gewiſſes Kennzeichen geben wird mit DBermeldung 
deë Tags in welchem e8 gelten foll, famt der Zahl der Roffen, 
welches fie auf Erforderung und Begehren der Pfarrherren an 
Drten wo fie durchreifen oder den oberfeitlihen Beamteten 
fürzumeifen fchuldig fein follen; es follen aber folche Zeichen, 
deßgleihen die Erlaubnud an Gevrtagen dad Heu und Frucht 
einzufamlen und andere nothwendige Werk zu verrichten, ums 
fonft und ohne alle Belohnung geben werden; an den dreyen 
von dem Land aufgenommenen Feyrtagen aber mögen bie 
frömde Seumer und Fuhrleut fäumen und führen obne Erlaub- 
niß und ohne alle Hinderung. 

9, Der Bictualien halber und Epeiß und Tranf fo in und 
dur dad Land geführt werden, thut man die Gnad des Rö- 
mifchen Stuhls mit Neverenz und danfbarem Gemüth annemen, 
mit diefer beygethanen Erklärung und Vorbehalt daß die Fuhr 
der Bictualien an den bernad bemelten Feſttägen alligklichen 
verbotten feyn fol, nemblidy der Heilige Wienachtstag famt 
darauf folgende St. Steffan und St. Johannes Tag, der Neu⸗ 
jahrötag, der Heiligen Drey Königen Tag, die Heiligen Oftern, 
Auffahrt, Pfingften, unfercé Herren Frohnleichnamstag, der 
HHeiligen Apoftel Petri und Pauli, der anderen HHeiligen 
Apoftlen Tag, die vornemften unfer lieben Frauen Tag, alé 
Liehtmäß, Berfündigung, Himmelfahrt und Geburt, St. os. 
hannid des Teuferd, Allerheiligen Tag und alle Sonntag, an 
den übrigen Feſttagen aber fo von der Kirchen gebotten oder 
fonft von Landswegen aufgenommen und gefepert werden, follen 
die Seumer und Fuhrleut Kraft angedeutet Päbftlicher Indult 
fahren mögen, mit der Befcheidenheit wie obgemelt wann der 
Sotteddienft in der Pfarfirchen vollendet feyn und die Fuhrleut 
oder Seumer die Heilge Meß gehört haben werden, follen aber 
wann es feyn Tann nicht auf offentlichen Oaffen laden und 
ohne Geſchäll abfahren. 
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Dieweil ed aber nicht genug, daß man fih an Sonn» und 
Feyriagen der dienftlihen Werken enthalten, fonder daß man 
felbige nad Ausweifung gottlichen Gebots mit guten heiligen 
Merken heiligen foll, ald da fürnemlid find die Beywohnung 
und Anhörung des Hochheiligften Opfers der Mäß und dad 
Port Gotted und Predigen aud anderen Gotteödienften, alé 
follen diejenigen den Uebertreteren der Feyertagen gleich geftraft 
werden weldhe an Sonn= Bann⸗ aud gebottenen und aufges 
nommenen Feyrtagen ohne genugfame verhinderliche Urfachen 
nidt Mäß hören werden, aud die obne erhebliche genugfame 
Urfad aus der Predig laufen, fürnemlih aber welche bardurd 
Ergernuß geben, die da unter felbiger Zeit auf offener Gaffen 
und freyen Pläsen oder in Wirthehäuferen fid finden laſſen 
oder ohne Urfad in ihre Güter ausgehen werden. 

Und da unter dem Wort Gottes auch verftanden wird den 
Cathecismus und Chriftliche Unterweifung der Jugend, an 
welcher des Chriftlichen Volkes ganbes Heil und Wohlfahrt 
banget.) Mit der Zuverfiht an alle jede Pfarrberren, fie 
werden ihr Pfährlih Amt und den von ihrem Drbinario bas 
benden Befelch hierin mit allem Fleiß zu verrichten ihnen 
angelegen feyn faffen, den Glteren und Haudvätteren wird ges 
botten und ernftlihe Ermahnung gethan, daß fie nicht allein 
ihre Kinder, fonder auch dad Dienfivolf zu der Kinderlehr 
halten fo vil man der Dienften unter felbiger Zeit entbären 
fann, dieweil felbige oftermalen in größerer Unwifjenheit find 
in den Studen unfers fatholifchen Glaubens. 

tem fol man ſich aud an den Geiertagen nicht allein 
enthalten die Berribtung dienftlicher Werfen fonder auch des 
Spielend infonderheit unter wehrenden Gottesdienft, auch daran 
fein unnöthigen Merdt und andere dergleichen Handlungen 
fürnehmen welche von der Kirchen indgemein verbotten und 
nicht gugelaffen feind, und auch jederweilen hievor von Obers 
feit wegen durch fonderbare Mandaten verbotten waren. Und 
damit diefere Ordnungen defto beffer gehalten werden, foll man 
die alle Sabr auf ein gewiſſe Zeit in den Kirchen offentlich 


1)fo wird . . . geboten. 
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verläfen und jeweilende Landvögt, die Beamtete und Raths— 
freund in allen Gnoſſamen denfelbigen fleißig obbalten und die 
Fehlbaren nad Verdienen abftrafen. 


% 


Art. 141 enthält wörtlich die Beflimmungen des Urner Landbuches über 
den Frieden (del Fritt) Art. 2-16. 18. 19. 21. 23—27. 30. 31. 


142. Von Straf derjenigen fo gewaffnet kommen an Ort da vil Volk ift. 


Melcher mit ungewohnten Wehren, mehr dann mit einem 
Geitengewehr oder Tägen gemwaffnet, an Berfamlungen vilen 
Volks, als an Kirchweichenen oder Merften fomet ohne Grlaubs 
nus des Landvogts und der Räthen, der foll ein hundert Pfund 
zur Buß verfallen fein; und follen die Räth in jeder Gnoffami 
folhe Buß von den Uebertreteren oder ihrem Gut angenz ein- 
ziehen. Und ob einer die Buß nicht zu geben bette foll man 
ihne von dem Land verwenfen fo lang big er die Buß abftatten 
wird. Und da einer in dergleichen Berfamlungen, Märchten, 
Kirchweychenen oder großen Fäfttägen Krieg oder ander Unrub!) 
anfienge, der foll fünfundvierzig Pfund Buß verfallen haben, 
wie dann biervor in dem ffrideng-Artiful vermeldet. Und fo 
das gefchehen in Gegenwart ded Landvogts folle die Straf 
zweyfach abgelegt und der Thäter ferner nach Befchaffenheit 
des erfolgten Schadend und Ungelegenhgit geftraft werden. 


143. Von Straf fo ein Nahbarfchaft der anderen Gewalt anthut.2) 


Mann ein Nakhbarichaft oder Commun wider ein andere 
Nachbarſchaft in diefem Land Gwalt brauchen und die beleis 
digen wurde, dieſelbige folle um einhundert gute Neinfche 
Gulden geftraft werden, und welcher eines folchen Frefels Ur: 
beber und Anfänger wäre und darbey mehr übels thun murde, 
der ſoll abfonderlid je na Geftalt des begangenen Fehlers 
und vermög der Rechten ernitlich geftraft werden. Und foll 
ein Gemeind zu Lifenen die Buß in act Tag nächſt bernad 
einziehen, da von zween Theil der Oberfeit zu Uri und ein 
Theil der Gemeind zu Lifenen gefolgen. 





I)rissa ò rumore. 
2)fiehe auch Art. 183, 


142 Die Rechtsquellen von Uri. 


144. Daf ein Zeglicher ſchuldig feyn foll auf Anrufen Hilf zu thun. 

Es ift geordnet, daß ein jegliche Perfon fchuldig feye zu 
Hilf zu fommen und beyzufpringen da man um Hilf fhretet, 
bey zwanzig Kreuzer Buß von jeder Perfohn, und ob Semand 
um Hilf fdraue ohne rechten Urfad oder Noth der foll zwey 
Pfund Buß geben fo oft das befhicht. 


145. Was Maleſiz feye oder darfür gehalten werden folle. 1) 

Wil in Malefizfachen ungleiche Meinungen gehalten werden, 
fonder?) unterweilen dad Malefiz in das Criminal oder Civil 
gezogen, fo ift Erleuterung befchehen, daß die nachfolgende 
Lafter und Stud alle malefizifh feyn und barfür follen ges 
halten werden. Nemlichen: Keberey, ed feye in Glaubensſachen 
oder fleifchlichen Sünden, Unbolberey, Mord und die Rath und 
That darzu geben, Berräthere y, Brennen, Kindverderben, Tods 
fhlag, Straßenrauben, faltfhe Müngen, Nothzwang, Diebftal, 
Meineyd, faltiche Zeugnus, Fridbruch mit Worten,3) Brief auf 
Brief machen,) ſchwäre Gottäläfterung, Marchſtein verruden, 
Blutfhand, mit Blutdverwandten fih vermifchen, Alpen und 
Allmenten einfchlagen, Partheyen und in Summa mas Leib 
und Leben oder Leibsftraf und Entfebung der Ehren betrifft. 
Und foll ein jeder Landmann und Beyfäß fchuldig feyn bey 
ihren Eyden folhe Stud einem Landvogt oder den Räthen zu 
leyden und anzeigen, vorbehalten die einanderen Verwandſchaft 
halben zu rechens) haben. 


146. Bericht und Ordnung wie ſich ein Richter mit feinem zugebnen Gericht 
in Maleſiz und ſonderlichen in Sachen das ſaſter der Härerey betreffend zu 
verhalten hat. 

Zu wiſſen, daß bei Anzeigungen um Malefigſachen etliche 
erforderet werden zu Nachforſchung, andere ſterkere in Gefangen⸗ 
ſchaft, noch ſterkere zu peynlicher Frag zu urtheillen, aber ſtrafen 
und verdammen ſollen ſolche klar als die Sonne am Tag ſeyn. 


1) Wörtlich dem Art. 32 des Urner Landb. gleich. 
?)essendo. 

3)con fatti. 

H fehlt im ital. Text. 

5.) à diffendersi, 
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Und erfilih fol der Nahforfchung und Gefangenfchaft 
vorgehn gewiſſe redliche Anzeigung; wann nemlid etwas von 
folhem Uebel oder Miſſethat fo dem Richter und Gricht vor- 
fommen, fonbderlid aber durch Zauberfunft Schaden am Menfchen, 
Dich, Gut und fonften im Werk befchehen ift. 

tem warn dann ein gemein Gefchrey von reblichen un- 
verlündeten Berfonen und Leuten aber nicht Fründen) ber- 
fomen und erfchallen die etwas gewüſſes befchechener That an 
Tag geben. 

Stem wann die zänfifh, häßig, wenig oder niemahl bey 
dem Gottödienft fich einfinden laßt Jahr und Tag ungebeicht 
übergangen. 

Item wann fie mit leichtfertigen Hären Gefells und Ges 
meinfchaft gehabt. 

Item mann fie unterfiand Flucht zu nemmen und in 
Summa alfo befchaffen, daß man fich der Mifjethat verfehen 
mögen. 

tem wann die verdächtige Perfon für alfo verwegen oder 
liechtfertig von böfen Lümet und Gerud befannt ift. 

Hierüber nicht fogar eigentlihes und verbindliches zu feben, 
fonder um fo vil die Gefangenschaft betrift mag es des ber 
fcheidenlichen Nichterd und Gerichts Willführ überlaffen feyn, 
die dann willen follen um das mehr und minder zu thun und 
zu beobachten die Befchaffenheit der beflagten Perfonen. 

Solche ermelten und andere dergleichen Anzeigungen aber 
fo ſolche Perfonen befhwähren thun, follen mit guten unvers 
würflihen Zeugen befeftiget werden, deren nicht weniger als 
zween oder auch allein einer der von guten gründlichen Wiſſen 
fagen könne, welcher alfo glaubwürdig daß ihme nicht eingerent 
werden fünne. . 

Für unverwürflihe Zeugen follen über die Klag gehalten 
werden recht vernünftig Leuth eined zeitigen Alters, ehrlichen 
und guten Namens, nicht verwant bis in vierten Grad, nicht 
Fründ,?) die follen reden können von gutem Wüſſen felbft 


‘)nemici. 
2) nemici. 
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eigen Hören oder Sehen. Und ivelhe darum nicht zeugen 
wollen, mögen mit Geltitraf oder Gefangenfchaft darzu gebradjt 
und gehalten werden. Sebod wo gar großer Urgwohn, mögen 
auch dergleichen Zeugen (fo fonft verworfen) zugelaffen und 
ihnen Glauben geben werden, wann fie beitätiget werden von 
einem anderen wohl tauglichen Zeugen. 

Golde follen abfonderlih gefragt werden, ald daß der 
eine der anderen Sag weder hören no vermerken könne, und 
die Frag foll befchehen mit diefen Umftänden: wo, wie, wann, 
wer, wenne, wie oft. 

Es follen auch die Rechten auf die Klag oder Kundſchaft 
derjenigen Zeugen, fo um ihnen felbit zugefügten Schaden 
reden, nicht zu fußen fein, dann ed vermütlich daß folbe aus 
feindlihem Gemüth Kundfchaft geben, dann wann ‘ein Gefche- 
biater ein gewüfle Berfon darum benamfet und mit Eyd zeuget, 
daß er Schaden von berfelbigen empfangen oder felbiger zu= 
traue, ein folche ihme ſelbſten Kundfchaft gebe und daß er au 
wider diefelbige Perfon von welcher er Schaden empfangen zu 
haben vermeint, ein Feindfchaft trage, deromwegen ſolche Zeugnuß 
ungültig feyn.!) 

C8 foll aud ein Richter und Gericht gewarnet feyn, auf 
einzige Anflag oder Berjiht der Hären (wann gleih in der 
Marter folhe beftätiget) Niemand an die Folter zu fhlagen, 
dann wil der Teufel felbit mit faltfchen Für-⸗ oder Darftellungen 
betrieget, (indem er ihnen vil Freud und Luft fôftlihen 
Speifen und andere Sündigfeiten vorbildet,)2) fann er fie au 
zum Nachtheil unfchuldiger Leuten ebenfowohl verführen und 
fälfchlich verblenden.' Mag aber wohl darüber Nahforihung 
befhehen und demnach fo daraus fommt verfahren werden. 
Man fol auch nicht mit betrieglichen Worten oder falfchen 


H Durch Beſchluß des Landraths von Uri von 1666 (f. Anhang) wurde 
in Abänderung obiger Beftimmungen das Zeugniß „Gefchäpigter” zugelaſſen, 
fofern fle nicht felbft die Unterfuchung provocirt haben. — Diefe Aenderung 
findet fit auch in unferm ital. Mfcpt. nicht erwähnt, während eine fpätere 
Aenderung, von 1713, (f. Art 34) dort vorgemerkt ift. 

2)facendole parer di veder e goder molti gusti di sensualitä, 
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Berfprehen die Befanntnuf der Miffethat unterftehen heraus⸗ 
zuloden, dann dem Richter gebührt allein die Aufrichtigfeit. 

Wann dann ein fümlic argwobnifhe Perfon fih mit 
Gefangenfhaft verhaft befindet, fol man erftlich in dero Haus 
oder Wohnung alle Winkel, Kaften, Gätterlein‘) und Truden 
durchfuchen, ob vielleicht dafelbften Häfelein, Salben, Bulfer, 
Städlein und dergleihen Saden möchten an folben Orten 
funden werden, ift fie gütlih darüber wie auch über alle An: 
zeigungen fo aus den Kundfchaften einfommen, fürfichtiglich 
mit den erforderlichen Umftänden zu befragen, wird aus der 
Antwort etwan können vermerkt werden, ob die Urfach der Ent⸗ 
jhuldigung oder die Urfad des Argwohnd größer feye. Wann 
dann mehr des Argwohns ded Böfen, mag fie zu peinlicher 
drag gezogen werden. 

Stem es gibt auch Urfad zu peinlicher Frag, wann aus 
Kundfchaft befunden, daB einer fid) anerboten andere Sauberey 
zu lernen. 

Item daß einer getreu) um Schaden welcher darüber?) 
erfolget. 

Item daß einer vil und groß Gemeinfchaft mit gezichtigten‘) 
Häxen gehabt, 

Item daß einer mit verborgenen Saden und Worten 
umgangen fo der Zauberfunft fich vergleichen, ald mit unbe- 
fannten Salben, Menfhengebein, wachfenen Bilder fo mit 
Gufen oder Nadlen durchſtochen. 

tem daß einer Bücher haltet die von der Sauberfunft 
tractieren, 

tem daß einer den Teufel um Hilf angerufen. 

Item dag einer Waffer fteben gefundens) und Waffer zus 
rud in Lüften geworfen, darüber ſchwäri ungeftüm Wätter 
eingefallen. | 


f)cassete (Bänterlein). 

2) gebrobt habe. 

3) darauf bin. 

4) stroghe confesse. 

5) chi venisse trovato appresso à stare nell’aque e di quelle ne 
gettasse nell’aria. 
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Item daß einer gefeben worden dem Bid etwas eingeben, 
heimliche Wort darüber fprechen, und dann folched bald erfranfet 
oder gar verdorben. 

Item welche die Hären verthätigen, Schub und Schirm, 
Hilf und Berfbub felbigen geben und gethan und ander der- 
gleichen ftarfen Muthmaßungen, und aud felbige Perſon fhon 
zu verfchreit ift, fonderlich aber bey ehrlichen Leuten verbächtig 
worden. 

Wann dann deren oder andere dergleichen ſchwere Anzeis 
gungen auf dergleichen Perſonen fit erfheinen, mag der Richter 
felbige aud laffen entblößen und an ihrem Leib erfuden ob 
ſich Zeichen an deme befinden die folher Miſſethat Argwohn 
geben. So fann erfahren werden wann deren die Augen ver- 
bunden und alddann mit einer Nadel darin geflohen, wann 
bey ihren des ftechend fein Empfindlichkeit gefpührt wird. 

Mann nun der Richter durch. ordentliche Proceß etwas be: 
ſchwährlichen wird eingebracht haben, foll er ihren eröffnen und 
ihren Abgfchrift geben und ihre Verantwortung wenigſt zween 
Tag lang zuvor er zur Peinigung fchreite erwarten.‘) Und foll 
der Nichter wüflen daB dad, Recht der Verantwortung fo vil 
günftig, daß diejenigen Zeugen auch zugelaffen die fonften 
einen zu beſchwähren verworfen werden. 

Hingegen aber beweifen aud die einzigen Zeugen in Ans 
feben biefer Miffethat (wand von anderen mehr da fie fon in 
Morten der Sünd halber ungleich zu gleichen, aber alle über 
fold after übereinftimmen.)?) 

Mann der Richter und Gericht die Procefien wohl erwogen 
wie fie auch thun follen, und daraus mehr Muthmaßungen der 
Unfhuld als der Schuld einer verdädtigen Perfon bey ihnen 
befunden, foll die Peinigung unterlaffen bleiben. 

Es fol) zwar gemeinlih in Malefizfachen die peinliche 


NDiefe Beftimmung wird burd ben vorhin erwähnten Landrathe: 
befchluß von 1666 aufgehoben. Im ital. Terte ftebt fie wie hier. Dagegen 
hat letterer noch den Zuſatz: E se la tale dimandasse procuratore le deve 
venir concedute. 

3) quando d’altri ben che nelle formalli differenti simile parole 
in sostanza sopra d’esse concordanti risultano. 
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Fragen nicht vorgenommen werden, e8 feye daB die Wahrheit 
durch fein ander Mittel möge an heileren Tag gebracht werden, 
dann welcher die begangene Miffethat vor dent Richter freyen 
Willens und beftändig felbft befennt oder mit guten genug- 
famen (nad) fevferlihen Rechten))) Zeugen überwiefen, mit 
deme folle peinlihe Frag erfpart werden. (In Sachen aber 
die Hererey betreffend hilft nicht darfür als die felbft eigenen 
Munde vor dem Richter gethane Befanntnuf aus Urſach der 
Berborgenbeit diefed Lafters. 

Weyl nun derwegen folches allein mit der Leibémarter 
wo gütlich Bergidt manglet mag verantwortet werden, ale 
erforderet ed auch ftarfen Beweis über die Anzeigungen, zuvor 
darzu gefchritten mwerde.)2) 

Wann aber dann folbe muß vorgenommen werden, ſoll 
die beklagte Perſon nüchter feyn.?) 

Item man foll fid) wohl hüten, daß in der Frag mit 
eigentlihern Namen und Umftänden nicht fovil offenbar gemacht 
und entdedt werde, daB fie dadurch Tönnte vermerken, wad man 
gewiſſes von ihr fuche, und alfo durch Marter dahin gebracht 
wurde ſich fhuldig zu befennen um das fie niemalen gethan 
bette. 

tem man Niemand lenger dann ein Stund aufs Höchſte 
an der Peinigung bangen laffen. 

tem man foll folche Peinigung eines Tags nicht wider- 
holen. 

tem es foll der Nichter mit den Gewichten fo darbey 
gebraucht werden, die Befcheidenheit nach Befchaffenheit der 
Gepeinigter Leibskräften ibne angelegentlich laffen befoblen feun. 

tem man foll die Marter nicht über das dritmahl vor- 
nemen, es ſeye dann daß flärfgre neue Anzeigungen einfommen 
wären, oder daß man fich zuvor darum bey der hohen Oberfeit 
Raths erhollen bette oder thue dardurch ſolche zugelaffen ‚wurde. 

Item wann die Bergicht ausgefallen, foll man nad der 


1) seconda la dispositione delle leggi. 
2) (In Sachen — werde) fehlt im ital. Mfcpt. 
3) deve il reo esser digiuno almeno cinque hore. 


148 Die Rechtsquellen von Uri. 


Urſach und Umftebenden fragen als wo mit oder mit Werfen 
die Miſſethat befcheben.:) 

Item gegen weme und was Schaden daraus erfolgte. 
(Gibt dann die gefragte Perfon deflen Anzeigung, folle man 
ferner nachſchlagen und fuchen).2) 

Wann dann dem Allem nad erfahren worden und befche- 
ben wie bier berichtet, darüber die Bergidt begangener Miſſe⸗ 
that ausgefallen, fonderlit aber warn um derfelben fo vil 
befunden als fit augenfcheinlid und handgreiflich befinden 
laßt, daß ſolche gewißlich befchehen feye, verſtehet ſich auf 
Schaden an Leut oder Gut (fo in Umftänden mit den Rund- 
fhaften oder Anzeigungen gugetragen;)*) mag alddann ber 
Richter mit feinem zugeordneten Gericht nach faiferlihen Rechten 
verfahren, die lauten wie Keyfer Garli des fünften Haldgericht 
Drdnung am 119.4) Articul, in folgenden Worten zu fehen: 
(So jemand den Leuten durch Zauberey gebraucht und barmit 
Semand Schaden gethan bette, foll fonit geftraft werden nad 
Gelegenheit der Sachen, darin die Urtheiler Raths gebrauchen 
follen.) ft aud zu merken, daß die Vergicht, nachdem der 
Gepeinigte von der Marter abgelafien, foll und muß van ibro 
widrum beftätigt werden; und fol dif aber gefheben in Ge- 
genwart des Nichterd und wenigft zween des Gerichts famt 
einem ordentlichen geſchwornen Schreiber. 

Go dann von geiftlicher Oberfeit gerathen wird, daß wel⸗ 
her in der Sünd der Hererey fehlen thäte, darüber ein eu 
fâme und von einem deflen Gewalt babenden ‘Priefter ledig 
gefprochen wurde, daß fole dero folle verzigen ſeyn, Oweilen 
durch Evangeliſchen Spruch bekannt, wie groß Gefallen der 
allmädhtige Gott ab einem reuenden Sünder habe; alfo wird 


1) Quando il reo haverà confessato, deve egli venir interrogato 
delle cause e circonstanze, cio® dove, come, quando, per che, con 
che parole, con che qualitä de fatti habbi commesso tel delitio. 

2)febit im ital. Mfcpt. 

3)e che di cio la confessione si concorda con la depositione de’ 
testimonii. 

4) Im ital. Mfcpt. if die Artikelzahl 109 und der Inhalt des Artifels 
richtig citirt, beziehungsweiſe überfebt. 








e 
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von folcher Oberfeit bewilliget, daß deme oder deren fo aus 
eigner Bewegnuß auch ehe und zuvor ſolche dem Richter beklagt 
oder verleidet worden, wann gleich zuvor dieß Uebeld ein böfes 
Geſchrey über fie ergangen wäre, ihre begangene Miffethat 
einen deſſen fonderlicy befreiten Priefter gebichtet und folche 
ordentlich erfcheinte, daß fie damit follen gebüßt und Gnad 
erlanget haben. Jedoch allein für das erfte Mahl und daß 
‚weder an Leut nod an Gut Schaden gefchehen feye. 


147. Wie man fi verhalten (oil in gefängliher Annehmung eines Beklagten 
und verdadten Miffethüters. 

Es ift geordnet, daß ein Landvogt Statthalter auf jede 
fürfommende Klag fo die Gefangenfihaft erforderen thut, den 
geheimen Rath oder mehreren Theil defjelbigen berufen und 
was bey Sbnen gefchloffen, vollzogen werden foll, einen gefänf- 
ih anzunehmen oder ledig zu laffen. Wurde fib aber ein 
fchwehrer Fahl zutragen, daß die Gefahr feinen Verzug!) leiden 
oder Entweihung beforgt werden möcht, foll der Landvogt 
Statthalter und ein jeder Amtmann?2) Gewalt haben ein folcyen 
Miflethâter zu ergreifen und in das Gerichthaus führen zu 
laffen und in einen verficerten Ort enthalten, darüber der 
Zandvogt famt dem geheimen Rath fich berathen follen ob die 
Gefänknus mit folhem fürgenommen oder deren entfafjen werden 
foll. 


148. Wie man wider einen jeden Beklagten prozefieren und Nachſorſchung 
halten foll. 

Der Landvogt oder Statthalter famt einem Gefchwornen,?) 
einem Landſchreiber und Landweibel follen und mögen über 
alle bußfellige und malefizifhe Miffethaten Nachforſchung und 
Erfuhung balten, und fo einer durd den Prozeß befchwert 
wurd, mögen der Landvogt, Statthalter und geheime Math 
erfennen felbige in Gefänknus zu legen; und warn auf den 
Gefangenen fo vil in Erfahrung gebracht wurde, daß fie vers 


‘che vi fosse periculum in mora. 
2) offitiale. 
3)uno de quatro giurati. 
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meinten Urfad zu haben gütlich oder peinlich zu fragen oder 
zu erforfchen, follen fie die gütlih Frag oder Peinigung vor: 
nehmen nachdem fie aug der Frag Befchaffenheit und Umftänden 
der begangenen Miffethat werden erfundiget haben; fo dann 
die Tortur fürgenominen wurde, fol man erftlic ohne Gewicht 
folhe brauchen, demnach den Heinen, folgend® den mittleren 
und letftend den großen Stein angebenft laffen je nachdeme 
die Snbitien Dermuthung und Berdäibtibfeiten zu thun weifen, 
und die Nechten, aud des Gepeinigten Leibéfräften zulaſſen 
werden. * 


149. Daß die Verwandte bis in dritten Grad nicht zeugen mögen weder in 
burgerlihen nod peinliden!) nod weniger in malefisiihen Saden. 

Es ift geordnet, daß die big in dritten Grad infchließlich 
Gefreundte2) einanderen Zeugniß zu geben weder in burget- 
lichen, Griminat noch Malefiziihen Sachen nicht follen gugelaffen 
werden. 


150. Wie viel Deugen ſeyn müffen in Aufridtung Peinlid und Malefiziſchen 
Proceſſen. 

Es iſt geordnet, daß zu Aufrichtung eines peinlichen oder 
malefiziſchen Proceß in gemein wenigſt zween einmündig Zeugen 
ſein ſollen, und daß ſelbige ehrbar Leut eines guten Leundes 
und tauglich ſeyen wie die Richter zu geben, ſo dann ihro 
mehr ſein werden, wird der Prozeß deſto kräftiger. 

151. Daß einer verläumten Perſon kein Glauben geben und der Eyd nicht 
auferlegt werden foll, vorbehalten einer Huren die in Aindsnoͤthen ift. 

Es ift gejebt, dag man feiner verlümdeten Perfon Glauben 
geben noch einicher Gejtalt den Eyd auferlegen joll, vorbehalten 
einer gemeinen rauen, wann jie in Kindsnöthen ift, foll man 
den Eyd angeben, den Bater des Kinds fo fie zu gebähren 
bat namhaft zu machen; in folhem Fall fol ihr geglaubt 
. werden; und wann es nicht in wehrenten Kindsnöthen befcheche, 
foll darnad in Gegenwärtigfeit des Landvogts der Eyd auferlegt, 
zuvor aber ernftlich vermahnet werden den rechten Vater des 





1) criminale. 
2)tanto di parentella di aflinit& come di sanguinità. 
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Kindes anzuzeigen; fonften und aubert diefem Gall fol diefer 
nicht mehr als den anderen Berleumten geglaubt werden. 


152. Dof man wider Miemand fo nicht beklagt wäre prozeſſiren ſoll. 


Es ift geordnet, daß fein Landvogt, Statthalter noch Amte- 
mann welcher dad Recht verwaltet nicht befügt feye, in feinerley 
Weis rechtliche Erforfhung zu thun wider einiche Perfon von 
der nicht flagt were; und wo die Rlag ſeyn wurde, foll man 
darauf wie auch auf die Inditien Bermutung und Umftehenden ') 
und anderft nicht Nachforſchung halten. Und wo nicht zween 
oder drey einmündige Zeugen wären, foll der Beklagte nicht 
mögen verurtheilt werden, vorbehalten fo der die begangene 
Miſſethat felbft befennt bette. Darmit aber ift einem Landvogt 
und in feinem Abwefen einem Etatthalter der Gewalt nicht 
benommen, wann ihnen ein begangener Fehler oder Miffethat 
angezeigt oder anderer Geftalt fundbar wurde, daß fie darüber 
nicht nachfuchen, mögen den Schuldigen oder Miffethäter zu 
erfahren; fondern foll ihnen obliegen gebührende Nachforfchung 
zu thun nah Ausweifung der Rechten. 


153. Daf ein jeder fhuldig fepn foll begangene Scäfel und Miſſethaten 
anzuzeigen und leiden. 

GS ift aud geordnet, warn etwan Diebereyen, Fräfel?) 
oder was Miffethaten begangen wurden, in welchem Ort der 
Landſchaft das gefchehe, daß ein jegliche Perfon fo von folder 
begangnen Mibbandlung Wüffenfchaft bette, fchuldig feyn foll 
bey ihrem Eyd folche feinem Gonful der Nachbarſchaft oder 
dem Landvogt oder den Amtsleuten unverzogenlich anzuzeigen 
und zu leyden, und foll der Richter über folbe Mißhandlungen 
nachforfhen und Borfehung thun wie eë die Nothdurft und 
das Recht wird erforderen. Es follen aud die Rathöfreund 
ſchuldig feyn die Zangg⸗ oder Schlag-Händel fo ihnen ans 
gezeigt werden oder fonften bewußt find, zu feiner Zeit, da man 
darüber um die Straf zu erkennen bat, einem Amt überbringen 
ivie ed big anbero gebraucht worden. 


I) circonstanze. 
2) violenze. 
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154. Daß der Ankläger in felbiger Sad nicht zeugen kann. 

Es ift geordnet, daß der Ankläger in der Sad) darum er 
geklagt bat nicht zum Zeugen angenommen werben fol, fonder 
der Kläger fol dem Amt nambaft gemacht und aber weiteres 
nidts ausgeben werden; wo fit aber erfunde, daB ein Kleger 
ein falſchliche lag fürgebracht hette, foll der leger dem An- 
geflagten fein Schaden abzutragen fchuldig feyn. 


155. Daß den ftummen Klagen nicht folle geglaubt werden. 

Wann dem Landvogt oder feinen Amtölenten ein Demo: 
trial oder ftumme Klag fo von niemand unterfchrieben übergeben 
wurde, wer ed auch antreffen möchte, foll felbiger fein Gehör 
nod Glauben gegeben, weniger Grund darauf gefebt, fonder für 
eitel und unnöthig gehalten werden, und fo mit der Zeit der 
Urfacher einer folden ftummen Anflag Tundbar wurde, fol 
derfelbig für ein unwahrhafter untreu und ebrlofer Mann ge 
halten werden. 


156. Von Strafen Der fürfetzlihen Todſchlegeren. 

Es ift gefebt, wann Jemand mit fürfegtichem Willen und 
ohne gegeben genugfame Urſach einen Todfchlag thete, daß ders 
jelbig zum Tod verurtheilt und mit dem Schwert enthaubtet 
werden folle, wann aber ein folcher Todſchleger dem echten 
entwiche und man feiner nicht gweltig werden möchte, foll er 
auf ewig bey Lebenëftraf des Lands verwiefen und veffen Hab 
und Gut zu Handen der Oberkeitlichen Gammeren gezogen werden. 


157. So Jemand den Anderen an feinem Leib verwundete. 

Welcher den Anderen an feinem Leib verwunden thete, der 
fol fhuldig feyn dem Berwundten den Schaden abzutragen 
nad Erfanntnuß des Raths und Befhaffenbeit des zugefügten 
Schadend. Und jo etwan ein Armer der des feinigen Guts 
nicht hette, an einem anderen den Angriff thete und von dem- 
jelbigen verwundt wurde, zu folhem Fall fell der Angreifende') 
dem Gefchedigten für den Schaden nicht mehr fehuldig feyn 
zu geben dann allein fo vil er des Seinigen bette einem An: 
deren in ſolchem Kahl zu geben. 


1) l'offensore. 








— 


Statuten von Livenen. 153 


158. Wann Jrmand im Born zu den Gewehren griffe. 

Welcher in einem Zorn das Gewehr aug der Scheide * 

zudten oder . . . Stein oder andered dergleichen werfen wurde 

einen anderen darmit zu fibäbigen, der foll drey Pfund zu 

Buß von jedem Mahlen verfallen haben und weiters nach 

Befchaffenheit der That geftraft werden nah Willführ des 
Richters. 


è 
159. Welcher einen anderen in feinem Hans beleidigte oder ab und aus dem . 
feinigen forderete. 


Welcher einem anderen in feinem Haus Gewalt oder Be- 
leidigung anthete, der foll dreißig Pfund zur Straf verfallen 
baben, und welcher einen aus feinem Haus forderte oder laden 
wurde, der foll gleihfald um dreyßig Pfund geftraft werden: 


160. Don Straf der Brenneren. 

ES ift gefebt, daB welche ein muthwillige Brunft und 
dardurd merklihen Schaden verurfaden theten, dieſe follen 
verurtheilt und mit eur vom Leben zum Tod gebracht werden; 
wo aber einer auf feinem Gut felbiges zu erbefjeren eur 
anzündete, foll er zu Abtrag def Schadens fo er feinem Nach⸗ 
baren damit zufügte, gehalten werden nad Schatung der or⸗ 
dentlichen Schetzeren. 


161. Von Straf deren ſo mit Giſt vergeben. 

Welcher Gift braucht oder ander dergleichen Sachen, ſelbiges 
jemand einzugeben ihme damit das Leben zu nehmen, der ſoll 
nach Wilkür des Landvogts und des Malefizgerichts vom Leben 
zum Tod verurtheilt werden. 


162. Von Straf ver Mörder und Straßenräuberen. 
Die (fürſetzliche Mörder))) und Straßenreuber ſollen mit 
dem Rad zum Tod gericht werden. 


163. Von Straf der Dieberey.2) 
Welcher ein namhafte Sach entfremden wurde, der foll 
geftraft werden anderen zum Exempel an Leib, an Gut oder 


) li sassini. 
2) della pena de ladri famosi. 


154 Die Rechtsquellen von Uri. 


Ehren nach Gutdünfen eines Malefiggerihté und nad Be 
fhaffenbeit des Angrifs. 
164. Wann etwan ein Kaufmann oder Jemand anderes feiner Waaren 
oder anderen Onts beraubt wurde, 

Wann eim Kaufmann oder fonft jemand fein Waar ode 
Gut aus einem beichloßnen Ort in dem Land entraubt und 
entfremdet wurde, follen die Benahbarten!) felbigen Orts mo 
der Diebftabl befchehen fein wird alfobald den Dieben angreifen 
und dem Nichter zuführen; und wann die Nachbaren hierin 
faumfelig wären und ermangelten, follen fie fchuldig fein die 
Diebftahl zu erftatten und erfegen, nad) Erfanntnuß des Amts, 


165. Von Straf derjenigen, welde wifentlid geftolen Sachen hinter fig 
nehmen. 

Welcher etwan Saden in fein Haud nemen und behalten 
wird, wüflendb daß felbige geftolen find, der foll zu Erftattung 
folder Sachen gehalten und zugleich darum abgeftraft werden, 
als wann er die felbft geftolen hätte; folle auch nicht ander 
als wie ein Dieb geachtet werden. 


166, Yon Straf derjenigen, welche einem anderen feine suftändige Baden 
mit Gewalt hinterhalten. 

Es it gefebt, daB feiner dem anderen feine zuftändige 
Sachen (jeyend beweglich oder unbeweglich) fol mit Gewalt 
binterbalten, bey fünf Pfund Bug zu Abtrag des Schadens 
zu bezahlen; und foll derfelbige auch nat Wilkür des Richters 
je nach der Sachen Befchaffenheit fernerd geftraft werden und 
beyneben zu Erftattung der Sachen dem fie zugehörig gehalten, 
und wann die Sad die einer alfo mit Gwalt binterbaltit 
über drey Pfund werth feyn wird, foll der Befiter ald ein 
Mitjetheter darum abgeftraft werden. 


167. Don der Buß deren, fo Scucht, Holz, Strau?) anderen entfremden. 
Es ift verboten, daß feiner dem anderen einicherley Sachen 
weder Frucht unter den Bäumen, weder Holz nody Haagjzeug?) 
nod anderes entfrômben folle, weder bey Tag noch Nachts, un 


N» vicini. 
2) frutti, legna, strami e chiusene. 
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welcher baribiber thäte und kundbar wurde, ber foll zwölf 
Pfund zur Buß verfallen haben von jedem mahl, und welcher 
folhe Kräfel einem Ratbefreund felbiger Nachbarfchaft angibt 
und laidet, der fol den britien Theil der Buß gewinnen, der 
ander Drittbeil fol beffen feyn, der den Schaden gelitten bat, 
und der übrige Drittheil gehört der Landfchaft Lifenen. Und 
wann Kinder folche Fräfel begiengen welche noch unter dero 
Bäteren Gewalt wären, für biefelbigen follen die Väter die 
Buß zu geben fhuldig feyn; wann aud darüber einer ein 
Dieb gefcholten wurde, foll man deme debbalben fein Abred 
zu geben fbuldig feyn, e8 foll aud einem Angeber in dieſem 
Fall Glauben geben werden, wann der für ein. glaubwürdige 
Perfon geadt if. | 
168, Yon Straf derjenigen fo etwas verkaufen, fo nicht das ibrige ift. 

Es ift auch verboten, daß feiner einiche Güter noch andere 
Saden die nicht fein find, oder deffen er Fein Gewalt no 
Befeld bat, foll verkaufen, bey Kronen fünf Buß, und welcher 
das überfebe, fofl darüber geftraft werden nah Erkanntnuß 
eines Gerichte, je nach Befchaffenbeit der Sad. tem in 
gleicher Straf fofl begriffen fein, welcher ein Sad zween thete 
verkaufen. Und ift in folhem Fall erflärt, daß der erfte Kauf 
gültig, der andere aber nichtig feyn fol. 

169. Von der Straf der fodomitifhen Sünd und fo wider die Matur befchicht. 

Welcher wider die Natur handlen wird, fowohl mit 
Mannd- als Weibs⸗Perſonen (oder mit dem unvernünftigen 
Bih)N) den fol man mit Feur zu Bulfer und Afchen ver- 
brennen. 

170. Von Straf derjenigen, fo Jungfcauen (dwäcen, oder Jungfrauen, 
Eheweiber oder Wittfrauen entführen. 

Mo einer ein Jungfrau ſchwächen oder ein Eheweib oder 
Wittfrau nothzwängen oder wider ihren Willen entführen 
wurde, der foll mit dem Schwärth gericht werden. 

171. Von Straf der Srauen, fo ihre Ainder muthwillig oder boshaft verthun. 

Welche Frau ihr Kind muthwillig verderben oder verwilli- 
gen wurden zu verderben, oder mit Fleiß vor ber gebührenden 


fehlt im ital. Mſept. 
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Urfad und Umftehenden fragen ald wo mit oder mit Werfen 
die Miſſethat befchehen.:) 

tem gegen weme und was Schaden daraus erfolgte. 
(Gibt dann die gefragte Perfon deffen Anzeigung, folle man 
ferner nachſchlagen und fuchen).?) | 

Wann dann dem Allem nad erfahren worden und befche- 
ben wie bier berichtet, darüber die Vergicht begangener Miffe- 
that ausgefallen, fonderlih aber wan um derfelben fo vil 
befunden als ſich augenfcheinlid und handgreiflih befinden 
laßt, daß ſolche gewißlich befchehen feye, verſtehet fich auf 
Schaden an Leut oder Gut (fo in Umftänden mit den Rund- 
haften oder Anzeigungen zugetragen;)?) mag alddann der 
Richter mit feinem zugeordneten Gericht nad faiferlihen Rechten 
verfahren, die lauten wie Keyfer Garli ded fünften Haldgericht 
Ordnung am 119.4) Articul, in folgenden Worten zu fehen: 
(So jemand den Leuten durch Sauberey gebraudt und barmit 
Jemand Schaden gethan bette, fol fonit geftraft werden nad 
Gelegenheit der Sachen, darin die Urtheiler Raths gebrauchen 
follen.) Iſt auch zu merken, daß die DVergicht, nachdem der 
Gepeinigte von der Marter abgelaffen, foll und muß van ihre 
widrum beftätigt werden; und foll diß aber gefheben in Ge- 
genwart des Richters und wenigſt zween des Gerichts famt 
einem ordentlichen gefchmornen Sihreiber. 

Go dann von geiftlicher Oberkeit gerathen wird, daß wel⸗ 
her in der Sünd der Hererey fehlen thäte, darüber ein Neu 
füme und von einem deflen Gewalt habenden Priefter ledig 
gefprochen wurde, daß folde bero folle verzigen feyn Oweilen 
burd Gvangelifhen Spruch befannt, wie groß Gefallen der 
allmächtige Gott ab einem reuenden Sünder babe; alfo wird 


1) Quando il reo haverà confessato, deve egli venir interrogato 
delle cause e circonstanze, ciod dove, come, quando, per che, con 
che parole, con che qualitä de fatti habbi commesso tal delitto. 

fehlt im ital. Mſept. 

3) 6 che di cio la confessione si concorda con la depositione de’ 
testimonii. 

4) Im ttal. Mfept. ift die Artifelzahl 109 und der Inhalt des Artifelé 
richtig citirt, beziehungsweife überſetzt. 
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von folder Oberfeit bewilliget, daß deme oder deren fo aus 
eigner Bewegnuß auch ehe und zuvor ſolche dem Richter beklagt 
oder verleidet worden, wann gleich zuvor dieß Mebeld ein böſes 
Gefbrey über fie ergangen wäre, ihre begangene Miffethat 
einen deffen fonderlich befreiten Briefter gebichtet und ſolche 
ordentlich erfcheinte, dag fie damit follen gebüßt und Gnad 
erlanget haben. Jedoch allein für das erfte Mahl und daß 
‚weder an Leut nod an Gut Schaden gefchehen feye. 


147. Wie man fid verhalten foll in gefängliher Annehmung eines Beklagten 
und verdadten Miffethüters. 

Es ift geordnet, daß ein Landvogt Statthalter auf jede 
fürfommende Klag fo die Gefangenfchaft erforderen thut, den 
geheimen Rath oder mehreren Theil beffelbigen berufen und 
was bey Sbnen gefchloffen, vollzogen werden foll, einen gefänf- 
ih anzunehmen oder ledig zu laffen. Wurde fid aber ein 
Ihmwehrer Kahl zutragen, daß die Gefahr feinen Verzug!) leiden 
oder Entweihung beforgt werden möcht, foll der Landvogt 
Statthalter und ein jeder Amtmann?) Gewalt haben ein ſolchen 
Miſſethäter zu ergreifen und in das Gerichthaus führen zu 
laffen und in einen verfiherten Ort enthalten, darüber der 
Landvogt famt dem geheimen Nath fich berathen follen ob die 
Gefänknus mit foldhem fürgenommen oder deren entlaffen werden 
foll. 


148. Wie man wider einen jeden Beklagten progeffieren und Nachſorſchung 
halten foll. 

Der Landvogt oder Statthalter famt einem Gefchwornen,?) 
einem Landfchreiber und Landweibel follen und mögen über 
alle bußfellige und malefisifhe Miffethaten Nachforfhung und 
Erfuhung balten, und fo einer dur den Prozeß befchwert 
wurd, mögen der Landvogt, Statthalter und geheime Rath 
erfennen felbige in Gefänfnus zu legen; und wann auf ben 
Gefangenen fo vil in Erfahrung gebracht wurde, daß fie ver- 


‘)che vi fosse periculum in mora. 
2) offitiale. 
3)uno de quatro giurati. 
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meinten Urſach zu haben gütlih oder peinlich zu fragen oder 
zu erforfchen, follen fie die gütlih Frag oder Peinigung vor: 
nehmen nachdem fie aus der Frag Befchaffenheit und Umftänden 
der begangenen Miffethat werden erfundiget haben; fo dann 
die Tortur fürgenominen wurde, fol man erftlih obne Gewicht 
folde brauchen, demnad den fleinen, folgends den mittleren 
und letftend den großen Stein angebenft laffen je nachdeme 
die Inditien Vermuthung und Verdächtichkeiten zu thun weiſen, 
und die Rechten, aud des Gepeinigten Leibsfräften zulaffen 
werden. 


149. Daß die Verwandte bis in dritten Grab nicht Zeugen mögen weder in 
burgerligen nod peinliden') nod weniger in malefüifhen Saden. 

Es ift geordnet, daß die big in dritten Grad infchließlich 
Gefreundte2) einanderen Zeugniß zu geben weder in burgers 
lichen, Criminal noch Malefizifchen Sachen nicht follen zugelaffen 
werden. 


150, Wie viel Beugen fepn müffen in Aufcichtung Peinlich und Matefisifhen 
Droceffen. 

Es iſt geordnet, daß zu Aufrichtung eines peinlichen oder 
malefizifchen Proceß in gemein wenigft zween einmündig Zeugen 
fein follen, und daß felbige ebrbar Leut eines guten Leundes 
und tauglich feyen wie die Richter zu geben, fo dann ibro 
mehr fein werden, wird der Prozeß deito kräftiger. 

151. Daß einer verläumten Perfon kein Glauben geben und der Eyd nidt 
auferlegt werben foll, vorbehalten einer Huren die in Aindsnöthen ift. 

Es ift gefept, daB man feiner verlümdeten Perfon Glauben 
geben noch einicher Geitalt den Eyd auferlegen joll, vorbehalten 
einer gemeinen frauen, wann jie in Kindsnöthen ift, foll man 
den Eyd angeben, den Bater des Kinds fo fie zu gebäbren 
bat nambaft zu machen; in folhem Fall fol ihr geglaubt 
. werden; und wann ed nicht in wehrenten Kindenöthen befcheche, 
foll darnach in Gegenwärtigfeit des Landvogts der Eyd auferlegt, 
guvor aber ernftlich vermabnet werden den rechten Bater des 





1) criminale. 
2)tanto di parenteila di affinità come di sanguinità. 


| 
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Kindes anzuzeigen; fonften und außert diefem Gall fol diefer 
nicht mehr ald den anderen Berleumten geglaubt werden. 


152. Daß man wider Niemand ſo nicht beklagt wäre prozeſſiren ſoll. 


Es iſt geordnet, daß kein Landvogt, Statthalter noch Amts⸗ 
mann welcher das Recht verwaltet nicht befügt ſeye, in keinerley 
Weis rechtliche Erforſchung zu thun wider einiche Perſon von 
der nicht klagt were; und wo die Klag ſeyn wurde, ſoll man 
darauf wie auch auf die Inditien Vermutung und Umftebenden!) 
und anderſt nicht Nachforſchung halten. Und wo nicht zween 
oder drey einmündige Zeugen wären, ſoll der Beklagte nicht 
mögen verurtheilt werden, vorbehalten fo der die begangene 
Miffethat felbft befennt bette. Darmit aber ift einem Landvogt 
und in feinem Abweſen einem Statthalter der Gewalt nicht 
benommen, wann ihnen ein begangener Fehler oder Miffethat 
angezeigt oder anderer Geftalt fundbar wurde, daß fie darüber 
nicht nachfuchen, mögen den Sculdigen oder Miffethäter zu 
erfahren; fondern foll ihnen obliegen gebührende Nachforfchung 
zu thun na Ausweifung der Rechten. 


153. Daß ein jener ſchuldig feyn fell begangene Scäfel und Mifethaten 
anzuzeigen und leiden. 

Es ift auch geordnet, warn etwan Diebereyen, Fräfel?) 
oder was Miffethaten begangen wurden, in weldhem Ort der 
Landſchaft das gefchehe, daß ein jegliche Perfon fo von ſolcher 
begangnen Mißhandlung Wüſſenſchaft bette, fchuldig feyn foll 
bey ihrem Eyd folhe feinem Gonful der Nachbarfchaft oder 
dem Landvogt oder den Amtéleuten unverzogenlich anzuzeigen 
und zu leyden, und foll der Richter über ſolche Mißhandlungen 
nachforfchen und Borfehung thun wie eë die Nothdurft und 
dad Mecht wird erforderen. Es follen aud die Rathöfreund 
fbulbig fepn die Zangg- oder Schlag-Händel fo ihnen ans 
gezeigt werden oder fonften bewußt find, zu feiner Zeit, da man 
darüber um die Straf zu erfennen bat, einem Amt überbringen 


wie e8 bis anbero gebraucht worden. 


1) circonstanze. 
2) violenze. 
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gethan haben ald in einem Friden. Es follen auch die Weibel 
in den Nahbarfchaften und wo nicht Weibel find die Conful 
dafelbft oder andere Berordnete fleißig Aufiehen haben, in fonder: 
heit an Sonn⸗ und Feyertagen, wo fie einen funden auf dem 
Plab fo nicht in die Kirchen oder zuvor daß der Ootteédienft 
geendet aus der Kirchen giengen und fit obne erhebliche Urfach 
auf dem ‘Play aufhalten, denfelbigen obgemelte Buß abforderen, 
und ob einer fich deren weigerte, folhe den Amtsleuten oder 
Rathöfreunden anzeigen, damit fie an feinem gebührenden Ort 
darum abgeftraft werden. 


190. Daß kein geiftlihe Yerfon einiderley Gwehr im Land tragen fall. 

Es fol fein geiftlihe Standsperſon einicherley Gwehr 
als lange Zägen, Dolche, weniger Büchfen, lange Genuefer- 
meffer, Rugner!) noch andere dergleihen Gwehr (allein vor: 
behalten ein Paar Diſchmeſſer) in dem Land Lifenen bey ſich 
tragen, und welcher darwider handlele, der fol gefänflid an 
gehalten und feinem geiftlichen Richter und Oberfeit zugeführt 
werden, ihn darum nach Berdienen abzuftrafen, außert dem 
Land aber fol es zugelaffen werden. 


191. Wie und was Beit man die Bußen der überfehenen Comandaten 
einziehen foll. 

Es follen die Beamteten, feye Landvogt, Statthalter oder 
andere Amtöleut, die Bußen wegen überfehener Comandaten 
innerhalb einer halben Sahröfrift nachdeme die Comandaten 
ungehorfamlich überfehen feyn und alfo von einem halben Jahr 
zu dem anderen zogen werden, und wann dad halbe Sabr ver: 
floffen feyn wird, follen fie danethin von ſolchen Comandaten 
wegen nichtd mehr zu forderen haben. 


192. Von Straf der Beamteten welde die Verleidung oder angelegte Bußen 
fo der Camer zuftändig Gelt nemen wiürden.2) 

Es ift gelegt und geordnet, daß Niemand, weder Landvogt, 

Nichter, Nathöfreund noch andere Beamte zu Lifenen befügt 


1) pistolesi. 
| 2) Della pena di quelli offitiali che tirano danari de deuoncie o 
condanne che aspettano alla camera. , 
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feyn follen noch mögen, einiche8 Gelt heimlich und betrieglicher 
Weis inziehen noch nemen für die DVerleidung und Bußen fo 
der Cameren zuftändig find, fonder follen alle Berleidung und 
Bußen getreulich an das Amt langen laffen, und welcher hierwider 
bandlete, der foll ald ein Dieb der ſolches Geld geitolen geacht 
und darum nach Erkanntnuß ded Raths abgeftraft werden und 
von der Straf der Halbiheil bem Angeber gefolgen. 


193. Die Buß verjähret nicht. 

GS ift geordnet, ob einer von der Buß wegen, daß er die 
nicht bezahlen wollte oder möchte, aus dem Sand wäre, darum 
fol die Buß nicht verjäbret feyn noch werden, fonder foll der 
Bupfällig wo er möcht begriffen werden, allwegen pflichtig feyn 
die verfallne Buß dem Sedelmeifter zu bezahlen und auszu— 
richten. i 

194. Welcher alfe mit dem Eyd von der Buß kommt. 

Welcher alfo mit dem Eyd von der Buß fommt, erfunde 
fih bernad daß er faljch gefchworen bette, denfelben fol man 
alé ein Meineyden ftrafen ohne Gnad. 


195. Welder für einen Bußfälligen vertröftet. 

Welcher Tröfter für ein Bupfälligen die Buß auf beftimmte 
Zeit zugeben und zu bezahlen verfprodjyen, und aber derfelbig fo 
Tröfter wurde die Buß in felbiger Zeit nicht gebe noch bezalte, 
fo fol demnach der Tröfter an des Bupfälligen Statt ftehn 
und jeyn und dann die Buß angenz begalen oder aus dem 
Land fchwehren und nicht wieder darin fommen, big er die Buß 
ausgericht und bezahlt bat. 


196. Wann einer um Buß verleidet wird und er ftirbt vor und ehe daf er 
berechtiget wird. 

Wann einer um ein Buß verleidet worden ift, und derfelb 
nicht fürgenommen nod berechtiget worden ift vor und ehe er 
mit dem Tod abgienge, derfelbig oder feine Erben follen dann 
darnach derfelbigen Buß wegen nicht zu antworten haben, e8 
were dann Sach daß Einer fich der Buß bey dem Leben er: 
geben hätte. !) 


t)riservato se colui vivendo spontaneamente si sarà obligato à 
quella (condanna). 
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Ehren nah Gutdünfen eines Malefisgerichtd und nah Be 
fhaffenbeit des Angrifs. 
164. Wann etwan ein Kaufmann oder Jemand anderes feiner Waaren 
oder anderen Guts beraubt wurde, 

Wann eim Kaufmann oder fonft jemand fein Waar oder 
Gut aus einem befhloßnen Ort in dem Land entraubt und 
entfremdet wurde, follen die Benackhbarten!) felbigen Orts wo 
der Diebftabl befcheben fein wird alfobald ben Dieben angreifen 
und dem Richter zuführen; und wann die Nachbaren hierin 
faumfelig wären und ermangelten, follen fie fchuldig fein die 
Diebftahl zu erftatten und erfegen, nad Erfanntnuß des Amts. 


165. Von Straf derjenigen, welde wiffentlid geftolen Saden hinter fit 
nehmen. 

Welcher etwan Sachen in fein Haud nemen und behalten 
wird, wüllend daß felbige geftolen find, der foll zu Erftattung 
folder Sachen gehalten und zugleich darum abgeftraft werden, 
als wann er die felbft geftolen hätte; folle auch nicht anderſt 
als wie ein Dieb geachtet werden. 


166, Bon Straf Yerjenigen, welde einem anderen feine. zuftändige Baden 
mit Gewalt hinterhalten. 

Es ift gefebt, daß feiner dem anderen feine zuftändige 
Sachen (ſeyens beweglich oder unbeweglih) fol mit Gewalt 
binterbalten, bey fünf Pfund Buß zu Abtrag des Schadens 
zu bezahlen; und foll derfelbige auch nad Wilfür des Richters 
je nach der Sachen Befchaffenheit ferners geftraft werden und 
beyneben zu Erftattung der Sachen dem fie zugehörig gehalten, 
und wann die Sad die einer alfo mit Gwalt binterbaltet 
über drey Pfund werth feyn wird, foll der Befiter ald ein 
Mitjetheter darum abgeftraft werden. 


167, Don der Buß deren, fo Frucht, Holz, Strau?) anderen entfremden. 
Es ift verboten, daß feiner dem anderen einicherley Sachen 
weder Frucht unter den Bäumen, weder Holz noch Haagzeug?) 
nod anderes entfrömden folle, weder bey Tag nody Nachts, und 


li vicini. 
2) frutti, legna, strami e chiusene. 
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welcher baribiber thäte und kundbar wurde, der foll zwölf 
Pfund zur Buß verfallen haben von jedem mabl, und welcher 
ſolche Gräfel einem Rathöfreund felbiger Nachbarſchaft angibt 
und laidet, der foll den dritten Theil der Buß gewinnen, der 
ander Drittheil fol beffen feyn, der den Schaden gelitten bat, 
und der übrige Drittheil gehört der Landfchaft Lifenen. Und 
wann Kinder folche Fräfel begiengen welche nod unter dero 
Bäteren Gewalt wären, für biefelbigen follen die Väter die 
Buß zu geben fhuldig feyn; wann auch barüber einer ein 
Dieb gefcholten wurde, foll man deme deßhalben fein Abred 
zu geben fhuldig feyn, ed foll aud einem Angeber in dieſem 
Fall Glauben geben werden, wann der für ein. glaubwürdige 
Perſon geacht ift. | 
168. Yon Straf derjenigen fo etwas verkaufen, fo nicht das ibrige ift. 

Es ift aud verboten, daß feiner einiche Güter nod andere 
Sachen die nicht fein find, oder deffen er Fein Gewalt nod 
Befeld bat, foll verkaufen, bey Kronen fünf Buß, und welcher 
das fberfebe, foll darüber geftraft werden nah Erkanntnuß 
eines Gerichts, je nach Befbaffenbeit der Sad. tem in 
gleicher Straf fofl begriffen fein, welcher ein Sad zween thete 
verfaufen. Und ift in folhem Fall erflärt, daß der erfte Kauf 
gültig, der andere aber nichtig feyn fol. 

169. Von der Straf der fodomitihen Sünd und fo wider die Natur befhidt. 

Welcher wider die Natur banblen wird, fowohl mit 
Mannd- ald Weib3-Perfonen (oder mit dem unvernünftigen 
Bih)!) den fol man mit eur zu Bulfer und Afchen ver- 
brennen. 

170. Von Straf derjenigen, fo Iungfrauen (hwäden, oder Jungfrauen, 
Eheweiber oder Wittfrauen entführen. 

Wo einer ein Jungfrau ſchwächen oder ein Eheweib oder 
Wittfrau notbzwängen oder wider ihren Willen entführen 
wurde, der foll mit dem Schwärth gericht werden. 

171. Von Straf der Scauen, fo ihre Ainder muthwillig oder boshaft verthun. 

Welche Frau ihr Kind muthwillig verderben oder verwilli« 
gen wurden zu verderben, oder mit Fleiß vor der gebührenden 


1) feblt im ital. Micpt. 
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Griminals und Malefiz- Buben und Gonfidcationen zween Theil 
der Oberfeit und der Landſchaft ein dritten Theil gefolgen und 
wird die Oberfeit von foldhen Buben und Gonfiécationen einem 
Landvogt geben, nemlih von jedem Hundert ſechszehn nach 
Marchzahl der Summen. Was aber die Comandamenten !) 
belangt, follen felbige dem Landvogt allein wie von altem ber 
heimdienen und verbleiben. 

Wann aber die oberfeitlihen Gefandten zu Lifenen an- 
fommen und etwas in dergleichen Sachen zu banbdlen betten, 
wird die Oberfeit diefelbige allein?) und die Landichaft Lifenen 
(fo lang die Gefandten alba verbleiben) wird ihre Geſchwohrne 
aud feibften bezahlen, deren aufs Meifte nit mehr dann 
zween bey der Gramination feyn follen; wann fie?) aber den 
Landvogt beruft werden zu berathichlagen obgleich die Gefandten 
nicht im Land und niemand in Berbaft liat, alfo daß fie wider 
Niemand zu progeffieren und eraminieren haben, foll die Ober- 
feit ihnen in folem Fall nichts zu geben fchuldig feyn, und 
ift der Landfchaft heimgefept, aus ihrem gebübrenden Drittheil 
ihnen was Billiched zu Lohn zu fchöpfen. 

Demnad foll dem Landvogt für jeden Tag den man era- 
miniren wird, ein Gulden‘) geben werden, den Geſchwohrenen 

®fo nicht mehr dann zween wie gemelt bey einer Eramination 
fein follen, fo fie von weiten ber find und über Nacht aus⸗ 
bleiben müflen, jeded Tags ein Thaler) (fo fie aber desfelben 
Tags wohl wider heimlommen mögen, ein Gulden, und denen 
jo zu Pfied wohnhaft find, zwanzig Schilling gefolgen.)s) Einem 
Schreiber gleicher Weiß nachdeme einer weit oder nah gefejjen 
ift. Und foll nicht mehr weder einer zu einer Gramination 
gebraucht werden, in gleichem zu den Progeffen. 

Dem Weibel fo die Gefangenen in Hut bat, fol täglichen 
für der Gefangenen billihe Zehrung (von jeder Perfon)?) 


t)le pene de commandamenti disubediti. 
2) la Superioritä sola gli farà la spesa. 
3) i Giurati, 

4)sei lire. 

5)nove lire. 

67) feblt im ital. Mfcpt. 
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Schilling dreißig‘) bezahlt (und für fein Mühe und Arbeit 
jeded Tags zehen Schilling geben), das foll aber nicht von jeder 
Perfohn verftanden werden fonder obgleihwohl auf ein Zeit 
der Gefangenen mehr weren, für alle zumablen fo vil geben 
werden. 

(Wann aber der Landweibel und andere Weibel mit dem 
Landvogt, Geſchwohren oder Landfchreiber ausgehen müſſen 
oder aber etwas einzugend wie vermelt, aud dem Landvogt 
nachdem fie weit gehen müffen ihnen gefolgen foff zu Ablähnung 
Koftend weder Landvogt noch Gefhworne außerthalb Todt- 
ſchlagung, Befichtigung, Kundfchaft einzunehmen ſich nicht zu 
Pfeid begeben,)2) fonder alle Kundſchaften womöglich follen 
nach Pfeid befcheiden werden, wo aber ſolches nicht möglich oder 
der Kundſchaften fo viel wären und gar weit von Pfeid gelegen, 
fol zu Vermeidung Roftens alddann es allein mit einem Schreiber 
und Weibel verrichtet werden. 

GS foll auch jeder Kundfchaftfag warn fie von Haus nad) 
Pfeid kommen und dafelbft den Tag verfäumen müfjen, ein 
bejcheidenlicher Lohn, als nemlih zwanzig Schilling?) bezalt 
werden und außert abgeftellter Belohnung foll fein weiteren 
Roften gut gemacht noch bezahlt werden. 

Was nun die Randtag?) belangen, wird der Landichaft 
heimgeftellt derfelben Koften zu minderen oder, gar abzuftellen, 
wie ed dann ein Oberfeit bedunft, wohl mit menigerem ver: 
richtet werden fünnte. 

Wann dann dergleichen Prozeſſen vollendet, follen die 
darüber aufgegangene Köften alfobald in Gegenwärtigfeit der 
Sfandten zufammengerechnet, der Oberfeit ein Abfchrift über- 


lire quatro e mezza. 

7) E s'il landveibel ed altri servidori haveranno occasione d’andar 
fuori con il landfogt overo li giurati à il landscriba à che haveranno 
à dar la captura ad alcuno, à quelli come al landfogt sia datto per 
mercede secondo che haveranno d’andar più à meno lontano, ma . 
per sminuire le spese s'& ordinato che n’il landfogt ne li giurati 
non debbano uscir mai da Faido; riservato le visite da farsi in caso 
d’un homicidio per far le inquisitioni à ricevere testimonianza. 

3) lire trè. 

4) conseglio doppio. 
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fhidt und die confiscirten Güter fo bald immer möglich be- 
fbrichen und inventiert werden, davon foll dann daraud den 
Koften, fo aufgeloffen Caußerthalb der oberfeitlihen Gefandten 
und Des Landvogt3)') abgelieferet und bezahlt iverden, das 
übrig fo der Oberfeit gehörig, berfelbigen jeweilenden Seckel⸗ 
meifteren ordentlich und ohn alle Gefard überſchickt oder ver⸗ 
zeichnet?) werden. 

Es foll auch den Oberfeitlihen Gefandten von Haus bie 
widerum zu Haus fo lang fie in folhen Gefchäften ausbleiben, 
jedem für alles was fie anfprechen möchten für jeden Tag 3 fl.) 
geben werden. 

200. Von wegen des Matbsfreunds zu Mungk.i) 

Mit Erfanntnuß des Landvogts und eined ebrfamen Raths 
zu Lifenen auf den 23. Senner 1659 ift geordnet, daß ein 
Kilhhörin zu Runks) ein Stell in Rath haben und derfelbig 
Rathsfreund aller Taglöhnen, Sibgelteren, Schänfungen, Ruben 
und Schadens theilbaftig feyn foll gleich wie ein jeder Raths⸗ 
freund anderer Nachbarfchaften des Lande, von binfür an zu 
ewigen Zeiten obn allen Unterſchied; jedoch foll ein jeweilender 
Ratbôfreund jedermeilen die legte Stell in den Rath haben, 
aldieweil er der letſte diß Lands in den Rath kommen ift. 

Ordinazion von der hohen Oberheit zu Uri den 13. Mai 1739. 

Der Landvogt Euon foll dem Rath zu Lifenen anzeigen, 
daß wann Güter oder amdered follte per incant vergantiert 
werden, der Meiftbietende allezeit ohngeacht des 73. Art. der 
alldafigen Statuten folche beziechen mögen. 


Zandrathöbefchlug von Uri vou 1666, 
betr. die Statuten von Livenen.s) 
Auf Montag den 22. Martii 1666 Herr Landammann und 
Landd-Bendrich Planger und ein ganz Landrath bey einanderen 


1) flatt Landvogt conseglio doppio, alfo Landtag. 
2) mandato à fattagli l’assegnatione. 

3) tre guldi. 

M Per il consiglier di Bidretto. 

5) la dugagnia (degania ?) di Bidretto. 

6) Aus dem Miept. ver jur. Bibl. in Zürich. 
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verfamt, fo feind demnach erfchienen unfer getreue liebe Lands 
vogt der Landſchaft Lifenen Haubtmann Walter Magnet, fodann 
Herr Stadthalter Sobann Auguftin und Landfcreiber Giov. 
Antonio die Fidrei Bevollmädtigte Anwäld und Berordnete 
von ganber Landfchaft, weldye in aller Unterthänigfeit vortragen 
laffen, betten in Sachen die leydige Unholderey betreffend ges 
wiffe Regel und Nichtfchnur, mit dero fie ohne Erleuterung nicht 
fortfommen, fonder mit höchftem der Landichaft Radtbeil unters 
liegen müffen, dann ol. 220°) melden ihre Statuta daß man nicht 
mächtig von jemandem Rundfbait aufnämmen welche Schaden 
empfangen, fo aber den uralten Gebrüchen und gewohnten 
Rätben2) fehnurftradd entgegen, denn aller Natur nad. der: 
gleichen Sachen gründlicher nicht zu erfahren ald bey denen fo 
Schaden gelitten, bittend deßwegen man wollte fie dießfalls 
bey ihren alten Srevbeiten und was von hundert und mehr 
Jahren geübt worden, beruhen laſſen. 

Für das 2te iveife ein ander Statutum ol. 223 ibreë 
Landbuchs wohlmeinlih aus, daß man die Uebelthäteren und 
Gefangenen von dem Prozeß ein Copey given Tag zuvor 
ob einer an die Tortur gefchlagen und noch ein Borfpred geben 
follte, fo vor diefem in dergleichen Sachen der Unholderey nie 
braudt worden, fonder ein ander Articul deme entgegen der 
“vorfchreibt, daß der Richter in dem Graminiren einige Partico- 
larität und Umftänd entveden follte, daraus der Uebelthäter 
abzunemen wad bey ihme möchte gefucht werden, wann alfo 
vordeme der Proceß oder Copey beffen folle geben werden, 
wäre allbereith alles entdedt und unndthen zu verhüten dad 
deme nügit in das Maul folle geben werden. 

Drittens haltet ein geborfame Landfchaft und Rath pittlich 
an, man wollte doch fürbad weder vor Gericht, Rath oder Amt 
nod anderen Gewälten niemand anhören, welche fit wider ihre 
Gricht, Rath oder Amt beklagen oder Sachen fuchen die wider 
fie ausfallen, fie haben dann deſſen den Rath oder Amt nad) 
Audmweyfung ihrer habenden Eat und Ordnungen zuvor befucht 


r) Art. 146. 
2) I. Rüchten. 
Zeitfhrift f. fhweis. Necht. XII. 2. (2) 12 
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180. Von Straf der Banditen und Deren welche Denfelbigen Aufbaltung geben. 

Es foll feinem Banditen geftattet werden in der Landſchaft 
Lifenen und felbiger Gebirg!) zu wohnen, dann wo folde be 
treten, foflens gefänflich angenommen und ihrem Berbienen nad 
geftraft werden. Es fol au feiner einihen Banditen wüſſentlich 
Aufenthalt, Herberg, Fürfchub, weder Effen nod Trinfen geben, 
und welcher darwider banbdlete, den foll der Landvogt und der 
Math Gewalt haben darum abzuftrafen an Leib, an Ehren oder 
Gut, jedoch foll man beobachten die Befchaffenheit der Perfonen 
fo harwider bandlen und was für Umftänd darmit fit belaufen. 
181. Wie einer geftraft werden foll fo nicht hulfe einen Banditen oder andere 

Mifethôter fangen. 

68 ift geordnet, daß ein jeglicher deme es von dem Land⸗ 
vogt, von dem Statthalter oder einem anderen Amtsman ger 
boten wurde fchuldig fein fol zu helfen einen jeden Banditen, 
Miſſethäter und Boßwicht gefänflichen anzunemmen (vorbebalten 
fo einer gefreundt were) und ein folden in die ordentliche 
GSefänfnuß zu lieferen möglichiten Fleiß und Hilf anmenden, 
und ob einer fich weigerte das zu thun, foll er nach Verdienen 
und Befcheidenheit des Landvogts und des Raths geftraft werden. 

182, Wiederholung von Art. 144. 

183, Wiederholung von Art. 143. 

184. Straf fo auf das Spielen gefetst. 

Es ift Geſetz und verbotten, daß Niemand mit Karten oder 
MWürflen fol fpielen bey. dreypig Pfund Buß einem jeden dar: 
wider handleten abzunemen, und foll ein jeder bey feinem Eyd 
fchuldig fein die Miphändler anzugeben; jedoch wird ein ehrlid 
Spiel zu einem Kurzweil, etwan um ein Map Wein oder ein 
rte auf das Höchfte zu brauchen gugelaffen. 

185. Um Spiblgelt foll kein Recht gehalten werden. 

GS ift geordnet, daB der Landvogt noch Statthalter, Rath 

nod ander Richter den Spibleren fein Recht halten follen dann 


allein um Gelt oder Sachen fo baar und würflih aufgeſetzt 
werden. 


1) Gebiet, giuriditione. 
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186. Wie diejenigen fo voll Wein oder fonften bey nädtliher Weyl auf der 
Gaſſen Muthwillen verüben, zu firafen. 

Welcher ſich volltrunken oder auch nüchter bey nächtlicher 
Weyl auf offentlicher Gaſſen oder Plätzen befunde und unge- 
bührenden Muthwillen und Geſchrey brauchte, der ſoll zwoͤlf 
Pfund Buß verfallen haben von jedem Mahl, und welcher die 
Buß nicht zu zahlen hette, der ſoll nach Pfeid 1} geführt, daſelbſt 
in Taubhauß?) gelegt werden und die gebührende Straf zu 
gewarten haben. In gleicher Straf ſollen auch gefallen ſeyn, 
welche ſich über zwo Stund?) Nachts auf den Gaſſen oder 
heimlichen Orten ohne nothwendige Urfach aufhalten, ed feyen 
gleih Seumer oder andere, und foll dem Angeber der dritte 
Theil von der Buß gefolgen. 


187. Wegen denjenigen fo in das Taubhaus gelegt werden. 
tem ift geordnet, wann fich begebe daß binfüran etwan 
einer wegen begangenen Muthwillend oder geringen Fählens 
in das Zaubhaust) (das ift ein befonderlih Gemad in dem 
Landhaus) gelegt worden, daß dem foldes zu Feiner Unebr 
gereichen, nod zu feiner Schmach fürgeworfen worden foll. 


188. Wiederholung von Art. 15. 


189. Man foll nicht auf den Kirchhöfen ſtehn ſchwätzen und während dem 
Oottesdienft. . 

Es ift angefeben, mer auf den Kirchhöfen funden wurde 
und fchwägen, fegen Mann oder Weiber, alldieweilen die Gott⸗ 
lien Heil. Amter ald des Heil. Mehopferd, Vesper und dere 
gleichen gehalten, dafürhin felbe angefangen haben werden, daß 
der von jedemmahl fo oft einer das überficht, dreißig Schillig 
zu Buß der Kirchen mo der Fähler befchechen feyn wird zu 
Handen verfallen haben foll, davon dem Angeber der dritte 
heil foll heim dienen. Und ob einer wegen des Angebend 
dem Angeber was Unfugd oder Widriged zufügte, der fol es 





)Faido. 

2) camera de matti. 
3) passate due ore. 
4) nella camereta. 
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gethan haben ald in einem Friden. Es follen aud die Weibel 
in den Nachbarfchaften und wo nicht Weibel find die Conful 
dafelbft oder andere Berordnete fleißig Auffeben haben, in fonder: 
heit an Sonn= und Feyertagen, wo fie einen funden auf dem 
Plap fo nicht in die Kirchen oder zuvor daß der Gottesdienit 
geendet aus der Kirchen giengen und ſich ohne erhebliche Urſach 
auf dem Plat aufhalten, denfelbigen obgemelte Buß abforderen, 
und ob einer fit deren weigerte, foldhe den Amtsleuten oder 
Rathsfreunden anzeigen, damit fie an feinem gebührenden Ort 
darum abgeftraft werden. 


190. Daß kein geiftliche Perfon einicherley Gwehr im Sand tragen foll. 

Es foll fein geiftlihe Standsperſon einicherley Gwehr 
als lange Tägen, Dole, weniger Büchfen, lange Genuefer- 
meffer, Nugner!) nod andere dergleihen Gwehr (allein vor: 
behalten ein Paar Difbmeffer) in dem Land Lifenen bey fib 
tragen, und welcher darwider handlete, der foll gefäntlich an- 
gehalten und feinem geiftlihen Richter und Oberfeit zugeführt 
werden, ibn darum nad Verdienen abauftrafen, außert bem 
Land aber foll ed gugelaffen werden. 


191, Wie und was Deit man die Bufen der überfebenen Comandaten 
einziehen foll. 

Es follen die Beamteten, feye Landvogt, Statthalter oder 
andere Amtsleut, die Buben wegen überfebener Comandaten 
innerhalb einer halben Sabréfrift nachdeme die Comandaten 
ungehorfamlich überfehen feyn und alfo von einem halben Sabr 
zu dem anderen zogen werden, und wann das halbe Sabr ver: 
fluffen feyn wird, fullen fie danethin von ſolchen Comandaten 
wegen nichtd mehr zu forderen haben. 


192. Yon Straf der Beamteten welde die Verleidung oder angelegte Bußen 
fo der Camer zuftändig Gelt nemen würden.2) 

Es ift gefebt und geordnet, daß Niemand, weder Landvogt, 

Nichter, Nathöfreund nod andere Beamte zu Lifenen befügt 


1) pistolesi. 
| 2) Della pena di quelli offitiali che tirano danari de denoncie 0 
condanne che aspettano alla camera. 
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ſeyn follen noch mögen, einiches Gelt heimlich und betrieglider 
Weis inziehben nod nemen für die Verleidung und Buben fo 
der Gameren zuftändig find, fonder follen alle Berleidbung und 
Bufen getreulich an dad Amt langen laffen, und welcher hierwider 
banbdlete, der foll ald ein Dieb der folhes Geld geftolen geacht 
und darum nach Erkanntnuß ded Raths abgeitraft werden und 
von der Straf der Halbtheil bem Angeber gefolgen. 


193. Die Buß verjähret nid. 

Es ift geordnet, ob einer von der Buß wegen, daß er die 
nicht bezahlen wollte oder möchte, aud dem Land wäre, darum 
{ol die Buß nicht verjähret feyn noch werden, fonder foll der 
Bußfällig wo er möcht begriffen werden, allmegen pflichtig feyn 
die verfallne Buß dem Sedelmeifter zu bezahlen und audzu- 
richten. i 

194. Welcher alfo mit dem Eyd von der Buß kommt. 

Welcher alfo mit dem Eyd von der Buß fommt, erfunde 
jich bernach daß er falich gefchworen bette, denfelben fol man 
alé ein Meineyden ftrafen ohne Gnad. 


195. Welcher für einen Bußfätligen vertröftet. 

Welcher Tröfter für ein Bupfälligen die Buß auf beftimmte 
Zeit zugeben und zu bezahlen verfproden, und aber derfelbig fo 
Trôfter wurde die Buß in felbiger Zeit nicht gebe noch bezalte, 
fo foll demnad der Tröfter an des Bußfälligen Statt ftebn 
und feyn und dann die Buß angenz bezalen oder aus dem 
Land ſchwehren und nicht wieder darin fommen, bis er die Buß 
audgericht und bezahlt hat. 


196. Wann einer um Buß verleivet wird und er ſtirbt vor und ehe daß er 
berechtiget wird, 

Wann einer um ein Buß verleidet worden ift, und derfelb 
nicht fürgenommen noch berechtiget worden ift vor und ehe er 
mit dem Tod abgienge, derfelbig oder feine Erben follen dann 
darnach derfelbigen Buß wegen nicht zu antworten haben, e8 
were dann Sad daß Einer fih der Buß bey dem Leben er: 
geben hätte. ') 


t)riservato se colui vivendo spontaneamente si sarà obligato à 
quelle (condanna). 


162 | Die Rechtsquellen von Uri. 


197. Daß alle ftrafbare Saden, Criminal und Malefiifh von einem 
gefefinen Math zu Lifenen follen gerechtfertiget werden. 

Es ift ein alte Ordnung und Befreyung, fo dur fonder: 
baren Befelh der hohen Oberfeit zu Uri auf Meyen 1654 
Sabre beftätiget worden, daß alle Sachen, Criminal und Ma- 
lefig von einem gefchwornen Rath zu Lifenen gerechtfertiget 
werden follen, welcher Gewalt bat jede Fehlbare oder Beklagte 
nach Befchaffenheit der Sachen abzuftrafen oder ledig zu fprechen ; 
und was bey dem Rath mit der mehreren Hand erfannt und 
geurtheilt wird, dad fol Kraft haben und vollzogen werden, 
und follen die Oberfeitlihe Abgefandten, die Landvögt, noch 
Beamteten, nod jemand anderft Gewalt haben noch befügt 
feyn, mit jemande um einige Sachen die ftrafmäßig feyen, 
heimlich, offentlih noch abfonderlich absumaden nod zu ver: 
tragen; und welche alfo abfonderlih abgemadt betten,* follen 
von der Schuld nicht Tedig noch der Straf entgangen feyn. 
Und wann etivan einer um Gribbrud oder wegen anderen bes 
gangenen Fräflen an Gut oder auch Entfeßung der Ehren 
und Gewehren abgeftraft wurde, follen weder die Abgefandten, 
Landvögt noch jemand anderit abfonderlich die Straf nachlaſſen 
mögen, jebod wann ed die Abgefandten bedunfte daß ein Sach 
der Gnaden würdig (folle ed ihnen gugelaffen feyn, foldhe der 
- Ehren und Gwehrens balber zu ertheilen, das fol aber mit 
Wiſſen des Raths befchehen.) ') 


198. Wie lang die ordentlihen Abgefandten fid zu Lifenen aufhalten follen. 


Demnad ein alter gewohnter Braud, daß die Gefandten 
welche von der hohen Oberfeit zu Uri jährlichen auf die Lands⸗ 
gemeind und Meyengericht2) zu Lifenen geſchickt werden, in vier- 
zehn Tag lang Cverftebt fich in 14 Werctäg, die Feyrtäg aus- 
genommen) fi bafelbiten aufhalten follen und ed dann darbey 
wenden laffen. Wann aber in Bergangenem die Gefandten 
meiftend deswegen länger aufgehalten worden find, daß man 


i)gli sia concesso à farla, purchè si faccia con communicatione 
del conseglio. 
2) al parlamento e sendicato di maggio. 
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die Rechtfertigung der Criminal und Malefizſachen erft zulegt 
vorgenommen, 

Iſt deswegen geordnet, daß binfüran die Criminal: und 
Malefizs Sachen vor allen anderen follen vorgenommen werden, 
zu dem Ende gleidy bey der erften Nathöverfammlung Gritens 
die Landfchreiber was von dergleichen Sachen einem Amt ges 
leidet und fie in Verzeichnuß genommen haben, folgendd vie 
Landvogt, die übrige Beamteten, hernach aud die Rathsfreund 
wie die nacheinanderen in der Ordnung fiben, bey ihren Eyden 
fhuldig feyn follen, offentlichen oder heimblichen den Gefandten 
zu eröffnen, anzuzeigen, was ihnen in Wüſſen feyn wird, dad 
durch das Jahr in Malefis: und Criminalfachen fich zugetragen 
babe, (auf die Fehlbaren oder Beklagten bey Zeiten zu Recht 
erforderet und geladen unterlaffen und fortan aud die bürger- 
liche Händel angehört und gerechtfertiget werden können ;)') 
wann dann Die 14 Tag verfloflen feyn werden, follen und 
mögen. die Gefandte fehrnerd Fein Sad mehr anhören nod 
fertigen, vorbehalten daß fih etwan zu End berfelben unver» 
febene Fäll zutragen thäten, foflen diefelbigen nachſchlagen und 
darüber rechtlicher Ordnung nach verfahren mögen. 


199. Wie man in Malefy-Saden Moftens halber fit verhalten folle, 

Demnad bebbalben zu Abfchneidung der überflüffigen 
ohnnöthigen Köften biervor ein Ordnung gemacht worden, alfo 
bat ein hoch Oberfeit in Notbdurft zu feyn erachtet, diefelbige 
wiederum zu etneueren und zu befeblen, daß deren fürohin - 
fteiff nadfommen werden foll wie dan fpezifizierlich hernach 
folget. 

Erftlichen follen alle Koften fo in folgenden Tar aufgehn 
werden mit dem Landvogt, vier Gefhwohrnen, Schreiber, 
Weiblen, ded Gefangenen Zehrung im Thurn aufgeloffen, wie 
auch des Nachrichterd Koften, wann die oberfeitlibe Gſandten 
nicht im Land feyn werden, in drey Theil getheilt werden, dars 
von wird die hohe Oberfeit zween Drittheil und die Landfchaft 
ein dritten Antheil bezahlen. Hingegen fol auch von allen 





1) fehlt im ital. Mſept. 


⸗ 
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fhidt und die confidcirten Güter fo bald immer möglich be- 
fhrichen und inventiert werden, davon fol dann daraus den 
Koften, fo aufgeloffen Caußerthalb der oberfeitlihen Gefandten 
und des Landvogts)‘) abgelieferet und bezahlt werden, das 
übrig fo der Oberfeit gehörig, derfelbigen jeweilenden Seckel⸗ 
meifteren ordentlich und ohn alle Gefard überſchickt oder ver⸗ 
zeichnet?) werden. 

Es foll aud den Oberkeitlichen Geſandten von Haus bis 
widerum zu Haus fo lang fie in ſolchen Gefhüften ausbleiben, 
jedem für alles was fie anfprechen möchten für jeden Tag 3 fl.) 
geben werden. 

200. Yon wegen des Rathefreunds zu Mungk.4) 

Mit Erfanntnug des Landvogts und eined ehrfamen Raths 
zu Lifenen auf den 23. Jenner 1659 iſt geordnet, daß ein 
Kilchhörin zu Runks) ein Stell in Rath haben und derſelbig 
Rathöfreund aller Zaglöhnen, Sibgelteren, Schänkungen, Ruben 
und Schaden theilhaftig feyn foll gleich wie ein jeder Rathe- 
freund anderer Nachbarfchaften des Lande, von hinfür an zu 
ewigen Zeiten obn allen Unterichied; jedoch (off ein jeweilender 
Rathöfreund jederweilen die legte Stell in den Rath haben, 
aldieweil er der letfte dif Lands in den Rath kommen if. 

Ordinazion von der hohen Oberkeit zu Uri den 13. Mai 1739. 

Der Landvogt Euon foll dem Rath zu Lifenen anzeigen, 
daß wann Güter oder amdered follte per incant vergantiert 
werden, der Meiftbietende allezeit ohngeacht des 73. Art. der 
alldafigen Statuten folche beziehen mögen. 


Landrathsbeſchluß von Uri von 1666, 
betr. die Statuten von Livenen.®) 
Auf Montag den 22. Martii 1666 Herr Landbammann und 
Lands⸗Vendrich Planger und ein ganz Landrath bey einanderen 


1) flatt Lanbrogt conseglio doppio, alfo Landtag. 
2) mandato à faitagli l’assegnatione. 

3) tre guldi. 

4)Per il consiglier di Bidretto. 

5) la dugagnia (degania ?) di Bidretto. 

6) Aus dem Miept. ver jur. Bibl. in Zürich. 
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verfamt, fo feind demnach erfhienen unfer getreue liebe Land- 
vogt der Landfihaft Lifenen Haubtmann Walter Magnet, fodann 
Herr Stadthalter Sobann Auguftin und Landfdreiber Bio. 
Antonio die Fidrei Bevollmädtigte Anwäld und Berordnete 
von gantzer Landſchaft, weldhe in aller Unterthänigfeit vortragen 
laffen, betten in Sachen die leydige Unholderey betreffend ges 
wiffe Regel und Richtfchnur, mit dero fie obne Erleuterung nicht 
fortfommen, fonder mit höchftem der Landfchaft Nachtbeil unter: 
liegen müffen, dann Fol. 2201) melden ihre Statuta daß man nicht 
mächtig von jemandem Kundfchaft aufnämmen welche Schaden 
empfangen, fo aber den uralten Gebrüden und gewohnten 
Räthen?) ſchnurſtracks entgegen, denn aller Natur nad. der- 
gleichen Sachen gründlicher nicht zu erfahren ald bey denen fo 
Schaden gelitten, bittend deßwegen man wollte fie dießfalls 
bey ihren alten Freyheiten und was von hundert und mehr 
Jahren geübt worden, beruhen lafjen. 

Für dad 2te weile ein ander Statutum ol. 223 ihres 
Landbuchs wohlmeinlih aus, daß man die Mebelthäteren und 
Gefangenen von dem Prozeß ein Copey zween Tag zuvor 
ob einer an die Tortur gefchlagen und noch ein Vorfprech geben 
follte, fo vor diefem in dergleichen Sachen der Unholderey nie 
braudt worden, fonder ein ander Articul deme entgegen der 


“vorschreibt, daß der Richter in dem Graminiren einige Partico- 


larität und Umftänd entveden follte, daraus der Uebelthäter 
abzunemen was bey ihme möchte gefucht werden, wann alfo 
vordeme der Proceh oder Copey deſſen folle geben werden, 
wäre allbereith alles entdedt und unnöthen zu verbüten das 
deme nübit in dad Maul folle geben werden. 

Drittens haltet ein gehorfame Landfhaft und Rath pittlid 
an, man wollte doch fürbad weder vor Gericht, Rath oder Amt 
noch anderen Gewälten niemand anhören, welche fich wider ihre 
Gricht, Rath oder Amt beklagen oder Sachen fuchen die wider 
fie ausfallen, fie haben dann defien den Nath oder Amt nad 
Ausmweyfung ihrer habenden Eat und Ordnungen zuvor befucht 


Art. 146. 
2) 1. Nächten. 
Beitfehrift f. fchweir. Mecbt. XAL2. ‚ (2) 12 
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fhidt und die confidcirten Güter fo bald immer möglidy be- 
ſchrieben und inventiert werden, davon foll dann daraus den 
Koften, fo aufgeloffen Caubertbalb der oberfeitliten Gejandten 
und ded Landvogts)) abgelieferet und bezahlt werden, das 
übrig fo der Oberfeit gehörig, derfelbigen jeweilenden Œedel- 
meifteren ordentlich und ohn alle Gefard überſchickt oder ver⸗ 
zeichnet?) werden. 

Es ſoll auch den Oberkeitlichen Geſandten von Haus bis 
widerum zu Haus ſo lang ſie in ſolchen Geſchäften ausbleiben, 
jedem für alles was fie anſprechen möchten für jeden Tag 3 3) 
geben werden. 

200. Yon wegen des Nathefreunds ju Mungk.4) 

Mit Erkanntnuß des Landvogts und eines ehrfamen Raths 
zu ifenen auf den 23. Senner 1659 ift geordnet, daß ein 
Kilchhörin zu Hunts) ein Stell in Rath haben und bderfelbta 
Rathöfreund aller Taglôbnen, Sibgelteren, Schänfungen, Ruben 
und Schadens theilhaftig feyn fol gleich wie ein jeder Rathe- 
freund anderer Nachbarfchaften ded Lands, von binfür an zu 
ewigen Zeiten obn allen Unterfchied; jedoch foll ein jeweilender 
Rathöfreund jederweilen die legte Stell in den Rath haben, 
aldieweil er der letite dif Lands in den Rath fommen ift. 

Ordinazion von der hohen Oberheit zu Uri den 13. Mai 1739. 

Der Landvogt Euon foll dem Rath zu Lifenen anzeigen, 
dag wann Güter oder anderes follte per incant vergantiert 
werden, der Meiftbietende allezeit obngeaht des 73. Art. der 
alldafigen Statuten folhe beziechen mögen. 


Zandrathäbefchlug von Uri von 1666, 
betr. die Statuten von Livenen.®) 
Auf Montag den 22. Martii 1666 Herr Landammann und 
Lands⸗Vendrich Planer und ein ganz Landrath bey einanderen 


1) flatt Landvogt conseglio doppio, alfo Landtag. 
2) mandato à fettagli l’assegnatione. 

3) tre guldi. 

4)Per il consiglier di Bidretto. 

5) la dugagnia (degania ?) di Bidretto. 

6) Aus dem Mſept. ver jur. Bibl. in Zürich. 
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verfamt, fo feind demnach erfhienen unfer getreue liebe Lands 
vogt der Landfihaft Lifenen Haubtmann Walter Magnet, fodann 
Herr Stadthalter Johann Auguftin und Landfdreiber Giov. 
Antonio die Fidrei Bevollmädtigte Anwäld und Berordnete 
von ganger Landfchaft, welche in aller Unterthänigkeit vortragen 
laffen, betten in Sachen die leydige Unholderey betreffend ges 
wiffe Regel und Richtſchnur, mit dero fie ohne Erleuterung nicht 
fortfommen, fonder mit höchſtem der Landichaft Nachtbeil unters 
liegen müffen, dann %ol. 2201) melden ihre Statuta daß man nicht 
mächtig von jemandem Kundſchaft aufnämmen welche Schaden 
empfangen, fo aber den uralten Gebrüchen und gewohnten 
Räthen?) ſchnurſtracks entgegen, denn aller Natur na. der- 
gleichen Sachen gründlicher nicht zu erfahren als bey denen fo 
Schaden gelitten, bittend deßwegen man wollte fie dießfalls 
bey ihren alten Freyheiten und was von hundert und mehr 
Jahren geñbt worden, beruhen lafjen. 

Für das 2te teife ein ander Statutum Fol. 223 ihres 
Landbuchd wohlmeinlih aus, daß man die Mebelthäteren und 
Gefangenen von dem Prozeß ein Copey zween Tag zuvor 
ob einer an die Tortur gefchlagen und noch ein Borfpred geben 
folite, fo vor diefem in dergleichen Sachen der Unholderey nie 
brauht worden, fonder ein ander Articul deme entgegen der 
vorſchreibt, daß der Richter in dem Eraminiren einige Partico- 
larität und Umftänd entveden follte, daraus der Webelthäter 
abzunemen wad bey ihme möchte gefudt werden, wann alfo 
vordeme der Proceh oder Gopey deſſen folle geben werden, 
wäre allbereith alled entdedt und unnôthen zu verbüten das 
deme nübit in dad Maul folle geben werden. 

Drittens haltet ein gehorfame Landfhaft und Rath pittlih 
an, man wollte doch fürbad weder vor Gericht, Rath oder Amt 
noch anderen Gewälten niemand anhören, welche fich wider ihre 
Gricht, Nath oder Amt beflagen oder Saden fuchen die wider 
fie ausfallen, fie haben dann deſſen den Rath oder Amt nadı 
Ausweyſung ihrer habenden Eag und Ordnungen zuvor befucht 


) Art. 146. 
2) |. Raͤchten. 
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und wann ihnen vor jänigen Gwälten dahin ed gbôrt, nidt 
wäre Wwillfabrt oder an Nächten gnug befhehen und jemand 
darüber nah abgelegter erjter Inſtanz appelliren wollte, dag zu 
folhem Kahl dad Gericht, Rath oder Amt oder auch jede par- 
ticolar Perfon ald Gegentheil nah Inhalt ihres Statuté und 
rächtlicher Form nad damit beyder Theilen Rechtſame unver: 
bürgt und ihr Grund verhört werden möge, citiert werden. 

Mann dann hochgedachte MGnd. Herren ein ganzer Lande 
Rath obftehenteß der Landfchaft Anbringen mit mehreren ver: 
nommen und dad ein und ander mit fattfamer Beratbfchlagung 
erdauret bat, man daraus abzunämmen g’hat day felbe ja einer 
Erleuterung von nöthen und deswegen befügte Urfach gehabt fit 
darum anzumelden und angubalten. 

Erft und fonderlih was fie auf eingelegte gnugfame Klag 
Grund und Anzeigung in Sachen der Unholderey die mit an: 
deren Lafteren ald Diebftahl, Mordthaten und dergleichen nicht 
zu vergleihen ein Proceß aufrichten müflen und von den Bes 
(hädigten da vilmahl dad Grundwäſen der rächter Erfundigung 
bangen thut, weder Bericht nod Kundſchaft aufnemen möchten, 
machen alfo darinnen diefe Diftinction und erfännen, daß man 
von den Befchädigten wohl Kundfchaft auffaffen möge, doch nicht 
bey denen die etwan ein urfprünglich audgeben oder Kläger wären, 
wird alfo ein jeweilender Richter weilen ed ein verborgen und 
verblendt Wefen, angemabnet ein forglam Aug auf mitlaufende 
Gfahr zu haben, die erforderliche Disfretion dißfalls zu gebrau- 
en und in allwäg zu verhüten, ohne genugfame begründte 
Urfah und Inditia einige Proceffen zu formiren, weßwegen 
die Materia vor und ehe wohl zu erdauren und im Fall ein 
Proceß alfo beftyfft und ergründt, angfangen und formirt, da- 
mit alddann enden oder fo eine nicht genugfam erfunden wurde 
felbigen nichtigen machen und deffen in geringen Sachen nicht 
mehr gedenken, damit biernach von Zeit zu Zeit nicht vil un- 
nöthiged zufammen gehoben und alddann mißbfaucht worden. 

Zum zweiten ift an ihme felbften wahr und allen Nächten 
entgegen, daß einen Deliquenten vor der Tortur oder Exami⸗ 
nation wo die Tortur nicht von nöthen, ein Copey des Prozeß 
follte zugeftellt werden, dann dadurch den Angefangenen eben 
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in dad Maul und Belanntnuß geben wurde mas fonften dem 
Ridter der Rechten gemäß zu Verhütung geboten, wann alfo 
ihre Statuta ſolches und voriges der Befbäbigten halber ſchon 
zugeben wurden, wöllen wir uns!) doch mit diefer unfer Erleu⸗ 
terung aufgebebt, annullirt und auch über diefe Bartifular 
biermit erfennt haben, daß hinfüro niemanden dergleichen Co⸗ 
peyen follen begünftiget werden, fie feyen dann zuvor gut oder 
peinlich eraminirt und das Rächt gewohnten Herlommen und 
Braud nach völlig ausgeftanden. 

Für das dritte finden wir wohlbegründet und haben ı es 
ſelbſten vilmahl ungern geſehen, daß Partheyen etwan auch 
vor der erſten Inſtanz ohn citiert des Gegentheils (es ſeyen 
das Amt⸗ oder Partikular⸗Perſonen) allhero zu Zeiten mit 
unwahrhaften Vorgaben erſchienen und Recht begehrt, dieſe Un⸗ 
formungen in rächte Schranken zu bringen und widerum ein⸗ 
zurichten erkennen wir, daß im Fall einer oder mehr wieder 
den Rath, Amtgericht oder Partikularen zu Lifenen daß es 
nach Weyßung ihrer Statuta die erſte Inſtanz vor ihrem Richter 
vornemen und fo vermeinte ihme am Rächten nicht genug bes 
ſchehen wäre, er dann appelieren und die Sad für den hießigen 
bodoberfeitiihen Staab ziehen möge. Mit dem Beding, daß 
jeder ohne Unterfcheid Gerichtd-, Amts⸗ oder Partikular⸗Perſonen 
dem Gegentheil gewohntem Brauch nach darzu verfündte umd 
ordentlich citieren laſſe, bei fl.25 Straf, mit Ausweyfung genug» 
famer Zeugnuß, ein Theil der Hohen Oberfeit, ein Theil der 
Lanbidaft und ein Theil dem Landvogt denen Ueberfebenden 
abzunehmen, 

Daß dann für dad vierte von den Statuten Copeyen geben 
werden, iſt auch darinnen ein Unterſchied zu verordnen und 
dem gemeinen Mann zwar nicht zu verhalten, was etwan die 
Landesordnungen und das Criminal betreffen möchte, daß aber 
unter ihnen das Malifizwäſen mit der Gelegenheit ſolte ausgebreitet 
und in fie geſteckt werden, das könnten wir nicht geftatten, fonder 
ſoll gnug ſeyn, daB deſſen der Richter Wiſſenſchaft habe, be⸗ 
fehlen und erkennen deßwegen allerernſtlichſte daß dem unſeren 
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Nechtspflege. 


1. Frauengut. Berträge zu Onnften Dritter. Trag⸗ 
weite eines Verzichts. 


Im Jahr 1881 verheirathete ſich die Wittwe V. in dritter Ehe 
mit D. — Diefelbe hatte aus erſter She eine Tochter, Namens Ida G., 
zu deren Bunften fe früher in die Schirmlade Winterthur 10000 Fr. 
gelegt Hatte, von denen fie fräter reſp. deren Ehemann 3000 Fr. 
lebzeitig ſchenkte, 7000 aber in Berwahrung ließ. Diefe 7000 verlangte 
nun D., der dritte Shemann der Mutter, aus der Schirmlade Winter: 
Hur, mit der Behauptung, Déefelben gehören zum Bermögen feiner 
Gbefrau, ſtehen alfo in feiner Berfügung, Finnen demnach jederzeit 
von ihm, alé Mandanten, zurückverlangt werben, um fo mehr, als er 
nicht Kantonsdürger von Züri und folglich dur allfällige fami⸗ 
lienrechtliche Berträge mit den Vormundſchaftsbehörden, unter deren 
ein feine Fran Hand oder feine Stieftochter nun Reben möge, nit 
gebunden fein Fönne, und aud dem Waifenamt Winterthur jedes In⸗ 
tereffe zum Behalten diefer Sr. 7000, alfo der Rechtsgrund zum Ber 
trage abgehe. 

Das Bezirksgericht Winterthur zuerſt und Darauf bas Obergeriht 
von Züri (22. Mär, 1862) wiefen aber dieſe Klage ab, lebteres 

in Erwägung: 

1. Daß der am 31. Mär refp. 3. Juli 1857 wiſchen den Liti⸗ 
ganten zu Stande gekommene Vertrag zweierlei enthält, nanilich eine 
Schenkung der Klägerin zu Gunſten ihrer Tochter aus erfter Ehe, 
Ida ©., ſodann eine Bereindrung, wonach 7000 Fr. von dem Ber 
mögen der Alägerin „behufs Sicherſtellung ihrer Grifen in die Shirm⸗ 
lade Winterthur gelegt. werden und darin fo lange verbleiben follen, 
als die Waiſencommiſſton Winterthur (die Beklagte) es für angemeflen 
evadte“; — 

2. daß die Klägerin, welge Heransgabe des im Bollziehung diefer 
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1. Frauengut. Verträge zu Gunften Dritter. Trag⸗ 
weite eines Verzichts. 


Im Zahr 1861 verheirathete ft die Wittwe D. in dritter Che 
mit D. — Diefelbe hatte aus erſter Ehe eine Tochter, Namens Ida G., 
zu deren Bunften fle früher in die Schirmlade Winterthur 10000 Fr. 
gelegt hatte, von denen fle fräter reſp. deren Ehemann 3000 Fr. 
lebzeitig ſchenkte, 7000 aber in Verwahrung ließ. Diele 7000 verlangte 
nun D., der dritte Ghemann der Mutter, aus ber Schirmlade Winter: 
fur, mit der Behauptung, diefelden gehören zum Vermögen feider 
Ehefrau, Reben alfo in feiner Verfügung, koͤnnen demnach jederteir 
von ihm, alé Mandanten, surüdserlaugt werden, am fo mehr, als er 
nicht Kentonsdürger von Züri und folglich burg allfällige fautts 
lienrechtliche Berträge mit ben Bormundfchaftsbehörden, unter denen 
einſt feine Fran Hand oder feine Stieftodter num Reben möge, mit 
gebunden fein Fönne, und auch dem Waiſenamt Winterthur jedes Ins 
teveffe zum Behalten diefer Er. 7000, alfo der Rechtsgrund mm Ver: 
tvage abgehe. 

Das Bairlégeridt Winterthur zuerſt und darauf bas Obergerigt 
von Bürid (22. März 1862) wiefen aber diefe Klage ab, letzteres 

in Erwägung: 

1. Daf der am 31. Mär refp. 3. Juli 1857 wilden dent Liti⸗ 
ganten zu Stande gefommene Bertrag zweierlei enthält, naͤmlich eine 
Schenkung der Klägerin za Gunſten ihrer Bodter aus erfter Ehe, 
Ida ©., ſodann eine Bereindarung, wonach 7000 Fr. von dem Bers 
mögen der Klägerin „behufs Sicherſtellung ihrer Eriſtenz in die Shirm⸗ 
lave Winterthur gelegt werden und darin fo lange verbleiben ſollen, 
als die Waiſencommiſſton Winterthur (die Beklagte) es für angemeſſen 
erachte“; — 

2. daß die Klägerin, welge Deransgabe des in Vollziehung Diefer 
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Bereinbarung in die Schirmlade gelegten Bermögens verlangt, mit 
diefem Begehren nur infofern obſtegen kann, als entweder 

a) der Bertrag von Anfang an nicht rechtönerbindli war oder 

b) derfelbe in Folge veränderter Berhältnifie feine Guͤltigkeit ver- 

foren bats — 

3. daß ad a im Allgemeinen davon auszugehen if, daß Berträge, 
weldder Natur fle auch fein mögen, an ih gültig und für die Gon: 
trabenten verbindlich And, foiveit fle nicht ausdrücklichen geſetzlichen 
Borfdriften oder allgemeinen Nechtöregeln entgegenftehen ; hievon Aus: 
gegangen aber, und da weder ein Gefeb noch eine fonflige Redtéregel 
beftebt, wonad es unzuläffig wäre, daß Jemand, fef es nun im eigenem 
Intereſſe oder im Intereſſe Dritter, auf den Bells und die Verwaltung 
feines Vermögens verzichtet und die Ausübung dieſer Redte auf den 
Mitcontrabenten überträgt, an ber Gültigkeit ‚von Verträgen der in 
Rede ſtehenden Art, fofern und fo lauge wenigßens befondere Gründe 
dafür obwalten, im Allgemeinen nicht zu zweifeln if, wie denn auf 
oberg erichtliche Eutſcheidungen in Abnligen Fällen von diefer Borans: 
feßung ausgehen (vergl. Beitf@rift für zürch. Rechtspflege DD. IV, 
S. 49 und Bd. VII, ©. 42); 

4. daß auch an einem ſpeziellen Grunde, weßwegen der fraglide 
Bertrag von Anfang an ungültig gemefen wäre, es gebricht und bic 
fn diefer Beziehung erſtinftanzlich aufgeRellte Behauptung, Daß die 
Gingebung ab Seite der Klägerin nit auf freiem Billen, fondern 
auf angewendetem Bwang beruhe, heute und zwar mit Recht nit 
mehr fegehalten worden ik; — 

5. daß ad b, fofern das Vertragsperhaͤltniß als Mandat oder, 
woran auch gedacht werden könnte, alé Depofitum aufzufaſſen wäre, 
das Recht der Klägerin zu belichiger Nüdforderung des in waifen 
amtliche Berwahrung gegebenen Bermbgeñs nach F 1144 vefp. S 1182 
litt, a bd. pr. ©, feRflände; jene Auffaſſung des Berhältuifies aber 
weder den nähern Berumfändungen, Die zum Abſchluſſe des Vertrages 
geführt haben, noch dem Inhalte des lebtern, befonders der Beſtim⸗ 
mung, wonach dad Vermögen fo lange in der Sdirmlade verbleiben 
fol, als die Beklagte es für angemeflen evadtet, eutfpredden würde, 
vielmehr der Vertrag unter Feine der im privetredtiiden Geſetzbuche 
behandelten Arten ſich fubfumiren tagt, ſomit ais unbenaunter Vertrag 
anuſehen if; — 

6. daß nun zwar, obgleiqh der Bertrag es in Das Grmeffen der 
Beklagten legt, wie lange das Vermögen in der Schirmiade au vers 
bleiben babe, der Anficht keineswegs beisupfliten if, Daß bierüber 
die blofe Willfür der Beklagten entfcheide, vielmehr zugegeben wer 
. den muß, daß aus einer Beränderung der Verhältniffe, wie nament⸗ 
lich aus dem Begfallen der Boransfebungen des Vertrages, nach Una: 
logie des Verhaͤltniſſes der frei milligen Bevogtigung, der Klägerin dad 
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Recht erwachſen koͤnne, auch gegen den Willen der Beklagten zurück⸗ 
zutreten und Rückgabe des Vermögens zu verlangen, weßhalb in Frage 
kommt, ob Verhäaͤltniſſe vorliegen, welchen dieſe Wirkung zugeſtanden 
werden muß; — 

7. daß dieſe Frage zu verneinen und der Amicht, es Babe bas Rechts⸗ 
verhäftuiß dur die Auflöfung der Che der Klägerin mit D. D. fein 
Ende erreicht, nit. beizupflichten iſt, weil, abgefehen davon, daß Die 
Klägerin nicht etwa nad dem Tode des B., und nachdem fle dadurch 
wieder eigenen Rechtens geworden war, Herausgabe des Vermögens 
verlangt; fündern bas Verhältniß bis zur @ingehung der neuen Che 
mit dem feblgen Ehemann D. unangefodten hat fortbeftehen Iaffen, 
— bie projectirte VBereheligung mit D. zwar feiner Zeit den Anftoß au 
dem Bertrage gegeben hat, gerade daraus aber, daß es in dad Gt 
meffen der Beklagten gelegt wurde, wie lange das Vermögen in der 
Sdirmlade zu verbleiben habe, mit Nothwendigkeit folgt, daß die 
Meinung der Gontrabenten nicht dahin ging, die Dauer des Rechts⸗ 
verhältniffes von dem Fortbeftande der fragliden Che abhängig zu 
machen und dem Wegfallen der lebtern auflöfende Wirkung zuzugeſte⸗ 
ben, wie ed denn auch einlenchtet, Daß die Gefahr für das Vermögen, 
deren Abwendung alleiniger Zweck des Bertrages war, möglicher Beife 
eben fo gut aus der Berfon des jetzigen Ehemannes der Klägerin 
drohen kann, wie ed ans der Perfon des B. der Fall gewefen fein 
mag; jedenfalld aber ein Beweis dafür, daß gegenwärtig jene Gefahr 
gar nit mehr, oder in geringerem Maße vorhanden fei, als zur Beit 
der Che mit B., nicht vorliegt und in zureigender Weife nicht ange 
boten worden id; — 3 

8. daß, wenn erſtinſtanzlich noch darauf abgeſtellt worden if, alle 
obligatoriſchen Verhaͤltniſſe müſſen für ſämmtliche Contrahenten ein 
pekuniaͤres Jutereſſe haben, und wo ein ſolches auf der einen oder 
auf beiden Seiten mangle, fei Fein gültiger Bertrag vorhanden, hierauf 
au erwiedern ift, einerfeits, daB bei der Vormundſchaft und bei vers 
wandten Berhältniffen, 3. D. Hei einem Bertrage, durch welchen Ge 
wand, um der Devogtigung wegen Verſchwendung zu entgehen, gegen⸗ 
* über dem Gemeinderathe ih verpflichtet, fein Vermögen in die Schirme 
Iade abzugeben und dort aufbewahren zu laffen, von einem peluniären 
Intereſſe der Mitglieder der Vormundſchaftsbehörde Peine Rede fein 
Bann, während die Gültigkeit folder Verträge Kaum wird bezweifelt 
werden wollen; anderfeits daß es hier an einem pekuniaͤren Sntereffe 
inſofern Peineswegs fehlt, als die Tochter der Klägerin, Ida G., die 
wegen Minberidbrigleit nod unter Vormundſchaft Recht, beim Vers 
armen der Mutter in den Gall Fommen koͤnnte, nicht nur ihre An: 
wartfegaft anf das vorhandene Bermögen zu verlieren, fondern auch 
Unterffüsung zu verabreichen, und Daher, wenn man auch annehmen 
wollte, die Beklagte fei ans eigenem Nechte nicht befugt, die Verab⸗ 
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folgung bed Bermögens qu verweigern, immer no in Frage Fame 
ob nicht die Toter Ida G., deren Interefie die Bellagte bei Ab: 
ſchluß des Vertrages offenbar weſentlich im Auge Hatte, A der Heraus: 
gabe mit Erfolg widerfegen köͤnnte; — 

9. Daß endlich der Ehemann D. die Beichräntung, welde Das 
Recht feiner Ehefrau hinfichtlih der Difpofition über ihr Vermögen 
erlitten bat, auch Hd -gegenüber als wirkſam anerfennen muß, Da auf 
Geltendmachung Diefer Beſchraͤnkung die Beklagte reſp. die Toter 
Ida ©. ein eigened Net erlangt haben, und D., der fein Net nur 
von demienigen feiner Ghefrau bevleitet, und der, was mt Bezug auf 
ihr Bermögen vor Gingebung der Ghe in rechtsgültiger Welle verfügt 
worden if, anerkennen muß, nicht berechtigt fein Bann, mehr für fd 
anzuſprechen, als feier Ehefrau ſelbſt zußehen würde, 

(Swalter, Zeitſchr. für zürch. Rechtspflege, Bd. XI, S. 92.) 


2. Neiciffion vou Berträgen auf Grund nachberi- 
gen Falljments. 

„Leonz Duft in Schänis verlor 1860 feine Frau dur ben Tod; 
feinen Credit hatte er Durch zwei Fallimente fchon viel früher verle- 
ven. Das Batfenamt drang Daher im Intereffe von ſechs binterfaffenen 
Kindern auf Theilung und Sicherſtellung des Frauenvermögens im 
Betrage von 2545 Fr. und lieh hiefür im October 1860 eine amtliche 
Mufforderung an ©. Duft ergehen. Aber fon waren wieder mehrere 
und bedeutende Gläubigen f@neller geweien als dad Waiſenamt und 
hatten bereits Alles verhaftet und gefdäbt. Da verkaufte Duft dem 
Vogt feines dlteften Sehnes Robert (bevogtet dur Bezirksvichter Se 
baſtian Thoma) fein Deimmefen und Fahrhabe um 9000 Gr. Zur 
Baablung wurde der Käufer an die Pfandſchulden und an mebrere 
treibende Gurrentgldubiger und an feine und feiner Geſchwiſter Mut: 
tergutöforderung gemiefen und im Fernern verpfligtet, alle Grebi: 
toren, welche innert den folgenden 21 Tagen für ihre Forderungen 
pfänden würden, abzuführen. Dagegen verzichtete der Verkäufer zu 
Gunßen der Kinder auf feinen eigenen Untheil am binterlaffenen 
Frauenvermögen,, der ibm ala Mann hätte erbrechtlich zußallen meüffen. 
Strazziert wurde biefer Kauf am 4., gefertigt am 10. December. Wirt: 
lich meldeten fih noch einige Creditoren und wurden bezahlt; am 
10. Januar 1861 erklärte ſich dann aber L. Duft in das Galliment, 
und 7700 Fr. gingen verloren. 

„Unter den zu Verluſt gefommenen Gläubiger befindet ſich and 
Zohan Huber, der eine Forderung von 2600 Fr. auf 2. Duft beſttzt 
und nun den von dieſem vorgenommenen Verkauf feiner Liegenſchaften 
und Fahrhabe und die Schenkung feines Anthetls am binterlaffenen 
Frauenvermögen anfigt und in Die Meffe vindicieren will. Er erklärt 
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den getvoffenen Kauf und Schenkung für nichts Anderes als eine vers 
brecheriſche Beiſeiteſchaffung von Vermögen zu Sunften der eigenen 
Kinder und für ein Scheingefhäftz e8 gehe biefes aus dem Umftanbe 
hervor, daß der Kaufpreis gerade fo viel betrage als die Schulden, 
die Duft decken müfle und wolle; in einem folcden Vermogenszuſtande 
babe Niemand das Net, zum Schaden feiner Gläubiger noch Schen⸗ 
Fungen on die Kinder vorzunehmen. 

„Die Beklagten dagegen entgegneten: . 

„1. Der Kauf fei unanfedthar vom gefebliten und vom moralis 
fhen Standpunkte aus. Vom gefegligen Standpunkte aus fei 
Far, daß Duft zur Zeit, als er ihn abſchloß, Mann feines Nechtes 
und beretigter Disponent feines Eigenthumes gewefen ſei; da dur 
die von Seite der Käufer gefchehene Uebernabme und Dedung aller 
Greditoren, die ihn gepfändet hatten, ihn nichts gefehlig an der 
Deräuferung am 4./10. December bemmte. Nach St. Galliſchem Redte . 
müffen zwiſchen einem Kaufe und einem Fallimente 21 Tage ablau—⸗ 
fen.?) Hier fei eine größere Friſt abgelaufen, da die Kalliments- 
erflärung erft am 10. Sanuar eingetreten fei. Vom moraliféen 
Standpuncte aus. fei der Kauf beredtigt, weil die Kinder für ihr 
Guthaben, reſp. die Behörde für die Waifen fo gut forgen dürfe 
als andere Släubiger für Ah und Ihr Guthaben, und vigilantibus 
jura fei bier der oberſte Moralgrundfag. — 2. Duft babe einige Zeit 
früher dad gleige Heimmelen, jedoch ohne Fabruiffle, an einen ges 
willen Dietrid um 8000 Fr. verkauft gehabt; dieſer fei aber vom 
Kaufe zurüdgetreten und babe den Reuſchick bezahlt. 

nil. Sei der Kauf rechtskräftig, fo fei dieß au eine Schenkung. 
Duft wäre fogar beredtigt gewefen, das Geld zum Genfter hinaus: 
zuwerfen.“ 

(St. Sallerzeitung vom 16. Sept. 1862.) 

Das Bezirksgericht Gafter urtheilte am 28. Zuli 1862 (m dieſem 
Streit zwifgen Johann Huber ald Kläger und Schaffan. Thoma no- 
mine und als Vogt von Jo bert Duft als Beklagten, über die Rechtes 


+) Geſetz Über die Coneursordnung vom 23. Zunt 1820, Art. 19: 
„Ale in den lebten 21 en vor den, nach Vorſchrift des zweiten 
„Artikels des zweiten Theild gegenwärtigen Gefeges, an den Kreis: 
„ammann gebraten Beranlaffungen des Goncurfes, HE enen Ver⸗ 
„Außerungen von Li egenſchaften, Haus: und Feldgeräthfpaften, oder 
„von was immer für Gffecten, mögen von der Maſſa eingelöfet wer: 
„den. Benn aber -aué den limfänden erhellet oder fonft erwielen | 
„wäre, daß beide, der Beräuferer und der Gmpfängen, fig hierbei 
„der Mrglift oder Gefährde ſchuldig gemadt haben, {0 gr folge Vers 
„änßerungen unentgeldlih zur Mäſſa miberrufli®.* Uls eine folge 
Beraniaffung des Goncurfes nennt Urt. 1a: „Wenn ein Schuldner 
„ AG felbR dei dem Kreitammann zahlungsunsermdgend erflärt, ben 
n Slänbigern fein Bermögen abtritt und um den Concurs anbaltet.“ 
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frage des Klägerd: Iſt nidt der zwiſchen Bater Leon Duft und Sohn 
Robert Duft abgeichloffene Liegenſchafts⸗ Hans) und Fahrnißkauf 
vom 4./10. Dezember 1860 ald null und nichtig und das Kaufsobject, 
menigfens die im Kaufact enthaltene Sdenfung als Maflagut im 
Balliment von Leons Duft zu erflären ? 

In Erwägung... . 

2. daß der vorliegende Kauf mit allen geſetzlichen Requifften vers 
feben — formell und materiell als reétélräftig angefeben werden muß; 

3. daß die laut Kauf vom 4./10. Dezember 1860 gemachte Abtre⸗ 
tung im Betrag von Fr. 2545. 45 refp. Reſtituierung des fchuldigen 
Miuttergutes an die Kinder Duft — als ein Beftandtheil des zwifchen 
Bater und Sohn Duft abgefdioffenen Kaufes angefehen werden muß 
und Daher als rechtsgültig zu betradten iff . . . 

Erkannt: Kläger fei mit feiner Nechtöfrage abgewielen. 

Das Kantonsgericht Heflätigte biefes Urtheil am 4. September, in 
Erwaͤgung: 

1. daß Kläger in erſter Linie die Aufhebung des zwiſchen Vater 
und Sohn Duft am 4./10. Dezember 1860 abgeſchloſſenen Liegenſchafts⸗ 
anfaufs anbegebrt, daß aber jener Kauf nad aller Form Nechtens 
adgefhloffen und gemeinderäthlich gefertigt erfcheint, weil zu jener 
Zeit Verkäufer Mann feines Rechtes war; 

2. daß Kläger in zweiter Linie eine im Kaufact enthaltene fog. 
Schenkung in die Concursmaſſe zurüdfordert, daß aber jene Sen: 
kung nicht dem Beklagten ausſchließlich, fondern ſämmtlichen Dufti⸗ 
fgen Kindern gemacht wurde, fomit dießfalld nit der Beklagte allein 
ins Recht gefaßt werden Bann. 

(Directe Mittheilung.) 


8. Turpe. 


Der nordamerilanifge Babnarst P. hatte feine Kun an einer 
Dame zu S. geübt. Als ed zum Zahlen Fam, ward er mit deren Ge 
mabl über den Preis feiner Leitungen nit einig, und es entwidelte 
ſich zwifgen dem Arzt und dem Bablungspflichtigen eine Gorrefponden;. 
Diele braÿte der Rordamerifaner dem Drudereibefiter Herren B. & R. 
in B. zum Satz. Das Mannfeript teng den Titel: „Beleuchtung einer 
frregeleiteten Meinung , ein Pünfliches Gebiß betreffend “ u. f. w. 
Urglos übernahmen die Drudherren diefen Uuftrag. Der Autor 
hatte ſich vorbehalten, den Schluß noch nachzubringen. Diefen bildete 
ein legter Brief an ben Semabl, Herrn B. in S., mit der Drohung, 
falls er AG mit ibm und dem Autor nicht einige, fo werde er diefe 
Gorrefpondenz, von der er ein Eremplar ihm beilege, öffentlih maden. 
Rad Bollendung des Sapes, bei der Revifion, bemerkten die Drudkereis 
befiger Die Abſicht und meigerten den Abzug und die Ablieferung 
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der abgerebeten 100 @remplare, wenn wenigfiens Die Berfderung ih⸗ 
nen nicht werde, daß der Autor ihnen die allfällige Geldſtrafe ab: 
nehme. Zwei Œremplare hatten fie immerhin der Brefie in die Hand 
des Autors entſchlüpfen laflen. Da nun derfelbe Feine Miene médte 
zur Zahlung, fo belangten fle ihn für Sas und Druck. Gr befiritt 
die Forderung nicht, verlangte nur die Ablieferung der 100 Eremplare. 
Das Civilgericht Bafel (dur Spruch vom 12. Mai 1863) entfchied 
abweifend wie folgt: 

In rechtlicher Beziehung ſtehe feft, daß nach unfrer Geſetz⸗ 
gebung G.⸗O. $ 308 in unebrenbaften Sagen Forderungen nigt 
geltend gemadt werden dürfen; ferner, daß die. Dienfle der Kläger 
ed waren, durch deren Verwendung ed dem Beklagten gelungen fev, 
die fraglite Bahlung von feinem Gontrabenten zu erpreflen; Daß mits 
bin diefe Dienfte fowobl, als die Handlung, an welche fie id an: 
f@loffen, als unehrenhafte Sade ft barfellen und eine Forderung 
für folge Dienße ais in Rechten nicht klagbar erſcheine. 

Directe Nittheiluns. 


4. Erfüllungsort. 


Unterm 1. Januar 1859 unterzeichnete W. Kiefer einen Schuld⸗ 
fein von Gr. 100,000 zu Gunſten 3. H. Kiefer. Der Erftere war 
Aflecis eines Haufes Lefmann Kiefer und Thomaß in New:Yorl. Als 
nun fpäter Diefes Kapital gefündigt wurde, war die Antwort, ed werde 
bezahlt werden; über die Währung entſtand aber Streit, welcher rich⸗ 
terli ausgetragen werden mußte. 

Die Einzahlung war in Bafel bei Dem Banquierhaus Biſchoff de 
St. Alban in effectiver, plabübdliger Währung geleitet worden. Der 
Antrag des Deflagten ging dahin: 

Kläger fei mit feiner Forderung infoweit abgewiefen, daß er die 
Bezahlung der 100,000 Fr. im biefigen Domicil Des Klägers nit 
vor Gintreten des normalen Gurfes für Bahllıngen, ſei es in Baar, 
fei es in Wechſeln von Nordamerika nah Europa verlangen bürfe; 
Daß er dagegen bereihtigt fei, mit feinen 100,000 Fr. in New: York 
den 31. Mai zahlbar, mit eben Diefem Tage zu verfügen; daß ihm 
ferner der Beklagte haftbar bleibe für allfällige Berlufte an Anlagen, 
welche Kläger im Ginverftändnif mit dem beklagten Bender in News 
York oder fonft in den Nordſtaaten Amerika's befchließen werde. 
Alles im Sinne der vorjährigen Vereinbarung vefp. Bufage. — Diefe 
Bufage wurde aber befritten und die Beziehung des Beklagten zu den 
nordamerikaniſchen Gurfen ald unerheblich bezeichnet, wenn aud die 
Schuldſumme möge in das nordamerikaniiche Geſchaͤft gefloffen fein 
und Kläger alé Sommanditair darin gelten möge, fo daß er bedeutende 


10 Kauf. Eqhabenerſab. DObligalionenrecht 


Proviſionen und 72, Binfen daraus gezogen babe. Der Beklagte 
wurde auch wirklich mit feinen Einwendungen ahgewieſen: 

Da als Erfüllungsort einer Zahlungsverpflichtzug, wo ein Un 
deres nicht abgeredet oder aus den Umfänden ju entnebmen if, der 
Wohnort des Darleihbere zu gelten hat; nun aber im vorliegenden 
Fall aus dem Beifabe, daß dad Darleihen zu Handen eines in New 
York domicilierten Haufes erfolgt fev, eine ſolche Aenderung der Negel 
ebenfowenig zu folgern ift, als felbft nad den Uusfagen des Bellag- 
ten aus den Verhandlungen, melde zwiſchen den Barteien dur 
Herrn 3. follen geführt worden feyn, eine ſolche Ubrede ih mit der 
erforderligen Beftimmtheit bei der vollkändigen Läugnung des Klä- 
gers ergäbe. 


(Directe Wittheilung.) 


5. Liegenfaftsvertauf. Pflicht Des Verkäufers, bei 
nicht erfolgter Fertigung den Käufer für Aufs 
weuduugen auf der Liegenfchaft zu entfchädigen. 


Friedrich Taure verkaufte am 21. Sanuar 1859 an Job. DBorloz 
ein Grundftüd bei Billeneuve; diefer Verkauf war nur mündlich ab⸗ 
geſchloſſen. Der Käufer ließ fofort auf biefes Brundküd eine Quan- 
tität Dünger führen und bezahlte an den Berfäufer als Angelo 12 Zr. 
Als er Hierauf den fürmlihen Raufact mit dem Verfäufer errichten 
wollte, weigerte: fich diefer den Verkauf zu vollsiehen. Borloz forderte 
daher Die 12 Fr. Angeld zurüd, und 105 Fr. für 7 Fubren Dünger. 
Taure wies diefe Rechnung zurüd, wollte ibm bloß bas Net zuger 
Kehen, den Dünger wieder wegzuführen, und erklärte, zu Peiner Ent: 
ſchaͤdigung verpflichtet zu fein, da Art. 1114 des code civil !) Feine 
Klage aus einem nicht gehörig gefertigten Kauf zulaffe. 

Der Friedensriter von Villeneuve und der Saflationsbof ſpra⸗ 
@en aber dem Borloz die geforderte Entſchädigung zu: 

Considérant qu'aux termes de l'art, 1114 du code civil, la pro- 
messe de vente d'un immeuble ne donne droit d'action, soit au ven- 
dear soit à l’acheteur, que lorsqu'elle est le résultat d'enchères pu- 
bliques ou qu'elle a été faite devant notaire, ou qu'elle a été écrite 
en entier, daïée et souscrite de la main de celui dont on requiert 
la passation de l'acte; | | 


1) Art. 1114. La promesse de vente d'un immeuble ne donne 
droit d'action soit au vendeur soit à l’acheteur, que lorsqu'elle est le 
résultat d'enchères publiques, ou qu’elle a été faite devant notaire, ou 

u'elle a été écrite en entier, datée et souscrite de la main de celui 
dont on requiert le passation de l'acte. 
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Attendu qu'aux termes de cot article ia promesse de vente ver- 
bale faite par Tauxe à Borloz ne denne à ce dernier aucun droit 
d'action en dommages contre Tauxe pour son isexécution; 

Que, tontefois, les dispositions de l'article susmentionné ne sau- 
raiont avoir pour effet d'empêcher Borloz de réclamer la somme de 
12 fr. qu'il a livrée à compte du prix de la vente, vu qu'il était 
acquéreur de bonne foi; 

Considérant du reste, que l'action intentée par Borloz à Tanxe 

n'est pas l'action mentionnée à l'art. 1114 du code civil, mais bien 
celle qui résulte de l’art. 1037 du code civil, !) action complétement 
distincte et indépendante de celle qui découle du principe posé à 
l’art. 1114 du code civil; 

Attendu que la reprise de l'engrais ne pouvait avoir lien, vu la 
difficulté qu'il y aurait à le ramasser et vu le grand déchet qui en 
aerait le résultat. 

(Journal des tibunaux Vaudois, VII [1869], p. 258 ss.) 


6. Kauf. — Negreßpflicht für mangelbafte Proceß⸗ 
inftruction. Kauf auf Beftelluug oder auf Ans 
gebot? 


Um 30. April 1861 wurde die Société des Messageries in Maja- 
met vor dem Handelötribunal in Gaflres (Dep. du Tarn) auf Erſatz 
bes Schadens belangt, den der Kläger, Matthias Breiswerk in Bafel, 
Dadurch erlitten babe, daß er ein Ballot Tuchwaaren nicht redticitig, 
Überhanpt nicht erhielt, das unterm 16. Februar gleichen Jahres durch 
die Herren Touloufe und Rivet der beklagten Société zur Beförderung 
übergeben worden fei., Diefe rief die Mittelmeer-Lyonbahn, diefe die 
Oſtbahn, die Lebtere die fchweizerifhe Centrafbabn in's Net. Es 
ergab fi bei. dDiefem Anlaß aus den Büchern der Basler Fuhr- 
beamtung und aus den Zollcontroien, daß die Gradt für dieſes Ballot 
am 18. März und am gleichen Tage auch der Zoll von Matthias Preis: 
werP, dem Ybreffaten der Waare, bezahlt worden mar, und, über das 
Schickſal des Ballots angefragt, erPlärte der Speditor Wild der Kauf- 
bausbeamtung (6. September 1861): In Entgegnung Ihrer heutigen 
Buf@rift bemerte Ihnen, daf Matthias Preismerf dahier Feither Ges 
legenheit gefunden, die obwaltende Differenz direct mit den Abfendern 


") Art. 1037. Tout fait quelconque de l'homme, qui cause à autrui 
un dommage, oblige celai par la faute duquel il est arrivé à le ré- 


perer. 
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qu (Sligten und das Gollo M. P. 7348 gegen daranf haftende Fracht 
und Spefen in Empfang genommen bat. Auf diefe Erklärung bin 
unterließ die Gentralbabn Die Bertretung der Oftbahn, zu der fie nad 
dem Bertrage mit berfelben veranlaßt mar, und Die belangte Gefell: 
f@aft wurde in Caſtres an einem Sdabenerfat von Fr. 50 und zur 
Bezahlung der Koften (Fr. 160.) verfällt. Regreßweiſe gelangte fe 
sun an ihre Abnehmer und fo zuletzt wiederum die Oſtbahn an die 
Gentralbabn in Bafel, welche ibrerfeits die Reufhaus-Gommiffion, fo: 
wie diefe Heren M. Preiswert in's Net rief. \ 

Da unzweifelhaft blieb, Daß die Gentralbahn das fraglige Ballot 
rechtzeitig von der Oſtbahn erhalten hatte, fo wurde jene dur Sprug 
bes Givilgeri®té vom 17. Suit 1862 and wirfiig zum Grfag aller 
bisher erlaufenen Zahlungen und Koften verurtheilt, hinwiederum aud 
ihr gegenüber die Raufhaus-Gommiffion als erfaspflichtig erklärt. 

Unterm 7. Oftober wurde bdiefer Spruch zweitinſtanzlich beflätigt. 
Die gelammte Summe, welche das Kaufhaus an zahlen hatte, einfchlich- 
lié aller Gerichte: und Advocaturkoſten betrug jetzt Fr. 726. 10. 

Diefen Betrag verlangte nun in felbfftändiger Klage die Kauf: 
haus⸗Commiſſion von Matthias Preiswert auf Grund der Thatfache, 
daß er die fraglide Waare rechtzeitig in Empfang genommen, derem 
Fracht und Zoll bezahlt und demnach den Proceß in Frankreich an- 
gehoben babe, als Bätte er fie nicht empfangen, ein Verfahren ohne 
Gleiden, das ihn zum Erſatz in hoͤchſtem Maaße verpflichte. 

Die Antwort des Beklagten ergab aber, daß allerdings der Zoll 
und Die Fracht bei Herrn M. Preiswerk eingezogen, von ihm auch während 
ded März und April der Waare behörigen Orts immer nachgefragt, 
fle ihm aber nit zugefommen war, und er darum allerdings von 
feinem Abſender Schadenerfag verlangte, und da ihm biefer Denfelben 
aufiderte, er ibm dagegen, auf fein, des Abfenders, Begehren, unterm 
26. April Proceßvollmacht zugehn [fef, mas die fpätere Berurtheilung 
deë Raufhaufes zu Bafel zur Folge hatte. Zugleih ergab ſich aus 
der Antwort, daB allerdings Ende Mai Herrn Preiswerk von der 
Fuhrbeamtung des Raufhaufes Bafel angezeigt wurde, endli babe 
ſich nad vielem Nachſuchen an unrechtem Orte, das Ballot gefunden, 
daß aber Herr Preiswerk jebt die Annahme weigerte, und daraufhin 
durch die Fuhrbeamtung dieſes Ballot dem Speditor Wild zur Ber: 
wahrung übergeben ward, welder ed aug behielt, bis nad erneuer: 
tem Andringen des Haufes in Mazamet, Herr Preiswerk fé beſtimmen 
ließ, die Waare bei dem Depofltar der Fuhrbeamtung zu beziehen, 
und unter Abzug von 15%, Rabatt zu bezahlen, nachdem ihm vorher 
von feinem Verkäufer gefehrieben worden war (31. Mai 1861): Nous 
avons consulté notre avocat chargé de cette affaire et nous en- 
voyons la réponse. D’après son avis il convient que vous recevies 
la balle et que vous en fassiez reçu sous toutes réserves de vos 
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droits. Nous tiondrons compte des dommages que le chemin de fer 
accordera et qu'il ne peut s'en dispenser, 

Bon Gang und Ausgang des Procefied in Gaftres erhielt Herr 
Preiswerk, auf deffen Namen er geführt wurde, erſt durch die Klage 
des Raufhaufes Nachricht. 

Dieſe wurde vom Fivilgericht Baſel mit Spruch vom 31. Maͤrz 
1863 abgewieſen. 

Da der klaͤgeriſche Antrag darauf abſtellt, daß Veklagter bei rich⸗ 
tigem Empfang von Waaren, deren Beſteller er war, handelte, als 
ob er dieſe Waaren nicht empfangen hätte, indem er einen Proceß forts 
feste auf Grfag diefer Waare, in Folge welches Proceffes der Kläge 
rin Sr. 726. 10 zu zahlen auferlegt worden fei, deren Erſatz deshalb 
Beflagter zu leiften babe; nun aber es gegenüber ber Beftreitung des 
Beklagten der Klägerin obgelegen iwäre, dieſen Empfang als wirkliq 
richtig darzuthun, was ſie mit alleinigem Nachweis der Bezahlung 
von Fracht und Zoll nicht gethan, indem mit Bezahlung der Fracht 
der Empfang nicht erwieſen if; und der fpâtere Bezug dieſer Waare 
durch den Beklagten als ein vollſtäändig neues Geſchäft zu betrachten 
iſt, das Beklagter gleich einem Dritten mit dem Berfender der Baare 
auf andere Bedingungen abſchloß, wie aus dem vom Beklagten einge 
legten Briefe derfelden d. d. 11. Juni 1861 hervorgeht; folglich au 
die Zumuthung an den Bezüger nicht gefellt werden Flann, eine Proceß⸗ 
vollmadt, die er alé Befteller ausgefertiat, als nener Käufer zurück⸗ 
zuziehen. 

(Directe Mittheilung.) 


7. Seimſchlag au den Verkäufer wegen Verſpätung. 


Am 18. October 1862 beſtellte H. Jetzeler in Baſel dem dortigen 
Agenten 3. Urtmann reſp. dem Haufe E. und ©. Etienne in Nantes 
einen Waggon Melis, grains fins, premier choix fr. 30 pr. 100 Kil., 
[teferbar im Monat Dezember. Es wurde im Laufe des Novembers 
bekannt, daß die Frachttaxe auf den Melis ſowohl auf der Bahn 
Örleand : Paris, als Paris: Straßburg: Bafel werde ermäßiget mers 
ben, was auf die in Frage liegende Fracht Fr. 68 erbragt hätte, Der 
Detteller erfuchte daher um Verſchiebung, fpäter aus anderen Grün 
den um Unterlaffung der Sendung. Lebtered verweigerte Das Haus 
Etienne grundſaͤtzlich; Erſteres fief. auf Schwierigkeiten wegen Depot⸗ 
Gefahr und Aſſekuranz, und unterm 6. Dezember erliehen E. und G. 
Gtienne an Jebeler Avis des Abgangs der Waare. Aus unbekannten 
Gründen verzögerte ſich die Ankunft bis 4. Januar 1863. Mad öfters, 
wiederholter umfonfiger Nachfrage im Laufe des Dezembers 1862 ers 
klaͤrte am 29. Zegeler, er merde bei Ankunft die Unnabme verwei⸗ 
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gern. Artmann behauptete, am 30. babe er Dem Beſteller Kenntniß 
davon gegeben, daß eine gleiche Onantität deſſelben Fabricats zu ſei⸗ 
der Verfügung hier liege, obwohl mit anderer Adreffe und Nummer 
verfehen; immerhin nehme er es auf ih, fle ihm, Seteler, zuzuwen⸗ 
den. Sebeler behauptet, von einer andern Adreſſe fet nichts geſpro⸗ 
den worden, ebenfo nichts von Tauſch; nachgefehen babe er die Waare, 
die Adreffe an einen Andern erft bei diefem Anlaß bemerkt, fowie die 
Berfhiedenheit der Marke und der Zahl der Brode und bei Annahme 
Schwierigkeiten niit feinem Sommittenten befürchtet, darum verzichtet. 
Bei Ankunft der rechten Sendung blieb er dei feiner Verweigerung 
der Annahme. 

Das Civilgericht Bafel hielt ibn aber zu derſelben durch Spruch 
vom 29. Januar 1863 an: 

„Da Berſpätung bei Sendungen nur dann als Grund zur Weis 
„gerung von Annahme einer Waare gelten Fann, wenn in der Natur 
„des Geſchäftes Ablieferung auf beſtimmte Beit als einverſtandener De: 
 „Himmungsgrund zum Bertrage erfdefnt, oder unerfegliger Schaden 
„vorliegt, welches Beides in gegenwärtigem Streite nicht der Falk if, 
„am allerwenigken aber, wo, wie im vorliegenden Fall erweislicher 
„maßen gefhah, an die Stelle der zu liefernden Waare folge gleicher 
„Gattung redtzeitig angeboten wurde, ohne daß dem nerbieten 
„Gründe aus der Qualität der Waare entgegengefeut worden And.“ 

(Directe Mittheilnng.) 


8. Anuahmeweigerung wegen Nichtbeitelluug. 


SIofeph Beingartner im Maibof zu Lujern fandte dem Jakob Mühle: 
Bach im Jahr 1862 am 11. Februar Wein im Betrag von Fr. 389. 55. 
Der Adreffat erPlärte dem Fuhrmann fofort, er babe ihn nicht beſtellt 
und nehme ibn auch nicht an. Der Fuhrmann bes Abfenders erwies 
berte, er führe doch den Wein nicht gerne wieder zurück; Mühllebach 
möge ihn do, feinen Rechten unbefdabdet, einkellern. Hiefür lag 
voller Zeugenbeweis vor. Der Wirth that Died. Der Abfender aber 
belangte ihn, indem die Einkellerung conciudente Handlung für. An: 
nahme fei. Das Obergeridt von Luzern, dur Spruch som 9. Juli 
1862, wies jedoch in HebereinWinmung mit der erſten Juſtanz dem 
Kläger ab mit biefer Schlußfolgerung, da unter Dielen Umſtänden Das 
Llegenlaffen des Welns firr den Beblagten durchaus Feine rechtlichen 
Zolgen haben Pönne, indem Mühlen, als mit dem Kläger is Reis 
nem Obligationsverhältniß ſtehend, bumfelben gegenüber auch zu Pets 
som Thun rechtlich verpflichtet geweſen fei. 

(Dévecte Mittbeilumg.) 








OHigationenskEt.] Zugrecht. 15 


9 Zugrecht. 


In Baſellandſchaft gilt Praft Landesordnumg von 1813 ($ 161) 
ber Satz: 

» Benn ihrer Zwei oder Diehrere ein Haus, Schemme oder 
andere Liegenſchaft gemeinfamlich Befigen und Einer der Inhaber 
feines Unibeil verfauft, fol demjenigen, der auf fon Theil 
daran bat, dad Zugrecht geftattet fein.“ 

Mit dem Gaſthaus zum Engel in Pratteln ward nun fm Jahr 
1861 eine Stallung und Scheune verkauft, die unter bem Dach des 
Jakob Stingelin-Schweizer ich Hefanden. Bis 1785 hatte ſowohl das 
Gafthaus zum Engel als diefe Scheune und Stallung und das mit 
dieſen beiden lebtern unter einem Dach ſtehende Gebäude Einem Gi: 
genthumer angehört, waren aber durch Uct vom 6. April gl. Jahres 
in der Reife getrennt worden, daß Stall und Scheune (Gaſtſtall) zum 
Engel geſchlagen und der Übrige Theil des Gebäudes in andre Hände 
gebracht wurde. Bei mebrern inzwiſchen vorgelommenen Eigenthums⸗ 
medfeln war jeweilen Stall und Schenne mit dem Engel ohne Wi⸗ 
derfpruch übergegangen. Jetzt aber madte ber Gigenthümer des unter 
demfelben Da befindlichen Gebäudes Anfpru auf das Zugrecht des 
Mitbefigers. Die erſte Inſtanz (Bezirkögericht Lieſtal) ſprach auch 
(25. April 1862) dem Kläger diefed Recht zu, die zweite dagegen 
(14. Ang.) verwarf biefe Berwendung bes Zugrechts unter folgender 
Motivierung : 

4. was das Thatfädlidte angeht, fo {ft auszufpregen: eine Ges 
bäulicgkeit, welche von jeher ununterbrochen in Verbindung mit ef: 
nem Hauptgebäude zur Betreibung eines Geſchäfts reſp. Gewerbe, 
wozu das Dauvpigebände ausſchließlich hergeſtellt, eingerichtet und 
ebenfo nnunterbroden benirtzt worden; eine folde Gebäuligfeit bil 
det unzweifelhaft eine zum Hauptgebäude zufammengebörende Liegen⸗ 
fdaft, wobei durch gegwungenes Auseinanderreißen ſchon das Haupt⸗ 
gebäude geradezu beſchädigt refp. im frühern Werthe ſelbſt gemindert 
werden müßte Dazu it felbf nicht abfolut notwendig, daß beide 
Gebanlichkeiten ganz aneinander liegend fein müſſen; wenn nun fo 
Bufammengebôrendes von jeher, ja mehr als flebenmal über die ges 
ſetzliche Berjährungsfrik hinaus im Zufammenhang mit einander Bes 
nisbte and: in einem Geſammtkauf verfauft wird: fo könnte unter 
Îe gegebenen Umfländen ein Zugrecht hoöchſtens auch nur aufs Game 
geltend: gemadt werden, beide Liegenfaften wären nänsli nach bie: 
fer Vorausſetzung nicht nur vom gleichen Beſttzer, fondern eben ſelbſt 
im inneren Zufammenhang unter einander beſtimmt und Benhbt mere 
den; was nun Zwei nach biöheriger Bekimmung und Benükung eins 
ander. vers und ablaufen, dieſes zu trennen und zwar zur nothwendis 
gen Schädigung des Andern, baranf vermag Fein Dritter zu dringen 
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und das müßte durch Bug nur eines Theiles geſchehen; Das geſetzliche 
Zugrecht geſtattet nirgends Trennung von Zuſammengehörendem; 

5. mit der Frage daher: „iſt das Engelwirthshaus zu Pratteln 
durch bedeutend lange Beſtimmung und Benützung und reſp. die zu 
ziehen behauptete Stallung und Scheuneantheil alé ein Zuſammen⸗ 
gehörendes, das eine ohne dad andere der bisherigen Beſtimmung 
nothwendig entfrembet anzufehen oder nicht?“ if auch die obſchwe⸗ 
bende Rechtsfrage entſchieden; 

6. dieſe Frage aber iſt ohne Anderes zu bejahen; au einem Gaſt⸗ 
haus gehört nun einmal nothwendiger Welle, um die Baftgebung ge 
bôrig auszuüben, eine Stellung für Nup-, Zug: und Neitibiere, und 
die zur Stallung nothmendige Schenneneinrihtung; fon anno 1785 
ward biefe felbe Stallung ſtets Gaſtſtall zum Hauptgebäude gehörend 
genannt; der andere Theil, der damals das erwarb, weldes nun RIà: 
ger befitt, und von meldem aus er’s Andere an ſich ziehen will, ließ 
fé bas Betrachten ald Gaſtſtall als zum Wirthshaus gehörend, ohne 
Ginwendung mithin Killichweigend gefallen, dadurd aber verzichtete 
er für ih und alle Rechtsnachfolger fhon damals und für fo lange, 
alé die gleiche Gemeinfamlicgkeit und Zuſammengehörigkeit ununter⸗ 
brosen fortdauert, auf Sugberedtigung aus gemeinfchaftligenm Be 
ge nur in Bezug anf Scheune und Stallung. 

(Directe Mittheilung.) 


10. Ausbedungenes Juaredt. 


Das Landbuch von Nidwalden von 1806 (V. Theil. Abſ. 18) fast: 
Bann ein Gut Feine Beſchwerde haben kann von einem andern Gut 
und wegen felbem niemal kann angegriffen werden, foll ein folge: 
Gut zu dem andern niemal Fein Zugrecht haben. 

Am 15. Mai 1805 verkaufte der Yranz Kaiſer, Veſttzer der Süter 
Wol und Steinrüti, die lebtern an Joſeph Blättier, und da beide 
Güter, Das erffere etwas weiter oben, Das andere weiter unten, an 
den Steinbach fließen, wurde unter ihnen bei dem Kauf folgendes 
verabredet: 

Zum Schirm der Wolmatten foll der Graben der Wylmatten nad 
allzeit offen Bleiben und von Hol; und Gekäude gefäubert und von 
Hand nit zugefüllt werden; das Zannenbol; ber Badfuren nach fol 
Reben bleiben, anégenommen was in den Bag zu gebrauden; wegen 
der Bylmatten und Steinräthi gegenfeitigen Beſchwerden fei das ge 
genfeitige Zugrecht geftattet. 

Im Jahr 1809 verkaufte Blätter die Steinrüti an Anton Zibung; 
ebenſo if feßgeſtellt, daß dann daffelbe Gut au Niclaus Blättier, im 
Jahr 1625 au Balth. und Alois Blättier, im Jahr 1830 an Balth. 
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Blättler allein, 1833 an Jof. Blättler, fpâter an Joh. Zof. Blättler; 
Anno 1849 an Bulterli Maria Blättler; Anno 1850 die Säge davon 
an Soft Burri und fpäter an Bolzärni; Anno 1859 der obere Theil 
an Beat Tännler verkauft wurde. 

Pas Out Byl war aud in fehr verfiedene Hände gelangt und 
zerfpalten. Es wurde nachgewielen, daß es im Jahr 1826 den 4 Söh⸗ 
nen des Franz Kaiſer angefchlagen, im Zahr 1838 auf drei Söhne 
übergegangen, 1843 auf nur zwei Brüder übergeben, unter diefen 
Anno 1844 dad Haus und 1845 dad Land getheilt worden, Anno 1:49 
halbes untere Wyl an Joh. Zof. Blättler und 1850 von Diefem an _ 
Brächli Jak. Zof. Blättler verkauft worden ſei, bei welchen allen — 
einen Zeitraum von fünfzig Jahren umfaffenden — Handänderungen 
von befraglihem Zugrecht Peine Rede mehr war. Nun, als am 22. Wins 
termonat Maria Blättler die Steinrhti an Beat Tännler verkaufte, 
meldete fich der gleichzeitige Inhaber des nntern Wyl (Gemeinde Der= 
giswyl), Maria Kalfer, zum Zuge und berief ft auf die Abrede fei: 
nes Vaters Franz Raifer mit dem damaligen Käufer des Steinrüti« 
gutes, Joſeph Blättler, fowie auf die Stelle des Landbuches. Die 
Gegenbetheiligten wendeten aber ein, die Beſchwerden, von denen 
Das Landbuch rede, feien Gültenlaften, alfo Bfandrechte, und nicht 
die vom Kläger geltend gemadten Bugredte. Allerdings begründen 
Sültenforderungen Anfprüde, die als Zug im Goncurfe zur Anwen- 
dung fommen; jene vom Kaifer dem Blüttier aufgelegte Laft fei Fein 
folcges Gültenzugrecht, fondern ein bios perfönlich wirkſames Redt. 
Die Hägerifhe Behauptung, daß wegen angeblicher Beichwerde des 
Steinibachs, welder das Wyl gefährden könne, fofern vom Steinrüti- 
befiger nicht hinlänglich gemubret werde, an und für fig ein Zugrecht 
begründet werde, fei nicht fighaltend, indem 

a) ein ſolches Zugrecht der allgemeinen Uebung und dem Landes- 
geſetz widerfprede; 

b) ein folcher Grundſatz mit Rückſicht auf die Menge der an Bäaͤ⸗ 

den liegenden, in verfdiedenen Berhältnifien beſindlichen Güter von 
unberegenbaren Folgen fein müßte; 
0) dad Landesgefeh (Hol. 74) deutlich erkläre, daß feld wegen 
übereingehbenden Aawaſſerwehrebeſchwerden Fein Zugrecht beftehe, folg⸗ 
lich foldes auch bei andern Sewäffern geringerer ‘Bedeutung anus 
nehmen fet. ® 

Das Gefdwornengeridt von Nidwalden gab (17. April 1860) dem 
Betlagten Rest, in Erwägung: 

1. daß Zugrechte auf Liegenf@aften laut Gefeb, Fol. 72, und laut 
Uebang nur in Folge beftehender Gültenbeigmwerben oder fogen. Bru⸗ 
de rzugs ausgeübt werden können; 

2. daß weder Gülten, die auf der Steinräti verzinfet werden, 
auf Das Wyl übercingreifen, nod ein Bruderzug nadgemiefen wird; 

geitſchrift f. ſchweiz. Recht. XIL 1. (3) 2 
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3. daß zwar, als den 15. Mai 1805, Ant. Blättler und Frz. Kaifer, 
Inhaber des untern Wyls, einen Bezirk von ihrer Steinrütt, weldes 
Land einen Theil der nun von Beat Tännler erfauften Eteinrüti bil: 
det, an Zof. Blättler verfauften, mo es wörtlich heißt: „Weiters ift 
wegen der Bylmatten und Steinrüti gegenfeitigen Beſchwerden dad 
gegenfeitige Zugrecht geftattet.“ 

4. daß ebenfalld auch den 22. Dit. 1808, a'8 Joſ. Blättler an Ju: 
fus Hurter feine âge fammt dem Anno 1805 erfauften Stück Stein- 
rüti⸗Land verfaufte, dem Bertrag wörtlich beigefebt worden: „Bu 
wiſſen fei annoch, daß der Zof. Blâttier dem Ant. Blättler und Franz 
Ratfer den 15. Mat 1805 ab der Steinrüfi noch ein Ctüd Land ob dem 
Steinibach weg erfauft bat, Durch welchen Kauf der Zof. Blättler das 
alte Tränkrecht an den See anegedungen bat. Auch wegen der Wyl⸗ 
matten und ©teinrüti gegenfeitigen Beſchwerden haben beidfeitig ein: 
ander das Zugrecht geftattet.“ ° 

5. daß hingegen die befagten Anno 1805 und 1808 bemeldten Zug- 
rechtd:Angedinge ald fortdauernde Beläftigung der beiden Liegen: 
faften unteres Wyl und Steinrüti nit hingenommen werden kön: 
nen, zumal 

a) aus dem Landesgeſetz Fol. 74 fit deutlich ergiebt, daß ſelbſt 
wegen übevetngebenden Yawaflerwehrebefhwerden Fein Zugrecht 
beftebt, was fomit auch bei andern Gewällern geringerer Be: 
deutung anzunehmen iſt; folglih, wenn auch ein unter con: 
trabierenden Perfonen für ſich bedungenes Zugrecht will zuge 
flanben werden, ein ſolches Zugrecht in Peinem Falle auf fpd- 
teve Riegenfchaftsbefiger aussudehnen wäre; 

b) der Kaufact von anno 1805, der ein gegenfeitiges Bugredt 
geftattet, baffelbe mit Feiner Silbe auch auf ſpätere Liegen- 
fchaftsnefiger ausdehnt,;, 

c) aus dem Verkauf der Steinrüti vom Jahr 1808 deutli ſich 
ergiebt, daß Anno 1805 nur zwifchen den damaligen Gontra: 
henten dad Zugrecht bedungen worden; 

d) bei den mehrfachen fpätern Kaufverträgen um die Steinrüti 
dad fraglihe Zugrecht nie mehr erwähnt und laut eidligen 
Zeugen auch nie von den Wylbeſitzern beanfprudt worden; 

e) felbft auch in den Abtretungs- und Raufverträgen um das un: 
tere theilweife und ganze Wyl vom 22e Juni 1826, 24. März 1838, 
28. Dec. 1843 und 21. Nov, 1849 Peine Meldung mehr von ei: 
nem zwifchen dem untern Wol und Steinrüti beflehenden ges 

‚ genfeitigen Zugrecht gemacht worden. 
(Directe Mittheilung.) 


— — — — 
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11. Taufchvertrag. Œtatutencollifiou. . 


Das Et. Galliſche Gefes Über Handänderungen von Liegenfdaften 
vom 19. ebruar 1842 f@reibt für Handbänderung von Liegenfchaften 
Durch Kauf oder Tauſch vor, daR der betreffende Vertvagsentwurf, „die 
Straye“, vom Gemeinderathöfcgreiber aufgenommen und dem Ge 
meinderath vorgelegt werde, biefelbe aber, jo latige- die Fertigung 
nicht erkannt ift, Keine privatrechtlichen Folgen babe, indem bis dahin 
jeder Theil frei davon zurücktreten darf, oßne Daß der andere auf Er⸗ 
füllung Plagen oder ein Neugeld fordern Fann. Nur zu einer Ent: 
ſchädigung von 1%, des Raufpreifes if der Rüͤcktretende verpflichtet. 

„Salomon RNüeſch war Beſitzer des Bades urnaͤſchen (Appenzell) 
und traf mit Jakob Fürer zur goldnen Garbe in Tablat am 25. April 
1862 das fériftiite Abkommen, ibm dasfelbe für Ar. 38000 zu Über: 
laffen. 31000 $r. (32000?) wurden an die beflehenden Hypotheken ange⸗ 
wiefen und die übrigen 7008: Fr. (80007) fellten dadurch verrechnet mers 
den, daß Nüeſch von Fürer fein Heimmefen: zur goldnen Garbe über- 
nehnte. Nach ben. appenzelliſchen Geſetzen find die Privaten berechtigt, 
unter ſich, ohne Beihülfe einer Behörde, Liegenſchaftsverkaͤufe zu tref⸗ 
fen; zur vollen Rechtegultigkeit gehört nur noch, daß ſie dieſelben dem 
Gemeinderathsſchreiber anzeigen, und dieſer iR dann verpflichtet, hie⸗ 
von der Vorſteherſchaft ber Gemeinde in der naͤchſten Sitzung Renntnig 
zu geben, damit: diefelbe in ihrem VBerhandlungspretofolle Notiz nehme. 
AU das gefhah. Am 28. April behandelte Die Vorſteherſchaft Dielen Ges 
genftaud, fand Äh zu Beinerlei Ginrede veranlaßt und befdeinigte dies 
fe& auf der Kaufsurkunde. Der neue Eigentümer mollte aber sur 
befimmten Frift das Bad Urnäſchen nicht baichen, und eben fo wentg 
zur Tilgung der Kaufreſtanz deu Verkauf dev. goldnen Garbe an Nhefd 
ſtrazzieren und fertigen faffen“. (St. Galler Zeitung: vom 12. Septem⸗ 
ber 1962.) 

Nüeſch 309 den Fürer vor Bezirksgericht Tablat mit dem Rechts⸗ 
begehren, der Beklagte babe entweder die laut Pfandbot geforderten 
Zr. 6000 an den Kläger au. bezahlen, oder dem Kläger die Liegenſchaft 
zur goldnen Garbe fofort und nah Maßgabe der Tauſchverſchreibung 
d. d. Urnaͤſch 25. April 1862 gefetléd an Hand zu geben. 

Das Gericht urtheilte am 25. Juni 1862: 

Sn Erwägung: 

1. Daß der Kläger zur Begründung feines Redtébegebrens im 
Weſentlichen anführt: a) Beklagter habe feine Liegenſchaft Bad Urn: 
äſch um den Preis von Fr. 38000 Fäuflich übernommen, wodurd der: 
felbe ibm den Betrag von Fr. 6000 ſchuldig geworden fei, b) die ins 
Recht gelegte Fäuflide Uebernabme vom 25. April I. 3. ſei als perfeft 
anzufehen und babe daher für den Beklagten rechtsverbindliche Kraft; 

2. daß hingegen dieſen Flägerifhen Momenten vom Beklagten 
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folgende Erceptionen gegenüber geſtellt werden: a) der Bertrag vom 
25. April I. 3. fet ein Tauſchvertrag, und ein ſolcher fei nur gültig, 
wenn er vüdfidtiié beider Taufdobjecte redtéfräftig geworden fei, 
b) dies ſei aber hier nicht der Fall, weil der befraglide Vertrag eine 
im Ganton St. Gallen gelegene Licgeufdaft in ſich ſchließe und nad 
den Defimmungen des herwärtigen Hamdänderungsgefebes über biefe 
Liegenfdaft durch Brivatverf@reibung nicht verfügt werden konnte; 

3, daß daher der vorliegende Redtéfireit ſich ledigli um die Frage 
Drebt: a) ob der Elägerifer Seits ind Recht gelegte Bertrag vom 
25. April I. 3, unter die Begriffe eines Taufchvertrages zu fubfumie: 
ren ſei, ober b) ob derfelbe nach der Behauptung des Klägers zwei 
an und für fi gefdnderte Kaufverträge in fit ſchließe? 

4. daß aus dem mehrberührten, unter den Litiganten unterus 
25. April I. 3. zu Urnäſch abgefdioffienen Bertrage hervorgeht, es 
babe der Kläger fein ibm eigenthümlich zugehöriges Bad Urnäſch in 
der Weiſe dem Beklagten für die Summe von Gr. 38000 überlaffen, 
daß ihm dagegen diefer lebtere feine Liegenfhaft zur golduen Garbe 
an der Langgaf um dad Pretium von Fr. 15000 abautreten babe; 

5. Daß daher aus dem ganzen Tenor nnd Inhalt des befraglichen 
Bertrages und fpeiell aus den darin enthaltenen Stellen: a) „der 
Ueberreſt if mit der von Herrn Fürer eingetaufdten Heimath Goldne 
Garb in der Langgaß zu verrechnen“, b) „der ganze Ueberreft, welcher 
Herrn Fürer au Gut lommt, if auf den 15. Mai diefes Jahres aus- 
zubezahlen“; c) ,@ollte Nüeſch anf der Deimath Goldne Garb Den 
Reukauf zahlen, das heißt dem Derrn Fürer den Schick nicht halten, 
fo wäre auch der ganze Tauſch fammt dem Bade null“ — zu (ließen 
it, daß derfelbe den Charakter eines Tanf@vertrages an Äh trage und 
ein in fi zufammenhängendes Ganze bildet, der fraglide Bertrag 
daher nur in feiner Totalität, nit aber partiell rechtöfräftig werden 
Paun, der Umftand Deöhalb, daß die Uebernahme der beklagtiſchen Rea⸗ 
lität an den Kläger nad den Borfdriften des St. Galliféen Hand: 
Anderungsgefeßes nicht effertuiert worden, die Unaullierung des ganzen 
Bertrages zur Folge haben muß; 

6. daß demnach das Flägerifhe Rechtsbegehren, weil auf einem 
ungültigen Infrumente berubend, einer redtligen und ſtichhaltigen 
Grundlage ermangelt . . . . 

Erkannt: 

Kläger ſei mit feinem Rechtsbegehren abgewieſen. 

Das Kantonsgericht Dagegen ſprach am 2. Eeptember folgendes 
Urtheil: 

In Erwägung: | 

1. Daß Kläger feine Forderung aus einem Vertrage vom 25. April 
1862 herleitet, nad welchem Kläger dem Beklagten feine Liegenfdaft 
Bad Urnäfh Pänflicg überließ, und Beklagter fi verpflichtete, dem 
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Kläger feine Liegenfdaft zur goldnen Garbe an die Ueberlofung über 
das Auffablapital an Zahlungsftatt zu überlaffen; 

2. daß der Forderung die Ginrede entgegengehalten wird, das 
Rechtsgeſchäft fei im Canton Appenzell abgefchloflen worden, befélage 
aber zum Theil eine im Ganton St. Gallen gelegene Liegenfd aft ; es 
trete ſonach das St. Galliſche Handänderungsgeſetz in Anwendung, 
wenn die Handänderung rechtsgültig fein ſoll, dieſes Geſetz ſei aber 
beim Contracte ganz außer Acht geſetzt worden, daher aus dieſem 
Vertragsverhältniß eine Forderung nicht nachweisbar; 

3. daß das zwiſchen den Parteien unterm 25. April abgeſchloſſene 
Rechtsgeſchäft, ſoweit es die im Canton Appenzell befindliche Liegen: 
ſchaft betrifft, den dortigen Geſetzen, Formen und Vorſchriften ent⸗ 
ſpricht, ſich als ein zweiſeitiger Vertrag darſtellt und darnach Beklag⸗ 
ter wirklicher Eigenthümer der klägeriſchen Beſitzung in Urnäſch ge: 
worden und folglich pflichtig iſt, den Kaufpreis entweder in der beim 
Tauſch verſprochenen Beſitzung zur goldnen Garbe, oder aber bad 
Baarſchaft im geforderten Betrage zu leiften; 

Erfannt: 

Die Plägerifge Rechtsfrage fei bejaht. 

(Directe Mittheilung.) 


12. Sausmietbe. Mflicht des Mietbers, das Dans 
nach erfolgter Auffündung durch Andere befich: 
tigen zu laffen. 

Am 11. April 1856 vermiethete Herr Parmelin, der Bermwalter des 
Haufes Gallien in Laufanne, diefes Gebäude an Witwe Jeanneret 
auf ein Zahr. 16 Ablauf der Miethzeit wurde der Vertrag jeweilen 
wieder erneuert, Am 1. Jannar 1860 fragte H. Parmelin die Witwe 
Seanneret an, 06 fie den Vertrag erneuern oder auf St. Sobannistag 
1860 ausziehen wolle. Die Antwort mar, fle werde ihren Entſchluß 
am 25. März mittheilen. Sofort kündigte nun H: Barmelin feiner: 
feité der Frau Zeanneret auf Johanni 1860 auf, und fuchte auf diefe 
Zeit einen neuen Miether. Aber alle Liebhaber, die das Logis in An- 
genfgein nehmen wollten, wurden von der Befländerinn nicht einge: 
laffen, und einmal Fam es fogar zu Thätlicgfeiten zwiſchen ©. Parme- 
lin feibft und dem Sohne der Witwe Jeanneret, melder Lebtere er: 
Plärte, er babe das Net, vor dem 25. März jedem Beſucher, der: das 
Logis au beſichtigen wünſche, die Thüre zu fließen. Der Griedens- 
richter von Laufanne entichied aber zu Gunſten des Vermiethers: 

Considérant qu’il est incontestable qu'un propriétaire a toujours 
le: droit de surveiller les lieux loués, qu'il à le droit d’y faire les 
réparations nécessaires et de vendre, à moins de convention contraire ; 
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Qu'un pareil droit entraîne implicitement celui de visiter les lieux 
loués ; 

Qu'un locataire ne peut s opposer à ces visites en prétextant 
qu'elles troublent la jouissance qui lui est assurée par la loi; 

Que dans l'espèce on ne doit pas surtout perdre de vue cette 
circonstance que le bailleur a averti son preneur de la résiliation 
avant l’époque fixée par la loi; 

Que dès que le contrat est rompu le bailleur est libre de faire 
visiter l'appartement par des tiers qui désirent entrer en jouissance 
en temps utile; 

Qu'en prévenant le preneur de la rupture du bail avant le 25 mars, 
le bailleur ne lui a fait aucun tort; 

Que bien au contraire, un pareil avis est donné dans l'intérêt 
des deux parties; 

Que le droit da bailleur étsit le même avant le 25 mars qu'à 
une autre époque; 

Que la demande de Parmelin était donc légitime, en conséquence 
de l'avis donné au locataire que le bail était rompu pour la St. Jean 
1860 ; 

Que le refus persistant de la famille Jeanneret, les scènes qui 
ont eu lieu pour empêcher l'entrée du propriétaire ou de son repré- 
sentant, les injures adressées à Parmelin lui ont causé un dommage, 
ont nécessité des démarches amiables et juridiques et ont entraîné 
une perte de temps et des frais; 

le’ juge prononce : 

l'appartement occupé par le défendeur pourra être visité aux 
heures fixées par le juge. 
= Le défendeur payera à titre d’indemnit& à Parmelin la valeur de 
20 francs. 

(Journal des tribunaux vaudois, VIII [1860], p. 203 s.) 








18. Sräufermietbe. Küunbigungsfrift. 

Franz Andreas Girardet zu Goppet batte an Lohnkutſcher Johann 
Bois ebendufelb am 26. März 1860 eine Remife und Stallung für 
50 Gr. jäbrlid und am 27. Mai darauf eine Wohnung für 24 Fr. 
vermiethet, ohne einen ſchriftlichen Bertrag Darüber mit ibm abzu: 
ſchließen. Am 22. Zuni 1861 kündigte er ihm auf den 22. Sept. für 
fämmtlige Beflanbiocalitäten auf, welche Kündigung aber Bots biof 
für die Wohnung annahm, indem er für Remife und Stallung auf 
Grund des Art. 1231 des code civil!) eine längere Aafkandigungs 


1) Art. 1231: Si le bail a été fait sans écrit, Tune des parties 


ne pourra donner congé à l'autre, qu'en observant les délais fixés 
ci-après ; 
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friſt beanfprudte. Das Civilgericht von Nyon hielt biefe Einrede 
für begründet, der Caffationshof dagegen änderte das Urtheil ab und 
hielt den Joh. Bois zur Räumung fämmtlicger Localitäten an: 

Attendu que bien que le defendeur Bois exerce la profession de 
voiturier, toutefois rien ne constate au procès que le bail ait eu lieu 
en vue de l'exercice de cette profession; 

Que si le preneur s’en sert en effet comme local principal ou 
accessoire nécessaire à sa profession, il n’a nullement fait constater 
l’importance de ce local comme établissement industriel. 
Attendu que l'art. 1231 suscité, en assimilant à des manufactures 
et usines des établissements loués et en exigeant le bénéfice d’un 
délai d’une année pour la rupture du bail, n’a entendu parler que 
des locaux dont l'importance soit comparable à celle de manufactures 
et usines, puisque d'après son $ 1er les caves ne sont pas même 
au bénéfice d’un pareil délai, bien qu'elles puissent être fréquemment 
employées à un dépot. considérable, équivalent à celui d'une manu- 
facture ou d’une usine, | | 

Attendu, dès lors, que la disposition susmentionnée relative 
aux manufaciures et usines n’est pas applicable au cas actuel d’une 
grange et écurie, | 

La cour de cassation accorde à F. A. Girardet les conclusions 
de sa demande, | 

(Journal des tribunaux Vaudois, X [1862], p. 173 ss.) 


14. „Zirma” einer Wirthſchaft. Ausbehnende Aus⸗ 

legung. | 

Die Wirthſchaft zur „hohen Farb“ nahe bei Zürich erhob fi auf 
ihrer Anzeigetafel zur „Ronfum:Wirthigaft“. Klage darüber bei Dem 
BezirPögerichtö-Präfldenten von Zürich durch den „Konfumverein“ in 
gleicher Stadt, und darauf Beſcheid: Es fei die Tafel zu entfernen, 
auf Grund von $ 1260 des pr. G. von Züri. Das Obergericht, um 
Aufhebung biefes Beſcheides angegangen, fand die Befdwerde unge: 
rechtfertigt (20. März 1862), davon ausgehend: 

1) Daß nad $ 1260 d. pr. ©. jede beftehende Firma ein Recht bat 
zu fordern, daß jede neue Firma deutlich als eine von ihr ver- 
ſchiedene bezeichnet und die Täuſchung des Publicums vermieden 
werde; — | J 

2) daß ſich dieſer Paragraph in dem Kapitel über die eigentliche 


S'il s'agit d’une maison entière, d'un étage, d’une boutique ou 
d'une cave, l'avertissement doit être fait trois mois d'avance; 

S'il s’agit de manufactures, usines ou autres établissements de 
ce genre, la rupture du bail à ferme devra être dénoncée au moins . 
une année d'avance. | 


A4 . Girma. [Dbligationenrecht, 


Handelsgeſellſchaft (Kollektiogefelfcgaft) findet und Daher zunächſt 
flé nur auf die Firmen folder Kollektivgefellfchaften bezieht, 
diefer Umftand aber noch nicht genügt, um den Schluß zu recht⸗ 
fertigen, daß die darin enthaltene Borf@rift nicht aug auf 
andere verwandte Berhältniffe Anwendung finde, da es in unferm 
privatrechtlichen Gefebbude hie und da vorkommt, daß Sätze 
von allgemeinerer Geltung weder in einem befondern allgemeinen 
Abſchnitte aufgeftellt, noch aud bei allen einzelnen Materien, 
auf welde fle Anwendung finden, wiederholt, fondern bloß bei 
“einem einzelnen Redtsinftitute, für welches fie von vorzüglicher 
Bedeutung find, vorgetragen werden, wie 3. B. Beftimmungen 
über die Rechte von Miteigenthümern fit nur in dem Abſchnitte 
über das Eigenthum an Liegenfhaften finden, während Niemand 
bezweifeln wird, Daß mange diefer Beftimmungen auch auf Mit: 
eigenthum an bemegliten Sachen anzuwenden fefen, ferner die 
Abſchnitte betreffend Uebergang der Erbſchaft, Sicherung der 
Derlaflenfgaft, Theilung derfelben u. f. f. als Unterabſchnitte des 
Haupttheils über die gefeßliche Erbfolge ericheinen, nicht weil ffe 
auf teffamentarifhe Erbfolge nicht anzuwenden wären, fondern 
weil die Inteftaterbfolge bei uns die Regel bildet GBluntſchli, 
Kommentar zu $ 1966), endlich, um noch ein Beifpiel gerade aus 
dem Abſchnitte über die Handelögefellihaften zu erwähnen, die 
Vorſchriften betreffend die Gefgäftsführung eines Profuraträgers 
($$ 1287 ff.) als ein Unterabf@nitt des Kapiteld über die Kollek⸗ 
tivgefellftaften erfdetnen, während nah der Natur der Sade 
und au nad dem Kommentar des Redaktors des Gefebes es 
feinem Zweifel unterliegt, daß ganz die nämlihen Rechtsſätze 
auch auf Profuraträger folder Dandelsetabliflements Anwendung 
finden, welche Peiner Kolleftivgefellfihaft angehören; — 

3) daß daher eine Gefegesbeftimmung, aud wenn fie in einem 
fpezielen Abſchnitte des Geſetzbuchs vorkommt, gleihwohl allge: 
meiner anzuwenden it, wenn fit mit Sicherheit annehmen läßt, 
daß der Gefeggeber den der fragligen Beftimmung zu Grunde 
liegenden Rechtsſatz, wenn aud nur in einer einzelnen Anwen: 
dung erwähnt, dog im Allgemeinen als richtig babe anerkennen 
und deffen Beobachtung vorf@reiben wollen, — 

4) daß nun mit Bezug auf $ 1260 gar nicht zu bezweifeln if, daß 
der Gefebgeber dad Recht einer beffebenden Firma, ſich der Bils 
dung einer neuen, wegen allzu großer Aehnlichkeit leicht zu Täu⸗ 
fhungen und Bermedslungen veranlafienden Firma zu wider 
fegen, nicht den Kollektivgeſellſchaften ale ein befonderes Borredt 
vor andern Arten von Gefellfgaften und von Handelsgeſchäften, 
welche Einzelperfonen gehören, habe einräumen wollen, da die 
Gründe, weile das Beftreben, den Kredit eines bereits befteben- 
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den Gefchäfts durch Herbeiführung von Irrthümern und Mif- 
verftändnifien zum Theil für ein neues Gefdäft zu gewinnen, als 
verwerflich erfcheinen laffen, auf alle Arten von Handelsetabliffe- 
ments und Ähnlichen mit dem Bublifum in vielfachem Berfebr 
ftebenden Anftalten gleichmäßig Anwendung finden, weshalb mit 
Siderbeit angenommen werden Fann, daß, wenn unfer Geſetzbuch 
überhaupt einen allgemeinen, auf den Handelsftand und Handels: 
gefchäfte bezügligen Abſchnitt enthielte, der fraglihe Paragraph 
demfelben einverleibt worden wäre, wie diefes in dem allgemeinen 
deutſchen Handelsgeſetzbuche mit Hinficht auf den eine entfpredende 
Beftimmung enthaltenden Artifel 20 wirklich der Fall gewefen 
iſt; — 

5) daß daher der Konfumverein als eine von dem Negierungerath 
genehmigte und in das Ragionenbuch eingetragene Aktiengeſell⸗ 
haft beredtigt if, Darauf sy dringen, Daß nidgt eine andere 
Unternehmung ſich einen Ramen beilege, welcher leicht zu Ber: 
wechslungen und zu Täufhung des Publikums Beranlaflung 
gebe, wobei darauf, ob biefe neue Unternehmung ebenfalls von 
einer Wktiengefellfhaft oder von beliebigen andern Berfonen 
ausgehe, nichts anfommt; — 


6) daß, wenn nun berüdfiätigt wird, daß die unter dem Namen 
Konfumverein gebildete Sefelfgaft diefen Namen ale Firma, 
als unterfdeidende Bezeihnung gegenüber andern Verbindungen 
gewählt bat, daß fle durch ihre bedeutende Entwidlung unter 
diefen Namen allgemein befannt geworden ift, und daß fie nad 
ihren Statuten verfdiedene Geſchäftszweige neben einander be: 
treibt, Beinem Zweifel unterliegt, daB wenn nun ein neued Unter- 
nehmen auftritt, welches ein mit dem Gefchäftökreife des Ronfum- 
vereind verwandtes oder theilweife mit bdemfelben zufammen 
fallendes Geſchäft (Berfauf von Getränken und Lebensmitteln) 
betreibt und dabei als Bezeichnung ebenfalld einen mit dem 
Worte Konfum zufammengefesten Namen wählt, namentlich alfo 
den Namen Konfummwirthfchaft, der außer dem den weſentlichen 
Theil der Firma des Ronfumvereiné bildenden- Worte Konfıım 

. gar nichts biefes neue Gefhäft von andern ähnlichen Unterfdei: 
dendes enthält, Dadurch vielfache Täuſchungen herbeigeführt werden 
müfien. 

| Die Rekurrenten haben auch feld nicht verfudt, einen Grund 
anzuführen, warum fie ihre Wirthfchaft gerade mit diefem Namen 
bezeichnen wollen, weshalb die Wahl deſſelben Ach nicht wohl 
anders alé durch die Annahme erklären läßt, daß fie gerade be: 
zweden, Verwechslungen mit dem unter dem Namen Konfum- 
verein bereits befannten Vereine herbeizuführen, beziehungsweife 
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die ivrige Auffaffung zu begänfigen, als 06 ihre Wirthigaft au 
den von jenem Bereine ausgehenden Unternehmungen gehöre. 
(Swalter, Zeitfgrift. u. f. w. Bd. XI, S. 69 f.) 


15. Agent. Provifion wovon? 


Das Seidenbandhaus Badofen u. S. in Bafel fand mit A 
u. C. Cohen in London in Beziehungen. Diele Lebteren machten 
{hen mit Schreiben vom 9. Oct. 1861 folgende Borfläge: „Wir 
würden fuchen, in Ihrem Namen von den beften En gros-Häufern 
Aufträge auf Ihre Artikel für Sie zu erhalten, den Käufern Ihre 
Qualitäten vorlegen, fo daß diefelben Ihnen, wenn niet hier, dog 
in Bafel Aufträge zufommen laffen, und wird es unſer Interefle fein, 
nachdem wir Ihre Qualitäten eraminiert haben, Sie auf etwaige 
Aenderungen oder Verbeflerungen aufmerffam zu maden. Sie zahlen 
und dagegen eine Gommiffion von 204 auf alle Geſchäfte, die Sie mit 
England maden, fei ed, Daß Sie diefe Gefhäfte mit uns, Durd uns 
oder obne und machen.“ — Badofen u. S. antworteten darauf am 
16. October gl. 3.: „Wir find mit den Hauptpunkten einverfianden, 
nämlich, wir vergüten Ihnen 2 9 auf dem Nettoertrag unferer Fac- 
turen abzüglich aller etwaigen Anticipationen oder Rabatte für alle 
Aufträge, fo Sie uns für England zumeifen und welche wir ausführen, 
fei es, daß Ihnen folde in dort oder uns in hier übermadt 
werden. Del credere übernehmen Sie nit. Die Proviffon trifft 
nur für vollbezahlte Aufträge ein.“ Am 21. Oct. erPfärten ſich A. und 
G. Cohen damit einverflanden und erfugten, „nur die Breife für 
Beftelungen für eigene Rechnung ſo zu ftellen, daß fie ebenfalls auf 
‚denfelden und fomit auf allen Baaren, welge für England 
dad Haus der Hrn. Bachofen u. S. verlaffen, die Brovifion von 
2 % erhalten.“ 

An diefe Eorrefponden, Fnüpfte fh nun eine Reibe von Ber: 
bandlungen über Waaren- und Mufterfendungen, über Solvabilität 
englifger Häufer, über Gangbarkeit von Sorten und geltenden Ge- 
ſchmack; allerdings aber erfolgten wenige erhebliche Beftellungen und 
unterm 30. Mai 1862 ſchrieben ziemlich unvermittelt Badofen u. S., 
fie betrachten das bisherige Berbältnif als gänzlich erlofgen und auf- 
gehoben, fügten indeß Verkauf: Regnung und Proviffon zu 2 94 bei 
von allen mit England bis dahin and ohne A. u. C. Cohen gemachten 
Gefäften. Die Agenten wollten fi dies nicht gefallen laffen nnd 
nach vergebligen Verhandlungen Plagten fit auf Bezahlung der Pro: 
viſion à 2 9, für alle bis Schluß 1864 zwifchen Bachofen n. ©. und 
England gemadten und zu madenden Gefäfte, zu diefem Behuf 
auf Einſicht in die Büder der Beklagten und auf Offenhaltung der- 
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ſelben für die zu machenden. Die Beklagten dagegen beharrten auf 
ihrer Weigerung, im Vertrag zu bleiben, und auf Beſtreitung der 
Pflicht, von den auch ohne Vermittlung der Agenten mit England 
gemachten Geſchäften denſelben 2 zu bezahlen, da dies nicht aus⸗ 
drücklich eonſentiert worden und der Schaden den treffen müſſe, qui 
clarius loqui debebat, nämlich die Klaͤger. | 

Aus den Wittheilungen, die dem Ridter zufamen, ergab ſich nun, 
daß ed allerdings in dem Bandverfehr mit England liebung fei, dem 
im Lande weflenden Agenten aud von denjenigen Gefchäften Provi- 
ffonen zuzufidern, die ohne feine Mitwirkung gemacht werden, weil 
es gar nicht immer den Berfäufern conveniere, den Agenten in alle 
Geſchäfte des Hauſes einzuführen, aud man nicht immer ermitteln 
Fönne, wiefern ſolche Geſchäfte duré den Agenten herbeigeführt 
worden feien, da es Sache beffelben fei, die in Betracht Bommenden 
englifden Häuſer zu beſuchen, über deren Solvabilität zu bee 
richten, ihnen Mufter feines Gorrefpondenten vorzulegen, deren Œin- 
wendungen su vernehmen, den Geſchmack des Augenblicks zu fonbieren, 
dahin gehende Weifungen zu ertheilen und allerdings wo möglich 
Beſtellungen zu erhalten, was aber nicht immer, ja feltener: möglich 
fei, da der Engländer vorziehe, den Fabrikanten felbft zu befuchen 
und direkt mit ihm zu verkehren. . Ä 

An diefe Mittheilungen knüpfte das Givilgeri®t Bafel in feinem 
Urtheil vom. 9. April 1863, zweitinfanzlich betätigt, die Verfällung 
der Beklagten sur Erfüllung des Vertrags, mit Gröffnung eines 
Wahlreqhts, im. Gegenfalle eine Brovifion zu bezahlen, wie fie beim 
Umſatz von Fr. 150,000 den Klägern zugefommen wäre: 

- „Da binfidtiit der vorliegenden rage, ob Kläger von den Be: 
Plagten als. deren. Agenten in England Die sugefagte Provifion nur 
von den Gefchäften, die irgendwie dur fie, die Kläger, vermittelt 
worden, oder überhaupt von allen denjenigen erhalten follen, die von 
den Beblagten mit England gemacht worden, eine der lebtern Auf: 
faffung günftige Präfumption bei dem in Frage ftehenden Gefchäfts- 
zweige für den Verkehr mit England nad. dem Urtheil Sadyer- 
ftändiger als im Handel vorhanden angefehen werden fann, welde 
Auffaſſung überdies durch die eingelegte Correſpondenz auch als im 
Sinne der Parteien Jiegend ermiefen tft, indem die zeitlich Lette 
Aeußerung hierüber in dem Briefe der Kläger dd. 21. October 1861 
die Provifion von allen Gefdäften mit England vorausfett, auf welche 
Aeußerung Beklagte nicht, wie ihnen bei einer abweichenden Auffaffung 
oblag, eine Gegenäußerung thun.“ | 

| | (Directe Mittheilung.) 
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16. Gommiffiou, Saftpflicht bei Nichtausführung. 


Sm Frühjahr des Jahres 1862 überfandte KC. Behrlin von Her: 
bolzheim (Großh. Baden) dem G. Stehelin au Bafel mit Brief vom 
8. April 15 Halter Hanffaamen und dau den Auftrag, „ſolche inner: 
halb 14 Tagen zum beſtmöglichen Preife aber obnfeblbar zu ver: 
Fanfen.“ Am nédftfolgenden Marfttag (11. April) waren wenige 
Käufer zu finden, ed wurden Baum 150 Säde verkauft und waren 
höchſtens Er. 35—36 erhältlig. G. Stehelin verkaufte nit, fondern 
gab davon feinem Auftraggeber Kenntniß mit der Hoffnung, deffen 
Sntereffe am nächſten Marfttag (18. April) beſſer wahren zu können. 
Bor diefem nâdfien Markttag jedoch flug die Witterung völlig um, 
der Winter war wieder volltändig eingelebrt, Käufer blieben völlig 
aus. ‚Erft am 26. April antwortete Behrlin mit Vorwürfen und 
erhob fpäter Klage, dahingehend, es habe Stehelin die 15 Walter zu 
dem anerfanntermafen angebotenen Breife von Fr. 36 zu übernehmen, 
abzüglich alfällig verfaufter Waare fowie der betreffenden Brovifionen 
. und Epefen, wie fle bedingt worden. Der Beflagte anerkannte die 
Uebernabme des Auftrags, möglicgermeife au die Bfligt zu Schaden: 
erfag, wenn ein folder verlangt worden wäre und nit höhere Ge: 
malt (Bitterungémedfel) den Verkauf gehindert hätte, 

Das Civilgericht Bafel wies dur Sprug vom 17. März 1863 
die Klage, wie fie gekellt worden war, ab: 

„Da in dem vorliegenden Falle, in welchem Beklagter ausdrücklich 
erPlärt bat, in der Waare, auf derem Heimfchlag geklagt wird, nidt 
für eigene Rechnung zu handeln, ein Heimſchlag der Waare wegen 
Ridthefolgung einer Commiſſionsordre nicht zuläffig erfgeint und 
über die Modalität eines Schadenerfapes von den beiden Parteien 
nit genugſam, um ein Urtheil begräuden zu können, verhandelt 
wurde, “ 

(Direrte Mittheilung.) 


17. Saftbarkeit ber eidgenöffiichen Poſtverwaltung. 


Das Bundesgefeb vom 4. Juni 1849 über das Poftregal fagt in 
feinem Artikel 16, es hafte die eidgenöffffhe Poftverwaltung für nicht 
eingef@riebene Briefe, wenn ſie verloren oder verfpätet abgegeben 
werden, nicht. Nun empfing die Poftverwaltung von Genf am 30. 
April 1856, um 7 Uhr Abends einen Brief, aufgegeben in Beaune 
(Côte d’or) am 27. gl. Mts. mit der Adrefle: Msr. Louis Dufour, 
rue du Petit-Perron, No. 121 à Genève. 

Die Abfender Niquet fils, Denizot et Fougères empfingen diefen 
Brief uneröffnet wieder zurüd, mit der von der Genfer Bofvermal: 
tung beigefügten Uuffrift: quitté depuis 18 mois sans laisser 
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d'adresse, Diefe Angabe mar thatfählig vollftändig unridtig und 
um fo unerflärlicger, als derſelbe Adreffat unter ganz gleicher Adreſſe 
am 15., 19., 23. und 25. März Briefe von demfelben Briefträger in 
Empfang genommen hatte. In dem Briefe trugen die Ubfender dem 
Adreffaten die Ugentfhaft für einige Gefchäfte auf, unter Bezugnahme 
anf weitere Verhandlungen über biefen Gegenftand mit ihrem Hrn. 
ougères, der bei feiner Duvrdreife in Genf den Adreflaten nächſtens 
befuden merde. In Folge der Rüdgabe des uneröffneten Briefes 
erfolgte diefer Befuch nicht, fondern Herr Fougères beauftragte einen 
andern Agenten. Herr Dufour aber Magte bei der Poftverwaltung 
auf Schadenerfag von Fr. 1000. Die Poftverwaltung hielt ihm obige 
Bekimmung entgegen und verfchanzte Hd überdies binter den bes 
kannten Artikel des gleihen Geſetzes, monad folge NReclamationen 
binnen 90 Tagen von der Aufgabe des Briefes an erhoben werden 
müflen. 

Die erfte Inſtanz aber hielt auerft grundſätzlich unter Befeitigung 
Des Poftgefetes und Anrufung des Art. 1381 f. des in Genf gelten: 
den Code Napoléon (9. San. 1857) und dann (20. März 1857) mit 
Feſtſetzung der Erſatzſumme, die Bofverwaltung zum Ginftehen für 
den Schaden dn, mit Feftfebung einer Erfabfunme von tr. 300 !): 

Considérant en droit que l’administration des Postes a le mono- 
pole du transport des lettres sur le territoire de la"Confederation, 
moyennant un tarif; 

qu’elle est en conséquence tenue d'accomplir ce transport comme 
mandataire salarié (C. civ. 1991, 1992.); 

considérant qu'il ne peut être question dans l'espèce d’appliquer 
les articles 12 et 13 de la loi fédérale sur la Régale des Postes du 
4 juin 1849, les quels n’ont rapport qu'aux lettres inscrites (recom- 
mandées ou chargées) ; 

considérant que. l’art. 16 n’est pas davantage applicable, puis- 
que la demande du Sr. Dufour ne porte point sur la perle ou le 
relard de la lettre du 27 avril, qui est bien parvenue en son temps 
au bureau de Genève, mais qu’elle porte sur la mention fautive qui 
y auroit été inscrite et qui, selon lui, seroit absolument contraire 
à la vérité; 

considérant qu’admeltre en droit que l'administration des Postes 
n'est responsable des faits de ses agens que dans les cas énoncés 
dans la susdite loi, seroit laisser le pubiic absolument désarmé 
contre presque toutes les infractions volontaires ou involontaires 
des dits agens, ce qui n’a pas été et n’s pu être l'intention du 
législateur ; 


1) Der Generalprocurator hatte auf Fr. 150 angetragen. 
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considérant que le demandeur offre de prouver que, lors du 
30 avril, avant et après, il demeuroit bien rue du Perron No. 121 à 
Genève, au vu, su et notoriété de tout le voisinage; 

considérant que cette preuve est admissible et pertinente puis- 
qu'elle tend à établir que, contrairement aux allégués de l’admivi- 
stration des Postes, le demandeur occupoit au moment de l'arrivée 
à Genève de la lettre du 27 avril le domicile indiqué sur l'adresse, 
et qu’ainsi il étoit facile de s’en assurer; qu'il ne l’avoit pas aban- 
donné depuis que les lettres des 15, 19, 23, 25 mars y étoient ré- 
gulièrement parvenues, ensorte que la mention inexacte inscrite sur 
celle du 27 avril est le résultat, non d'une simple erreur d’enoncia- 
tion, mais de la faute lourde de l’agent chargé de la remise de 
cette lettre; 

sens s'arrêter à la fin de non-recevoir de l’administration des 
Postes, tirée de ce que l’action du demandeur n’auroit pas été in- 
tentée dans le délai de 90 jours de l'accident, prescrit par l’art. 
17 de la loi du 4 juin 1849, puisqu’en supposant même que cette loi 
fût applicable dans l'espèce, il est évident que ce délai ne peut 
courir que du jour où l’accident est connu de celui qui en a été 
la victime, et que la leitre dont la non-remise fait l'objet de l'in- 
stance ayant été retournée au demandeur le 25 août, son action est 
du 27 octobre suivant; | 

considérant que s'il n'est pas possible d'estimer exactement le 
gain dont il a été privé, il est cependant évident qu'en lui enlevant 
une chance avantageuse de travail, l'administration fédérale des 
Postes lui a causé un préjudice dont elle lui doit réparation ; 

considérant en droit, qu'aux termes de l’art. 1992 du c. civ. la 
responsabilité relative aux fautes doit être plus rigoureusement ap- 
pliquée au mandataire salarié ; sans s'arrêter à l'offre de preuve for- 
mulée par l'administration fédérale des Postes et qui tendroit à établir 
que, lors même que l’erreur dont s’agit n’auroit pas été commise, le 
demandeur n’auroit jamais été employé par la maison Niquet fils, 
Denizot et Fougères, laquelle offre de preuve est frusiratoire, en 
présence des pièces produites. 


Die zweite Inftanz folgte Dagegen den Anträgen der cidgensffiféen 
Poftvermaltung (14. Sept. 1857): 


considérant qu'il résulte clairement des termes de la loi fédérale 
sur la régie des Postes du 4 juin 1849 et du rapport soit Message 
du Conseil fédéral présenté sur cette loi aux deux Conseils formant 
l'Assemblée fédérale, que relativement à la responsabilité, Padmini- 
stration fédérale n’a voulu en assumer que le moindre degré possible; 

qu'en particulier cette administration n’accorde aucune indemnité 
pour la perte ou le retard d'objets ou lettres qui n'ont pas été in- 
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scrits; qu'elle veille à ce que ces lelires arrivent autant que possible 
au lieu de leur destination, mais qu’elle u’ en répond poiut, sans faire 
aucune restriction relativement à la cause de la perte ou du reterd 
des susdites lettres ; 

que ces dispositions de la loi fédérale sont conformes à ce qui 
se passe dans d’autres pays; 

considérant que dans la cause «il y a | lieu d'écarter les disposi- 
tions du droit commun et des droits civils cantonaux, et de s’atta- 
cher exclusivement à la législation spéciale qui régit cette matière 
et qui a restreint la responsabilité de l'administration de la Poste 
aux lettres inscrites ou chargées, sans vouloir aller au delà, prin- 
cipes qui sont conformes au surplus à la jurisprudence française 
unanime à cet égard, déchargeant même l'administration des Postes 
de la responsabilité des faits personnels de ses employés, sauf 
recours des individus lésés contre ceux là ; 

considérant que d'après l’art. 3 de la constitution fédérale, les 
cantons ne sont souverains qu’en tant que leur souveraineté n'est 
pas limitée par les lois fédérales ; 

considérant en conséquence que dans l'espèce la loi fédérale de 
1849 est la seule applicable et déroge aux dispositions du code civi 
du canton de Genève; 

considérant au surplus que l'intimé ne justifie d'une manière 
précise d’aucun préjudice réel qui lui aitété causé par la non-remise 
de la lettre ci-dessus mentionnée ; qu'en effet cette lettre ne prouve 
rien, ottendu qu’elle ne renferme que des termes tout-à-fait condi- 
tionnels et bypothétiques relativement à une possibilité d'admission 
du Sr. Dufour en qualité de représentant de la maison Niquet fils, 
Denizot et Fougères, en Suisse et en Savoie; que, celte espérance 
donnée à l'intimé est elle-même subordonnée à la possibilité d'une 
entente entre les deux parties, et à une conférence avec le Sr. Fou- 
gères, délégué de la susdite maison de commerce devant traiter 
avec le Sr. Dufour; 

qu’il y a loin en conséquence de ces espérances données à l'in- 
timé avec.la certitude de l'emploi de représentant et encore plus d’un 
gain traduit par un chiffre positif tel que le réclame l’intimé dans 
ses conclusions de première instance et d'appel, chiffre dont l'incer- 
titude est encore juslifiée par la lettre de MM. Niquet en date du 
23 janvier 1857, écrite à l'intimé sur son instigation, 

(Directe Mittheilung.) 


18. Schabenerfat. Berechnung von Verwendungen. 
(Uirnerpoftprocef.) 
Als im Zahr 1849 den Gantonen die Entfhädigung für Entzies 
bung bes Poftregald burd den Bund zu erfeßen war, wurde Uri für 
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Fr. 29,771. 106. n. W. angelegt, auf Grund des betreffenden Bun: 
desgefetes vom 4. Juni 1849. Gegen diefen Unfag der jährliden Ent: 
fYädigungsfumme erhob diefer Stand Klage beim Bundesgericht und 
begehrte Erhöhung feines Betreffniffes auf Fr. 50929. 126. Diefe 
ergab ſich aus einer verfchiedenen Berednung über den Kapitalwerth 
einzelner Erträgnifle. Nachdem das Berfahren bis zur Triplik vorge- 
ſchritten war, erklärte der Bund Reform und ed begann ein neues 
Bertabren, das zur Quadruplif vorfritt und zu einer forgfältigen 
Erpertife dur Fadmänner über die richtige Berechnungsweiſe bei 
einzelnen biefer Erträgnifie führte. Die Rreitigen Boften waren haupt⸗ 
ſaͤchlich: 

1. Fahrpoſt, worunter vorzugsweiſe ſtreitig war: 

A. Der Gratistransport der Cantonalbeamten, und 

B. Der Poſten für Unterhalt des Materials. 

N. Briefpoſt, hinſichtlich welcher vorzügli zur Sprade kamen die 
Erträgniffe: 

A. Bon Porto und Franke; 

B. Des Tranfitportos für Briefe; 

C. Des Granffurterfelleifens ; 

D. Des Tranfitportos für Meſſagerieſtücke; 

E. Der italiänif@en Gorrefpondens von St. Gallen und Appenzell ; 

F. Des öſterreichiſchen Gratistranfites; 

G. Des Beitungsportos. 

Das Meifte in Verhandlung und Urtheil iſt fo überaus lokal, daß 
ed eine in die Einzelheiten und Pleinen Zahlenverhältniſſe eingehende 
Darftellung des eigentlichen Streitgegenftandes und Entſcheides nit 
vertrüge. Bir heben vielmehr nur hervor: 

1) die Erörterung über den Unterhalt des Materials; 

2) die Frage über die Berechnung der Meflagerieküde; 

3) die Berichtigung der Erpertife hinſichtlich der Deguung der 

Hargauerbriefe. 

In Bezug auf den erften Punkt fagt das Urtheil: 

Bas die dritte Forderung um Dôberberednung des Reiner 
trages der Fahrpoft im Betrage von Fr. 1019. 59 Rpn. betrifft, fo 
erf@eint dieſelbe ſchon deshalb ald unbegründet, weil die betreffenden 
Ausgaben wenigftend in ihrer großen Mehrheit mehr den Gharacter 
von bloßen Unterhaltungsfoften als von neuen Anfgaffungen, die eine 
Vermehrung des Gapitalwerthes des Poſtmaterials zur Folge gehabt 
hätten, an ſich tragen, und weil felb von Plägerifher Seite 
blof für Anſchaffungen der lebteren Urt die Streigung bei Bered- 
nung des Reinertrages beanfprudt wird; angenommen indeflen, es 
_faffen Ad jene Ausgaben ganz oder theilweife als ſolche Anſchaffungen 
qualificieren, fo Fönnte doch das Begehren um Streigung derfelben 
nicht gutgebeifen werden, fo wenig als bas weitere Begehren um 
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Streigung der Fr. 1115. 70 Rpn. betragenden Ratazahlung an einen 
neuen Poſtwagen, welde unzweifelhaft eine Materialvermehrung 
betraf. 

Es if eine befannte Thatfade und wird dur ein amtlides 
Zeugniß der eidgenöffifchen Poſtverwaltung bekätigt, daß den andern 
Gantonen Anfdafungen, die in den Normaljahren 1844-1846 flatt: 
fanden, bei Berechnung der Poſtregalentſchädigung ebenfalls in Abzug 
gebradt worden find, gleichviel, ob diefelben mehr ald bloße Unter 
baltungsausgaben oder ald wirkliche Materialvermebrungen fi dam 
RRellten; die Anwendung dieſes Grundſatzes auf den Ganton. Uri er- 
f@eint als billig, um nicht einen einzelnen Ganton bei Beftimmnng 
der Verhaͤltnißzahl, mit welger ſämmtliche Gantone an dem Grtrage 
der ſchweizeriſchen Poften Theil zu nehmen haben, zu bevorzugen. 
Wenn au die Auffellung diefes Grundſatzes nit. vom Bundesge 
richte, fondern von der Bundesverfammlung ausgegangen ift und. das 
ber für erfteres darin ein bindendes Präjudiz nicht liegt, fo verdient 
derfelbe immerbin die volle Beachtung des Bundeögerichtes, uud eine 
Abweichung von demfelben, melde in gleider Sade eine ungleidartige 
Behandlung der einzelnen Gantone zur Folge hätte, würde ſich jeden- 
falls nur dann rechtfertigen, wenn dem Grundfabe die Innere Begrün- 
dung abgefproden werden müßte; Dies {ft aber keineswegs der Gall. 

Nah der Bundesverfaflung haben die Kantone nur Anſpruch 
auf die Vergütung des reinen Grtrages ihres Poftregales, und es 
hatte daher fowohl früher die Bundesverfammlung als gegenwärtig 
dad Bundesgericht die Pflicht, fh Plar zu machen, welde Ginnahmen 
und Ausgaben zur Darkellung des reinen Grtrages gehören, und deu: 
gemäß die Poſtregalentſchädigungen zu beffimmen. Es it nun unbe: 
ftreitbar, daß bei jeden Gefdäfte das zur Berwendung kommende 
Betriebsmaterial alljährlich eine gewiſſe Werthverminderung erleidet, 
welde mit der Zeit deflen Erneuerung zur notbwendigen Folge hat, 
und daß bei Ermittlung des reinen Ertraged des Gefchäftes eine Rück⸗ 
ſichtnahme auf Diefen Umſtand unvermeidlich ift, falld man fé nicht 
einer Taäͤuſchung ausſetzen will; bei der Boftverwaltung muß dies um 
fo eher gef@eben, als die durch den täglichen Gebraud herbeigeführte 
Bertbverminderung des DBetriebsmateriald eine fehr bedeutende if. 
Dei den meiften Gefchäften wird dieſem Berhältniffe in der Weile 
Rechnung getragen, daB das ganze Rechnungsweſen in eine Gorrent: 
und eine Gapitalre@nung zerlegt wird, und daß auf der einen Seite 
die neuang:f@afften Betrichögegenftände mit einem angemeflenen Werth- 
anfahe der Capitalrechnung alé Vermehrung augef@rieben, auf der 
andern Seite aber alljährlih aut dem geſammten Werthbetrage der 
Betriebsgegenſtände eine Abſchreibung von einer gewiffen Zahl von 
Brocenten Rattfindet. Diefes Rechnungsſyſtem, welches principiell als 
vidtig betragtet werden muß, und beffen ridtige Anwendung vor 
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Irrungen Hei Ermittlung des reinen Jahresertrages Agert, FE auf 
yon einigen wenigen Gantonen der Schweig auf die Poſtverwaltung 
zur Anwendung gebragt worden, obwohl hier defien Anwendung wegen 
Des grofen Untfanges und fleinen Details der Materielanfgaffungen 
feine Schwinigkeiten bicten muß; die große Mehrzahl der Bantone 
Yagegen Hat davon bei ihrer Borverwaltung Feine Unwendung gemadt. 
Diele letztern Cantone berechneten Peine befouderen Abzüge für Wert 
sermiuderung und führten Beine befondere Regunng über Bas De . 
triebömateriel, ſondern belaſteten einfach die laufende Poſtrechnung 
mit ben Ausgaben für Unterhalt und neue Auſchaffungen, offenbar 
von der Annahme ausgehend, es erſezen dieſe Ausgaben den Ausfall 
uud Aſgang am alten Material und erhalten bas Betriebscapital uit: 
sefähr auf dem gleichen Standpuncte. Zwar mochte diefe Annahme 
nur theilweiſe ridtig fein, weil Die jährlich ſich mehrenden Bedürf⸗ 
niſſe auch eine fetige Zunahme des Betriebsmaterialed bedingten; aber 
immerbin läßt fig and dieſen Syſteme cine gewifle innere Begran 
bung nud der Vorzug der Einfachheit vor dem erkerwähnten Syfteme 
nit abfpregen. Dit vollem Grunde nahm Daher der Bund diefes 
zweite, von Den meiften Gantouen angemendete Eyftem bei Feſtſtellung 
der jährligen Poſteinnahmen der Gantone zum Zwecke dor Beſtimmung 
der Poſtregalentſchädigung als Grundlage, und werden fomit von ihm 
alle Unfäpe für Umterhalt und neue Unfdafungen in den Ausgaben 
belaſſen und vom Jahresertrag in Abzug gebracht. Un der Ganton 
Urt hatte feine Poſtrechnungen in gleicher Weile geführt und wurde 
daher vom Bundesrath nad den gleigen Orundfägen behandelt. “reis 
lich iR nit zu verkennen, Def bei dieſer Rechnungſsweiſe monde Bu: 
faͤligkeiten auf einen Mebr: oder Minderertrag einwirfen können; 
allein es war nit thunlich, in nähere Unterſcheidungen einputreten, 
und die Gautone mußten die Ghauce der günfigen oder nngänfigen 
Zufäligfeiten auf Rp nehmen. Daß aud beim Ganten Uri beſonders 
ungünſtige Zufaͤlligkeiten cimgetreten feien, if moͤglich, Recht aber Feis 
neswege feR: wenn man nämlich bei dieſem Santene von dam durch 
den Dunbebraté gegenüber andern Gantonen benbadteben Open ab: 
weigen und in Folge deflen die von Uri angegriffenen Ausgaberramfäge 
bei Ermitsirng des Poftertrages aus der Neduung Rreigen mürde, 
fo müßte die Anwendung des erſtbeſprochenen Rechnungoſyſtems auf 
den Ganton vi, namentlich alfo die jährige Abſchreibung von 10 
oder noch mehr Brocenten des Werthes Des Detrichématerials and 
. Uebertraguns in die Jahresausgaben die nothwenbige Folge davon fein. 
Die Abſchreibung würde aber nach Dem Berthe, melden Das urneri 
fe Pofimaterial bei dee Uebergabe an ben Bund hatte, tedenfalis 
mehr betragen, als was Uri für nene Anſchaffung ausgegeben bat. 
Gegen vorfebendes Raiſonnement beruft ſich Dev Mäger, me: 
ben den Gründen materieller Art, auf den formellen Grund, die von 
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ihm verlangten Streidungen feten früher f@on vom Bundesrath und 
nad ibm von der Bundesverfammlung gutgeheißen worden, umd ein 
Zurückkommen auf biefe Gutheifung ſei unfatthaftz diefer Einwurf 
ift jedoch nicht begründet. Bei Genehmigung der vorgefchlagenen Ent: 
fäbigungéfcala dur die Bundesverfammlung mittelft Schlußnahmen 
vom 21. und 24. Zuli 1862 wurde dur Art. 1 des Befchluffes dem 
Bundesrathe ausdrüdli das Recht zugefichert, für allfällig bei Feſt⸗ 
fegung der Scala feiner Zeit unterlaufene Rehnungsirrungen Be: 
ridtigung eintreten zu laffeu: eine Srrung war es aber, wenn für Uri 
anderd gerechnet wurde als für andere Gantone, und eine Berichtigung 
war um fo eher zuläffig, als bei Entwerfung der Scala die Detail: 
rédnung von Uri nicht vorlag, wenigftens bem Boftdepartement zur 
Prüfung nicht bei der Hand war, wie aus der vorliegenden Corre⸗ 
fpondenz des Bundesrathes ſich ergiebt; wenn aber hiegegen der Kläs 
ger noch auf den Umftand verweist, daß der Ständerath bei der ſach⸗ 
bezüglichen Verhandlung die Anträge feiner Gommiffon auf Reduction 
einiger Summen verworfen babe, fo gef@iebt dies mit Unrecht, da der 
Ständerath damit Paum einen materiellen Entſcheid geben, fondern 
einfa die endlige Fehftelung der Summe dem Bundesrath über- 
laffen und deshalb auf Beine Details eintreten wollte. Sollte man 
übrigens au den Art. 1 des erwähnten Bundesbeſchluſſes anders 
auffaffen, fo kann doch Fein Zweifel darüber befteben, daß die formelle 
Einwendung des Klägers dur Wortlaut und Siun von Art. 3 des 
Beſchluſſes ausgeſchloſſen wird, melder für den Kal eines Redtéfirei 
ted dem Bundesrath vollfommen freie Hand gegeben bat, auf feine 
früheren Zugefändniffe in jeder Richtung wieder zurückzukommen. 
Micht erheblicher erfdeint die Berufung der Klagpartei auf das 
vom Bundesgerichte zwifgen dem Ganton Neuenburg uud dem Bund 
am 28. Zuni 1854 erlaffene Urtheil betreffend Poſtregalentſchäädigung. 
Neuenburg hatte nämlich früher feine Poft verpachtet und hob dann 
einige Zeit vor dem Jahr 1844 dad Pachtverhältniß auf, in der Art, 
daß es dabei das gefammte vorhandene Boflmaterial um einen beſtimm⸗ 
ten, in verfiedenen Terminen zahlbaren Preis dem Bächter abnahm; 
von diefen Terminzahlungen fielen einige in die Normaljahre, wurden 
aber nach jenem Urtheil behufs Feſtſtellung des Reinertrages aus den 
Ausgaben der Boftverwaltung geftrigen. Offenbar handelte es ſich 
dabei um ein wefentlih verfchiedenes Verhältniß, als es bei Uri fi 
findet: es hatte eine Veränderung in der Adminiſtration Hattgefunden, 
melde bei Ausmittlung des Poftertrages nicht in Betracht fallen 
Ponnte; der frühere Bächter und der Kanton Neuenburg vertraten dem 
Bunde gegenüber das gleiche Rechtöfubject, und Die Zahlung des Nach⸗ 
folgeré an den Borgänger betraf nur eine Handänderung des Betriebs- 
materials, war alfo nicht ald eine Verwendung für neue Anſchaffun⸗ 
gen oder für eine Vermehrung des Materialed amufehen. Daß dies 
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der Sinn des angerufenen Urtheils if, ergiebt HG am beiten Daraus, 
baf die Reuenburgiſchen Pofrednungen der drei Rormaliahre unter 
dem Titel „Etablissements et réparations“ mit einer usgabe von 
Fr. 21,914. 50 Rpn. a. B. belaftet blieben. 

Den Testen Streitpunkt betreffend die Fahrpoſt bildet Die Got: 
derung von Fr. 300 für Gratidtransport der Beamteten. Aud dieſe 
Forderung erfdeint als unbegründet, fowohl nah dem Bortlaute der 
Bundesverfaffung, ais nad der Art, wie leßtere gegenüber den andern 
Gantonen zur Anwendung gebradt worden if. Es febt nämlich mit 
dem Wortlaut der Bundesverfaflung, melde den Kantonen für den 
vom Poflwefen „bezogenen reinen Ertrag“ Eutſchädigung verforiŸt, 
nit im Einklang, wenn neben dem wirlliden Grtrage au nod für 
fndirect aus der Poſt gewonnene Bortheile Entſchädigung verlangt 
wird. Œbenfo bat Fein anderer Ganton für derartige Bortbeile eine 
Entſchädigung erhalten, obſchon biefciben unter den mannigfaltigften 
Formen beinahe überall HG fanden ; nicht was ein Kanton aus feinem 
Poſtweſen hätte besichen Fönnen, 3. D. bei bôbern Tarifanfägen, bei 
verminderter Portofreiheit u. f. f., fondern was er wirklich bezogen 
bat, it maßgebend für die Poſtregalentſchädigung. 

Mitbin if die Plägerifge Forderung, foweit fe die Fahrpoſt 
betrifft, vollfändig zu verwerfen. | 

Den zweiten und dritten Punkt entwidelt das Urtheil folgender 
mafen: 

Gehen wir fomit zur Feſtſtellung der Tranfittare über, welde 
dem Ganton Uri für die verfchloffen tranfitierenden Briefpalete gebührt, 
fo erfcheint durch die Erpertife in befriedigender Weife ais ermittelt, daß 
bie vom Bund angenommene Entfhädigung von 7 Pr. per Unze ge: 
nügend if. Bei der Schiußverbandlung wurde zwar hervorgehoben, 
daß die Ausdehnung des Urnerpofgebiete von den Grperten nid 
rigtig angenommen worden fei, indem dasfelbe nicht 1144, fondern 
16%, Begftunden betrage, weil das halbe Seegebiet hinzugerechnet werden 
müffe ; allein die Grperten haben mit Grund angenommen, e6 komme 
für die vorliegende Frage nur die Strede von Fluelen bis zum Gott: 
bardbofpis in Betracht, da nur auf dieſer Strede der Brieftransport 
durch die Poſtverwaltung von Uri beforgt wurde, und außerdem käme 
no fehr in Frage, ob, felbf wenn die Zahl von 11%, Stunden er 
höht werden müßte, diefer einzelne Umftand die Erperten zur Abän- 
derung eines Urtheils, welches fie mit Nüdficht auf alle obwaltenden 
Umftände abgegeben haben, bewegen würde. 

Während die Erperten binfihtlih des Zranfitporto für Briefe 
in der Hauptfache den Anſichten des Beklagten suftimmen, weiden fie 
von benfelben infomeit ab, als fie für die einzeln nad Uri gelangen 
den und in Altdorf umfpedierten Briefe, melde einerfeitd aus einem 
Theile des Gantons Uri, anderfeits aus den Gantonen Glarus, Zug, 
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Schwyz und Unterwalden fommen, der vom Bunde zugegebenen Ein⸗ 
nahme zwei Boften von Fr. 122. 88 Rpn. und von Fr. 205 beifügen; 
Diefed Verfahren der Œrperten wird aber von beiden Parteien ange: 
griffen, und ed ift daher au prüfen, ob Der Anſicht der Experten beis 
aupflidten, oder 06 und welche Aenderung diesfalld vorzunehmen fei. 
Bon Seite des Beklagten wird die Uuffaffung der Erperten beftritten, 
weil Fein Grund vorliege, den Grundfab, melder für die in Paketen 
tranfitierenden Briefe angenommen worden fei, für die nicht in Pa- 
fete zufammengepadten Tranfitbriefe aufzugeben und diefe Briefe nicht 
per Unze zu 7 kr., fondern per Stud mit 2 Pr. zu tarieren. Diefer 
Beftreitung kann von Seite des Berichtes Fein Gemidt beigelegt mers 
den, theild weil ein in die Augen fpringender Grund zu der verſchie⸗ 
denartigen Behandlung darin liegt, daß die lebteren Briefe noch eine 
befondere Umfpedition in Altdorf nöthig machten, theild weil zur ſichern 
Bürdigung diefer Frage poſtaliſche Renntniffe gehören und diefe zwar 
bei den zugezogenen Experten, nicht aber bei dem Gerichte fi finden; 
auch liegt für dad Geridt Fein Grund vor, die offen tranfitierenden 
Briefe aus den Kantonen Glarus, Schwyz, Zug und Unterwalden an: 
ders zu behandeln, als die offen tranfitierenden Aargauerbriefe, und 
zwar für lebtere nad der Œrpertife eine befondere Entſchädigung an: 
zufeben, nicht aber für erftere. Bon Seite des Klägers dagegen wer: 
den folgende Ginmendungen erhoben: 

a) Die Erpertife nehme mit Unredt an, daß die in Altdorf um: 
fpedierten Uargauerbriefe in den 1640 Unzen, welche die Bächtercantone 
in der Ertragsrechnung alé Tranfitbriefe „Stalien-Aargan“ aufgetragen 
haben, inbegriffen feien, fondern ed umfaffe dieſes Gemidt nur die in 
gefloffenen Paketen durch Uri fpedierten Yargauerbriefe, nicht aber 
die in nichtgefploflenen Paleten nach Uri gelangten; nicht gefchloffen 
feien angelangt die Briefe von den Poftbureaur Aarau, Lenzburg, 
Wohlen und Muri, während alle andern aargauifden Briefe von und 
nach Teſſin und Italien theils na Züri, theild nach Luzern fpediert - 
und hier in die gefchloffenen Hauptyafete aufgenommen worden feien; 
geftügt auf eine genaue Durdfidt der Urneriſchen Poſtbücher, werde 
nun eine Entfgädigung von Ar. 1101 für die ungefchloffen tranfitie= 
renden Uargauerbriefe verlangt. Diefer erften Ginmendung des Kids 
gers kann jedoch Bein Gewicht beigelegt werden: die nicht von Aarau, 
Lenzburg , Bohlen und Muri abgegangenen Uargauerbriefe wurden 
nad der eigenen Ausführung des Klägers in die gefdioffenen Haupts 
palete von Zürich und Luzern aufgenommen, und es Bann fich daher 
die Gewidtangabe von 1640 Unzen unmöglich auf diefe Briefe, fondern 
nur auf die unverfchloffen anlangenden und in Altdorf umifpedierten 
Briefe beziehen, weshalb denn auch die Experten dieſes Gewicht als 
ein feftftebendes und Beinem Zweifel ausgefebtes behandeln, aud die 
Arten bieten für die Behauptung des Klägers, daß das Gewicht von 
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1640 Unzen Ad auf die in ben geſchloſſenen Paketen enthaltenen Yar- 
gauerbriefe beziehe, feinen Anhalterunft bar, fondern fpreden gegen 
Diefelbe, und es iR um fo weniger Grund rorbanden, dem einfeitigen 
Barteianbringen des Ridgers vor dem Befinden unbeibeiligter Experten 
den Borzug zu geben, alé Lepterer feine Auffaſſung zum Gegenftande 
von Griduterungéfragen en die Experten hätte machen können und daju 
volle Gelegenheit gehabt bat. 

b) Die Anrechnung einer Entſchädigung für die Briefe aus und 
ned den Gantoneu linterwalden, Zug, Shwy; und Glarus fei noth- 
wendig, aber von den Grrerten ungenügend ermittelt, da nad obiger 
Ausführung Die 1640 Unzen Briefe aus dem Sauton Yargau nur einen 
Theil der Aargauertranfitbriefe umfaÿt haben und daher dad aus die: 
fer Zahl mittel der beiderfeitigen Bevölkerung für die genannten 
Santone ermittelte Briefgewicht auf einer falfden Bald berube; au 
hier feien die Urnerpobücher zur ſichern Feſtſtellung der für die Tran: 
ſitbriefe der vier Santone erforderligen Entſchädigung einer einläß- 
lien Prüfung unterworfen worden, und ed werden gefütt Darauf 
für Unterwalden, Schwyz und Zug Fr. 822, für Glarus Dageyen 
Sr. 297 verlangt. Es if nun allerdings richtig, daß die Berechnung 
der @rperten infofern einen Irrthum enthält, als fe für Ermittlung 
der Sorrefpondenz der genanuten vier Santone einerfeits die 1640 Un- 
zen Uargauerbriefe, anderfeits das Berbältnig ihrer Bevölkerung zu 
derjenigen ded ganzen Santons Aargau in Betracht ziehen, während 
die aargauiſchen Bezirke Rheinfelden, Laufenburg, Brugg, Zurzad 
und Baden ıhre Correſpoadenz na Zürich zur Aufnahme in die dor: 
tigen Palete fandten und daher an den 1640 Unzen nicht participierten ; 
ba dieſe Bezirke ungetähr einen Drittheil der aargauiſchen Bevölke⸗ 
rung umfaflen, rechtfertigt fit die Erhöhung des von den Grperten 
für Unterwalden, Zug, Schwyz und Glarus beredneten Anſatzes um 
einen Drittheil, alfo von Zr. 205 auf Gr. 307Y,. Der weitergehenden 
Forderung des Klägers kann dagegen nicht beigepflicgtet werden, weil 
diefelbe auf der erit nadträgli® und ganz verfpätet vorgebradten, 
übrigens höchſt unmabrideinliden Behauptung beruht, es laflen ih 
die Correfpondenzen der vier Gantone direct aus den Poſtbüchern et: 
mitteln und feien hienad höher anufeben, alé von den Œrperten an: 
genommen worden fei. (Directe Mittheilung.) 


19. Schadenerfag. Sinn einer Eonceffion. 


Zur Verbindung der fegweizerifgen Rordoſtbahn mit der badifgen 
Gtaatsbabn war eine Brüde über den Rhein berzuftellen, wo das Uar- 
thal ſich gegen diefen Fluß öffnet. An diefer Stelle bei Goblenz hatte 
früher eine Führe die Reiſenden übergefegt, in Bezug auf welge 
am 20. Febr. 1655 folgende Beſtimmungen getroffen wurden; 
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„Viertens, if des Fahre Gerechtigkeit lant alten Briefen und 
Regeln, daß zwiſchen Kadelburg und Waldshut Fein anderes Neben- 
fahr fein noch gebraucht werden foll, ander als das Fahr zu Koblenz 

...... Und wann dann zum Fünften von anderen Fährleuten von 
Golem nad Waldohut, Degeren, Hauenflein oder gar nach Laufen: 
burg geführt würden, follen diefelben von jeder Perfon den rechten 
Fähren den gewohnten Lohn zu bezahlen ſchuldig fein. Desgleiden, 
fo einer Salzfäßlein auf dem Waſſer nah Waldshut, Degeren oder 
Hauenftein fährt, fol er ebenmäßig diefen Fähren von jedem Yäßlein 
einen Batzen zu geben ſchuldig fein. Item foll aud ein jeder vermöge 
alten Briefen und Herfommen, der ennetfeité des Fahrs Neifftangen, 
Laden, Laden oder dergleichen in den Weidlingen hinüber und dann 
Das Waſſer hinauf nach Zurzach, Kaiſerſtuhl oder hieflgen Orten... 
fähren würde, für einen jeden Beidling einen Bapen ju geben vers 
bunden fein.“ Das Bericht nimmt diefen ganzen Vergleih in Em: 
pfang und beftätigt denfelben mit folgender Bemerkung: „Bir von 
Obrigleité wegen haben hierin nichts Unziemliches erfunden, fondern 
daß Alles nach alten Bräuchen, Briefen und Gewohnheiten gefebt und 
geordnet worden, fo daß es hiemit zu guten und beftänbigen Kräften 
erfannt fein und dem fürhin gelebt und nachgegangen werden folle.“ 

Es war natürlich, daß die Inhaber diefer Fährengerechtigfeit mit 
der neuen Brücke nicht fehr zufrieden waren und eine Folge biefer 
Stimmung war eine Klage gegenüber der Mordofibabn bei bent Bun⸗ 
desgericht auf Entſchädigung für Verletzung ihrer eoneeſſtonsmäßigen 
Anſprüche. Sie veranſchlagten ihren Schaden auf nicht weniger als 
Fr. 70,895. 75 Rp., reſp. Die Erſchwerung des Betriebes mit Fr. 12,500. — 
Natürlich handelte es fig hiedei nur um demjenigen Theil des Rheins, 
der auf Schweizerfeite fließt, da die jenfeitige Hälfte die Rordoſtbahn 
nit berühren Fonnte, 

Dinfidtiié des Hikkorifchen ergab RG, die in Frage liegende 
Fähre fei wahrſcheinlich im Anfang ein Neigsichen geweien, fei fpäter 
auf dad Kloſter Gt. Blaflen übergegangen umd babe im Verfolge der 
Probftei Kliagnau und dem Gotteshauſe Syon und Berau gehört, 
fowie des Stadt Laufenburg im Namen und ald Kaſtenvogt dev St. 
Sabobs:-Raplanei:Pfründe daſelbſt; Einwohner von Coblenz haben die 
Fähre als Erblehen beworben, welches ſodann nach Wufhebung des 
Lebnverbandes in das Berhältnig unbedingten, bloß mit einem Boden⸗ 
sinscapitel von Fr. 2610. 85 Npu. belaſteten Gigenthums Übergegangen 
fet. Die Yähre bilde eine eigentliche Fähregerechtigleit im Sinne des 
dentfchen Medtes, trage den Gharabker eines Privatuehtes und fei ein 
im bürgerlichen Verkehr liegender VBermögensgegenhand, als welder 
fie in den Grundbücern erſcheine; im Jahr 1839 hätte bicfeibe um 
16008 fl. Bürderwäbrung und kebernahme des darauf haflanden 
Bodenzinſes der Großh. Badiſchen Regierung verkauft werden Bönnen. 


2 Einunzius. IXXRjAX 
Be} Ber Lau Ber Candider tenir, fe pie berclie Den, tel 
Ban Folipern Ber Fühcr tur avéaiiée Daniquez miete, zeiten 
Spitz wur Beltches Voices out Tome uber ven Ahem x 
Ges, au taf Tre, weiber chemmé- aber et Berizmen edit 
Boss lues, Den Aibeıkeigern ue Goes u sue 
ben fadérié Bei Grizugri Der Der Dumme li fab, Dat 
sito ame Bebe zum eee seront gode nel 
Zi Ren sormenes babe, wei Für kmmmtindie at Tahoe Sr. 39,91 
16 Ru. at tuba 26 ae cm je Fr. SE 53 Me am: 
ringe man féeves ’ur Mnledes muB Taileges wegen Bebeuins, 
Suipsfungen, Soeurs u i m. Ar 8 u Dim; jo bleibe ein 
jißrliger Ertraz ron Ar ZU: Syn, wehher u PP, capißslikert, 
einen Gastisimerth ven Fr. U. 75 ue rocdotnr 


» 5 , BMI. LS 

Die Führebefiger (fibft haben cine Berechnung über den Grirag 
eines Tidtihcité der Fahre amd ben Jahren 1817 bis und mit 1855 
| diugereigt, weile Den Gefammibelrag von Fr. 4999. 27 Rpu. auf: 
weist; der Gemeinderath von Goblen; bat die Hewiheit der auf Diefer 
Deregnung eutheltenen Unterfepriften der Hährebefiper beglaubigt und 
gleigzeitig „Die Aichtigkeit der Unfäse ũder die Einnahmen währen) 
den benannten 11 Jahren“ beurfundet. 

Die weiteren Ergebniffe der Urfunden und Zeugenauöfagen wer: 
Den bier weggelaften. Das Bundes gericht in feinem Sprud vom 1. Suli 
1862 wies die Fährebriiker mit Der Mebrfordberung über die eventuell 
verlangten Fr. 6000. — (Säweizerantpeil) ab und zwar mit folgen: 
den Orinden: 

Es Fans in erfer Linie feinem Zweifel unterliegen, daß den Ne: 
cartenten cine Häpregeregtigleit im Sinne des deutfden Brivatredtes 
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zufteht, d. h. bas Net, Menfhen und Güter vermittelt einer Fähre 
für ein gemifles Fährgeld über den Nhein zu feten, und daß biefeë 
Recht, weil mit gewiffen öfonomifchen Bortheilen verbunden, zu den 
für den privatredtligen Verkehr geeigneten Bermögensrechten gehört, 
wenn fon dasfelbe in gewiſſen Richtungen auch in dad Gebiet des 
öffentlichen Rechtes: hinüberfpielt, wie 3. B. in dem Rechte der Ne: 
gierung zur Beftimmung des Fährentarifes und in der Nothwendigs 
feit ihrer Zuftimmung zur Veräußerung der Fähre. 

Diefe Gerechtigkeit ftebt mit einer fog. Ehehafte, d. h. mit dem 
Rechte, ein gemiffes mit einer beftimmten Rocalität verbundenes Ge- 
werbe in Folge früherer Goncefffon der Regierung zu betreiben, jeden- 
falls infoweit auf gleicher Linie, als dicfelbe nicht etwa durch einfachen 
Beſchluß der Regierung ohne Entfhädigung aufgehoben werden Pönnte, 
fondern alé ein gegen ſolches willfürliches Eingreifen der Regierung 
geſichertes Privatrecht erfheint; allein es frägt ſich, ob derfelben eine 
noch weiter gehende Bedeutung zukomme, in der Richtung, daß die 
Erſtellung concurrierender Verkehrsanftalten alé ein Eingriff in die: 
felbe erfcheine, und 06 daher von den Fährebefigern gegen folge Anz 
falten Einſprache erhoben werden koönne. 

Ein derartiges Ausſchlußrecht von concurrierenden Anftalten liegt 
nicht im allgemeinen Begriffe der Ehehaften, fondern es fehließen 
Lebtere ihrer Natur nach weitere ähnliche Goncefilonen, ja fogar die 
allgemeine Freigebung des betreffenden Gewerbes von Seite der Ne: 
gierung Peineswegs aus; zur Begründung des von den Fährebefikern 
beanfpruchten Ausſchlußrechtes reicht Daher die allgemeine Hinweifung 
auf Die privatrechtliche, den Ehehaften analoge Natur der Fähregerech⸗ 
tigleir nicht bin, fondecn ed muß dasſelbe befonders nachgewieſen wer: 
den. Ein folder Nachweis if von den Fährebeflgern verfudt worden, 
und ed if daher zu nnterfuden, inwieweit ihnen Diefer Nachweis ges 
lungen fei. 

Die Behauptung eines ausſchließlichen Fährerechtes ſtützt A auf 
den Bertragsbrief vom 20. Februar 1655 (Fact. I litt. a); inbeffen 
fann biefe Urkunde nicht als ein binidnglider Beweis dafür angefehen 
werden, da dad in Anſpruch genommene Recht, welches ein Monopol 
bilden würde, fo erorbitanter Natur wäre, daß der Flarfte und bün⸗ 
bigfte Beweis für defien Annahme verlangt werden muß. Œinmal tft 
ed höchſt zweifelhaft, ob mit den Worten der Urkunde: „daß zwiſchen 
Kadelburg und Waldshut Bein anderes Fahr fein noch gebraudt werden 
folle, anberft als das Fahr zu Goplenz,“ nicht, in Uebereinftimmung 
mit dem allgemeinen Charakter der Ehehaften, fediglich betätigt mers 
den follte, Daß weitere Fähren ohne Gonceffion der Staatöbehörden 
nicht geftattet fein follen. Sodann ift zu beadten, Daß die Urkunde 
die gütlie Beilegung eines Streites enthält, worin es fih um das 
Ausſchließungsrecht der Fahrgerechtigkeit in Peiner Weife handelte, und 
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daß daher die in Frage kommende Stelle gleihfam nur im Vorbei⸗ 
gehen in der Urkunde ihren Plas fand. Wenn von Obrigkeitd wegen 
der Vergleich ratificiert wird, fo liegt darin nicht eine hinlängliche 
Erklärung und Anerkennung des von den Klägern in Anfprud genom- 
menen abfoluten Ausfchliefungsrechtes; um der Ratification eine folche 
Dedeutung beizulegen, müßte diefelbe diesfalls deutliger und beſtimm⸗ 
ter gefaßt fein. Endlich beruft fi die betreffende Stelle der Urkunde 
auf alte Briefe und Stegel; wenn es num überhaupt ein Rechtsgrund: 
fab if, daß, falls eine producierte Urkunde auf eine andere ſich bezieht, 
dDiefe Beziehung zum Beweife deflen, was in der nit - producierten 
Urkunde enthalten if, nicht hinreicht, fondern aug dieſe Urkunde vor- 
gelegt oder deren Inhalt auf andere Weile bewielen werden muß 
(referens sine relato nil probat), fo ftellt fi$ in dem vormaltenden 
Salle wegen der gegebenen befondern Berbältniffe um fo mehr als 
nothwendig heraus, daß die documenta relata, jene Briefe und Siegel, 
vorliegen follten, um daraus zu entnehmen, was ed denn in Wirklich⸗ 
Reit für eine Bewandtniß mit der in Unterfugung flehenden Fähre⸗ 
gerechtigkeit babe. 

Angenommen indeflen, daß die Necurrenten eine ausſchließliche 
Faͤhregevrechtigkeit heiten, fo könnten doch ihre Rechtsbegehren infos 
weit, als fie auf angeblige Verlegung dieſes Ausſchlußrechtes fig 
fügen, nicht gutgeheißen werden, Gemäß der Urkunde von 1655 würde 
nämlich das Ausfchließungsrecht dahin gehen, daß zwiſchen Kadelburg 
und Waldshut Peine andere Schiffsfähre oder, wie die Urkunde fi 
ausdrückt, Bein anderes Nebenfahr befteben dürfte; eine folche zweite 
Fahre if aber von der Recurfin nicht errichtet worden. Freilich kön⸗ 
nen die Recurrenten bierauf entgegnen, durch Die Erſtellung einer 
Brüde trete die gleihe Wirkung ein, melde durch Anlegung einer 
zweiten Fähre eingetreten fein würde, indem nicht mehr fo viele Per⸗ 
fonen und Güter wie früher die Fähre paffteren; allein wenn auch 
eine Landesobrigkeit eine Schiffsfähre in noch fo ausſchließlicher Beife 
concediert, fo läßt ih doch ohne die allerbeftimmteften Unhaltspunfte 
nicht aunehmen, fie habe damit auch auf das Redt der Ueberbrüdung 
des betreffenden öffentligen Fluſſes verzichten und ft fogar die Be: 
nubung fpâterer vervollfommneter Transporteinrichtungen, fobald dies 
felben dad betreffende Gewäfler überf@reiten müflen, verſchließen wollen. 
Benn mithin der Canton Aargau der Nordoſtbahngeſellſchaft die in 
Trage kommende Brüdenbaute geftattet bat, fo bat er damit den frü- 
beren Erklärungen der Landesobrigkeit gegenüber den Fährebeſitzern 
Peineswegs Abbruch gethan, und weder ibm nod der Geſellſchaft 
kann Deshalb eine Berlebung dev Fähregerechtigkeit vorgeworfen 
werden, 

Da fit das Begehren sollftändiger Abnahme der Fähre im We⸗ 
fentligen darauf gründet, daß die Brüdenbaute einen Eingriff in die 
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Fahregerechtigkeit enthalte — eine Auffaſſung, die ſich als irrig her⸗ 
ausgeſtellt hat, ſo iſt eine Unterſuchung darüber nicht nothwendig, ob 
jenes Begehren bei Annahme dieſer Auffaſſung wirklich rechtsbegrün— 
det wäre. Ebenſoſehr ſpringt in die Augen, daß die allfällige Ber- 
minderung der Frequenz der ftreitigen Fähre auch nicht den Grund 
zu einer Gelbentfdädigung bilden Fann; denn wenn die Bahngefell- 
ſchaft mit der Brüdenbante nicht in die Rechtsſphäre der Fährebefiker 
ſtörend eingegriffen bat, fo fann die daraus für Sebtere entftchende 
Mindereinnahme eine rechtlihe Bedeutung nicht haben, nach dem 
Redtéfate: qui jure suo utitur, neminem lædit. 

In zweiter Linie ſtützen die Fährebeflger mit ihrem Begehren fi 
darauf, daß der Fährebetrieb in Folge der Brüdenbaute fchwieriger 
und foftfpieliger werde, diesfalls erfcheinen ihre Ausführungen als 
begründet. 

Allerdings haben die Fäbrebefiter ihre Nechtfame weder ganz no 
theilweife an die Bahngefelichaft abtreten müffen, fondern es dauert 
dieſe Redtfame rechtlich unverändert und ungef@mälert fort, weshalb 
die Art. 1—5 des eidgenöſſiſchen Grpropriationagefeses auf den vor: 
liegenden all Peine Anwendung finden; allein es liegt hier ein Ver⸗ 
hältniß vor, auf welches die Art. 6 und 7 des Gefetes zur analogen 
Anwendung gebracht werden müflen. Diefe Gefetesartifel verpflichten 
nämlich den Unternehmer eines öffentlichen Werkes zur Grftellung von 
Borridtungen, die im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit oder der⸗ 
jenigen des Einzelnen nothmendig werden, fowis zur Ausführung von 
Bauten, mwelde behufs Grhaltung ungeftôrter Gommunicationcn er: 
forderli ſind; find Die zu erftellenden Borridtungen der Art, daß fie 
ſich nicht einfad ein: für allemal ausführen laffen, fondern einer fort- 
mwährenden Anwendung bedürfen, fo ift es mit dem Geſetze wohl vers 
einbar, daß die Gritelung der betreffenden Vorrichtungen dem Unter: 
nehmer abgenommen und demjenigen, zu deflen Gunften fie flattgefun= - 
den hätte, überlaffen, dagegen aber erfterer zu einer angemeffenen Ent- 
ſchädigung an den Iegteren verpflichtet wird. Nach den Erklärungen 
der Experten erſcheint nun zwar eine Verlegung der Fähre aus Grün: 
den der öffentlicden Sicherheit nicht als nothwendig; dagegen find, 
wenn eine wefentlihe Vermehrung der Gefährlichkeit des Fährebetrie- 
bed vermieden werden fol, in Folge der Brüdenbaute für Die Fünf: 
tige ungefährdete Betreibung der Fähre einige fihernde Mafregeln, 
verbunden mit einer Vermehrung der Arbeitsfraft, nothwendig, für 
Die gemäß Art. 6 und 7 des Expropriationsgeſetzes die Nordoſtbahn⸗ 
geſellſchaft einzuftehen bat, in der Urt, Daß den Fährebefigern eine den 
Daherigen Mehrausgaben entſprechende Entſchädigung verabfolgt wird. 

Bas die Ermittlung des Maßes biefer Entſchädigung betrifft, fo 
muß ſowohl der Geſichtspunkt der erſtinſtanzlichen Grperten, welde 
ihre Daherigen Angaben mit Rückſicht auf den Mebrbedarf an Material 


42 Schadenerſatz. Obligationenrecht. 


daß daher die in Frage kommende Stelle gleichſam nur im Vorbei⸗ 
gehen in der Urkunde ihren Platz fand. Wenn von Obrigkeits wegen 
der Vergleich ratificiert wird, fo liegt darin nicht eine hinlängliche 
Erklärung und Anerkennung des von den Klägern in Anfprud genom: 
menen abfoluten Ausſchließungsrechtes; um der Ratification eine folche 
Dedeutung beizulegen, müßte diefelbe diesfalls deutlicher und beftimm- 
ter gefaßt fein. Endlich beruft ſich die betreffende Stelle der Urkunde 
auf alte Briefe und Siegel; wenn es nun überhaupt ein Redtsgrunds 
fat ift, daß, falls eine producierte Urkunde auf eine andere fich bezieht, 
diefe Beziehung zum Beweiſe deffen, was in der nicht - producierten 
Urkunde enthalten ift, nicht hinreicht, fondern aud diefe Urkunde vor: 
gelegt oder deren Inhalt auf audere Beife bemiefen werden muß 
(referens sine relato nil probat), fo ftellt fit in dem vorwaltenden 
alle wegen der gegebenen befondern Berbältnifle um fo mehr als 
nothwendig heraus, daß die documenta relata, jene Briefe und Siegel, 
vorliegen follten, um daraus zu entnehmen, mas es denn in Wirklich⸗ 
Beit für eine Bemandtnif mit der in Unterfuhung ftehenden Fähre⸗ 
gevechtigfeit habe. 

Angenommen indeflen, daß die Recurrenten eine ausfchließliche 
Fähregerechtigkeit befften, fo könnten doch ihre Rechtsbegehren info: 
weit, als fie auf angeblihe Berlegung dieſes Ausſchlußrechtes fi 
ftüten, nicht gutgeheißen werden. Gemäß der Urkunde von 1655 würde 
nämlich das Ausfchliefungsrecht dahin gehen, daß zwiſchen Kadelburg 
und Waldshut Peine andere Schiffsfähre oder, wie die Urkunde fi 
ausdrüdt, Rein anderes Nebenfahr beſtehen dürfte; eine folche zweite 
Fähre if aber vou der Necurfin nicht errichtet worden. Freilich kön⸗ 
nen die Recurrenten bierauf entgegnen, durch Die Erſtellung einer 
Brüde trete die gleite Wirkung ein, melde durch Anlegung einer 
zweiten Fähre eingetreten fein würde, indem nicht mehr fo viele Barr 
fonen und Güter wie früher die Fähre paffleren; allein wenn auch 
eine Landesobrigkeit eine Schiffsfähre in noch fo ausſchließlicher Weife 
concediert, fo läßt fih doch ohne die allerbeftimmteften Anhaltspunkte 
nicht aunehmen, fie babe damit au auf das Necht der Ueberbrüdung 
des betreffenden öffentlichen Fluſſes verzichten und ſich fogar Die Be: 
nubung fpäterer vervoUfommneter Transporteinrichtungen, fobald bie 
felben dad betreffende Gewäfler überfdreiten müffen, verfchließen wollen. 
Wenn mithin der Canton Aargau der Nordoſtbahngeſellſchaft die in 
Trage kommende Brüdenbaute geftattet bat, fo bat er damit den frü- 
beren Erklärungen der Landesobrigkeit gegenüber den Fährebeſitzern 
keineswegs Abbrud gethan, und weder ibm noch der Geſellſchaft 
faun deshalb eine Berlegung der Fähregerechtigkeit vorgeworfen 
werden. 

Da ſich das Begehren vollffändiger Abnahme der Fähre im Be 
fentligen darauf gründet, daß die Brüdenbaute einen Eingriff in die 
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Fähregerechtigkeit enthalte — eine Auffaflung, die ſich als irrig here 
ausgeftellt bat, fo if eine Unterfuhung darüber nicht nothwendig, ob 
jenes Begehren bei Annahme diefer Auffaffung wirklich vechtöbegrün= 
det wäre. Œbenfofebr fpringt in die Augen, daß die allfällige Ber: 
minderung der Frequenz der flreitigen Fähre auch nit den Grund 
zu einer Geldentfhädigung bilden Bann; denn wenn die Babngefell- 
fehaft mit der Brüdenbaute nicht in die Rechtsſphäre der Fährebeſitzer 
ſtörend eingegriffen bat, fo fann die daraus für Lebtere entitehende 
Mindereinnahme eine vechtlige Bedeutung nicht haben, nad dem 
Rechtsſatze: qui jure suo utitur, neminem {ædit. 

In zweiter Linie Rüben die Fährebeflger mit ihrem Begehren fi 
darauf, daß der Fährebetrieb in Folge der Brüdenbaute fchwieriger 
und Poftfpieliger werde, diesfalls erfcheinen ihre Ausführungen als 
begründet. 

Allerdings haben die Fährebeflger ihre Nechtfame weder ganz noch 
theilweife an die Bahngeſellſchaft abtreten müflen, fondern es Dauert 
diefe Rechtfame rechtlich unverändert und ungefhmälert fort, weshalb 
die Art. 1—5 des eidgenöffifhen Grpropriationdgefeges auf den vor: 
liegenden Gall Feine Anwendung finden; allein es liegt hier ein Ber- 
hältniß vor, auf welches Die Art. 6 und 7 des Gefetes zur analogen 
Anwendung gebradt werden müflen. Diele Gefeßesartifel verpflichten 
nämlich den Unternehmer eines öffentlichen Werkes zur Erftellung von 
Borrichtungen, die im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit oder der: 
jenigen des Einzelnen nothwendig werden, fowie zur Ausführuag von 
Bauten, welche behufs Schaltung ungeftörter Gommunicationen er: 
forderli find; find die zu erftellenden Vorrichtungen der Urt, daß fie 
ſich nicht einfach ein: für allemal ausführen laflen, fondern einer fort: 
währenden Anwendung bedürfen, fo ift ed mit dem Geſetze wohl vers 
einbar, daß die Erſtellung der betreffenden Vorrichtungen dem Unter: 
nehmer abgenommen und demjenigen, zu deflen Gunften fie flattaefun: . 
den hätte, überlaffen, dagegen aber erfterer zu einer angemeffenen Œnt- 
ſchadigung an den [ebtereu verpflichtet wird. Nach den Erklärungen 
der Grperten erſcheint num zwar eine Verlegung der Fähre aus Grün 
den der Öffentligen Sicherheit nicht als nothwendig; dagegen find, 
wenn eine wefentiige Bermehrung der Gefährlichkeit des Fährebetries 
bes vermieden werden fol, in Folge der Brüdenbaute für die künf⸗ 
tige ungefährdete Betreibung der Fähre einige fihernde Mafregeln, 
verbunden mit einer Vermehrung der Arbeitöfraft, nothwendig, für 
Die gemäß Art. 6 und 7 des Grpropriationsgefeßes die Nordoſtbahn⸗ 
geſellſchaft einzuftehen bat, in der Urt, Haß den Fährebefigern eine deu 
Daherigen Mehrausgaben entfprehende Entſchädigung verabfolgt wird. 

Bas die Ermittlung des Mafes biefer Entſchädigung betrifft, fo 
muß fowobl der Gefigtöpuntt der erſtinſtanzlichen Grrerten, welde 
ihre dDaherigen Angaben mit Rückſicht auf den Mehrbedarf an Material 
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gemacht haben, als derjenige der zweiten Experten, von welden ber 
Mehrverbraug an Arbeitefräften gewürdigt worden ift, gleichzeitig 
angenommen werden, da zum Zwede möglichſt vollkommner Sider- 
ftellung der Fähre gegen Unfälle in beiden Richtungen den Vorſchlägen 
der Erperten nadgelommen werden follte. In der erfiern Richtung 
Bann in Webereinkimmung mit der erftinftanzlichen Œrpertife als 
durchfchnittliche Jährliche Mebrausgabe ungefähr die Summe von Fr. 120 
angenommen werden, welche nad der im Canton Aargau beftebenden 
Hebung zu 4% capitalifiert würde, mithin einen Entfhädigungsbetrag 
von Fr. 3000 verlangt. In der lebtern Richtung liegt Pein Grund 
vor, um von der Diedfälligen Berechnung der Erperten, welde durd- 
fpnittlicg jedes Zahr 120 Tagwerke mehr als bisher als nothwendig 
erklären, abzumweichen: dagegen erfcheint der einheitlihe Anfab des 
Taggeldes auf Fr. 2, theils im Hinblid auf das ftete Steigen der 
Taglöhne, theils nach der bei andern Fähren übligen Bezahlung als 
zu niedrig und eine Erhöhung deflelben auf Fr. 3 wohl geredtfertigt ; 
damit feigt die daberige Zahresausgabe auf Fr. 360 und die betref: 
fende Capitalentſchädigung auf Fr. 9000. 
(Directe Mittheilung.) 


20. Schadenerfag für entzogenes Bachwaſſer. (Som: 
burgerbach.) 


Die ſchweizeriſche Centralbahn⸗Geſellſchaft, welche den Zweck ver⸗ 
folgte, Baſel mit der innern Schweiz zu verbinden, mußte zu dieſem 
Ende, dem Zug der alten Heerſtraße über den untern Hauenſtein folgend, 
den Theil des Jura, der das Homburgerthal vom Aarthal trennt, 
durchſchneiden, daher über Lieſtal, Siſſach und daſelbſt rechts einbie⸗ 
gend, in dies Thal hinauf bauen und den Hauenſtein durchbohren. 

Die Geſellſchaft bedurfte dazu natürlich der Conceſſton der Be⸗ 
hörden von Baſellandſchaft, welche ihr unterm 6. Dezember 1852 
ertheilt wurde. 

Das Homburgerthal, welches, ein Theil des Gebietes der alten 
Grafen von Homburg, oberhalb Siſſach füdöklih gewendet die Ge 
meinden Thürnen, Diepflingen, Rümlingen, Budten und Läufelfingen 
umfaßt, wird gegen Süden vom Aarthal vollftändig abgeſchloſſen durch 
den Hauenftein, über welchen feit mehreren Jahrhunderten eine Fahr: 
frafe führte. Diefed Thal erhielt fein Wafler vorzüglich Durch einen 
Bad, der fit unmittelbar am nördlichen Abfall des Hauenfteins aus 
verf@iedenen Quellen fammelte und f@on in einer nicht febr großen 
Entfernung unterhalb der hauptfählichften berfelben eine Gyps⸗ 
mühle trieb. Etwas weiter unten, ebenfalls in der Gemarkung von 
Läufelfingen, trieb er noch verfchiedene Waſſerwerke, diente überdies 
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vielfältig zur Wieſenbewäſſerung, und verſtärkte nad feinem Gintritt 
in die Ergolz, die von der Schafmatt herkommt, deren Gewäſſer, die 
unterhalb Lieſtal mehrere Fabriken treiben. 

Mit dem Einbruch des großen Tunnels verminderten ſich bemerk⸗ 
bar die Zuflüſſe zum Homburgerbach. Die Räder, die früher nie ſtill⸗ 
gefflanden waren, wenn in den umliegenden Thälern alles Baffer in 
trodnen Jahren verflegt war, fingen nun an zu feiern. (Verfiegen der 
Gyps⸗ und Eierquelle 30 Des. 1856.) Man fchrieb dies der That: 
fade au, daf im Tunnel mehrere Quellen angefnitten worden waren, 
(12. Oftober 1854, November 1855, 27. April 1856), und fowohl die 
Hilfsſchächte als den nördlichen Stollen mit Waſſer erfüllten. 

Auf die Beſchwerden der betheiligten Gemeinden und Barticularen 
legte fi die Regierung von Bafellandfehaft darein und ed begann am 
17. Zanuar 1857 mit der Gefellfgaft ein Verkehr, der bald zur Exe⸗ 
eution führte (vom 11. Sanuar 1858 an) und die Dazwifchenkunft des 
Bundesrathes herbeiführte. Unter deffen Mitwirkung Pam folgender 
Vertrag zu Stande (am 14. März 1858): 

„Art. 1. Das Directorinm der ſchweiz. Gentralbabn: Gefellftaft 
anerkennt die Berpflidtung, die Waller, die Buflüffe des Homburger: 
baches gebildet Haben und durch den Bau des Hauenfteintunnels ab: 
geleitet worden find, ſoweit es techniſch mögli ift, definitiv in den 
Homburgerbach zurückzuleiten und zieht daher das mit Befchwerbe 
vom 2. Februar 1858 beim hohen Bundesrathe geftellte Expropria⸗ 
ttonsbegebren gänzlich zurüd. 

„Urt. 2. Ueber den,Umfang der nach vorfiebendem Artikel von 
dem Directorium der Gentralbabn übernommenen Berpflidtung, ins 
fofern hierüber Feine gütliche Berkändigung unter den Kontrahenten 
ftattfindet, entfcheidet nah Doridrift des Bunbdesgefetes vom 1. Mat 
1850 eine Gommifflon von drei Mitgliedern mit Vorbehalt der Weiter 
ziehung an das Bundesgericht. 

„Art. 3. Sobald nach Borfrift des vorhergehenden Artikels der 
Umfang der vom Directorium eingegangenen Berpfligtung feſtgeſetzt 
fein wird, bat die Gentralbahn- Gefelligaft binnen Monatfrift die 
Pläne über die zum Zwede der Burüdieitung zu treffenden Borkeh- 
rungen bem Regierungsrathe des Cantons Bafel-Landf@aft zur Prü⸗ 
fung und Genehmigung vorzulegen. 

„Art. 4. Die Sentralbahngefelfaft verpflichtet ſich, fofort nad 
erfolgter Genehmigung des Planes dur den Regierungsrath die 
Arbeiten in Angriff zu nehmen und mit möglicher Energie, foweit 
es ohne Störung eines einfpurigen Betriebes gefchehen Fann, fortzu« 
betreiben. Weber die gehörige Erfüllung dieſer Verbindlichkeit ent: 
fchetdet der Negierungsrath, welchem auch das Necht vorbehalten if, 
nöthigenfalls für Vollendung der Arbeiten einen Endtermin feſtzu⸗ 


feben. 
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der Sinn des angerufenen Urtheils if, ergiebt ſich am beſten daraus, 
daß die Neuenburgiſchen Poſtrechnungen der drei Normaliahre unter 
dem Titel „Etablissements et réparations“ mit einer Ausgabe von 
Gr. 21,914. 50 Rpn. a. W. belaftet blieben. 

Den fetten Streitpunkt betreffend die Fahrpoſt bildet Die Gor: 
derung von Fr. 300 für Gratistranéport der Beamteten. Auch dieſe 
Forderung erfdeint als unbegründet, fowohl nad dem Wortlaute der 
Bundesverfaffung, als nah der Art, wie leßtere gegenüber den andern 
Gantonen zur Anwendung gebradt worden if. Es febt nämlich mit 
dem Bortlaut der Bundesverfaffung, melde den Kantonen für den 
vom Poftweien „bezogenen reinen Ertrag“ Entſchädigung verfprict, 
nit im Einklang, wenn neben dem wirklichen Ertrage au no für 
fndirect aus der Poſt gewonnene Bortheile Entſchädigung verlangt 
wird. Ebenſo bat Fein anderer Kanton für derartige Bortheile eine 
Entſchädigung erhalten, obſchon dieſelben unter den mannigfaltigften 
Formen beinahe überall fi fanden; nicht was ein Canton aus feinem 
Poſtweſen hätte beziehen Fönnen, 3. B. bei höhern Tarifanfägen, bei 
verminderter Portofreiheit m. f. f., fondern was er wirklich bezogen 
bat, ift maßgebend für die Poftregalentfcgädigung. 

Mithin ift die Plägerifcge Forderung, foweit fle die Fahrpoſt 
betrifft, vollfändig zu verwerfen. 

Den zweiten und dritten Punkt entwidelt das Urtheil folgender: 
maßen: 

Gehen wir fomit zur Feſtſtellung der Zranfittare über, welde 
dem Ganton Uri für die verfchloffen tranfitierenden Briefpalete gebührt, 
fo erſcheint burd die Erpertife in befriedigender Beife als ermittelt, daß 
die vom Bund angenommene Entſchädigung von 7 Er. per Une ge: 
nügend if. Bei der Schlußverhbandlung wurde zwar hervorgehoben, 
daß die Ausdehnung des Urnerpoftgebietes von den Experten nid 
richtig angenommen worden fei, indem dasſelbe nicht 1144, fondern 
16%, Begftunden betrage, weil das halbe Seegebiet hinzugerechnet werden 
müſſe; allein die Erperten haben mit Grund angenommen, e8 Pomme 
für die vorliegende Frage nur die Strede von Fluelen bis zum Gott: 
hardhoſpiz in Betracht, da nur auf Diefer Strede der Brieftransport 
durch die Boftvermaltung von Urt beforgt wurde, und außerdem käme 
noch fehr in Frage, ob, ſelbſt wenn die Zahl von 114, Stunden er: 
höht werden müßte, vdiefer einzelne Umftand die Erperten zur Abän- 
derung eines Urtheild, welches fie mit Rückſicht auf alle obwaltenden 
Umftände abgegeben haben, bewegen würde. 

Während Die Grperten hinfichtlih des Tranfityorto für Briefe 
in der Hauptſache den Anfiten des Beklagten zuſtimmen, weichen fie 
von denfelben infomeit ab, als fie für die einzeln nad Urt gelangen: 
den und in Altdorf umfpedierten Briefe, welche einerfeits aus einem 
Theile des Gantons Uri, anderſeits aus den Gantonen Olarus, Bug, 
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Schwyz und Unterwalden Fommen, der vom Bunde zugegebenen Ein⸗ 
nahme zwei Poren von Fr. 122. 88 Rpn. und von Fr. 205 beifügen; 
Diefed Berfabren der Erperten wird aber von beiden Parteien ange: 
griffen, und es ift daher au prüfen, ob der Anficht der Erperten beis 
zupfligten, oder ob und welche Aenderung diesfalld vorzunehmen fei. 
Bon Seite des Beflagten wird die Auffaſſung der Grperten beftritten, 
weil Bein Grund vorliege, den Grundfaß, welcher für die in Paleten 
tranfitierenden Briefe angenommen worden fei, für die nigt in Pa: 
Pete zufammengepadten Zranfitbriefe aufzugeben und diefe Briefe nicht 
per Unze zu 7 Pr., fondern per Stud mit 2 Er. zu tarieren. Diefer 
Beftreitung kann von Seite des Berichtes Fein Gewicht beigelegt mers 
den, theils weil ein in die Augen fpringender Grund au der verfdie: 
denartigen Behandlung darin liegt, daß die legteren Briefe noch eine 
befondere Umfpedition in Altdorf nöthig machten, theils weil zur fichern 
Bürdigung biefer Frage poftalifche Renntniffe gehören und diefe zwar 
bei den zugezogenen Œrperten, nicht aber bei Dem Berichte fich finden; 
auch liegt für das Gericht Pein Grund vor, die offen tranfitierenden 
Briefe aus den Gantonen Glarus, Schwyz, Zug und Unterwalden an: 
ders zu behandeln, als die offen tranfitierenden Uargauerbriefe, und 
zwar für lebtere nach der Erpertife eine befondere Entſchädigung an: 
aufeben, nicht aber für erftere. Bon Seite des Klägers dagegen mer: 
den folgende Einwendungen erhoben: 

a) Die Erpertife nehme mit Unrecht an, Daß die in Altdorf ums 
fpedierten Uargauerbriefe in den 1640 Unzen, welche die Pächtercantone 
in der Ertragsrechnung als Zranfitériefe , Stalien-Aargau“ aufgetragen 
haben, inbegriffen feien, fondern es umfaffe diefes Gemidt nur die in 
gef@loffenen Paketen dur Uri fpedierten Uargauerbriefe, nicht aber 
die in nichtgefchloffenen Paketen nad Uri gelangten; nidt gefchloffen 
feien angelangt die Briefe von den Poftbureaur Aarau, Lenzburg, 
Bohlen und Muri, während alle andern aargauiſchen Briefe von und 
nach Teffin und Stalien theild nach Zürich, theilé nad Luzern fpediert - 
und bier in die gefchloffenen Dauptpalete aufgenommen worden feien; 
geftügt auf eine genaue Durdfidt der Urneriſchen Poſtbücher, werde 
nun eine Entfhädigung von Fr. 1101 für die ungefloffen tranfitie= 
renden Aargauerbriefe verlangt. Diefer erften Einwendung des Klä⸗ 
gers fann jedoch Fein Gewicht beigelegt werden: die nicht von Aaran, 
Lenzburg , Bohlen und Muri abgegangenen Yargauerbriefe wurden 
nad der eigenen Ausführung des Klägers in die geſchloſſenen Haupt 
palete von Zürich und Luzern aufgenommen, und es Bann fi daher 
die Gewichtangabe von 1640 Unzen unmöglich auf diefe Briefe, fondern 
nur auf die unverfchloffen anlangenden und in Altdorf umfpedierten 
Briefe beziehen, weshalb denn aud die Erperten dieſes Gewicht als 
ein feftftebendes und Peinem Zweifel ausgefebtes behandeln; aud die 
Arten bieten für die Behauptung des Klägers, Daß das Gewicht von 
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1640 Unzen ſich auf die in den geſchloſſenen Paketen enthaltenen Yar- 
gauerbriefe beziehe, Peinen Anhaltspunkt dar, fondern fprechen gegen 
diefelbe, und es it um fo weniger Grund vorhanden, dem einfeitigen 
Partelanbringen des Klägers vor dem Befinden unberheiligter Experten 
den Borzug zu geben, als Lepterer feine Auffaflung aum Gegenſtande 
von Erläuterungsfragen an die Erperten hätte machen Pônnen und dazu 
volle Gelegenbeit gehabt bat. 

b) Die Anrednung einer Entihädigung für die Briefe aus und 
nad den Gantonen Unterwalden, Zug, Schwyz und Glarus fei noth- 
wendig, aber von den Œrperten ungenügend ermittelt, ba nad. obiger 
Ausführung die 1640 Unzen Briefe aus dem Kanton Aargau nur einen 
Theil der Aargauertranfitpriefe umfaßt haben und daher das aus Die: 
fer Zahl mittel der Heiderfeitigen Benölferung für die genannten 
Gantone ermittelte Briefgewicht auf einer falften Balls berube; au 
bier feten die Urnerpoftbücher zur fihern Feſtſtellung der für die Tran: 
fitbriefe der vier Gantone erforderlichen Entigädigung einer einläß- 
ligen Prüfung unterworfen worden, und e8 werden geſtützt Darauf 
für Untermalden, Säwy und Zug Fr. 822, für Glarus Dageyen 
Fr. 297 verlangt. Es iſt nun allerdings richtig, daß die Berechnung 
der Experten infofern einen Zrrthum enthält, als fie für Ermittlung 
der Gorrefpondenz der genannten vier Kantone einerfeité die 1640 Un: 
zen Uargauerbriefe, anderfeitd das Berbältnif ihrer Bevölkerung zu 
derjenigen ded ganzen Cantons Aargau in Betracht ziehen, während 
die aargauifchen Bezirke Rheinfelden, Laufenburg, Brugg, Zurzach 
und Baden ihre Correſpondenz nah Zürich zur Aufnahme in die dor: 
tigen Palete fandten und daher an den 1640 Unzen nicht participierten; 
da biefe Bezirke ungefähr einen Drittheil der aargauifhen Bevölke⸗ 
rung umfaflen, rechtfertigt fit die Erhöhung des von den Experten 
für Unterwalden, Zug, Schwyz und Glarus beredneten Unfages um 
einen Drittheil, alfo von Fr. 205 auf Fr. 30712. Der weitergehenden 
Forderung des Klägers kann dagegen nicht beigepflichtet werden, weil 
diefelbe auf der erſt nahträglih und ganz verfpätet vorgebradten, 
übrigens höchſt unwahrſcheinlichen Behauptung beruht, e8 laffen fi 
die Gorrefpondenzen der vier Gantone Direct aus den Poſtbüchern er: 
mitteln und feien biena höher anzuſetzen, ald von den Grperten an: 
genommen worden fei. (Directe Mittheilung.) 


19. Schadenerfag. Sinn einer Eonceffion. 


Zur Verbindung der ſchweizeriſchen Nordoſtbahn mit der badiſchen 
Staatsbahn war eine Brüde über den Rhein herzuftellen, wo das Aar⸗ 
thal fih gegen diefen Fluß öffnet. Un biefer Stelle bei Goblenz hatte 
früber eine Führe die Nellenden übergeſetzt, in Bezug auf welche 
am 20. Gebr. 1655 folgende Beftimmungen getroffen wurden 
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„Viertens, iſt des Fahrs Seredtigleit laut alten Briefen und 
Kegeln, daB zwifgen Kadelburg und Waldshut Pein anderes Nebens 
fahr fein noch gebraucht werden foll, ander als das Fahr zu Koblenz 
....... Und wann dann zum Fünften von anderen Fährleuten von 
Coblenz nach Waldshut, Degeren, Hauenſtein oder gar nach Laufen⸗ 
burg geführt würden, ſollen dieſelben von jeder Perſon den rechten 
Fähren den gewohnten Lohn zu bezahlen ſchuldig fein. Deggleichen, 
fo einer Salzfäßlein auf dem Waſſer nah Waldshut, Degeren oder 
Hauenftein fährt, fol er ebenmäßig diefen Fähren von jedem Yäßlein 
einen Batzen zu geben fhuldig fein. Item fol aud ein jeder vermöge 
alten Briefen und Herkommen, der ennetfeits de Fahrs Reifftangen, 
Laden, Laden oder dergleichen in den BWeidlingen binüber und dann 
das Waſſer hinauf nad Zurzach, Kaiferkuhl oder hiefigen Orten... 
fähren würde, für einen jeden Beidling einen Bapen zu geben ver: 
bunden fein.“ Das Gericht nimmt bDiefen ganzen Bergleih in Em⸗ 
pfang und beftätigt denfelben mit folgender Bemerkung: „Wir von 
Obrigkeits wegen haben Hierin nichts Unziemliches erfunden, fondern 
Daß Alles nach alten Bräuchen, Briefen und Gewohnheiten gelegt und 
geordnet worden, fo daß es biemit zu guten und beftändigen Kräften 
erkannt fein und dem fürhin gelebt und nadgegangen werden folle.“ 

Es war natürlig, daß die Inhaber diefer Fährengerechtigfeit mit 
der neuen Bride nicht fehe zufrieden waren und eine Folge Diefer 
Stimmung mar eine lage gegenüber der Mordofibabn bei dem Bun⸗ 
beögericht auf Entſchädigung für Berlekung ihrer eoneeſſtonsmäßigen 
Unfprüde. Sie veranfchlagten ihren Schaden auf nit weniger ais 
Tr. 70,895. 75 Rp., veip. Die Erſchwerung des Betriebes mit Fr. 12,500. — 
Natürlich handelte es fig hiedei nur um demjenigen Theil des Rheins, 
der auf Schweizerfeite flteft, da die jenfeitige Hälfte die Rordoſtbahn 
nicht berühren Fonnte. 

Hinſichtlich des Hifkorifchen ergab AS, die in Frage liegende 
Fähre ſei wahrfgeinlig im Anfang eim Neicholehen gewefen, fei fpäter 
auf das Klofter St. Blaflen übergegangen und habe im Berfolge der 
Probftei Klingnan und dem Gotteshaufe Syon und Berau gehört, 
fowie deu Stadt Laufenburg im Namen und alé Kaſtenvogt der St. 
ZabopssRaplanei:Pfründe daſelbſt; Einwohner ven Coblenz haben die 
Fähre als Erbichen beworben, welches fodann nach Aufhebung des 
Lehnverbandes in das Verhältniß nubedingten, bloß mit einem Bodens 
sinécapitai von Fr. 2610. 85 Npn. belafteten Gigenthunrs Übergegangen 
fet. Die Yähre bilde eine eigentliche Fähregerechtigkeit im Sinne des 
deutfden Rechtes, trage den Gharakter eines Privatrechtes und fei ein 
im bürgerlichen Verkehr liegender Bermögensgegenſtänd, ais weider 
fie in den Grundbüchern erfcheine; im Zahr 1839 Hätte dieſelbe um 
16008 fl. Bürderwährung und Mebernoëme des darauf haflenden 
Bodenzinfes der Großh. Badiſchen Regierung verkauft werben können. 
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Was den Umfang der Gerechtigkeit betreffe, fo gehe derfelbe dahin, daß 
den Befigern der Zähre die ausſchließliche Berechtigung zuftehe, zwiſchen 
Kadelburg und Waldshut Perſonen und Waaren über den Rhein zu 
fähren, und daß Dritte, welche rheinauf: oder abwärts Berfonen oder 
Waaren führen, den Fährebefigern eine Entſchädigung zu verabreiden 
baden. Hinfiptli des Grirages der Fähre diene ald Maßſtab, daß 
ein während einer Reihe von Jahren verpachtet gemefener Antheil 
vefp. Achttheil von 1847 bis und mit 1857 die Summe von Fr. 4999. 
27 Ron. abgemorfen babe, was für ſaͤmmtliche acht Antheile Fr. 39,991. 
16 Ron. und durchſchnittlich auf ein Jahr Gr. 3635. 83 Rpn. ausmache; 
bringe man hiervon für Unfofien und Auslagen wegen Bodenzins, 
Anfhaffungen, Reparaturen u. f. w. Zr. 800 in Abzug, fo bleibe ein 
jährliger Ertrag von Fr. 2835. 83 Rpn., welcher zu 49% capitalifiert, 
einen Gapitalwerth von Fr. 70,895. 75 Rpn. vepräfentiere. 


Laut BerlegungsprotocoN der Gemeinde Goblenz haften auf ber 
ſtreitigen Fähre folgende Bodenzinfe: 

der Pfarrpfründe Alingnau . . Br. 64 — Rpn. a. W. 

der Kaplaneipfründe Laufenburg » 832. — »  » » 

dem Staat Uargau . . « + + rn 931. 60 , nn» 


Summa Fr. 1827. 60 Rpn. a. W. 
oder „ 2610, 85 » © » 
Gemäß Auszügen aus den Fertigungsprotocollen der Gemeinde 
. Goblen find Achttheile der Fährengerechtigkeit zu folgenden Breifen 
verkauft worden: 
im Zahr 1802 für 910 fl. 
ny n 1815 » 70 , 
nn 1837 „ 1920 Gr. a. W. 
nn 1843 „1905 , , 
nn 1855 » 3211 „ n, W. 


Die Fährebefiger ſelbſt haben eine Berechnung über den Ertrag 
eines Achttheils der Fähre aus den Jahren 1847 bis und mit 1855 

eingereicht, welche den Geſammtbetrag von Gr. 4999. 27 Rpn. auf⸗ 
weist; der Gemeinderath von Coblenz bat die Aechtheit Der auf dieſer 
Berechnung enthaltenen Unterſchriften der Fährebeſitzer beglaubigt und 
gleichzeitig „die Richtigkeit der Auſätze über die Einnahmen während 
den benannten 11 Jahren“ beurfundet. 

Die weiteren Ergebniffe der Urkunden und Zeugenausfagen wer: 
den hier weggelaffen. Das Bundesgericht in feinem Sprud vom 1. Juli 
1862 wies die Zährebeliger mit der Mebrforderung über die eventuell 
verlangten Fr. 6000. — (Schweiz erantheil) ab und zwar mit folgen- 
den Gründen: 

Es kann in erſter Linie Peinem Zweifel unterliegen, Daß den Ne: 
enrrenten eine Fähregerechtigkeit im Sinne des deutſchen Privatrechtes 
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zuſteht, d. h. das Recht, Menſchen und Güter vermittelſt einer Faͤhre 
für ein gewiſſes Fährgeld über den Rhein zu ſetzen, und daß dieſes 
Recht, weil mit gewiſſen ökonomiſchen Vortheilen verbunden, zu den 
für den privatrechtlichen Verkehr geeigneten Vermögensrechten gehört, 
wenn fon dasfelbe in gewiffen Ridtungen aud in das Gebiet des 
öffentlicden Rechtes hinüberfpielt, wie 3. DB. in dem Rechte der Res 
gierung zur PBeftimmung des Fährentarifed und in der Nothwendigs 
Feit ihrer Zuftimmung zur Veräußerung der Fähre. 

Diefe Gerechtigkeit ftebt mit einer ſog. Chehafte, d. b. mit dem 
Rechte, ein gewiſſes mit einer beftimmten Localität verbundenes Ge⸗ 
werbe in Folge frisherer Gonceffilon der Regierung zu betreiben, jeden 
falls infoweit auf gleicher Linte, als dicfelbe nicht etwa durch einfachen 
Beſchluß der Regierung ohne Entſchädigung aufgehoben werden Fônnte, 
fondern alé ein gegen folches willkürliches Eingreifen der Regierung 
gefidertes Privatrecht erfdeint; allein es frägt fi, ob berfelben eine 
noch weiter gehende Bedeutung zufomme, in der Nichtung, daß die 
Erſtellung concurrierender Verkehrsanftalten als ein Ginariff in die: 
felbe erfcheine, und ob daher von den Fährebefigern gegen folde Un: 
falten Ginfprade erhoben werden fônne. 

Ein derartiges Ausſchlußrecht von concurrierenden Unftalten liegt 
nit im allgemeinen Begriffe der Chehaften, fondern ed fließen 
Lettere ihrer Natur nach weitere ähnliche Goncefllonen, ja fogar die 
allgemeine Freigebung des betreffenden Gewerbes von Seite der Re: 
gierung keineswegs aus; zur Begründung des von den Fährebeflkern 
beanfpruchten Ausſchlußrechtes reiht daher die allgemeine Hinweifung 
auf die privatrechtlie, den Ehehaften analoge Natur der Fähregerech⸗ 
tigfeir nicht hin, fondern es muß basfelbe befonderé nadgemiefen wer: 
den. Ein folder Nachweis ift von den Fährebeſitzern verfucht worden, 
und es {ft daher zu unterfuchen, inwieweit ihnen diefer Nachweis ge= 
Iungen ſei. 

Die Behauptung eines ausfchließlichen Fährerechted ſtützt Ab auf 
den Bertragsbrief vom 20. Februar 1655 (Fact. I litt. a); indeffen 
kann dieſe Urkunde nidt als ein hinlänglicher Beweis dafür angefehen 
werden, da das in Unfprud genommene Redt, weldes ein Monopol 
bilden würde, fo erorbitanter Natur wäre, daß der Blarfte und bün⸗ 
Digfte Beweis für defien Annahme verlangt werden muß. Ginmal ff 
ed höchſt zweifelhaft, 06 mit den Worten der Urkunde: „Daß zwiſchen 
Kadelburg und Waldshut Bein anderes Fahr fein noch gebraudt werden 
folle, anderft als das Fahr zu Cohlenz,“ nit, in Uebereinftimmung 
mit dem allgemeinen Charakter der Ehehaften, lediglich beftätigt mers 
den follte, Daß weitere Fähren ohne Gonceffion der Staatsbehörden 
nicht geftattet fein follen. Sodann ift zu beadten, Daß die Urkunde 
die gütlige Beilegung eines Streites enthält, worin e8 fit um das 
Ausſchließungsrecht der Fahrgerechtigkeit in keiner Welfe handelte, und 
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daß daher Die in Frage Fommende Stelle gleigfam nur in Borbei« 
geben in der Urkunde ihren Play fand. Wenn von Obrigfeité wegen 
der Vergleich ratificiert wird, fo liegt darin nicht eine hinlaͤngliche 
Erklärung und Anerkennung des von den Klägern in Unfprud genom⸗ 
menen abfoluten Ausfchliefungsrechtes; ums der Ratification eine folde 
Dedeutung beizulegen, müßte diefelbe diedfalls deutliher und beſtimm⸗ 
ter gefaßt fein. Gndli beruft fit die betreffende Stelle der Urkunde 
auf alte Briefe und Siegel; wenn es nun überhaupt ein Rechtsgrund⸗ 
fab ift, daß, falls eine producierte Urkunde auf eine andere ft bezicht, 
diefe Beziehung zum Beweiſe deffen, was in der nicht - producierten 
Urdunde enthalten if, nidt hinreicht, fondern aud diefe Urkunde vor- 
gelegt oder deren Inhalt auf andere Beife bewielen werden muß 
(referens sine relato nil probat), fo fellt fi in dem vormaltenden 
alle wegen der gegebenen befondern Berhältniffe um fo mehr als 
nothwendig heraus, daß die documenta relata, jene Briefe und Siegel, 
vorliegen follten, um daraus zu entnehmen, was ed denn in Wirklidh- 
Beit für eine Bewandtniß mit der in Unterfuhung ftebenden Fähre⸗ 
gerechtigkeit babe. 

Angenommen indeflen, daB die Recurrenten eine ausſchließliche 
Zähregevechtigkeit befinden, fo könnten Doch ihre Rechtsbegehren info- 
weit, als fie auf angeblite Berlegung bdiefes Ausſchlußrechtes fi 
fügen, nicht gutacheifen werden. Gemäß der Urfunde von 1655 würde 
nämlich das Ausfchließungsrecht dahin gehen, daß zwiſchen Radelburg 
und Waldshut Peine andere Schifföfähre oder, wie die Urkunde fi 
ausdrüdt, Fein anderes Nebenfahr befteben dürfte; eine ſolche zweite 
Führe if aber von der Recurfin nicht errichtet worden. Freilich kön⸗ 
nen die Necurrenten hierauf entgegnen, duré die Grfellung einer 
Brüde trete die gleihe Wirkung ein, melde durch Anlegung einer 
zweiten Fähre eingetreten fein würde, indem nicht mehr fo viele Pers 
fonen und Güter wie früher die Fähre paffleren; allein wenn auch 
eine Landesobrigkeit eine Schiffsfähre in noch fo ausſchließlicher Beife 
concediert, fo läßt ſich doch ohne die allerbeitimmtefien Anhaltspunkte 
nicht aunehmen, fie babe damit aud auf das Necht der Ueberbrüdung 
des betreffenden öffentlicgen Fluſſes verzichten und Ach fogar Die De: 
nubung fpäterer vervollfommneter Transporteinrichtungen, fobald Dies 
felben daë betreffende Gewäfler überf@reiten müſſen, verfdliefen wollen. 
Wenn mithin der Kanton Yargau der Nordoſtbahngeſellſchaft die in 
Trage kommende Brüdenbaute geftattet bat, fo bat ee damit den frü⸗ 
beren Erklärungen der Landesobrigkeit gegenüber den Fährebeſitzern 
Peineswegs Abbruch gethan, und weder ibm noch der Gefellfaft 
kann deshalb eine Berlegung der Fähregerechtigkeit vorgrmorfen 
werden. 

Do ſich das Begehren vollfländiger Abnahme der Fähre in We⸗ 
fentligen darauf gründet, daß die Brüdenbaute einen Eingriff in die 


⸗ 
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Faͤhregerechtigkeit enthalte — eine Auffaſſung, die ſich als irrig here 
ausgeſtellt hat, ſo iſt eine Unterſuchung darüber nicht nothwendig, ob 
jenes Begehren bei Annahme dieſer Auffaſſung wirklich redtébegriün- 
det wäre. Ebenſoſehr ſpringt in die Augen, daß die allfällige Ver⸗ 
minderung der Frequenz der flreitigen Fähre auch nicht den Grund 
au einer Seldentfhädigung bilden Fann; denn wenn die Bahngefell- 
ſchaft mit der Brüdenbaute nicht in die Rechtsſphäre der Fährebeſitzer 
flörend eingegriffen bat, fo Fann die daraus für Legtere entitehende 
Mindereinnahme eine rechtliche Bedeutung nicht haben, nad dem 
Rechtsſatze: qui jure suo utitur, neminem lædit. 

In zweiter Linie ſtützen die Fährebeflger mit ihrem Begehren ſich 
darauf, daß der Fährebetrieb in Folge der Brüdenbaute ſchwieriger 
und Eoftfpieliger werde, diesfalls erfcheinen ihre Ausführungen als 
begründet. 

Allerdings haben die Fährebefiger ihre Rechtſame weder ganz noch 
theilweife an die Bahngeſellſchaft abtreten müflen, fondern es dauert 
dDiefe Rechtſame rechtlich unverändert und ungeſchmälert fort, weshalb 
die Art. 1—5 des eidgenöffifchen Erpropriationdgefeßes auf den vor: 
liegenden Gall Feine Anwendung finden; allein e8 liegt hier ein Ver⸗ 
bältnif vor, auf welches die Art. 6 und 7 des Geſetzes zur analogen 
Anwendung gebracht werden müffen. Diefe Gefebesartifel verpflichten 
nämlich den Unternehmer eines öffentligen Werkes zur Erftellung von 
Borridtungen, die im Sntereffe der öffentlichen Sicherheit oder der- 
jenigen des Einzelnen nothwendig werden, fowie zur Ausführung von 
Bauten, welche behufs Erhaltung ungeftörter Communicationen er: 
forderlih And; find Die zu erftellenden Vorrichtungen der Art, daß fie 
ſich nicht einfach ein: für allemal ausführen laflen, fondern einer fort- 
währenden Anwendung bedürfen, fo if ed mit dem Geſetze wohl vers 
einbar, daß die Erkellung der betreffenden Vorrichtungen dem Unter: 
nehmer abgenommen und demjenigen, ju defien Gunften fie ſtattgefun⸗ 
den hätte, überlaffen, dagegen aber erfterer zu einer angemeflenen Ent- 
fhädigung au den letzteren verpflichtet wird. Mad den Grölärungen 
der Erperten erfoheint nun zwar eine Verlegung der Fähre aus Grün- 
den der öffentligen Sicherheit nicht als nothwendig; dagegen find, 
wenn eine welentliche Bermebrung der Gefährlichkeit des Fährebetrie⸗ 
bes vermieden werden foll, in Folge der Brüdenbaute für die Fünf- 
tige ungefährdete Betreibung der Fähre einige fihernde Mafregeln, 
verbunden mit einer Vermehrung der Urbeitéfraft, nothwendig, für 
die gemäß Art. 6 und 7 des Grpropriationsgefeges die Nordoftbabn- 
geſellſchaft einzuftehen bat, in der Art, daß den Fährebefigern eine den 
daberigen Mehrausgaben entſprechende Entſchädigung verabfolgt wird. 

Bas die Ermittlung des Mafes diefer Entfhädigung betrifft, fo 
muß fowobl der Geſichtspunkt der erflinfanzlichen Experten, welde 
ihre Daherigen Angaben mit Rückſicht auf den Mehrbedarf an Material 
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gemacht haben, als derjenige der zweiten Experten, von welchen der 
Mehrverbrauch an Arbeitskräften gewürdigt worden iſt, gleichzeitig 
angenommen werden, da zum Zwecke möglichſt vollkommner Sicher⸗ 
ſtellung der Fähre gegen Unfälle in beiden Richtungen den Vorſchlägen 
der Œrperten nachgekommen werden ſollte. In der erſtern Richtung 
kann in Uebereinſtimmung mit der erftinftanzligden Grpertife als 
durchſchnittliche jährliche Mebrausgabe ungefähr die Summe von Gr. 120 
angenommen werden, welde nach der im Ganton Yargan beftebenden 
Uebung zu 4% capitalifiert würde, mithin einen Entſchädigungsbetrag 
von Fr. 3000 verlangt. In der letztern Richtung liegt Fein Grund 
vor, um von der Diedfälligen Berechnung der Œrperten, welche durch⸗ 
fepnittlich jedes Zahr 120 Tagwerke mehr als bisher alé nothwendig 
erklären, abzuweichen: Dagegen erfeint der einheitlide Anfab des 
Taggelded auf Fr. 2, theild im Hinblick auf das ftete Steigen der 
Taglöhne, theilé nad der bei andern Fähren übligen Bezahlung als 
zu niedrig und eine Erhöhung beffelben auf Fr. 3 wohl geredtfertigt ; 
damit fteigt die daberige Sabresausgabe auf Zr. 360 und die betref- 
fende Gapitalentigädigung auf Fr. 9000. 
(Directe Mittheilung.) 


20. Schadenerfag für entiogenes Bachwafler. (Som: 
burgerbach,) 


Die ſchweizeriſche Centralbahn⸗Geſellſchaft, melde den Zwed ver: 
folgte, Bafel mit der Innern Schweiz zu verbinden, mußte zu diefem 
Ende, dem Zug der alten Heerfiraße über den untern Hauenflein folgend, 
den Theil des Zura, der dad Homburgerthal vom Aarthal trennt, 
durchſchneiden, daher über Lieſtal, Stfiach und daſelbſt rechts einbie⸗ 
gend, in dies Thal hinauf bauen und den Hauenſtein durchbohren. 

Die Geſellſchaft bedurfte dazu natürlich der Conceſſion der Be 
hörden von Bafellandfgaft, melde ihr unterm 6. Dezember 1852 
ertheilt wurde. 

Das Homburgerthal, welches, ein Theil des Gebietes der alten 
Grafen von Homburg, oberhalb Siſſach ſüdöſtlich gewendet die Ge 
meinden Thürnen, Diepflingen, Rümlingen, Budten und Läufelfingen 
umfaßt, wird gegen Süden vom Yarthal vollftändig abgeſchloſſen durch 
den Hauenftein, über melden feit mehreren Jahrhunderten eine Fahr: 
ſtraße führte. Dieſes Thal erhielt fein Waſſer vorzüglich durch einen 
Bach, der fi unmittelbar am nördlichen Abfall des Hauenſteins aus 
verfiedenen Quellen fammelte und ſchon in einer nicht fehr großen 
Entfernung unterhalb der hauptſächlichſten berfelben eine Gyps- 
müble trieb, Etwas weiter unten, ebenfalld in der Gemarkung von 
Läufelfingen, trieb er no verfhiedene Waſſerwerke, diente überdies 
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vielfältig zur Biefenbewäfferung, und verfärfte nad feinem Eintritt 
in die Ergolz, die von der Schafmatt herkommt, deren Gewäſſer, die 
unterhalb Lieftal mehrere Fabriken treiben. 

Mit dem Einbruch des großen Zunneld verminderten ſich bemerk⸗ 
bar die Zuflüffe zum Homburgerbach. Die Räder, die früher nie ftill- 
geftanden waren, wenn in den umliegenden Thälern alles Waſſer in 
trodnen Jahren verlegt war, fingen nun an zu feiern. (Verflegen der 
Gyps⸗ und Eierquelle 30 De. 1856.) Man fhrieb Dies der That- 
fade zu, daß im Tunnel mehrere Quellen angefchnitten worden waren, 
(12. Oktober 1854, November 1855, 27. April 1856), und fowohl die 
Hilfsſchächte als den nördlichen Stollen mit Baffer erfüllten. 

Auf die Beſchwerden der betheiligten Gemeinden und Barticularen 
legte ft die Regierung von Baſellandſchaft darein und ed begann am 
17. Zanuar 1857 mit der Geſellſchaft ein Verkehr, der bald zur Gries 
eution führte (vom 11. Sanuar 1858 an) und die Dazwiſchenkunft des 
Bundesrathes herbeiführte. Unter deffen Mitwirkung Fam folgender 
Bertrag zu Stande (am 14. März 1858): 

„Art. 1. Dad Directorium der ſchweiz. Gentralbabn: Gefellfchaft 
anerkennt die Verpflichtung, die Wafler, die Zuflüffe des Homburger: 
badges gebildet Haben und durch den Bau des Hauenfeintunnele ab: 
geleitet worden find, ſoweit es techniſch möglich ift, definitiv in den 
Homburgerbach zurüdzuleiten und zieht daher das mit Beſchwerde 
vom 2. Februar 1858 beim hohen Bundesrathe geftellte Œrproprias 
tionsbegebren gänzlich zurüd. 

„Art. 2. Ueber den,Umfang der nach vorftebendem Artikel von 
dem Directorium der Gentralbabn übernommenen Berpfligtung, ins 
fofern hierüber Peine gütliche Verſtändigung unter den Gontrahenten 
ftattfindet, entfeidet nah Borfdrift des Bundesgefehes vom 1. Mat 
1850 eine Gommiffion von drei Mitgliedern mit Borbebalt der Weiter 
ziehung an dad Bundesgeriät. 

„Art. 3. Sobald nach Borfdrift des vorhergehenden Artikels der 
Umfang der vom Directorium eingegangenen Verpflichtung feftgefeht 
fein wird, bat die Centralbahn-Geſellſchaft binnen Monatfrif die 
Bläne über die zum Zwede der Zurüdleitung zu treffenden Borfeb- 
rungen dem Negierungsrathe des Gantons Bafel-Landigaft zur Prü⸗ 
fung und Genehmigung vorzulegen. 

„Art. 4. Die Sentralbahngefellfcgaft verpflichtet ſich, fofort nad 
erfolgter Genehmigung des Planes dur den Negierungsrath die 
Arbeiten in Angriff zu nehmen und mit moôglidfier Energie, foweit 
ed ohne Störung eines einfpurigen Betriebes geſchehen Fann, fortzu« 
betreiben. Weber die gehörige Erfüllung biefer Berbindlichkeit ent: 
fcheidet der Regierungsrath, welchem auch dad Recht vorbehalten if, 
nöthigenfalls für Bollendung der Arbeiten einen Œndtermin feſtzu⸗ 


feten. 
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„Urt. 5. Für Bergutung des Schadens, der durch zeitweifen 
Unterbrud des Baflerzufluffes entftanden Îft, oder noch entſtehen wird, 
ſowie für Entſchädigungsanſprachen derjenigen Privaten, deren Liegen- 
fohaften oberhalb der Ausmündung des zurüdzileitenden Waſſers ſich 
befinden, bleibt der Entſcheid dem baſellandſchaftlichen Obergerichte, 
nach einem von ihm feſtzuſetzenden Berfahren vorbehalten. In wie 
weit billigermweife für verlegte Rechte Anderer, falls die früheren Zu⸗ 
flüffe des Homburgerbaches nicht mehr zurüdgeleitet werden könnten, 
Erſatz zu feiften if, enticheidet nach dem allgemeinen Grpropriations: 
verfahren die Schatzuugscommiſſton und eventuell dad Bundesgericht. 

„Art. 6. Die Regierung geftattet, Daß bis zur Vollendung der im 
Artikel 4 erwähnten Arbeiten das Heranspumpen des Waflerd aus 
dem Tunnel eingeftellt bleibe, immerhin mit dem bereitd gemachten 
Vorbehalt der Entfhädigung für Verletzung von Privatrechten, die 
duch zeitweifen Unterbru der Bafferleitung entſtehen. 

„Art. 7. In Folge diefer Berfländigung verzichtet die Regierung 
auf die verlangte Borlage eines genauern Planes über den Tunnelbau 
mit Vorbehalt des im Art. 17 der Goncefffon vorgefehenen Unterfuchs 
und der für die Eröffnung des Betriebes zu ertheilenden Bewilligung. 

„Art. 8 Die Gontrabenten verpflichten fit über die oorbebaltene 
Ratification dieſer Berfländigung bis fpâteftens den 27. März 1858 
definition ft auszufprehen. Sobald jedoch das Directorium dem Re- 
gierungsrathe die Anzeige der feinerfeits ertheilten Ratification gemacht 
haben wird, foll der Fortgang der Arbeiten in dem Tunnel in Peiner 
Weiſe mehr behindert werden und die erhobenen Œinfpraden follen 
auf biefen Fall bin als zurückgezogen zu befragten fein. Sollte der 
Bermaltungérath der Gentralbabn die Ratification des Directoriums 
nicht guthcifen, fo haben in dieſem Gall die Tunnelarbeiten bis zum 
Entfheid des Eonflictd Dur den hohen Bundesrath aufzuhören.“ 

Nachdem nun im October 1857 der Tunnel von Norden und 
Süden durdgetrieben war und am 11. Auguft 1858 die Fahrten 
begannen, fo daf die Ergebniffe der Arbeiten feftgeftellt werden konnten, 
erhob die Regierung von Bafellandfchaft gegen die Gentralbahngefell- 
fhaft die alten Begehren auf Volziehung des Vertrags, und als über 
die Bedeutung einiger Sätze deffelben Schwierigkeiten entftanden waren, 
bei der betr. bundesgerichtlichen Gommiffion Klage. 

Qn dem hierauf von der Gommiffion angeordneten Schriftenwechſel 
und der Augenfcheinsverhandlung formulierte die Klägerfgaft ihr 
Klagebegehren in mehrfach verfchiedener Weile folgendermaßen: 

L Sn der erften Rlagefdrift an der Spite derfelden verlangt fe, 
es fei die Beflagte anzuhaltın, ſämmtliche dur den Hauenfleintunnel 
abgef@nittenen Quellen des Homburgerbaches mit einer Baffernenge 
von annähernd 8472 Rubiffuf per Stunde in den Homburgerbad zu: 
rückzuleiten und zwar: 
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1) bei den Gypsquelilen.. 2700 Kudikfuß 
2) bei den Färberbrunnen. . 1230 5, 

3) bei dem Pulvifetbag . .- 0. 920 » 

4) Get bem Muvrenbrunitet _.  .  . . 740 „ 

5) bel dem Dausbrunnen im Muven .… 308 » 

6) bei dem Hausbrunnen im Pulvifet . . z308 Oo „ 

7) bei den mehreren Meinen Quellen im Aug 


u.. .. . 
8) Bei dem übrigen Baffer  .  .  . . 896 » 


Summa 8472 Kubiffuß 
nad dem mittleren Waſſerſtande der bezeichneten Zuflüffe bezeichnet. 


H. Im Verlaufe der Klagebegründung erklärt fie, es fei, da die 
Bit zur Rüdleitung der Falten Quellen aus dem Tunnel anerfannt 
werde, nur die Rückleitung der warmen Quellen flreitig, diefe feien 
als früherer Beſtandtheil des Homdurgerbaches aber ebenfalld zurück⸗ 
zuleiten. 

IH. Die Rüdieitung der warmen Quellen werde auch aus dem 
Gefétipuntte verlangt, daß nur dadurd der frühere große Waffer: 
reichthum des Homburgerbacdhes und feiner Quellen erfegt merde, 
wenn alfo fle, Klägerſchaft, aud nit nachweiſe, daß warme Quellen 
früher dem Homburgerbach zugeflofien, und nur erweiſe, welche Wafler: 
menge dem Homburgerbach abgefchnitten morden fei, — fo fei Be- 
klagte zur Zurückleitung veip. Entfgädigung verpflichtet. 

IV. Zn der Replik mobificiert fie bas Nechtöbegehren sub I aus: 
drüdlih dahin, daß fie ſich bei den verlangten 8472 KAubikfuß nicht 
bebaften laffe. Sie fordere auch alles Wafler, mas nah fpäterer 
Grpertife als dem Homburgerbade gehörend, fi zeigen 
merde. Im Nechtsbegehren I feien nur die ſichtbaren größern Quellen 
angegeben, nicht and dad Sickerwaſſer, nicht die Bedeutung des mit 
Waſſer angefüllten Quellenlagers und endlich nicht das nnterirdif® 
abfliefende Waſſer, welche Factoren ſich nicht in Zahlen faflen lichen, 
berädfitigt, diefe finden in dem Begehren auf den früheren Beftand 
des Homburgerbaches ihren Ausdruck. 


V. Bei der Augenſcheinsverhandlung (für welche Klägerfchaft auf 
Fol. 2 ihrer erften Klageſchrift neue faktiſche Behauptungen ſich vor: 
Behalten) verwahre ſich Klägerin ausdrücklich gegen ungünflige Fols 
gerungen aus dem Rechtsbegehren I hinſichtlich eines daran zu ſchlie⸗ 
Senden Maximums des zurüdverlangten Waſſers und weist nogmals 
auf die vielen Eleinen, nothwendig außer Berückſichtigung gebliebenen 
Quellen, die theils zu Tage, theild im Innern der Erde fich in den 
Homburgerbad ergoffen haben, auf die Gigenfhaft des in rage 
ftebenbden Berges als Waſſerſammler und Wafferbehäfter mit den vielen 
großen und Bleinen, ſichtbaren und unfichtkaren Ausflüffen und deren 





48 Schabenerfak. [Obligationenrecht. 


beredenbaren und unberechenbaren ebenſo umfangreiden Waſſer⸗ 
mengen bin. 

VI. Bei derfelben Verhandlung ſtellt Klägerfchaft noch die lebte 
Variation ihrer Klagbegehren auf, dahin gehend, daß fo viel Wafler 
dem Domburgerbade zugeleitet werden müfle, als zur angemeffenen 
Betreibung der ſämmtlichen Baffermerfe und zur Bewäflerung der 
Biefen erforderiich fei. 

VI Die Rüdleitung werde endlich fo verlangt, daß das einmal 
zurückgeleitete Baffer aug ſtets bleibe und ſich fpäter nicht vermindere, 
anderswohin abfließe oder fl verliere. 

VII. Dachte Kläger den Vorbehalt, daß fofern es ſich nad Boll: 
endung der Zurüdleitung des Baflerd aus dem Tunnel zeigen follte, 
daß der Homburgerbach feinen frühern Behand nicht wieder erlangt 
babe, fomobl er, der Kläger, für ſich als auch die Privaten noch Ent- 
fhädigung zu fordern beredtigt bleiben. 

Das umfangreide Material des Streites if nicht möglich hier 
wiederzugeben. Dad Meikte betrifft außerdem eine Neihe wiſſenſchaft⸗ 
lier Einwendungen über die Quellenverhältnifie diefes Eleinen Ge: 
biets; vielmehr find hier nur folgende rechtliche Streitpunkte ber- 
vorzubeben, 

1. Der Sinn des Bertrages. 

Der Kläger behauptete, eö fei dabei verflanden geweſen, daß die 
Direction der Gentralbabn übernehme, die ganze frühere Bafermenge 
des Baches zu refituieren. Die beklagte Bartei legte ihn dahin aus, 
es fei in denfelben zurüdzuleiten, was erweislich ihm früher zugefloffen 
fet. Damit hing zufammen die Frage über 

2. Die Beweislaſt. 

Die Kläger behaupteten, es beftehe für fle als geRörte Beſitzer 
eine rechtliche Präfumtion, dag alle im Tunnel fließenden Wafler dem 
Oomburgerbad zugehören; die beklagte Bartei verlangte Nachweis für 
jeden Zufluß, da jene Bräfumtion nur bei dolofer Beſitzſtoͤrung gelten 
Fönnte; 

ferner leitete die Klagpartei die Bräfumtion für die Angehörig⸗ 
Beit der ganzen Waſſermenge, oud der warmen Quellen, aus ihrem 
Hoheitsrechte an dem Gebiet ab, aus Dem die Quellen bervorftrômen; 
wogegen umgefehrt die beklagte Partei den Sat aufftellte, nidt nur 
feien die Buflüffe nidt zu präfumieren, fondern auch, wenn fe erweislich 
wären, fei der urfahliche Zufammenhang zwifchen der Baffervermin: 
derung und dem Tunnelbau fpeciell nachzuweiſen. 

Unabhängig von diefer Ginwendung erſcheint als erbeblide Vor⸗ 
frage die Verhandlung über 
. 3. Das Recht des Klägers, feinen Klagfab zu verändern, 
wofür Kläger die factifden Schwierigkeiten der Grörterung und bie 
Vorbehalte der Klage felbft anführte, während der beklagte Theil den 
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Bortlaut der Procefordbnung und die allgemeinen proceffualif@en 
Grundfäge geltend madte. 

Endlich erhob fich der Zweifel über 

4 die Bflidt der bellagten Bartei, den ermittelten 
Beſtand auf auf fpäterhin zu garantieren. 

Dafür führte die Klagvartei an, daß der game Proceß ohne eine 
folge Pflicht zwecklos erfdeine; die beklagte Bartei behauptete die 
factifde Unmoͤglichkeit, damit auch die rechtliche Unzuläffigkeit des 
Begehrens. 

Ueber dieſe vier Streitpunkte äußerte ſich das Schiedsgericht dahin: 

1) Dad die rage fé aufdrängt, ob die Beklagte nur vers 
pflidtet fei, Das Wafler derjenigen Quellen im Tunnel in den 
Homburgerbach zurhdzuleiten, die an die Stelle früherer Quellen des 
Lebtern getreten find, die alfo Waſſer liefern, das ohne den Tunnel⸗ 
bau nad ben früher beftandenen Berhältniffen dem Domburgerbade 
zugefloffen wäre, oder ob diefelbe die Beflagte, überhaupt ein ſolches 
Quantum des im Tunnel fi ergießenden Waſſers dem Homburgers 
bache zuzuleiten babe, dad dem Quantum des für den Homburgerbad 
durch den Tunnelbau verloren gegangenen Waſſers gleichkommt, gleiche 
gültig, ob ein Theil beffelben nah dem Zuſtande vor dem Tunnels 
bau demfelden zunefommen wäre oder nicht, mit anderen Worten, 
06 Kläger — vorausgefett, ed erreiche der Homburgerba dur bie 
Burüdieitung der Falten Quellen feinen frübern, jeweiligen Beftand 
nicht, es fei vielmehr dazu auch das Wafler der warmen Quellen noŸ 
nöthig, — bas Waſſer diefer lebtern, der Thermalquellen, für den 
Domburgerbad voraus verlangen Fönne, auch wenn feftfiände, daß 
dieſes Wafler dem Homburgerbache früher nicht zugefommen, fondern 
außer den Falten Quellen vieleidt noch anderes, nicht mehr vorhans 
Denes, oder das der Falten Quellen in vortheilhafterer mehr normaler 
Berthellung; 

daß nun unfreitig der Wortlaut der Beftimmung des Urt. 1 des 
allegierten Bergleihes für die Auffaſſung ſpricht, daß nur dasjenige 
Waſſer aus dem Tunnel in den Homburgerbach zurüdzuleiten fei, das 
unter den früheren Berbältniften effectis demfelben sugefloffen wäre, 
gleichwohl aber eine folge rechtliche Normierung der Streltfrage und 
des Œntideides ſich nicht rechtfertigen würde, zumal die Litiganten bei 
Abſchluß des Bergleides nah defien Anlage ald Ganzes betrachtet, 
unzweifelhaft davon ausgiengen, daß mit Zurückleitung der qualitatéo 
als frühere Bekandtheile des Homburgerbaches feſtgeſtellten Waſſer 
auch quantitativ der frühere Befland. des Bades gegeben fei, ferner 
das dem Bergleite Borausgegangene: der Verfud der Beklagten, die 
durch entflandenen Waſſermangel verlegten (Brivat:) Rechte zu erpro: 
préteren, und das biefem Berfuche entgegengefepte beftimmte Verlangen 
des Klägers um Wiederberftellung des frühern Zuſtandes, ſoweit 
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immer môgli@, und zwar nicht nur mit Bezug auf die verletzten 
Privatrechte, ſondern auch im öffentlichen Intereſe, und ſodann der 
Vergleichſabſchluß ſelbſt unzweideutig zeigen, Daß es ſich in der That 
und Wahrheit und dem Weſen nach darum handelte (wie es ſich auch 
vernünftigerweife nur darum handeln konnte), daß der Homburger⸗ 
bach weniger blos fein früheres Waſſer und kein anderes, als vielmehr 
feine frühere Baffer menge durch das im Tunnel vorhandene Waſſer 
wieder erhalte, — wie aud nach den Befimmungen des Artikel 6 
des Dundesgefebes über Abtretung von Privatrechten vom 1. Mai 
1850 der linternehmer eines öffentlichen Werkes gekörte Gommunica 
tionen dur Straßen: oder Waflerbauten in mögligß dem frühern 
Zuſtande entiprechender Weile, alfo wenn und wie inner möglid 
realiter wieder benuftellen bat, — und endlich die Beklagte die frag: 
lige Vertragsbefimmung an ihren Ounfen in ganz gleicher Weile 
auélegt, indem fie Dehauptet, fe babe ihre Verpflichtung erfüllt, wenn 
Re die Falten Quellen zurüdleite und damit der frühere Beſtand dei 
Domburgerbages wieder gegeben fei, — aud wenn es ſich berausftellen 
follte, daß (anſtatt eines Theiles der Palten Quellen im Tunnel) früber 
ein Theil der warmen Quellen dem Homburgerbade zugeflofien fei; 
2) Daß die Barteien ich vor allem darüber geßritten haben, wel: 
her von ihnen die Hauptbeweislaſt obliege, hierüber aber Peine Zwei 
fel walten Pönnen, wenn men berüdidtigt, daß zwar die rage, welde 
Waſſer als frühere Beſtandtheile des Homburgerbades anzufchen feien, 
vefp. wie groß deſſen Waflermenge geweſen fei, Dur den Vertrag vom 
14 Mär, 1858 allerdings nicht weiter berührt wird, Diefer vielmehr 
Davon ausgeht, Daß die Ermittlung des frübern factiſchen Beſſtandes, 
nat welden der (quantitative) Umfang der durch den bezeichneten 
Bertrag blos im Princip normierten Rechte des Klägers reſp. Ber: 
pflichtungen der Bellagten ſich richtet, allein nad Maßgabe aller vor: 
angegangenen Verhältniſſe zu erfolgen babe, — daß dann aber aus die 
fee nit das. Mindefte zu entachmen if, das eine Ausnahme von der 
procefredtiiten Regel, daß derjenige, der ein Net in Anſpruch nimmt, 
Diejenigen Thatfaden, aus denen dasfelbe im Allgemeinen und fpeciel 
{m angefprodenen Umfange folgt, zu bemeifen babe, begründen würde; 
daß fobann Kläger daraus, daß die Balten und warmen Duellen 
im Tunnel auf dem Gebiete des Kautons Bafellandfhaft entipringen, 
beranleiten fucht, Daß die Hauptbeweislak die Beklagte treffe, indem 
dos Waller fo lauge als Eigenthum des Plägerifchen Gantons zu be 
teachsen fei, ale nit ein Dritter ein befferes Net nachgewielen habe, 
— und nun von der Beklagten nicht einmal die Tunnelfläche erpre 
pritert worden fei, — biebei nun Kläger aber offenbar überficht, daß el 
ſich keineswegs um Die Rechte irgend Jemandes an dem Waſſer, Io 
wie #8 im Tunnel zu Zage geht, beziehungsweile um das Recht der 
Burüdieituag in das Homburgerthal handelt, fondern um die hierin 
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ziemlich verſchiedene Frage, ob die Beklagte verpflichtet ſei, das 
Waſſer mittelſt eines koſtſpieligen Stollens zurückzuleiten, in Hinſicht 
auf welche Frage, reſp. ſpeciell die beregte Beweisfrage, die angeführte 
Thatſache ſelbſtverſtändlich keine Nechtsvermuthung Dafür begründet, 
daß das Tunnelwaſſer früher überhaupt zu Tage gegangen, oder, dieß 
sorausgefeht, daß ed im Gebiete des Plägerifchen Cantons und fpeciell 
innert den Waſſerſcheiden des Homburgerthales entquollen fei, höchſtens 
in derfelden für die Plägerifge Beweisführung unter Umfländen ein 
Iudieium zu finden fein könnte; 

8} Daß diefe Ginmendung der Beklagten nit Stich Hält, da, wenn 
auch der Urt. 46 der bundesgerichtlicden Broceßordnung, -- in Ueber: 
cinftimmung mit dießfalld allgemein geltenden Proceßrechtsnormen, 
— befimmt, es dürfen die Parteien den thatſächlichen Inhalt ihrer 
Borträge fpäter nicht zum Nachtheile des Gegners verändern und feien, 
abgefeben von Berbefferung von Rechnungs⸗ und Schreibfehlern, an 
die früher oder urſprünglich geftellten Rechtöbegehren gebunden, — 
und wenn dann aud der Kläger feine Klagfchrift damit einleitet, es 
möge die Beklagte verpflichtet werden, fämmtiite (näher bezeichnete) 
Buflüffe des Homburgerbaches, die dur den Tunnel abgefchnitten 
worden, mit einer „annähernd“ 8472 Aubikfuß per Stunde betragenden 
Baflermenge bei mittlerm Waſſerbeſtande dem Homburgerbade 
zurüdhuleiten, während die nach dem, im Sinne des bisber Gefagten 
au gebenden Entſcheide mittlere Menge circa 11,000 Rubilfuf und das 
Minimum (nach der Meflung des Herrn Peſtalozzi im Zanuar 1858) 
6400 Rubilfuf beträgt, wohl in Berückſichtigung gezogen werden muß, 
daß die vom Kläger bezüglich der Baffermenge der aufgezählten Bus 
flüffe gemadten Zahlenangaben, mit Ausnahme derjenigen bezüglich 
der Gypsquelle nur von ſehr approrimativer Natur fein fonnten und 
ed auch, wie Beklagte ſelbſt behauptet, in der That waren, ferner ſpe⸗ 
ciell diejenige hinfichtli der Gypsquelle, die allerdings den Haupt⸗ 
zufluß bildete, auf den Mittheilungen der Bellagten beruht, ohne daß 
irgendwie Genaueres über die Meflung Durch die Herren Stephenfon 
und Swinburne felbft befannt geworden wäre, namentlich ob Diefelbe 
vieleicht den Minimalbeftand der Gypsquelle bezeichne; — daß fodann 
Kläger im Berlaufe feiner Klagbegründung (flebe fact. F. II. u. folg.) 
ausdrüdli die Zurückleitung auch der warmen Quellen fowohl unter 
dem Geſichtspunkte, daß fie früher Beftandtheil des Homburgerbaches 
gewefen, als unter dem, daß nur Dadurch der frühere Beſtand des 
Domburyerbades wieder gegeben werde, verlangte, — daß der Kläger 
ferner ſchon an der Spitze feiner Klagefchrift für den Uugenfdein neue 
factif@e Behauptungen nod aus drücklich ſich vorbehielt, daß er in 
der Replik dann ebenfalls ausdrüdlih fein Klagebegehren auf die Gr: 
gebniffe insbeſondere der Grpertifen ausdehnte und zugleich, wie dann 
auch bei der Augenfpeinverhandlung, die Bedeutung des unterirdiſchen 
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Sickerwaſſers hervorhob und endlich bei der letztern Verhandlung den 
Umfang feiner Klagebegehren nach der Betreibung der Waſſerwerke 
und nad der Biefenmäfferung bemaß, auf welche Verhältniſſe er übri⸗ 
gens auch ſchon in der erſten Klagebegründung hinwies, — Thatſachen, 
denen gegenüber die gefundene Menge des zurückzuleitenden Waſſers 
{m Mittel von 10,000—11,000 Rubilfuf per Stunde, auf die annähernd 
geforderten 8472 Aubiffuß per Stunde herabzufegen, wohl weniger im 
Sinn der angeführten Gefetesbeftimmung läge, als vielmehr eine nit 
au rechtfertigende Yormalität enthielte, ja durchaus unridtig wäre, da 
mit der Burüdieitung der sulebt bezeichneten Menge des mittieren 
Beftandes, das heißt der Falten Quellen mit 5504 Kubikfuß ins Mittel 
und 2968 Rubiffuf von den 5528 Kubikfuß der warmen Quellen im 
Mittel wohl die verlangten 8472 Kubikfuß für fo lange geleiftet wären, 
als die Palten Quellen effectio 5504 Kubikfuß hätten, nun aber fon 
wiederholt if angeführt worden, daß biefelben diefe mittlere Quanti⸗ 
tät einen verhältnißmäßig geringern Theil des Zahres haben werden, 
als die durch den Tunnelbau abgefdnittenen Zuflüffe des Homburger: 
badges früher 8472 Kubikfuß ver Stunde lieferten, fo daß alfo um 
diefe frühere mittlere Menge des Baches, mie fie ſelbſtver—⸗ 
ſtändlich if verlangt worden, auch der Zeit nach zu fera, 
eine größere (mittlere) Menge der jet t vorhandenen Suflüffe er: 
forderli if. 

4) Daß diesfalls eine weitergehende Beftimmung, ald daß die Rede 
des Klägerd in diefer Ridtung für die Zukunft gewahrt bleiben follen, 
in diefem Entfegeide weder nöthig noch zuläffig if, erfteres nicht, weil 
ed fih von ſelbſt verſteht, daß die redtlige Verpflichtung der Beklag⸗ 
“ten zur Burüdleitung des Tunnelwaflerd nad ihrer Normierung durch 
diefen Entſcheid nur fo erfüllt wird, Daß der Abfluß des bezeichneten 
Baflers im ganzen Umfange nah dem Homburgerbade ein Dauernder 
iR, — lebteres nit, weil fomeit allfällige Störungen dieſes Abfluſſes 
in Zukunft vorfommen Pönnten, auf ſolche mit verfchiedener Urſache 
gebenfbaren Störungen biefer Entſcheid nicht vorgreifend ſich er 
Rreden kann. 

Abweichend von diefen Säten fprach Dagegen das recurémeife ange: 
gangene Bundesgericht (31. October 1862): 

ad 1) Es erfcheint Peineswegd ale richtig, wenn von Seite dei 
Standes Bafelland die Behauptung aufgeftellt und wefentlich mit zur 
Unterſtützung feiner redtiigen Begehren gegen die Gentralbabn be 
nubt wird, es babe ſich Die lebtere durch das beim Tunnelbau einge 
tretene Anſchneiden der Rreitigen Quellen einer widerrechtlichen Hand: 
lung ſchuldig gemadt, und fie wäre aus biefem Grunde auch ohne 
den Bergleid vom 14. März 1858 zur Rüdleitung diefer Quellen ver 
pfligtet gemefen. Wenn einer Gefellfehaft von den betheiligten Gan: 
tonen und dem Bunde die Erlaubniß zur Grftellung einer Eiſenbahn 





Obligationenregt.] Homburgerbach. 53 


ertheilt worden iſt, und gemäß der erhaltenen Erlaubniß die Eiſenbahn 
zur Ausführung gelangt, ſo kann hierin niemals eine widerrechtliche 
Handlung erblickt werden. Allerdings wird die Geſellſchaft durch das 
Geſetz als haftbar erklärt für allen Schaden, den ſie durch Verletzung 
und Beeinträchtigung von Privatrechten verurſacht; aber ſie iſt nicht 
verantwortlich für anderweitige Nachtheile, welche die Ausführung des 
Werkes nach ſich zieht, und insbeſondere trägt ſie gegenüber dem 
Staate, welcher die Erlaubniß zur Ausführung des Werkes ertheilte, 
für die Folgen des Zufalles keine Verantwortlichkeit. Wenn demnach 
beim Durchbruche des Hauenſteintunnels Zuflüſſe eines öffentlichen 
Gewäſſers abgeſchnitten wurden, fo iſt die Bahngeſellſchaft den bethei- 
ligten Privaten für die Entziehung des Waſſers Schadenerſatz fohuldig > 
keineswegs könnte aber der Staat aus allgemeinen Rechtsgründen, und 
abgeſehen von dem Vergleiche vom 14. März 1858, eine Verpflichtung 
der Geſellſchaft zur Wiederherftellung des frühern Zuftandes ableiten, 
fondern er hätte die natürligen und zufälligen Wirkungen zu tragen, 
welche die Ausführung des von ihm bewilligten Werkes nad ſich zieht, 
fofern Die von ibm ertheilte Bewilligung bieffalls Feine Vorbehalte 
gemadt hat. 

Brüfen wir mithin an der Hand von Art. 1 des mehrgenannten 
Bergleiches, ob Bafelland von der Gentralbahn die Zurüdleitung au 
der „Barmen Quellen“ zu fordern befugt fei, oder ob es fé mit Zu⸗ 
rüdleitung der „Kalten Quellen“ begnügen müffe, fo führt uns die 
Interpretation des Bergleides in Verbindung mit den dur die 
Schätzungscommiſſton und das Borverfabren feftgeftellten thatſächlichen 
Berhältniffen zur Beantwortung der Frage im lebtern Sinne. 

Der Wortlaut des Bergleihes geht dahin, daß bloß dasjenige 
Waſſer, welches früher dem Homburgerbache zugefloffen und durch den 
Bau des Hauenfteintunneld abgeleitet worden if, zurückgeleitet werden 
müfle, und gegenüber dieſem Plaren Wortlaute gebt eine demfelben 
zumwiderlaufende Interpretation des Bergleites nit an; denn es ift 
erfte und oberfte Regel bei Auslegung von Berträgen, daß zunächſt 
der Wortlaut derfelben entfcheide, und daß nur, wo Diefer Wortlaut 
nicht ausreicht, zu andern Mitteln der Deutung Zuflucht genommen 
werden dürfe. Zwar fucht die eidgenöſſiſche Schätzungscommiſſton dem 
Bertrage mit der Behauptung eine andere Bedeutung zu geben, daß 
die Litiganten beim Abſchluſſe des Bergleites nad deflen Anlage als 
Ganges betrachtet von der Anficht ausgegangen, es fei mit Zurücklei⸗ 
fung des qualitativ ald frühere Beftandtheile des Homburgerbades 
feftgefteliten Waſſers auch quantitativ der frühere Beſtand des Baches 
wieder gegeben, oder mit andern Worten, der Homburgerbach erhalte 
Durd das im Tunnel vorhandene Waller weniger fein früheres Baffer 
wieder, als vielmehr feine frühere BWaflermenge; allein diefe Deutung 
aus dem Sinne des Vertrages widerfpricht defien Plarem Wortlaut: 


x 
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allzu entfdieben, als daß berfelben beigepflichtet werden Pönnte, zumal 
für jene angebli beiden Litiganten bei Abſchluß des Bergleiches ge 
meinſam gemefene Anſicht aud die genauefte Prüfung des Bergleides 
und der Akten Beine Anhaltspunkte liefert. 

ad 4) Uebrigens {ft Bafelland aud aus einem formellen Grunde nigt 
berechtigt, etwas Weiteres zu verlangen, alé daß „die Durch den Dauer: 
fteintunnel abgef@nittenen Quellen des Homburgerbaches“ zurückge⸗ 
leitet werden, Da fein eigenes urfprüngliches Redtébegebren blos da⸗ 
bin gegangen if. Wenn dasfelbe diefes Rechtsbegehren im Laufe der 
Berhandlungen nicht nur verftärkt, fondern durch ein ganz neues er: 
fest bat, fo muß biefes fomobl nach der pofltiven Borfgrift von Urt. 
46 des Bunbdesgefebes über dad Berfabren in bürgerlichen Rechtsſtrei⸗ 
tigleiten ald nach allgemein anerfannten, für einen geordneten Proceß: 
gang umentbehrlicden proceflualifgen Grundfägen als proceſſualiſch 
durchaus unftatthaft erklärt werden. 

Die factifhe Frage, ob die warmen Quellen früher einen Beſtand⸗ 
theil des Homburgerbacdhes gebildet haben, wird als ungenügend er- 
wiefen in Diefem Urtheil des Bundesgerichtes verneint und fchliehlig 
erkannt: 

1) Es wird die Centralbahn⸗Geſellſchaft bei ihrer Erklärung be 
haftet, daß fie Die fogenannten „Kalten Quellen“ des Hauenfteintunnels 
in einem Stollen bleibend nah dem Homburgerbad zurückleiten wolle. 

2) Die Centralbahn⸗Geſellſchaft iſt nicht ſchuldig, die fogenannten 
„Barmen Quellen“ ganz oder theilmeife dem Somburgerbad juju: 
leiten. 

3) Den Privaten, welche fi durch die eingetretenen Beränderun: 
gen in den Baflerverbältnifien auf der Nord: und Südſeite des Hauen⸗ 
ſteintunnels befhädigt glauben, bleibt bas Recht zur Geltendmadgung 
ihrer Unfprüge vorbehalten. 

- (Gedrudtes Urtbeil.) 


21. Daftharfeit des Bundes? Veruntreuungen von 
Bundesbeamten. (Gonfuln.) 

Der Gemeinderath von Thunftetten (Ganton Bern) hatte feinem 
in Sandusly-Gity, Staat Ohio, niedergelafienen Angehörigen Andreas 
Wyß die Summe von 2000 Fr. zu überfenden. Sie that Dies mittelf 
eines Bedfels, gezogen auf ein New: Yorker Haus, den fe dem Regie 
rungsrath von Bern mit der Bitte überfandte, er wolle ibn auf amt: 
lichem Wege dem Adreflaten übermitteln; der Regierungsrath feiner: 
feitö richtete das gleite Erſuchen an den ſchweiz. Bundesrath (28. Gas 
nuar 1853) und bezeichnete als biefen amtlihen Weg fofort die Vers 
fendung an ben ſchweiz. Gonful in Louisville, Bastler, in defien Be 


# 
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zirk der Udreffat wohnte, Der Bundesrath unterzog ich aus Gefül⸗ 
ligkeit diefer Bitte, wovon der Regierungsratö von Bern dem Ge: 
mefnbderath von Thunfetten Anzeige machte. Aber der Brief Bam nicht 
in die Hand des Wyß, fondern mit deffen angeblichem Indoffament 
an Basler und dem weitern Indoſſament des Lebtern der in den Brief 
eingef&lofiene Wechfel an das Haus des Traffaten in Rew⸗York. Es 
ergab ſich fpäter, daß höchſt wahrſcheinlich Basler diefes Indoſſament 
des Wyß gefälfcht babe. Kebterer verlangte nun von dem Bemeindes 
rath die Bezahlung der ihm entgangenen Summe, und ais derfelbe 
in die Bezahlung derfelben verfällt worden war, biefer hinwiederum 
deren Rückerſtattung, zuerſt vom Regierungsrath Bern, und dann, als 
er in beiden Inſtanzen fdeiterte, von dem Bundesrat. 

Ihm wurde vorgeworfen, daß er den Brief nicht nach New⸗NYork 
babe gehen laffen, und in Folge deflen, unter Berufung auf Art. 3 
des Bundesgeſetzes vom 9. Dezember 1850 für die Schuld des Gonfuls 
feined Beamten einsufteben babe, da der eigentlihe Schuldige Basler 
infolvent geworden und nit mehr zu finden fei. Der Bundesrath 
beftritt jede Haftbarkeit für Folgen einer übernommenen Gefälligkeit, 
bei melder er alles ibm Obliegende erfüllt habe, indem er nach dem 
Bunfde des klägeriſchen Gemeinderaths „auf amtlichen Wege“ den 
Brief an feinen Gonful befördert babe, der zunächſt bafte und belengt 
werden könne. 

Das Bundesgericht wies ebenfalls den Kläger ab (8. Jannar 1862) 
unter folgender Begründung: 

Hinfiätli der Haftbarkeit des Bundes: 

Daß die Verpflidtung des Staates, für die den Privaten 
durch folde Handlungen zugefügten Schädigungen and nur 
fubfibidr einzuftchen, nicht ans einem allgemein anerlannten 
Rechtsgrundſatz abgeleitet werden kann, fondern zu ihrer Begründung 
einer beftimmten Vorſchrift des Geſeßzgebers bedarf; eine 
folge Vorſchrift findet Rh aber in der Bundesgefebgebung nit, 
ndem dießfalls lediglich das bereits erwähnte Geſetz Über die Veraut⸗ 
wortlichkeit der eidgendlfifgen Beamteten in Betracht kommt und Die: 
fes Gefes Peine Vorſchrift der erwähnten Art enthält. 

Im Gegentheil läßt dieſes Geſetz mehrfach auf den entichledenen 
Willen der Bundesgefeßgebung fohließen, eine allgemeine Haft- 
Darkeit des Bundes für den durch feine Beamteten geftifteten 
Schaden nit aufuftellen. Schon die Entfebungsgefdidte des Ge⸗ 
fetes ift dieffalls beachtenswerth, indem nach der baffelbe an die Bun⸗ 
besverfammilung begleitenden Botfaft des Bundesrathes bei deffen 
Bearbeitung die damaligen Eantonal= féweñeriften Gefete über Die 
Berantwortlidfeit der Beamteten zu Nathe gezogen wurden; denn nee 
ben der in den meiften Kantonen angenommenen Nichthaftbarkeit des 
Staates für frafbare Handlungen feiner Beamteten war fon damals 
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von einzelnen Cantonen der entgegengeſetzte Grundſatz aufgeſtellt wor⸗ 
ben, und hätte mithin Die Bundesgeſetzgebung genügende Beranlaf- 
fung gebabt, ihrerfeits den Grundſatz der Haftbarkeit beftimmt anzu⸗ 
erkennen, wenn dieß in ihrer Abſicht gelegen haben würde. Hiezu 
fommen die Berimmungen von Art. 3 des Gefetes: während nämlich 
nad gemeinem Recht die Mitglieder einer Behörde für den duré ihre 
Handlungen geftifteten und von ibnen ju tragenden Schaden ſolidariſch 
haften, fellt im Gegentheil Art. 3 den Sau auf, daß die Mitglieder 
in folgen Fällen jeweilen nur für ihr Betreffniß haften, mit dem 
Beifügen, daß für einzelne zahlungsunfähige Mitglieder der Bund die 
Entfgädigung zu leiften habe; nad der Negel, exceptio firmat regu- 
lam, fpricht die letzterwähnte Beflimmung entfdieden dafür, daß der 
Geſetzgeber die allgemeine Haftpfligt des Bundes für feine Beamteten 
nicht auffiellen wollte, weil fon die befondere Anerkennung dieſer 
Haftpflicht für einen einzelnen Ausnahmsfall nicht nothwendig gewe⸗ 
fen wäre. Der gleide Schluß läßt Ad ziehen aus Art. 33 des Geſetzes, 
monad in Fällen, bei denen die Bundesverſammlung entfcheidet, daß 
ber gegen einen von ihr gewählten Beamteten gerichteten und auf 
rechtswidrige Amtöführung geftütten Givilllage Feine Folge zu geben 
fel, die Eidgenoſſenſchaft ausnahmsweife zum Œinfeben, für Dielen 
Beamteten verpflichtet wird. 
(Directe Mittheilung.) 


33. Entfhädigungsforderungen aus Bergeben. Ge: 
richtöftand. Appellabilitäat. Beweis. Koften. 


Der Sohn von Fram Unten Schuhmacher in Bangs (St. Galli⸗ 
fer Bezirk Sargans) beſchädigte muthwilliger Weile den Lattenzaun 
an dem Alpgute des Chriſtian Brünenfelder dafelbft, in einer Länge 
von 80 Fuß, und wurde deshalb vom Bezirksgericht Sargans mit ei: 
ner Buße von Fr. 10 belegt. 

„Es beſtehen nun zwei unglüdlige Einrichtungen im Ganton 
Gt. Gallen . .... die einte ift die, daß der Vermittler Peinerlei 
Competenz beſttzt, Pleinere Fälle zu entfcheiden...... . die andere 
liegt... . . . in derjenigen Anordnung des Givilproceffes, welge die 
Klage auf Entſchädiguug aus Bergehen an die gleiche Inſtanz weist, 
welche Dad Vergehen felbft beurtheilte, und folgen Entſchädigungs⸗ 
forderungen, meldes auch ihr Betrag fein mag, Appellationsfähigkeit 
erteilt.“ (St. Gallerzeitung vom 14. Anguft 1862.) 

Grünenfelder fHäste feinen Schaden auf Fr. 10, und da der Ba: 
ter des Geſchädigten nur für Fr. 2. 50 kanntlich war, fo belangte er 
Ihn für Fr. 7. 50, aber vor Untergericht Ratt vor Bezirksgericht. Das 
Untergeript wies ihn aus odigen Gründen ab und legte ihm die Kofen 
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auf mit Fr. 17. 80. Kläger wandte ſich nun an Bezirksgericht und 
erhielt den Befdeid, er babe feine Behauptung mit einem Schätzungs⸗ 
eide au erhärten. Er refurrierte und das Gantonsgeri®t urtheilte, er 
Pônne den Beweis des Schadens auch noch durch Uugenfdein, Erper: 
tife oder Zeugen leiften. Neue Koften wurden biebet dem Kläger aufs 
eriegt im Betrag von Fr. 20 an dad Gericht und Fr. 50 an den De: 
Plagten. Grünenfelder wandte fit nun wieder an Bezirksgericht und 
erwirkte eine gerichtliche Grpertife, der er die Frage unterftellte, was das 
Material und die Arbeit zur Erfellung eines Hages von 80 Fuß Länge 
fofte. Die Antwort war: Fr. 13. 50. Ginen Augenfchein begehrte 
er nit. „Er trat am 27. Mai 1862 vor Bezirkägeriht auf. Der 
Beklagte erwiderte einfach, ex befireite Éeinesmegs, daß die Grfellung 
einer Daglüde von 80 Fuß Länge Gr. 13. 50 koſte, aber, daß eine 
folge Haglüde beftebe, und fordere biefür den Beweis. Der Beweis 
hätte nur Durch den richterligen Uugenfdein und diejenigen Zeugen, 
welche die Beſchädigung feiner Zeit fahen, erftellt werden follen und 
Fönnen, Kläger aber unterlief beides. Gr berief ſich auf die Zeugen: 
depofitionen, welde in der feiner Zeit geführten Strafprocedur ent: 
halten feien, erhielt aber die Broteftation des Beklagten, daß Diele 
Akten nicht vorliegen und im Schriftenwechfel nicht aufgeführt wor: 
den feien. Der Kläger fuhr dennoch im Proceſſe vorwärts... . “ 
(St. Gellerzeitung cit.) | 

Das Bezirkögericht, in Erwägung: 1. daß die Berechtigung zu 
der Schadenerfapforderung des Klägers am Beklagten, herrührend von 
einer muthwilligen Eigenthumsbeſchädigung, durch Strafſentenz Des 
Bezirksgericht Sargans vom 26. Jenner 1861 dargethan if, fomit 
heute nur das Quantitative des Schadens auszumitteln bleibt; 2. daß 
aber weder Dur bie vorliegende gerichtlihde Œrpertife vom 16. Mai 
1862 nad Urt. 166 pr. civ., noch durd andere Beweismittel das 
Duantum des Schadens nad der kläger'ſchen Rechtsfrage dargethan 
wird, wied das Plägerifde Rechtsbegehren ab, das dahin gieng, der 
Beklagte fei f@uldig, die gepfändete Summe von Fr. 13. 99 zu ber 
zahlen. Ueberdieß wurden dem Kläger noch neue Roften aufgelegt: an 
das Gericht Fr. 67. 20, an den Beklagten Gr. 50. Das Kantondge- 
richt, meldem diefelbe Nechtöfrage zum Entſcheid vorlag, beftätigte am 
5. Auguſt 1862 das Urtheil, in Erwägung... .. 2. ..... daß 
die vorliegende Grpertife den Anforderungen eines rechtlichen Bewei⸗ 
fes nicht entipricht, weil die Vorausſetzungen der Experten, auf welde 
fie ihren Schluß fufen, vom Beflagten beftritten und vom Kläger 
nit bewiefen worden find. Neue Koften des Klägers: an das Gericht 
‚Sr. 15, an den Bellagten Fr. 130. - 

(Directe Mittheilung.) 
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33. Erfag von Schaden für Folgen fremder Unters 
laffung bei eigener Mitſchnld. Liegenſchaftsan⸗ 
fhlag. Notare Saftharfeit. — 


Dem Sattler Huth batte der Gärtner Hänger eine Liegenfdaft um 
den Preis von Br. 25000 verkauft, und lieh ibm davon Fr. 6000 in 
dritter Hypothek nach zwei Borkänden von zufammen Fr. 18000 eben. 
Die Sduidurfunde (Obligation) über dieſe Kaufreſtanz fertigte am 
7. Zuni 1861 der Notar N. Bernoulli, jedoch ohne Daß fi die Gon- 
trabenten no völlig über den Zinsfuß einigten, weshalb die Urkunde 
bei dem Notar liegen blieb, ohne wie es zur Entflehung des Pfand⸗ 
rechts nad dem Basler Gefet vom 7. Dezember 1852 (68) unentbehrlich 
war, in’d Hypothefenbuc eingetragen zu werden. Am 29. März 1862 
brad über Huth der Goncuré aus, und ed wurde darin hinter den zwei 
Borftänden von Fr. 18000 vom Gefgäftsmann Jecker in Dornede 
Brud in dritter Hypothek eine Obligation von Fr. 4000 angemeldet, 
die at Tage na der Hänger’fhen Huth bei Notar Schaub zu Gun 
Ben Jecker's hatte fertigen laffen. Huth behauptete zwar fpäter, er habe 
dem Rotar Schaub den Borgang der Hänger’fhen Fr. 6000 bemerft; 
der Notar verneinte dief aber. — Bei der Berfteigerung der verpfän- 
deten Liegenfaft überkieg nun der Erlös die zwei erften Hypotheken 
und die Roften nur um Gr. 344. 75. Wenige Wochen nad dem Kauf 
veränßerte Der Grfleigerer diefe gleite Liegenfhaft um den Breis 
von Fr. 23000. Hänger mar von der Liquidationsbehörde zur Wah- 
rung feiner Intereſſen beigeladen worden, erſchien aud, betheiligte ſich 
aber dabei nicht, und lud and Riemanden Dazu in's Net. 

Dagegen belangte er den Notar Bernoulli zu Erſatz der Fr. 6000, 
für die er dur feine Schuld in Beriuft gekommen fei. Diefer, 
ohne die Frage aufzumerfen, ob er die Pflicht gehabt habe, feinerfeits 
die Obligation ind Hypothekenbuch eintragen zu laflen, bot ihm fret: 
willig den Erſatz der Gr. 344. 75 an, welche in die dritte Hppothek 
gelangt waren. 

Das. Civilgeridt Bafel trat dem Beklagten dur Sprud vom 
26. Febr. 1863 bei: 

„Da der Schaden, welcher dem Kläger durch Ridteintragung feines 
Bfandrechts in das Oypothelenbud bei der Bergantung der verpfände 
ten Liegenſchaft ermadfen if, und welchen Beflagter verſchuldet zu 
haben anerkennt, nach dem Ergebniß der Steigerung auf Fr. 344. 75 
Reigt, und für einen höhern Schaden, dad heißt für die Fähigkeit 
des Klägers, feine Sicherheit beffer au verwerthen, ein fefter Haltpunkt 
nicht gewonnen werden kann; fo ift Bellagter zur Bezahlung der vou 
ihm angebotenen Fr. 344. 75 angehalten und Kläger mit der Mehr: 
forderung abgewiefen und in die Koften verfällt.“ 
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Die zweite Inſtanz dagegen verwarf diefen Spruch durch feine 
Erkanntniß d.d. 7. Mat 1863: 

in Betradt: 

Daß der Bellagte dur die unterlaffene Sintragung der von ibm 
au Gunften des Ridgers ausgefertigten Obligation von Fr. 6000 fm 
Hypothekenbuch für den demfelden dadurch entfandenen Schaden von 
Rechts wegen Entiädigung zu leißen babe, was derfeibe auch theils 
weife anerfennt, 

da fih ergeben: 

Das diefe Liegenfchaft an der amtlichen Gant zwar nur Fr. 19600 
gegolten bat und laut Collocation in die dritte Hypothek nur Tr. 344. 75 
gelangten; | 

daß aber zufolge vielfeitiger Grfabrung der Gantpreis einer 
Liegenfdaft an einer Fallitengant im Allgemeinen nicht als ridtiger 
Maßſtab des wahren Werthes einer folgen Liegenfgaft angefehen 
werden Bann, fondern fehr bäufig unter demfelben zurüdbleibt; 

daß auch wirklich im vorliegenden Falle der an die Stelle Des 
Klägers getretene dritte Obligationécreditor fon am 1. Aug. 1862 
die um Fr. 19600 erfteigerte Liegenfhaft um Tr. 23000 weiter ver: 
faufte und ſich dadurch für feinen Berluft größtentheild gedeckt bat; 

daß. daher, um den vom Kläger erlittenen Schaden zu beftimmen, 
von biefem legten Verfaufspreife auszugehen if, wonach die Summe 
von Sr. 3744. 75 als diejenige ih berausftellt, welche Kläger an feis 
ner Forderung von Fr. 6000 nebſt Zinfen erhalten hätte, wenn er 
die Stelle des dritten Hypothefarcreditord eingenommen und glei 
diefem dad Gut weiter verkauft hätte. 

(Directe Mittheilung.) 


24. Courtier: Saftharfeit für feine Anerbieten. 


Der MBaarenunterbändier V. Gaugler zu Bafel offerierte am 
24. Auguft 1862 dem H. Murr in Münden brieflit prima amerifa- 
nifhes Schweinefett in Tonnen zu 200 Pfund, im Preis zu fl. 26 pr. 
Zollzentner, unter den im Schreiben näher bezeichneten Bedingungen. 
Am 26. Auguft nahm Murr alle diefe Bedingungen an, beftellte 250 
Tonnen, und da die Waare in Rotterdam liege, wünfchte er, fie möchte 
über Göln und Ulm nad München dirigiert werden. Wber am 13. Sep: 
tember ſchrieb Gaugler an Murr, der Eigner halte auf 29 fl., da die 
Spefen einen geringeren Preis ibm nicht geflatten. Murr ging da: 
rauf nicht ein, fondern bebarrte mit Brief vom 17. September auf 
feinem Accept. Am 20. gl. M. erwiderte Gaugler, der Gigner könne 
nicht ‚behaftet werden, fowie er auch als Gourtier nicht, da fie beide 
nicht, wie es nach Basler Platzuſo erforderlich wäre, auf feftes Engage 
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ment verfauft haben; „Ich oferiere Ihnen aber dagegen frif@ eine 
im Havre liegende Partie, allmo aud das Schmalz viel reiner und 
geſchmackvoller if, nämlich à Fr. 56%, pr. Bollientner, im Havre ge 
nommen pr. comptant 20, Sconto, Courtage 10%, Gommiffion 20%, 
erci. meine Courtage, Tare réelle, Pleine Nebenfpefen von Fr. 1. 10 
pr. Tonne von Bfund 200 und 350 Brutto.“ Nach des B. Gaugler 
Berechnung hätte dieſe Sendung wenigftens ebenfo früh alé Die Rot- 
terdamer in Münden anlangen Fönnen, und der Preis wäre den Murr 
bei eher befferer Waare nicht höher, vielleigt um 1 Fr. niedriger zu 
fteben gefommen. Murr ließ fig aber in dieſe Nemplacierung nicht 
ein, fondern belangte nach längerer Gorrefpondens den Gaugler vor 
Civilgericht Bafel für Sdabenerfat, da er Mitte September in Mün⸗ 
en babe müflen fl. 40 zahlen für Waare, die Gaugler ihm zu fl. 27 
verfauft babe. — Eine Lieferzeit war von Murr nicht fefigekellt wor- 
den und Gaugler berechnete, daß vor Ende September die Notter- 
damer Sendung nicht hätte anlangen Fönnen, alfo die Ginfäufe aus 
Mitte September ihn jedenfalls nicht berühren. 

Das Givilgeridt Bafel wies au den Murr dur Sprud vom 
26. März 1863 ab: 

„Da im vorliegenden Gall Erſatz von Schaden verlangt wird, der 
dur Richthaltung eines Vertrages entflanden fei; nun aber auf der 
einen Seite alé Gontrabent auftritt ein Gonrtier, den Kläger als fol: 
en Bannte, und der ft in feinem Auftreten im gegebenen Gal durd 
Vorbehalt einer Courtage von 1204 für fh aud als folden zu erken⸗ 
nen gab, fo daß fon fein Angebot nit als ihn behaftend erfdeinen 
fann; auf der andern Seite aber diefem Angebot, aud wenn es als 
feft gegeben worden wäre, Bein Accept des Klägers binfigtli des an: 
gebotenen Quantums entfpricht; folglich überhaupt Bein Vertrag vor- 
liegt.“ 

(Directe Mittheilung.) 


— 


25. Haftbarkeit eines Angeſtellten für verſchuldeten 
Schaden. 

Der Fuhrhalter H. Wirth in Baſel verlangte von ſeinem Knecht 
Fr. 63 ſammt Entſchädigung von Fr. 10 per Tag für verſäumten 
Erwerb und für Pferdefütterung, weil diefer Anecht, M. Heuberger, 
mit der Droſchke einen Berg hinunter gefahren, auf dem Bock fügen 
geblieben, dann von der einen Seite der Straße plötzhich ganze Wen⸗ 
dung gegen die andre Seite gemadt und fo die Droſchke umgeworfen 
babe, daß er nun während 7 Tagen bis fie wieder hergeftellt gewefen 
fei, nichts damit verdient und fein Pferd vergebli gefüttert babe. 
Der Rnedt, ohne Sachwalter, trug Dagegen vor: die Droſchke falle 
gerne um; der Meifter habe ihn nicht gewarnt, ja fei felbft Hinten 
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Drein gegangen, ohne ihn abfleigen zu heißen; dem frühern Knecht 
fei dasſelbe auch fon begegnet, ohne daß er damals bergab fuhr; er 
babe fein Möglichſtes geihan. Beide Barteien beriefen ſich auf dieſelben 
Augenzeugen. 

Das Givilgerigt Bafel fand aber jede Unterfuchung unnöthig und 
wies den Kläger ab (16. April 1863): 

„Da ſelbſt vom Kläger grobe Sabrläffigleit oder Bosheit des be: 
Plagten Anechtes nidt als Urfache des Schadens, deflen Erfag die Klage 
verlangt, behauptet wird, und für Weiteres ein Knecht feinem Heren 
nicht haften Bann.“ 

(Directe Mittheilung.) 


26. Haftbarkeit für Frachtverluft. 


G. Mattmann in Hochdorf lieh Dur das Haus vonSpeyr und 
Comp. an den Birth Meldior Baumann zwei Laibe Käfe (100 Bfo.) 
im erth von 58 Fr. gelangen, deren Empfang jedoh Baumann 
längnete, obwohl er Uvis erhalten und den Nichtempfang auch dem 
Berfender nie angezeigt hatte. Cine Befheinigung für Empfang 
konnte nicht vorgelegt werden, wohl aber eine Solde für Hbliefes 
rung von Seite des Haufes vonSpeyr und Komp. 

Das Civilgericht Bafel verfällte (am 21. April 1863) nichts deftos 
weniger den Bellagten zur Bezahlung: 

„Da die Beftellung fraglider Baare, deren Bezahlung verlangt 
wird, vom Bellagten nicht beftritten wird, ebenfomenig als der recht⸗ 
zeitige Empfang der betreffenden Factur; nun aber Waare in der Res 
gel auf Gefahr des Beſtellers refp. Käufers reist, und es alfo an dies 
fem ift, bei Nidtempfang gegenüber dem Verkäufer zu reclamieren, 
was Beflagter nicht gethan hat.“ 

(Directe Mittheilung.) 


37. Daftbarkfeit des Arbeiters für die Folgen des 
Mißlingens feiner Arbeit. 


G. und 3. 8. in Bafel, Seidenfabrifanten, hatten dem Färber 9. 
Waare zur Faͤrbung mit noir d’Afrique übergeben, unter der Abrede 
fie mit 25 %, zu beſchweren. In der Mitte des Jahres 1862 erfolgten 
die Bezüge und zwar ohne daß Mängel an der Arbeit erſichtlich waren. 
Darum wurde die Baare auch ohne Weiteres an Winder und Weber 
weiter gegeben und fpäter, verarbeitet, an Die Gefchäftsfreunde in 
London, Berlin n. f. f. abgefdidt. Nach nicht langer Zeit Pamen aber 
von da Neclamationen, ja Nüdfendungen, und zwar in fehr hohem 
Betrage. Grund war Schimmel, der hie und da auch in fehr bedeus 
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tenden Dimenflonen auftrat. Die Fabricanten wandten fi bierauf 
an den Färber bebnfs Erſatz für ihre Berlufle. Diefer lehnte jede 
Erfanpfliht ab, und in Mitte 1863 wurde er von C. und 3. B. vor 
Givilgeridt Bafel angegangen einerfeits, den von ihm verurfachten 
Schaden, gegen Bezug der Waare, fomeit bereits erſtchtlich mit 
Fr. 10,210. 75 Ets. zu erfegen, andverfeits für folden, der noch fpäter 
bervortreten werde, fi haftbar zu erflären. Der Beklagte wendete ein: 

1. Das Maaß der Beſchwerung, meldes Peine Sicherheit gegen 
Schaden zulafle. 

2. Die Möglicgkeit der Entftehung des Schimmels durd die Be 
handlung des Webers (Feuchtigkeit) oder Dur Lagern der Waare an 
feuchten Orten beim VBerfender oder bei den Gommiffonären. 

3. Die thetimeife Verwendung der Baare feit deren Rückkunft, 
wozu Kläger, wenn fie Regre gegen den Färber beabfichtigten, obne 
defien Œinwilligung nicht befugt geweſen feien. 

4. Den Mangel des Beweiles für Umfang des Schadens: a) fafs 
tifé, da die mangelhaften Stüde nicht unverfäuflich feien; b) rechtlich, 
da vielleicht Kläger die zurückgeſchlagene Waare nit hätten zurüd: 
nehmen müffen, und wenn fie dieß freiwillig thaten, wiederum er 
ihnen nicht bafte. 

Nah Einholung von Berichten Sadverfändiger über die vom 
Färber behauptete Handlungdwetfe, fowie über den Grfund der Waare, 
in melder ih, unter Bergleihung der genau geführten Bücher der 
Kläger, der Simmel bis auf den Faden als von der Waare, die 
der Bellagte gefärbt hatte, herkommend, nachweiſen ließ, erfolgte die 
theilweife Berfällung des Bellagten (10. Nov. 1863): 

Da hinſichtlich des erlittenen und des drohenden Schadens, wofür 
Grſatz reſp. Siderung verlangt wird, die zwei Fragen entfichen: 

1. O6 er von dem Beklagten herrühre? 

2. Wiefern der Bellagte dafür haftbar gemacht werden könne? 
nun aber die erſte Frage zu bejaben iR, indem dur die genauen 
Unterfugungen der Gommittierten fi berausgeftellt bat: 

1. Daß der Schimmel auf den Seidenftoffen, der den eingeklagten 
Schaden verurfadt, nur an foldem Gewebe vorkommt, bdeffen Yaden 
von der Waare gebildet wird, Die Beklagter färbte; 

2. daß weitaus dad meifte Gewebe aus Waare, die der Beblagte 
färbte, mehr oder weniger Schimmelbildung trägt, und indem and 
den Bericht der berathenen Sadverfländigen hervorgeht: 

1. Daß einerfeits das Maaf der aufgetragenen Beſchwerung frag: 
Jider Waare nidt als ein ſolches bezeichnet werden kann, daß dur 


das dan erforderliche Verfahren Schimmelbildung weſentlich geför⸗ 
wird; 
2. daß darum, wenn ungeachtet deſſen Schimmelbildung eintrat, 
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diefe mehr Fehlern in der Ausführung des Färbeverfahrens zuzu⸗ 
f@reiben if. 

Hinfigtli der zweiten Frage zu erwägen if: 

1) Ob Beflagter für den von ibm verurfacdhten Schaden felbf 
dann noch bafte, nachdem die Baare ibm nit bloß abgenommen, 
fondern auch wirklich verarbeitet worden, und nun in diefer Beziehung 
durch das Gutachten der Grperten feſtſteht, daß bei Anlieferung der 
Baare die Fehlerhaftigkeit äußerlig nit erkannt werden, vielmehr 
der Schaden feiner Natur nach erft nach Berlauf einiger Zeit bervors 
treten Fonnte, woraus ſich allerdings eine Haftbarkeit des Beklagten 
in der erwähnten Ausdehnung ergiebt; 

2) der Sag, daß ein Arbeiter zunächft Doch über das Maaß des 
von ihm verarbeiteten Stoffes hinaus nicht haftet, alfo für denjenigen 
Schaden nit belangt werden Bann, der durch weitere Bermendung 
feiner Arbeit entftebt, es fei denn, daß ibm Bosheit, Urglif oder da⸗ 
ran ftreifende Zahrläffigfeit vorgeworfen werden könne, was hier der 
Tall nidt if; 

3) der feruere Sat, daß auch dann, wenn ein Arbeiter die Waare 
völlig verdarb, er doch immer noch Anfpruch behält auf die verdorbene 
Baare, um nad feinem Gutfinden und Vermögen daraus zu erlöfen, 
mas er Fann, was im vorliegenden Fall ibm unmöglich wird; 

4) fofern (der vorhergehenden Grwägungen ungeachtet) das Maaß 
Des Schadens, welden Kläger an der verarbeiteten Waare fich gefallen 
ließen, no in Betradt kömmt, die Zhatfade, Daß Kläger nad eiges 
nem Ermeflen auf angeblich verdorbene Waare Rabatt ertheilten, ohne 
daß nachgewieſen ift, fie haben biefes überhaupt, noch fie haben dieß 
in dem behaupteten Umfange thun müflen, wobei allerdings hinſicht⸗ 
lich mehrerer Verfügungen unbeftrittenermeife Bellagter zur Mitwirs 
kung vefp. Verweigerung vergeblih aufgefordert wurde: 

fo wird in BZufammenfaflung dieſer verfchiedenen Erwägungen, 
Beklagter zur Vergütung von Fr. 4000 an die Kläger verfällt, unter 
Abweifung der lebtern mit ihren weiter gehenden Anträgen. 

(Directe Mittheilung.) 


— — — —— 


28. Succeſſion des Ehegatten neben Deſcendenten. 


Im Jahr 1826 ſtarb in Oberwyl (Kanton Bern) David Knutti, 
alt Chorrichter, unter Hinterlaſſung dreier Kinder, welche nach Nieder⸗ 
ſimmenthaliſchem Landrecht die Hälfte des Vermögens erbten, während 
die andere Hälfte an die überlebende Witwe fiel. Dieſe trat in eine 
zweite Ehe mit Jakob Brunner, der, ebenfalls Witwer, mit den 
Kindern feiner erſten Che nach gleichem Kechte zu Halbſcheid getheilt 
hatte. Aus dieſer zweiten Ehe Beider ging die einzige Tochter Su⸗ 
ſanna Catharina, ſpäter verehelichte Ueltſchi, hervor. Beim Tode ihrer 





64 Erbrecht des Ehegatten neben Defcendenten. [Grérebt. 


Mutter blieb der Bater Brunner in ungetheiltem Beſitz des sufammen: 
gebrachten Bermôgens ; nach feinem Tode aber erhob ſich zwifchen den 
Kindern der beiden erffen Ehen cinerfeits und der verehelichten Ueltfi 
andrerfeité Die Streitfrage: 

wiefern Lestere an dem Bermögen ihrer Eltern ausſchließlich erb⸗ 
berechtiget fei, oder einerfeits an dem Bermögen der Mutter mit deren 
Borkindern und an dem Vermögen des Baters mit feinen Borkindern 
qu Theil gebe. 

Ueber biefe Frage fudten He den Entſcheid compromifweife bei 
dem Appellations⸗ und Gafletionshof von Bern, welder zu Gunften 
beiderfeitiger Vorkinder entſchied (4. Februar 1856), 

erwägend: Nah den Befimmungen des N.S.Landrechts findet 
nach dem Abfterben des einen Ehegatten zwifchen dem überlebenden 
und den in der Ehe erzeugten Kindern, oder wenn Peine ſolche vor: 
handen, den Berwandten des AbgeRorbenen eine fogenannte Halb: 
fhiedstheilung oder Theilung dur die Mitte in der Weiſe fatt, daß 
das gefammte ehelide Bermögen in zwei gleiche Hälften zerfällt, wo: 
von der Überlebende Ehegatte die eine Hälfte nimmt, und die andere 
den Kindern oder den Berwandten des vorabgeftorbenen Œbegatten 
anheimfällt; eine folge Theilung bat nun auch im vorliegenden Falle 
einerfeits zwifchen der Ghefrau oder Witwe des David Anutti, Mag: 
dalena geb. Heimberg, und den in dieſer Che erzeugten Kindern, Das 
sid, Midael und Magdalena Anuttt, und andrerfeits zwiſchen Gerichts: 
fig Jakob Brunner und den von ihm mit feiner vorabgeforbenen 
Ehefrau Sufanna geb. Schweingruber erzeugten Kindern, Safob, 
Sufanna und Anna Brunner, fattgefunden. 

Da nun die Witwe Knutti geb. Deimberg mit dem genannten 
Jakob Brunner in die zweite Ehe getreten und dieſe Ghegatten ein 
Kind, Sufanna Catharina Brunner, erzeugt haben, fo entftebt bei'm 
eingetretenen Theilungsfall des lebtlebenden derfelben, Ehemann Brun: 
ner, die Frage, ob die Kinder aus der beidfeitigen frühern Ehe (Kin: 
der Anutti und Kinder Brunner) in Folge der flattgehabten Halb: 
ſchiedstheilungen als abgeldieden zu betrachten feien, oder ob dieſelben 
den ihnen beziehenden Grbtheil am Nachlaſſe ihrer Mutter Magdalena 
geb. Heimberg refp. ihres Baters Jakob Brunner zu fordern berechtigt 
feien. 

Diefe Frage Bann und darf nur nad den Bekimmungen des 
Niederfinnmenthalifhen Landredts oder weil diefed Statut Beine be: 
ftimmte Vorſchrift darüber enthält, nad den in demielbeu niederge: 
legten allgemeinen Grundfägen beurtheilt werden, und eine analoge 
Anwendung des allgemeinen Lanbdesgefebes (Sat. 528 C.) wäre bier 
um fo weniger zuläffig, als diefe beiden Geſetzgebungen bezüglich des 
eheliden Güterrechts uud Grbredts auf wefentlih verfchiedenen 
Grundprincipien beruben. 
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Da nun das Niederſimmenthaliſche Landrecht gleich vielen et 
dern Statuten Den ehelichen Güterverhaͤltniſſen und dem. Erbrechte 
das Syſtem der allgemeinen ehelichen Gütergemeinſchaft zu Grunde 
legt, kraft deren das Vermögen der beiden Ehegatten eine gemeinſame 
und ununterſchiedene Maſſe bildet, an welcher jedem derſelben ein Ge⸗ 
ſammteigenthum zuſteht, ſo kann der Halbſchiedstheilung keine ans 
dere Bedeutung beigelegt werden, als die, daß in Folge derſelben eine 
Aufhebung der bisher beftandenen Gütergemeinfdaft eintritt, mithin 
der überlebende Ehegatte lediglit von dem Gefammtvermögen hen 
halben Theil, der ibm f@on vorher daran zuſtand, vorab empfängt, 
während die andere Hälfte, aber dermalen nur „diefe, den Kindern, 
oder falls Peine folgen mehr am Leben wären, ‘den Verwandten. des 
verflorbenen Ehegatten als deffen Vertretern und Eraft Erbrechts an: 
heimfällt. Gine erbrechtlige Theilung findet daher nur unter Dielen 
Lestern ſtatt, nicht aber au zwiſchen ihnen und dem Überlebenden 
Ehegatten, mit andern Worten, es haben die Kinder, indem fie den 
vorabgeftorbenen Ehegatten beerbt und Die diefem gebührende Hälfte 
am cheliden Gefammtvermögen erhalten haben, darum nad nichts 
von der andern Hälfte empfangen, die dem überlebenden Ghegatten 
als fein eigenes Gut zugefallen if. Aus.diefen Gründen kann daher 
dur die Halbfchiedstheilung das Notherbrecht der Kinder auf dieſe 
Bermögenshäffte nicht verloren geben, vielmehr find diefelben, wenn 
der überlebende Œhegatte fpäter in eine neue Che tritt und in der: 
felben Kinder erzeugt, beim Theilungsfalle mit diefem zu gleichen 
Theilen in den Nadlaf deöfelden erbberechtigt. 

Nach den aufgeſtellten Grundſätzen ſind folglich die Kinder 
Knutti reſp. deren Rechtsnachfolger gemeinſchaftlich mit dem Kinde 
zweiter Ehe, Suſanna Catharina Brunner, Ehefrau Ueltſchi, und zwar 
alle ju gleichen Theilen erbberechtigt zu dem Naqlaſſe ihrer Mutter, 
Magdalena geb. Heimberg, und ebenſo find auch die Kinder aus erſter 
Ehe des Jakob Brunner zur Verlaſſenſchaft des Lebtern gleichberech⸗ 
tigt, wie dad Kind desfelben aus zweiter Che, genannte Sufanna Gas 
tharina Brunner; nämlich bei Beerbung der Magdalena geb. Heim- 
berg geht jedes ihrer drei Kinder erfter Ehe zu einem Viertheil, und 
das Kind zweiter Ehe zum legten Biertheil zu Grbe, und ebenfo findet 
das glefde Verhältniß auch zwilchen den Kindern aus erſter Che des 
Jakob Brunner und dem Kinde aus zweiter Ehe desfelben flatt. 

Bei diefen Erbtheilungen find unzweifelhaft nicht bloß die ans 
noch lebenden Kinder erfter Che, Anutti und Brunner, antheilsberech⸗ 
tigt, fondern ebenfo au Fraft Repräfentationsredts die Kinder bee 
veits früher verfiorbenen Kinder. 


— — — — — 


Direete Mittheilung.) 
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29. Gallatiss. 


Das Luzerniſche Clvilgefeh feflt in den SS 397 und 398 den Sag 
auf, daß Kinder nur Empfangenes zu Gründung einer Haushaltung, 
oder zu Antritt eined Amtes oder Gewerbes, fowie für Sabtung von 
Schulden zu conferteren Haben, alles fon Borempfangene ale Schen⸗ 
Pung zu behandeln fei, foweit es nit den Pflichttheil verfürze Nun 
Plagte Unna Kaufmann, verebelidte Voneſch, gegen Zofefa ihre Schwe⸗ 
fer, verehligte Gafmann, auf Herauszahlung eines Saldo, herrührend 
von einer Abrechnung über Ausgaben ihres verorbenen Vaters Anton 
für den Aufenthalt der Bellagten in einer Töctererziehungsanftalt zu 
Kappoltsweiler im Glfaf, ferner über weitere Ausgaben aus der Erb: 
maffe für Die Beklagte. Diefe Hinwiederum belangte die Klägerinn auf 
gleiger Grundlage für Bezüge aus der Erbmafle, fo daß entweder 
Gofefa an die Anna Zr. 108. 72 Et., oder die Anna an die Zofefa 
Br. 227. 29 Gt. zu zahlen gehabt Hätte. Das Obergerigt von Luzern 
flug aber diefe beiden Forderungen wett (Spruch vom 28. Februar 
1862) 

in Betragt 

1. Daß für die vor dem 4. Sept. 1859, dem Todestage 
des Baters der Litigantinnen, zu Gunften Einer derfelden erlaufenen 
Koften grumdfägli weder Klägerinn no Die Beklagte zum Verlangen 
einer gegenfeitigen Abrechnung beredtigt if, indem diefe Berwenduns 
gen weder aus gemeinſchaftlichem, noch aus Vermögen der andern Li: 
tigantinn, fondern aus den Mitteln eines Dritten, des gemein: 
ſchaftlichen Baters, geſchahen, an melden damals Peiner der Litigan: 
tinnen irgend melge privatrechtliche Anſprüche zuftunden; 

2. daß dieſer allgemeine Grundfag nur infoferne eine Modtfica- 
tion erleidet, wenn und als ein Kind aus dem väterliden Bermögen 
Verwendungen erhalten bat, melde die wirkliche Natur eines Bor- 
empfanges in Sinne des 5 397 und des 5 398 des bürgerl. Ge: 
ſetz buches an fig tragen, was jedoch vorliegend nicht der Fall if; 

—3. daß insbeſonders, was Die Auslagen für die Klägerign im Er: 
ziehungsinkitute Ribeauviller vor dem Tode des Baters betrifft, bin: 
ſichtlich derer Beklagte eine Collationspflichtigkeit behauptet, diefelben 
als Koften der vom Vogt Namens des Baters (S 135 des bürgerl. 
Geſetzbuches) unter Einwilligung der Vormundſchaftsbehörde gelei- 
teten Erziehung erſcheinen, welche, da die Eltern zu einer mit ihrem 
Vermögen in billigen Berbältnifle ſtehenden Erziehung der Rinder 
verpflichtet find, (S 60 des bürgerl. Geſetzbuches), nur bei einer un: 
verhältnifmäßig koſtbaren Erziehung einen Gegenftand der Collation 
bilden, wenn und infomeit die Bflicpttheilsrecgte der Uebrigen dadurch 
verlegt find (Analogie S 565 des bürgerl. Gefebbudes), oder der 
Erblaſſer KG auf eine rechtsgültige Weife die Rückerſtattung des über 
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die Schranken Des Standesgemäßen Hinandliegenden bedungen Kat 
($ 398 bürgerl. Geſetzbuches) was beid es vorliegend nicht der el if; 

4. daß Dagegen vom Tobestagebdes Œrblaffers, ben 
4. Sept. 1859 an, unzweifelhaft eine gegeufeitige Ansredaung 
grundfäglich begründet erfdeint, indem van diefem Momente an das 
väterlige Bermögen Miteigenthum ber Litigeptinnen wurde, jede 
Ausgabe für die Eine demgemäß auch aus dem idrelfen Antheil der 
Andern beſtritten ward, und das Berhältniß der Gemeiufdaft 
der Miterben, ebenfo wie der gemöhnligen Miteigenthümer, eine ges 
genfeitige Verrechnung her aus. dem gemeinfamen Gut. für den Fin⸗ 
zelnen gemachten Verwendungen begründet; - - | 

5. daß jedoch nach der Matur dieſes yuter Miterben Bi zur Zéck 
Jung einer päterlichen Verlaſſenſchaft beſtehenden Berhältuifies. der 
Richter mit febr freiem Ermeſſen die Ausrechnung vorzunehmen und 
namentlich nicht blog im Allgemeinen fi an billige und verſtändige 
öfonomifhe Rückſichten unter umfchtiger Erwägung aller Verhältniſſe 
au halten, fondern auch in&befondere bei der Frage, was als Mafia 
auslage zu betrachten und daher nigt dem Einzelnen in Rechnung zu 
Bringen fei, auf die berrf@ende Yebyug und Darauf Rjdfgt au neh: 
men bat, welche Auslage als ploß öͤkonomiſche Folgen non heveitä zur 
Bait des Grhlafers yon letzterm reſp. deſſen Vertreter aetzeſenen An⸗ 
ordnungen erſcheinen; 

6. def, wenn nach Maßgehe dieſer Grundſatz⸗ in ein, Audtrd- 
nung unter den Litiganten über die vom Vogt feit Dem Toppätgag Dep 
Baterd bis zur Theilung noch für das eine und andere Kipd einzeln 
gehahten Uuslogeu aus der Verlaſſenſchaft singefreten wird, die Dif: 
fereng ju Gunßen ber Ginen oder Andern old fo aan unbeheutend. 
ſich herausſtellt, daß He bei einem derartigen unter Kindern heyrſchen⸗ 
den Yuseinguderfenungsßreite, aumal bei. der parlisgenheg Art der, 
Verrechnung einzelner ſummariſcher Ansgabepaßen, ſich nit zer, 
Grundlage eines verfällgudgn Mrtheilg eignet; mu fo meniger als je. 
nad der Adoptierung der einen oder anderu her bei sinigen Poſten 
beiy Halten des bloßen viprerkihen Œrmefené (Motiv 5) velatio gleich⸗ 
beredtigten Anſichten der minime Saldo im sine Salle zu Gunſten 
der ei, ber. andern au Gunſten ber Pellesun fé heran een. 


wär 
| Directe ithelluns. J 
0. Borempfang-- auf. den ©rbthell. Regitimatton 
eines Miiterben, auf das Ganze ju Flagen. Abs 
geurtheilte @ashe. 
Bei dem Tode des Thenhald Widmer von Ruswil (G. Quyern ). 
erbte deſſen Sohn, Bernard Widmer, ‚neben ſeinen Geſchwiſtern. J 


- 
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Feine Stelle traten ir Golge feines früheren Goncurfes (13. Nov. 1858) 
feine Grebiforen, welchen gegenüber einer der Miterben, Dr. Bonaven- 
tura Widmer, den Betrag von Fr. 540 zur Gompenfation bringen 
wöllte, weil fur; vor Ausbruch des Soncurfes Bernard diefen Betrag 
vom Bater gegen ausdrückliche Veſcheinigung auf feinen Erbtheil vor: 
empfangen habe, und nad Luzerniſchem Rechte bei der Theilung ſolche 
Borempfänge zu conferieren feien. — Die Ereditoren beftritten diefen 
Sat nicht, wohl aber 1) die Legitimation des Dr. Bonaventura, Ra: 
mens feiner übrigen Miterben den ganzen Betrag zu compenfieren, 
da der Einzelerbe in Betreff der Aetisen nicht folibarifé, d. h. auf 
das Ganze Magen Eönne, fondern nur auf feinen Antheil; 2) die 
Möglichkeit überhaupt diefen Betrag no in Nechnung zu bringen, 
da’er Bereits durch Urtheil befeitigt fei. Im der That hatte bei bem 
Concurs des Bernard der Vater diefen Borempfang ſchon geltend ge: 
nacht, zuerft in der Geſtalt einer Rüdforderung, dann, weil ihm das 
Recht hiezu von den Sreditoren befritten wurde, unter Fallenlaffen 
der erſten Gingabe, blos ald Vormerkung zum Zwede fpäterer Geltend⸗ 
machung. Auf ernenerten Sinfprud der Greditoren wurde Died vom De: 
zirkögericht Hochdorf, durch Urtheil vom 10. Jannar 1859, als unzuläf- 
fige Beränderung ‘verworfen und dieſer Spruch nicht appelliert. Jetzt bei 
erneuerter Geltendmachung dieſes Vorempfanges befeitigte das gleiche 
Geridt dur Spruch vom 10. März 1862 den Anſpruch der Miterben 
von Neem; ebenſo, jedoch mit veränderter Rotivierung, Die zweite 
Inſtanz dur Hethet vom 6. Mai gl. 3. 
In Urmwägung: 

1. Daß, betreffend vorab die Einrede der mangelnden Regitimation, 
Klägerin als Rechtsnachfolgerin des einen Erben Bonaventuira Widmer 
zur Einflagung einer Rata jedenfalls legitimiert ift, und Beklagte 
der Klage auf dad Ganze nicht in einer nichteinläßlichen Antwort die 
Einrede mehrerer Streitgenoffen entgegengefest haben; übrigens aud 
ald formeller Adweifungsgrumd rückſichtlich der Raten der hörigen 
Erben die erhobene Ginrede nicht ſtichhaltig erfgeint, indem die gegen⸗ 
wärffge Klage auf Einwerfung nur-die Firierung der Größe der 
Berlaffenfgaft im Allgemeinen begwedt und hiezu jeder Erbe 
umfomehr all ein beredtigt angefeben werden muß, abs im S 383 des 
bürgerl. Geſetzbuches rückſichtlich der Paſſiven der Erbſchaft ausdrück⸗ 
lich ein Solidarverhältniß unter den Miterben aufgeſtellt und daher 
Jeder der letztern dabei intereſſtert iſt, daß die Verlaſſenſchaft in ihrer 
Geſammtheit vollſtändig ermittelt werde (f. a. obergerlatl. Jahres⸗ 
bericht pro..1852 Pag. 89 Nr. 11); 

2. Daf der Borempfang feiner Natur nah durch den vorherrſchen⸗ 
den Geſichtspunkt einer theilweiſe anticipierten Erbfolge, ſowie durch 
den bedingenden Zuſammenhang, in welchem eine dereinſtige Collation 
mit dem wirklichen Antreten der Erbſchaft ſteht (F 399 des bürgerl. 
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Geſetzbuches), allerdings als eine juriſtiſche Singularität fé charakte⸗ 
viflert und mit einem gewöhnlichen Säuldverhältnig nicht auf eine 
Linie geftellt werden dart; allein derfelbe immerhin fein, Geſchenk if, 
fondern den Empfänger zur Neftitution verpflichtet, lebtere 
aber nur nicht zu jeder Zeit oter in beliebig gewählten Terminen 
verlangt werden Bann, fondern jemetlen erft mit dem Eintritt des 
Ehellungsfalles fällig wird, welg’ febterer Gefichtäpunft bei einem 
Goncurfe des Borempfängers die Bormerfung des auf Abichlag 
des fünftigen Œrbes Gegebenen Seitens dei Vorempfanggebers am 
‚ Concursprotocoll im Sinne des $S 12 des Goncurégefeses mit ben da: 
feloR für den Fall der Unterlaffung angedrohten Kolgen fordert; 

3. Daß. nun aber im vorliegenden Falle die erfte Eingabe des 
Baters Theobald Bidmer beim erften Goncurfe dei Sohnes Bernard 
wieder zurüdgesogen, eine veränderte Eingabe mittelft vechtafräftigen 
Urtheils des Bezirksgerits Hochdorf meggewicien,, und endlich au 
nicht inner Jahresfriſt nach Abhaltung des Concurfes die Reklamation 
zur Wahrung der Rechte für die Zukunft nachträglich zu Protokoll ge⸗ 
ſtellt worden iſt. 

— ANDALE), : 


— 7 


81. Teftamentarifches Crbrebt. Zeitpunkt der Des 
lation der Erbfchaft an den Subftituierten, 
Quies Samuel Bidaur war Mitglied. der Militaͤrgeſellſchaft von 

Billette, zu Lavaur. Nach den Statuten diefer Geſellſchaft mußte ihr 

jedes Mitglied 192.292 von jeder ihm ‚zufallenden Erbſchaft entridten. 

. Ein Verwandter des Bidaus febte feine Frau. au feiner Erhinn, cin 
und fubftituierte diefer den Bidaur. Nah Eröffnung des Teftaments 
trat Bidaur aus der Gefellfdaft aus und zwar, dur ſchriftliche Er⸗ 

Flärung vom 31. San. 1855. Am. 9; Febr. 1855 verzichtete Die Witwe 

des Teftators auf die Erbfehaft, fo daß dieſelbe nun dem. a 

ten Bidaur deferiert wurde. Diefer verweigerte die Zahlung, her 142 

an die Gefellfhaft, weil er ihr nicht mehr angehöre, während . 

ihrerfeits behauptete, die Subftitution gebe fofort mit der Zeflaments- 

eröffnung ein erworbenes Recht auf die Erbfhaft unter der - Bedingung 
des Borabfterbens des: cingefebten Erben, welche Bedingung bei ihrer 

Erfüllung auf den Tag der Teftamentseröffnung zurückzuziehen fei 1). 

Klägeriſche Sefellfdaft wurde .aber in beiden Inflanzen abgewieſen: 
Considérant que le droit dévolu à celui qui est substitué à l'hé- 

ritier institué, n’est point absolu. ni définitif; qu’au contraire ee droit 


à Sie berief ſich auf Art. 875 des code civil: La condition «ti 
complie a un effet rétroactif au jour auquel l'engugoment a été! con: 
traete... Si lé créancier est mort: avant. bte a (de In. — 
dition, ses droits passent à son héritier. u 
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est soumis à diverses étentuslitéé, telles que le prédécès du sub- 
élitué, lé fait que l'institué laisse des enfants légitimes, éventualités 
qui ont l'effet d'éteiidre la substitution (art. 695 et 696 du code 
civil); 

Que l'art. 694 de ce code exprime clairement l'époque de l’ou- 
verture des droits des substitués, à savoir alors que la jouissance de 
l'institué cesse. 

Considérant qu'il résulte de ces dispositions de le loi qu'aucun 
droit définitif n'était dévolu à J.-S. Bidaux au moment où, en 
janvier 1855 il a renoncé à la société militaire de Villette, puisqu’a- 
Jors la substitution n’était pas ouverte ; 

Qu'il. n'avait à cette époque que des droits éventuels pour les- 
quels la société ne pouvait exiger le paiement d'aucune cote d'hé- 
ritage. 

(Jourval des tribunaux Vaudois, VII [1859], p. 510 ss.) 


3. Mündliches Teftament. Gältigkeitderfordernifte. 

Die $S 61, 75—78 des St. Galliſchen Erbfolgegeſetzes v. 9. Da. 
1808 lauten: 

5 61. Zedermantt, melde dad 18. Jahr zurückgelezt, und zur Zeit 
einen freien, unbeſchräͤnkten Berfland und willen bat, kaun Fiber fein 
Tigenthum durch Deritiddinif verfügen. 

8 75. Ein mündliches Bermachtniß wird errichtet, indem der Erd⸗ 
laſſer vor vier rechklichen Zeugen, wovon aber zwei Weiböperfohen fein 
kdanen, feinen letzten Willen offenbart. 

5 76. Diefed Vermächtniß behält aber Teine Kraft nlir vierzehn 
Tage lang, von dem Tag angerechnet, an dem ſoͤlches genacht worden 
iR, und der Erblaffer, went er am Leben und bei Berftandesträften 
geblieben, IM bei Strafe der Ungültigkeit des ganzen VBermächtnifies 
gehalten, ſolches in ein ſchriftliches oder bffentliches Bermächtniß um: 
zuwandeln. 

16 77. Benn aber der Erblaſſer verſtorben oder feiner Verſtandes⸗ 
kräfte beraubt geworden wäre, fo find die Zeugen dei ſchwerer Ber- 
autwortlichkeit verbunden, das ihnen anvertraute Vermaͤchtniß vor dem 
Gemeindammann oder dem Friedensrichter, mobin der Grblaffer ge: 
Horte, au eröffnen, und dasſelbe zu Protokoll attzitgeben. 

678 Rachdem der Friedensrichter oder Semtindammann bas 
angegebene Vermächtniß durch feinen Schreiber zu Protofoll genom- 
men bat, läßt ex foldes den Zeugen vorlefen und ihnen zur Ginfidt 
vertegen ,:wbranf fe bas Protokoll unterſchreiben und Did Treue amd 
Richtigkeit des Inhalts eidlich beſtätigen. 
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„Johannes Büchel, Schreiner in Rüthi, Fam auf das Todtenbett, ließ 
am 18. April 1862 vier Zeugen kommen, eröffnete ihnen mündlich feinen 
legten Billen, der feine Grau zweiter Ehe befonders bevorzugen wollte, 
und ftarb dann kurze Zeit darauf. Gemäß der Borfchrift des Erb⸗ 
gefebed giengen die Zeugen nun zum Gemeindammann und Schreider, 
gaben das ihnen anvertraute Bermädtnif zu Protokoll und unter: 
zeichneten dann folgenden Baflus: 

„Zur Betätigung deffen wird von uns, den nachbezeichneten Tefta- 
„mentszeugen, die Treue und Nichtigkeit des vorftebenden Inhaltes, 
„fo wie auch, daß der Teftator jur Zeit der und gemachten Grôffnun- 
„gen feiner leuten Willensmeinung feines Berftandeé gehörig bewußt 
„und völlig mächtig war, unter eidlicher Angelobung beftätigt.“. 

„Dieſe Formel foll wörtlih dem St. Galliſchen „Nechtefreunde“ 
entnommen fein. ) . 

„Die Erben von Zohannes Büchel traten Plagend gegen die durd 
jenes Teftament bedachte Ehefrau des Berftorbenen auf mit dem Rechtes 
begehren, es fei das vom 23. April 1862 datierte mündliche Teftament 
richterlich als nidtig und geſetzeswidrig und daher folgenios zu erklä⸗ 
ren. Sie führten an, der freie Wille des Teftators zu dem fraglichen 
Betmädtniffe fet von den dießfälligen Zeugen nicht bezeugt. 

„Ste behaupteten, der Act weife nirgends aus, daß Die dom Erb⸗ 
gefe unter Strafe der Nichtigkeit gebotene Berlefung und Vorlage 
an die Zeugen flattgehabt habe; im Fernern weile er auch Peine wirf: 
lige Beeidigung derfelben auf Treue und Richtigkeit des Anbaltes, 
fondern eine bloße eidliche Angelobung aus; das Fünne Etwas und 
Nichts fein; jedenfalls fei es nidt das, was das Gelch begehre. 

„Die Beklagte hielt ih an die son béir Zeugen unterſchriebene 
Grfidrung; aus derfelben müfle gefchloffen werden, Daß den Zeugen 
das Tefament vorgelefen und vorgelegt worden féi; es wäre fonft un: 
möglich, did Evene and Richtigkeit eines vorſtehenden Gnbaltes zu be: 
f@einigen. Ferner müffe angenommen werden, unter eidliher Ange: 
fobung fei die wirkliche Gidedleiftung verftanden, weil Gemeindam: 
mann und Schreiber am Ende des Vermäctniffes die Errichtung des 
felben nach gefepfigen Formen beſcheinigt hätten.“ — - (St. Sallerzeitung 
vom 18. Oct. 1862). 

Das Bezirksgericht Oberrheinthal urtheilte am 30. Auguſt 1862: 
In Betracht: 

1. Daß Klägerſchaft das . unferm 18. April D. 3. errichtete 

muͤndliche und am 23. April dant vom Gemeindeamt Rütht zu Pros 


1) Der „Rechtöfreund ii ben Kanton St. Gallen“ nn Dr. 7— 
renzeller) 1839, thält IL p, 254 obiges Formular sms 
und fügt die weitere —* bei: „Für geſetzliche cr “ je 
Zeftaments unter eidlicher Verätigung der —*— beſcheint: 
Gemeindammann und Gemeindrathſchreiber.“ 
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tokoll genommene Bermächtniß....als vorzuglich gegen die Art. 61 
und 78 des Erbſchaftsgeſetges ſich verſtoßend — beſtreitet.... 
N. Daß bei einläßlicher Prüfung des im Original vorliegenden 
Bermädtnifies und der über die Fertigung folder Vermächtniſſe be: 
ſtehenden gefegligen Borfdriften die gegen das erwähnte Vermächtniß 
erhobenen Einwände als nicht ſtichhaltig erſcheinen, indem: 

a. Reine geſetzliche Borfdrift beftebt, nad welder Zeugen bei 

mündligen Bermädtniffen fpäter den Diesfälligen freien Willen 
des Teftators ausdrücklich beftäten follen, anderfeit aber — im 
Abgange entgegenftehender Thatſachen — dad Borhandenfein 
des freien Willens nach dem Alt felbf entnommen werden 
muß; 

‚ b. die Borlefung des Teftamented und Die Uebergabe deéfelben 
zur eigenen Einſichtnahme burd die Zeugen im Afte felbf 
allerdings nicht befheinigt if, daß aber Die Zeugen Dagegen 
die Treue nad Richtigkeit des Znhaltes des Ber: 
mäcdtniffes fürmlidft bezeugen und dadurch jeglichen Zwei⸗ 
fel über die Richtigkeit des Protokolle — zu Deffen 
ausſchließlichem Bmede auch die Borfdrift eigener 
Finſichtnahme beftebt — des vollſtändigſten entfernen; 

c. Im Vermaͤchtniſſe felber dur das fertigende Amt bezeugt if, 

daß die Aufnahme des Brotofolld unter eidlicher Beftäti- 
gung der Zeugen flattgefunden. 
Erkannt: 

Kläger ſei mit feiner Rechtsfrage abgewieſen. 

Das Kantonsgericht dagegen mit Urtheil vom 9. October 1862 
bejahte die klägeriſche Rechtsfrage: 
in Erwägung: 

1) Daß das von Sohannes Bügel in Rüthi unterm 18. April 
1862 errichtete und am 23. gl. M. vom Gemeindammann von Nüthi 
zu Protokoll genommene Teftament zu Ounften des Bellagten aus 
formellen und materiellen Gründen angefochten wird, fpeciell, weil 
der Zeftator im Moment der Teftamentserrichtung nicht mehr die er: 
forderlige Geiſtesgegenwart und Kraft befeflen babe, und die Proto- 
Follierung des mündligen Vermächtniſſes nicht in Gegenwart der ſämmt⸗ 
lichen Zeugen geſchehen, daffelbe den Zeugen auch nicht vorgelefen und 
zur Ginficht vorgelegt worden fei; 

2) daß die vom Kläger angeführten materiellen Ginwendungen 
gegen bas Zeftament’ aller vechtlihen Begründung ermangeln, daf 
hingegen Beklagte einen Nachweis durch das vorliegende Teſtament 
ſelbſt nicht geleitet bat, daß ed bei der Protokollierung den Zeugen 
wirklich vorgelefen und zur Einſicht übergeben worden fei; daß dem: 
nad das Bermädtnif den Anforderungen des Art. 78 des Erbfolge⸗ 
gefeges nit entfpricht. 

(Directe Mittheilung.) 
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3. Mündliche Boſtellung von Legaten. 


Die Witwe Burtin zu Aigle hatte durch Teſtament vom 25. Set. 
1856 der Frau Marie Glavel ihr Haus fammt Mobiliar vermadt. Da 
fie in diefem Teftamente vergefien hatte, ein in einem frühern Teſta⸗ 
ment dem 3. 3. Pollen zu Yvorne binterlaffenes Legat von 100 Fr. 
zu wiederholen, fo beauftragte fie nachträglich vor Zeugen die von ihr 
zur Grbiun eingelegte Grau de la Crétaz und jene Frau Glavel, Diefen 
Bergef wieder gut zu machen, und beide übernahmen ihr gegenüber 
die Berpflidtung, dem Pollen je 50 Zr. zu geben. Nach der Burtin 
Tode zahlte Grau de la Cretaz ihr Betreffnig an Pollen, während 
Frau Glavel ff deflen weigerte, weil ffe nicht gehörig bei dieſem 
Verſprechen verbeifländet gemefen fei und zudem Pollen im beneficium 
inventarii ſich nit mit dieſer Forderung angemeldet babe. “Beide 
Inſtanzen (Friedensgericht von Aigle und Gaffationsbof) hielten das 
Berfpreden als eine dem Vermächtniß beigefügte und acceptierte Be: 
Dingung aufrecht und verfällten die Glavel zur Zahlung: 

Attendu que le juge de la cause ayant reconnu la nature de l'en- 
gagement pris par la femme Clavel envers la veuve Burtin, qui était 
une sorte de condition ou de réserve que celle-ci imposait à l'héri- 
tidre de la Crétaz et à la légataire, la dite femme Clavel a ainsi dé- 
claré implicitement que cet engagement n’était pas un de ceux pour 
lesquels l'autorisation est nécessaire, 

Attendu qu'il en est de même quant à l'obligation de l'interven- 
tion de la part dé Pollen, puisque. son droit à la somme de 100 fr, 
résultait seulement d'une condition verbale imposée comme il est dit 
ci-dessus, 

Attendu qu'il est constant au procès, que l'engagement da payer 
50 fr. à Pollen a été pris per la femme Clavel, 

Que cet engagement a eu lieu de sa part vis-à-vis de la veuve 
Burtin, laquelle a entendu en faire une obligation à remplir par moi- 
tié d’une part par la femme de la. Crétaz son héritière, et d’autre 
part par la femme Clavel, qui était légataire. 

Qu'il résalte suffissmment de là que c'est à ce titre de légataire 
que l’ubligation ou la condition a été imposée à la femme Clavel, 
et que si elle eût refusé de prendre l'engagement de la remplir,. la 
veuve Burtin se serait trouvée conduite à modifier ses dispositions 
à cause de mort. 

(Journal des tribunaux Vaudois, IX [1861], p. 163 ss.) 
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24. Olographiſche Teſtamente. Unrichtiges Datum. 


Ein olographiſches Teſtament der Aline Bippert, geb. Vuillet, 
wurde zu Nyon am 2. Febr. 1861 eröffnet. Dan erſah ſofort, daß 
dieſes Teſtament ein unrichtiges Datum trage, welches lautete: Ainsi 
fait et signé à Commugny, le 14 juillet 1851. Damit ftimmte nicht 
fiberein: 1) Die Art von Stempelpapier (fog. papier vergé, geſchöpf⸗ 
tes Bapier), auf das bas Teſtament geſchrieben war, indem der Staat 
erſt ſeit 1. Jannar 1854 ſolches papier vergé geſtempelt und verkauft 
hatte; 2) daß eine Legatarinn als Caroline Dumur im Teſtament auf: 
geführt war, mährend fle erft durch ihre Heirat am 13. April 1852 
diefen Geſchlechtsnamen angenommen hatte; 3) daß ein im Teftament 
als Legatar aufgeführter Albert Dumur erft den 22. Dec. 1852 gebe: 
ren worden war. Der Inteftaterbe Gris Alfred Dumur focht daher 
das Teftament als ungültig an, wegen falfden Datums. Die Tefts: 
mentserben wandten ein, ein falfches Datum fef Bein Rullitätsgrumd, 
fobald der Teftator nur an allen in Betracht kommenden Daten teftier: 
fähig gemefen und Bein anderes befferes (vollſtaͤndig richtiges) Teſta⸗ 
ment vorhanden fei. Beide Inſtanzen (tribunal civil von ARyon und 
Gaffattonshof) hielten das Teſtament als gültig aufredt: 

Considérant, qu’it est de règle essentielle que le téstament olo- 
graphe ne sera valable s’il n’est écrit, daté et signé de la main da 
testateur (art. 648 du code civil). 

Considérant qu’aucane disposition de fa loi me statte qu’en cette 
matière l’erreur dans la date ou üne date mise intehlionnellement, 
qui ne serait pas en réalité celle où l'acte à 616 écrit ou daté, soit 
une cause de nullité; 

Que les actes de co genre étunt ordinsirement faits dans fe se- 
cret, n’ont pu être livrés, quant à leur validité, à toutes les critiques 
qui pouvaiènt résulter dé l'incertitude sur l'époque où ils ons été 
signés; 

Que ka loi n’a exigé aucune forme tendant à rendre certaine la 
date du testament olographe ; 

Que, toute fois, il peut y avoir lieu, à examen et à vérification 
de la date apposée au testament, soit pour s'assurer que le teslateur 
avait capacité de disposer de ses biens lorsqu'il a écrit ses dermitres 
volontés, soi pour étéblir l’ordre dans lequel ont été faits ses divers 
testaments, s’il en a laissé deux ou plusieurs, 

Considérant qué dans le cas actuel if existe des präsomptions 
que la date par elle indiquée est antérieure à celle où elle l’a écrit 
en réalité, puisque (folgen die Drei oben angeführten Gründe). 

Considérant, d’autre part, qu'il n’est point allégué au procès 
qu’Aline Bippert ne fût au 14 juillet 1851 et antérieurement depuis 
l’âge légal pour testér, tout comme postérieurement et jusqu'à sa 
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mort en possession de la faculté de disposer de ses biens par te- 
stament; . 

Que, de plus, il n’a été découvert aucun autre acte de dernière 
volonté émañé dé lä dite testatfice subséquent à la date susmentionnée. 

Considérant, que le testament dont il s'agit revêt les conditions 
prescrites par la loi; 

Que bien que la date qu'il porte ne soit pas celle où il a été 
écrit, et puisse être le résultat de l'intention de son auteur ou d'une 
erreur portant sur la date entière, ou seulement sur un chiffre du 
millésime, la sincérité de cet acte n'est pas mise en doute. 

(Journal des tribunaux Vaudois, IX [1861], p. 640 s.) 


85. Gegenfeitiges Leflament ober Brbvertrag? 


Am 14. April 1847 errichteten die drei Geſchwiſter Rudolf, Katha⸗ 
tina und Margaritha Sager zu Root (6. Lucern) ein Teftament, 
wodurch diefe drei Geſchwiſter verfügten wie folgt: 

„au wiſſen Sei hiemit, daß die ébrenden Geſchwiſter Rudolf, Mars 
garitha und Katharina Sager, wohnhaft zu Unterwahligen, Gemeinde 
Rothenburg, lehtére zwei mit geſetzl. Beiſtand Hrn. alt⸗Richter Alois 
Muff im Hunghus, mich den unterzeichneten geſchwornen Schreiber 
unter endesgeſetztem Datun zu ſich Berufen und mir alle bei guter 
Vernunft und geſundem Verſtand erklärten, daß Re entichloffen felen, 
auf den Fall ihres dereinſtigen Ablebens nachſtehendes Vermächtniß 
zu verordnen und feſtzuſetzen: 

I. Es folle nämlich ſeweilen die von den obbenannten noch le⸗ 
benden Geſchwiſter die Vetlaſſen ſchaft des von ihnen zuvor abſterben⸗ 
bett Geſchwiſters in Gemeinſchaft kebenslaug zu nutzen haben. 

H. Rad dem Abſterben des letzten Geſchwiſters ſoll dann von der 
Verlaſſenſchaft der jüngern Schweſter Barbara Sager oder ihrem Kiti⸗ 
dern und ber Sqchweſter Margaritha Saget, anheimiſch zu Hildtsein⸗ 
den, oder ebenfalls ihten Kindern die Hälfte als Eigenthum zuge⸗ 
hoͤren (S 428 des buͤrgerl. Geſetzbuches), die andere Hälfte ſoll daun 
unter die — Erben vettheilt wetden. 

urkundlich beſſen babe ich endesunterzeichnetet geſchworner Schrei⸗ 
ver bieſe letzte Willensverordnung errichtet, ſolche in miein Protokoll 
élégéttageh und endlich nebſt den Teſtatoren und zweien hiezu erbete: 
- nen Zeugen, nachdem es im Orgenmart betfeiber noch deutlich vor: 

und adgelefen worden nnd biefelben Bet guter Verftande es gutge- 
be Seth, unterzeichnet und mil Areineni gewohnten Kanzkelſigill 
defrättget.« | nn 

Rothetiburg den 14. April 1800 und Neben unb vierzig. 
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Zengen: Die Tefatoren: 
sig. Ludw. Ineichen, sig. Rudolf Sager mit Kreuz 7 
Geſchäftsagent; sig. Margaritha Sager mit Kreuz + 
sig. Friedensrichter sig. Katharina Sager mit Kreuz + 
Math. Stirnimann. Der geſetzliche Beiſtand: 


sig. Alois Muff. 
Der Sdreiber: sig. A. Bürgiſſer. 

Rad dem Abfterben der Katharina, der Grften unter den Dreien, 
wurde biefer letztwillige Akt von ſämmtlichen Gefdwiftern anerkannt 
und angelobt, nach dem Tode des Zweiten aber, nämlich des Rudolf, 
von den vorläufig ausgefchloffenen Geſchwiſtern beftritten: 1) Weil er 
einen Œrbvertrag enthalte, da doch ein folder unter Geſchwiſtern nat 
lucerniſchem Redt (SS 467-480) nicht anerfaunt werde; 2) weil er 
ein Fideicommiß enthalte, ebenfalld zuwider 6 443 Des Iucernifchen 
Geſetzes; 3) endlich and ald Teflament betrachtet an dem Formfebler 
leide, daß die. zwei Srauensperfonen zuſammen nur mit einem Bei: 
fand verfehen feien, ebenfalld zuwider SS 424 und 437. 

Diefen Einſpruch erkannte die erfte Inſtanz, dad Bezirksgericht 
Rothenburg, durch Sprud vom 19. Februar 1862 an; ihn befeitigte je 
dod die zweite Inftanz dur Urtheil vom 8. Mat gl. 3. 

Sn Erwägung: 

1) Daß, betreffend die rechtliche Natur des fraglichen Altes, abge 
fehen von feiner Ueberſchrift, ſchon der allgemeine Rechtsgrundſatz, daf 
ein Nechtegefchäft im Zweifel als ein ſolches au fpnfafien if, welches 
nach beftehenden Geſetzen zu Recht befteben Flann, nicht für die 
Annahme cines Grôvertrages fpricht, der gemäß $ 467 des. bürgerl. 
Geſetzbuches nur zwiſchen Brautleuten, Chegatten. und Eltern und 
emancipierten Kindern gültig ff; vielmehr aud die äußere Form auf 
ein Teftament hinweist, welches fih nur baburd von. einem ges 
wöhnlichen Teftamente unterfcheidet, daß mehrere Perſonen gleichzeitig 
und in einem und demfelben Alte teftierten und Ach zugleich wechfel: 
feitige Legate zumandten; 

2) daß ein foldes gemeinf haftliges Teſtament nach lucerni⸗ 
ſchem Recht, das darüber Nichts beſtimmt, gemäß der Natur der Sade 
im Allgemeinen durchaus als suläffig angefehen werden muß, und die 
Gültigkeit der einzelnen, in einem gemeinfchaftligen Titel aufgenom- 
menen legtwilligen Berordnungen jedes Teftators lediglich daburd be: 
dingt ift, daß jede betreffende Verordnung mit denjenigen Formali- 
täten verfehen if, welche fie ohne jene Ginverleibung mit andern Te 
flamenten in Beine Urkunde hätte haben müflen; 

3) daß nun vorab der Einwand, Die fragligen Teflamente vom 
14. April 1847 enthalten unzuläffige fideikommiſſariſche Grbeinfapun: 
gen, unftihhaltig erfeint, indem durch fragliten Akt nit wirkliche 
Rekitutionen der Erbſchaft oder einer Quote, was zum Begrif 


LS 
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einer Nacherbeeinſetzung ($ 378 Abf. 1. des bürgerl. Gefebbudes) ges 
hört, angeordnet wurden, fondern gegenfeitig lediglich die Nutznießung 
legiert iſt (K 414 eod.), alſo bloß von wechſelſeitigen Legaten 
die Rede fein kann, überdieß dieſe Legierung der Nutznießung fh auf 
lebende Geſchwiſter beſchränkt, und nicht etwa auf eine unbeſtimmte 
Zukunft hinaus fé auédebnt; . 

4) daß in formeller Beziehung das gemeinfame Teftament Peine 
offenbare Mängel an ſich trägt, und in diefem Falle bloß allgemeine 
Beftreitung feiner Formlichkeit den Richter nicht veranlaffen ann, 
von Amts wegen Formfebler aufzufpüren; 

5) daß die fpeciellen Einreden gegen die formelle Rechtsbeſtaͤndig⸗ 
Peit betreffend die Beiftandfdaft Iedigli die Willensverordnung 
der Schweſter Margaritha Sager betreffen, es ſich vorliegend aber, da 
die Schwefter Margaritha Sager no am Leben fi befindet, und 
Streitigkeiten über die Beerbung einer noch lebenden Perfon, ald über 
eine bloß mögliche Rechtsverletzung nicht Gegenftand der richterlichen 
Beurtheilung fein Finnen, nm diejenige des Rudolf Sager. 
handelt, der keines Beiſtandes bedurfte, und daher von der Frage, ob 
die erwähnte Einrede auch wirklich ſtichhaltig wäre, abzuſehen iſt; 

6) daß übrigens ſelbſt bei der Annahme einer Solidarität der 
drei einzelnen Willensverordnungen diejenige des Rudolf 
Sager, abgeſehen von der Frage der Beiſtandſchaft der Schweſtern, 
ohne Weiteres zu Recht beſtehen müßte, was alsdann die Anerkennun 
der einen Verordnung beim Erbenzuſammentritt vom 18. Febr. 184 
die Anerkennung des ganzen Aktes in ſich ſchlöſſe; 

7) daß es ſich allerdings mit Rückſicht auf $ 428 des bürgerlichen 
Geſetzbuches fragen liefe, ob nidt der Bfidttheil der Erben des Ru- 
dolf Sager dur die vorliegende, denfelben mit einer Nutznießung be- 
faftende Verordnung verlegt fei; allein laut Klageſchluß und Redté: 
frage lediglig die Gültigkeit oder Ungültigkeit derfelben, nidt aber 
auch inwieweit an's Recht gefebt worden if, und eine Pflichttheils⸗ 
verlebung nicht Letztere, ſondern nur eine Reduktion begründen würde. 

(Directe Mittheilung.) 


36. Teßamentsjengenfäbigkeit Hedtlide Statue Vers 
felben. 


Am 14. April 1832 ließ 3. B. Vallotton zu Genf fein Teftament 
‚dur den Notar Humbert fertigen. Unter den Zeugen befand fich 
3.2.9. Hugon, Gärtner i im Plain-Palais bei Genf, gebürtig von Givrins 
(5. Boadt). Nun fagt der in Genf geltende franzöſiſche Gode (980) : 
Les témoins appelés -pour être présents aux testamens doivent être 
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— sujets de l'Empereur, — Auf Grund piefer Beftimmung wurde 
die Zeugenfähigfeit des Hugon angefochten, weil sujet de l'Empereur 
für Genf fo viel bedeute, als citoyen genevois. Da die Zahl der 
Zeugen damit unvollzählig geworden wäre, fo hätte and bas Teſta⸗— 
ment alddann feine Kraft‘ verloren. 

Beide Inftanzen, die erke am 3. April 1860, die zweite am 
18. Märy 1861. vermarfen jedog diefe Gleichſtellung des Schweizers 
mit Dem Fremden und faffen demnach die Zeugenfähigkeit als etwas 
aus dem pplitifgen Bürgerrecht Abgeleitefes. Die von der zweiten 
Inſtanz aufgenommenen hauptfächligen Gründe der erften Jnſtanz 
waren folgende: 
= Considérant, quant à l'interprétation à donner, aux mots Répu- 
blicoles, ou Sujets de l'Empereur, de cet art. 980, qu'il importe d’ob- 
server qu'il y a une différence notable entre leg témoins des testa- 
mens, et ceux des autres actes notariés, quand on compare cet art. 
980 qui exige seulement des témoins Républicoles, avec l’art 9 de la 
loi du 25 Ventôse an XI sur le Notariat, qui statye que les actes se- 
Tont reçus par deux nofaires ou par un notaire assisté de deux té- 
moins cifoyens Français ; _ 

Que l’art 980, au lieu de Swels de l'Empereur, disoit, dans sa 
1ère édition, Républicoles : u 

que cette expression Républicoles qui a remplacé elle-même celle 
de Regnicoles de l’art. 40 de l'ordonnance de 1735, a été admise dans 
le sens d’une plus grande latitude, et comme une dérogation à la 
loi sur le Notariat; | 

que la qualité de cioyens Françgis requise pour. les témoins par 
la loi du 25 Ventôse an XI, emporte l'exercice des drois politiques, 
et par là même, suppose nécessairemenk la joujssange des droits ci- 
, vils, parce que, suivant le code civil, Iea droits politiques les renfer- 
ment éminemment, au lieu que la jouissance des droits civils peut 
exister sans l'exercice deg droits politiques; : | 

que leg motifs de cette différence entre [es témoipa appelés pour 
les testamens et ceux des autres actes sont que les témoins requis 
pour les testamens sont plus nombreux, et qu'on suppose, pour les 
actes ordinaires, que le notaire appelle lui-même les témoins, la loi 
‘ sur le Notariat Art. 9 disant: ou par un Nolaire assisté de deux té- 
moins: „qu’on a pu vouloir limiter le choix des notaires, afin d’evi- 
ter des abus, aù lien. que, lorsqu'A s'agit de testanient, là présomp- 
tion est plutôt que les témoins sont appelés par le testateur, auquel 
on a cru devoir donner plus de latitude“; qu'aussi, gu lien de ces 
mots, notaire assislé de témoins, il est dit, pour les testamens, en pre- 
sence de témoins; i | 

Considérant que, s'agissant de l'application au canton de feuève 
d'une disposition de loi faite pour la France, disposition qui, per ces 
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mots même Republicoles ou sujets de l'Empereur, appartient plutôt à 
l’ordre politique, et dont le sens a pu verier en France même, selon 
les lois constitutiongellea diverses qui l'ont régis, il y a lien, en l'in- 
terprétant, de lui donner un sens qui soit en rapgork avec la pasikinp 
actuelle de la République — canton de Genève, et Ips conditions po- 
litiques de la Suisse, sous l'empire de la Constitution Fédérale; 

Considérant que la capacité d'être témoin paroit plutôt attachée 
aux droits politiques, ce qui est confirmé par l'art. 980 lui-même qui 
parle comme de choses distinctes , de la jouissance des droits civils 
et de la qualité de Repuhlicole ou aujels de l'Emperçur, eb par Le çir- 
constance que les étrangers domiciliés qui jouissent des Droits Civils, 
n'auroient cependant pag le droit d’être témoins aux testaments; 

qu'il importe d'observer qu’en 1738, à l’époque de l'ordonnance 
sur les douations et testamens, la France ne jouissoit pas de l'unité 
de Législation Civile: „que chaque Province avoit alors ses Lois, ses 
Statuts, sa Coutume qui différoient à beaucoup d'égards, et sur des 
points essentiel“ ; ; que cependant tous les Nationaux indistipctement, 
compris sous la désignation de Régnicoles, avaient la capacit6 d'être 
témoins aux testaments, quoiqu'ils n’eüssent pas tous la même c9- 
pacité civile ou politique, et qu'ils fussent soumis à des Staluls per - 
sonnels différens, selon la province dont ils étoient les regsortisgans ; 

Considérant que la doctrine des auteurs et la jurisprudence qui, 
en France, ont admis en ceite matière l'exclusion des étrangers même 
domiciliés, n'ont eu à choisir qu'entre deux positions biep distiastes, 
celle de Français ou National, et celle d’Etranger ; 

que s’il eût existé en France une classe intermédiaire de per- 
sonnes participant dans une grande mesure à la jouissauce das droits 
politiques et à la Netionalité, il y a lieu de croire, qu'à raigon da 
ces termes même Régnicales ou Républicoles, la doctrine et la juris- 
prudence eussent admis ces personnes au bénéfice du droit d’être 
témoins aux testamens; 

que, dans une espèce moins favorable que le cas actuel, la Cour 
d'appel de Turin, per arrêt du 40 avril 1809, a déclaré valable l'acte 
de suscription d'un testament mystique fait à Turin, au nombre des 
témoins duquel étoit une personne née dans une ville dépendante du 
Royaume d'Italie, mais qui étoit domiciliée à Turin, alors réuni à la 
France depuis vingt ans; 

Considérant que, suivant les dispositions de la Constitution Fé- 
dérale (Art. 4, 41 et 42) chaque Citoyen Suisse peut exercer Îles 
droits politiques dans le Canton où il est établi; „qu’en s'établissant 
dans un autre Canton, le Suisse entre en jouissance de tous les droits 
des citoyens de ce Canton“; 

Considérant que, dans les conditions politiques actnellez de la 
Suisse, telles qu ‘elles résultent de la Constitution Fédérale, il ne peut 
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Kläger unter Befeitigung des amtlich erhobenen Juventars vermöge- 
der Behauptung, es fef vom Witwer das Gingebradte der Gran ver: 
beimlicht und überhaupt manches Vorhandene nicht angegeben worden. 
Die Ridger fügten bei, ihre Klage haben fle beim Bezirksgericht 
Ginffedlen als dem heimatlichen Richter des Beklagten anbringen wollen, 
der Bezirksammann babe ihnen aber geantwortet, Eberle fei nach der 
Bundesverfaflung $ 50 an feinem Wohnort zu belangen. — Der Bit- 
wer beftritt jede Verheimlichung und wollte e8 bei dem Inventar und 
der darauf geffübten Theilung bewenden laffen. 

Das Civilgeridt Bafel erließ aber trob diefer Ginlaffung unterm 
27. Sanuar 1863 folgenden Sprud : 

„De diefe Erdftreitigkeit zwifhen Geſchwiſtern refp. Verſchwäger⸗ 
ten und einem Angehörigen des Kantons Schwyz nach der Srflärung 
der hiefigen Zagfabungsabordnung zum Goncordat vom 15. Juli 1822 
über das Forum in Inteſtaterbſachen vom Richter der Heimat der 
Erblaflerinn zu beurtheilen tft: fo kann ungeachtet der Einlaffung des 
Beflagten der hiefige Richter auf weitere Berhandlung und einen 
Sprud in biefer Sade nicht eintreten. Kläger tragen die bisher er 
gangenen Koften.“ 

(Directe Mittheilung.) 


42. Berjäbrung vou Urtheilen. 


Der $ 39 des Gefebes vom 7. Des. 1852 Aber Berjährung ıc. 
(Bafel) läßt in fünf Jahren Forderungen von Handwerkern und für 
Miethe verjähren. Nun hatte U. Merian gegen 3. A. Scherd am 
9. Januar 1855 auf regelmäßigen Wege ein Contumaurthet für 
Gr. 90 erwirft zur Erkattung verfhiedener Auslagen in Dem Mieth⸗ 
local des Beklagten. Unmittelbar nachher verlieh Scherd Bafel und 
hielt fi in Leipzig auf, von wo er im Jahr 1856 wieder na Bafel 
zurüdfehrte. Im Jahr 1858 verfiel er in Concurs. Weder vor nod 
in diefem gab Merian feinens Urtheil Folge. Erſt am 17. Nov. 1862 
ließ Kläger das erfte Zahlungsgebot auf Grund des Kontumazurtheils 
anlegen. Der Betriebene f@übte aber gegen die Weiterverfolgung des⸗ 
felben Beridbrung vor. 

In der That fdnitt auch das Civilgericht Bafel durch Spruch vom 
10. Febr. 1863 die Detreibung ab: 

„Da das genannte Gefeb zu Gunfien son ſolchen Forderungen, 
wenn fie durch Urtpeile feftgeftellt And, nicht unterf@eidet: fo erachtet 
ſich aud das Gericht nicht befugt, diefen Unterfchied geltend zu machen.“ 

(Directe Mittheilung.) 
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43. Widerklage. 

Orelli, wohnhaft in Zürich, hatte von dem Notar N. Bernoulli, 
ald dem Yormund der Witwe Heusler geb. Fatio und Liquidator der 
Grbmaffe ihres verftorbenen Mannes, Erſatz für eine Activforderung 
der Erbmaffe verlangt, foweit diefe zu Berluft gekommen mar. Diefe 
Klage war in dem Geſchäftsverzeichniß CBottzedel) des Givilgerichts 
Bafel am 21. April 1863 cingetragen und unterm gleichen Tage gl. 3. 
vom Beflagten Mittheilung der Klage begehrt worden. Am 5. Mai 
ließ der Beklagte den Kläger zu Anhörung einer Widerflage vor das- 
felbe Gericht laden und wiederholte, nachdem der Widerbeflagte eben 
falls Mittheilung der Widerklage erhalten hatte, dieſe Borladungen 
nad dem in Bafel geltenden, etwas fchwerfälligen Verfahren am 19. und 
26. Mai und 2., 16, und 23, Zuni. Endlich am 16. Zuni gl. 3. lier 
Drelli zu Anhörung einer umgeänderten Klage den Rotar R. Bernoulli 
perfônli®, nit in feiner Gigenfhaft alé Bormund und Liquidator 
vorladen, und im Anſchluß an die Antwort auf Diefe neue Klage brachte 
nun der perfönlid beklagte Notar feine früher in der andern Gigen: 
ſchaft angebobene Widerflage vor. Der Widerbeblagte ftellte ihm die 
Ginvede entgegen, er kenne ibn im diefer feiner Gigenfdaft alé Vor⸗ 
mund und Liquidator jebt nicht, da er die Klage gegen ibn perſönlich 
gerichtet babe. 

Das Givilgeridt Baſel faßte aber die Sade anders auf und hielt 
den Biberbellagten zur Einlaſſung an (30. Suni 1863): 

„Da die Widerklage in Unfdluf an eine Klage eingeführt wurde, 
die den Beblagten alé Vogt von Frau Heusler⸗Fatio und alé Liquis 
dator Der Erbsmaſſe ihres verfiorbenen Mannes in's Net faßt, mit 
hin dem WiderPläger nit entgegen geftellt werden fann, er Plage aus 
‚einer andern Berfon, wenn er heute in Verfolgung der fortgefetten 
Borgebote gegen den Kläger nach Beantwortung der zweiten Klage 
die Der erften Klage entgegenflehende Forderung aus dem Liquidationé: 
Gonto verbringt; 

Und wenn Widerbeklagter dagegen vorbringt, er babe die erfte 
Klage fallen laffen, einmal bdiefes unbefcheinigt bleibt, und würde es 
au beigeinigt werden Fünnen, eine folge Veränderung feines Klage: 
faßes, wie fie vorliegt, als dann alé offenbar bolos erfeinen müßte 
und proceſſualiſche Folgen nicht haben könnte, gegenüber der in der 
Fortfegung der Borgebote liegenden Proteftation des Widerflägers.“ 

… Die zweite Inſtanz, durch Sprud vom 5. November 1863, flimmte 
mit diefer Auffaffung überein. 

Gegen diefe Berfügung legte der Widerbeflagte bei dem Bundes: 
rathe Beſchwerde ein und verlangte darauf geſtützt Siftierung des 
Proceſſes. 

883" Givilgeri®t Bafel wies aber dieſes Begehren ab (10. Nov. 

): 
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leur droit est de prendre part à la caisse de famille à raison de ce 
qu'ils sont reconnus remplir les conditions exigées par le testament 
pour pouvoir participer comme membres de la famille Ormond aux 
avantages que la caisso fait; 

Considérant dès lors que les demandeurs ne peuvent réclamer 
le droit à requérir. le partage en vertu du testament puisqu'ils ne 
sont pas héritiers ou légataires, et qu'ils ne sont pas même nommés 
dans cet acte; 

Qu'à supposer que les demandeurs s’appuient pour demander ce 
partage sur l’acte du 4 nov. 1859, dans lequel l’un d'eux accepte ka 
cession au nom de 1a caisse de famille, il ne s'agissait alors que d’une 
indivision conventionnelle résultant d'un acte de société; indivision 
qui ne serait pas régie par l'art. 752 mentionné au recours, que le 
partage actuellement demandé ne peut ainsi être exigé. 

(Journal des tribunaux Vaudois, IX [1861], p. 273 ss.) 


38. Erbeinfegung einer zur Zeit des Evdes des Erb; 
laffers mit einer andern verſchmolzenen Corpo⸗ 
ration, 


Joh. Ludo. Planque, geſtorben zu Lafarraz den 10. April 1861, 
batte dur Teſtament d.d. 19. Juif 1856 au feinem lniverfalerben 
eingefett la Bourse de la Corporation française de Lausanne; ein 
Beſchluß des Großen Raths des Gantons Waadt vom 21. De. 1859 
batte die Verſchmelzung bdiefer Bourse mit der Bürgergemeinde von 
Laufanne auf Grund einer Uebereinkunft diefer beiden Gorporationen 
genehmigt uub mit dem 1. Jan. 1860 ale vollzogen erflärt, mit mel: 
@em Tage alfo jene Bourse zu eriftieren aufhörte. Die Snteftaterben 
des Blangue nahmen num die Erbſchaft für fi in Anſpruch, da das 
Teftament cadınc geworden fei, während die Bürgergemeinde von Lau⸗ 
fanne ihr Recht auf die Erbſchaft behauptete, anf Grund des 5 2 der 
erwähnten Webereinfunft der beiden Gorporationen, wo es beißt: 
Toutes autres valeurs qui dès l'époque susmentionnée (1 janvier 1860) 
pourraient échoir ou parvenir d'une manière quelconque à la Cor- 
poration française, seront la propriété de ia commune de Lausanne, 
fowie auf Srund der Behauptung, daf die Corporation française einer 
politif@en Gemeinde gleich geflanden und ihre Auflöfung nicht ihre 
Nichtexiſtenz nach fé gezogen babe, indem die Mitglieder derfelben 
nur ihre politifte Stellung geändert hätten, die Zwecke der alten 
Gorporation aber fig in der Bürgergemeinde fortfegten. Beide In: 
Ranzen erklärten bas Teſtament als dahingefallen, nad die Erbſchaft 
als den Inteſtaterben deferiert: 

Considérant que les communes, telles qu’elles ont existé et exi- 
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stent dans le canton, sont des institulions politiques administratives 
et territoriales, ayant des pouvoirs, des attributions et une compé- 
tence qu’elles exercent dans l'étendue des limites de leur territoire. 

Considérant que la Bourse soit Corporation française de Lausanne, 
formée depuis les derniers siècles en vue d'assurer à ses ressortis- 
sants la faculté de se réclamer de la nationalité vaudoise et suisse, 
n’a jamais revêtu le caractère essentiel susmentionné des communes; 
qu'aucun territoire ne lui a été affecté, ni aucun pouvoir ne lui a été 
attribué, si ce n’est celui de l’administration de ses biens, avec l’obli- 
gation d'assister ses membres dans le besoin; 

Qu'elle n’a pas même reçu le caractère d’une institution faite à 
perpétuité, puisque le droit de recevoir de nouveaux membres dans 
son sein lui a été refusé. | 

Considérant dès lors que l’on ne saurait assimiler cette Corpo- 
ration aux communes instituées ni pour leur existence ni pour leur 
dissolution. 

Considérant que la dite Corporation a fait avec la commune de 
Lausanne une convention en vue de faire entrer tous ses membres 
dans la bourgeoisie de cette commune, avec tous les biens dont elle 
était propriétaire; 

Que la convention a été approuvée par le Grand Conseil et trans- 
formée en un décret; 

Que ce décret contient entr’autres la disposition, qu'à dater de 
la fusion (1 janvier 1860) la communauté de la Bourse française ces- 
sera d'exister comme Corporation distincte. 

Considérant que par cette disposition qui déclare la fin de la 
Corporation par sa fusion dans la bourgeoisie de Lausanne et en en 
faisant ainsi un seul corps avee cette dernière, la Bourse française a 
été dissoute, selon que le veut l'art. 4 du décret; qu'elle a disparu 
et n’est plus qu'un fait passé; et enfin que l’aggregation de tous ses 
membres à la bourgeoisie de Lausanne est semblable quant au fond 
à une réception de nouveaux bourgeois; 

Que, dès lors, on ne saurait prétendre que même la dénomina- 
tion de cette Bourse subsiste encore , comme celle d’une personalité 
morale ou d’un corps ayant existence ; 

Que c’est en vain encore que l'on alléguerait qu'elle est repré- 
sentée comme Bourse pour succéder en son nom par la bourgeoisie 
dans laquelle elle a été absorbée. 

Considérant que les droits que l'acte de dernière volonté de 
J.-L. Planque a créés en faveur de tiers ont été ouverts dès le jour 
du décès du testateur, savoir le 10 avril 1861; 

Qu’ä cette époque l'existence de la Bourse française avait entiè- 
rement cessé par sa fusion; 

Que dès le moment où son individualité morale avait disparu, 
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aucun droit de succession, qui ne lui appartenait pas déjà lorsque 
son existence s’est terminée, n'a pu s'ouvrir pour elle; 

Que n'ayant plus d'existence elle ne peut être supposée avoir 
conservé un organe ou un représentant propre à elle au moyen du- 
quel une succession serait saisie pour elle, en son nom et à son 
profit. 

Considérant que la réserve contenue au $ 2 de la convention et 
qui est relative aux valeurs qui pourraient échoir ou parvenir à la 
Corporation, ne peut point être entendue dans le sens de déroger 
à ce principe fondamental en matière d’hérédité, à savoir: que pour 
succéder , il faut nécessairement exister à l'instant de l'ouverture de 
la succession; 

Que si l'autorité législative, qui a prononcé le décret du 24 dec., 
avait voulu apporter à l'art. 512 du code civil, qui énonce ce principe 
essentiel, une dérogation en faveur des communautés, objet du décret, 
il l'aurait exprimé d'une manière positive; 

Qu'à ce défaut l’on ne saurait présumer ni inférer indirectement 
de ces termes que ce décret a la portée que lui attribue le recours. 

Considérant que la réserve du $ 2 se limite naturellement par 
ses propres termes, qui ont pour objet, non pas des droits nouveaux, 
mais des valeurs qui pourraient échoir ou parvenir à la Corporation, 
c'est-à-dire des valeurs qui lui écherraient en vertu de droits à 
elle appartenant déjà alors qu’elle pouvait en acquérir. 

(Journal des tribunaux Vaudois, X [1862], p. 1 ss.) 


— nn nn 


39. Erbeinfegung sub modo zu Guuften einer zu grüns 
deudeu Gtiftuug. 


Bitwe 2. M. M. Agafliz, geb. Larder, hinterließ bei ihrem Tode 
am 30. April 1861 ein olographifcges TeRament, worin fe nebſt meh⸗ 
reren Legaten anordnete: 

„L’etablissement d'une maison de pension pour les personnes 
dont la faiblesse, l'isolement ou l'incapacité de se suffire à elles- 
mêmes rendraient la vie triste et pénible* und biefür feftfebte: comme 
je dois désigner en quelles mains passera pour le but ci-dessus ex- 
primé après mon décès ma pelite fortune, j'en institue héritiers à 
charge de payer mes legs et autres charges de ma succession et à 
condition de fonder l'établissement dont je viens de parier, les per- 
sonnes qui composeront au jour de mon décès le comité administratif 
del’Asile des jeunes filles de Vevay, en les priant de désigner parmi 
elles un comité spécialement chargé d'organiser et mettre en acli- 
vité l'établissement utile que j'ai à cœur de créer; je prie on parti- 
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culier M. le président de ce Comité de vouloir bien contribuer de 
tout son pouvoir à cette œuvre de bienfaisance, etc. etc. Diefes 
Gomite erklärte am 23. Mai 1861 die Erbfchaft anzutreten, und der 
Friedensrichter wies ed als Erben in deren Beflg ein. Dagegen erhob 
eine Verwandte der Erblafferinn, M. M. Paflet, geb. Larder, Ein⸗ 
ſprache und verlangte, daß gerichtli erkannt werde, die Erbeinfeßung 
in diefem Teftament fei null, das Teftament alfo dahingefallen und nur 
nod als Godicil gültig, und das Vermögen der Erblafferinn mithin 
ihr (der Frau Paflet) zu deferieren, als der Suteftaterbinn. Das Gi: 
vilgericht Vivis wies die Klägerinn ab: 

Considérant en droit que pour succéder il faut nécessairement 
exister à l'instant de l'ouverture de la succession (code civil, art. 512); 

Que les personnes instituées héritières par la veuve Agassiz 
sont des personnes physiques suffisamment déterminées et capables 
de succéder ; 

Qu'on ne saurait prétendre que l'intention de la testatrice a été 
d’instituer héritier l'établissement qu'elle avait à cœur de créer, mais 
que la fondation d’un pareil établissement n’est qu'une charge in- 
combante aux héritiers membres du Comité de l’Asile des jeunes filles 
de Vevey et une condition inhérente à leur qualité d’héritiers ; 

Qu'à supposer même, ce qui n’est point le cas, que la condition 
imposée aux héritiers fût contraire aux lois et aux mœurs ou impos- 
sible à exécuter, elle serait réputée non écrite à teneur de l’art, 559 
du même code, en sorte que l'institution d’heritier demeurerait pure 
et simple; 

Que, dans ce cas, ce serait aux héritiers testamentaires seuls 
qu’il appartiendrait de critiquer une disposition semblable. 

Considérant en outre qu’on ne peut pas envisager non plus qu'il 
y ait, dans l'espèce, interposition de personnes aux termes de 
l’art, 5721) du code, attendu que pour qu'il y ait interposition il 
faut l’existence de trois personnes, savoir: celle qui donne, celle qui 
reçoit et celle par l'intermédiaire de laquelle la liberalité est trans- 
mise, et puisque l'établissement qu'a en vue la testatrice n'existe pas 
encore, que les héritiers ne sont pas des fideicommissaires devant 
se dessaisir de la chose donnée, mais qu’au contraire ils ont l’obli- 
gation d'en faire emploi et de l’administrer selon les vœux de la 
testatrice; 

Qu’au surplus il faut prendre le sens du testament qui a un effet 
pour cet acte, préférablement au sens d’après lequel l'acte devrait 


') Art. 572: Toute disposition au profit d'un incapable sera nulle, 
soit qu’on la déguise sous la forme d'un contrat onéreux, soit qu'on 
la fasse sous le nom de personnes interposées. | 

Seront réputées personnes interposées les pères et mères, les 
enfants et descendants, et l'époux de la personne incapable. 
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être mis de côté, puisque l’on voit bien clairement quelle est la vo- 
lonté de la testatrice sur le sort de sa succession. 

Par ces motifs, le tribunal déboute la demanderesse de ses con- 
clusions et accorde aux défendeurs celles prises par eux en libération. 

Der Caſſationshof dagegen änderte biefes Urtheil ab und bob das 
Teflament auf: 

Attendu qu'il résulte des termes de l’acte de dernière volonté 
de la veuve Agassiz, qu’elle a institué à titré d’heritiers les membres 
ou personnes qui au jour de son décès composeront le Comité ad- 
ministratif de l’Asile des jeunes filles de Vevey, que toutefois elle 
annonce que cette institution héréditaire n'est point faite au profit 
de ces personnes, que le but qu'elle se propose en les appelant à 
recueillir ses biens non légués c’est de faire créer par leurs soins 
un établissement philanthropique, et qu'à cet effet et afin de parvenir 
à la réalisation de ce but elle veut faire passer ses biens par leurs 
mains pour être employés à l’organisation et à la mise en activité 
de l'établissement qu'elle a à cœur de créer; 

Attendu que s'il résulte des termes de l'institution héréditaire, 
que la testatrice a désigné le personnel du comité administratif comme 
héritier, en réalité cette institution n’appelle ce personnel à recevoir 
quoi que ce soit à son profit, et les biens délaissés doivent passer 
seulement entre les mains du Comité pour parvenir à un tiers qui 
seul en aura la propriété et la jouissance. 

Attendu que lors même que la testatrice a appelé les personnes 
composant le Comité à recueillir ses biens, elle n'a pas eu un instant 
l'intention de les constituer ses successeurs dans la propriété de 
ses biens. 

Considérant que l'on ne saurait envisager comme constituant 
simplement une condition de l'institution héréditaire l'obligation où 
se trouve le personnel du Comité de faire parvenir à d'autres tous 
les biens à eux dévolus, puisque par cette obligation ils sont dé- 
pouillés en entier de tout ce qui s'attache nécessairement à la qualité 
d’heritier, savoir: de recueillir les biens à son profit, de les garder 
et d'en disposer sauf le cas d'usufruit, et de représenter son auteur 
dans ses dettes, charges, s'il y a lieu. 

Attendu, dès lors, que la testatrice a voulu sous le nom et au 
moyen du personnel du Comité transmettre ses biens non légués à 
un tiers soit à l'établissement qu'elle charge de créer et d'organiser. 

Attendy, quant à cet établissement, si même il pouvait être en- 
visagé comme existant par le fait seulement du testament qui en a 
décidé la création, qu'il ne saurait pas être regardé comme étant une 
personne morale capable civilement de recevoir et particulièrement 
de succéder;  ‘ 

Que les conditions requises pour être capable de recevoir à titre 


N 
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héréditaire sont, entr'autres, d’exister de manière à pouvoir repré- 
senter celui à la succession duquel on est appelé. 

Attendu que l'établissement dont il s’agit, non seulement n'existe 
pas en fait, mais encore n’est point reconnu par la lei comme ayant 
la capacité civile de représenter un tiers et de remplir les. obliga- 
tions auxquelles il serait tenu comme héritier ; 

Que les individus auxquels le dit établissement serait destiné d’a- 
près les termes du testament, sont inconnus, incertains même, et que 
les envisager comme étant les héritiers institués serait encore ad- 
mettre un mode de substitution à l'infini et pendant toute la durée 
de cet établissement. | 

Attendu qu'il en serait de même des membres du Comité de 
l'Asile des jeunes filles, si on les envisageait comme étant les héritiers 
institués par le testament de la veuve Agassiz, puisque comme con- 
stituant un Comité qui serait l'héritier, le Comité n’aurait pas capacité 
pour recevoir une succession, et que si c’est personnellement qu'ils 
sont appelés à succéder à La dite testatrice, chacun d'eux n'est pas 
désigné individuellement, que même aucun d'eux ne pourrait agir 
séparément, réclamer sa part et en disposer comme lui appartenant 
en propre. 

La cour de cassation accorde les conclusions de M. M. Passet 
en nullité de l'institution d’héritier faite par le testament de la veuve 
Agassiz avec toutes ses conséquences. 

(Journal des tribunaux Vaudois, X [1862], p. 121 ss.) 


40. Erbfchaftstbeilung unter Mitwirkung der Be: 

börde. Borausfegungen. | 

„Am 12. November 1857 verftarb in Flawyl (Et. Galliſcher Be 
zirk Untertoggenburg) Arzt Dudli Vater und hinterließ eine Frau und 
eine bedeutende Anzahl Rinder . . . . . Dei einer Verfammlung der 
Erben vom 15. November 1857 machte der eine Der majorennen Er⸗ 
ben, . ..,. Arzt Dudli Sohn, die Miterben auf die finanzielle Lage 
und namentlich auf die Lage der Witwe und Der minorennen Kinder 
aufmerffam und beftimmte fie aller Theilung vorgängig denfelben 
Haus und Garten um Zr. 2500 zu überlaffen. Ale Erben ftimmten 
bei und unterzeichneten eigenhändig einen dießfälligen Akt. Die Lis 
quidation nahm unter der Leitung Dieles Sohnes .... . ihren wei⸗ 
teren Fortgang. Die übrigen Liegenfchaften wurden dreimal auf öf— 
fentliche Verfleigerung und Nachſchlag gebracht, und ald niemals ein 
genügendes Angebot gemacht wurde, übernahm Arzt Dudli Sohn die 
felben um Gr. 3000. Die Fahrhabe wurde theilweife öffentlich, theil- 
weife unter den Erben felbft verfteigert und aus dieſen Grlöfen und 
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einigen Guthaben die Gläubiger getilgt. Auf dieſe Vorgänge hin 
erſtellte Arzt Dudli Sohn nun ein Theillibell, das freilich für jeden 
Erben nur ein Erbbetreffniß von Fr. 31 ergab; dennoch unterzeichne⸗ 
ten Alle den APt mit Ausnahme des (majorennen) Friedrich Dubli, 
der feine Unterf@rift verweigerte, und amtliche Theilung begehrte.“ 
(St. Galler Zeitung vom 19. Auguft 1862.) 

Die Erbsmaſſe trat mit ibm vor Bezirksgericht Untertoggenburg 
mit den Rechtsbegehren: 

1. Es fei der Beklagte gerichtli aufzufordern, bei Berluft jedes 
weitern Klagrechts feine Rechtsanſprüche auf die Hinterlaflenichaft 
feined Vaters Friedrich Dudli fel. innert Monatöfri gerichtlich gel: 
tend zu machen, eventuell 

2. Es fei der Beklagte pflidtig, die fämmtligen Verhandlungen 
über die Hinterlaſſenſchaft feines Vaters fel. und ben in Folge der: 
felben getertigten Theilaft vom 17. Juli 1858 anzuerkennen. 

Der Bellagte ftellte die Gegenredttfrage, er fei nicht anzuhalten, 
befagtem Theilakt beizutreten, und es fei daher über die Berlaffenfaft 
des Grblaffers nach beftebenden geſetzlichen Borfdriften in Theilung 
au Treten. 

Diefe Borfdriften, Art. 198 und 199 des Gefebes über die Erb: 
folge vom 9. Dezember 1808, lauten: „198. Ordentliger Beife kann 
jeder, der Anfpru auf die Verlaffenichaft zu maden bat, die Thei- 
lung verlangen und Pann nicht angehalten werden, in Gemeinfdaft 
zu bleiben. 199. Wenn Bein Bibderfprud von denen erhoben wird, 
welde an die Verlaſſenſchaft Anſprüche zu maden haben, fo kann die 
Theilung privat gefteben; im Fall eines Widerſpruchs aber ordnet 
der Friedensrichter des Kreifes, in welchem die Erbſchaft gelegen if, 
von amtémegen die Theilung an.“ 

Das Bezirksgericht mit Urtheil vom 12. Zuni 1862 ftimmte dem 
klägeriſchen Redtébegebren Nr.2 bei, erwägend: 1. Daß zwar bei der 
Theilung über den Nachlaß des Friedrih Dudli fel. nach der Alten: 
vorlage allerdings ein etwas ausnahmsweiſes Verfahren ftattgefunden; 
2. daß aber der heutige Beklagte bei allen bezüglichen Verhandlungen 
Theil genommen und fogar durch Unterfdrift dem entfcheidenden Erb: 
vertrag vom 15. November 1857 feine Zuftimmung ertheilt bat; 3. daß, 
bei Erbfällen, in denen Bevogtete neben Bolljährigen intereffiert find, 
anzunehmen it, legtere, zu denen in diefem Fall auch der Beflagte 
gehört, werden ihre Rechte und Anſprüche fo gut geltend zu machen 
wiſſen, als erftere, die nicht perfönlig , fondern dur Borgefegte re: 
präfentiert find; 4. daß der Beklagte zur Zeit der Erbverhandlungen, 
welche er anerkannte, Fontraftfäbig mar, und er alfo bei den abgege: 
benen für ihn rebtéverbindligen Unterf@riften behaftet bleibt; 5. daß 
eine amtlige Theilung jebt noch, nachdem eine Realifierung des WMaf- 
ſagutes läugſt Rattgefunden bat, Faum mehr einen richtigen Status 





Grbrecht.] Erbſchaftstheilung. 89 


über die Erbsmaſſe ermöglichen würde, Daher den beabſichtigten Zweck 
nicht erreichen könnte; 6. daß demnach der Theilakt, welchem der Be⸗ 
klagte bis jetzt die Zuſtimmung und Unterſchrift verſagt bat, als ab⸗ 
ſchließliche Erbsverhandlung von allen Erbsintereſſenten unterzeichnet 
werden muß, wie ed von der Klägerſchaft geſchehen iſt, und beklagti⸗ 
ſcher Seits kein erhebliches Moment vorgelegt oder geltend gemacht 
werden konnte, welches die Nichtanerkennung des vorhandenen Theil⸗ 
aktes und die Einleitung einer amtlichen Theilung begründen würde. 

Das Cantonsgericht dagegen erließ am 7. Auguft 1862 über die 

nämlichen Rechtsfragen folgendes Urtheil: 
In Erwägung: 

1. Daß Kläger in erſter Linie die Anerkennung aller Erbtheilungs⸗ 
verhandlungen über den Nachlaß des Arztes Fr. Dudli fel., und in 
zweiter Linie die Unterzeichnung des Theilaktes verlangt, daß dagegen 
Beflagter behauptet, es müfle vorerft eine amtlide Theilung über 
fragliden Nachlaß ftattfinden, bevor er zur gerichtlichen Anerkennung ver: 
pflidtet werden könne; 2. daß Kläger nicht nachgewieſen hat, Belag: 
ter fei jemals förmlich in eine Brivattheilung eingetreten oder babe 
eine ſolche irgendwie rechtöverbindlich anerfannt, daß demnach im Sins 
blid auf Art. 198 und 199 Des Erbfolgegefepes das beklagtiſche Be: 
gebren um amtliche Theilung begründet iſt; 3. daß aber die Baſis der 
amtlichen Theilung durd die beftebenden Verhältniffe bereits gegeben 
if, indem durch alfeitig anerkannten Vertrag vom 15. November 1857 
über Haus und Garten verfügt, durch die in aller Rechtsform flatt: 
gebabten Berfteigerungen ein Theil der Mafle flüffig refp. die übrigen 
Liegenfdaften an den Sohn Dudli übertragen worden find; daß au 
das amtliche Inventar vom 26. März 1858 fowie die amtlihen Ver⸗ 
fteigerungen über Zahrnifle anerfannt werden müffen; 

Œrfannt: 

Der erfte Theil der klägeriſchen Rechtsfrage fei im Sinn von Zifs 
fer 3 der Erwägung anfredt geftellt. 

(Directe Mittheilung.) 


Eivilprocefi. 


A1. Forum für Erbftreit. Zurüdweifung einer Ci: 
vilflage von Amts wegen. 


Die Geſchwiſter der in Bafel verftorbenen Frau Scholaſtica Pflu: 
ger, verehlichten Eberle, forderten nach Deren Tod von dem Witwer 
Benedikt Eberle von Ginfiedlen (Canton Schwpz) Fr. 932. 97 und 
Verbürgung der andern ebenfo großen Hälfte, deren Nutznießung er 
nad Sommier Witmannsrecht habe. Zu diefer Summe Famen die 
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Kläger unter Beſeitigung des amtlich erhobenen Inventars vermöge⸗ 
der Behauptung, es ſei vom Witwer das Eingebrachte der Frau ver: 
heimlicht und überhaupt manches Vorhandene nicht angegeben worden. 
Die Kläger fügten bei, ihre Klage haben fie beim Bezirkögericht 
Œinffedlen als dem heimatlichen Rigter des Beklagten anbringen wollen, 
der Bezirksammann babe ihnen aber geantwortet, Eberle fei nach der 
Bundesverfaflung $ 50 an feinem Wohnort zu belangen. — Der Bit: 
wer beftritt jede Verheimligung und wollte es bei dem Inventar und 
der darauf geftübten Theilung bewenden laffen. 

Das Civilgericht Bafel erließ aber trot diefer Ginlaffung unterm 
27. Zannar 1863 folgenden Sprud : 

„Da diefe Erbſtreitigkeit zwiſchen Geſchwiſtern reſp. Verſchwäger⸗ 
ten und einem Angehörigen des Cantons Schwyz nad der Erklärung 
der hieſigen Tagſatzunggabordnung zum Concordat vom 15. Juli 1822 
über das Forum in Inteſtaterbſachen vom Richter der Heimat der 
Erblaſſerinn zu beurtheilen iſt: ſo kann ungeachtet der Einlaſſung des 
Beklagten der hieſtge Richter auf weitere Verhandlung und einen 
Spruch in dieſer Sache nicht eintreten. Kläger tragen die bisher er 
gangenen Koften.“ 

(Directe Mittheilung.) 


42. Berjäbrung von Urtbeilen, 


Der 6 39 des Geſetzes vom 7. Des. 1852 fiber Verjährung ıc. 
(Bafel) läßt in Fünf Sabren Forderungen von Handwerkern und für 
Miethe verjähren. Nun hatte U. Merian gegen 3. U. Scherd am 
9. Januar 1855 auf regelmäßigen Wege ein Contumayurtheit für 
Fr. 90 erwirft zur Erſtattung verfhiedener Auslagen in dem Mieth⸗ 
focal des Beklagten. Unmittelbar nachher verlieh Scherb Bafel und 
hielt fi in Leipzig auf, von wo er im Zahr 1856 wieder nad Bafel 
zurückkehrte. Im Zahr 1858 verfiel er in Concurs. Weder vor no 
in Diefem gab Merian feinem Urtheil Folge. Erſt am 17. Nov. 1862 
ließ Kläger das erfte Zahlungsgebot auf Grund des Sontumazurtheils 
anlegen. Der Betriebene fügte aber gegen die Weiterverfolgung des⸗ 
felben Verjährung vor. 

In der That fhnitt au das Civilgericht Bafel dur Sprud vom 
10. Febr. 1863 Die Detreibung ab: 

„Da das genannte Geſetz zu Sunften von folgen Forderungen, 
wenn fie durch Urtbetle feftgeftellt ſind, nicht unterfgeidet: fo erachtet 
ſich auch das Gericht nicht befugt, dieſen Unterſchied geltend zn machen.“ 

(Directe Mittheilung.) 








Givilprocef.] | Biberflage. | 91 


43. Wibderflage, 

Orelli, wohnhaft in Züri, hatte von dem Notar N. Bernoulli, 
als dem Vormund der Witwe Heusler geb. Fatio und Liquidator der 
Grbmaffe ihres verfiorbenen Mannes, Erſatz für eine Uctivfordernng 
der Erbmaſſe verlangt, foweit diefe zu Berluft gefommen war. Diefe 
Klage mar in dem Geſchäftsverzeichniß (Bottiedel) des Civilgerichts 
Bafel am 21. April 1863 cingetragen und unterm gleigen Tage gl. I. 
vom Beklagten Mittheilung der Klage begehrt worden. Am 5. Mai 
ließ der Beklagte den Kläger zu Anhörung einer Widerklage vor das- 
felbe Geridt laden und wiederholte, nachdem der Widerbeflagte eben⸗ 
falls Mittheilung der Widerklage erhalten hatte, biefe Vorladungen 
nad den in Bafel geltenden, etwas fchwerfälligen Berfahren am 19. und 
26. Mai und 2., 16, und 23, Zuni. Endlich am 16. Zuni gl. J. lice 
Orellt zu Anhörung einer umgeänderten Klage den Rotar R. Bernoulli 
perfônli®, nicht in feiner Gigenfdaft als Bormund und Liquidator 
vorladen, und im Anſchluß an die Antwort auf diefe neue Klage brachte 
num der perfönlich beflagte Notar feine früher in der andern Eigen: 
ſchaft angebobene Widerflage vor. Der Widerbeflagte fiellte ibm die 
Ginrede entgegen, er fenne ihn in diefer feiner Eigenſchaft als Bor- 
mund und Liquidator jent nicht, da er die Klage gegen ibn perfönlich 
gerichtet babe. 

Das Givilgeridt Bafel faßte aber Die Sade anders auf und hielt 
den Biberbellagten zur Ginlafjung an (30. Zuni 1863): 

„Da die Widerflage im Anſchluß an eine Klage eingeführt wurde, 
die den Beklagten ald Bogt von Frau Heusler:Fatio und als Liqui⸗ 
dator Der Erbsmaſſe ihres verfiorbenen Mannes in's Recht faßt, mit- 
bin dem Widerfläger nit entgegen geftellt werden fann, er Plage aus 
einer andern Perfon, wenn er heute in Berfolgung der fortgefenten 
Vorgebote gegen den Kläger nah Beantwortung der zweiten Kiage 
die der erſten Klage entgegenftebende Forderung aus dem Liquidations- 
Gonto vorbringt; 

Und wenn Widerbeklagter dagegen vorbringt, er babe die erfte 
Klage fallen laffen, einmal bdiefes unbeſcheinigt bleibt, und würde es 
au befdeinigt werden Fünnen, eine ſolche Beränderung feines Klage- 
faßes, wie fie vorliegt, alébann als offenbar dolos erfeinen müßte 
und procefiualifhe Folgen nicht haben könnte, gegenüber der in der 
Fortfeßung der Borgebote liegenden Proteftation des Widerflägers.“ 

… Die zweite Inſtanz, durch Spruch vom 5. November 1863, ftimmte 
mit diefer Auffaffung überein. 

Gegen diefe Berfügung legte der Widerbeflagte bei dem Bundes: 
rathe Beſchwerde ein und verlangte darauf geftügt Siftierung des 
Proceſſes. | | 
a Givilgeri®t Bafel wies aber dieſes Begehren ab (10. Nov. 

): 
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»Da zwifgen den Gantonalgeridten und dem recursweife angegan- 
genen Bundesrath ein Inftanzenzug nicht befteht, fondern Die Frage 
über die Sompetenz des biefigen Richters in vorliegender Sade durd 
Spruch zweiter Inſtanz rechtskräftig entſchieden zu gelten bat, auf fo 
lange, bis das Gegentheil dur Erklärung einer competenten Behörde 


vorliegt.“ 
(Direete Mittheilung.) 





44. Wechfelerecution. Zuläffigkeit bei prorogiertem 
Gerichtöftand. 


Joh. Baptiſt Silbermann aus Münden verlangte während feines 
Aufenthalte in Luzern beim dortigen Stadtammann (adminifkrative 
Grecutivbehörde) die Wecfelerecution gegen den Freiherrn Fran; 
v. Getto, der fi in gleidem Augenblick and zu Luzern aufhielt, für 
Tr. 4285. 71 Gt., verfallen 31. Dez. 1862 und zahlbar in Augsburg 
„und aller Orten.“ Der Gerichtöpräfident beftätigte diefe Erecurion 
(1. Sept. 1863). Die Suftijcommiffion des Obergeridts Luzern 
(10. gl. M.) verwarf dieſe Grecution : 

Erwägend, daß wenn der Nekurrent gegen die bierortige Ere- 
cution des in Frage flehenden eigenen Wechſels die Ginrede erhebt, 
er halte ſich hier bloß als Tourift auf, und müffe daher an feinem 
Wechſeldomicil in Augsburg belangt werden, diefe Ginwendung nicht 
Stich hält, indem der fraglige Wechſel neben dem ausdrücklichen 
Bahlungsorte „Augsburg“ den Beiſatz enthält „und aller Orten,“ und 
diefer Beifat nach der gemeinrechtliden Praris über Auslegung des 
6 97 der deutfhen Bedielordnung, womit die Imerner’fge (S 88 lebt. 
Abſ.) wörtlid übereinftimmt, den Sinn bat, daß zwar nicht jeder 
Ort, wo der Ausfteller anzutreffen, Jahlungs ort fei, vielmehr der 
Ausſteller, welcher gefdübt fein will, nur an dem befonders genannten 
Bahlungsorte zahlen refp. die Bedfelfumme deponieren Tann, allein 
do® aller Orten, wo er nah Berfall anzutreffen, dem 
daſelbſtigen Bedfelgeridt und Wechſelrecht fit unter: 
werfe. (Sal. Grfanntnif des Obertribunals von Stuttgart, bei 
Seuffert Archiv Bd. V, Nro. 222, und des Obertribunald in Berlin, 
Bordardi pag. 96.) 

Erywägend, daß mithin Relurrent fi nicht beſchweren koͤnnte, 
wenn hierorts die Grecution des von ihm mit dem Beiſatz „zahlbar 
aller Orten“ ansgekellten eigenen Wechſels an die Hand genommen 
würde, gleihgültig, ob feine Behauptung, er halte ft hier bloß als 
Zourift vorübergehend auf, richtig if oder nit — allein die Erecu: 
tionsfrage aug vom Standpunkte der um Œrecution angefugten Ge 
richtsſtelle felbft zu prüfen if; 
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Erwägend, daß nun, gleichwie bei der Prorogation des Gerichts⸗ 
ſtandes die Parteien gegen das prorogierte Forum Nichts mehr ein: 
wenden Pönnen, wohlaber der angerufene Richter von fi aus 
die Befaffung mit einer fonft nad der Geridtéorganifation des Lan- 
des ibm nicht übertragenen Streitfade ablehnen Fann ($ 56 UBf. 1 
des Givifredtéverfabrens), ebenfo aud bei der Grecution einet 
Wechſels mit dem Beiſatze „zahlbar aller Orten“ — wobei ganz Die 
Grundfäge über Prorogatio fori maßgebend find — das Gericht des. 
jenigen Ortes, der weder eigentlihes not Wechſel domicil des 
Ausſtellers, no ausdrüdliger Zahlungsort if, Feine Pflicht Hat, 
einem Erecutionsbegehren Folge zu leiten ; 

Erwägend, daß biefe ſchon aus dem Rechtsbegriff der Proros 
gation folgende Befugniß, derartige Rechtsſachen ablehnen zu können, 
noch um fo weniger angezweifelt werden kann, weil es ſich vorliegend 
um die Angelegenheit eines Ausländers gegen einen Ausländer 
alé einer im Ausland eingegangenen Berpflidtung handelt und in 
dergleiten Fällen, wo nit fpecielle Staatöverträge beftchen:, nad 
den Brundfägen des Völkerrechts das Geridthalten in einem andern 
Staate als erzwingbared Recht nicht gefordert werden Pann; 

Ermwägend, daß mit Baiern nicht, wie mit Frankreich, Amerika, 
England, ein Staatövertrag über gegenfeitiges Nechthalten beftcht; 

Ermwägend, daß nun, ungeadtet eine Pflicht zur Grecution 
in derartigen Fällen aus den zwei angegebenen Gründen nicht aner- 
kannt werden Pann, doch mit Rückſicht auf das Ideal einer Beltredts- 
ordnung, welde zu fördern jeder cioilifierte Staat eine moralifge 
Pflicht Hat”), bebufs Erhaltung des Gegenredtes von der Befugniß, 
die Mitwirkung bei derartigen Rechtsſachen abzulehnen, allerdings 
dann nit Gebraud zu maden if, wenn entfcheidende Gründe in 
einem Ginzelfalle für Freiwillige Mitwirkung fpreden; 

Ermägend, daß als ein derartiger Grund hauptfähli der Fall 
angefeben werden muß, wo der Ausländer in feinem Staate nit 
daflelbe Net erreihen Fann, wie bierorts, indem der felbft bei der 
gewiffenbafteften Doftrin des Völkerrechtes jedenfalld nur fubfibiäre 
Charakter der inländifgen Rechtsbeihülfe zu fremdländifgen Zwecken 
nit aus dem Auge zu verlieren if; 

Erwägend, daß nun im vorliegenden Yalle allerdings das Exe⸗ 
entionsmittel des Perſonalarreſtes vom Wechſelgläubiger gegen den 
Recurrenter in Baiern wegen Abweſenheit feiner Berfon nidt erhäft: 
{id tft, aber auch hierorts wegen greundfägliger Unzuläfftgkeit biefes 
Grecutionsmittels nad luzerner'ſchem Recht nit gewährt werden 
fann — und das einzige Grecutionsmittel, das bierorts geſetzlich zu: 


— 





*) Vide Robert Mohl’d Monographieen aus dem Staatd: und 
Voͤlkerrecht, Band I, anderlegte Abhandlung. 
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läſſig erſcheint, die Herbeiführung des Concurſes, dem Opponenten 
in Baiern ebenſogut ofen ſteht, endlich auch nicht einmal etwa be: 
hauptet wird, der Wechſelſchuldner babe Vermögensſtücke hieher ge: 
ſchleppt und inſofern der dortigen Gerichtsgewalt entzogen, in welchem 
Falle übrigens ein Arreſt oder Ablieferung der daherigen Effecten in 
die Maſſa des dortſeits eröffneten Concurſes nachgeſucht werden könnte; 
— mithin der Gall der Subſidiarität nicht vorliegt. 

Das Obergericht dagegen hielt (2. October 1863) die Anzeige des 
Stabtammanns aufrest, und geftattete die Aufrechthaltung und Eröff⸗ 
nung des Goncuries : 

In Erwägung: 

1) Daß wenn der Weechſelſchuldner gegen die hierorts erhobene 
Grecution des in Frage ſtehenden eigenen Wechſels die Ginrede erhebt, 
er halte ih Hier nur vorübergehend auf, und müfle Daher in Augs- 
burg ald dem bezeichneten Zahlungsorte belangt werden, bdiefe Einrede 
nit haltbar if, indem der fragl. Wechfel ein domicilierter dergeftait 
wurde, daß der Aussteller des Gigenmedfels neben dem Ausſtellungs⸗ 
und eigentliden Wohnorte fowie Zahlungsorte „Augsburg“ jeden 
andern Ort, wo er nah Verfall des Wechfeld betroffen wird, als 
wechſelmäßiges Domicil verzeigte, wo er belangt werden Fann; 

2) daß der fragl. Wechſel nad deſſen Berfall in Augsburg zur 
Zahlung präfentiert werden wollte, aber wegen Ubwefenbeit Des 
Schuldners protefiert werden mußte, auch der Schuldner den Betrag 
am Zahlungsorte Augsburg nit deponierte; 

3) daß wenn es fé auch um ein Rechtsgeſchäft handelt, welches 
zwifden zwei Ausländern im Ausland abgefdioffen wurde, Diefer 
Umftand, wenn ein wechſelmäßiges Domicil in hier angenommen wird, 
nicht Hindert, Daß der Wechſelſchuldner in hier belangt werden Fann; 

4) daß, da der Bedfelgläubiger nicht nadgewiefen bat, in der 
Schweiz einen feften Bobnort (domicilium) zu haben, ed der Sade 
angemeflen if, daß derfelbe für die erlaufenden Koften Gaution Leifte. 

(Directe Mittheilung.) 


45. MManifeftationseid im Evuucurd. Termin für das 

Begehren. 

Im Jahr 1855 fft ein Bürger aus dem Canton Aargau in den 
Geltstag gefallen und im Sabr 1857 über den gleihen der Rad- 
geltötag vollzogen worden. Bon der Bermuthung geleitet, daß der 
Geltétager bei Aufnahme der Inventur fein Vermögen nicht gehörig 
angegeben, fondern einen Theil deffelben dem Geltétag und dem Mad. 
geitstag entzogen babe, und daß feine Ehefrau und feine Mutter, wenn 
nicht unmittelbar zur Vermögensverheimlichung mitgewirkt, doc 
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wenigſtens davon Kenntniß hätten, bat ein verlürſtiger Gläudiger tm 
Jahr 1862 vor Bazirksgericht von dieſen drei Perſonen, nämlich 
vom Falliten, ſeiner Ehefrau und feiner Mutter, den Offenbarungseid 
verlangt. 

Ueber die Frage: Ob diefes erft im Jahr 1862 geftellte Be: 
gehren als begründet erfcheine, wurde in zweiter Inſtanz durch Urtheit 
vom gl. Jahr befunden: 

Da es fit um das Mantfeftationébegebren eines Geltstagsgläu: 
bigeré gegenüber dem Goncurfiten und feinen Angehörigen handle 
und da zwar nicht der Geltötag, wohl aber der Nachgeltstag unter 
der Derrfdaft der neuen mit dem 1. Hornung 1857 zur Wirkſamkeit 
gelangten Geltstagsordnung verhandelt und durchgeführt worden, fo 
ſei für bas Begehren $ 48 derfelben maßgebend, melder fage: „Der 
Geltötager, feine Angehörigen und wer fonft muthmaßlich von den 
Bermögensverhältnifien Kenntni bat, find fehuldig, das Vermögen 
des Geltétagers anzugeben und auf Berlangen ihre Angaben eidlich 
zu beftätigen.“ Frage ed ſich nun aber, ob das Recht, welches dicfe 
gefeblige Beftimmnng den Gläubigern einräume, viele Sabre nad 
volljogenem Geltétag und Nadgeltétag noch ausgeübt werden könne? 
fo müſſe diefed verneint werden. Schon. die Stelle, welde die er: 
wähnte Vorſchrift im Geſetz einnehme, im Abfchnitt nämlich von der 
Bermögensaufzeihnung, ihr Wortlaut und der Zweck derfelben bringe 
es mit fé, daß ein ſolches Begehren mit der Liquidation der Gelts- 
tagsmafle zufammenfallen, menigftens der Veräußerung des Maflever- 
môgens vorausgehen müſſe. Es handle fig Hier nicht um gewöhnliche 
Beridbrnngsfrifien, fondern um rechtzeitige Grgreifung eines geſetz⸗ 
lichen Mittels zu Feſtſtellung des Uctivrermbgens des Gemeinſchuld⸗ 
nets, dad nach feiner Natur nad längft vollendetem Geltötag unſtatt⸗ 
haft erf@eine. Der Gläubiger hätte Daher im Jahr 1857, bei der 
Berbandlung des Nachgeltstags ein Begehren fellen follen, das fi 
auf $ 48 der Beltstagsordnung gründe. 

Bollte man Indeffen von diefem F 48, als Hier ans dem Grunde 
nit anwendbar, weil der Geltstag fon 1855 ftattgefunden, ab: 
fehen und das geftellte Begehren dur die SS 249 und 250 der Givilr 
procefordnung zu rechtfertigen fuden, fo würden demfelben — abges 
feben davon, daß vor allem aus ein friedensrichterlicher Vermittlungs⸗ 
verfu hätte Rattfinden "follen, — nit minder wichtige Bedenken 
entgegenftehen. Das Recht, den Offenbarungseid zu fordern, müſſe 
dog gewifle dur die Natur der Sade gebotene Grenzen haben und 
Pônne nit unter allen Umftänden in infinitum oder bis zum Ablauf 
einer zehnjährigen Verjährungsfriſt fortdauern, indem fonft jeder 
" Geltstager — mas do nicht der Wille des Geſetzes fein könne — 
sehn Sabre lang von jedem feiner Gläubiger felbft ohne Angabe eines 
überzeugenden Grundes bloß auf ausgefprodenen Berdagt bin mit 
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Manifeſtationsbegehren heimgeſucht werden könnte. Auch die Berner 
Gerichtsſatzung habe daher die Zuläſſigkeit des Begehrens eidlicher 
Reinigung des Geltstagers und der Seinigen auf die Zeit der Ber: 
handlung des Geltstags beichränkt. Hätte der Gläubiger neue feit 
dem Geltétag oder Nadgeltétag ibm bekannt gewordene Thatſachen 
angezeigt, die den Borwurf einer Vermögensverſchleppung aud nur 
einigermaßen begründen könnten, fo möchte fein Begehren — in fo: 
fern wenigſtens die Givilproceforonung Anwendung fände — Faum 
begründete Anfechtung finden; allein er füge daflelbe auf Die bloße 
Bermuthung unvollländiger Gnventuraufnabme im Geltétage Unno 
1855 und im Nadgeltétag Anno 1857, obglei er von der angeblig 
mangelhaften Bermögensangabe längft Kenntniß hätte haben können, 
und, wie angenommen werden dürfe, aud wirklich gehabt babe, er 
folglig auch in der Lage geweien wäre, ein die Bervollländigung 
des Maffavermügens bezwedendes Begehren damals zu ftellen, welches 
Begehren jet als ungeeignet und verfpätet ſich erzeine. 
(Directe Mittheilung.) 


* Strafrecht. 


46. Freiwilliger Rücktritt vom Verſuch der Falſch⸗ 
mäünzung. 

Die Fabritarbeiter 3. S. und 3. 3. Sd. in Baſel entfdioffen 
f@ im Frühjahr 1863 falſches Geld zu prägen, um fi, wie 3. ©. 
freimüthig sugeftand, über die verdienklofe Zeit durchzuhelfen. Sie 
verfertigten Modelle aus Gyps, Fauften einen Eigel und verfudten 
zu prägen. 3.3. Sch. zog ſich nad dem erſten Berfuhe von der 
Sage zurück; 3%. ©. war beharrliger und prägte Fünffranfen:, 
Einfranken- und Zwanzigrappen-Stüde, melde ſich indeß ſämmtlich 
ſeiner Anſicht nach nicht zum Ausgeben eigneten und von denen auch 
keins in Umlauf geſetzt wurde. Er verzweifelte am Erfolg, und da 
zudem J. J. Sd. in betrunkenem Zuſtande verdaͤchtige Aeußerungen 
that, aus welchen J. S. Entdeckung fürchtete, ſo warf er die Modelle, 
ferner die Fünffranken- und Einfrankenſtücke in den Rhein. 

Un 12. Mai, etwa 14 Tage nach jener Beſeitigung, fand aus 
Anlaß eines Diebſtahlverdachtes eine polizeiliche Hausſuchung bei 
J. S. ſtatt. Hiebei fanden ſich ein zum Behuf der Münzfälſchung 
entwendeter Löffel, 27 falſche Zwanzigrappenſtücke und verſchiedenes 
Metall, und erſt auf Grund dieſer Hausſuchung entſtand Verdacht 
der Münzfälſchung und erfolgte Anhebung der daherigen Unterſuchung. 

Da $$ 58 und 59 des Criminalgeſetzes zum Thatbeſtand des voll⸗ 
endeten Verbrechens nur die Verfälſchung oder Nachmachung, nidt 
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aber au das Ausgeben der verfertigten Münzen fordern, fo entſtan⸗ 
den die Fragen: 

1. Iſt im gegenwärtigen Fall das Berbreden vollendet, oder liegt 
in Betracht des nur unvolllommenen Gelingens und namentiid in 
Betradt, daß nach der eigenen Anſicht der Thäter die Münze fi 
nicht zum Uusgeben eignete, nur Berfud vor? 

2. Liegt im legtern Fall „Freiwilliger“ Rücktritt im Sinne des Ge: 
fetes vor, da diefer nicht aus fittligen Motiven, fondern theilé aus 
Berzweifeln am Gelingen, theils aus Furt vor Entdedung erfolgt it? 

Das corrertionelle Gericht fprah am 13. Juni folgendes Urtheil: 

In Erwägung, es feien beide Angeklagte theilweife geftändig und 
überwiefen, ſich während der lebten Monate in der Wohnung des 
3. S. mit der Berfertigung fchweizerifger und franzöſiſcher Zwanzig⸗ 
rappens, Ginfranfen: und Fünffranten-Stüde beſchäftigt, zu dieſem 
Debufe Formen aus Gyps angefertigt, verfhiedenes Metall angefdafft 
und in der That eine Anzahl Geldſtücke gegoffen zu haben, auf derem 
Ausgabe fie jedoch versidteten, weil Diefelben leicht als falfé zu er: 
fennen waren; 

es babe Ü 3. 3. SE. fon nach dem erſten Berfude zu gießen 
ganz von der Sade zurückgezogen, und and 3. ©. babe einige Zeit 
vor Ginleitung der Unterfugung in Folge von Meußerungen, welde 
% 3. Sd. in betrunlenem Buftande über die Sade madte und 
welge ihn eine Entdeckung befürdten ließen, auf die weitere Berfolgung 
feiner Abſichten verzichtet und die Formen in den Rhein geworfen; 

es fei 3. S. überdies überwiefen und gefändig , einen filbernen 
Eßlöffel im Berthe von Fr. 7, welcher dem Knaben feines Hausherren 
gehörte, heimlich und widerregtlih aus defien Kühe meggenommen 
und zerbroden zu haben, um die Stüde bei feinen Berfuden, Geld 
au machen, zu verwenden; 

es feien fomit beide Angeklagte des Verſuchs der Münzfälfgung 
unter freiwilligem Rüdtritt von demfelben, und 3. ©. überdies eines 
PFleinen Diebſtahls ſchuldig; 

in Betracht jedoch, daß beide Angeklagte durch Verdienſtloſigkeit 
auf den Gedanken gekommen Geld zu machen, und daß bei der Uns 
vollkommenheit der von ihnen angewendeten Mittel eine Münzfälſchung 
in irgendwie gefährlicher Ausdehnung ganz undenkbar war; 

in Anwendung der $$ 11, 63 des correctionellen und 58 bes 
Griminalgefetes, 

Grfannt: Es werden 3. ©. zu zweimonatliger, 3. 3. Cd. au 
vierwöchentlicher Einfperrung, erfterer überdies zum Erſatz von Fr. 7 
und beide folidarifé zur Bezahlung der Procefloften mit Inbegriff 
einer Urtheilsgebühr von Fr. 15 für jeden verurtheilt. 

(Directe Mittheilung.) 


Zeitfegeift f. (hweig. Recht. XIL 1. (3)7 
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47. Freiwilliger Nücktritt vom Tödtungsverſuch. 


Die Fabrikarbeiterinnen M. G. und C. P. in Baſel bewohnten 
das gleihe Zimmer. Am 4. Mai 1863 bemerkte M. G., daß C. P. 
im Beſitz von Fr. 15 ſei, die ſie im Nachttiſchchen verwahrte, und eb 
ſtieg ſchon am Mittag ihr der Gedanke auf, die C. P. zu tödten, um 
ihr dann beſagtes Geld zu nehmen. Sie ſchwankte nach ihrer Angabe 
den Nachmittag hindurch über ihr Vorhaben und beredete, noch un⸗ 
entſchloſſen, Abends 8 Uhr bte C. P. zu einem Spaziergang am Rheins 
quai. Dort febte fé der Entfgluß in der M. ©. feft. Sie fprang 
eine der bis an dad Baffer führenden Treppen hinunter und vief die 
G. D. aud hinab, „um ihr etwas Sonderbares zu zeigen.“ Die 6. $. 
folgte dem Rufe, fette fit auf die unterfte Stufe und erhielt, als fe ſich 
wieder erhob, von der M. ©. einen Stoß, in Folge deffen fie in's 
Baffer ſtürzte. Diefed war gerade dort tief und reißend, in der Nähe 
waren einige Kähne angebunven. 

Meber den fpätern Hergang weichen die beiden Betbeiligten von 
einander ab. M. ©. behauptete, unmittelbar nad dem Stoß von an- 
genblidiiger Neue erfaßt, der 6.8. die Hand im Wafler gereicht, fe 
herausgezogen , um Verzeihung gebeten und bis in die Nähe des Po: 
lizeipoftens begleitet zu haben, wo zwei unbefannte Herren fi der 
6. B. angenommen hätten. C. P. befiritt beftimmt, von der M. ©. 
beraudgezogen worden zu fein; fle babe im Waller das Bewußtſein 
verloren, fei aber von den zwei unbefannten Herren gerettet worden. 
Die M. ©. babe nah dem Stoß Fein Wort mit ihr gefproden, fon: 
dern fei davon gefprungen. Wo die 6. P. wieder zum Bewußtfein 
gefommen, ob fon im Waller, als fle mit dem Kopf darüber empor- 
tauchte, oder erft auf einer Banf am Rheinquai, darüber féwanften 
ihre Ausfagen. 

Die zwei unbekannten Herren, die wirflih die C. P. auf den 
Volizeipoften gebracht hatten, aber dort nit um ihre Namen waren 
befragt worden, waren nicht mehr beizubringen. _ 

Die M. ©. geftand zu, nach diefem Vorfall vor der C. B. nad 
Haufe gegangen zu fein und die diefer gehörigen Fr. 15 entwendet zu 
haben. 

Es lagen alfo dem correctionellen Geridt, welchem die M. ©. 
âbermiefen worden, hauptfäglih die Tragen zur Beantwortung vor: 
1. Ob die M. ©. die C. P. aus dem Waſſer gezogen habe; 

2. 0b bejahenden Falls hierin ein freiwilliger Rüdtritt liege, nad 
$ 11 correct. Geſetzes: „Wo zwar Vorfas zu einer im Criminal: oder 
correctionellen Geſetz bezeichneten Handlung erwiefen ift, der Handelnde 
aber freiwillig von der f@on begonnenen oder vorbereiteten Unterneh: 
mung abfleht, Fann vom Richter auf Freiheitfirafe bis auf ſechs Wo⸗ 
Ken erkannt, und es foll überdies der Betreffende zum Erſatz des all: 








Strafredt.] Toödtungsverſuch. Betrug. 99 


fällig fon zugefügten Schadens nad den geſetzlichen Beftimmungen 
angehalten werden ;“ oder ob gegen die M. ©. anzumenden fei $ 104 
Grim.=Gefebes: „Die unternommene aber nicht vollbrachte vorſätzliche 
Tödtung (bzw. Mord) it mit 8-16 (bzw. 14—20) jähriger Rettenftrafe 
.. .... zu belegen“, in Verbindung mit $ 36 g: „Die hauptſächlt⸗ 
gern Milderungegründe find, wenn der Verbrecher fih vor Entdedung 
der That beftrebt bat, den verurfachten Schaden gut zu machen oder 
die weitern Folgen zu verhindern“, in meldem Fall eine Ueberweifung 
an das Eriminalgericht hätte erfolgen müflen. 

Das Gerrit erkannte unterm 27. Mat: 

In Erwägung: 

Es ergebe ſich aus der Unterſuchung, daß die Angeklagte am 
4. Mai Abends eine andere Fabrikarbeiterinn, mit der ſte gemein⸗ 
ſchaftlich ein Zimmer bewohnte, beredet habe, mit ihr am Rhein zu 
ſpazieren; daß fie dieſelbe ferner veranlaßte, eine Rheintreppe hinunter 
au ſteigen, und hierauf in der Abſicht fie zu tödten, um ſich hernach 
ihre Habe anzueignen, in den Rhein ſtieß, worauf ſie dieſelbe jedoch 
ſofort von Reue erfaßt, wieder herauszog, aber ſich nichts deſto weni⸗ 
ger ſchnell in das gemeinſchaftliche Zimmer begab, die Geldtaſche ihrer 
Schlafgenoſſinn mit Gr. 15 Inhalt wegnahm, und ſich ſofort damit 
von bier entfernte; 

ed ſei fomit die Uugeflagte eines Tödtungsverſuchs unter freis 
wiligem Rücktritt und eines Diebſtahls im genannten Betrage ſchuldig; 

Erfannt: 

Es wird M. G. zu ſechsmonatlicher Ginfperrung, zum Erſatz von 
Fr. 15, und zur Bezahlung der Proceßkoſten mit Subegriff einer 
Urtheildgebühr von Fr. 10 verurtheilt. 

(Directe Mittheilung.) 


48. Betrug. Wiffen und Wollen. Schakung. Fort: 

gefegted Verbrechen. 

Anna Tanner, geb. Blum, von Büttenhart (6. Schaffhaufen), 
44 Sabre alt, Befigerinn eines Ellenwaarengefchäftes, war bereits bis 
zuni hohen Rechtstrieb gerichtlich verfolgt, als ſie mit Johannes Näf 
von Dachſen (C. Züri) einen Verkauf ſchloß, in Folge deſſen fie ibm 
in der Solveſternacht Waaren im Facturapreis von mindeſtens 1636 Gr. 
und Mobilien im Werth von 192 Fr. zufommen ließ, gegen Baatzahlung 
von 520 Fr. und Uuéftellung eines auf den Namen des Bruders der 
Tanner gerichteten Schuldfeheined von Fr. 340, welche beide Gegen: 
werthe fie in der Nacht vom erften auf den zweiten Januar 1861 em- 
pfieng. Nach vollendeter Zumeflung der Waaren übernadtete die Tanz 
ner noch in der Wohnung des Näf und entfernte fih von da aus un: 
ter Mitnahme von Mobilien und Baaren im Betrage von Fr. 320, 
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wurde aber vor dem Ueberſchreiten der Grenze polizeilich verhaftet und 
nad einer fetsmonatliten Unterfugung wegen Fallimentöbeiruges 
mit 2 Zahren Zuchthausftrafe belegt, ihr Abnehmer Näf aber, mit 
dem fie noch eine Rechnung über Fr. 1203 fälſchlich entworfen hatte, 
wegen Gebülffdaft zu 15monatlicher Zucthausftrafe und zehnjähriger 
Berweifung verurtheilt, beides vom Cantonsgericht Schafffaufen dur 
Sprud vom 29. Auguf 1861 : 
In Erwägung: 

Hinſichtlich der Schabung der Waaren, daß nicht der Werth, den 
die Ladenwaaren im Detail:Berfauf gegolten haben würden, fondern 
der abrifpreié berfelben, und hinſichtlich der verkauften fonftigen 
Fahrhabe der amtlide Tarationswerth maßgebend fein muß, da ein 
niederer Werth als der der Fabrikation nit zuläffig if und es nicht 
Darauf anfommt, was bei einer Bmangéverfteigerung erlöst worden 
wäre, fondern was der Werth derfelben im freien Geſammtverkaufe 
fein würde; 


Hinſichtlich der fubjectiven Verſchuldung der Tanner: 

daß während die Angeklagte ihre Zahlungsunfähigkeit vorausfah 
und nachdem fie bereits für mehrere Forderungen im Redistrieb ſich 
befand und für zwei derſelben bereits die Auffalldwarnung erhalten 
hatte, fle au den Angeklagten Johannes Näf aus ihrem Laden Ellen: 
waaren verkauft babe; 

daß fomit, da diefe Betrügereien einem und demfelben Entf luſſe 
beizumeflen find, ein fortgefebter Betrug im Geſammtbetrag von 
Fr. 2148 vorliegt. 

(Amtsblatt von Schaffhaufen 1861. Nr. 45.) 


49. Mord oder Todfchlag? 


Um 17. April 1861 wurden zwilgen Urswyl und Hochdorf (Gans: 
ton Luzern) auf geichehene amtliche Anzeige nahe beim Straßenbord 
in der Matte liegend, die zwei Leichname des Franz und Johann Thali 
gefünden, beide mit einer penetrierenden Stihwunde zwifgen der vier- 
ten und fünften Rippe. Der gerihtsärztlige Befund ergiebt, daß der 
Tod bei Beiden diefen Wunden zuzuſchreiben fei; genauere Angaben 
über den Zufammenhang find nicht befannt. Ein Bruder der Ge 
tödteten, Xaver Thali, trug ebenfalld einen Stid auf der linfen fe- 
benten Rippe davon, wurde aber dadurch nit arbeitsunfähig; er 
war e8 allein, welder genauere Angaben machen Fonnte. Mad den- 
felben Fam fein Sti$ von Der Hand des Meller Zofepb Luternauer 
von Wauwil, dem er mit einem Bengel nadgefegt hatte, und der 
mit Zaver Kärli vor ihm und feinen Brüdern surüdgemiden war; 
während er, Xaver Thali, da wo die Lükswylerſtraße von der Hoqh⸗ 
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dorferftrafe abweigt, mit Kärli im Streit begriffen war, und zum 
Sälagen den Bengel aufgehoben hatte, fuhr Luternauer von der 
Matte berfommend auf ihn los, gab ihm einen heftigen @tof, 
in Folge deffen er, Thali, zurückwich, ebenfo, wie ihrerfeits, Luters 
nauer und Kärli, diefe Hochdorf zu, er Urswyl zu. Erſt nachher ets 
Fannte er, daß er zum Stoß einen Stich empfangen hatte, fab feine 
beiden Brüder in gleider Ridiung von der Matte her, wo er fie mit 
Luternauer hatte bengeln hören, quer fiber die Straße Fommen, und 
einen na dem andern einfinken und liegen bleiben. 

In diefen Streit gerathen waren die Hochdorfer Kärli und Lus 
ternauer und die Gebrüder Thalt, weil kurz nach 9 Uhr Ubends Kärli 
und Luternauer, fammt À. Suns und Martin Emmenegger vor der Thali 
Haus „geitipten“ (Lärm trieben) und fe unter Fluchen beransforderten, 
bis endlich die drei Brüder, Die fon fchlafen gegangen waren, von 
ihren Betten aufflanden, hinter dem Haufe bervorbraden, die Ho: 
dorfer fortjagten, von ihnen aber, jedesmal, wenn fle, die Thali, zu⸗ 
rüdbleiben und ſtehen wollten, durch Rufen, Heben und Entgegen⸗ 
laufen weiter gelodt wurden, bis eine gute Strede vom Dorfe Urs⸗ 
wyl weg, unter gegenfeitigem Steinwerfen fie in's Handgemenge ge: 
riethen, Xaver mit Kärli, Franz und Johann mit Luternaner. 

Zunz und Emmenegger hatten „Bech gegeben“ (fit geflüchtet) und 
Pamen erft fpäter wieder zum Streit; ebenfo mie von Urswyl ber die 
beiden Nachbarn der Thali, Ditiger und Muff, Lebtere aber nach⸗ 
Dem Alles vollendet war. Weber den Grund der Rauferei ergab die 
Unterfugung Folgendes: 

a. Es war 14 Tage vor dem Tode der zwei Brüder Thali, Don: 
nerflag den 4. April, als ih Kärli mit Zof. Suns Abends circa halb 
10 Uhr na Urswil verfügt hatte, Franz Thali und Knecht Ottiger 
‚hielten eben Wache bei einer Waſche. Die beiden Hochdorfer fellen 
fh, wie behauptet wird, ungebührlich aufgeführt und namentlig vor 
des Ubrenmaders Muffen Haus gelärmt und die Söhne Muff mit be 
fhimpfenden Ausdrüden herausgefordert haben. Sie kamen nun in 
Konflikt mit Ottiger, der des Muffen um Hülfe rief. Es eilte Sohn 
Sandid Muff auf den Blast und wurde von den beiden Nachtbuben 
geffändigermeife gefdiagen und zwar von Kärli mit dem — ans 
geblich gefchloffenen — Mefler an den Kopf, fo dag er befinuungsios 
zu Boden fiel. Run eilte aud Franz Thali berbei und hat, wie die: 
fer nachher felbft dem Joſt Midmer erzählte, Jun beftätigt, und Kärlt 
ſich gegen Ik. Müller äußerte, den Kärli „überfhoflen und an Den 
Baden gefräbelt.“ 

b. Inwiefern diefer für die beiden Hochdorfer Nachtbuben, nas 
mentlit für Kärli demüthigende Ausgang vom 4. April mit dem 
Bug vom 17. April in Zufammenhang ehe, darüber ergicht f@ Fol⸗ 
gendes: 
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J. Junz deponiert: Ich fragte Kärlt nad der Urfade feiner Arä- 
bel; Kärli erwiederte, er wolle denjenigen fon daran finnen, die ihn 
gefräbelt. 

Taf. Müller deponiert: Kärli fagte, er wolle den fon wieder 
finden, vielleicht ehe e8 lange gehe; er komme fon wieder auf Urs— 
wil und zwar bald. Es komme dann nod ein anderer mit, der den 
Urswilern fon Meifter werde, fie wollen ed ihnen dann fchon zeigen. 
Als er und Billiger ihm abwebrten, babe Kärli obige Drohungen 
wiederholt. 

Jakob Kaufmann fagt aus, Kärli babe ihn überreden wollen, 
mit ibm nach Urswil zu geben. 

Michael Wyß deponiert: Kärli und Emmenegger wollten ihn 
und obigen Kaufmann bereden, mit nach Urswil zu kommen, um Die 
Urswiler ausjumiren. 

Joſ. Raſt erzählt: „Am 14. April begegnete mir und dem Joh. 
Emmenegger der Kärli und fagte, er fei in Urswil gelrübelt worden; 
wenn wir dabei gemefen wären, e8 wäre anders gegangen, und wenn 
wir mit ihm binablommen, bezahle er uns genug Moft; es fei glei, 
Thali müfle ſchon no feinen Theil haben.“ 

30h. Emmenegger deponiert: Kärli babe ihn wiederholt darum 
angeſucht, mit nach Ursmil zu ziehen. 

Frz. Sof. Buyer erzählt: Gläublich den 7. April fagte Iuguiflt 
Emmenegger, der Kärli fei in Urswil abgewirt worden, allein fie 
wollen es jebt dann den Urémilern fon zeigen. Sie gehen bald 
wieder nach Urswil, nehmen Buchmanns Melker mit fi, und wenn 
ihnen dann die Urswiler nachkommen, fo wollen fie ihnen den Meifter 
fon zeigen und fle recht audmwiren. 

Leon; Zürcher kam dazn, wie Kärli.den 13. April ein Pleines 
Mefierlein Schliff, wobei ibm der „Märteli“ (Emmenegger) den Schleif⸗ 
Kein drehte. Kärli fagte: „wir müflen die Mefler für die Urswiler 
f&leifen“ und 309 ein großes Sadmeffer aus dem Hofenfad und fügte 
— felbes feft in die Hand drüdend — bei: „dieſes Meſſer müflen die 
Urswiler no „„gewahren““. 

Leon; Büttler erzählt: den 15. April behauptete Zum, Gan- 
bio Muff babe ihnen — wie er vernommen — gedroht; allein der 
fol nur warten, bis er wieder auf Urswil binausPomme, den Uhren: 
macherbub wolle er dann „abelegge.“ Kärli — hinzufommend — bielt 
dem Büttler die Kauft vor's Gefiht, drehte fle fo bin und her und 
fagte: „ja, wenn wir wieder nad Urswil fommen, und mir bort Gran; 
Thali unter die Hände kömmt, dem will ih das Mefler kehren.“ Die 
Burſche — fagt Büttler — waren fo voller Eifer, daß mir recht bange 
war, und je mehr ich abmahnte, defto eifriger wurden fie.“ 

Junz befätigt die Unmerbungsverfude Kärli’s an Kaufmann, 
By, Job. Fmmenegger und Raſt; den letztern zweien babe Kärli ge 
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nug Moft und Bränz zu bezahlen serfproden, wenn man mit ihm 
nad Urswil hinüberkomme. Als man von Diefen zweien megging, 
babe Kärli gefagt: „Die Urswiler müflen fon noch haben“; ein ander» 
mal: „der Grite, der an ihn zukomme, müfle niedergemacht fein“, mas 
Zunz dem Gandid Muff laut des Lebtern Depof. wieder fagte. Kärli 
babe oft fo Aeußerungen gegen die Urdwiler gethan; Zunz fagt das 
dem Kärlt ins Geficht. Ihn felbft babe Kärli eingeladen, mit Luter- 
Hauer und Emmenegger nad Urswil zu Fommen. 

Endli fagt aug Martin Emmenegger, Kärli babe von dem 
Kräbeln her immer einen Eifer gegen die Urswiler gehabt und erklärt, 
er wolle ſchon folge mitnehmen, die den Urswilern gemadfen feien 
und fie dann audflopfen, daß „es S’thuet“; wogegen Kärli zugiebt, Race 
wegen dem Kräbeln gegen des Muffen gehabt zu haben, aber nicht, 
„um ihnen etwas Leids zu thun.“ 

c. Schon Sonntag den 14, April, Nachts noch um 11 Uhr, gins 
gen Suns, Emmenegger und Kärli, naddem fie vorher bei Junz Schnaps 
getrunfen, nach Urswyl, ohne dort Etwas zu thun zu haben; kehrten 
aber bald ’wieder zurüd, ohne daß fig eine Nachtbuberei damals ent: 
widelte. Die Depofition des Jakob Bucher von und in Beinwil 
über einen am befagten 14. April auf ibn von Luternauer, Kärlt und 
Junz in der Beglaubigung, er fei ein Urdwiler, verfuchten, eine fürch⸗ 
terliche Rachſucht verrathenden Anfall, bei meldem einer ein offenes 
Meffer trug, mit dem Geſchrei: bauet ihn nur, die Urémiler-Raiben 
müflen noch alle fertig gemacht werden und dgl., ift widerfprocden 
und die Sade nicht rechtögenüglich ermittelt, weßhalb diefe fonft wid: 
tige Depofition vechtlih außer Betracht fällt. 

d. Für den 17. April Abends bat nun nach Uusfage des Inqui⸗ 
fiten Emmenegger eine Berabredung zum Zuge nad Urswil ftatts 
gefunden. Kärli — fagt Emmenegger — babe ibm, Jun und dem 
Meller (Luternauer) gefagt, wie er früher, vor 14 Tagen, in Urswil 
„abgewätfcht“ worden und auch Einer der Thali dabei gemefen fei. 
Er (Emmenegger) folle auch mit; wenn fie dann wieder kommen, wol⸗ 
len wir es ihnen ſchon zeigen und fie recht „abknüßen.“ Nun babe 
Kärli eben au Buchmaun's Melker und den Junz dafür angefproden 
und ihnen allen Dreien nachher genug Moft bezahlen zu wollen vers 
fproden. Schon am Abend vor dem 17. hätten fé Kärli, Zunz und 
Luternauer verabredet, wie fie nach Urswil ziehen und die Buben 
durch Geitfchen herausloden wollen. Auf Beftreitung Luternauers 
revociert Emmenegger zum Theil wieder und will die Verabredung 
nicht gehört haben. Laut Depofition der Unna Mar. Bühlmann 
waren den 17. April Abends zuerft Luternauer und Suns bei ihnen 
in der Stube, gingen hinaus und Famen mit Kärli und Gmmenegger 
wieder hinein, gingen dann alle vier fort um halb 9 Uhr und fagten: 
nah Urswil, um Moft zu trinfen, Auf dem Weg nad Ursmwil, fagt 
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Sunz, haben Auternauer und Kärli davon geredet, fe wollen Die 
Urswiler herauslocken; kommen fle dann, fo wollen fie es ihnen fon 
zeigen, fe wollen fé mit Meflern und Bengeln wehren ıc. 

Auf der andern Seite beftreiten Kärli und Luternauer, beim Zug 
sad Urswil urfprünglic einen den Urswilern feindlihen Zwed gehabt 
und ſich zu einem folden verabredet zu haben, gerathen aber in Wider: 
fprüde. So fagt Luternauer: „wir find einzig nur hinüber, um duré 
das Dorf zu fpazieren“, Kärli: „um in Betermanns Haus einen Befud 
abzufatten, da Betermannd aber fon im Bett gemefen, babe man 
dann ind Wirthshaus wollen, mo aber aud Niemand mehr aufgewe: 
fen.“ Später gelangt er zu der Angabe, er habe, weil er des andern 
Tags fé babe in andere Gemeinden an die Arbeit begeben wollen, 
einen Abſchiedstrunk verfproden, womit dann Suns in Konfrontas 
tion wieder übereinflimmt. In fpätern Berbôren fagt dann and 
Quternaner: „Kärli verfprad Moft zu zahlen“ und in einer andern 
Untwort: „man habe bei Höltſchis einen Iufigen Abend haben wollen“; 
und dann wieder: „Kärli habe ihn fhon am Abend vorher erfut, 
mit ihm auf Urswil zu fommen — auf Kiltbefug zu deſſen Schag.“ 

Betreffend den Leumund der Betheiligten, fo ergiebt die Bro- 
cedur Folgendes: 

a. Das Leumundszeugnif bezeichnet den Kärli als einen Nacht⸗ 
ſchwärmer und Ruheſtörer und den Emmenegger als einen ausgelaf: 
fenen unflttligen Menfgen. Gand. Muff fagt: ich babe den Kärli 
immer gefdent; beim geringften Anlaß zog er fein Mefler und fagte: 
„Du Gbaib, muß id Dit erſtechen!“ Dasfelbe wirft ibm Junz vor. 

b. Bon Luternauer f@reibt der Heimath:Gemeinderath, er babe 
ſich ſchon als Anabe grobe Handlungen zu Schulden Fommen laffen. 
Gemeinderathöpräfident Boffard von Surfee, bei dem Luternauer 20 
Boden im Dienft geftanden, erklärt, „alle Ermabnungen zum Guten 
feien bei ibm fruchtlos gemefen, er hatte befondern Hang zur Nacht: 
fémärmerei “ Das Gerücht lege laut Depofition eines Ambühl dem 
Luternauer die angeblig vor zwei Jahren gemadte Aeußerung in den 
Mund: „eine Rate oder einen Menſchen tödten, wäre ihm gleichutel.“ 
Seinem frühern Dienftherrn Raſt, der den neuen Meifter wegen der 
Kinder vor Luternauer warnte, babe Lebterer gedroßt: „er wolle ihn 
noch fertig maden.“ 

c. Die drei Thali find gutbeleumbet, jedoch laut demfelben Zeug: 
niß ihres heimathlihen Gemeinderaths dem Bernehmen nad öfters 
bei nächtlichem Herumſchwärmen betheiligt geweien , mas ihr Nachbar 
Joſt Widmer als nicht richtig bezeichnet. 

Die vorliegende Hauptfrage war nun, wiefern Mord oder Tod: 
flag vorliege ? 

Darüber fpridt ſich das Urtbeil des Obergeri®ts Luzern im 
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Gegenfag mit dem Griminalgericht, welches Mord annahm, folgender 
mafen aus: 

5. Daß, wenn ed ſich nunmehr frägt, worauf die feindfelige Ab⸗ 
fldt der Komplottanten geridtet war, eine juriſtiſche Ueberzeugung 
von einer geradezu nur auf Tödtung gerichtet gemefenen Abſicht ſich 
ans der Procebur nicht gewinnen läßt, wohl aber die furdtbare Be⸗ 
waffnung mit einem Bengel in der einen und einem Mefler in der 
andern Hand, die Anwerbung des als roh und bei Raufereien zum 
Schlimmſten brauchbar bekannten Quternauer, die Intenfität des Rade: 
gefühls Kärli’s, die von diefem gebrauchten Drohmorte: „dieſes Mefler 
müflen die Urswiler noch g’wahren“ (ſtehe Depoſ. Lz. Zürcher oben 
falt. Theil Zif. 4 litt. b) „dem will id das Mefler kehren, den will 
ich abelegge“ (Depof. Lz. Büttler f. eod.) „wir wollen fie ausklopfen, 
daß es Hthuet“ und fie vet .ablnüfen“ (f. Depofit. Joh. Emmen: 
egger eod. und litt. d), endlih die Befähigung der Inquiſiten zum 
Schlimmſten, — die Annahme einer lediglich auf Körperverleßung 
gehenden Abſicht ausfchließen und zur Ueberzeugung hindrängen, die 
Inquiſiten haben fi auf eine furdtbare Weile für Kärli rägen und 
die Thali bemeifteru wollen, gleichgültig ob biefer oder ein an: 
derer Erfolg, ſelbſt das Aeußerſte, eintrete; 

6. daß gemäß S 26 des Kriminalftrafgefeßes aud bei einem der- 
artigen unbeflimmten dolus der eingetretene rechtswidrige Erfolg (hier 
Tödtung) als abſichtliche Uebelthat und nicht bloß als Fahr: 
läffigfeit anzurechnen if; 

7. daß, betreffend die weitere Frage, unter melde der beiden Ars 
ten abſichtlicher Tödtungen, — Mord oder Todſchlag, — die vor: 
Jiegende zu fubfumieren fei, die That Äh zum Todſchlag qualifictert, 
indem nah unferm Kriminalſtrafgeſetz, F 152, („wer vorfäßlig und 
mit Ueberlegung einen Menſchen tödtet, „begeht einen Mord“, zum 
Mord eine mit „Ueberlegung“ d. i. mit überlegtem planmäßig ge: 
rade auf Tödtung gerichteten Willen begangene Tödtung gehört, jede 
andere abſichtliche Tödtung aber unter den Begriff des Tod⸗ 
ſchlages fällt (S 154 ded Kriminalftrafgefebed: „wer vorfäglich, jedoch 
nidt mit Ueberlegung einen Menfhen tödtet, begeht einen Tod: 
flag“), alfo namentlih nit bloß wenn die Tödtung in heftiger 
Gemüthsbewegung beſchloſſen und ausgeführt wurde, fondern aud 
wenn die Anfigt nur unbeftimmt auf Tödtung gerichtet und nicht 
als entwidelter Inhalt des Bewußtſeins, als direkter Gegenftand des 
Willens vollzogen wurde; 

8. daß, — wenn angenommen werden muß, es habe eine Berab- 
redung der Inquifiten zu gegenfeltigem- Beikand Kattgefunden, und 
es fei die Abſicht biebei eine den Bulneraten feindfelige, in unbeſtimm⸗ 
ter Beife felbft die Tödtung miteinſchließende geweſen, — der Erfolg 
dieſer Verabredung, gemäß $ 38 des Ariminalftrafgefees, jedem Theil 
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nehmer, welcher auf irgend eine Weiſe mitgewirkt hat, als einem Mit⸗ 
urheber anzurechnen iſt, wenngleich es mit Rückſicht auf die Depoſi⸗ 
tionen des Xav. Thali (Zif. 4 a. &) und des Joſ. Ottiger (ſ. oben 
Zif. 1 0. E. faktiſchen Theils) über die Angabe des ſterbenden Joh. 
Thali, beſtätigt von Vater Thali, ferner mit Rückſicht auf den Befund 
der Gerichtsaärzte über die Uebereinſtimmung der Dimenſion des Mefs 
fers Luternauers mit derienigen der Stichwunden der Vulneraten, 
endlich mit Rückſicht auf die Zugeſtändniſſe des Luternauer ſelbſt, 
außer Zweifel geſetzt iſt, daß Lnternauer allein alle drei Thali 
geſtochen hat; 

9. daß, betreffend ſpeciell die Perſon des Luternauer als 
phyſiſchen Urheber, bei ihm mit Rückſicht auf die Verſetzung von 
Stichwunden mit einem großen Meſſer bei allen drei Brüdern Thali 
ungefähr an der gleichen, gefährlichſten Stelle die Bermuthung be 
gründet iſt, er habe im Momente der That Tödtung geradezu und 
nur Tödtung beabſichtigt; deſſenungeachtet aber auch bei ihm ein 
Mord nicht angenommen werden kann, indem ein daheriger allfälli⸗ 
ger Entſchluß die Folge einer dur die Kühnheit der unerichroden 
ihnen nadeilenden Brüder Thali und durch Die Rauferei bis zum 
Affekte gefteigerten Gemüthsſtimmung im Momente der That er: 
ſcheint, was auch bei den beiden andern Inquifiten angenommen wer: 
den müßte, wenn unmittelbar vor der That wahrend der Rauferei 
fŒuell eine Verabredung gerade zur Tödtung noch ftattgefunden hätte, 
was übrigens nad der Natur der Sade nicht vorliegt; 

‚10. daß endlich bei der Berwundung des dritten Bruders X. Thali 
offenbar die fubjective Schuld diefelbe ift, wie bei der Verlebung der 
andern Brüder, und, wenn Dabei obiectiv eine Tödtung nit eintrat, 
do ein beendigter Berfud eines Todfglages im Sinne des $ 29 des 
Kriminalftrafgel. vorliegt. 

(Umtéblatt des Kantons Luzern 1862. Nr. 24.) 


50. Abtreibung der Leibesfruht. Tauglichkeit der 

abtreibenden Mittel. Berfinch. 

Das Criminalgeſetzbuch des Cantons BafelsStadt enthält folgende 
Beftimmungen über Abtreibung der Leibesfrudt: 

$ 107. „Wenn eine Mutter, die mit einem ungeitigen oder tod⸗ 
ten Rinde niedergefommen tft, zuvor äußere oder innere Mittel, welge 
eine zu frühzeitige Entbindung, oder den Tod der Frucht im Mutter 
leibe bewirken Fönnen, mit Vorſatz angewandt bat, fo if diefelbe 
einer vier: bis zwölfjährigen Zuchthaus: oder Settenfirafe zweiten 
Grades unterworfen.“ 

F 108. „Wer durch Abgabe von Arzneimitteln, oder auf eine 
andere Art, zu Ausführung diefes Berbredens wiſſentlich behülflig 
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gemwefen, fol mit vier: bis zwölfjähriger, und iſt es der Vater des 
Kindes, mit fes: bis zwanziglähriger Zuchthaus: oder Rettenfirafe 
zweiten Grades belegt werden, und wenn jemand foles an mehreren 
Beibéperfonen oder an der gleichen Beibéperfon mehrere Male verübt, 
fo fol immer Kettenfirafe zweiten Grades eintreten.“ 

$ 109. (Kommt bier nidt in Betracht.) 

In der erften Hälfte Septembers 1862 pflog die ledige Bäder- 
magd K. W., die noch nie geboren hatte, fleifchlihen Umgang mit 
dem Bäaͤckerknecht J. S. Im Oftober blieben ihr die Regeln aus und fie 
befam Ungft. Sie theilte ihre Befürdtungen dem 3. S. mit, der fie 
anfänglich beruhigte, das fei nichts, ihr aber fpäter Haſelwurz brachte ' 
mit der Anweifung, fie als Thee zu kochen. Gr bemerkte ihr dabei, 
die Kräuter madfen nur auf den höchſten Bergen, fie wirken bintrei- 
nigend; der Gebrauch ſei in der erften Zeit Beine Sünde, Andere 
machen es ebenfo. 3. ©. giebt au, der Hafelmurz eine abtreibende 
Wirkung zugefchrieben zu haben, À. ®. bat Feine unummundene Gr: 
klärung darüber abgegeben, Do hat fie dem J. S. Geld abgefordert, 
„um beim zu gehen, und dort ihr Kindbett abzuwarten.“ 

Die À. W. tranf nun etwa während 4 Zagen je ein Trinkglas 
mit ziemlich ftarfer Dofis, ohne eine andere Wirkung davon zu_fpüs 
ven, ale Grbregen und vermehrte Webelkeit. 

Sie Plagte dem 3. S. die Fruchtloflgkeit des Thee's und diefer 
Paufte in der Apotheke ein halbes Fläſchchen Bleieffig, deſſen gefähr- 
lien Charakter er nad feiner Behauptung nicht Fannte. Cr will 
ihn für ein taugliches Abtreibmittel gehalten haben und gab ibn der 
K. W. mit den Worten: „das werde alles wegreißen, fie werde dann 
ihr Lebtag Fein Kind mehr bekommen.“ Zugleich wies er fie an, je 
weilen Morgens und Abends einen GBlöffel Davon zu nehmen. Die 
8. B. nahm einen halden Eßlöffel zu fé, konnte ibn aber nicht 
fchluden, fondern mußte ibn ſogleich von ſich breden, und da fie fürch⸗ 
tete, Äh damit zu vergiften, fo gab fie ibn dem 3. ©. mit Entrüftung 
zurüd. Zugleich theilte fe nun die Sade einer Freundinn, dann ihrer 
Dienftfrau mit, und am 25. November 1862 erfolgte auf Beranlaffung 
der Lebtern Anzeige an die Bolizei. 

Der ſchriftliche Bericht des Cantonsphyſikus vom 3. Dezember 
1862 äußerte fi: 

1. Ueber den Zuftand der 8. W.: Die Gebärmutter babe einen 
Umfang erreicht, der der zwölften Woche der Schwangerſchaft entivrede. 
Zeichen des Lebens des Kindes laffen ſich in diefer Periode noch nicht 
wahrnehmen. Man babe daher alle Urfache anzunehmen, die K. ®. 
fei ſchwanger. 

2. Ueber die angewandten Mittel: Die Haſelwurz (herba et stolo- 
nes arari europaei), jeßt noch officinell,, von einigen Autoren zu den 
ſcharfen Giften gezählt, habe eine brechenerregende, abführende, haru⸗ 
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treibende und abtreibende Wirkung, und ſei als Abtreibungsmittel 
mehr oder weniger bekannt. Im vorliegenden Falle babe dieſes Mit- 
tel keinen Erfolg gehabt, und auch für die Zukunft ſei kein Nachtheil 
zu fürchten weder für das Kind noch die Mutter. Wie es ſcheine, 
habe die K. W. dieſes Mittel nur wenig und ſelten angewendet. — 
Der Bleieſſig werde nie innerlich angewendet, zähle zu den Giften, und 
babe eine adſtringierende, auétrodnende, entzündungswidrige Wirkung. 
Als abtreibendes Mittel ſei er nicht bekannt. In der Wiſſenſchaft 
werde ihm keine fruchtabtreibende Wirkung zugeſchrieben, dagegen 
ſeien akute Vergiftungen durch Bleieſſig bekannt. Im vorliegenden 
Falle ſeien keine Erſcheinungen von Bleivergiftung eingetreten, und 
ſeien ſolche auch für die Zukunft nicht zu befürchten. Die Gefundbeit 
der K. W. habe durch den Gebrauch des Thee's und durch den Genuß 
von einem halben Löffel Bleieſſig keinen Schaden erlitten, und eben: 
fowenig fei eine nachtheilige Wirkung auf das Leben des Kindes aus: 
geübt worden. Die Schwangerfhaft der À. W. werde wahrfcheinlid 
einen regelmäßigen Berlauf nehmen. 

In der mündlien Verhandlung vom 27. Dezember 1862 gab der 
Gantonsphyfitus folgende Grölärungen ab: Hafelmurz werbe vom Bolke 
aud als Bruftmittel benubt, fie wirfe indef fpecififich abtreibend. Zu 
den vegelbefördernden Mitteln zähle fie nit. Die genommene Doſis 
fei eine ziemlich ſtarke und follte für die bcabfidtigte Wirkung genü- 
gen. Allein nad feiner, des Gantonsphpfitus, Anficht feien alle diefe 
Abtreipmittel meiftens unwirkfam. — Der Bleieffig hätte, wenn hin: 
untergefhludt, fatale Wirkungen haben und, wenn wiederholt ge 
nommen, zum Tode der À. W. führen können. Gleih herautgebro: 
Gen, babe er Peine nachtheilige Wirkungen hervorgebracht. — Endlich 
fügte der Cantonsphyſikus no bei, in diefer Periode könne die 
Scäwangerfchaft nit mit voller Sicherheit Fonftatiert werden. Die 
vorhandenen Anzeigen geben nur hohe Wahrſcheinlichkeit. 

Die Ueberweifung an das Griminalgericht war erfolgt unter der 
Anklage des Verſuchs der Abtreibung der Leibesfrudt und des Ber: 
ſuchs der fahrläffigen Tödtung durd Gift. In der Verhandlung ließ 
der Staatsanwalt den zweiten Punkt fallen und beſchränkte die Un: 
Plage auf den Berfud der Abtreibung. 

Die Vertpeidigung der À. W. trug auf Freifprehung an, geftübt 
auf folgende Gründe: 1. Die Ungeflagte babe die Hafelwurz nur als 
biutreinigendes, nicht als Abtreibmittel genommen; 2. Rad den Aus: 
fagen des Gantonsphypfifus Pomme der Hafelmurz der Charakter eines 
Ybtreibmittels nicht zu; 3. Der von der Anklage angerufene S 13 
Griminalgefeped ") pafle nicht, weil die Angellagte nicht ertappt wor: 


— — — — — 


1) 8 13. „Wenn der Thäter im wirklichen Anfange der Unter: 
nebmung ertappt, oder an der Ausführung gehindert worden, fo fol, 
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den fei, fondern freiwillig Anzeige gemacht habe; 4. Die Redaktion 
des S 107 fdliefe überhaupt den Verſuch der Abtreibung aus, indem 
die Strafe von der Niederkunft mit einem ungeitigen oder todten inde 
abhängig gemacht fei?); die Nichtigkeit diefer Behauptung werde na: 
mentlich bewielen Durch die franzöfliche Jurisprudenz, melde die eins 
ſchlägige Materie in eben diefer Weife anfehe, 3); 5. Der Bleieffig falle 
außer Betracht, weil er fein abtreibendes Mittel fei. — Die Bertheidi: 
gung des J. S. ftellte ebenfalld den Antrag auf Greifpredung, indem 
fie ff@ den erwähnten Gründen anſchloß und beifügte, $ 108 (f. oben) 
bezeichne die Handlung des Dritten nur alé Beihilfe, als Theilnahme, 
Selb vorausgefeht, die Mutter Pönne ff eines Berfugs der Abtreibung 
ſchuldig maden, fo doch nit ein Dritter. Ginen Berfucd der Theil 
nahme an einem Berbrechen gebe es nicht. 

Das Griminalgeridt fällte folgendes Urtheil: 

in Erwägung 

e8 ergebe ſich aus der Unterfugung, daf J. S., melder am gleis 
Ken Ort mit der 8. W. diente, in der erften Hälfte des September 
mit derfelben Umgang gehabt und ihr, als fie ibm im der Folge ihre 
Befürchtung, fdwanger zu fein, mittheilte, zuerſt eine Sorte Thee, 
fogen. Hafelwurz augeftellt Babe, indem er fie aufforderte, denfelden zu 
trinfen, und ihr fagte, derfelbe werde die Wirkung haben, ihre Mens 
ftruation wiederherzuftellen, daß hierauf die 8. W. biefen Three im 
Laufe des Monats October in ſtarken Dofen und zu wiederholten Ma= 
len getrunten, aber Peine Wirkung davon verfpürt babe, daß fodann 
J. S. derfelden ein Fläſchchen mit Bleieffig, den er für ein noch flärs 
Peres Ubortiomittel hielt, zugeRellt und ihr Dabei gefagt babe, diefes 
Mittel veiße ihr Alles weg, fie bekomme daun Feine Kinder mehr, daß 
die À. ®. wirflig einen halben Löffel Bleieffig eingenommen, aber 
benfelben hernach, da er ihr Œrbreden verurfadte, und fie damit ſich 
felbft zu ſchaden fürdtete, dem J. ©. wieder surüdgegeben und die 
Sade bernag ihrer Dienftherrichaft felbft mitgetheilt babe; 

e8 babe ſich aus der ärztlichen Unterfuchung ergeben, daß ſich die 
KB. wirklich im Zuftande der Schwangerfchaft befinde und daß ihre 


wenn auf das Berbregen Todeöftrafe geiept iſt, zehn⸗ bis achtzehnjäh⸗ 
rige Kettenſtrafe im zweiten Grade, in aͤndern Faͤllen aber von der 
5 Ifte der niederften bis zur Hälfte der höchſten Strafbeftimmung er- 
annt werden.“ | 

2) Der allgemeine Grundfag des Verfuds ift auégefproden in 
6 11 Grim.-:Gef.: „au einem Berbreden ift nit nöthig, daß die Uebel: 
that gänzlich ausgeführt und in allen ihren Wirkungen vollendet fei ; 
f@on die Unternehmung bdeffelben ift flrafbar, wenn nämlich das bôfe 
Borhaben des Berbreders durch eine duferlide, zur wirklichen Boll 
bringung führende Handlung an den Zag gelegt if.“ 

3) Code pénal art. 2. 317. 
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Leidesfrucht durch die angewendeten Mittel Feinen Schaden genommen 
babe; daß ferner der von der 8.8. eingenommene Hafelwurzthee als 
ein fpecififdes Ubortivmittel zu betrachten fei, das jedoch, mie andere 
innere Abortiomittel au, nur felten Erfolg babe, und daß endlich 
der angewendete Bleieffig nicht als ein Abortivmittel, fondern als ein 
acutes Gift zum betrachten fei; à 

es könne nichtödefkoweniger der Bleieſſig nidt als ein zur Abtreis 
bung untangliges Mittel im ſtrafrechtlichen Sinn angefehen werden, da 
derfelbe, fall6 er gewirkt hätte, die Mutter zugleig mit der Leibes- 
frucht beſchädigt und fomit einen noch weiter gehenden Erfolg gehabt 
baben würde, als den beabfichtigten; 

es feien fomit beide Angeklagte des wiederholten Verſuchs der 
Abtreibung ſchuldig, wobei im erftern Falle die Vollendung nur dur 
das Ausbleiben der erwarteten Wirkung gehindert wurde, und wobei 
Rrafmildernd in Betracht zu ziehen fei, daß die angewendeten Mittel 
nur eine geringe Wahrſcheinlichkeit des Œintretens des beabfidtigten 
Grfolgs darboten; 

in Anwendung der $$ 107. 108, 13 des Griminalgefetes 

Erfannt: | 

Es werden J. S. zu dreijähriger, À. W. zu zweijähriger Zudt: 
bausftrafe und beide folibarif® zur Bezahlung der Proceffoften mit 
Inbegriff einer Urtheildgebühr von Fr. 20 für Jedes verurtheilt. 
— Den beiden Bertheidigern wird für die freiwillig übernommenen 
Bertheidigungen der Danf des Tripunals bezeugt. 

Beide Verurtheilte ergriffen den Nefurs. Die von der Berthei- 
digung vor Appellationsgericht vorgebradten Gründe blieben im We: 
fentligen biefelben, mit folgenden Modificationen: 1. Der Berfud der 
Abtreibung Fünne auch deßwegen nicht angenommen werden, weil die 
K. B. möglicherweiſe Pein lebensfähiges Kind, fondern eine Mola 
in ſich trage; 2. Wenn Verſuch angenommen werde, fo babe von 
Seiten der À. W. jedenfalld freiwilliger Nürktritt nat F 15 Krim.: 
Gef. 4) Rattgefunden; 3. Der Beizug des franzöſiſchen Rechts wurde 
fallen gelaffen. 

Das Uppellationsgeridt erkannte unterm 5. Februar 1863 folgen: 
dermaßen: 

Su Anſchluß an die erkinftanzlige Darftellung des Sachverhalts, 
dagegen in Betreff der Gefetesanwendung 

in Erwägung: 


E— — — 


9 8 15. „Wenn jedoch bei der Unternehmung eines Berbredens 
der Handelnde freiwillig von derfelben gotteft ſo ſoll er deßhalb nicht 
auf criminellem, ſondern auf correctionellem Wege beurtheilt und 
wegen alfällig zugefügtem Schaden na den gefeglihen Beftimmun- 


gen hierüber verfahren werden.“ 
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Daß 5 107 des Griminalgefeges die Abtreibung der Leibesfrucht 
nur dann einer criminellen Beſtrafung unterwirft, wenn die gebrauch⸗ 
ten äußern oder innern Mittel Die Niederkunft mit einem unreifen 
oder todten Kinde herbeigeführt haben, daß daher, wo biefer Erfolg 
audgeblieben if, eine Unwendung des genannten Geſetzes nicht eins 
treten kann; 

in Erwägung: 

daß dur diefe ausdrüdlige Beſchränkung des criminellen Cha⸗ 
rafters der Abtreibung auf den Fall des eingetretenen Erfolges der 
allgemeine Grundfab des $ 12 5) Des Sriminalgefeßes über den Ber: 
fud und deffen Strafbarfeit einer fpeciellen Beſchränkung, wie fie die 
befondere Natur dieſes Verbrechens erfordert, unterworfen wird; 

In fernerer Erwägung, daß aus denfelden Gründen von einer 
Unwendung des $ 108 abjufeben if, indem diefer Die Mbgabe von 
Ubtreibungémittein als Beihilfe zur Ausübung des in $ 107 vorge: 
febenen Verbrechens qualificiert, mithin die criminelle Beſtrafung bers 
felben den gleiden Boransfegungen unterwirft ; 

Zn weiterer Erwägung, daß Sowohl der Gebrau von 
Abtreibungsmitteln durd die Mutter, als die Mittheis 
lung und Unempfehlung derfelben von Seite des Schwän⸗ 
gerers an und für fi® felbf und ohne Rüdfigt auf das 
Gintreten der beabfigtigten Wirkung unter die Berges 
ben gehört und Demgemäß in Ermangelung einer fpecis 
ellen Beftimmung des correctionellen Geſetzbuchs nad 
S 76 6) desselben zur Strafe gezogen werden muß; 

endlih in Erwägung was die À. W. betrifft, daB zwar der ſchwan⸗ 
gere Zuftand derfelben, fowie ihre Abfiht dur den Genuß von Uris 
neimitteln die Leibesfrudt abzutreiben, nad dem Gutachten des Phys: 
ſtkus und nach den gerigtligen Verhandlungen nicht bezweifelt werden 
Pann, daß aber andrerfeits nicht in gleicher Weife feftftebt, ob die ges 


N) $ 12. „Dat der Thäter, in fo weit es von ihm felbft abbing, 
das Verbrechen vollbracht, die beabfidtigte Wirkung aber if nur durch 
einen Zufall oder durch eine außer dem Willen des Thäters gelegene 
Handlung verhindert worden, fo ff, wenn auf das vollendete Berbres 
Gen Todesftrafe fällt, vierzehn bis zwanzigjährige Rettenftrafe im 
zweiten Grade, in andern Fällen aber von zwei Drittel der niederften 
pis zu zwei Drittel der höchſten Strafbeftimmung zu erkennen.“ 
Bral. $ 11 (f. oben Note 2). NH 

6) . „Wenn dem correctionellen Gerigte Faͤlle überwielen 
werden, die in diefem Geſetze nicht befonders nenannt find, aber ihrer 
Natur na unter die Vergehen gehören, fo follen diefe Fälle mit den 
Strafarten derienigen Bergehen belegt werden, mit denen fle nach dem 
Ermeſſen des Riders am meiften verwandt find, jedoch darf hiebei 
nie die Hälfte des Strafmarimums jener verwandten Fälle überſchrit⸗ 
en werden.“ 
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brauchten Mittel geeignet find, die beabſichtigte Wirkung herbeiz ufüh⸗ 
ren, und überdieß nad dem erwähnten Phyſikatsbericht ein Nachteil 
fiir die Gefundheit der Leibesfrucht weder eingetreten noch zu befürd: 
ten if; daß endlich die freie Mittheilung der Angellagten au ihre 
Dienftherrfdaft über die eingenommenen Mittel ald mildernder lim: 
Rand in Betradt gezogen werden muß; 

was 3. ©. betrifft, daß in deflen ganzem Benehmen gegenüber 
der À. ®. und namentlihd in der Abgabe von Bleieffig an bdicielbe, 
verbunden mit der Aufforderung, ſich dieſes gefährligen Mittels ohne 
Bedenken zu bedienen, ein Grund höherer Strafbarkeit erblidt wer: 
den muß; 

3. R. g und Erfannt: 

Es wird 8. W. in Anwendung der SS 76 und 50 7) des correct. 
Gefeges zu viermonatiider Einſperrung, 

3. ©. in Anwendung der SS 78 und 52 8) des correct. Geſetzes 
zu ſechsmonatlicher Ginfperrung, beide überdieß folidarif® zur Bezah⸗ 
lung der Roften mit Inbegriff eines Urtheilgeldes von Fr. 20 verfällt. 

(Directe Nittheilung.) 


51. Strafart: „im Gall nicht erbältlicher aubderer 
Strafart.” - 


Der 19jäbrige Bagnerlebrling Alois Bochsler hatte nacheinander, 
zuerf am 15. Dezember 1861 halb 7 Uhr und naher um Mitternadf 
zwiſchen 16. und 17. Hornung 1862 der Brandftiftung ſich ſchul dig 
gemacht, das eine Mal durch Anzünden der neben einer Scheune aufs 
gehäuften Streue mittel einer brennenden Gigarre, das zweite Mal 
duch Ginlegen von Zundhölzhen in eine Scheune. Der Gefammt: 


7) g 50. „Weiböverfonen, melde, um ihre Sqwangerſchaft au 
verheimiigen, #9 offenbarer Bermabriofung der Leibesfruct ſchuldig 
emadt haben, unterliegen einer reibeitéfirafe von einem bis acht 
onat. WBeibsverfonen, welche ihre Niederkunft durch Vermeidung 
der Anwelenheit hülfsfähiger Perfonen verheimlicht haben, verfallen 
in Greibeitéfirafe von drei bis zwölf Monat.“ 

8) 8 52. „Wer einen andern auf irgend eine Beife an feinem 
Körper beichädigt, unterliegt, abgefehen von einer allrälligen Durch Das 
Urtheil zu beftimmenden eldentſchädigung, 

a. bei verurſachter hoöchſtens dreitägiger Unterbrechung des Ge⸗ 
braudes von Sinnen oder Gliedern oder bei nod geringern 
Berlegungen, einer Freiheitsftrafe bis auf 30 Tage oder Selds 
ftrafe bis auf Sr. 20 (a. 8.) ; | | 

b. bei größern Berlegungen einer reibeitéftrafe bis auf ein Jahr. 

Bei ſolchen Thätlichketten Hingegen, weiche Lebensgefahr oder fon: 
fige wichtige Madtheile an der Gefundheit oder am Körper oder eine 
längere alé 30tägige Arbeitöunfäpigkeit zur Folge haben, treten die 
Beftimmungen des Criminalgeſetzes ein.“ 





vu 
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ſchaden betrug 10,500 Fr. An Geſundheit oder Leben wurde Nie: 

mand beihädigt; aus der Darftellung des Thatfäglihen im Urthetl 

ergiebt HK nicht, wiefern Gefahr dafür befand und wiefern andere 

Habe bedroht war. 

Als Strafe wurde dur das Griminalgeridt Bug (26. März 1862) 
in Berückſichtigung des jugendlichen Alters und des bisherigen guten 
Leumunbdes dieſes Inquifiten erkannt, 

1. Er fei eine Stunde auf der Schandbank auszuftellen mit der 
Devife „Brandftifter;“ 

2. mit 40 Ruthenſtreichen zu züchtigen; 

8, er babe die ansgeftandene Gefangenfdaft (Tage 30) als Strafe 
an ſich zu tragen und fei in erfter Linie zu einer Zuchthaus⸗ 
ffrafe von 12 Jahren, falls aber diefe nicht erhältlich gemacht 
werden fünnte, zu Sjähriger Ginfperrung mittelft Anfchließung 
verurtheilt; 

4. lebenslängli aus dem Gebiete des Kantons Bug verwiefen; 

. feiner bürgerlichen Rechte verluftig erklärt; 

6. pfligtig, die Beſchädigten zu entfchädigen und dem Staate die 
verurfa@ten Unterfugungss, Gefangenfdafts: und Procefloften 
(Gr. 155. 15) ju vergüten; 

2. nad ausgeftandener Strafe feiner Heimathbehörde mit Belfolge 
des Urtheils polizeilich zuzuführen; 

8. bleibe fowohl dem Staate für die bezahlte Affefuranzfumme, 
als den übrigen Gefchädigten eine Entfhädigungsforderung 
gegen den Bater des Inquiſiten auf dem Givilmege vor Pompes 
tenten Gerichten geltend zu maden, vorbehalten. 

(Amtsblatt von Zug 1862. Nr. 15.) 


a 


52. Koften der Unterſuchungshaft. 


Karl Stofar mar, als eines Raubanfalls verdädtig, in Unter- 
ſuchungsverhaft gerathen. Beranlafiung dazu war gemefen das Ein- 
treffen mehrerer Imdicten an feiner Leibeëbefdaffenbeit, welche dem 
Ungefduldigten nadgefagt wurden, ein Biß an der Hand, und feine 
Gewohnheit zu raufen. 

Nach einer Unterfuhungshaft von 7 Tagen wurde Stofar als un: 
ſchuldig entlaffen: er Plagte gegen den Fiskus auf Erſatz des Schadens. 

Dur das Bezirksgericht Schaffhaufen wurde diefer auf Fr. 70 
feftgefegt, vom Obergeridt aber auf 5 Fr. per Tag ermäßigt (5. De: 
aember 1862). 

In Grwdgung: daß der Staat in Fällen, da zum Zwecke der 
Unterfuhung über ein Berbreden oder ein Vergehen Jemand in Un 
terfudung gezogen und inhaftiert wird, nachher aber alé unſchuldig 
wieder entlafien werden muß, den dem Betreffenden Dadurch zugefügten 

Zeitſchrift f. ſchweiz. Recht. XIL 1. (3) 8 
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. Schaden dann zu erfeten hat, menn fé der Betreffende nicht durch 
fein Benehmen in Handlungen, Weußerungen oder ſonſtwie der 
Thäterfgaft verdächtig machte und Dadurch veranlaßte, Daß er in Unter- 
fudung gezogen wurde; 

daß die Behörde bei der Inhaftierung des Klägers , Appellaten, 
ald eined des Maubanfalls an M. Bolli von Altorf verbädtigen, 
durchaus Beine größere oder geringere Hahrläffigkeit trifft, da Indicien 
vorhanden waren, die eine folde Verhaftung nigt nur redtfertigten, 
fondern fogar verlangten; 

daß eine Entſchädigung in folden Fällen, mo bios objective 
Kennzeihen, nicht fubjective Verfhuldung Beranlaflung zur Unterfu- 
Yung boten, nicht den ganzen dem Betreffenden Direkt und indirekt 
ermadfenen Geld: und moralifhen Schaden aufheben, fondern bloß 
in der Ridtung auégefproden werden Pann, dem unſchuldig in Unter: 
ſuchungshaft Geyogenen folle der direkt für ihn dadurch erwachfene 
materielle Schaden erfeht werden. 

(Amtsbl. des Kantons Schaffhaufen 1862. Nro. 52.) 


53. Eutſchädigung nach Strafflagen. 


Johann Sigg, Gemeindspräfldent son Dörflingen, hatte in einem 
Rechtsgeſchäft der Gemeinde, gerichtet auf Verkauf von Eichen, folge 
„SaumfeligPeiten“ verf@uldet, daf er der Unterfplagung von Griös- 
geldern angeklagt ward. Die Staatsanwaltigaft erhob Die erforder: 
lite Unterfugung, auf welche die Freiſprechung des Beamten erfolgte. 
Derfelbe belangte nun feine Denuncianten und den Staat auf Œnt- 
féäbigung, wobei die Rechtsfrage dahin formuliert wurde: 

Ber bat die Koften einer auf Angabe des Givilflägerd gegen den 
Angeklagten erhobenen Unterfudung wegen Unterſchlagung zu fragen, 
auf die ein freifpregendes Urtheil erfolgte, die aber die Angaben des 
Denuncianten als factiſch ridtig herausgeſtellt hatte, der Fiscus, der 
Angeklagte oder der Givillläger — und kann der Angeklagte eine 
Entſchaͤdigung beanfpruchen ? 

Das Obergeridt von Schaffhaufen, dur Spruch vom 23. Ang. 
1861, wies die Klage gegen den Denuncianten Martin Sigg ab, ebenfo 
die Entfpädigungsforderung,, überband aber die Unterſuchungskoſten 
dem Staat, 

in Erwägung: 

1) daß ein Denunciant nur für die Wahrheit feiner Angaben, 
nicht aber für feine daraus gezogenen Schlüſſe haften Bann, daß er 
alfo, wenn darauf bin eine Unterfuhung erhoben und Feine firafbare 
Handlung aufgefunden wurde, nicht die Koſten dieſer Unterfuchung 
wegen feiner Angabe tragen muß; 
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2) daß nun der Givilkläger eine wahre Angabe machte, wie fi 
im Laufe der Unterſuchung herausgeſtellt, die Regierung dann die 
Spezialunterfugung erkannte, und den Angeklagten in Anklagezuſtand 
verfette, Katt Die Sade an den Gemeindereferenten zur Unterſuchung 
zu weifen, daß alfo der Fiscus die often der ergangenen Unterfuchung 
zu fragen bat; 

3) daß dagegen die Forderung des Angefduldigten auf Entfchä- 
digung wohl nngeredtfertigt iſt, Indem er ti bei dem Eichenhandel 
große Saumfeligkeit zu Schulden kommen ließ, nicht für Befelung 
von Bürgfhaft und Eintrag in dad Protokoll forgte, während er als 
Gemeindspräfident Auslaffungen in demfelben ergänzen mußte. 

(Amtsbl. von Schaffhaufen 1861. Nro. 41.) 
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Rechtsgeſetzgebung von 1805. 


A. Mllgenteines. 
(Promulgation, Sammlung rc. der Gefeke.) 


Kreisſchreiben (des NR. des C. Zug) betr. Bollziehung 1 
des Geſetzes über das Amtsblatt. Bom 1. Juni. (Umtsbl. 
S. 305 f.) 

Bringt die Abſchaffung der Publicationen dur „Kirchenruf“ in 
Srinnerung, mit Hinweifung auf die darin enthaltene Profanierung 
der Stätte, wo derfelbe erfolgt, allerdings immer noch mit Geftattung 
von Ausnahmen. 


Vorſchriften (der Standes-Gommiffion des E. Appenzell a. Rh.) 2 
betr. Publication von Ebicten in den Kirden. Vom 
26. Zuni. (Umtsbl. d. 3. I. S. 180 f.) 

Den Geiftligen liegt ob die Verlefung aller Broclamationen der 
Landesgemeinde, ferner der Standes-Gommifflon und des großen Ra⸗ 
thes, fomeit fpeciell von diefen Behörden angeordnet, endlich der 
Kirhhöre= Edicte der Gemeindevorfteher. Der Gemeindevorlefer da- 
gegen beforgt die übrigen Publicationen unter der Kanzel. 


Beſchluß (des AR. von Züri) betr. Publication der 3 
Gelege. Bom 10. Januar. (Umisbl. von 1863, S. 51.) 

Die Publication der Gefehe im Amtsblatt und die officielle Ge: 
feheöfammlung follen nicht mehr zufammenfallen. Die erftere erfolgt 
in Beilage zu dem Amtsblatt mit fortlaufender Paginatur und be- 
fonderem Titelblatt und Negifter für je ein Jahr (Amtsblatt, Ab- 
theilung Gefete und Verordnungen) fofort nad Grlaf des Gefetes. 
Die officielle Gefegesfammlung ift in geeigneten Zeiträumen befonders 
zu druden und dem Amtöblatt nit mehr beizulegen. 


Wan 
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B. Civilrecht. 
Perſonenrecht. 


Vorſchriften (der Standes-Commiſſton des C. Appenzell a. Rh.) 
betr. Ausfertigung pfarramtlicher Scheine. Vom 26. Juni. 
(Amtsbl. d. J. I S. 177 f. Abth. V. der Verordnung über das 
Kirchenweſen im C. Appenzell a. Rh. Amtsbl. S. 158 ff.) 

Da dieſe Verordnung eines Auszuges nicht wohl fähig, für Per- 
ſonen- und Familienrecht nicht ohne Bedeutung und ein Muſterbild 
für unſern in dieſer Richtung ſo ganz zerfahrenen Geſetzesbeſtand iſt, 
ſo laſſen wir ſie ganz folgen. 

1. Allgemeines. 

Art. 91. Die Geiſtlichen haben ſich in allen Fällen der gedruckten, 
von der Standes-Commiſſton genehmigten Scheinformulare zu be⸗ 
dienen. 

Art. 92. Bei allen Scheinen iſt der Unterſchrift des Geiſtlichen 
das Siegel oder der Stempel des Pfarramtes beizudrücken. 

Art. 93. Alle ausgeſtellten Scheine ſind zu protokollieren. Die 
zu fordernden Gebühren ſind im Sportelntarif feſtgeſetzt. 

2. Vorſchriften über ſpecielle Scheine. 
a) Für den Canton. 

Art. 94. Bis Ende Januar ſoll jeder im Cantone angeſtellte 
Pfarrer ein Verzeichniß ſämmtlicher im vorhergehenden Jahre in 
feiner Gemeinde vorgekommenen Geburten (Frühgeburten ausge— 
nommen) und Leichen von Beiſaßen an die betreffenden Pfarrämter 
im Canton verſenden. 

Art. 95. Bon jeder geſchehenen Confirmation von Beiſaßen if 
dem Pfarramte ihrer Bürgergemeinde ſofort Anzeige zu machen. 

Art. 96. Die Familienſcheine ſind bei Zurückgabe oder Weiter⸗ 
ſendung jeweilen zuerſt zu ergänzen. 

Art. 97. Von dem Tode und der Beerdigung erwachſener Bei— 
ſaßen ift fofort nad ihrer Beſtattung an dad Pfarramt der Bürger⸗ 
gemeinde, zum Zwecke kirchlicher Verfündung bafelbft, Anzeige zu 
machen. Diefelben find Ddeffenungeadtet im Sabreérapporte aufzu- 


führen. 
b) Für andere Kantone und das Ausland. 


Art. 98. Anzeigen von Geburten, Taufen, Gonfirmationen und 
Tovesfällen an nicht cantonale und ausländifhe Pfarrämter, oder 
an andere auswärtige Behörden follen fofort gemacht werden. 

Art. 99. Geburté-, CGonfirmations: und Todesſcheine an auslän- 
dDifhe Pfarrämter und Behörden find der Landesfanzlei zur Legalis 
fation und Poftenfreien Berfendung einzuhändigen U. 


ı) Die hierorts ausgeftellten Scheine find in die Gantone Grei- 
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3. Vorſchriften über Ausfertigung von Eheſſcheinen. 

Art. 100. Cantonsangehörige, welche ſich ehelich verbinden wol⸗ 
len, müſſen ſich, mit einer ſchriftlichen Bewilligung des Hauptmanns 
ihrer Bürgergemeinde verſehen, bei dem Pfarrer derſelben zur Ver— 
kündung anmelden. Wohnen ſie in einer anderen, als ihrer Bürger— 
gemeinde, ſo haben ſie dem Pfarrer ihres Wohnorts eine Verkünd- 
bewilligung zu überbringen, worin bezeugt wird, daß ihre Verkün— 
dung an einem benannten Tage in der Bürgergemeinde ftattfinde und 
auch in der Wohngemeinde geichehen möge. Diefe Verkündbewilli— 
gungen follen nicht nur den Tauf- und Familiennamen, fondern aud 
die Abflammung der Verlobten und bei Bermittweten und Gefchiedenen 
den Namen des verftorbenen oder gel@iedenen Gatten enthalten, 

Art. 101. Bil ein Gantondangehöriger die Angehörige einer 
andern, als feiner Bürgergemeinde heirathen, fo hat er dem Pfarrer 
feines Bürgerorts einen Brautſchein zuzuftellen, welder vom 
Pfarramt der Heimathgemeinde der Brant ausgefertigt fein und die 
Abflammung der Braut, das Datum ihrer Geburt, Taufe und Gon- 
firmation, fowie den Tag, an weldem die Berfündung flattfinde, 
enthalten fol. Bei Bittwen find überdieß vollſtändige Angaben über 
frühere Verbetrathung und Verwittwung und über die Kinder aus 
vorhergegangener Ehe zu maden. 

"Art. 102. Jede gefchehene Promulgation einer Ehe tft fowohl 
vom Pfarramte der Bürgergemeinde der Braut, als von demienigen 
des Wohnortes der Verlobten, dem Pfarrer der Bürgergemeinde des 
Bräutigams durch einen Verkündſchein anzızeigen. Diefe Ber: 
Pündfcheine dürfen nit vor dem Dienftage nah der Promulgation 
verfandt werden, und follen die ausdrückliche Grélärung enthalten, 
daß gegen das verfündete Œbeverfpreden Feine gefeblige Einſprache 
erhoben worden fei. Vor dem Gingeben der Verkündſcheine und vor 
Ablauf der im Art. 11 der Eheſatzung bedungenen Grift darf Peine 
Trauung vollzogen, noch die pfarramtlide Bewilligung zur Trauung 
an einem andern Orte ertheilt werden. 

Art. 103. Gantondangehörige, Die fih anderswo, alé in der 
Bürgergemeinde trauen laffen wollen, bedürfen hiezu eines, vom 
Pfarramte der Bürgergemeinde des Bräutigams ausgeftellten Copu⸗ 
lationsbemilligungsf@eines. Obne einen folgen Bemwilli- 
gungéfdein, der den Zeitpunkt, von weldem an die Tramung geftattet 


burg und Genf an die officiers de l’état civil in den Gemeinden, 
nah Bafel-Stadt ausſchließlich an das Pfarramt der Münftergemeinde, 
nad den übrigen Gantonen dagegen wie bei und, an die betreffenden 
Pfarrämter zu verfenden. . , _ 

Geburten, Ehen und Todesfälle von Engländern müffen der groß: 
britannifchen Gefandtfaft in Bern mitgetheilt werden. (Note des 
Amtöblattes.) 


ot 
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tft, enthalten muß, darf fein Brautpaar außer der Bürgergemeinde 


des Bräntigams getraut werden; auch find folde Scheine nie vor dem 
Donnerftage nach der Verfündung zu verfenden. 

Art. 104. Schweizer aus andern Kantonen, fie mögen im Lanbe 
niedergelaflen fein oder nicht, haben, wenn ffe bierorts getraut werden 
wollen, entweder eine Gopulationsbewilligung vom Pfarramte ihrer 
Bürgergemeinde, oder eine ‚folge von der Regierung ihres Gantoné 
beizubringen. 

Art. 105. Zur Einfegnung einer Ehe zwiſchen einem Ausländer 
und einer Schweizerin, wie zwiſchen zwei Landesfremden, muß ein 
Abt der Sinwilligung der betreffenden Behörden beigebracht und die 
dieffälligen Zeugnifle der Standes-Gommiffion vorgelegt werden, die 
über die Gopulationsbewilligqung zu entfcheiden hat. 

Art. 106. Die Braut:, Verkündungs⸗ und Copulationsbewilli⸗ 
gungéfdeine für Angehörige anderer Gantone und Staaten müflen, 
fofern nit Soncordatöbekimmungen eine Ausnahme zulaflen, alle 
von den GantonéPanaleien, oder den hiezu bezeichneten Amtsftellen le 
galiffert fein und follen Tauf: und Familiennamen, Bürger: und 
Wohnort jedes der Verlobten ausdrücklich und vollftändig enthalten. 
Hierorts ausgeftellte Ehefcheine find ins Uusland immer zu legalifleren 
und in andere Gantone da, wo es gefordert wird. 

Art. 107. Bon jeder vollzogenen Trauung eines Beiſaßen oder 
Niedergelafienen if dem Pfarramte feiner Bürgergemeinde und von 
jeder eingeheiratheten Braut dem Pfarramte ihres frühern Bürger: 
ortes Durch Bufendung einer Copulationsbeſche inigung fofort Anzeige 
zu machen. 

MT MR N 

Verordnung (des RR. des C. Aargau) über Abänderung 
des Niederlaffungsgelebes betr. das bundesmäßige 
Niederlaffungsreht der Shwetzerbürger. Bom?27.Hor: 
nung d. 3. GGeſetzesbl. Nr. 12 f.) 

Beſchränkt die Vorausſetzung der Niederlaffung von Schweizer: 
bürgern chriſtlicher Gonfeffion auf die in Art. 41 und 42 der Bundes: 
verfaffung enthaltenen Beftimmungen. 


Staatövertrag zwifhen der Smet; und den Grof- 
bersogthum Baden, betr. die gegenfeitigen Niederlaf: 
fungsverhältniffe. Bom 31 Oct. d. J., vatif. von der 
Bundesverfammlung 24 Dee, von Baden 23. Dec. d. J. 
(Amtl. Sammi. VIIL ©. 1 ff.) 

Erheblich für die civil: und ftrafredtligen Berbältniffe find zu: 
nächſt folgende Beftimmungen: 1. der Bodenerwerb ift ohne Bewilli- 
gung frei (Art. 1); 2. vorbehalten bleibt das Recht von Baden, Nicht⸗ 
badener, die im Lauf der leuten fünf Sabre ftrafredtiié beurtheilt 
wurden, auszuweiſen, und ebenfo den Bundesbehörden, Perfonen, welche 
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die innere Sicherheit gefährden; 3. vorbehalten bleibt ebenfalld S 47 
der Bundedverfaflung. 


Gefes (des gr. N. des C. Aargau) betr. die öffentlichen 
Redtsverbältniffe der Iſraeliten. Bom 27. Zuni d. 3. 
(Geſetzesbl. d. 3. Nr. 34.) 

Der Beſchluß, der nach der Beſchwerdeführung der Sfraeliten von 
Oberendingen und Lengnau und nad den Remonftrationen des 
Bundesrathes (fiehe Bunbdesblatt 1864, I. Seite 328) gegen das Belek 
vom 15. Mat 1862 zu Stande Pam und moburd der alte Stand der 
Verhältnifie, wie er vor dem Gefeb von 1862 auf der Gemeindeord- 
nung vom 11. Juni 1824 berubte, zurüdgeführt worden if. 


Befhluf (des gr. R. des C. Aargau) betr. die politiſchen 
Stimm: und Bablredte der aargauifgen und ſchweize— 
rifgen Sfraeliten. Vom 28. Aug. d. 3. (Geſetzesbl. Nr. 40.) 

Zunächſt politifé. Bekanntlich beanftandete der Bundesrath die 
obige Schlußnahme vom 27. Juni dur Beſchluß vom 27. und 30. 
Quii gl. 3., indem diefelbe dem frühern Bundesbeſchluß vom 24. Sep: 
tember 1856 nicht völlig entfprede. Es if in Folge diefer Beanftan- 
dung, daß der vorliegende Beſchluß des großen Nathes von Aargau 
erfolgte. | 


Gefet (des gr. R. des G. St. Gallen) über den Handels- 
verlebr, den Aufenthalt und die Niederlaffung der 
Sfraeliten. Bom 28. Mär; d. 3. (Samml. der Gef. ıc.BXV. 
©. 548 f.) 

Bollziehungsverordnung (des NR. des 6. St. Gallen) 
dazu. Bom 9. Juni d. 3. (Ebenda, ©. 572 f.) 

Eine Berordnung vom 10. Zanuar 1817 und in Beſchränkung 
derfelben eine zweite „auf Erfahrungen gegründete vom 15. Mat 1818 
hatte die polieilite Seite des Aufenthalts von Zuden geregelt, ie 
nachdem fie bloß mit Einkauf oder auch mit Taufe und Berfauf fit 
befchäftigten. Die vorliegenden Beftimmungen ftelen den Grundfat 
auf, es feien ſchweizeriſche Iſraeliten hinſichtlich Aufenthalt, Nieder- 
laffung und Gewerbsbetreibung vollftändig an die gleichen Voraus⸗ 
fegungen gemiefen wie andere Schweizer, auswärtige Sfraeliten wie 
die übrigen Angehörigen des Landes, dem fle bürgerlich zugehören. 
Die Gontrole über Geburt, Ehe und Sterbefälle führt der Municipal: 
gemeinderath des Drts der Niederlaffung. Das Uebrige, namentlich 
das in der Bollziehungsverordnung Enthaltene, ift ebenfalls nur 
polizeilich. Wir heben davon hier sund@ft nur was die Führung 
der Regifter über den Civilſtand betrifft, nämlich die SS 6—11 heraus. 

Art. 6. Zn Fällen von Bereheligung ifraelitifider Einwohner 
find folgende Vorſchriften in beobachten: 
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1. Zede von einem ifraelitifgen Niedergelafienen oder von einem 
Angehörigen einer im Ganton niedergelaflenen ifraelitiigen Familie 
einzugehende Ehe muf, der Trauung vorgängig, öffentlich verfündet 
werden, 

Zu diefem Zwecke if dem Gemeindammannamte der Nieder- 
laffungégemeinde eine von der zuftändigen Heimathbehörde des Brau- 
tigams ausgeftellte und durch eine höhere Umtéftelle legalifierte Be⸗ 
willigungsurfunde zur. vorbabenden SBerebeligung und, falld die 
Trauung nicht in der Heimath felbft ftattfinden follte, auch zur Bor: 
nahme der Trauung außerhalb berfelben vorzuweiſen und zu gleicher 
Zeit der Ort, an weldem die Trauung vollzogen wird, fowie der Go- 
pulator, fofern derſelbe nicht ordentliher geiftiiger Vorſtand Der 
betreffenden ifraelitifgen Gemeinde if, zu bezeichnen. 

2. Der Gemeindammann bat hierauf fürzuforgen, daß die vor- 
babende Che im Amteblatt, fowie in einem öffentlichen LoFalblatt 
ausgekündet merde. 

Die Auskündung muß enthalten: Borname, Geſchlechtsname, 
Heimath und Wohnort der Brautleute, fowie Ort und Datum der 
Trauung. 

3, Wenn die Trauung im Canton felbft vorgenommen werden 
will, fo ift, der Gheverfündung vorgängig, unter Borlage der in 
Ziffer 1 Hezeichneten Ausweife eine Gopulationsbewilligung bei der 
Cantonskanzlei einzuholen. 

4. Ueber ftattgebabte Verfündung {ff vom Gemeindammann den 
Brautienten eine Befcheinigung (Verkündſchein) zuzuftellen. Diefe 
darf jedoch erft gefertigt werden, nachdem feit der Berfündung der 
Che im Amtöblatte wenigſtens zwei Tage verfloffen find. 

5. Allfällige Etnfpraden gegen das auegekündete Gbevorbaben 
find bei dem Gemeindammann anzubringen, welcher diefelben dem 
Regierungsrathe zu weiterer Verfügung übermitteln wird. 

6. Nah vollzjogener Trauung ift eine von der zufländigen (copu- 
livenden) Stelle gefertigte Befcheinigung hierüber (Trauungsſfchein) 
auf der Gemeinderathsfanzlei abzugeben. 

7. Zur Beibringung neuer, für die Ehefrau und die allfällig 
aus der Che bervorgebenden Kinder gültiger Heimathſchriften ift eine 
angemeffene Zeitfrift zu eröffnen. 

Die Niederlaffung tft als erlofgen zu betrachten, wenn nit 
fpäteftens 3 Monate nad flattgehabter Bereheligung die erforderlichen 
nennen Heimathausweife beigebracht find. 

Art. 7. Bon der Geburt eines Kindes ifraelitifder Eltern foll 
fpäteftens am nachfolgenden Tage unter Abgabe einer von der aſſiſtie⸗ 
renden Hebamme auszuftellenden Beſcheinigung und unter Angabe 
- Des oder der dem Kinde beizulegenden Namen mündlid oder ſchriftlich 
Anzeige auf Der Gemeinderathsfanzlei gemacht werden. Bu Diefer 
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Anzeige find unter Verantwortlichkeit verpflichtet die Eltern, in deren 
Behinderung die nddften Anverwandten, und bei Abgang folder der 
Hausherr. 

Art. 8 Bei Todesfällen unter der iſraelitiſchen Bevölkerung 
find die nächſten Anverwandten und bei Abgang folder der Hausherr 
verpflichtet, innerhalb 24 Stunden nah erfolgtem Tode Anzeige auf 
der Gemeinderathsfanzlei zu maden unter gleichzeitiger Abgabe des 
vom behandelnden Arzte auszuftellenden Sterbeſcheins. 

Art. 9. Der Gemeinderathöfchreiber wird fofort nach erhaltener 
Anzeige die nöthigen Eintragungen in die Ehe, Geburts: und Sterbe- 
regifter, fowie auch, unter Dinmeifung auf biefe, in die Nieder- 
laſſungs⸗, beziehungsweife Uufenthaltécontrolen beforgen. 

Bezüglich der Führung der Sterberegifter find die Gemeinderathe: 
Fanzleien an das in der bezüglichen Verordnung vom 30. November 1853 !) 
den Pfarrämtern vorgefchriebene Berfahren angemwielen, für deſſen 
pünftlige Ginhaltung ffe verantwortlié find. 

Art. 10. Bon den zur Anzeige gebraten Geburtd: und Sterbe- 
fällen ift der betreffenden Heimathbehörde unverzüglich amtliche Mit- 
theilung dur die Gemeinderathsfanzlei zu machen. 2) 

Art. 11. Am Ende jeden Zahres haben die Gemeinderaths- 
Fanzleien einen Auszug aus den Ehe⸗, Geburts: und Sterberegiftern, 
alle diedfalld im Laufe des Jahres vorgefommenen Fälle umfaffend, 
unter Beilage der eingegangenen ärztlichen Sterbefcheine an den 
Bezirksarzt zu Handen der Sanitätscommiffton einzufenden. 


Circulaire (du conseil d’etat du c. de Vaud) touchant les for- 
mulités à remplir par les communes pour demander l'autorisation 
d'acquérir el de vendre les immeubles conligus aux voies publiques. 
Du 29 juillet de c. a. (Recueil des lois etc. LX, p. 548 ss.) 

Bezweckt Bereinfadung der Einleitung für folde Ermädtigunge- 
begehren. 

Decreto legislativo (del gr. cons. del c. del Ticino) sulle argi- 
nalure. Del 8 giugno. (Fogl. off. 1863, p. 511 ss.) 

Befimmung einer Furzen dreitägigen Zahlungsfrift für Negreß- 
anſprüche von Bubrpflidtigen an ihre Wuhrgenoffen wegen geleifteter 
Vorſchüſſe. Alles nach vorgängiger Anzeige durch Amtsblatt: Berfonal: 
miſſiv. 

Geſetz (des gr. R. des C. Solothurn) betr. Erwerbung von 
Liegenſchaften durch Corporationen und Stiftungen. 


1) Gt. Gall. Gef.-Sammi. Bd. XII, ©. 217. 
2) Gt. Gall. Gef.:Sammi. Bd. XIV, ©. 9, 
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Vom 26. Februar. (Umtébl. d. J. 71 f. Bal. Verhandlungen des 
Gantonérathes vom 26. Febr. d. 3. ©. 47 f.) 

Merkwürdigerweiſe war das Verbot vom 17. März 1803, Liegen- 
haften in todte Hand, und das andere vom gleichen Tage, an Fremde 
ohne Bewilligung der Regierung zu fertigen, in die neue Gefeg- 
fammlung (von 1860 ff.) nicht übergegangen. Damals war fle Dadurd 
motiviert, daß „zum Schaden des Staats und der Bebauung des Bo- 
dens“ in den letten fünf Zahren folge Fertigungen erfolgt feien. 
Dießmal if die Motivierung nod einfacher: Grgänzung des Ber: 
fäumten. Und doch finden wir dieſes Berbot fon in den âltefen 
Satungen der fohweizeriichen Landbücher. 


Samilienrecht. 


Circulaire (du trib. cantonal du c. de Fribourg) aur justices de 
pair conc. les femmes marchandes. Du 26 nov. de c. a. (Bull. off. 
des lois XXXIV, 478 ss.) 

Die Friedendrichter ertheilen nad dem Code de commerce Yrt. 5 
den Handelöfrauen nach Ermädtigung ihres Ehemannes die Grlanbnif 
fetbftftändig im Handel auftreten zu dürfen. Die vorliegende Beifung 
rügt jene Grlaubniffe, die Bäder: und Fleiſcherfrauen ertheilt worden 
feien über den beſchränkten Sinn des Gefebes hinaus. 


— 


Geſetz (des gr. R. von Zürich) betr. den Militärpflicht— 
erſatz. Vom 16. Dez. 1862, publiciert den 17. Febr. 1863. 
(Neue Geſetzſamml. Nr. 2.) 

Hieher gehört die Beftimmung, daß der Milttärpflichterfag, deffen 
Anfap nicht bloß mach dem eigenen, fondern aud nad dem erbé- 
anwartfeaftlichen elterlichen Vermögen des Pflichtigen bemeffen wird, 
für abmwefende Minorenne von den Vätern, für abmefende Bevormun- 
bete, die Vermögen befigen, von den Bormündern bezahlt werden fol. 
Es wird alfo eine Verpflichtung des Baters, felbft für die dießfällige 
Schuld des minorennen Sohnes einzuftehen, angenommen. — Sehr 
befchränft ift die Geftattung der Anrufung des Redtémeges bei der 
Betrefbung für diefe Steuer. Rechtsvorſchlag darf nur ertheilt 
werden, wenn der Betriebene wahrfgeinlih maden kann, daß er den 
geforderten Betrag ganz oder zum Theil bereits bezahlt babe, nicht 
aber wegen Beftreitung der Schuldpfliht an fé. In lebter Hinficht 
ift blog Nekurs an den Regierungsrath nach geſchehener Bezahlung 
geftattet. 
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Gefeh (des gr. R. ded GC. Bern) über das Erbredt der 16 


Uneheliden. Bom 4 Zuli d.3. (Geſetze, Decrete ic. D. 3. 129 f.) 

Diefes Geſetz ftellt das uneheliche Kind dem ehelichen gleid — 
„nad den Forderungen der Humanität und der Gerechtigkeit“ — 
gegenüber der unebeligen Mutter unbedingt, gegenüber dem unehe: 
lichen Vater, infofern berfelbe a) das Kind frei anerfannt, oder 
b) wenn ed dem Bater auf fein Verlangen zugefprochen wurde. Mit 
diefem Grundſatz ift die ganze weitere Stellung der Kinder beftimmt, 
fei es hinſichtlich der Notherbfolge, fei es hinfichtlih des gefetlichen 
Erbrechts und ebenfo in Betreff des activen Erbrechts der unehelichen 


@lterntheile an dem Kinde. Die Concurrenz ehelicher Kinder ändert 


an diefen Beftimmungen nichte. 
Die fern es ein Ergebniß der Gerechtigkeit fei, daß jemand Die 
Frucht feiner Schuld beerbe, ift in der Motivterung nit erwähnt. 


Decret (des gr. R. des C. Luzern) betr. Abänderung des 
$ 7 des Gefetes über unebelidge Kinder vom 3. Dec. 1861. 
Vom 28. Jan. d. J. (GGeſetze, Decrete und Verordnungen, IV, 124 f.) 

Die Frift von Paternitätöflagen ift in der gedachten Geſetzes⸗ 
ftelle auf ein Zahr von der Niederkunft ausgedehnt, unter Voraus: 
fegungen, die Das Geſetz weiter ausführt. Diefen tft hier noch die 
weitere hinzugefügt, daß die Klägerinn eine Ausländerinn fet. 


Decret (du gr. cons. du c. de Neuchätel) modifiant la loi con- 
cernant les enfants naturels. Du 15 sept. de c. a. (Recueil des 
lois etc. X, p. 161 ss.) 

Berfügt in Abweichung von dem frübern Gefes über Uneheliche, 
daß die Anzeige der Schwangerfchaft an den juge de paix oder den 
Führer der Civilſtandsbücher des Kreifes in den erften ſechs Monaten 
gemacht werden müſſe, und daß diefe Beamten darauf die unebelide 
Mutter über die Formalitäten zu belehren haben, welche bei der Ent- 
bindung zu beobadten feien, im Uebrigen aber ihnen Stillſchweigen 
geboten fei außer gegenüber dem Regierungsftatthalter. 








Kreisſchreiben (der Juſtiz-Commiſſion des 6. Shwy) an die 
Bormundfhaftsbehörden, betr. Bolizeiübertretungen 
von Bormündern Bom 24 Dec. 1862, publ. am 2. San. 1863. 
(Amtsbl. d. J. ©. 2f.), 

Nah der ſchwyzeriſchen Bormundfdaftéoronung S 39 dürfen 
Vögte ohne Specialvollmadgt ihrer vorgefebten Behörde das Vermögen 
ihrer Mündel nicht hypothekariſch belaften, wohl aber Käufe und Be— 
ftellung anderer dinglicher Rechte auf Ratification bin abſchließen, 
damit fie nicht etwa fo lange gehindert feien, daß das betreffende 
Rechtsgeſchäft an der Verzögerung fdeitern fann. Die vorliegende 
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Beſtimmung weist die VBormundfchaftsbehörden an, beförderli den 
Grundbudvermaltungen von dem Befchluß der Vormundſchaftsbehörden 
Renntnif zu geben. — In melder redtliten Rage befindet ſich aber 
dann während Diefer Ungewißheit der Berechtigte und von welchem 
Augenblid an gilt das Gefchäft als. geſchloſſen? 

Circulaire (du c. d’etat du c. de Vaud) inferdisant le placement 
de fonds de pupilles dans les entreprises des chemins de fer. Du 
5 juin de c. a. (Recueil des lois etc. LX, p. 483 as.) 

Eine bisher nicht gedrudte Weiſung des Juſtizdepartements von 
1856 aeftattete auf Anfrage einer Vormundſchaftsbehörde (Friedens- 
gericht), in den Jahresrechnungen Anlagen auf Obligationen der Bef- 
babn und der Gentralbahn gelten ju laffen. Seit den ſchwierigen 
Verhältniffen der Weſtbahn mag dieſe Grmädtigung gereut haben 
und fo finden wir bier, im Gegenfaß damit, Empfehlung von An- 
lagen auf inländifge Hypothekarinſtitute, Schuldbriefe (lettres de rentes 
ohne Auffündung) u. f. w. 

Der angehängte Auftrag, die Summe der in Eifenbabnpapieren 
angelegten Bupillengelder zu ermitteln und zu berichten, wäre aud 
andern VBormundfchaftsbehörden zu empfehlen. Denn es iſt unglaub- 
lit und volfewirthfchaftlih gewiß nicht zu rechtfertigen, wie febr 
bald alle Bermôgengintereffen mit Bahnintereffen identificiert oder 
darein verflochten werden. 

Beſchluß (des AR. von Schaffhaufen) betr. die Aufhebung 
der Bogtfdaften. Bom 11. Mär: (Of. Samml. ıc. Neue 
Folge. ©. 703 f.) 

Das Gefes über Vormundſchaften vom 23. Februar 1856 verfügt 
($ 91) Aufhebung der Vogtei über Minderjährige beiderlei Geſchlechts 
mit Abſchluß des zwanzigften Jahret, ohne genauer zu beftimmen, 
od damit der Bormund ohne Weiteres entlaffen fei, oder von Seite der 
Behörde noch etwas dazu Fommen müfle. Folge diefer Unbeftimmtheit 
war, daß, wo dies zweckmäßig erfchten, die betr. Behörden nicht felten 
einfach die Vormundſchaft fortbeftehen ließen. Dies beftimmt nun 
die Regierung dahin, daß entweder von Amts wegen das Waifenamt 
die VBormundfchaft ale erledigt zu erPlären, refp. bei Frauensperfonen 
die Gefdledtébeiftandidaft anzuordnen, oder aber die Vogtei als 
fortbeftehend zu erklären (refp. Bevogtigung einzuleiten?) habe. 


Sachenrecht. 


Decret (des RR. des C. Bern) über die Fertigung und 
Einſchreibung der Gemeindegüter-Ausſcheidungsver— 
träge und Zweckbeſtimmungsbeſchlüſſe in die Grund— 
bücher. Vom 17. Aug. d. J. Geſetze und Decrete ıc. ©. 182.) 
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Nah dem $ 45 des Gemeindegefebes vom 6. Dezember 1852 waren 
Güter von Gemeinden, die fomobl bürgerlichen ale örtligen Zwecken 
dienten, entweder nach dem Maaße derfeiben auszufcheiden und den 
betreffenden Berwaltungen der Burger: und der Œinmobnergemeinden 
zuzumelfen, oder bei ungetrennt bleibender Verwaltung ald Gapital 
zu behandeln, unter Abzug des Minderwerths für den Unfprud, der 
darauf baftete. Weber dieſe Ausfcheidungen hatten die betreffenden 
zwei Arten von Gemeinden Berträge der Regierung zur Sanction 
vorzulegen. Bon biefen Berträgen iſt bier gefagt, daß fle als rein 
declaratorifch behandelt werden und darum eine Zufertigung an die 
neuen getrennten Gigenthümer nicht erforderlich fei, wohl aber der 
Eintrag des Uusfdeidungévertrages in die Grundbücher, welder 
allerdings eine gerichtliche Ermächtigung vorausfett, die aber darum 
nit Fertigung im engern Sinne heißen Fann, weil er nad) Vor—⸗ 
legung der Sanction nicht gemeigert werden darf. — Das Gefes 
findet feine Anwendung aud auf die Bezirke Biel, Neuenftadt und 
Münfter. 

Gefet (des gr. R. des C. Solothurn) betr. Catafterver- 
meffung des Cantons Yom 23. Mai. — (Amtöbl. d. J. 
S. 157 f. Bgl. Verb. des Cantonsrath vom 3. 1863, ©. 263 f.) 

Der Ganton Solothurn befftt ein Grundbuch, das zunächſt nur 
zum Zweck der Hypothek angelegt ift (Bereinigungs- und Hypotheken: 
gefeß vom 23. Februar 1838). Daffelbe wirft zwar für Maaßgehalt 
und Schakung Fächer aus und beides follte auch ridtig eingetragen 
fein Fönnen, da durch Gefeb vom 13. März 1824 eine Gataftrierung 
der Gemeinden des Gantons eintreten ſollte. Diefelbe wurde aber 
nit nad den Grforderniffen, die heute gelten, angelegt. Nur die 
ungefähre Größe wurde aufgenommen. Bel Bergen mußte anftatt 
der Größe die Anzahl der Bichwaare eingefdrieben werden, welche 
darauf gefömmert und allfällig auch gemintert werden Pônne. Bläne 
wurden nur ausnahmsweiſe gefertigt, fo dag ein Rückhalt für das 
Grundbuch nicht beftand, und das mit der Uuffigt über die Hypo- 
thefenbücher betraute Obergerichtsmitglied erzählen Bonnte, es fei vor: 
gefommen, daß von einem verpfändeten Grundftüd, das im Hypotheken: 
bug für circa 1% Jucharten eingetragen war, eine Zuchart ver: 
Fauft wurde, und ale hinterher die Pfandficherheit für den Drittheil 
des Gapitals auf dem Reſt gefucht ward, fit nichts mehr vorfand. — 
Eine neue Bereinigung des Bodenbeflandes nah Maaf und Schakung 
foll alfo aus der vorliegenden Gefeßgebung hervorgehen. 

Die Arbeit, melde ungefähr 209,920 Sudarten umfaßt, fol danach 
auf 15 Zahre vertheilt werden und fi an die eidgenöffiihe Triangu— 
lation anſchließen und dur neue Specialtriangulationen unter ein: 
heitlicher Oberaufficht zu einer Karte des Gautons in einer vollftän- 
digen Reihe von Situationsplänen der einzelnen Gemeinden entwideln. 


23 


130 Gatafter. 


Das Geſetz behält die genaueren Beflimmungen über die Fortſetzung 
der Urpläne einer Beroronung des Regierungsrathes vor. Œbenfo Die 
Regeln über den zu beobadtienden Fuß der einzelnen Pläne, für 
welden nur dad Marimum eines Y,, und das Minimum eines Ÿ2000 
feftgeftelt ift. Die Schatzung wird durd eine dreifach sufammengefepte 
Commiffion von zwei Gliedern der betreffenden Gemeinde, zwei Ge: 
noffen beffelben Bezirks und einem vorfigenden Gantonalbeamten vor- 
genommen, aber ebenfalls nad Grunbdfâten, die dad Geſetz befondern 
Regierungsvorfegriften vorbehält. Nur die Verlegung der Koften der 
ganzen Bereinigungsoperation auf Staat und Gemeinden, vefp. die 
Grundbeſitzer, ift feftgeftellt. 

Der Bermeffung geht eine genaue Ausmarfung aller Grundftüde 
voran, wo fie nicht. Schon beftebt. Der Vorſchlag zu Ernennung von 
Spertalgeriten für daran fh Enüpfende Streitigkeiten wurde ver: 
worfen. 

Œbenfo der Vorſchlag für anläßlihe Bereinigung der Feldwege. 
Die Roften find nur auf circa 700,000 Gr. angefchlagen. Merfwürdiger: 
weife ließ die Großrathscommiſſion erflären, fie babe diefe Koften: 
frage völlig unberückſichtigt gelaflen, da gegenüber der Wichtigkeit 
des Unternehmens dad Mehr oder Minder der Koften, ja diefe über: 
haupt wenig in Betracht fallen. 

Das das Unternehmen für den Bodencredit von Wichtigkeit fei, 
fann allerdings nicht bezweifelt werden. Ob aber die Hebung des 
Bodencredits in dem Maafe, wie wir ffe in unfern neuern Geſetz⸗ 
gebungen anftreben, den Bevölkerungen fo fehr nübe, wie immer 
vorausgefeßt wird, bezweifelte vielleicht nicht ohne allen Grund, nad 
dem Borgang aud früherer Erfahrungsmänner, der Gerichtöpräfident 
Vigier, als er in der Disluffion fagte: „Nach meiner Anficht ift die 
Bermeflung und neue Sdagung etwas fehr Nüblides und duferf 
Boblthätiges, allein durchaus nicht etmas abfolut Nothwendiges. 
Man übertreibt Die Uebelftände der gegenwärtigen Buftände. 

„Man bat behauptet, es herrihe in Bezug auf Marfung große 
Unordnung und es veranlafle dies viele Progeffe. In meinem Gerichts: 
Preife ift Dies nicht der Gall; es werden febr felten Markungsftreitig: 
feiten geführt, und die, melde geführt wurden, waren Chicanen, die 
trot der Rataftervermeffung vorgefommen wären. Jetzt wird es aber 
eine Unmafle von Prozeſſen geben, wenn alle Liegenfdaften ausge— 
marfet und lange bängende Unbeftimmtheiten definitiv reguliert werden 
müſſen. Wollen Gemeinden Bermeflungen vornehmen, fo Fönnen fie 
es, wie Schon vielfach vorgefommen, von ſich aus anordnen, und zwar 
ohne daß Diefer große Apparat aufgeftellt wird, wie es das Gefes 
vorfchlägt. 

„Die Behauptung, bei dem gegenwärtigen Zuftande leide das 
Greditweien, ift ebenfalls übertrieben. Der Canton Solothurn hat 
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nod immer überall fehr großen Gredit. Im Uebrigen ifk ed mit dem 
Gredite eine eigene Sage. Der Wein if gut und thut wohl, wer 
aber zu viel trinêt, wird ein Qump. So tft ed mit dem Gredite; wer 
denselben zu viel braudt, wird aud ein Qumyp. Gin alter erfahrener 
Dann fagte: Wenn man den Credit am nothwendigften braudt, bat 
man ihn nit mehr. Die zu große Leichtigkeit, Schulden zu maden, 
hat auch ihre Nachtheile, befonders bei einem nicht induftriellen Volke. 
Ich fab fon Leute, die leicht durch Sparfamkeit und gefteigerte 
Thätigkeit Ad die zur Verzinfung einer Schuld nöthige Summe hätten 
erwerben können, die e8 aber bequemer fanden, bei einer unferer 
Greditanftalten eine neue Schuld zu machen und fo ihrem Ruin ent: 
gegengeführt wurden. Was die Schagungen anbelangt, fo find die- 
felden im Allgemeinen fehr niedrig; deßhalb haben die Titel überall 
Grebit, man weiß, daß man auf die Schapung unbedenklich Vorſchüſſe 
maden Bann. Bill Jemand Geld geben, fo erfundiget er fich über 
Solidität des Schuldners und den Werth der Liegenfdaft und ftellt 
nicht ausfließlih auf die Schatzung ab. Hat ein Schuldner Geld 
nôthig und fein Land ift zu niedrig gefehäht, bat an Werth zugenom- 
men, fo Bann er jederzeit fein Land nach dem wahren Werthe fhâten 
laffen.“ 


Rreiéfdreiben (der Juſtiz-Commiſſion des C. Schwyz) an 24 
Die Bezirksgerichte, Falliments- und Gantcommiffionen, 
betr. Mittheilung der Handänderungen. Vom 3. Dez. 1862, 
pub. 2. San. 1863. (Amtsbl. d. 3. ©. 2 f.) 

Verfügt Mittheilung aller Urtheile, Fallimentsverfäufe oder 
Ganten an die Inhaber der Handänderungs: reſp. Grundbücher in 
allen Fällen, wo diefe Inhaber nicht felbft bei dem betreffenden Akt 
mitwirken. Zweck ift die Volltändigerhaltung der Grundbider. 


Berordnung (des NR. ded C. Thurgau) betr. die zum 25 
Zwed einer geordneten Katafterführung in den Grenz— 
gemeinden von den Notariats-Canzleien ausjufertigen- 
den Protocollausaüge Bom 26. November. — (Amtsbl. d. 3. 
S. 479 f.) 

Die Satafterführer erhalten von den Handanderungen zur Nach- 
führung der Grundbücher Renntnif durch die Friedensrichter, melde 
zu den Fertigungen der Srundflüde zugezogen werden. In den 
Grenzgemeinden gef@iebt dies bei Grundſtücken, deren größerer Theil 
außer den Ganton fällt, nicht, weil die betreffende. Handänderung nad 
der jenfeitigen Gefetgebung behandelt wird; Dagegen erhalten nad 
gegenfeitigem Berfahren die Notariats-Canzleien Kenntnif von diefen 
Ueberträgen; darum weist die vorliegende Verfügung diefe Notare an, 
ihrerfeitö den Gatafterfübrern die erforderlihe Anzeige zu machen. 


Beſchluß (des NR. des G. Thurgau) betr. Gontrolierung 26 
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der Handänderungen und Sähuldverfhreibungen duré 
Die Gatafterfübrer. Yom 2 Mai. — (Amtsbl. d. 3. ©. 195.) 

Dehufs diefer Gontrolierung haben die Gatafterfübrer beim Ein- 
trag der Schuldcopien und Kaufbriefe die Doppel der Contrahenten 
als eingetragen zu vifieren. 


Verordnung (des AR. des C. Solothurn) betr. Gatafter- 
vermeffung refp. Ausmarkung der Grundfüde. Bom 
25. Sept. — (Umtsbl. d. 3. ©. 283.) 

Sept eine achtmonatliche Frift für Ausmarkung der noch nicht ge: 
nügend mit Marden verfehenen Grundftüde, unter Bermeifung auf 
die in Anwendung zu bringende Stelle des Givilgefeses $ 705. 


Verordnung (des FI. R. des C. Bafel-Stadt) über Bezeid- 
nung der Cigenthumégrengen von Ltegenfdaften. Bom 
31. Oct. d. 3. (Samml. der Gefebe ıc. XV. 437 f.) 

Beftimmungen, welde das Grundbuch vorausfegt. Die gemöhn- 
lie Annahme geht dahin: Grunpdftüde zweier Eigenthümer feien 
heut zu Tage ausgemardt, allerwenigftens in Gebieten, die, wie Bafel- 
Stadt, von Drei auseinanderlaufenden Gifenbabnen durchfchnitten 
und deren Bodenpreife bis auf Fr. 3 und 4 für den Quadratſchuh 
gefteigert find. Œbenfo wird in der Negel vorausgefept, eine Strede 
Landes, das demfelben Eigenthümer gehöre, bedürfe doch ficher Feiner 
Ausmarchung in feinem Innern, ja vielmehr werde fie verworfen 
werden müflen, wenn je frühere Ausmardungen beftanden und eine 
Reihe Fleinerer Stüde nachher zu einem Ganzen aufammenmus. 
Diefe Verordnung fpricht aber von neuen Ausmardgungen im Stadt- 


"gebiet, und and von folchen, die innerhalb zufammengehöriger Complere 


erfolgen. Lebteres darum, weil fehr häufig vorfommt, daß Güter: 
fpeculanten zufammengefaufte und gehörig abgerundete Areale par- 
cellieren, verpfänden, überbauen und für die überbauten Grundftüde 
die gelegenen Augenblide zum Losſchlagen abwarten. Die Verpfän- 
dungen aber erfolgen nicht an Ddiefelben Greditoren. Sp gelangt 
man von Gigenthumegrenzen zu Hypothekargrenzen, der Zukunft Die 
Servitutgrenzen vorbehalten. 

Eigenthümlich diefer Verordnung iſt wohl der Sat, daß da, wo 
Mauern oder Sodel auf folgen getrennten Streden deffelden Eigen- 
thumécompleres freiftehen, dieſe nidtsbeftomeniger mit befondern 
Marchfteinen zu verfehen find (um alle Täufhungen zu hindern, Die 
Durch fpätere Veränderungen folder Sodel: oder Mauerrichtung ent: 
fteben können). 

Dem badiſchen Flurgefeß entnommen tft die Beftimmung fiber 
die fogenannte Rückmarche, den Stein, der in einer gewiffen Œuntfer: 
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nung von einer Grenze ab geſetzt werden muß, weil dieſe durch einen 
Waſſergraben ſich hinzieht oder ſonſt unbenützbar iſt. 

Die Marchſteine werden von der Obrigkeit geliefert und den 
Parteien verrechnet. 


Reviſion (der Landügem. des C. Unterwalden ob dem Wald) 29 
betr. den Art. 21 der Cantonsverfaſſung über Erpro- 
priationen. Vom 26. April d. 3. Geſetze und Verordnungen 
II, ©. 386 f.) 

Dehnt die Srpropriationspflicht auch aufWaflerbauten und Straßen 
von Gemeinden aus, infofern der Landrath nad angemeflener Unter: 
fugung Anwendung der Erpropriation als gerechtfertigt erklärt. 


Circulaire (du dép. de la justice de Neuchâtel) aux juges de 30 
paix conc. les clôtures des ventes en matière d’ezpropriations forcées. 
Du 21 sepl. de c. a. (Recueil des lois etc. X, p. 147 ss.) 

Bringt die SS 33 und 35 des einfchlagenden (Œrpropréations:) 
Gefetes den Friedensrichterämtern in Grinnerung, monad fie nur 
die amtliche Leitung der betreffenden Verkäufe haben, nicht aber die 
Bertheilung des Gridfes. Im Anſchluß an diefe Erinnerung erhalten 
die Bezirfögerichtspräftdien den Auftrag, bis zurüd auf den Erlaf 
des Œrpropriationsgefetes zu unterfuden, ob die auf den enteigneten 
Grundſtücken gelegenen Hypotheken geftricgen feien und verneinenden 
Falls die Streigung nachträglich vorzunehmen. 


Gefet (des gr. R. von Züri) betr. eine Bauordnung 31 
für die Städte Zürich und Winterthur und für ſtädtiſche 
Berhältniffe überhaupt. Bom 30. Zunt. (Geſetze und Ber: 
prdnungen Jr. 12.) | 

Dieſes tief eingreifende, fehr einläßliche Gefet iſt aus faft zwin⸗ 
gendem Bedürfniß hervorgegangen und erflärt ſich hierans beffen 
Annahme, der die ſtarke Beſchränkung, die das Geſetz der Freiheit 
des Einzelnen auflegt, und die fonft dermal fehr unpopuläre Begrün- 
dung eines fingulären Rechtes fonft wohl entgegen geftanden wären. 
Zunächſt beftimmt für die Städte Zurich und Winterthur (nad wei⸗ 
terer authentiſcher Interpretation nur für das eigentlich ſtädtiſche Ge- 
biet von Winterthur) bat das Geſetz bereitd Ausdehnung gefunden 
auf den größten Theil des Gebietes der an Zürich angrenzenden Ge: 
meinden Hoftingen, Oberftraf, Unterftraf, Enge, Außerſthl. 

Die Hauptdeftimmungen find: 

Für jede Straße und öffentligen Plat wird eine Baulinte durch 
den Stadt und Gemeinderath beftimmt, auf melde die Gebäude und 
Einfriedigungen geftellt werden müffen; auch bas Niveau der Straßen 
wird firtert. Bei jedem Neubau müflen diefe Baulinie und Niveau in 
Bufunft genau eingehalten werden, und an bereits beftehenden Ge- 
bäuden, die aufer die Baulinie fallen, dürfen nur no ſolche Bauten 

Zeitfehrift f. ſchweiz. Redt. XII. 2. (10) 
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vorgenommen werden, die zur Unterhaltung nothwendig ſind. Trifft 
die Baulinie nicht mit der Grenze des Privateigenthums zuſammen, 
ſo kann Ausgleichung durch Uebertragung des dazwiſchen liegenden 
Bodens an die Gemeinde oder an den Bauherrn gegen Entſchädigung 
verfügt werden. Gegen die Feſtſtellung der Baulinie iſt Recurs an 
die obere Verwaltungsbehörde zuläffig. — Mit Ausnahme der Dad: 
gefimfe und Vordächer, für melde eine Ausladung von drei Fuß ge 
flattet if, dürfen ohne Bewilligung des Stadtrathes Feine Borbauten 
oder Einrichtungen, die in den Luftraum des öffentlichen Grundes 
vorfpringen, errichtet werden. — Sn allen Straßen bat die Gemeinde 
verfehloffene Abzugsdolen herzuftellen, an welche die anftoßenden Grund- 
befißer einen Beitrag au leiften haben, der bis auf à der Gefammt: 
often anfteigen fann, aber über 2 Fr. für dem laufenden Fuß des 
Grundſtücks nicht hinausgehen fol. Die Nebenvolen, die das Ab⸗ 
wafler der Gebäude den Hauptdolen zuführen, werden auf Koften der 
Hauseigenthürmer durd die Gemeinde gebaut und unterhalten. — 
Bo es angemeflen if, werden Ævottoirs angebracht, deren Anlage zur 
Hälfte von den anftoßenden Srundeigenthümern zu bezahlen ift. — 
Die Hauptbekimmungen des privatredtiiden Geſetzbuchs über das 
Redt zu bauen werden beftätigt, aber einige Mobificationen treten 
ein. Längs der Straße können die Gebäude unmittelbar auf die 
Grenze ded benachbarten Grundſtücks gelebt werden; Seitenfronten, 
bei denen dies nicht der Fall if, müflen wenigftens zwölf Fuß von 
der Grenze, oder wenn fé auf dem auftofenden Grundſtück ſchon ein 
Gebäude befindet, wenigftené zwölf Fuß von dieiem und ſechs œuf 
von der Grenze fern bleiben. An Gebäuden, die auf der Grenze 
liegen, dürfen auf der biefer zugewendeten Seite gegen den Willen 
des Nachbars Feine Fenfter und Thüren angebracht oder new ausge- 
brochen werden, Dadoorfprünge und Fenſter follen die Anlehnung 
des Gebäudes des Nachbars nicht hindern, wenn für Abfluß des Dad: 
waffers und fonft zureichendes Licht geforgt if. Aneinander ftoßende 
Gebäude find durch eine maffive Brandmauer zu trennen. Ginbauten 
in die gemeinfame Mauer (Balken, Schränfe u. f. f.) Dürfen nicht 
weiter ald bis auf fünf Zoll an die Mittellinie der Mauer binein- 
greifen. Grhöhung oder Vertiefung einer gemeinfamen Zwiſchenmauer 
fann auch dur einen Miteigenthümer allein fattfinden; aber das 
neue Stück Mauer geht in das Miteigenthum über, und wenn es der 
andere Miteigenthümer fpäter auch benutben will, bat er an die Gr- 
ftellungsfoften beizutragen. — Ganz neu und wichtig if die Beftim- 
mung, daß auf Verträgen oder Neverfen berubende Beichränfungen 
der Banfreiheit, wodurh Bauten gehindert werden, die nad dem 
Geſetz zuläffig wären, abgelöst werden Fünnen, wenn ein folder Ber: 
trag wegen inzwifchen eingetretener veränderter Verhältniſſe feine Be- 
deutung, „insbefondere feinen Werth für den Berechtigten wefentlic 
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verloren bat, oder wenn die Nachtheile, welche durch folde Verträge 
abgemendet werden follten, auf andere geeignete Weiſe befeitigt 
werden Fönnen. Streit hierüber if Redteéfade und bei der Entſchä⸗ 
dDigung iſt auch der Entzug bloßer Annehmlichkeiten in vollem Um: 
fange in Betracht zu ziehen. Nach diefer Faflung ift wohl faum zu 
beforgen, daß die Anwendung der Beftimmung gar zu häufig merde. — 
Der Errichtung eines neuen oder der Veränderung eines beftehenden 
Gebäudes fol nicht nur mie bisher die Derftellung eines Gefpannes 
von Latten, fondern auch die Ginreihung Der Pläne bei dem Stadt: 
rathe vorbergeben, und tft durch Publication das Gefpann zu allge: 
meiner Kenntniß zu bringen. Es wird dadurch den oft fühlbar ge- 
wordenen Uebelftänden, daß über genaue Uebereinftimmung des Baus 
mit dem Gefpann Feine Gewißheit vorhanden und Dad Gefpann ju: 
weilen auch unbemerkt bleibt, abgebolfen. Die Frift zu Einfprachen 
bleibt biefelbe wie bisher. — Unter den zahlreichen Beſtimmungen 
über die Art und Beife, wie zu bauen ſei, if die wichtigfte und die 
am Dringendften dem Gefeße gerufen bat, die Befchränfung der Höhe. 
Die Gebäude dürfen an den öffentlihen Plägen, den Quais und den 
Straßen von wenigftend 40 Fuß Breite 60 Fuß, an den Straßen unter 
40 aber über 25 Fuß Breite 50 Fuß, an den Straßen unter 25 aber 
über 15 Fuß Breite 40 Fuß, an den Straßen unter 15 Fuß Breite 
30 Fuß nicht überfleigen. Die übrigen Borfhriften haben hauptſäch⸗ 
lich feuerpoliüeiliten Grund. So follen bei Gebäuden mit einer 
Tagadenlänge von mehr als 100 Fuß aud im Innern Brandmanern, 
die höchftene einen Raum von 100 Fuß einfließen, angebracht 
werden. Hölzerne Dachgeſimſe, wo fle an sufammenfiofenden Gchäuden | 
in gleicher Höhe laufen, find durch Stein oder Mauerwerk zu ifolieren. 
Zu erwähnen ift auch, daß alle zum täglichen Aufenthalt beftimmten 
Mohnräume wenigftend 8 Fuß lite Höhe erhalten follen. Dur 
gehörigen Abfchluß und Erftellung hoher Abzugskamine foll bei Verf: 
ftätten oder andern Gtabliffements, die durch übeln Geruch oder über: 
mäßigen Naud oder Staub beſchwerlich fallen, möglichſt Abhülfe ge- 
bracht werden. Für jedes Haus find eine oder mehrere waflerdichte 
Senfgruben herzuftellen. Alle diefe Bauvorfdriften Fommen bei den be: 
ftebenden Gebäuden in der Regel nur dann zur Anwendung, wenn ffe 
einem Umbau oder einer eingreifenden Veränderung unterliegen. Soll 
ein Haus, das höher war, als das Gefet zuläßt, neu wieder aufgebaut 
werden, fo darf die Höhe das Mittel zwifchen derjenigen des ehe: 
maligen Gebäudes und dem gefebliden Marimum betragen. — Benn 
die Gemeinde neue Quartiere anlegt, fo Pönnen hiefür unter Geneb- 
migung des Regierungsrathes befondere Bauordnungen, die aber nicht 
hinter den Anforderungen diefes Geſetzes zurück bleiben dürfen, auf: 
geftellt werden und ift Dieß auch in Zürich für einzelne Quartiere 
bereits gefchehen. — Auf Uebertretung des Geſetzes find Bußen, die 
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bis auf 500 Franken gehen Pönnen, gefebt. Zu bemerken tft aber, 
daß Difpenfation von manden Beftimmungen des Gefebes um befon- 
derer Gründe willen von dem Stadtrathe, der überhaupt weitgehende 
Befugniffe erhält, ertheilt werden Fann. — Die weitere Ausdehnung 
der Anwendung des Geſetzes Fann für die an Züri und Winterthur 
angrenzenden Gemeinden nigt nur von den Gemeinden befälofien, 
fondern bei einzelnen Straßen aud von dem Regierungdrath verfügt 
werden. Bei andern Gemeinden hat die lebtere Befugnif, wenn die 
Gemeinde nicht felbft den Beſchluß faßt, nur der große Rath. — Zu 
wünſchen wäre, das Geſetz, wenn ed doch nothwendig geworden, hätte 
einige Zahre früher, bevor fo Viele von der Baufreiheit plan: und 
regellofen Gebraud gemacht, dad Tages licht erblidt. 

Gefes (des gr. À. des G. Aargau) zur Abänderung einiger 
Bekimmungen des Baugefetes vom 23. März 1859. Vom 
24. Nov. D. 3. (Gefebesbl. d. 3. Nr. 56.) 

Betrifft die Betheiligung des Staats an einzelnen Arten von 
Straßen und die Baumentfernungen. 

Beſchluß (des gr. R. des C. Bafelkadt) über die Bethei- 
Itgungspfligt der Anwänder an der DBefettigung der 
Stadtmauern an der Pleinen Stadt. Bom 2. Nov. D. J. 
(Samml. der Geſetze 1e. XV. 441 f.) | 

Anwendung des im Gefeb über Erweiterung der Stadt und in 
demjenigen über Anlage und Correction von Straßen (dieſe Ztſchr. R, 
Abth. III. [Sef.] Ar. 39 und 40) ausgefprodenen Principe, wonad 
Solde, die von einer Leitung des Staates für Strafen, an die fe 
ftoßen, Gewinn ziehen (begehrten oder unbegebrten), eine diefem Ge- 
winn entfpregende Gegenleiftung in Geld zu übernehmen haben, wie 
die Anſtößer an Waldbächen nad ihrer Wuhrpflicht frohnen müſſen. 

Für die Annehmlichkeit, ſtatt eines Höfleins mit der Ausficht 
auf die Stadtmauer und den hinter ihr laufenden Nondenweg, den 
Blid auf grüne Matten oder Nafenpläbe und Spaziergänge, ferner 
einen Ausgang dahin und das fog. Façadenrecht darauf zu erhalten, 
haben nad diefem Gefes die Anwänder an die Roften der Erſtell ung 
folger Spönheiten per laufenden Fuß ihrer Srenzlänge ein Rarimum 
von 20 Fr. zu zahlen. 

Bas unter Facadenregt in diefem Geſetz verftanden if, legt 
daffelbe freilich nit aus und mindert damit einen guten Theil defien, 
was als fiderer Gewinn und zuverläffiger Unfprud daraus abgeleitet 
werden Fônnte, näaͤmlich daß das vorliegende Areal ohne Berfügung 
deë Souveraind nie aufhören Eönne in feiner ganzen Breite Straße 
zu bleiden. Ebenſo unflar mar wohl der Gefehgeber mit id darüber, 
was an dem fog. Rondenweg Servitut heiße, — ein Begriff, der in 
Bafel noch fehr unentwidelt if. 
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Geſetz (des gr. R. vonZürig) betr. das Jagdwefen. Bom 34 
1. Zuli. (Gefege und Verordn. Nr. 14.) 

Ber dieſes Geſetz mit Dem dur dafielbe aufgebobenen Sagdgefet 
vom 1. Suit 1856 vergleicht, wird Mühe Haben zu begreifen, was 
Sinn und Zweck diefer Resiflon fei. Beide Geſetze find faſt wörtlig 
gleiglautend. Es erflärt filé aug die Sade größtentheild nur das 
dur, daß Anträge auf weiter gehende Uenderungen, in denen die 
Zäger febr bebarrlid find, im großen Rathe wie gewöhnlih in 
Minderheit blieben. Die Aenderungen des jebigen Geſetzes befteben 
nur in Folgendem: Befrafung wegen Berbrechen gegen das Eigen⸗ 
thum entzieht nicht mehr unbedingt die Fähigkeit ein Patent zu 
löfen, die Berurtheilung muß in den legten drei Jahren zu wenigftens 
zwei Monaten Gefängniß flatigehabt haben; eine jedenfalls febr 
ameifelbafte Berbefferung. — Die Zagdzeit, die am 1. October beginnt, 
endigt nicht mehr mit dem 31., fondern ſchon mit dem 15. December. — 
Bon mehr Bedeutung ift, daß, während nach dem frühern Geſetz das 
Grlegen des Naubzeuges und ſchädlicher Wildarten zu jeder Zeit und 
auf jede Weiſe geftattet wird, nunmehr die regelmäßige Jagd auf 
Raubthiere nur durch patentierte Zäger ausgeübt werden darf. Wohl 
aber if den Orunbbefitern das Erliegen von Naubthieren innerhalb 
ihres nicht in Waldung beftebenden Beſitzthums jederzeit geftattet, fo 
weit nicht die polieilite Ordnung und Sicherheit dadurch geftôrt 
wird. Die Umgehung des Jagdgefebes wird durch biefe Modiflcation 
erſchwert. 

Loi (du gr. cons. du c. de Neuchâtel) sur la chasse. Du 27 juin 35 
de c. a. (Recueil des lois etc, X. p. 132 ss.) 

Die Zagd ift verboten in eingefeploffenem Gigenthum (wofür 
nicht gelten Alpen und Weiden), in gebannten Orten, in Weingärten, 
Aeckern und Matten, fo lange die Einfammlung nidt geſchloſſen ift, 
in der Umgebung von Wohnungen auf 500 Fuß Entfernung. 
| Gbenfo if verboten das Umberfireifen auf Wegen und Stegen, 

die der Gigenthümer abgef@ioffen bat (mis à ban). 

Eröffnet if die Zagd vom 1. September bis 1. Januar, falls nit 
aus Gründen die Grlaubnif verlängert wird, in Bezug auf Gevögel 
vom 1. März bis zum 15. April. 

Verordnung (ded AR. des GC. Solothurn) zum Schutze des 36 
Kifhereiregals 1. Bom 23. Mai. — (Amtsbl. d. 3. ©. 161 f.) 

Das Regal übt die Finanzcommiffion duré Verpachtung laut 
Verordnung vom 21. März 1834, Das vorliegende Gefeb berührt nur 
Dad Bolizeivechtlihe, erwähnt übrigens auch als fifchereiberechtigt 
außer dem Staat, Gemeinden und Privaten. 

Décret (du gr. cons. du c. de Vaud) auforisant un nouveau sy- 37 
sieme d'administration pour le commerce des sels. Du 28 nov. de c. a. 
(Recueil des lois etc, LX. p. 840 ss.) 
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Zunächſt adminifiratioe Mafregel über die Ausübung des Salz⸗ 
regals. 


Loi (du gr. cons. du c. de Fribourg) facilitant le mode de per- 
ceplion des droës d'enregistrement. Du 30 mai de c. a. (Bull. off. 
des lois etc. XXXIV. 333 ss.) 

Ein Geſetz, wie viele, beftimmt, um große Anläufe zu mäßigen. 
Die große Geldnoth ded Cantons Freiburg hatte eine Regifirierungs- 
gebühr nöthig gemacht, melde möglichſt Biele treffen und einbringen 
und darum äußerſt genauer Gontrole unterworfen fein foflte. Das 
Geſetz, das bicfen Anlauf madte, vom 31. Mai 1862, unterwarf diefer 
Gebühr und Controle aud eine große Anzahl gerichtliger Akte. Das 
vorliegende Gefes nimmt nun wieder mande derfelben aus oder ver- 
einfacht mentigftens, gemadten Srfahrungen gemäß, die Sontrolierung. 


Loi (du gr. cons. da c. de Vaud) sur le drainage. Du 27 août 
de c. a. (Rocueil des lois etc. LX. p. 578 ss.) 

Die Drainierröhre findet nun ihren freien Lauf burd die Kantone 
Genf, Baabt, Bern und Neuenburg und tritt dann wieder, unterbrodgen 
durch die Gefepgebung von Aargau, welche von ihr ſchweigt, zu Tage 
in Züri und St. Gallen. (Bal. diefe Zeitſchrift VIE, Abth. 3, [Gef.] 
Ar. 83-30 und VII [ib.] Nr. 25.) Es wird hier der Unfprud des 
Bedürfniſſes zu Trodenlegung von Grundſtücken auf die Nachbarn 
und entfernteren Anfößer zur Durdfübrung gebragt und umgekehrt 
dad Recht der Durdlaßpflictigen zu Mitbenügung der Röhre für 
Ærodnung und Wäſſerung ihrer belafeten Grundſtücke unter Ueber- 
nahme der verhältnißmäßigen Koften für Anlegung und Unterbalt 
gewahrt, die Frage aber nicht aufgenommen, wiefern der urfprüng- 
lié Unlegende bei einmaligem Eintritt der Belafteten in das Mit- 
benutzungsrecht, unter Berjidt auf feinen Anſpruch, feine Anlage 
zurüduchmen kann. Der Borbehalt für Haus, Hof und Garten, aber 
auch für fpâtere Dodhauten oder Einſchlüſſe, ift in dem limfange 
aufgenommen, daß der Berechtigte (propriétaire de la servitude) die 
often einer hiedurch entfebenden Richtungsveränderung zu über- 
nehmen bat. . 

Die Entfgeidung allfälliger Streitigkeiten if ausſchließlich drei 
Sdiedsridtern übertragen, deren Ernennungsweife das Gefet enthält. 
Ihnen if ein commissaire draineur beijuordnen, ebenfalld auf dem 
Bege der Wahl, dur Vorſchlag umd Ausfgeidung, alles unter 
Leitung des Friedensrichters desjenigen Kreifes, in dem der Belaftete 
oder, find deren mehrere, deren Mehrzahl wohnt. Sind Gemeinden 
oder öffentliche Grundfiüde belaftet, fo gift als Bertreter derfelben die 
Regierung. 





Hypotheken. 139 


Decreto legislativo (del gr. cons. del c. del Ticino) per le inscri- 
zioni e reinscrizioni ipolecarie. Del 3 dicembre. (Fogl. off. 1863, 
, 1090.) 
? Nah den vorliegenden Beſtimmungen, welde das Hypotheken: 
gefeb vom 9. Juni 1861 ergänzen follen, iſt das Borgangéredt von 
mehreren Forderungen, deren Urkunden gleichzeitig dem Verwalter 
zur Ginfreibung vorgewieſen werden, für jede biefer Forderungen 
das gleide, d. h. Beine derfelben zurückzuſetzen, wenn nit die Natur 
der Forderung neben der Zeit der Vorweiſung ihr einen Vorrang 
gewährt. — Ferner iſt ald Anfang der von dem Eintrag gefeklich 
abhängigen Friſten der nach dem Eintrag folgende Tag bezeichnet. 


Decreto (del cons. di stato del c. del Ticino) conf. spiegazione 
dell’ art. 3 del regolamento 28 marzo 1862 per l'applicazione della 
legge ipolecaria. Del 9 dicembre. (Fogi. off. 1863, p. 1103 ss.) 

Weiſung des Negierungsrathe über die bet den Hypotheken 
erneuerungen fo wichtigen und wie es ſcheint Durch allerlei Mifverftänd- 
niſſe bindurdgegangenen Säbe der Norm vom 28. März 1862 (vgl. 
d. Ztfehr. XI, Ubth. 3, [Gef.] Nr. 94) Über die Erneuerung cedierter 
Hypotheken. 


Abänderung des Gefebes (des C. Glarus) über die Ein: 
lagen bei Nednungsrüfen und Bevogtigungen. Yom 
10. und 14. Mai. (Amtsbl. d. 3. 90 f.) 

Hebt die Einwirkung der Rechnungsrüfe und der Bevogtigungen 
auf pfandregtlich geffterte Forderungen auf, fo daß diefe fortgelten, 
au wenn fie bei den erwähnten Meldungsanläffen von den Bethet: 
ligten nicht eingegeben wurden. 


Geſetz (des gr. À. des C. St. Gallen) über die Verpfän— 
dung von Cifembabnen. Bom 27. Nos. d 3, in Kraft feit 
4. Febr. 1864. (Samml. der Gefebe ıc. XVI. ©. 39 f.) 

Bei der großen Schwierigkeit, die in der Berpfändung von Eifen- 
bahnen liegt, ift jedes. neue Gefet über diefen Gegenftand, wenn man 
forgfältige Behandlung deflelben erwarten darf, von Intereſſe. Wir 
nehmen deshalb das vorliegende zu feinem größern Theile hier auf. 

Es betrifft den Ort, wo das Pfandrecht einzutragen ift, Gegen- 
ftand des Pfandes und Pertinenz, Form der Berfhreibung und das 
Erforderniß der Regierungsermäcdtigung. Nein negativ gehalten tft 
die Beftimmung über die practifge Folge der Verpfändung. 

Art. 1. Die pfandredtlite Verſchreibung von Eiſenbahnen 
findet am Bermaltungéfite oder an dem hoheitlich anerkannten Do- 
micil der Geſellſchaft ftatt. 

Art. 2. Der eine Gifenbabn pfandbar verfdreiben will, bat dem 
Gemeindammann fohriftlih die Größe der darauf aufzunehmenden 
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Perpfändung von Eifenbahnen. 


Summe anzugeben, den Situationsplan und das Inventar über das 
Betriebématerial und Mobiliar beizulegen. 
Art. 3. Die Verpfändung der Gifenbabn umfaßt: 
a) den Bahnförper, mit Einfluß der Bahnhöfe und Stationd- 


b) 


pläge und ſämmtlicher darauf befindliger Hochbauten, welche 
der Eifenbahngefellihaft zugehören, fowie Die Reparaturmert- 
ftâtten, and wenn fle außer dem Gebiete des Bahnkörpers 
liegen. 

Dagegen ſind Liegenfchaften und Gebäulichkeiten melder Art 
immer, wenn fle außer dem Gebiete des Bahnförpers liegen, 
von der Berpfändung ausgefdloffen und können nur nah Maß: 
gabe des jeweiligen allgemeinen Hypothelargefeßes verpfändet 
werden. 
das ſämmtliche, ald Zugehörde für den Betrieb und Unterhalt 
der Bahn zudienende Material und Mobiliar; 

alle unter litt. a und b bezeichneten Pfandobjecte nad ihrem 
jeweiligen Beftande; fo zwar, daß bei allen Beränderungen, 
die am Bahnförper und Bugehörde an dem Material und Mo: 
bilfar vorgenommen werden, die Neubauten und Neuanfhaf: 
fungen alé zum Pfande gehörend, die nicht mehr betriebenen 
Streden aber und das in Abgang gefommene Material und 
Mobiliar als von demfelben entlaffen zu betrachten find. 


+ Urt. 4 Die Beichreibung des Unterpfandes gefdiebt Durch ge- 
naue Bezeichnung der Bahn unter Angabe ihres Namens, ihrer Rid- 
tung und Länge, nah Maßgabe der Conceſſionen. 

Art. 6. Die Verſchreibung fol in Form eines Verſicherungs⸗ 
briefes ohne amtlide Schakung gefchehen; bdiefelbe muß enthalten: 
a) daß die Bahn mit jeweilen darauf baftenden Rechten und 


b) 


c) 
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y 


Dienftbarkeiten pfandrechtlich verfchrieben werde; 

daß die verfriebenen Pfande und die Reinerträgnifle des Bahn- 
betriebes für das Capital und die verfallenen 3infe haften; 
daß Gelder, welche die Gefellfaft für Dritte einnimmt, und 
Lieferungen von Material und Mobiliar zum Betrieb der Bahn, 
fo lange fie von der Geſellſchaft nicht bezahlt find, nicht zum 
Unterpfande gehören; 

daß durch die Verpfändung der Bahnbetrieb in Peiner Weife 
beeinträchtigt werden Pönne, und Daß demnach alle Veränderungen, 
welde an der Bahn (Unter, Ober: und Hochbau), an dem ver: 
wendbar gewordenen Boden, oder an dem Material zum Zwed 
des Betriebes vorgenommen werden, ohne Dazwifchentunft der 
Pfandgläubiger ftattfinden Fônnen. 


Art. 7. Die Pfanderfanntniß erfolgt durch den Gemeinderath, 
welcher die Schuldverfgreibung in das Pfandprotofoll eintragen läßt. 
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Art. 10. Für die Nechtöfräftigkeit der Verpfändung wird das 
Difum des Regierungsrathes vorbehalten. 


Gefet (des gr. NR. des C. Schaffhaufen) über die Aufftel- 
lung eines Formulars für die Bfandurfunden mit be: 
dungenen Annuitäten. Bom 4 März. — (Umtsbl. bd. 9. 
©. 94 f.) 

Die Gefehgebung von Schaffhaufen bat mit mehreren Gantonen 
ed gemein, daß fie die pfandredtlite Wirkſamkeit von Urkunden nit 
nur an Siegel und Untferfdrift und Gintrag in die Pfandbücher, 
fondern aud an die Beobadtung fefter Formeln bindet, was dann 
zur Folge bat, daß fobald neue Arten von Nechtögefchäften auf: 
tauchen — was doch aud in Schaffhaufen gefdicht —, der gefeblide 
Budftabe gebogen oder gebroden werden muß. Da nun die neulich 
entftandene Bank in Schaffhauſen Darleiben mit Annuitäten einge: 
führt bat, fo ift die „Pfandurkunde* (Beil. IV des Pfandgefekes vom 
16. Zuni 1847) unbraudbar und demnach die durch obiges Gefet 
fanctionterte Faſſung nöthig geworden. 


Legge (del gr. cons. del c. del Ticino) conf. prorogazione del 
termino per linscrizione dei privilegi e per la rinnovazione delle ipo- 
teche. Del 6 dicembre. (Fogl. off. p. 1091 ss.) 

Bertheilung der einzutragenden refp. zu erneuernden Hypotheken⸗ 
urkunden auf verfchiedene ſich folgende riften, je nach der Zeit, aus 
melder diefe Urkunden berftammen, — eine bei jeder Bereinigung 
zu Bermeidung von Anhäufungen nothwendige Mafregel. 


Gefet (des gr. R. des C. Bafelftadt) über Ablöfung des 
reftierenden Bodenzindscapitals im Stadtbezirk und in 
Klein-Hüningen Bom 2 März d. J. (Samml. der Gef. x. 
XV. ©. 344 f.) 


Gefet (derf. Behörde) über Ablöfung des reftierenden 
Zehntcapttale im Stadtbezirk. Bom 2. November D. 3. 
(ib. S. 440 f.) 

Auch dieſe beiden Gefebe find, wie dasjenige über die Notartate- 
gebühren und wie ein früberes über Abfchaffung der Zugrechte, Er- 
gebnif des Grundbudgefeses von 1860, welches, um möglichſt einfach 
erhalten werden zu können, eine vorherige Bereinigung aller Grund: 
laften vorausfebt. Namentlich wäre beimanden Bodenzinfen und Zehnten 
die Nachweifung eines unanfechtbaren Titels febr fchwierig gewefen. 

Eine Bereinigung machte nothwendig, daß die Ablöfung nicht 
nur Pflicht des Berechtigten, fondern nunmehr auch des Pflidtigen 
werde, und zwar auch nicht bloß möglicherweife auf Kündigung hin, 
fondern nothwendigerweife Fraft Gefetes. 
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Unter den Bodenzinfen erfcheinen fogenannte unablöslige Gant- 
gelder und Erblehenzinfe, unterfchieden von den regelmäßigen Grund: 
sinfen. Diefe befondern Gattungen find refervativer Natur, Ausflüfle 
frübern Eigenthums ded Beredtigten, und ihre Ablöfung verlangte 
eine höhere Gapitalfumme nad dem höhern Werthe des Geldes zur 
Zeit ihrer Entfiehung, bei Gantgeldern den 25fagen Betrag, bei Erb: 
leben den 30fahen gegenüber dem regelmäßigen 20faden. Einen 
Uebergang vom Syſtem der an den Willen des Pflistigen gebun- 
denen Kündigung (Geſetz vom 8. Mai 1804) hatte bereits das Geſetz 
vom 3. Juni 1850 gebildet, indem es diefe Ablöfung bei allen Hand- 
änderungen zur Pflicht machte. 

Das erfte Geſetz bezicht fé nicht nur auf den Stadtbezirk wie 
bas zweite. 


48 Gefeh (des gr R. des C. Solothurn) betr. Aufhebung der 
obrigfeitligen Lehen- und Bidemgüter. Vom 28. Febr. 
(Amtsbl. d. 3. 12 f. Vgl. Verhandlungen des Gantousrathes d. 3. 
1862. ©. 125 f. und 3. 1863. &. 62 f. 84 f.) 

Der Kanton Solothurn befaß voch Lehen und zwar Grblehen, 
theild folde, in die nur Männer fuccedierten (Mannlehen), theils 
folche, welche auf beide Gefchlechter giengen, daneben Kauflehen, ſolche 
nämlig, deren Inhaber nicht nur dad Gut vererben, fondern aud 
veräußern Fonnten, ferner fog. Gwidemgüter. Auf denfelben bafteten 
wiederum Drittmannéredte, d. 5. die Haltung des Buderfiiers, 
Duldung von Zufahrten u. f. w. Schon im Jahr 1822 (Juni 22) 
und dann wieder 1836 (Suli 14) hatten die Behörden diefe Lehenrechte 
loskäuflich erklärt, abgefehen davon, daß rechtlich feftgeftellt worden 
war, Das getheilte Eigenthum fei aufgehoben und fortan nur der 
Nusnießer Gigenthümer. Wie anderwärts, fo auch hier, war diefe 
Losfäuflichkeit nicht nah Wunſch benust und darum auf Seite der 
Regierung der Antrag gemacht worden, das Net zur Pfidt zu 
machen und, würde e8 in einer beftimmten Frift nicht ausgeübt, dem 
alten dominus directus (dem Staat) die Befugniß zu ertheilen, fein 
Recht, wie e8 die Greenngelder (reconnaissances) darthaten, unge: 
theilt wieder an ſich zu bringen, refp. den Nubeigenthümer auézu- 
Faufen. Im großen Rathe ſtieß aber diefer legtere Zwang als unge- 
vechtfertigt auf Widerfland (Altſtaatsſchreiber Lad) und mußte auf: 
gegeben werden. Ald Grund des Antrags der Aufhebung wurde, 
wie gewohnt, das „volkswirthſchaftliche Sntereffe“, die „Belaſtung des 
Verkehrs“ in diefem „Neft des Mittelalters“ vorgeſchoben; warum 
denn nicht offenherzig anerfannt, daß für die Finanzbehörden folde 
reducierte Bezüge läftig geworden feten, weil ffe in das ganze Steuer: 
foftem nicht mehr paffen, das nur da feinen vollen Sinn hat, wo es 
ein allgemeines, Beinen, wo es ein völlig particuläres geworden if. — 
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Die Friften find ſechsmonatliche, die Loskaufscapitalien fehr niedrig, 
bei den Erfenngeldern auf das Vierthalbfache und Sechsfache (je nad 
der Art Des Lehens) gefebt, bei den Drittmannévegten der Verein- 
barung der Betheiligten überlaffen, oder, wo biefe nit zu Stande 
Pommt, dem vichterlichen Ermeflen (ohne vorherigen Sühnverſuch). — 
Es wäre wohl von Intereffe gemefen, in der regierungsräthliden Be- 
ridterftattung Genaueres über die Gwidemgüter zu finden. 


Ohligationenrecht, 


Gefet (des gr. R. des 5. Schwyz) über Verjährung Vom 
25. Sept. d. 3. (Amtl. Samml. der Gef. V. 1 f.) 

Dhne Zweifel Liegt die Veranlaffung zu diefen Beftimmungen in 
dem Grundbuch, obwohl felbige nicht nur die Erfigung von Gigenthum 
und Servituten an Liegenfdaften, fondern auch von Fabrnif und die 
Verjährung von Yorderungen behandeln; für Liegenfchaften werden 
alé Fri die alten neun „Loubryßen“ (zehn Sabre), bei Fahrniß drei 
Jahre als Friſt angelebt. Hingegen bei Mangel irgend eines rechtliche 
Zuverſicht gewährenden Befikanfanges bei Liegenichaften find zwanzig 
Sabre verlangt. — Forderungen verjähren in 10 Zahren, wenn nicht 
fie dur beſtimmte Anerkennung, Betreibung oder Ginklage des 
Schuldners oder Meldung in deflen Goncurs in der Zwifchenzeit feft- 
geftellt werden, oder wenn nidt der Schuldner ftirbt, in welchem 
Ball fon in drei Zahren nad feinem Tode (infofern diefe vor den 
zehn Sabren ablaufen) die Forderungen gegenüber Erben unflagbar 
werden, die von dem Anfpruch Feine Kenntniß haben. Weber die zu= 
weilen fo fchwierige Frage hinfichtli der actio nata (ausgenommen 
Zahlungen für Nichtſchuld, wobei die Verjährung mit dem Uugen- 
Diid der Zahlung zu laufen beginnt) und ebenfo über die Trage, ob 
der Richter von Amtswegen bei fonft beftrittenen Forderungen auf 
den Berjährungsgrund fe abmeifen dürfe, fchweigt das Geek. 

Bei der Beziehung des Gefebes zu den Grundbüchern ift natürlich, 
daf die Erfigung der Liegenfchaften nicht unmittelbar Gigenthum ver: 
fdafft, fondern nur einen Anfprud auf gerichtliche Zuerfennung und 
auf Zuſchreibung in den Büchern. Der Zuerfennung Bann die Gerichte- 
— noch einen Aufruf zur Anmeldung von Anſprüchen voraus⸗ 
ſchicken. 


— 

Freundſchafts-, Niederlaffungs-: und Handels-Ver— 
trag zwiſchen der ſchweizeriſchen Gidgenoffenfhaft und 
dem Königreih Belgien. Bom 11. Dec. 1862, ratifictert 
von der Schweiz den 22. Mai 1863, von Belgien den 
28. Mat gl. 3. — (Amtl. Samml. ıc. VIT. ©. 184.) 


ar 


0 
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Im Handels⸗ und Gemerbsbetrieb fteben ſich die beiden Nationen 
in beiden Gebieten volltändig glei (Art. 1). — Auch ungenannte 
Geſellſchaften commercieller Natur bedürfen zu ihrem Verkehr im 
contrahierenden Gebiet Peiner andern Vorausſetzung als inländifche 
(Art. 4). — Die Eigenthumsverhältniffe an Fabrnif und Boden, er: 
madfen fie dur Erbgang oder anderswie, find ebenfalls für beide 
Nationen die gleiden (Art. 4). 

51 Loi (du gr. cons. du c. de Fribourg) conc. la création d’obliga- 
tions hypothécaires. Du 29 mai de c. a. (Bull. off. des lois etc. XXXIV. 
p. 330 ss. Cfr. Bull. off. des séances du gr. cons. de c. a. pp. 27. 
39 ss. 57 8.) 

Das freiburgifde Recht hing bisher no am Gültbrief, der für 
einen aderbauenden Ganton allerdings fi wohl eignete, indem dem 
Schuldner, dem bei richtiger Berzinfung vom Gläubiger nicht gekün⸗ 
digt werden Fonnte, und auch deffen Erben, fo lange fie nicht thetlteu, 
der Grundbeſitz gefihert blieb. Es ift eine Strömung der Zeit und 
auch ohne Zweifel ein Intereffe der Geldbeflger, wenn diefer Zuſtand 
als unerträglich auch in Freiburg gefchildert wurde; gegenüber ben 
Nachweiſungen, die von fehr kundiger Seite (Herr Fracheboud) gegeben‘ 
wurden, wonach allein im Jahr 1862, 1200—1500 Gülten errichtet 
wurden.!) Der Bibderftand vereinigte auf ih aud nur 23 Stimmen 
gegen 28, welche das Geldinterefie durchſetzte. Smmerbin fol sum 
Fünftig das Hppothefardarleihen nach zehn Jahren erft vom Gläubiger 
gefündet werden Pönnen, und wird diefer Zeitpunkt vom Gläubiger 
nit benützt, alddann nur von fünf zu fünf Jahren. 


52 Berordnung (des NR. des G. Bern) betr. das Torfmaaf 
und den Torfverfauf nad dem Semidt. Bom 2. Oct. und 
5. Nov. d. 3. GGeſetze und Decrete 16. ©. 196 f. 199 f.) 
Der Torf mußte bisher nah $ 5 der Berordnung vom 29. Oc- 
tober 1852 nah Wagen verkauft werden, welches Maaß aber für den 
Gifenbabntransport nit mehr paßt. 





1) Das Botum des Herrn Fracheboud wird im amtlichen Tagblatt 
fo wiedergegeben: La lettre de rente a eu pour but de mettre en 
corrélation intime les intérêts du prêteur et de l’emprunteur ; l’agri- 
culture qui doit rester la source principale du pays, se ressentirait 
essentiellement de cette innovation, qui serait le premier pas fait vers 
la mobilisation du capital mobilier et immobilier. Le discrédit de la 
lettre de rente ne lui paraît pas être si absolu. Il est un principe re- 
connu, que l’hypothèque est toujours la meilleure sûreté. L’orateur 
signale de plus les inconvénients résultant de la modification par- 
cellaire des lois fondamentales et conclut par des motifs de pru- 
dence, d'équité, de convenance, et par des considérations politiques 
à la non entrée en matière sur le projet du Conseil d'État. 
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Gefet (des gr. NR. von Zürig) betr. Abänderung der 53 
66 3, 4, 8, 15, 16, 17, 21, 22, 31, 42, 44, 50, 56 und 57 des Brand- 
affecuranzgefebes vom 29. Sept. 1852. Bom4 Mat. (Gef. 
und Berordn. Nr. 8.) 

Der Brand von Glarus bat zu diefer Reviſton des Gefeked in 
Zürich wie in audern Santonen den Anftoß gegeben und Famen hier 
wie in Neuenburg und Genf die Grundlagen der ganzen Aflecuranz- 
einrichtung fn Frage Die Nöthigung der Hauseigenthümer zum 
Beitritt wurde angefochten, und auch als man einfab, daß fhon um 
des Grebitwefens willen bievon nicht abgegangen werden könne, wurde 
der Antrag geftellt, Daß das Brincip der Gegenfeitigkeitaufgehoben werden 
und der Staat gegen Bezug einer firen Verfiderungsprämte als Verſich e⸗ 
ver auftreten folle, in der Meinung, daß er mit dem ganzen Vermögen 
für den Brandfdabden einzuftehen und binmieder dur Rückverſicherung 
für fh Dedung zu fuden Babe. Allein das Œnbdrefultat der Ber: 
handlung war aud in Züri Beibehaltung des Beftehenden, wofür 
die bisher gänftige Grfabrung angeführt werden Fonnte, und nur eine 
Hinweifung auf Milderung des Gegenfeitigleitéprincipes für außer: 
ordentlihe Fâlle wurde aufgenommen. Selbſt der billige Antrag, 
dag eine Glaffification der Gebäude nach dem verfihiedenen Grade der 
Gefahr eintreten folle, wie fle faft überall vorkommt und früher au 
in Zürich galt, unterlag der Rückſicht auf die demokratiſche Gleichheit. 

Die angenommenen Veränderungen betreffen vornemlich nur fol- 
gende Punbte: 

Als zu vergütender Schaden kann nunmehr auch der durch indi- 
recte Einwigfung des Feuers, wie 3. B. durch Gas: oder Dampf: 
explofion entftandene gelten: doch bat hierüber der Regierungérath im 
einzelnen Falle zu entfdeiden. — Der Abzug von einem Zehntheil 
der Schätzung des Schadens, der im Iuterefle der Verminderung der 
Brandfälle bisher gemacht wurde, wird aufgehoben und foll die volle 
Schapungsfumme dem Brandbefchädigten von nun an zufommen. — 
Für die Schägung der Gebäude find die leitenden Grundfäge ohne 
wefentlie materielle Aenderung Plarer beflimmt; der Baumerth foll 
für den Affecuranzwerth zunächſt maßgebend fein; der lebtere darf 
aber den Verkaufswerth doch nicht überfteigen. — Die Auswirkung 
neuer Schäkung außer der regelmäßigen Sdätungsreviffon fft er- 
leichtert und einige formelle beſchränkende Beftimmungen des frühern 
Gefetes werden aufgehoben. — Es fol ein Refervefond errichtet und 
bei größerm Brandfaden zur Verwendung gebracht werden. Zu 
diefem Bebuf fol die jährliche Affecuranzfleuer 10 Npp. von 100 Fr. 
der Affecuranzfumme betragen und der Ueberſchuß über den zur Ber: 
wendung erforderligen Betrag in den Refervefond fallen. Reicht die 
Steuer von 10 Rpp. für den Brandfehaden nicht aus, fo foll der 
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Mehrbetrag aus dem Reſervefond genommen, und wenn diefer nicht 
genügt, fahbezüglicger Antrag an den großen Rath geftellt werden. 


54 Verordnung (des NR. von Zürich) betr. Bollzjiehung Des 
Gefeges über die Brandverfiderungsanftalt von 
4, Mai. — Bom 4. Juni. Geſetze und Berordn. Nr. 10.) 

Adminiftrative Detailbefimmungen hinfichtlih der Aufnahme 
neuer Schäßungen, wobei ‘zugleich auch das polizeiliche Interefle nait 
Bezug auf die Feuereinrichtungen gewahrt werden fol. Näher be- 
ftimmt wird aud in Ausführung bdes $ 2 des Dießfälligen .Gelebes, 
weiche Beftandtheile bei Waſſerwerken, Trottwerken, Heizeinrichtung en 

sunbemeglite Sade der Berfiherung unterliegen. Es find im 
Ganzen die Beftandthetle, die nach Den SS 478—483 des privatrechtl. 
Geſetzbuches ald Theil des Gebäudes, nicht ale bloße Zubehörde 
gelten. 

55 Verordnung (der Standes-Commilflon des C. Appenzell a. NE.) 
für das Brandverfiderungewefen. Bom 26. Juni. — 
(Amtsbl. D. 3. ©. 182 f.) 

Das Redt gehen vorzüglich folgende Peftimmungen an: Die 
Schatzungen gefeben jährlich, ſowohl hinſichtlich neuer Gebäude, 
als veränderter früherer. — Veränderungen anzuzeigen iſt Pflicht der 
Schatzungsmitglieder der betreffenden Gemeinde. — Die Beiträge 
gelten für die Zeit vom 1. Sanuar bis 31. December und beruhen 
auf einer Glaffification. — Die Unterfugung nah einem Brande 
übernimmt die Affecuran;: Commiffion und fie betrifft Entſtehung 
und Umfang des Schadens. Bei Verdacht abfihtkiher Stiftung gehen 
die Akten an die Stanbdes-Commiffion. Die Zahlung erfolgt fofort 
nach Bereinbarung zwifhen Partei und Commiſſion über den Um- 
fang des Schadens. — Auswärtige Mobiltaraffecuranzen bedürfen zur 
Aufnahme von Berfiherungen im Canton der Genehmigung der 
Standes:Commiffton, welche zuvor deren Stafuten und Bolicen 
prüft, fle zur Unterwerfung unter den inlanbifhen Richter, Erwählung 
eines Domicild und Bezeichnung eingefeffener Agenten anhält. Diefe 
find hinwiederum ihrer Genehmigung unterworfen, ihre Mobiliar: 
inventare der Reviſton der betreffenden Gemeindevorfteher hinſichtlich 
der Schakungshöhe. In zwei Uffecuranen können biefelben Mobilien 
nicht ftehen, wohl aber verfchtedenartige Mobilien unter einem Dave 
(3. B. Mafdinen und Waaren). \ 


56 Verordnung (des Fi. R. des C. Bafelftadt) über das Ra— 
gfonenbud des ©. Bafelftadt. Bom 6. Maid. 3. (Samml. 
der Gef. ıc. XV. ©. 398 f.) 

Umarbeitung einer frühern Verordnung vom 28. December 1822, 
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welche ihrerſeits wiederum auf der Gerichtsordnung vom Jahr 1719, 
Art. 380 beruht. Wir nehmen hier als Beſtimmungen von allge⸗ 
meinerem Intereſſe folgende Sätze dieſer Verordnung auf. 


2. 


ç 1 


In das Ragionenbuch haben fé einzutragen: 
1. 


Kaufleute, Fabrikanten, fomwie alle diejenigen, welde einzeln 
oder in Societät für eigne oder fremde Rechnung gemerbsmäßig 
kaufmänniſche Gefdäfte betreiben oder ein ſtändiges Baaren- 
lager führen. 


. Handwerker und fonftige Gemerbsleute, welche mit ihrem Be- 


rufe den Handel verbinden. 


. Ale anonymen Gefellfdaften, welche im Canton ihren Sik 


oder einen Vertreter haben. 
ç 2 


Die Einſchreibung in das Ragionenbuch muß enthalten: 
1. 


Die Firma und das Domickl der Handlung, Fabrik oder des 
Gewerbes. | 

Die Namen und Unterfriften der fämmtliden Theilhaber 
(Associés) mit Angabe, ob fie die nterfchrift der Firma führen 
oder nicht. 


. Die Namen und Unterfdriften der allfälligen Commanbitaires, 


mit Angabe der Gommanbditfumme. ft das Commanbitcapital 
auf Actien gegründet: die Namen und Unterfdriften des Vor— 
ſtandes der Actionnaire (Aufſichts-Commiſſion, Verwaltungs: 
Raths), nebſt Beilegung der Statuten und Angabe der zur 
Unterf@rift Berechtigten. | 


. Die Namen und Unterf@riften der Bevollmächtigten (Brocura- 


träger) mit Beglaubigung Seitens des Bollmadtgebers. 


. Bet anonymen Gefelfgaften die Angabe des Actiencapitals 


unter Bellegung der Gefelfhaftéftatuten und die Namen und 
Unterfäriften des Vorſtandes (Geranten, Dirertoren u. f. w.) 
oder infofern die Gefellfchaft ihren Sith oder ihre Verwaltung 
nicht im Ganton bat, die Namen und Unterfriften der bieffgen 
Vertreter. 


. Wenn eine cantonsangebürige Frauensperfon mit freier Mittel: 


verwaltung in einer der genannten Arten bei einem Handels 
geſchäft betheiligt ift, fo bat ihr Vogt die Einfchreibung dur 
feine Unterſchrift zu beftätigen. 

Fremde Frauen, welde hier Handel treiben wollen, haben 
vor Der Eintragung einen Ausweis der Niederlaffungs:Com: 
miffion über die ihnen bewilligte Berechtigung zum Gemwerbe- 
betriebe beizubringen. 

63 


Bon jeder in dad Ragionenbud eingetragenen Firma muß wenig: 
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flens ein Theilhaber oder Procuraträger Santonsbürger fein oder 
die Niederlaffungse und Gewerbsbemwilligung erlangt haben. 

Die auswärts wohnhaften Theilhaber haben eine beglaubigte Be- 
feinigung einzugeben, daß fie an der hier beftebenden Firma Theil 
nehmen und für fämmtlige Gefchäfte derfelben ihr Domicil und 
ihren Gerichtöftand hier wählen. 

Eine gleide Erklärung haben die auswärts domicilierten anonymen 


Geſellſchaften abzugeben, melde durch ihre Bertreter (Agenten) auf 


hiefigem Plate Geſchäfte maden. \ 

Senfalenordnung (des RR. von Schaffhaufen). B 0m 24.3 uni. 
(Of. Samml. R. Folge. 709 f.) 

Die Geſchäfte des Senfals find Vermittlung des Umfabed von 
Baaren, Bedfeln, öffentliden Papieren, Sdulbtitein und Liegen- 
fhaften, au von Geld, — genaue Buchung der Geſchaͤftsabſchlüſſe, — 
Publication der Papiercurfe, — Beſuch der Kaufleute zwei Mal die 
Woche oder fo oft fie es begehren; ihre Gebühr if 1%, von Pa- 
pieren, V2 9 von Baaren, und ein eben foldes Marimum von Dar- 
Jeiben und Smmobiliarläufen. — Der Senfal wird ernannt und 
überwacht, au bei Gründen entlaffen vom Faufmänniften Directo- 
rium. — Er iſt nit nur für dolus, fondern auch für alle in feinen 
Geſchäften „vorkommende Fahrläffigfeit“ mit einer Gaution von 
10,000 Er. haftbar. Gigene Gefgäfte find ihm unterfagt, mit Bor- 
bebalt fpecteller Bewilligung feines Directoriums. 

Die Haftbarkeitsfrage hätte wohl eine genauere Behandlung er- 
langen dürfen. Macht die Aufzeichnung des Senfald gegenüber der 
Läugnung eines der Gontrabenten in dem Maaße Glauben, bdaf 
darauf der Läugnende condemniert werden Fann? Die obftehende 
Verordnung fpricht von des Senfald „Amt“. Man follte alfo denken, 
diefe Frage fet zu bejahen; würde fie dagegen verneint, dann wäre 
die Haftbarkeit eine fehr weitgehende. 


Décret (du gr. cons. du c. de Vaud) sur Femission d’estampilles 
en lieu de limbres pour effets de commerce. Du 27 novembre de c. a. 
(Recueil des lois etc. LX. p. 820 s.) 

Einführung von Marken an der Stelle von Stempeln und Bifas 
für ftempelpflidtige Handelseffecten, als Bedfel u. f. w. 


Bedfelordnung (des gr. R. von Bafelflädt) für Bafel: 
ſtadt. Vom 20. April d. 3. (Samml. der Gef. ıc. XV. ©. 350 f.) 

Der Annahme vieles Gefetes ging ein Gutachten des Handele- 
collegiums voraus, welches die einzelnen Buncte des Goncordatéent- 
wurfes, welche als zweifelhaften Werthes erſcheinen Fônnten, beleuchtet 
und ramentlih die ſchweizeriſchen Wechfelrechte mit dem Entwurf 
vergleicht. Diefes Gutachten, mit Geift und Sorgfalt abgefaft, hat 
auch außer Baſel Sntereffe gefunden. 
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Zwei Buncte waren es, die, unter fih eng zulammenhängend, 
vorzugsweife zu erörtern waren. Erſtens die allgemeine Wechfelfähig: 
feit und zweitens die Bedielerecution. Nach dem bisherigen Necht 
war als pailio wechlelfähig nur der eigentlide Kaufmann und der 
bandelnde Handwerker angefehen worden, lebterer infofern er nicht 
einem zünftigen Handwerk angehörte. inter paffiver Wechſelfähig— 
Feit war aber zweierlei zu verfieben moglit. Ginmal die Anmend: 
barkeit der Wechfelordnung überhaupt auf eine Perfon; überdies und 
im engern Sinne die Möglichkeit fofortiger Goncurseröffnung Mangel 
Zahlung eines Uccepté oder Billeté à ordre, Die erftere Auffaffuny 
mit Ausfchluß der leuteren hatte die Praris des Basler Givilgerichts 
fon längft feftgebalten. Es handelte fit alfo gur noch darum, die 
ftrengere Auffaflung auch noch auf die NichtFaufleute zu erftreden. 
Das Handelscollegium wollte übereinfliimmend mit dem Goncor: 
datientwurf Accept und Billet dem rechtefräftigen Urtheil gleich: 
ftellen, und nur beim Kaufmann ausnahmsmeile die alte Strenge feft: 
halten. Die Großrathöcommiflion zog dieſer wohlbegründeten inter: 
fheioung ein einheitlihes Recht vor, milderte gegenüber dem Sauf: 
mann und fchärfte gegenüber dem Nichtkaufmann den Begriff der 
fnellen Grecution zu einer Frift von Dreimal vierundzwanzig Stunden 
und unterwarf übereinftimmend mit dem eriten Paragraph des Ent: 
mwurfs jeden Handlungsfähigen der paifiven Wechielfähigfeit. Da der 
Entwurf im übrigen ohne irgend erhebliche Aenderungen angenommen 
wurde, fo erfcheint hier auch nur der Abfchnitt über die Erecution, 
nämlich $ 96 ff. 

$ 96. 


Wer einen im Ganton wohnenden Wegpfelverpflichteten zur Erfül- 
lung feiner Wechfelverbindlifeit anhalten will, bat bei dem suftün- 
digen Givilgerichtöpräfidenten fein Begehren zu erheben, unter Gin: 
legung der fämmtlichen zur Begründung feines Anfpruches dienenden 
Urfunden. . 

$ 97. 

Geht das Begehren auf Bezahlung einer Wechſelverpflichtung, fo 
wird der Gerichtspräffdent, falls er Dafjelbe fomobl in Bezug auf die 
vorgelegten Urkunden, als Hinfihtliiy der Perſon des Verpflichteten 
zuläjfig erachtet, dur einen Geridtébeamten dem fäumigen Wechſel— 
verpflichteten das fchnelle Wechfelrecht anfagen laffen. Wenn in Folge 
diefer Anzeige nicht längftens innerhalb Dreimal vierundzwanzig 
Stunden die geforderte Zahlung, oder im Salle von Ginwendungen 
Depofition des Betrages auf der Gerichtöfpreiberei erfolgt, fo wird 
der Wechfelverpflichtete als ausgeführten Rechtens angejeben und ihm 
gleich Einem, gegen welchen die Beſchließung vor Gcridt erkannt 
worden, ohne Verzug befioijen und veriiegeit. Zugleich jollen alle 

Zeitſchrift f. ſchweiz. Net. XII. 2. (3) 11. 
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fonfigen zur Sicherheit der Malle erforderlihen Mafregein getroffen 
werden. 

Die Gertdtéämter werden dem Gerichte von der vorgenommenen 
Befdiiefung unter Borladung des Wechſelverpflichteten in der nächſten 
Sitzung Anzeige maden, worauf, wenn fich Peine Anſtände ergeben, 
die ergangene Befdliefung gerichtlich betätigt und die amtliche Aus- 
Fündung erkannt wird. 


g 98. 

Das in den SS 96 und 97 feftgelehte ſchnelle Wechſelrecht kann 
auch gegen folde Bedfelverpflidtete in Anwendung gebracht werden, 
welche den Ganton nicht bewohnen, aber für irgend eine wechſelrecht⸗ 
lite Verbindlichkeit in demfelben Domicil erwählt baben. 

Findet RG jedoch an dem erwähnten Wechfeldomicil Beine oder 
nicht genügende Habe vor, fo bleibt dem Wechfelgläubiger überlafien, 
gegen einen folden auswärts wohnenden Wechfelverpflichteten bei dem 
auftändigen Gerichte des bieffgen Kantons ein Urtheil nagaufuden, 
um fi deſſelben am Wohnorte des Wechfelverpflichteten zu bedienen, 
oder um fpäter auf etwa ff@ im Kanton vorfindende Habe deffelben 
pfändungsweife greifen zu können. 


6 99. 

Hinterlegt der Wechfelverpflichtete unter Nichtunerfennung des 
Anfpruchs den Betrag der Forderung nebft Koften, fo iſt bievon un- 
verzüglih dem Wechfelgläubiger Renntnif zu geben und derfelbe an- 
auweifen, die Klage auf Erfüllung der Wechſelverbindlichkeit im Wege 
des Wechfelprozefles geltend zu machen. 

Diefe Verpflichtung zur Depofition Fann dem Wechſelverpflichteten 
jedoch durch den Gerichtöpräftdenten erlaffen werden, wenn die gefor- 
derte Zahlung wegen Wechſelfälſchung (SS 80 und 81) beftritten und 
diefe Ginwendung ale glaubwürdig erachtet wird. 

$ 100. 

Geht dad Begehren des Regreßnehmers auf Siberftclung wegen 
Mangels Annahme des Wechſels ($S 25, 27, 28) oder wegen Snfolven; 
des Ucceptanten vor dem Berfalltage ($ 30) und wird die geforderte 
Sicherheit innerbalb dreimal vierundzwanzig Stunden nah Anfagung 
des fœnellen Wechfelvechtes nicht geleiftet, fo wird gegen den fäumigen 
Regreßpflichtigen die Beichliefung vorgenommen nah Anleitung 
des F 97. 

Bird von dem Regrefpflitigen Sicherheit angeboten, der Regreß- 
nehmer findet aber Die Art und Weife derfelben nicht genügend, fo 
entfcheidet endgiltig der Geridtépräfident. 

Beftreitet der Regrefpflicätige die Pfligt zur Sicerftellung , fo 
muß er Diefelbe nichtsdeftoweniger leiten; dem Negreßnehmer if 
jedoch unverzüglid von der Nichtanerkennung feines Anſpruchs Kennt: 
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nif zu geben und derfelbe anzumeilen, die Klage auf Siderftellung 
im Wege des Wechfelprozefies geltend zu machen. 
101. 

Die Klage auf Zahlung oder Sicherftellung ift unter Ginlegung 
der fämmtlichen zu Begründung des Anfpruchd dienenden Urkunden 
auf den nächſten Gerichtötag oder fpäteftens Innerhalb acht Tagen bei 
dem zufländigen Givilgerichte des Bellagten zu erheben, widrigenfalld 
der Kläger von dem wechfelrecgtlichen Verfahren ausgeſchloſſen wird 
und der Beklagte die deponierte Summe zurüderhält, beziehungs- 
weife von der gegebenen Sicherheit entbunden ift. 

$ 102. 

Zur Verhandlung und Entſcheidung muß auf den nächften Gerichts: 
tag oder fpdteftens innerhalb acht Tagen ein Termin anberaumt und 
der Kläger oder deffen Bevollmächtigter bei Androhung der Aus- 
ſchließung vom medfelredtiiten Verfahren und Zurückgabe der depp- 
nierten Summe an den Bellagten, beziehungsweife deſſen Entbindung 
von der gegebenen Sicherheit, der Beflagte unter Androhung der 
Anerkennung der Klage zu demfelben geladen werden. 

Auf Begehren beider Parteien Fann das Gericht diefen Termin 
auf eine weitere Frift verlängern. 

6 103. 

In dem anberaumten Termin müfien, außergewöhnliche Fälle 
vorbehalten, die Barteiverhandlungen nebft der Beweisführung zu 
Ende gebracht werden. 

$ 104, 

Außer den Einwendungen, welde die Gompetens des Berichtes 
oder fonftige welentlihe Mängel des Verfahrens betreffen, Éann der 
Betlagte gegen das Necht des Klägers aus dem Bedfel oder der An- 
weifung nur folder Ginreden fi bedienen, welde auf einer Beftim- 
mung diefer Wechſelordnung beruhen. 

Alle übrigen nicht aus dem Bedfelrete entfpringenden Einreden 
find unftatthaft, mit der einzigen Ausnahme, Daß der Beklagte die 
Tilgung feiner Verbindlicgkeiten durch Zahlung oder Erlaß geltend 
zu maden beredtigt if, infofern diefe Einreden ihm unmittelbar 
gegen den Kläger zuftehen. 

Der Einwand der Simulation oder Compenfation, fomie Wider: 
flagen dürfen niemals flattfinden. 

§ 105. 

Das Urtheil iſt unmittelbar nach den Parteiverbandlungen und 
der Beweisführung zu fällen und mit Entfcheidungsgründen im ndm- 
lichen Termine zu eröffnen. 

Wird der Kläger abgewiefen, fo tft, nachdem das Urtheil in Rechts: 
fraft erwachfen, dem Beklagten der hinterlegte Betrag zurüchugeben, 
beziehungsweife er von der gegebenen Sicherheit zu entbinden, 
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Bird der Beklagte verurtheilt, fo ift dem Kläger, fobald das 
Urtheil Nechtskraft erlangt bat, die deponierte Summe zu behändigen, 
beziehungsweife bleibt ibm die vom Beklagten beftellte Sicherheit 
verhaftet. Inſofern nah $ 99 nicht deponiert wurde, if dem Be⸗ 
Plagten aufzugeben, fofort den Kläger zu befriedigen, widrigenfalls 
es Lebterem zufteht, fofort das fŒnelle Wechfelveht gegen den fäumigen 
Berurtheilten nachzuſuchen und ibm nah Vorſchrift des S 97 be 
fließen zu laflen. 

6 106, 

Gegen das Urtheil finden die überhaupt zuläffigen Nechtömittel fait. 

Das erſtinſtanzliche Gericht ann jedoch ungeachtet der Appellations- 
erflärung auf Begehren der obflegenden Partei die fofortige Voll: 
ſtreckung des erſtinſtanzlichen Urtheild anordnen, wenn diefelbe der 
unterliegenden Partei für den Fall der Abänderung des Urtheils in 
zweiter Inſtanz gehörige Sicherheit leiftet. 

Der Geridtépréfident beftimmt endgiltig die Art und Weiſe dieſer 
Sicherheit; wird biefelbe innerhalb der von ihm feftgefepten Frik 
nicht geleiftet, fo kann die Bollfiredung ds nah dem Endurtheile 
der zweiten Juſtanz ffattfinden. 

6 107. 

Die Appellation ift binnen zehn Tagen einzulegen, fortzufegen 
und Das Suceumbenzgeld zu erlegen, widrigenfalls Dbiefelbe befert 
wäre. 
| Die mehrfache Ausfertigung von Protofollauszügen, fomie der 

unterrichterliche Bericht fallen weg. Der Aktenſchluß, zu welchem den 
Parteien vefp. ihren Stellvertretern zu bieten if, bat binnen drei 
Tagen, nahdem die Givilgerichtscanzlei burd die Canzlei des Appel: 
lationdgerichts von der Fortſetzung der Appellation Renntnif erhalten, 
flattiufinden. 

Wechſelprozeſſe genießen vor andern Givilprogeffen die Priorität. 

Der Präfident des Appellationsgerichts wird daher die ibm über- 
gebenen Alten nicht in Girculation feben, fondern fie in dem Termine, 
den er für die Behandlung fofort anzufegen hat, in Gegenwart der 
Parteien, reſp. ihrer Stellvertreter verlefen laffen, worauf die weitere 
Verhandlung in der fonft vorgefchriebenen Weiſe folgt. 

6 108. 

Dei der Wechfelerecution und im Wechſelprozeß giebt es weder 

Rechtsſtillſtände noch Gerichtsferien. 
§ 109. 

Für das übrige Verfahren im Wechſelprozeß, ſoweit es nicht durch 
vorſtehende Beſtimmungen des ſechsten Abſchnitts geregelt iſt, gelten 
die Vorſchriften der Civilprozeßordnung. 

Weitere Auseinanderſetzungen über dieſes Cantonalgeſetz giebt im 
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Anſchluß an die a. d. W. O. Schwarzkopf, die ſchweizeriſche Wechſel⸗ 
ordnung, Bafel 1863. 

Diefe Bedfelordnung trat mit dem 1. Auguft 1863 für fpäter 
errichtete oder prolongierte Œffecten in Kraft. 


Bedfelordnung (des gr. À. des C. Scaffhaufen).. Vom 
23. Februar, in Kraft feit 1. Sunt gl. 3. (Bei dem Amtsbl. 
d. 3. Nr. 19.) 

Regierungsbeſchluß dazu. Vom24. Juni. (Amtsbl. gl. J. 
S. 261.) 

Bal. dieſe Zeitſchr. XI. Abth. III. (Geſ.) Nr. 144. 


C. Civilprocef 
(inbegriffen Schuldbetreibung und Concurs). 


Givilprocefordning (ded gr. R. des C. Bug). Bom15.0c- 
tober db. 3. (Samml. der Gef. III. ©. 169 ff.) 

Vom Zuger Givilprocef war bisher nichts überſichtlich Geord- 
netes vorhanden; einzeine Beftimmungen behandelten allerdings einige 
befondere Gegenftände, namentlih die Berordnungen vom 22. Au: 
guft 1803 über Wrtheilderecution, vom 26. October 1804 und vom 
10. November 1808 über Abhörung von Zeugen, vom 27. YAuguft 1806 
über Sompromißfprücde, vom 13, October 1814 über einen Œmolu- 
mententarif, vom 11. April 1839 über Abhörung der Richter als 
Zeugen, vom 13. Mat gl. 3. über die Ergänzung der Reviſtonsrichter, 
vom 5. Suni 1839 über die Zuftändigkeitögrenzen von Schledsgerichten, 
vom 11. Suni 1848 über Gerichtöfporteln, vom 27. Januar 1851 über 
Beugenentfehädigungen, vom 12. Juli 1852 und vom 18. Zanıtar 1856 
über Ausftand von Richtern, behandelten untergeordnete Puncte. 
Das vorliegende Geſetz ift alfo ſchon infofern Fortfchritt; wohl aber 
aud dur einzelne Beflimmungen, die dem Grfahrungsbedürfniß 
entfpreden. Es find vorzüglich ſolche Puncte, die wir hier bervor- 
heben wollen, während wir die allgemein und allerwärts geltenden 
Grundregeln bier übergehen. 

Als zuftändige Ginilrichter gelten in Zug die Friedensrichter, die 
riedensgeridte, der Santonsgerichtöpräftdent, das Gantonsgericht und 
das Obergericht. 

Die Friedensrichter find blos Vermittler und dürfen weder Zeu⸗ 
gen noch Sadverftändige verhören. — Bei mißlungenem Vergleich 
weifen fie die Parteien an den zufländigen Nichter, bei zweifelhaften 
Streitbetrag ordnen fe Fefiftelung bdeffelben durch Sachverſtändige 
an. — Die Beifung enthält blos die Namen der Parteien, die Rechtes 
frage und den Richter ad quem. — Bei Bermittlung enthält das 
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Protocol aufer biefen genannten Puncten noch den Vergleich mit 
Unterf@rift der Parteien. — Uusbleiben des Beflagten wird mit 
4 $r., zum zweiten Mal mit 8 Fr. gebüßt; im lettern Fall unter 
Ermädtigung zur Weiſung. Nicht angenommen Fünnen werden 
Klagen, die während drei Monaten von der erften Anbringung beim 
riebensridter weder durch Vergleich noch dur Weiſung erledigt 
wurden, noch folche, die binnen ſechs Monaten vom Bergleige oder der 
Beifung weg nit an den zuftändigen Richter gebracht wurden. 

Nichterliche Zuftändigkett haben dagegen die Friedensgeridte. Vor 
denfelben find Bevollmädtigte zuläffig. Urkunden find fofort einzu- 
legen. Das Protocol nimmt nur die Nechtöbegehren und die betrefs 
fenden Urtheile auf. Bor dem Cantonsgeridtspräfidenten erfolgt ein 
Vorverfahren, in welchem unter feften Friften der Kläger, beziehunge- 
weife der Beflagte, die Rlaganträge, beziehungsweife die Gegenan- 
träge mit Angabe aller Urkunden, auf die er fi zu beziehen gedenFt, 
fowie der fonftigen Beweismittel, die er anruft, und der Säße, die er 
befehwören oder beſchworen Haben will, einlegt. Œbenfo der Wider- 
PFläger, gleichzeitig mit der Antwort. Bon der Widerflage erhält der 
Widerbeflagte Renntnif. Eine Widerklage findet einzig dann flatt, 
wenn fie mit der Borflage aus dem gleichen Rechtögefchäfte entipringt, 
und Bann bei Mehrzahl von Beklagten oder Klägern nur von allen 
Mitbeklagten gegen alle Mitkläger gerichtet werden. — Bie eine Ant: 
wort wird die Uneinläßlichfeitserwiderung behandelt. — Auf die Ein- 
gabe der definitiven Antwort erfolgt die Borladung des Klägers zum 
Hauptverfahren. 

Unter den Borfragen gilt die Œventualmarime unter ausſchließ⸗ 
lichem Borgang der Gompetengeinrede. 

Die Hauptverhandlung beginnt mit Borlefung des Weifungs- 
feines, der Klag: und Bemeisanträge, und wenn Peine Borfragen 
erhoben oder die erhobenen befeitigt find, Serlefung der Gegen: 
anträge des Beflagten, der von ihm nen angebrachten Thatfacden und 
darauf geftübten Begehren und Beweisanträge, worauf nad Berhand- 
lung der Parteien über die Beweisanträge {fofort das alle Anträge 
umfaffende richterligde Beweisinterlocut und gemäß demfelben, mo- 
möglich ebenfalls fofort, die Production der Beweismittel folgt, an 
welde fi alddann Replik und Duplik anfchließen, einerfeits bebufs 
Erörterung des Beweiſes, andrerfeits bebufs der rechtlichen Erörterung, fo 
daß unmittelbar Darauf das Urtheil erfolgen fann. — In's Protocol 
aufgenommen werden nur die Nechtöbegehren, die Beweisanträge, das 
Weſentliche aus den Thatſachen und der Beweisverhandlung , nie Die 
Redtserdrterung. Anträge in Betreff der Beweisführung Pönnen nur 
mit der Hauptfache weitergesogen werden. — Unerheblige Bemweis- 
puncte befeitigt das Gericht ſchon von Amtémegen. 

Gegen Urkunden gelten Zeugen nur, wo jene dunkel und vom 
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Ausfteller zu erläutern möglich find und wo fpäter über bdaffelbe Ge- 
ſchäft errichtete Briefe verloren gingen. — Haus: und Rechenbücher 
werden nur angenommen bet anerfanntem Berfehr oder bemiefenem 
Verkehr zwiſchen den Parteien überhaupt, wenn fle der Zeitfolge nad 
und ununterbrochen, ohne verdädtige Einſchaltungen geführt und 
fortlaufend paginiert find. !) | 

Bollen Beweis bildet die im Uebrigen genügende Uusfage eines 
einzigen glaubhaften männlichen oder weiblichen Augen: oder Ohren: 
zeugen — Beugenalter 12 Sabre —. Das Berhör gefhiebt unter vor: 
läufiger Grinnerung an Gidespfligt dur den Gerichtspräfidenten 
auf Grundlage der Parteianträge und mit Geftattung fpäterer Gr- 
läuterungsfragen der Parteien, die ſich jedoch nur auf Zeugenvor⸗ 
bringen beziehen dürfen. — Beeldigung eines Zeugen {ft (auf Ver: 
langen) nur geftattet, wenn beffen Ausfage das einzige vollgültige 
Beweismittel bildet. Bet Beftreitung dieſes Beweismittels findet 
ausnahmsweiſe befondere Weiterziehung darüber ftatt. — Bei Augen: 
feinen find Zeugen und Sadverftändige, melde fh auf deren 
Gegenftand beziehen, auf Ort und Stelle abzuhören. — Bon Amts- 
wegen kann der Richter in jeder Rage des Proceſſes Sachverſtändige 
ausieben, jedoch nur zur eigenen Aufklärung über bereits erhobene 
Thatumflände, nie aber um einen Beweis für die Parteien berzuftellen 
oder zu ergänzen. — Die Unterfuhung der Sadverftändigen findet 
na den Parteianträgen unter Leitung des Gerichtöpräfldenten und 
Zuziehung der Kanzlei, in Gegenwart der Parteien ſtatt. — Bei Be- 
rathung auswärtiger Grperten tft zur Ginholung eines Gutachtens 
aud ein anderer Weg offen gehalten. — Bei Widerfprug der Sad: 
verfländigen unter fi werden von ihnen gefonderte Gutachten einge- 
geben, die der Gerichtspräſident einem dritten Sachverſtändigen vor- 
legt, deffen Gutachten für das Gericht maßgebend if. 

Der Parteieneid wird nit zugefhoben, fondern vom Richter alé 
Grgänzungsbeweis auferlegt. — Bon den Angehörigen einer juriftif@en 
Perfon hat den Eid derjenige zu leiften, melder die zweifelhafte 
Sade am fierften weiß. — Begehren um Erläuterung eines Urtheils 
find mit genauer Bezeichnung betreffender Widerfprüde, Dunkelheiten 
oder Lücken an den Präfidenten zu richten, welcher, wo es fih nur 
um Rechnungs- oder Schreibfehler, oder offenbare Berftôfe handelt, 
in Gegenwart der Parteien, unter Zuzug der Ganzlei, die Berichtigung 
ausfpridt, fonft aber das Begehren der Gegenpartet zufendet, nad 
deren Anhörung das Gericht, unter Offenbaltung der Gaffation, er- 


läutert, aber ohne Abänderung des Urtheils. — Als Rechtömittel 


1) Bir wünſchen dem Zuger Richter GIRL, dag in feinem Sprengel, 
wie e8 fcheint, den dort angefeflenen Gefdäftéleuten das Alles zuge: 
muthet werden darf. In Baſel müflen Gefebgeber und Richter viel 
befcheidener fein. 
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find feftaeftellt: Appellation gegen den Inhalt des Haupturtheils, 
Recurs gegen Beweisdecrete, Reviſion von Urtheilen, welche durch 
nachträglich ungehörig erfundene Beweismittel bewirkt wurden, oder 
gegen melde nadträglih ein genügendes Beweismittel aufgefunden 
wird, Beſchwerdeführung wegen Nectäverweigerung, Barteibegünfti- 
gung u. f. w., endlich Gaffation unter folgenden Borausfeßungen : 

a) ordentlicher Weiſe, wobei in die Materie der Streitſache nicht 
eingetreten wird: 

1. wenn eine der gefeglich vorgefchriebenen, weſentlichen Rechts- 
formen vor oder bei dem Urtheile verlegt worden tft; 

2. wenn der Richter einer Partei ein gefeblites Rechtsmittel 
verweigert hat; 

3. wenn eine Partei rechtäunfähig oder nicht gefeklih ver- 
freten war; 

4. wenn eine nicht gehörig befehte richterlihe Behörde ein Ur- 
theil ausgefällt bat; 

5. wenn über Sachen, die die Parteien nicht zum Net gefeht 
haben, geurtheilt worden ift; 

6. wenn einer Partei mehr zugefprodden worden tft, als fie be- 
gehrt hat; 

7. wenn die Rechtöfrage in dem Urtheile nicht vollſtändig be- 
urtheilt ift; 

8. wenn gegen ein fhon in der gleihen Sade ergangen an- 
gerufenes vechtsfräftiges Urtheil erkannt worden tft; _ 

außerordentlicher Weiſe, mobet zugleich über die Hauptſache 

entfehieden wird: 

1. wenn dur ein gerichtlidhed Urtheil ein Staatövertrag oder 
Goncordat offenbar verlebt ſich befindet; 

2. wenn in einem Urtheile ein offenbarer Irrthum hinſichtlich 
enticheidender Thatſachen erfcheint ; 

3. wenn gegen den Plaren, unzweidentigen Buchſtaben eines 
Gefehes geurtheilt murde. 

Unter den auferordentlichen Procefarten erfcheint das Gontumai- 
verfahren, welches jemeilen eine Friſt für Purgation enthält, vor 
deren Erörterung aber som Begehrenden die bisher erlaufenen Koften 
zu hinterlegen find. Die Zulänglicfeit der Gründe des Nichterfchei- 
nens tft dem richterlihen Ermeſſen überlaffen. Als Rechtsmittel gegen 
Gontumazurtheile tft nur die Gaflation zuläffig, gegen Purgations- 
urtheile dagegen in weiterzüglihen Saden die Appellation. Das 
Provocationsverfahren verläuft nach den allgemeinen Grundfäßen. — 
Das Verfahren in Bevogtigungen und fonftigen vormundfchaftlichen 
Berhandlungen tft an die Procefregeln nicht gebunden, fondern dem 
Entfheid gehen amtlihe Gréundigungen eines befonders beftellten 
Gerichtöreferenten voraus, deren Ergebniſſe, mie es feint, zur Kennt: 


b 


— 
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nif des Beklagten gelangen, der darüber angehört wird. — Dagegen 
der Befibproceß tft in ganz regelrechte Berfabren gemwielen. Uns 
wundert, wie oft jährlich berfelbe in der Zugerfchen Rechtsſtatiſtik 
erf@einen wird? — Häufiger mag das Arreftverfahren eintreten, mie 
bet einem Pleinen Gerichtöfprengel natürlich ift. Die Vorausfegungen 
find dabei die gewöhnlihen. Gegen Verweigerung ftebt dem Begeh- 
renden die Befhwerdeführung offen. Die Profecutionsfrift if vierzehn 
Tage, nach Verfluß welder der Gläubiger gegen den ausbleibenden 
Schuldner raſchen Redtétrieb einleiten Bann, ebenfo wie umgekehrt 
der Schuldner bein Ausbleiben des Gläubigerd nad eingelegtem 
Rechtsdarſchlag die Aufhebung verlangt. Der Entſcheid in Streit: 
fällen erftreckt fit immer zugleich über die Hauptſache. — Die Grecu- 
tion von Urtheilen wird angeordnet dur® den Sandammann, bei aus: 
wärtigen Urtheilen nah Prüfung Dderfelben dur das Obergeridt, 
welches nach Gegenrecht verfährt; bei ſchweizeriſchen Urtheilen unter 
alleinigem Borbehalt des Beweifes der Rechtskraft im Streitfall. 
Qft Uebergabe von Fahrnifftüden im Urtheil angeordnet, fo erfolgt 
deren Wegnahme nöthigenfalls mit Polizeigewalt; find fie nicht mehr 
erhältlich, fo erfolgt ihre Schabung nad Anweifung des Landammanng, 
ohne weitere Erörterung über deren Nichtigkeit. Und ift die Schaz- 
zung unmöglich, fo ftebt dem Kläger der Schäbungseid zu. -— Das 
Schiedsverfahren tft anerkannt. Ein Zwang gegen den Schiedärichter, 
wenn er nah übernommenem Auftrag denfelben nicht vollziehen will, 
ift nicht erwähnt. Œbenfo fehlen Beftimmungen über allfällige mei- 
tere Zufländigfeit des Schiedsrichters nach einmal erlaffenem Sprude. 
Den Schluß des Gefekes bildet eine Taxordnung. 


Ergänzungsgeſetz (des gr. R. des G. Baſelſtadt) für das 
civilregtiige Verfahren Vom 2. Nov. D. 3. (Samml. der 
Gef. ıc. XV. ©. 443 f.) 


Sp befannt die in biefem Gefeh enthaltenen Grundfäße ſchwei⸗ 
zerifhen Lefern diefer Zeitfchrift erfcheinen müfien, fo neu und unbe: 
kannt treten fie im Procefrecht von Bafel auf, das biöher die alte 
Eigenthümlichfeit bewahrt hatte, Rechtsgang und Sœuldbetreibung 
in ganz gleicher Stufenleiter abzumideln. Wiefern diefe endlich fonderbar 
erfheinende Verbindung urfprüngli oder nur fpäter in dieſes Ber- 
fahren hineingefommen, tft noch unermittelt. 

Das vorliegende Gefeh bat den Zweck, nad den in der übrigen 
Schweiz ziemlih allgemein geltenden Negeln hinfort der Schuld: 
betreibung unter Aufſicht der Gerichtsämter (Präffdenten und 
Gerichtöfchreiber) ihren Sondermeg zu bereiten, falls fle nicht durch 
den Rechtsdarſchlag den Abweg zu den Streitfahen nimmt. Es ift 
Dabei aber zweierlei zu bemerfen. Cinmal, daß über die Frage, ob 
und wiefern Recht dDargefihlagen werden Dürfe, das Gefet Feine Re⸗ 
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gein enthält und darum auch dem Präfidenten eine Befugniß nicht 
ertheilt, den Abweg wie anderwärtd zu verf@liefen, dem Beklagten 
aber auch ebenfomenig, Durch Recurs an irgend eine weitere Behörde 
den Streit damit aufzuhalten. Ferner ift dem fchweizerifchen Gefet- 
gebungen fremd, daß die Betreibung in fünf Schritten abgewandelt 
wird, und namentlich, daB die erften zwei berfelben vollends zum 
Rechtsdarſchlag verloden, indem fle nicht nur die Zahlungsaufforderung 
mittheilen, fondern den DBetriebenen zu allfälliger Beftreitung vor 
den Nichter laden. Hinwiederum tft aber auch diefen ſchweizeriſchen 
Rechten der Gewinn fremd, daß nad diefen zwei Borladungen der 
Betreidende nidt nur ein formelles Recht zur Weiterbetreibung er: 
hält, fondern auch ein materielles Gontumaurtheif, ohne Möglichkeit 
die Gontumazfumme, vefp. die zugeſprochene Sade vermittelt einer 
condictio indebiti zurüdzufordern, vefp. den Gegenwerth zu verlangen. 
Aber auch nad diefer Contumazierung laufen von acht zu at Tagen 
noch zwei Mahnungen und nach weitern at Tagen die dritte mit der 
Warnung vor den hohen Rechten, refp. der Soncurderöffnung. Sn 
diefen Weitläufigkeiten ſchließt ſich das neue Necht dem alten an, flatt 
mit den meiften ſchweizeriſchen Gefeßgebungen eine defto längere Frift 
au gewähren, dann aber in einem Schlage den Belangten umzuftürzen. 
Die fünf Schritte umfaffen 35 Tage und die Koncurseröffnung Fann 
dann in den nächſten acht Tagen eintreten. So ift dieſe Betreibung 
gleichzeitig milder und härter als unfer Nachbarverfahren. 

Die Rechtsſache kommt an den Richter entweder felbftftändig 
als Klage oder angelehnt an einen Nechtsdarſchlag, welder dem Be- 
treibenden angezeigt wird. Der Präfldent theilt die Klage dem Be: 
Plagten mit, welder in geringfter Frift von vierzehn Tagen demfelben 
die Antwort abliefert. Nah Durchſicht von Klage und Antwort ent: 
fcheidet fi der Präffdent, ob er ein Borverfabren einleiten oder um: 
mittelbar zur mündlihen Berhandlung (Berlefung von Klage und 
Antwort, mündliche Neplit und Duplik) Tag anfeten molle. Das 
legtere wird ihm vorbehalten für Fälle, die veine Redtéfragen ent: 
halten, oder wenn etwa die Einwendungen des Beklagten dem Kläger 
bereits befannt find, oder zwedmäßig fein mag ein Zwifchenurtheil 
dem Gericht zu überlaffen Wo aber Thatfächliches flreitig ift, wird 
n der Regel das Borverfahren eintreten, ungefähr in der Weife, wie 
die obergerichtliche Weiſung von Bafellandfhaft (f. Nr. 64) es an- 
ordnet. Dem Präfldenten liegt ob nah dem Ergebniß des Borver: 
fabrens das Bemeisverfabren einzuleiten, fo daß e8 mit der Berband- 
lung auf einen Tag vor dem Gericht durchgeführt werden und der 
Spruch, mo immer möglich, fofort erfolgen könne. — Hinfichtlih der 
Grpertifen bat das neue Geſetz fowohl auf die Wahl der damit zu be- 
auftragenden Perfonen, als auch auf die ihnen zu flellenden Fragen 
den Parteien größere Einwirkung alé bisher eingeräumt, namentlid 
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aber auch den Erfund, der ihnen bisher unbekannt blieb, ihrer Erör⸗ 
terung anheimgegeben, — Alles von der veränderten Auffaflung des 
GErperten ausgehend, wonach er mehr dem Zeugen, denn einem Ge- 
bülfen des Richters gleichgeftellt wird. Wie regelmäßiger das Bor- 
verfahren in andern Fällen, fo Fann in Rechnungsſtreitigkeiten eine 
vorläufige Sommiffionalunterfuchung vorbereiten, die dad Gericht, ohne 
wie bisher nublos die Parteien zuerft anhören zu müflen, einem oder 
mehreren feiner Mitglieder überträgt. Recht s verhandlungen Fönnen 
auf an eine Betreibung ſich anfchließen, wenn Leiftungen oder Saden 
durch das Kontumazurtheil dem Kläger zugefprochen und bei bem 
zweiten darauf folgenden Grecutionsgebot in Geldwerth umgefeht mer: 
den, der Betriebene aber diefen Umfaß beftreitet. Cbenfo wenn 
Schiedſprüche vorliegen und die Competenz des Schtedsgerichtes be- 
ftritten wird. Endlih wenn die Grefution für Sprücde anderer Ge: 
richte auf dem Wege der Betreibung eingeleitet, von der betriebenen 
Partei aber, oder aud von der Betreibungsbehörde ein Anftand da= 
gegen erhoben wird. 

Neben diefer die Grundlagen des Verfahrens berührenden Schei- 
dung zwifchen Rechtsſachen und Schuldentrieb enthält bas Geſetz 
noch eine Anzahl eingreifender organifcher Aenderungen in der Ab- 
ſicht mehr Präciflon und Raſchheit in das Ganze zu bringen: Erſtens 
indem es den Präfidenten fprudfäbig und feinen Spruch inappellabel 
evÉldrt, wo die Streitfumme 100 Fr. oder weniger betrifft; zweitens 
durch Befhränfung der Spruchzahl auf fünf ftatt wie bisber auf 
fieben Richter, in dem Sinne, daß bei der großen Mehrung der Ge: 
fäfte der Präfldent aus den zwölf Richtern zwei Kammern bilde; 
drittens durch Grweiterung der inappellabeln Spruchſumme des Ge- 
richte von 150 auf 300 Fr.; viertens dur Einführung eines Gerichtd- 
ausſchuſſes von drei Mitgliedern zur Erörterung aller Moderation: 
fragen; fünftens durch Verweiſung aller Streitigkeiten über Execution 
der Sprüche anderer Gerichte an dad Gericht, ftatt fle wie bisher je 
nad dem Betrag der Streitfumme auch durch den Präffdenten allein 
entf@eiden zu laffen. 

Mit diefem neuen Gefeb verlieren auch zwei Ginridtungen ihre 
Geltung, die feit längerer Zeit angefochten wurden: erſtens der ein. 
läßliche Bericht des Givilgerichts an die zweite Inſtanz über die 
Gründe der in Appellation gezogenen Urtheile; zweitens der Beiſitz 
der mit der Goncuréleitung beauftragten Gerichtsämter bei Urtheilen 
über Prioritätöfragen, hinſichtlich welcher fie bereits einen Befcheid 
ertheilt hatten, oder in denen ein Sntereffe der Maſſe ftreitig erfeint. 

Weiſung (des Obergerichts des C. Bafellandfchaft) zur einft- 
weiligen Regelung des Berfabrens fn bürgerliden 
Ze qetſtreitigkeiten. Vom 23. Juli. (Amtsbl. d. J. II. 

. 42 f.) ! 
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Regelung des Verfabrens vor Friedensrichter und, wenn diefer 
einen Vergleich nit zu Stande bringt, vor dem Bezirfägerihteprä- 
ffbenten. — Der Friedensridter nimmt zu Protocol die Namen der 
Parteien und den Streitgegenftand, die gefebliden Koften und wo 
Vergleich, diefen, wo Peiner, deffen Fehlſchlagen und die Unterfrift 
der Parteien. Der Bezirfsgerichtspräfident ladet auf den ihm vom 
Kläger (auch ſchriftlich) überlieferten Acceßſchein die Parteien vor, 
verſucht einen VBergleig und nimmt bei defien Unmöglichkeit Die 
Namen der Parteien und den Streitgegenftand zu Protocol, die 
Thatſachen einfach articuliert, von Seite des Beklagten feine Segen- 
bemerfungen hierauf ob bejahend oder verneinend; ferner etmanige 
ſelbſtſtändige Schutzbehauptungen des Klägers, Erklärungen auf lestere, 
fammelt hierauf beider Parteien Belege für das Beftrittene, bereitet 
den Beweis für das mündliche Verfahren vor Gericht vor, ordnet zu 
diefem Zwed, wo nöthig, Augenfcheine oder Grpertifen an und be: 
ftimmt den Tag für das Schlufßverfahren. 

„Erſchiene Kläger das erfte Mal vor dem Beazirksgerichtsprä⸗ 
fidenten nit, fo bat er die Borlabungéfoften an Präfidenten und 
Beibel und tarifgemäße Gangentihädigung an den erfchienenen Be- 
Plagten zu bezahlen. Bei der zweiten VBorladung droht der Präſident 
dem Kläger ausdrüdlih auf der Borladung an: wenn er nun wieder 
unentf&uldigt ausbliebe, fo verliere er fein Klagrecht, mas dann 
wirkli eintritt und durch das Gericht, ohne weitere Vorladung der 
Barteien, auszuſprechen ift. 

Erſcheint der Beklagte nicht, fo bezahlt er die Vorladungskoſten 
und Entfädigung an Kläger. Die Sade Fommt ohne Weiteres vor 
Geridt, wo Klage und Antwort dort anzubringen und zu protocol: 
Iteren find. Der vor dem Präſidenten ausgebliebene Beklagte Fann 
Feine Communication der Klage mehr verlangen. 

Erſcheint Feine Bartei beim Gerichtöpräfidenten, fo wird ange: 
feben, die Barteien hätten den Fall außergerichtlih abgethan. Kläger 
bat doppelte Gitationsgebübr an PBräfldenten und Weibel zu bezahlen, 
was demfelben mit der Anzeige fofort gefordert werden fol: die 
Klage erfdeine nun dur Nichtkommen beider Parteien erlofchen. 
Obige doppelte Gitationsgebühr (ft eben au für lebtere Anzeige be: 
rechnet. 

Bon diefer Klagerlöfhung bat dann der Gerichtöpräfident mit 
deutlicher Benennung der Parteien und Streitgegenflandes am Ge 
richtsprotocoll in’sessione Bormerfung nehmen zu laffen. 

Jede vor Gericht auébleibende Bartei wird zu 8 Franken Buße 
an Staat, zu den Tagesfoften und Entfhädigung an Gegenpartet ver: 
faut, und bei der zweiten Citation ift ihr einzufchärfen, wenn fle 
no@mals ausbleibe, fo werde dennoch über die Sade abgefproen 
nah Sage der Progeforbnung, wie Redtens (SS 208—221).4 
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Allerdings bleibt biebei der Vorbehalt des Procefgefeges über 
Biedereinjekung in den vorigen Stand aufrecht. 

Als autbentifte Interpretation des alten Gefeges if der Sab 
aufgenommen, daß Widerklage, Arreſt- und Verbotproceß nicht vor 
den Friedensrichter gelangen. 


Publication (des Obergerihts des C. Bafelland) enth. For: 65 
mular für die Ginleitung der Givilprogeffe bei den 
Bezirfsgerihtspräfidenten Bom 5. Aug. — (Amtsbl. 
d. J. U. ©. 74f.) 


Loi (du gr. cons. du c. de Neuchâtel) conc. la procédure à 66 
suivre dans les affaires d'une valeur de 400 à 1000 frs. incl. Du 
15 sept. de c. a. (Recueil des lois etc, X. p. 150ss. Bull. off. des 
delib. du gr. cons. XXIII. p. 230 ss. 419 ss.) 

Der Art. 28 des Geſetzes über die Gerichtöorganifation vom 
24. Mai 1860 hatte eine Abkürzung des Nechtöganges für geringere 
Fälle einem zufünftigen Geſetz vorbehalten. Das vorliegende Gefet 
fol diefem Vorbehalt entfprechen, faum aber unfern Erwartungen, 
Die wir bei diejem Borbehalt uns etwa machen mochten, denn gerin- 
gere Fälle heißen hier foie mit einem Streitbetrag von 400 bis 
1000 Fr., und Abkürzung heißt hier Gewährung des Schriftenwechfels 
(de bureau à byreau) unter den Sachwaltern mit Beifügung von 
Sriftoerlängerungen für nachträglihe Klag⸗ oder AUntwortbeweismittel 
und fchriftlicher Neplif und Duplif, und das Alles in Anwendung 
des Sapes jenes Geſetzes über Geridtsorganifation, e8 folle die pro- 
cédure orale die Grundlage bilden. 

Das Entwurfsgutachten ſtimmt mit dem Bericht der Grofraths- 
commiffion darin überein, daß für den nicht juriftifé gefchulten 
Richter, D. b. den Volksrichter derjenige Redtégang vorzüglicher fei, 
da man Alten und Beweismittel unter Augen babe und in heimath: 
lichem Stillleben prüfen Pônne, während die Mündlifeit nur für 
den Zuriften tauge. Diefe Auffaflung wird den deutſchen Lefer über: 
raſchen, der das Entgegengefebte als Ariom von allen Rednerbübnen 
herab zu hören gewohnt ift. Längere Erfahrung aber zeigt in diefer 
Betradtungsmeife Giniges als richtig. 

Das vorliegende Geſetz überträgt auf Die oben erwähnten ,ge- 
ringern“ Nechtöfälle die Formen, in denen der Prioritätsprocet nach 
altem neuenburgifhem Recht fih abwidelt. 

Vergleichsverſuch und Procefeinicitung fallen unter die allge 
meine Regel des geltenden Proceßrechtes. 

Bon bier weg aber flehen für Diefe geringeren Zälle drei Ber- 
bandlungéwege offen: 

1. Entweder erläßt der Kläger fein Begehren und bittet in 
Uebereinfiimmung mit dem Gegner den Nichter um Unfebung des 
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Sprudtages, bis zu weldem er unmittelbar mit dem Beflagten dur 
ſchriftliche Antwort, Replif und Duplif bindbur das Thatfächliche 
feftftelle und die Beweismittel in Uebereinftimmung mit dem Be: 
flagten fammle. 

2. Oder er untermirft diefe Verhandlung der richterlichen Leitung 
nach den folgenden Borfchriften. 

Art. 3. 

La demande et les preuves à l’appui seront réputées restreintes 
aux termes de l'exploit introductif d'instance et des pièces déposées 
au greffe; mais le demandeur pourra fournir après l'enregistrement 
de la demande, les preuves qui n'auront pu faire l'objet d’un dépôt 
préalable au greffe, moyennant qu'elles soient indiquées dans l’ex- 
ploit: le tribunal fixe le jour où elles devront être produites. 

Art. 4. 

Si l'exploit de demande ne réserve aucune preuve à fournir ul- 
térieurement, le défendeur est tenu de produire sur-le-champ sa 
réponse avec l'indication de tous ses moyens et des preuves dont 
il se propose de les appuyer. 

S’il y a des preuves réservées dans l'exploit introductif d'instance, 
le défendeur peut réclamer un délai de huitaine à partir du jour où 
l'administration des preuves du demandeur aura été terminée. 

Art. 5. 

Le défendeur doit fournir ses preuves sur le champ, à moins 
qu'il n’ait à réclamer l'audition de témoins, une expertise ou autre 
‘opération juridique analogue, ou à produire des documents qu'il 
n'aurait pas en sa possession. En pareil cas, le juge fixera le jour 
auquel il devra être procédé à l’administration des preuves. 

Art. 6. 

Le demandeur produira sa réplique et l'indication de ses preuves 
à l’audience qui suivra celle où l'administration des preuves aura 
été terminée. 

li devra également fournir ses preuves le même jour, à moins 
qu’il ne se trouve dans le cas de réclamer le bénéfice de la dispo- 
sition exceptionnelle prévue à l’article 5. 

Art. 7. 

La duplique du défendeur interviendra. à l’audience qui suivra 
celle où le demandeur aura bouclé ses preuves. Aucune preuve ne 
peut être produite à l'appui de la duplique, à l’exception de celles 
qui seraient relatives aux faits et preuves de la réplique. 

Art. 8, 

Le tribunal prononcera ensuite la clôture de l'instruction et ap- 
pointera les parties pour les plaidoiries, s’il y a lieu, et pour de- 
mander jugement, 

Le jugement sera rendu, autant que possible, séance tenante. 
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Toutefois, le juge pourra renvoyer à huitaine pour dire droit et 
fera déposer son jugement au greffe, où les parties en prendront 
connaissance et pourront en requérir l'expédition. 

Les frais doivent toujours être liquidés par le jugement. 

Art. 9. 

Toutes les pièces produites pour l'instruction seront paraphées 
et réunies en dossier par le greffe, puis mises en circulation par 
l'huissier auprès des trois juges du tribunal. 

Le jugement seul sera expédié. Les dépositions des témoins, 
signées par eux, les rapports d'experts, également signés par eux, 
seront joints au dossier en originaux. 

Art. 12. 

Il sera payé, tant au greflier qu'à l'huissier, pour leurs droits 
de présence à l’audience, un droit fixe de fr. 6, payé une fois pour 
toutes, à l'ouverture de la demande; 

Ua émolument de fr. 3 à l’huissier pour la circulation du dossier; 

Un émolument de fr. 4 au greffier pour la formation du dossier 
et pour parapher les pièces produites. 

ll ne sera rien exigé des parties pour connaissances de Justice. 

L’avance des frais mentionnés dans cet article sera faite par le 
demandeur. Tous autres frais seront avancés par la partie qui les 
aura occasionnés. 

Art. 14, 

Il sera pris note au plumitif de l’audience de chaque pièce pro- 
duite par les parties et l’annotation suivante sera apposée sur cha- 
cune d'elles, et signée par le greffier : 

„Produit à l'audience du du tribunal 

„de par N Me 

3. Oder endlih die Parteien vereinbaren ſich zu fofortiger 
mündlicher Verhandlung in einem Borftand, felbft fo, daß fie um 
fofortigen Spruch erfuden, mas der Ridter unter Verzicht auf Akten⸗ 
circulation gewähren Fann. 

So entfaltet diefes Beleg gegenüber dem weitfchichtigen fineſſen⸗ 
reichen Neuenburger Procefredt Keime zur Rückkehr zu einem einfachen 
Verfahren, das eine beffere Zukunft eröffnet. 


Circulaire (du trib. cant. du c. de Fribourg) conc. 1. les appels 5 
sans mandat spécial. Du 13 févr. de c. a. (Bull off. des lois etc. 
XXXIV. 471 ss.) 2. la forme, la remise et la circulation des procé- 
dures ou dossiers. Du27févr. de c. a. (ib. p.473.) 3. conc. le terme 
du dépot des dossiers en matière pénale au greffe du trib. cantonal. 
Du 18 mai de c. a. (ib. 475.) 

1. erklärt die Appellationen ohne Wiſſen der Parteien als unge: 
hörig, indem darin eine unbefugte Ausdehnung des Mandats liege; 
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2. Ueußerlicgfeiten in Betreff der Aftenfammlungen einer @inzelpro« 
cedur; 3. Fri von dreimal vierundzwanzig Stunden vor Abfprud 
au Handen der Nichter. 

Beſchluß (des Landraths des C. Bafellandfdaft) betr. Auf- 
bebung der Urtheilurfundgebühr. — Yom 9 Zuli. — 
(Amtsbl. d. 3. IL ©. 17 f.) 

Urtheilurfunde heißt im bafellandichaftlichen Betreibungsrecht der 
Berfall der dreimonatlihen Zahlungsfrift ohne Erfolg und der daran 
fih Pnüpfende Generalarreft auf Das ganze Vermögen. Den Begeb- 
renden traf bisher eine Gebühr von 3 Fr. Der Grund ihrer Ab: 
fhaffung wird nicht angegeben. 





— — 1 


Beſchluß (des gr. R. von Zürich) betr. weitere provi— 
ſoriſche Gültigkeit des Geſetzes betr. das Auffalls— 
verfahren vom 28. Dec. 1837. Yom 4 Mai. (Gef. u. Verordn. 
Nr. 7.) 

Das Auffallsgefes war Anfangs nur proviforifé auf Die Dauer 
von zwei Jahren eingeführt worden, indem man fich dadte, es fet 
wünſchbar, das Gefet vor dem definitiven Erlaß durch die Erfahrung 
fit bewähren zu laflen. Die feitherige Erfahrung bat nun zu Y6- 
änderungen noch Peine genügende Beranlaffung gegeben und fo wird 
durch obigen Beſchluß die proniforifge Dauer auf unbeftimmte Zeit 
verlängert, wobei freilich fmer zu fagen fein wird, worin nun der 
Unterfchied dieſer Art der Ginfübrung von einer definitiven beftehe. 


D. Eriminalrecht. 


Legge (del gr. cons. del c. del Ticino) conf. restrizione dei casi 
di applicazione della pena di morle ed abrogazione del $ 6 art. 341 
del Codice penale. Del 11 giugno. (Fogl. off. p. 534.) 

Beſchränkung der Todesftrafe in Tödtungsfällen auf assassinio. 

Da im Strafgefeb von Teffin diefer Begriff nirgends ausdrücklich 
definiert und die Tödtung nur in omicidio subitaneo e premeditato 
eingetheilt (Art. 242 ff.) erfcheint, fo ift ebenfo möglich die lebtere 
Gattung der Tödtung überhaupt, alfo was in deuticher Terminologie 
Mord heißt, Darunter zu verftehen, alé das Affaffinium im engern 
wiſſenſchaftlichen Sinne, der allerdings aud in der ttaliänifchen 
Rechtsſprache vorwiegt, alé Meuchelmord. Zu einer fo außerordentlich 
wichtigen Frage wäre eine etwelde Grläuterung nöthig genug ge- 
mefen. Die zweite Aenderung betrifft den Rüdfall beim Diebſtahl, 
welcher in Uebereinftimmung mit den italiänifchen Statutarredten 
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als OQualificationsgrund auch im Teſſtnerrechte (Art. 341, $ 6) galt, 
nun aber blos als Erfhwerungsgrund neben andern Gründen bie 
Strafe relativ erhöht. 


E. Criminalprocef. 


Strafprocefordnung (für den Ganton Solothurn). Vom 
5. März. (Befonderer Abdrud. Berhandl. des Gantonéraths von 
1862, Nr. 8-11, 14—17, 19—21, 24.) 

Diefes Geſetz wurde hervorgerufen durch Die Berfaflung von 1856, 
deren Art. 49 der Geſetzgebung die Reorganifation der Strafredts- 
pflege nach dem Grundfab der Deffentligfeit und Mündlichkeit zur 
Pflicht machte. Am 25. Mai 1862 entfdied fi der Gantonsrath jus 
glei für Gefdwornengeridte bei Beurtheilung von Berbreden. 

In diefem Verfahren bei Unterfuchung und Beurtheilung von 
Berbreden ift nun für die einheitlihe Handhabung der Borunter: 
fugung von den erften Schritten an beffer geforgt als in manchen 
andern Oefeten. Die Anzeige einer ftrafbaren Handlung geftebt 
entweder an den Amtögerichtöpräfldenten des Ortes, wo die That be- 
gangen worden, oder an den Staatsanwalt, oder an die Bolizei- 
direction. Den beiden lebtern Beamtungen, jeder gefondert, fteht Die 
Einleitung der Strafflage ausfchließlih zu; verweigern fle Diefelbe, 
fo entſcheidet auf Beſchwerde des Beichädigten der Negierungsrath; 
laffen fie biefelbe zu, fo muß der Amtögerigtöpräffdent Unterfudung 
anheben. Dem Staatsanwalt muß daher auch der Amtögerichtöprä- 
fident die ihm Direct zugefommenen Anzeigen zur Kenntniß bringen, 
um dann erft nah Erhebung der Strafflage von deffen Seite vorzu⸗ 
gehen. Undrerfeits follen ſowohl Staatsanwalt als Poltzeidirection 
nur, wenn Gefahr im Verzug ift, Borfebren für Erhebung des That- 
beftandes und Œrgreifung des Befchuldigten treffen, alles Uebrige 
aber dem Amtsgerichtöpräfidenten überlaffen, der nun als Unterfuchungs: 
richter bis zum Entſcheid der AnPlagefammer functioniert. 

Diefe Borunterfugung ift geheim; fe fol foweit geführt werden 
als erforderlich if, um über die Frage der Uebermeifung zu ent- 
feiden und der Hauptverhandlung ihren ununterbrodenen Fortgang 
zu fidern — Beflimmungen, welde, nach den Grfabrungen andrer 
Gantone zu fohließen, wo ähnliche Borfdriften beftehen, zu nur allzu— 
gründlichen Akten führen. Die Haft des Angeſchuldigten if, was 
fehr zu loben, nicht abfolut geboten. 

Dem Begehren des Staatsanwalte um Bornabme von Unter: 
fugungshandlungen muß der Unterfudungéridter entfpreden, 
und ebenfo muß auf Verlangen des Staatsanmwalts Die linterfugung 
gefchloffen werden — Anklänge an das Unflageprincip, die ziemlich 

Zeitichrifs f. ſchweiz. Recht. XIL 1. (3) 12 
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vereinzelt daſſehen. Die Unterfudung wird eingeftellt durch Beſchluß 
von Unterfuchungsrichter und Staatsanwalt; bei Nichtübereinſtimmung 
berichtet der lebtere fehriftlich, und zwar bei Antrag auf Ueberweiſung 
in Form einer Anklageſchrift, an die Anflagefammer, eine aus drei 
Mitgliedern beftebende Abtheilung des Obergerichts, melde die Gr: 
gänzung oder Ginftelung der Unterfuchung anordnen, aber auch die 
Uebermeifung an das Schmwurgericht felbft gegen den Antrag dei 
Staatsanwalts befchließen Flann. 

Der Angeſchuldigte Bann ſich ſchon nach dem erften Verhör oder 
am Schluß der Borunterfudung einen Bertheidiger wählen, der aber 
auf die bloße Berathung feines Glienten beſchränkt ift. Auch der An- 
gefŒuibigte fetbft bat nur das Recht, zu der Hauptverhandkung Ent: 
laftungézeugen zu nennen, die dort gehört werden müflen, aber Ber: 
vollfändigung der Vorunterſuchung zu ermirlen ſteht fo wenig in 
feiner ald ded Bertheidtgers Madt. Der Angeſchuldigte, der fd 
früher feinen Bertheidiger gewählt, erhält bei der Ueberweiſung einen 
folgen ex officio. 

Die öffentlihe und mündlige Hauptverhandlung vor den Ge 
fŒmornen, welche aus fämmtligen ftimmfäbigen Schweizerbürgen 
genommen werden, tritt nur ein, wenn der Ungefchuldigte in Betreff 
der ihm mitzutheilenden Anklageſchrift EG als ,nidt ſchuldig“ erklärt 
bat. Sie bietet übrigens Keine Gigenthämlicgfeiten dar. Die Bor: 
haltung von Wiberfprhden aus den Alten, befanntlih eine febr tief 
eingreifende Maßregel, if auch Hier geftaitet. Der Präfldent dei 
Schwurgerichtshofes, einer aus drei Mitgliedern befkehenden Abtheilung 
des Obergeri®té, leitet die Verhandlungen; er verhört den Angeſchul⸗ 
digten und die fämmtlich zu beeidigenden Zeugen, er ftellt Die Fragen 
— worüber das Gefeh ziemlich leicht weggeht — und giebt fein Refume. 
Staateanwalt und Bertheidiger wirken nah den Grundfäßen de 
franzöflfgen Rechts, alfo in fehr beſchränkter Weife mit. Das ihnen 
eingeräumte Recht, vor den Zeugeneinvernahmen ihre Beweisſätze den 
Geſchwornen vorzufähren und fi mit einer Geſchwornenbeſetzung von 
zehn ftatt zwölf Mitgliedern zu begnügen, find, wenigftens der erftere 
Punct, ſchwache Anläufe fé dem Anklageprincip zu nähern, aber in 
biefem Geſetz wie in allen ähnlichen ohne innere Begründung. 

Der Wahrfprug der Geſchwornen tft gültig bei Einſtimmigkeit 
oder einer Minderheit von höchſtens zwei Stimmen. 

Hat der Angeſchuldigte bei Mittheilung der Anklageſchrift ſich 
„ſchuldig“ erklärt, was felten ganz unverclaufuliert vorfommen wird, 
fo urtheilt dee Schwurgerichtähof ohne Geſchworne über Strafe und 
Schadenerſatz. Seine Berathung ift geheim. 

Der Givilfläger bat nur das Recht, bei Unzeige des Verbrechens 
einen Antrag betreffend Givilfolgen einzureichen und bei der Haupt: 
verhandlung, ohne daß das Geſetz fagt wie, fi vertreten zu laſſen. 
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Im Uebrigen wird er wie efn Zeuge behandelt und nur gehört, wenn 
man ihn braucht. 

Unter den Gaflationsgründen (Appellation iſt natürlich ausge⸗ 
f@loffen) tft „die Nicgtanwendung oder falſche Anwendung des Straf: 
geſetzes“ als ein fehr weitführender hervorzuheben. 

Wiederaufnahme gegen Berurtheilte if nur bei Beweifen gänz: 
liter Schuldloſigkeit Hatthaft; gegen Freigeſprochene nur bei Nad- 
weiß verbrecherifcher Mittel zur Erwirkung der Freifpregung; bin- 
ſichtlich eingeftellter Unterfugungen bei neuen erheblichen Berdadts- 
gründen. 

Das Solothurner Gefes zeigt alfo neben vielem Guten die gleichen 
Mängel wie alle ähnlichen Gefebe, die das AnPlageprincip dem Namen, 
aber nit der Sade nach aboptieren: die Vorunterfugung erlangt 
eine peinliche Bollftändigfeit, Die Rechte des Angefchuldigten bezfehungs: 
weife der Bertheidigung find verfürzt, die Stellung des Givilflägers 
if verfümmert, der Staatsanwalt ift nicht Ankläger fondern Referent. 

An das Berfahren für Berbreden fließen fih noch einige 
Borfriften über dad Verfahren bei Bolizeiübertretungen und 
Zuchtpolizeivergehen an. Die erfteren werden je nach ihrer Be- 
deutung vom Friedensrichter oder vom Amtögerichtöpräfidenten oder 
vom Amtsgericht erledigt, in den beiden erften Fällen mit dem Rechts: 
mittel der Gaffation. Bor Friedendrichter und Amtögerichtspräffdent 
können die Angefchuldigten das perſönliche Grfgeinen durch fofortige 
Unterziehung unter bas zu erlaffende Urtheil vermeiden. Die But: 
polizeivergehen gehören ebenfalls vor bas Amtsgericht. Das Ber: 
fahren vor diefem Tribunal it in der Regel fummarifé und münd⸗ 
lich. Indeß ift für gewiffe Fälle die Mitwirkung der Staatsanwalt: 
ſchaft und eben damit eine Vorunterfuhung Durd den Amtsgerichte: 
präfibenten vorgefehen. 

Gegen die amtörichterlichen Urtheile in Polizefübertretungen und 
Zuctpoltzeivergehen ift Gaffation und in bedeutenderen Fällen aufer- 
dem Uppellation zuläffig. 

Sämmtlihe ridterliten Handlungen, fobald fle nicht den Cha: 
racter von Vorunterfuhungshandlungen tragen, find öffentli, die 
Berathungen der Nichter geheim. 

Neben verfchtedenen Vorfhriften über Contumacialverfahren, Be: 
fhwerdeführung gegen richterlide Behörden und Beamte m. f. f. ent: 
hält das Geſetz endlich noch die, daß grundſätzliche Verſchiedenheiten 
zwifchen erfter und zweiter Inftanz über Auslegung der Strafprocef: 
ordnung vom Gantonsrath ausgetragen werden follen. 


Loi (du gr. cons. du c. de Nenchätel) sur les jugements qui 79 
peuvent être rendus sans l'assistance du jury. Du 15 sept. de c. a. 
(Recueil des lois X. p. 156 ss.) 
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Ginfübrung des befannten zunächſt englifden Satzes, daß Ge: 
ſtändniß des StrafbeËlagten den Babrfprud der Gefdwornen erfebe 
— in den neuenburaiften Strafproch. Da ſchon das zürcheriſche 
Redt diefen Sag aufgenommen bat, fo hätte man dem neuenburgiſchen 
Gefehgeber zumuthen Fönnen, ibn fofort einzuführen ftatt nachträglich. 

Zu Berbütung von Uebereilungen muß der Beklagte adt Tage 
nad feiner erften Anerkennung in Gegenwart feines Bertheidigerg 


- die Grelärung abgeben, ob er bei feinem Geftändniß bleibe oder nicht. 
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Diefe Erklärung, welde Weiteres nicht enthalten darf, tft vom Be- 
Plagten und feinem Bertheidiger zu unterzeihnen, und falls der Be- 
Plagte nicht fchreiden Fann, an deflen Stelle vom Bräfidenten. Die 
Trage, ob mildernde oder erf@iwerende Umſtände vorliegen, ift als: 
dann Sade der öffentlichen Verhandlung zwifchen dem Staatsanwalt 
und dem Bertheidiger und bereits in dem Weberweifungsbefchluß zu 
berübren. 

Circular (des Obergerihtd des G. Zug) an die Friedens: 
ridter betr. die Beridterftattung über die Snjurien- 
fälle. Bom 10. Febr. — (Amtsbl. d. 3. ©. 88.) 

Berlangt Meldung der Zahl vorgefommenen Snjurienfälle und 
der Art ihrer Erledigung, fowie forgfältige Aufbewahrung von 
friedensrichterlihen Vergleichsminuten und deren regelmäßige Nach— 
fragung in den Reinforiftprotocollen. 


— 


F. Rechtsorganiſation 
(mit Inbegriff des Beſoldungs- und Sportelweſens.) 


Staatsverfaſſung (des C. Luzern). Vom 29. März d. J. 
(Geſetze, Decrete und Verordn. IV. S. 71 f.) 

Rechtlich von Bedeutung ſind außer den gewöhnlichen folgende 
Beſtimmungen. 

Eine ungeſetzliche Verhaftung giebt den Betreffenden Anſpruch 
auf volle Entſchädigung ($ 6). — Novalien von Rüti oder Waldboden 
find ohne Entſchädigung aufgehoben, wo fle in den lebten zehn Sabren 
geleiftet wurden ($ 13). — Fall, Ehrſchatz und andere Laften, die feit 
dem Jahr 1798 nicht mehr entrichtet wurden, bleiben abgeftafft 
($ 13). — Amtswang auf eine Amtödauer (6 14). — Keine politiſche 
oder Lehrftelle auf Lebenäzeit, umgekehrt Feine Œntlaffung vor Ab: 
lauf der Umtédauer ohne geridtlites Urtheil ($ 15). — Gonflicte 
zwiſchen vollziehender und richterlider Gewalt entfcheidet der große 
Rath iS 19. — Nechtövertretung zu verlangen iſt Sedermann ge 
flattet. Ausnahmen beftimmt das Geſetz ($ 21). — Regierung: 
mitglieder und Oberrichter dürfen mit Rechtövertretung fich nicht be: 
laden (ib.). — Schiedsrichterliche Urtheile in Rechtskraft den öffent: 
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lien gleiggeftellt (ib.). — Bürgerrechtserwerb und Niederlaffung 
in andern Gemeinden ftebt uneingefchränft jedem Gantonsbürger 
offen, erfteres jedoch nur nach drefjährigem Aufenthalt in diefer Ge⸗ 
meinde ($ 22 und 23). — An öffentligen Mebren eingeftellt find 
Falliten, Uccordanten, Criminaltflerte bis zur Rehabilitation, Bevog- 
tete und Unterftübte, lebtere bis zur Berichtigung des Empfangenen 
($ 28). — Veto gegen Gefeße und Staatöverträge breißigtägige Frift 
($ 39). — Der große Rath erläßt und erläutert die Gefebe, erfteres 
in zweimaliger zwei Monate auseinanderliegender Berathung, und 
übt die Aufficht über Negierungsrath und Obergericht ($ 51 und 52). — 
Er bat das Begnadigungsreht ($ 56). — Regterungsrath nad dem 
Directorialfpftem ($ 68). — Amtöftatthalter zu Uebermadgung der 
Waiſen- und Gemeindeverhältniffe ($.73). — Obergerigt von neun 
Mitgliedern ($ 74). — Deffentlicgfeit der Richterverhandlung ($ 79). — 
Criminalgerigt von fünf Mitgliedern ($ 80). — Neuwahl alle vier 
Sabre ($ 81). — Vorbehalt eines Handeldgerichtd (6 83). — Neunzehn 
Bezirksgerichte von fleben bis neun Mitgliedern, in Urverfammlungen 
der Bezirfögenofien gewählt ($ 81). — Neumahl alle vier Jahre (ib.). — 
Ernennung der Bezirfögerichtspräfidenten durch den großen Rath auf 
den unverbindlichen Vorfchlag des Obergerichts (ib.). — 3uftänbdig- 
Peit für bürgerlite und Boltzeifälle und die „Verführung“ der Con: 
eurfe. — Nichtercenfus von 1000 Fr. ($ 85). — Friedensrichter bloß 
zur Vermittlung ($ 86). — Gemeinden und „anerkannte öffentliche 
Genoflenfhaften“ in Bermaltung ihres Vermögens überwacht vom 
Regierungsrath ($ 88). — Ortébürgergemeinden mit Gigenthum an 
den Armenfonde, gebildet aus allen Heimathangehörigen der Ge: 
meinde. Daneben Ginwohnergemeinden, aus deren Mitte der Ge: 
meinderath von Drei bis fünf Gliebern, an deren Spike der Gemeinde- 
ammann ($$ 89, 91). — Abgefonderte Kirchgemeinden, gebildet aus 
den römiſch-katholiſchen Gliedern des Pfarriprengels, mit Verwaltung 
des Kirchenguts (SS 92, 93). — Befondere Gorporationsverwaltungen 
der Gorporationsgüter, unter Auffit des Negierungsraths (6 94). 

Berfaffung (des ©. Baſellandſchaft) Bom 2. April. — 
(Amtsbl. d. 3. I. 239 f.) 

Diefe berühmt refp. berüchtigt gewordene Verfaffung enthält fol: 
gende, dad Recht im engern Sinne angehende Säße: 

Mehrjährigkeit mit vollendetem zwanzigften Jahre. — ($ 3) Aus: 
ſchluß der Faliten und Accordanten ohne Ausnahme vom Activ- 
bürgerre®t. — (6 6) Berbôre jedes Verhafteten binnen vierundzwanzig 
Stunden. — (ib.) Alle Beweismittel müflen dem Richter unmittelbar 
vorliegen. — Gib.) Verhaftung ohne ausrefenden Grund beregtigt 
zu Öffentlicher Chrenerklärung. — (S 8) „Es darf ſich niemand feinem 
ordentligen Richter entziehen.“ — ($ 10) Die Bürger haben das 
Net zu freier Ginfidt in den gefammten Staatshaushalt. — 
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($ 19) Die auf Liegenſchaften noch ruhenden Gewerbsvorrechte find 
loskäuflich. 

($ 20) Unzuläſſtgkeit der Bildung von Corporationen mit Ber: 
mögensrechten ohne Einwilligung der oberſten Landesbehörde. — 
($ 21) Verbot der Errichtung neuer, nit loskäuflicher Grundlaſten. — 
($ 27) Weitweiden (Allmenden) und Waldungen find präſumtiv Eigen- 
thum der Gemeinden, ſofern nicht dem Staat, Corporationen oder 
Privaten angehörig. — ($ 64) Der Regierungsrath überweist Amts- 
vergehen an die Gerichte. — (ib.) Gr verfidert fh, daß Gemeinde 
vermögen nie unter Die Gemeindebürger vertheilt noch Grundbefit 
der Gemeinden ohne feine Ginwilligung veräußert oder verpfänbet 
werde. Er entfcheidet über Gonflicte zwiſchen Vollziehung und Ber: 
waltung. 

($ 72) Motivierung der Urtheile. — ($ 73) Unvereinbarfeit zweier 
Kichterftellen in einer Berfon. — ($ 74) Obergeriht von ffeben Mit: 
gliedern, Aufſicht deffelben über die Gerichte und das Notariatsweſen. — 
($ 75) Berantwortlichfeit dee Oberrichter gegen den Landrath für ihre 
Berrichtungen. — ($ 76) Amtsdauer derfelben auf drei Jahre mit 
Wiederwählbarfeit. — ($ 78) Sriminalgericht von fieben Mitgliedern. — 
(ib.) „Der Gauton fol zur Einführung des Gefdwornengeridts, fei 
ed im Wege der Gentralifation, fei es durch Goncordate mit andern 
Gautonen, mögliäft Hand bieten.“ — ($ 79) Amtsdauer der Criminal: 
ridter drei Sabre mit Wiederwählbarkeit. — ($ 82) Vorbehalt unwei- 
terzüglicher Œntfdeide erfter Inftanz für geringfügige Civil: und Po- 
lizeiſachen. 

Berfaffung (des C. Aargau). Aenderungen darin. Bom 
6. April d. 3. (Geſetzesbl. D. 3. Nr. 19.) 

Daraus ift hervorzuheben $ 78. 

Die Organifation der bürgerlichen Strafrechtöpflege ift der Geſet— 
gebung anheimgeſtellt, welche entſcheiden wird, ob das Schwurgericht 
in veränderter Organiſation fortbeſtehen, oder aufgehoben werden foll. 


Gefet (der Nachgemeinde des C. Unterwalden nid dem Wald) 
betr. AUmtszwang. Vom 10, Mai. (Gefege und Berordn. II. 
S. 149 f.) 

Die alten Landbücher enthalten nicht felten Strafgefehe gegen 
Amtserigleigung und „PBratiden“; die neuen Gefege dagegen häufig 
Strafbefimmungen über Amtöverweigerung,, das Zeichen einer Krank: 
heit, die in Democraticen nicht felten beinahe epidemifch auftritt und 
entweder den Mifmuth von Parteien, die Erſchlaffung des öffentlichen 
Geiftes oder auch — was damit zufammenhängt — den Geiz des 
Souverains verräth. 

Das vorliegende Geſetz ſtellt für Nidwalden den Satz auf, daf 
jeder Bürger zur Uebernahme eines öffentlichen Dienftes, der nicht 
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etwa ausgefdrieben wird, auf eine Amtsdauer angehalten werden 
Pann, in dem Sinne, daß, wenn er-die Annahme weigert, und es eine 
Landes ſtelle ift, er auf ein halbes Zahr das Land zu verlaflen und 
nah Grmeflen des betreffenden Gerichts eine Buße von 500 bis 
1000 Fr. zu erlegen bat; iſt es aber eine Gemeinbdeftelle, die Berban- 
nung aus der Gemeinde ebenfalld anf ein halbes Jahr und eine Buße 
von 50 bis 200 Fr. eintritt. Die Unterwerfung unter dieſe Strafen 
führt alédann volle Aemterbefreiung für immer mit fit. Uusge- 
nommen von Diefem Amtszwang find Männer über 65 Jahre, Beamte, 
die bereitd eine Amtsdauer in der betreffenden Stelle gedient haben, 
Kranke, infofern zwei patentierte Aerzte in ihrem Zufland ein wefent: 
liches Hinderniß gegen Uebernahme der Stelle darthun. 


Loi (du gr. cons. du c. de Vaud) sur lorganisalion judiciaire, 
Du 8 avril de c. a. (Recueil des lois etc. LX. p. 209 ss.) 


Die Veranlaflung zum vorlisgenden Geſetz boten nit, wie man 
fh etwa denken könnte, große Gebrechen in der Serichtöverfaflung, 
oder ein Dringendes Begehren irgend melder Art in der Bevölkerung, 
fondern einfad die Thatfache, Daß man eine unerwünſchte Regierung 
befeitigen wollte und zu diefem Ende einer Berfaffungsänderung und 
anderer Borwände bedurfte, um das geltende Syſtem als unbrauchbar 
erfcheinen zu laflen. Diefe nit officielen Gründe allein erklären 
auch, wie man von Revifion einer Organifation hier veden Fann, 
während im Weſentlichen alles unverändert bleibt. 

Im Jahr 1803 find die Grundlagen der Gerichtöorganifation des 
Gantons gelegt und biefe im Meiften übereinfkimmend mit derienigen 
der übrigen Gantone geordnet worden. riebensridter, Givil: und 
Griminalgerichte, ein Uppellationsgeridt bildeten den Stufengang, und 
eine große Zahl einzelner Grlaffe veränderte nur Untergeordnetes. 
Am Meiften befchäftigte in bdiefer ganzen Periode aus dem Givilredt 
die Frage von der Givilebe, aus dem Strafprocef die Frage von den 
Geidmornengeridten die Gedanken der Regierenden. Ein Ergebniß 
der lebtern Grörterungen mar endlih die Gefehgebung des Zahres 
1832, die aber felbft wieder fih nur als einen Uebergang anktündigte, 
der aber erft feinen entſcheidenden Hauptankoß zur Gefammterledigung 
durch Die Berfaflung von 1845 erhielt, auf Grund welcher alddann 
eine überfichtlide Geridtéorganifation durch dad Gefeg vom 31. Ja⸗ 
nuar 1846 gebaut ward. Es if dieſes Geſetz, welches nun fon 
wieder einer neuen Umavbeitung unterzogen erfcheint. 

Bir laffen hier aus dieſem umfaffenden Gefet von 175 Paragra⸗ 
phen nur das Wefentliche folgen. 

Den allgemeinen Peftimmungen entheben wir die ermunternbe, 
den Waadtländer aber nach rückwärts nicht febr ehrende Beftimmung, 
daß Beſchädigungen, welge ein Beamter der Juſtiz in Folge feiner 


172 Gerichtsorganiſation von Waadt. 


Amtshandlungen böslicher Weiſe vom Betroffenen zu erleiden Bat, 
ihm vom Staate erfebt werden, — ferner die Ausſchließung von Be: 
hörden, in welden Berwandte des vierten Grades oder näherer Grade 
fon fiten. Als NRichterftellen find aufgeführt: das Gantonsgeridt, 
die neunzehn Bezirfögerichte, die Friedensrichter und Friedensgerichte, 
Schiedsgerichte ald möglich, die Schwurgerichte und die mit ihnen 
verbundenen Sriminalrichter, daneben erwähnt die Kriegsgerichte. 

Das Gantonsgeridt erkennt ald zweite und lebte Inftanz in Civil⸗ 
ſachen nach freiem Ermeſſen, vorbehalten Zitel, Eid und Gefändnif, 
in Straf: und Priegögerichtliden Sachen bloß behufd Gaflation mit 
öffentlicher Ridterverbandlung, endlich ald Anklagefammer. Es bat 
neun Mitglieder, von denen ausgeſchloſſen find Berwandte mit 
Staatéräthen bis zum dritten Grade oder nähere. Sie felbft find 
unzuläffig im großen Rathe. Ihre Wahl erfolgt auf vier Zahre, mit 
Wiederwahlfähigkeit. Ihren Vorftand ermählen fie aus ihrer Zahl. 
In die drei ‚Saflationsrichterftellen theilen fie fit nad der Zeit. 
Bu einzelnen Zwecken auf in Sertionen von einem oder mehreren 
Mitgliedern. 

Die neunzehn Bezirkögerichte fpreden in Straffagen und Givil: 
fällen. Sie find gebildet aus je einem Präfldenten, vier ordentlichen 
und zwei Ergänzungsrichtern. Der Präſident enticheidet in allen 
erecutorifgen und vorbereitenden Schritten mit Recurd an das Ge: 
tidt, in allen Forderungsfagen, ebenfo in odingli®en, fomeit fe 
Tahrniß angehen, und beiderlei Yällen, foweit der Streitbetrag zwi⸗ 
fen 100 und 300 Fr., mit Recurs an das Gantonégeridt, in einer 
toöchentlich wenigftens einmaligen Audienz am Beairlébauptort. Das 
Geridt felbft aber erſtinſtanzlich in allen dinglichen Fragen, die 
Liegenfdaften betreffen, oder, fofern Fahrniß oder Forderungsrechte 
über 300 Gr. Streitbetrag, endlih über alle Statusfragen, die den 
Civilſtand angehen. Ihre Wahl erfolgt durch die Bezirksgenoſſen 
indirect vermittelt Bräfentation von zwanzig Kandidaten, aus denen 
in gefeblid vorgefchriebener Weife das Gantonsgeridt die Auswahl 
trifft. \ 
Nach den Bezirken ebenfalls wird die Strafjuftiz mit Recurs, 
unter Gaflationsvorbehalt, verwaltet durch die Uffffen, die correctio: 
nellen und die Bolizeigerichte, die niedere Polizei dur die Ein- 
wohnergemeinderäthe. Die Zuftändigkeitögrenzen beftimmt das Ge 
feß. Alle drei Strafgerichtshöfe präfldiert jeweilen der Vorſteher 
desjenigen Gerichts, in deflen Sprengel. das Vergehen vorgekommen 
it; war es Bolizetübertretung, an der Seite zweier Richter ded Di: 
ftrictégeri@ts, die halbjährlid nad einer feſten Ordnung medfeln; 
war es ein correctioneller Fall, ebenfo an der Seite zweier Richter 
feines Bezirksgerichts, nämlih derjenigen beiden, welche nach Aus: 
fHeidung der zwei andern übrig bleiben, zugleich neben neun Ge 
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fémornen, die aus dem Gerichtöfprengel gewählt find; mar es ein 
Berbreden, an der Seite zweier Gerichtöpräfidenten aus den vier 
Madbhardiftricten, nah Ausfcheidung derjenigen zwei, welche der 
Staatdanwalt und der Beklagte vermarf, und überdies neben zwölf 
Gefhwornen des betreffenden Schwurgerigptsfreifes. 

An die Spitze der Friedensrichter, foweit ihnen die Strafunter- 
ſuchungen übertragen find, ift der cantonale Unterfugungsrichter ge- 
ftellt, welcher ihre Thätigkeit einheitlich durch Weifungen leitet und 
unter Umftinden auf ihr Begehren einzelne Unterfuchungen ihnen ab: 
nimmt. 

Ueber bdiefe Unterfudunjen erftattet er monatlid dem Staats: 
anmalt Bericht. Mit den Friedensrichtern des Bezirks gemeinfam 
beauffichtigt er die Kreid: und Bezirksgefängnißlocale und erftattet 
über den Grfund viertelfährlic dem Juftizdepartement, getrennt von 
den andern Auffichtsbehörden, feinen Bericht. Aug er tft nicht zu: 
läſſig im großen Rath. 

Der Friedendrihter, einer in jedem Kreid (audgenommen in den 
dreien, Granges, Ormont und Rougemont, welche je zwei haben), hat 
laut Art.109 erftens die Vergleiche in Civilſachen zu verfuchen, zwei 
tens den definitiven Entſcheid in Streitfachen unter 30 Fr. betreffend 
Forderungen und dinglige Redte an Fahrniß, mit Recursvorbehalt 
an das Gantonsgericht gemeinfam mit dem Schreiber in Streitfachen 
gleicher Art unter 100 Fr.; drittens alle Akte freiwilliger Geridts- 
barkeit, foweit nicht Andern übertragen; viertens Vergleiche in Straf: 
faden; fünftens Unterſuchungen, fomeit ſie ihm nicht der Unter: 
fuhungsrichter abnimmt; fechstens die Beeidigung der von Gemeinde: 
behörden ernannten Beamten; ffebentens Abnahme von Paternitäts- 
oder Maternitätsanerfennungen; achtens ferner von Eheſchlüſſen 
(Giviltrauungen); neuntens Herftellung des Hausfriedend auf Be- 
gehren oder von Amtöwegen, gütlid oder mit Zwangsmaßregeln 
(provisionelles und conservatoires); zehntens gemeinfam mit dem 
Unterfuchungsrichter des Bezirks die Auffiht über die Gefängniß- 
localien feines Kreifes; elftens gemeinfam mit vier Uffefforen deffelben 
Kreifed (HFriedendgericht) die Verwaltung des Vormundſchaftsweſens 
(police tutelaire). Die Wahlart ift diefelbe, mie diejenige der Di: 
ftrictébeamten, fo jedoch, daß nur die Kreife wählen. 

Unter den num folgenden allgemeinen Beftimmungen find ber- 
vorzuheben diejenigen über ) 

1. die Auffidt, melde über das Cantonsgeriqt geübt wird durch 
den großen Rath, über die andern Nichterftellen durch das Gantons- 
gericht, beides mit ausdrücklichem Vorbehalt der Unabhängigfeit diefer 
Inftanzen hinſichtlich der Urtheilsſprechung. 

2. Die Auffigt über die Kanzleien, geübt durch Die Gerichte felbft 
mittefft ernannter Ausſchüſſe (alle drei Monate) oder durch das San: 
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tonsgeri®t oder den Regierungsrath, anf Begehren oder von Amts- 
wegen. 

3. Die Disciplin in Fällen von a) faux oder Nadläffigkeit einer 
Stelle in Ausübung des Amt; b) Incompatibilttät; c) bei offen 
barer Immoralttät, begangen während einer Amtshandlung; d) bei 
Beftrafung wegen eines Vergehens, das zwar nit Dienftentfebung 
zur Folge bat, wohl aber die öffentliche Achtung aufhebt. Diefe Dis- 
ciplin wird geübt dur Beifung (ordre), Verweis, Bußen bis auf 
300 Fr., Einſtellung im Dienft bis auf ein Jahr oder Entfekung. 

4. Die Syndicatöklage, infofern fie unter der prise à partie ver: 
fanden ift, melde von einer betheiligten Bartei gegenüber dem Richter 
wegen böslicher oder Läßigkeitsſchuld geübt wird, und, infofern die 
Klage gegründet erfunden wird, außer der Entſchädigung eine Strafe 
zur Folge haben Fann, ‚im Gegenfall aber für den Kläger aufer den 
Roften eine Buße bis auf 500 Fr. Solde Klagen find verfallen in 
drei Monaten nah Eintritt des Schadens und jedenfalls in zwölf 
Monaten nach Eintritt der Thatfache, die zur Klage Beranlaflung gab 
(Art. 151—155). 

5. Die Recufation des Cantonsgerichts in corpore, für welchen 
Fall dafjelbe dur ein neutraled Gericht erfebt wird, dad der Grof- 
rathspräfidbent mit fünf Bezirkögerichtöpräfidenten aus der Zahl der 
neunzehn dur Ausloofung beftellt, um a) über die Triftigbeit der 
Recufation und b) bejahenden Falls die Sade felber zu entfcheiden. 

6. Die Beftrafung von Infulten gegen Ridter oder Gericht in 
währender Sitzung, welde entweder auf Anzeige hin durch ein unbe 
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mittelt Ubfübrung in Verhaft bis auf zweimal vierundimamig 
Stunden erfolgt. 

7. Die Execution auswärtiger Sprüche oder Erfüllung auswär- 
tiger Requifitionen, welches beides nur auf Anfrage beim Juſtizdepar⸗ 
tement gefchehen darf. 

8. Die Beloldungen a) der Santonsrichter mit 4000 Fr., b) ihres 
Sdreibers mit 3500 Fr., c) des Schreiber der AnPlagefammer mit 
2000 Fr., d) der Gantonsgeridtémefbel mit 1000 Fr., e) des Unter: 
fuŒungéridters mit 3500 Fr., D feines Schreibers mit 2000 Fr., 
g) und feined Beibels mit 1000 Gr. Auf Sporteln angewiefen find 
die Bräffdenten, Mitglieder, Schreiber und Beamten der Bezirksgerichte 
und der Friedendgerichte; auf tarifgemäße Fira Gefhworne und be= 
fonders berufene (ad hoc) Ergänzungsmänner oder Beamte foweit fie 
Amts halber reifen. 


Legge (del gr. cons. del c. del Ticino) di procedura per le cause 
di amministrativo non conlenzioso. Del 27 nov. del a. c. (Fogl. off. 
p. 1086 ss.) 





Adminiſtrativgerichtsbarkeit. Juftizbehoͤrden. 175 


Ergänzende Beſtimmungen über Inſtanzenzug, Formalien und 
Friſten bei Beſchwerden über Anwendung des Gemeindegeſetzes vom 
13. Zunt 1854. Bon Bedeutung iſt einzig die Beſtimmung — im 
Adminiſtrativwege natürlicherweiſe — daß wenn der Regierungsrath 
nach Einfiht der gegen feinen Beihluß eingelegten, an den großen 
Nath gerichteten Beſchwerden Grund findet, auf diefen Befchlus 
zurückzukommen und ihn theilwetfe oder ganz zu ändern, ihm dies 
zufteht, worauf eine neue Befdmerdefrift zu laufen anfängt (Art. 9).— 
Ebenſo tft bei Unternehmungen von größerem öffentlichen Interefle die 
weitere Beftimmung (Art. 10) begreiflich, Daß Begonnenes ungeachtet 
eingegangener Beſchwerde fortgefegt werden darf, immerhin, wenn 
der Regierungsrath ed nothwendig erachtet, "gegen Siqerheitsleiſtung 
von Seite der vorläufig begünſtigten Partei. 


Geſetz (des gr. R. des C. Baſelſtadt) über Die Gefoafts. 80 
ordnung des Pleinen Raths und die Organifation der 
ibm untergeordneten Gollegien. Pom 8. Zuni d. J. 
(Samml. der Gef. ıc. XV. ©. 402 f.) 

Das Zuftizcollegium beftebt aus zwei Kleinräthen, wovon der eine 
dad Collegium präffdiert, und aus meitern fünf Mitgliedern. 

Diefes Collegium ift für Bafelftadt die vorberathende Gommififon 
der Regierung für die Rechtsgeſetzgebung. Gewöhnlich gehen die be- 
treffenden Entwürfe aus der Hand threr Mitglieder hervor, welche 
dann nad mündlicher Erörterung derfelben durch dad Collegium auch 
das begleitende Gutachten zu Handen der Regierung, gewöhnlich fehr 
einläßlich, fertigen, infofern nicht diefe Arbeit vom Rathſchreiber über- 
nommen wird, der die Ganzlei des Kollegiums beforgt. Durch das- 
felbe übt die Regierung auch die Auffiht über das Grundbuch, Die 
Bezirksſchreiberei des Landbezirks, das Notariat, und regelt einzelne 
Statusverhältniſſe (Mehrjänrigkeitsertheilung, Rebabilitationen, Legi- 
timationen) und Fragen über Teftierfäbigleit. 


Loi (da gr. cons. du c. de Vaud) sur les attributions des dépar- gı 
tements du conseil d'élaf, leur organisation intérieure el le traitement 
de leurs employés. Du 20 févr. de c. a. (Recueil des lois etc. XL. 
p. 119 83.) , 

Eine Departementalvermaltung, die, fomeitidast Gefes e8 glanben 
läßt, au das Allergeringfte in den Arbeiten untergeordneter Beamter 
ſich nicht entgehen läßt. Die Hauptfächer find danach geordnet, je 
nachdem der Chef von fih aus, oder mit Berichterflattung an den 
Rath Gegenftände erledigt. Zu den lebtern gehören die Fragen über 
Grecution auswärtiger Urtheile, die Aufſicht über die Staatsanwalt: 
f@aft, die Bormundfchaftöverwaltungen, das Notariat, die Führung 
der Kivilftandbücher, die Archive, Die Bücher über die öffentlichen 
Laſten (contrôle des charges immobilières), die Gefangenbünfer fo- 
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wohl des Cantons als der Bezirke, die Polizei hinſichtlich des Per: 
fonals fomobl als deflen Functionen; — zu den erfteren gehört die 
Aufſicht über die Grecution aller Strafurtheile der Gantonal: und 
Bezirkögerichte (ausgenommen Todeöftrafen), ferner über das gefammte 
Strafrednungémefen, die Oberaufflgt über die Fremdenpolizei, das 
Niederlaſſungsweſen und die Birthfdaften, die Eifenbahnvolizei und 
die Beröffentligung von Verſchollenheitsausrüfen. 


Bekanntmachung (der Landfdreiberei Bug) betr. das Be- 
treibungswefen. Bom 20. April. — (Amtsbl. d. 3. ©. 222.) 

Defdwerden über läßige Beforgung der Betreibungen Durch die 
Betbel find an den Landammann zu bringen (Geſetz vom 25. Nov. 
1850), nicht an die Juſtizdirection, nod an die Gcrichtepräfidien. 


Ausſtandgeſetz (des Landrathd und des Geſchw.⸗-Gerichts des 
&. Unterwalden nid dem Wald) betr. die adminiftrativen und 
richterlichen Behörden. Bom 23. November. (Amtsbl. 8.9. 
©. 514 f.) 

Die Ausftände find in den Innern Gantonen bei der großen Zahl 
der Gollegienmitglieder und den vielfach verzweigten SIntereflen der: 
felben vermöge ihrer Betheiligung an allerlei Gorporationen eine 
fehr wichtige Frage und darum fon fehr früh in den Landbüchern 
und auch fpäter immer neu und fpecieller geregelt, für Nidwalden 
bisher in dem fm Sabr 1857 erfdienenen Landbuch (Allgemeines 
Geſetzbuch J. S. 423) und in der Grgänzungsverordnung vom 
19. Suni 1850 (ib. 296). Die in diefem Geſetz geforderten Ausftände 
betreffen Eheleute, Afcendenten, Defcendenten, Gefchwifter und deren 
Kinder, ebenfo in diefen Graden Berfchwägerte (Berlegenfchaften), 
in Strafunterfuhungen den Kläger, ausgenommen den Landammann, 
wo er Umtélldger if, auch Aerzte oder andere Fachmänner, wenn fe 
Gutachten ausftellten, Sadwalter, Bormünder oder Beugen. In dem 
aus Landrathb und GBefchwornengericht gebildeten Griminalgerict 
müffen, wo aus den beiden Beftand theilen deffelben her Vater und Sohn 
oder Brüder zufammentreffen, die Landrathemitglieder meiden und 
dur Suppleanten des Geſchwornengerichts erfett werden. 

In Gemeinde, Corporationd= oder Genofienfchaftsangelegenheiten 
nehmen den Ausftand nur die activen Glieder, d. 5. die leitenden 
Ausſchüſſe, in Societätöfagen die Theilhaber. Bon Umtémegen er- 
folgt der Austritt bei Strafunterfugungen; in andern Fällen, alfo 
aud in Givilproceffen nur auf Stecnfation bin. 


Gefet (des gr. R. des C. Solothurn) betr. den Austritt 
Adtretung von Richtern. Vom 26. Februar. — (Amtsbl. 69 f. 
Bal. Berhandi. des Gantonsraths von 1863. S. 36 f.) 

Veranlaßt durch Zufchrift des Amtögerihts Solothurn Läbern 
vom 26. Februar 1862, betreffend Uebelftände hinfichtlih des häufigen 
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und zahlreichen Austritts von Richtern bei Verhandlungen über Priori- 
täten und Betreibungen der Solothurner Actienbank und der Läber- 
berger Hülfscaffe. Statt den Austritt grundſätzlich zu beſchränken, 
was rechtlich ſich darum volltändig rechtfertigt, weil bei großen Actien- 
capitalien die Betheiligung des Einzelnen fo verringert wird, daß die 
Barteilicgkeit, refp. das eigene Intereſſe, fo viel ald aufgehoben it — 
309 der Solothurner Gefehgeber das Pümmerlige Hülfsmittel vor, 
den Austritt nur da aufzuheben, wo Feine eigentliden Barteiverhand: 
fungen ftatthaben, fondern es fi bloß um die amtlihe Genehmigung 
von Geltstagsrödeln handelt (Civilgeſetz SS 1646 und 1653), immerhin 
auch dann nur, wenn nit von foldhen, die eine Ginfprade gegen den 
Geltötagsrpdel erheben, die Necufation des Richters eintritt. 


Legge (del gr. cons. del c. del Ticino) cont. modificazioni alla 85 
legge organica giudiziaria. Del 20 maggio. — (Fogl. off. 1863. 
p. 482 ss.) 


Zu den beftändigen Aenderungen der Teffinergefeßgebung in der 
Geridtsorganifation tritt hier wieder eine Reihe neuer hinzu: 1. das 
Bureau des Appellationdgerichts (ft nicht mehr ein feftes. 2. Der 
große Nath wählt jährlich aus der Zahl der Mitglieder dieſes Gerichts 
Präfident und Statthalter; dad Gericht bei Wegfall beider einen 
Stellvertreter. 3. Die Faſſung des Gerichtöfpruches übernimmt je: 
weilen auf Œrfenntnif des Gerichts eines der Mitglieder ohne Mel: 
dung davon im Protocol. 4. Gbenfo ernennt das Gericht jährlich 
aus feiner Mitte einen Einzüger für die Gerichtöcafie. 5. Die Rec: 
nungen werden alle Bierteljahre abgeſchloſſen und vorgelegt. 6. Er⸗ 
gänzungsmänner ernennt in befondern Fällen, wo die vorhandenen 
nicht ausreichen oder die Barteien fich nicht auf ſolche vereinigen, das 
Geridt aus Mitte eines Dreiervorfhlags der Parteien. 7. Genaue 
Einhaltung der Frift zu VBorlegung der Partetacten bei Buße. 8. Be: 
ſchränkung des Appellationsurtheild auf die Schlußanträge der Klage. 
9. Verhandlungen bei gefchloffenen Thüren follen während der Siz— 
zungszeit des Tribunald nicht unterbroden werden. 10. Saden unter 
1000 Fr. werden durch eine Necurscommiffion von fleben Mitgliedern 
erledigt. 11. Für Necurfe und Gegenrecurfe bleibt die bisherige 
rif. Hat aber die Anflagefammer mehr als zwölf angefangene 
Zälle, fo find ihre Mitglieder bis zu deren Erledigung von der fon: 
ftigen Mitwirkung befreit. Aeußerſte VBerhandlungsfrift für vorlie- 
gende Gefchäfte der Anklagefammer zehn Tage; bei Fragen über vor- 
läufige Haftbefreiung oder Berhaftung fünf Tage. Bei Affifenver- 
bandlungen, die mehr als einen Tag in Anfpruch nehmen, muß der 
Babrfprud der Geſchwornen doch jedesfallé an dem Tag erfolgen, 
an weldem die Berhandlungen gefdloffen werden. 12. Beurthei- 
lungen correctioneller Fälle dürfen son einer Seſſton auf die andere 
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ohne motivierten Beſchluß des Gerichts nicht verſchoben werden. 
13. Friſten für correctionelle Vorladungen und Contumazurtheile. 
14. Beſoldung der Mitglieder 1200 Fr. Beſoldung des Präfidenten 
1500 Fr., für beide zuzüglich 4 Fr. Taggeld für jeden Sitzungstag 
und weitere Vergütung für Reifen, je nach der Entfernung. Befol- 
dung ded Schreibers 1200 Gr. 15. Ferien wie bisher. 16. Bor- 
ladungen von Zeugen in Strafunterfuhungen. 17. Befoldungen des 
Guftructionsridteré und feines Subfituten je 1700 Fr., zuzüglich 
die geſetzlichen Neifeentfgädigungen. 18. Zulage der Schreiber für 
correctionelle Gerihtöfigungen in Lugano, Locarno und Bellinzona 
200 Fr. 19. Unterfuhungstoften. 20. Beſchränkung der Roften eines 


correctionellen Falles auf die Summe von 30 bis 400 Fr. Procef- 


gebühr des Staatsanwalts von correctionellen (15 Gr.) und von cri- 
minellen Fälen (30 Gr.) mit Ausſchluß weiterer Sporteln. 


Verordnung (des Landraths des GC. Unterwalden nid dem 
Bald) betr. chegeridtiige Verhandlungen. Bom 23.Nov. 
(Gefete u. Verordu. x. IH. ©. 169 f.) 

Als Inftanzen in Fragen über Zuläßigkeit einer Cheverbindung 
erſcheinen hier zuerft das Präfldiunm der Armenverwaltung (als nächſt⸗ 
betheiligt), in zweiter diefes zufammen mit dem Pfarramt, der Kirchen: 
rath (eine Gemeindebehörde?), an welchen bei Verweigerung ein Ne: 
viſtonsgeſuch erfolgt, und erft nad nochmaliger Prüfung der Sade 
und erfimaliger der nachträglich eingelegten Belege das Ehegeriht.— 
Die Entfgeidung felbft if aus dem Perfonenredt (5 45) zu ent- 
nehmen. Bor dem Chegerichte ift die Berbandiung über die Zuläffig- 
feitöfrage zwifgen der begehrenden Partei und der weigernden Be— 
bôrde dem Givilprocef analog, fomeit nicht entnommen. %efte Friften 
regeln die Beweiseinlagen. Gegen muthwillige Beſchwerden dienen 
hinterlegte Unterliegbußen. 


Verordnung (des gr. R. des C. Appenzell a. Rh.) enth. Re- 
gulatis für die Civil: und Strafgeri®te des Kantons. 
Bom 25. Zuni. (Amtsbl. d. J. J. ©. 151 f.) 

Geridtsferien fleben Tage vor und ebenfoviel Tage nat Weih⸗ 
nat, Oftern, Bfingften und Bettag — betreffen nicht Griminalgeridt 
und Polizeigeriht. Beginn der Sigung mit Gebet. — Die Vorfteher 
der Gerichte führen ein Geſchäftsverzeichniß. Das Protocol wird nad 
jeder Sitzung vorgelefen und bis zur nächften bereinigt. — Die Ucten 
werden nach Schluß des Proceſſes surüdgegeben. — Die Geridts- 
Poften werden vorbezogen, Rechnung darüber führen die Geridts- 
diener. — Der Ueberfhuß des Hinterlegten wird fofort nad bem 
Urtheil (gleichviel ob weitergügli) zurüdgegeben. — Alle Straffäle, 
woher immer geleidet und vor melder Strafcommiffion immer unter: 
fudt, müſſen dur ein Gerichtöurtheil hindurchgehen. — Geringere 
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Straffälle, wobei zugleich Geftändnif vorliegt, erledigt fofort das 
Gemeindegeridt; bedeutendere, oder wo fein Gefländniß, gehen nad 
gefchloffener Unterfugung an die Standescommiffion, melge als 
Ueberweifungsbehörde (dabinftellt oder?) an das Gantonalverhöramt 
überweist, unter Anzeige an die Gerichtöftelle von der die Sade her⸗ 
kommt. — Amtshalber erhobene Unterfugungen prüft immer Die 
Standescommiflton. — Ebenſo alle Urtheile des Griminal: und Po: 
lizeigerichts behufs Weiterverfendung bei Appellation an das Ober- 
gericht. — Die Klagerödel (species facti fammt motiviertem Urtheil?) 
gehen zur Grecution an das hiefür zuftändige Strafgericht. — Pater: 
nitätöurtheile gehen an die Heimathgemeinde desjenigen Theiles, dem 
dad Kind zugefproden wird, und an die Wohngemeinde der Mutter. — 
Ebenſo gehen die Urtheile über Entfegung oder Minderung der Ehren 
und über Rehabilitation Beftrafter an deren Heimath und Wohn: 
gemeinde. — Rebabilitationen von Falliten, die zehn Procent bezahlt 
haben, werden auf deren Verlangen öffentlih ausgekündet. — De: 
finitive Scheidungen find der Heimathgemeinde und der Gemeinde 
des erftinftanzlichen Forum anzuzeigen. — Die Geſchäftsberichte der 
Gerichte find auf Ende April abzuſchließen. — Aufſchubbewilligungen 
für Erſtehung von Strafen können in Ausnahmefällen von einem 
Einzelmitglied der Standescommiffion ertheilt werden. 

Gefet (des gr. NR. des C. Schaffhaufen, betr. Abänderung 88 
der Art. 5,6, 15 der Friedensrigterordnung vom 22. Juni 
1832. — Bom à. März. — (Amtsbl. d. I. ©. 93 f.) 

Erhöhung der alten Bergleidstare von 24 Kr. auf 2 Fr. und bei be: 
fonders féwieriger Faflung des Vergleichs auf 4 Fr., in der Abſicht, 
„dieſe Gebühren den gegenwärtigen Beitumftänben befler anzupaſſen“, 
mit Aufhebung des S5 der Briedenéridteroronung vom 22. uni 1832 
(Gef. S. 95). 

Circulaire (du trib. cant. du c. de Fribourg) aux juges de pair 89 
conc. l'assistance d'un défenseur aux justices de pair. Du 13 févr. 
de c. a. (Bull off. des lois etc. XXXIV. 470.) , 

Bringt gegenüber der häufigen Zulaſſung von Sadiwaltern in 
riebensgeridten die Beſtimmung des $ 611 des C. de proc. in Er⸗ 
innevung, welcher Diefe als Ausnahme nur gelten läßt. 

Beſchluß (des gr. À. des C. Luzern) betr. die Wahl der 90 
eidgenöffifgen Gefhwornen Bom 1. Sept. d. 3. (Gef., 
Decrete ıc. IV. ©. 157 f.) 

Bezeichnet die Kreife, auf welche die vierzehn übrigen Geſchwornen 
zu wählen find. 

Kundmadung (des AR. des G. Solothurn) betr. die An- 91 
zahl der Gantonalgef@wornen. Bom 20. Juni. — (Amtöbl. 
D. J. ©. 189 f.) 

— und zwar Vertheilung diefer Anzahl auf die einzelnen Uemter. 
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92 Geſetz (des gr. R. des C. Hargau) zu Abänderung einiger 
Beftimmungen der Strafprocefordmung. Bom29. Mai d.3. 
(Gefetesbl. d. 3. Nr. 28.) 

Das Gefeb vom 3. März 1858 über das Verfahren in Straffacdden 
hatte zwei gleidgeordnete Staatdanmwälte aufgeftellt und dem Negie- 
rungsrath überlaffen, ein Reglement über die Vertheilung ihrer Se: 
ſchäfte aufzuftellen. Das vorliegende Geſetz ordnet, weislid, nur 
einen Staatsanwalt und giebt ihm einen Gebülfen, der ihn mit 
gleihen Nechten vertritt. Beide werden für vier Jahre vom großen 
Rathe beftellt. Seinen Aktuar ſchlägt der Staatsanwalt dem Ne— 
gierungsrathe zur Genehmigung vor. Die übrigen Beftimmungen 
find geblieben mie im alten Gefeg. — Neu if ferner im Abfchnitt 
über die Anklagefammer: die obligatorifte Beftelung ihres Präſi— 
diums mit einem Mitglied des Obergeridts, und der übrigen vier 
Stellen (bisher nur zwei ordentlihe) mit Bezirfögerichtöpräfldenten, 
die im Austrittsfall durch Gollegen erfett werden. — Hinfichtlich des 
Schwurgerichts fft ebenfalld neu die Befebung der drei Ridterftellen mit 
Oberridtern (fo jiebo®, daß das Präſidium der Anklagefammer jedes- 
falls ausgeſchloſſen if) und die Freiheit in Beftimmung von Ort und 
Zeit der Sigungen, die früher an Aarau und Baden gebunden 
waren. Diefe drei Ridter führen auch die Aufficht über die Unter: 
fuhungsrichter. — Auch die „allgemeinen Beſtimmungen“ enthalten 
Neues nur infofern, ald bdies mit den oben angeführten Neuerungen 
zur Vereinfachung erforderli ſchien. 


93 Verordnung (des NR. des G. St. Gallen über den Ge: 
féäftégang in Straffaden. Vom 19. Febr. D. 3. (Samml. 
der Gef. ıc. XV. ©. 521 f.) 

Der Amtöfläger fRebt unter dem Zuftizdepartement des Megies 
rungéraths, welder in St. Gallen no die AnPlagefammer bildet, 
es ift alfo „zur Handen“ deffelben, daß der Amtskläger die Borunter: 
fugungen prüft und begutachtet und die Strafanträge entwirtt. 
Œbenfo geht der Antrag anf Dahinftellung einer Procedur oder auf 
Verweiſung an den correctionellen Richter vom Amtöfläger an den 
Pleinen Rath. Das Juſtizdepartement auch entfeidet auf defien Un- 
trag über Grecution der Criminal: und correctionellen Urthetle oder 
die Œrgreifung der Rechtsmittel dagegen (Appellation, Gaffation, 
Revifion.). Bad überhaupt nach Anficht des Amtsklägers im Criminal: 
verfahren an einzelnen Fällen zu rügen iſt, bat der Amtökläger beim 
Juftizdepartement anzubringen. — Gorrectionelle Proceduren, die von 
den Bezirfdammännern (Negtierungeftatthaltern) fallen gelaffen werden 
wollen, prüft er vorher. — Anf Einfragen an das Juſtizdepartement 
in Straffagen entwirft er die Antwort. — Die Vertretung der Klage 
vor den Gerichten übernimmt er in Perfon, wenn ihm dies aufge: 
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tragen if, in correctionellen Sachen unter feiner Leitung, fonft aud 
Bezirksamtstläger. — Er empfängt und prüft die Grecutionbausmeife 
und Abbüßungsliften, fo wie er überhaupt fh alle Alten ſchließlich 
einliefern läßt und über geregelte, rafde und zweckmäßige Durchfüh- 
rung Der Proceduren wacht, erforderliden Falls Beifungen ertheilt 
und Anträge an das Zuflizdepartement bringt. — Auch bei Necurfen 
gegen Bolizei und Adminiftrativbehörden, gegen Sittenloſigkeitserklä⸗ 
rungen, vertritt er die Behörde, ebenfo in Klagen gegen Beamte 
wegen Verantwortlichkeit. — Er beforgt dad Rednungémefen der 
Strafjufiz. Ueber feine Amtsgeſchäfte führt er Gontrolen und be- 
richtet alljährlig über das Strafjuflizwefen und deſſen Redgnungs- 
befand an dad Zußtzdepartement. 


Weiſung (des AR. des G. Thurgau) über Beizug der Ge: 94 
richtsſchreiber zu gerihtsärztligen Iufpectionen und 
O bductionen. Bom 9. Mat. — (Umtébl. ©. 201f.) 

Diefer Beizug wird beſchränkt auf befonders wichtige und zu 
ausführliger Aufzeichnung führende Fälle. 


Rreisfdreiben (der Juſtizcommiſſton des C. Schwyz) an die 95 
Notariatscanzgleien betr. die Unterfchrift der Notariats: 
verträge und den Bezug der lebtern. Vom 6 Nov. — 
(Amtsbl. d. 3. ©. 345 f.) 

Das alte Recht, wit nur in Schwyz, beruhigte fi bei Rechte: ” 
geihäften meift mit Eintragung derfelben in der Kanzlei. Selbſt 
Hppotbecartitel wurden meift nur in Städten dem Gläubiger zuge: 
ftellt. Die vorliegende Beifung zeigt uns, daß die Parteien in diefen 
Santonen diefen Zuftand noch immer gewohnt find und daß die No— 
tare Mühe baden, ihnen ihre Urkunden aufzudringen, ja daß, um 
dieſes Ergebniß zu erreichen, fie ermächtigt werden mußten, ihnen 
Amtöbefehle mit Bußandrohungen in's Hans zu fhiden, ein Zuftand, 
der allerdings ein blühendes Grundbuchſyſtem nicht vorausfeben läßt. 
Begreiflider if der Widerſtand, den die Notare finden, wenn 
fie den Gontrabenten, nahdem er einmal in ihrer Gegenwart 
die für fe befimmten Urkunden. unterzeihnen ließ, nad dem 
neuen Notariatsgeſetz alédann, wenn dieſes Aktenſtück in ihr Pro: 
tocoll eingetragen worden if, zu mochmaliger Unterzeichnung des: 
felben, aug im Brotocoll, vorfordern, um, mie die Weifung es er: 
Blärt, die alte Klage abzufellen, ed widerfprechen fi$ Urkunde und 
Protocol. Hier wäre freilih die franzöflfge Notariatéeinridtung, 
als die einfachere, zu empfehlen, wonach die Gontrabenten die Minuten 
unterzeichnen und der Notar die Urkunde allein ausftellt, aber aller- 
dinge bei Haftbarkfeit für die lebereinftimmung, und Strafe im 
Gegenfall. 

Zeitſchrift f. ſchweiz. Recht. XIL 1. (3) 13 
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Reglement (des Obergerichts von Zürich) betr. die Ein— 
führung einer Statiſtik über den notarialiſchen Schuld- 
verkehr. Bom 30. Dec. 1862. (Samml. der Berordn. von 1862. 
S. 257) 

Dur Beſchluß des großen Nathes war dem Obergeridf unge: 
achtet lebhafter Oppofition von Seite ängftliher Grundeigenthümer 
der Auftrag ertheilt worden, "Dafür zu forgen, daß in Zukunft eine 
Ueberfiht über den netarialifden Schuldverfehr in den obergericht: 
lihen Rechenfchaftöberiht mit aufgenommen werden könne. Das 
Neglement giebt nun den Notaren Anleitung zu Ginridtung von Ber: 
zeichniffen- Sowohl für die neu errichteten, als Die gany oder thetlmeife 
gelöfgten Grundverfiderungen, deren Ergebniß, geordnet nad ben 
politifgen Gemeinden, den Bezirkögerichten einzugeben tft. Zur 
Bublication in dem obergerichtligen Bericht foll nur dad Gefammt- 
ergebniß der Bewegung des Schuldverkehre je für die einzelnen Be- 
zirfe gelangen. 


Loi (du gr. cons. du c. de Genève) sur la profession d’avocat 
et d’agree de première instance. Du 10 juin de c. a. (Recueil des 
lois etc. XLIX. p. 184. cfr. Mémorial des Séances du grand cons. 
du 18 mai au 31 act. 1863. pp. 1382 ss. 1532 ss. 1636 ss, 1682 ss. 
1704 s.) 

In Genf beſtehen gegenmärtig nebeneinander Advocaten und 
Rechtsbeiſtände (avocats et hommes de loi]. Das vorliegende Geſetz 
ftellt nun folgende Hauptfäße auf. 

1. Ald Sachwalter zuläffig find aufrechtftehende Genfer, 1) foweit 
Licentiaten oder Doctoren der Rechte und practiich geſchult (stagiaires) 
in dem Anhören von Gerichtsvorträgen feit zwei Jahren. 

2. Bei den eriten Inſtanzen und Friedensgerichten zuläffig (agréés) 
find aufrechtkkehende Genfer, infoweit fie vor der Brüfungecommiffion 
fit über genügende Kenntniffe ausweifen, namentlich im Givil: und 
Handelörecht und im Givilprocefrecht. 

8 Die Prüfungécommiffion beflebt aus dem Departementalder 
der Zuftiz und Bolizei, den Gerichtöpräfidenten des Gautons, zwei 
Friedensrichtern und den ordentliden Profefloren des Rechts. 

4. Die Sachwalter find verpflichtet zu unentgeltliger Vertretung 
vechtöbedürftiger Parteien in Civil: und Straffällen. 

5. Sie, fowie die agréés, ftehen unter der fortwährenden Aufſicht 
der Prüfungscommiffion, melde in Pfligtübertretungen derfelben 
durch Warnung, Rüge, Einftellung oder Entſetzung verfährt. 

Diefes Gefet if beftimmt, Uebelſtände aufzuheben, welche Das: 


‚9 Merkwürdiger Beife die Echweizer nur fomeit „als in ihrem 
Deimathécanton Gegenredt geübt werde“. 
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jenige vom 4. Juni 1851 (dieſe Itſchr. I. Abth. 3 ſGeſ.] Nr. 131) 
herbeigeführt hatte, indem es Geſchäftsleute zu Rechtsbeiſtänden qua- 
lificierte ohne irgend eine Gewähr, als die geringe des Alters von 
27 Jahren von ihnen zu verlangen, alles auf Betreiben des Herrn 
Fazy, um auch in dieſer, Induſtrie“ die allgemeine Freiheit herrſchen 
zu laſſen. Den Werth dieſer Rechtsbeiſtände bezeichnete die öffent⸗ 
liche Meinung, indem ſie die vierte Bank hinter den Schranken, den 
ihnen angewieſenen Ort, „la banque des pirates“ nannte. Ihnen 
gegenüber erſchwert nun das Geſetz den Zutritt durch die Prüfung; 
den Zutritt zur Sachwalterſtufe erleichtert es durch Zulaſſung ſolcher, 
die zwei Sabre unter Verantwortlichkeit der Sadwalter auftraten, 
neben den licenciés et docteurs, weil Herr Fazy fand, Gicero fei 
aud nicht ein Licenciat gemelen und doch ein Bertheidiger der Un- 
ſchuld und ein Ankläger der Feinde des Staates. 


Décret (du c. d'état du c. de Fribourg) sur les conditions d’ad- 98 
mission à l'examen exigé pour l'obtention de patentes de médecin, 
d'avocat et de nolaire. Du 20 nov. de c. a. (Bull off. des lois etc. 

p. 411 ss.) 

Um die oberwähnten Berufe vor Leuten fißer zu flellen, die 
ohne allen Antrieb zu Fortbildung ihr Fach zum Bewerb erniedrigen, 
verlangt die vorliegende Verordnung von Sahwaltern und Notarien, 
wie von Aerzten, vor Zulaflung zur Staatsprüfung Maturitätszeug: 
nifle, die fowohl von den Zugendlehranftalten, ald von einer Hoc: 
ſchule die Auhörung allgemein wiſſenſchaftlicher Vorträge beflätigen. 


Einladung (des Obergerichtö des C. Schaffhauſen) an die 99 
Ganzleien der erfinkanzligen Gerichte, betr. Erwäh— 
nung der Sehwalter in den Akten Vom 23 Sept. — 
(Amtsbl. d. 3. S. 378 f.) 

Diefe Erwähnung wird befohlen, „da die Sachwalter unter der 
Gontrole des Gerichts ftehen“. 


Gefet (des gr. À. des G. Thurgan) betr. theflmeife Ab-100 
änderung des Flurgefehed. Bom 12. März — (Cantonsbi. 
VIII, ©. 386 f.) | 


Vollztehungsbeſchluß (des NR. ded C. Thurgau) dazu.101 
Bom 29. April. — (Amtsbl. d. 3. 189 f.) 

Während längerer Jahre erfolgten in den bezirksräthlichen Be- 
ridten an die Negierung Beſchwerden über faft alle Theile des Flur: 
gefehes vom 12. März 1854 (diefe Itſchr. 1854 II. [Gef.] Ar. 21). 
Eine Hauptvereinfachung wird durch dieſes vorliegende Gefeh verfucht, 
indem die Geſchäfte der Flurcommifiionen auf die Munisipalgemeinde. 
räthe und, mo Diefe mehr als fünf Mitglieder haben, auf fünf: 
gliedrige Ausſchüſſe derfelben übertragen werden. 


184 Befoldungen. 


Die Necurfe geben fatt mie bisber an die Gemeinderäthe nun 
binfort an die Bezirköftatthalter. 


102 Decret (des gr. R. des C. Aargau) über Aufftellung der 
Beamten und Angekellten der neuen Strafanfalt. Vom 
25. Nov. D, 3. Geſetzesbl. Ar. 52.) 

Trennung der Auffipt und Verwaltung. 


103 Derret (des gr. NR. des G. Luzern) über Befoldung der 
Beamten und Ungeftellten Des Staatd. Vom 3. und 
24. Juni d. 3. (Gef. und Decrete ıc. IV. S. 113 f.) 

Oberridter Fr. 2000. Bräftdent Zulage Fr. 800. — Mitglieder 
der Zuftizcommifflon Zulage Fr. 500. — Oberfegreider Fr. 2500. — 
Unterfopreiber Fr. 1700. — Griminalridter Fr. 1300. — Bräfident 
Fr. 2000. — Oberſchreiber Fr. 1700. — Erſter Verbörrichter 
Fr. 2500. — Deffen Altar Fr. 1300. — Staatsanwalt Fr. 2700. — 
Oeffentlider Bertheidiger Fr. 1100. 


104 Gefes (des gr. R. ded G. Solothurn) betr. Befoldung der 
Mitglieder des Schwurgerichtshofes, des Gaffations- 
gerihts und des Schwurgerichtsſchreibers. Vom 23. Mat. 
(Amtsbl. d. 3. 153 f. Bal. Verhandl. des Gantonérathes d. 3. 1863. 
S. 283 f.) 

Oberridter functionieren beim Schwurgericht Amts halber, die 
andern Richter fomobl erfter Inſtanz, als der Saflationsbehörde, gegen 
ein Zaggeld von 6 Fr. und Reifeauslagen. Der Schwurgerichts- 
freiber gegen fefte Beſoldung von 1800 Fr. und gefeblite Vergu- 
tung der Auslagen (6 30 des Befoldungsgefehes vom 2. Aug. 1856). 


105 Geſetz (ded gr. À. des C. Solothurn) betr. Befoldung des 
Staatsanwalt. Bom 23. Mat. — (Amtsbl. d. 3. 154.) 
2600 Fr. und Bergütung von Auslagen, für Umtslocal mit Be- 
heizung und Beleuchtung 250 Fr. 
106  Arrélé (du cons. d’ötat du c. de Vaud) concernant les tarifs 
d'émoluments el d'indemnités des autorités et fonclionnaires judiciaires. 
Du 24 juin Me c. a. (Recueil des lois etc. LX. p. 534 ss.) 


107 Décret (du gr. cons. du c. de Vaud) renouvelant les pouvoirs 
du conseil d'état pour fixer les émoluments des fonctionnaires de l'ordre 
judiciaire. Du 24 nov. de c. a. (Recueil des lois etc. LX. p. 705 ss.) 

Bei Erlaß des Geridtsorgantfationsgefetes vom Jahr 1846 war 
bereits Dem Regierungsrath die Ermächtigung zu Griaß eines provi: 
forifen Sporteltarirs für Gerichtsbeamte und einer Befimmung für 
Vergutungen in ridterliten Angelegenheiten ertheilt worden, die 
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Dann in feften Terminen immer wieder erneuert und zuletzt am 
27. November 1860 auf vier Zahre beftätigt und dann in $ 172 des 
neuen Organifationsgefebes erwähnt iſt. Veranlaſſung zu Berän- 
Derungen beftebt im Webrigen fo wenig in biefer Hinficht, als für 
Diejenige der Geridtéorganifation felbft. Die vorliegende Erneuerung 
gef ieht wieder auf vier Sabre. ” 


Verordnung (bes AR. des C. Solothurn) enth. Tarif für108 
die Oefdeidgeridte Bom 16. Juni. — (Amtöbl. d. 9. 
S. 191 f.) 

Ergänzung des in diefer Zeitfchrift (XI. Abth. 3 [Gef.] Nr. 247) 
erwähnten Gefehes über die Duldung der Gefceidgerichte in Dor- 
neck⸗Thierſtein, mittelft Aufftellung eines Tarifs für fle. Es werden 
darin als Arbeiten derfelben erwähnt: Ausmardgen, Entheben, Seben 
und Riten von Grenzfteinen. Unter diefen werden erwähnt „An: 
wänderfteine “, vermuthlich Tocalausdrud bei Grenzen, die in einem 
Winkel auf eine Straße fallen. Im Uebrigen find die Gebühren nicht 
gemacht, um zur Uebernahme der Stelle anzuloden. 


Gefet (des gr. R. von Bafelftadt) über Notariatögebühren.109 
Bom 2. März d. 3 (Samml. der Gef. x. XV. S. 338 f.) 

Die Einführung eines Grundbuchs im Stadtbezirk Bafel bat 
eine Anzahl von Rechtögefchäften, für welche bisber die Gontrabenten 
bre eigene Canzlei Bilden Eonnten, ausf@lieflit den Notarien zur 
Faflung übertragen, fo daß ohne ihr Siegel [die Urkunden nit vor- 
gemerft werden Pönnen. Statt, wie bisher, nur Hypotheken, fo 
Fünftig nun auch alle Sigenthumsübergänge, refp. 3eugniffe über 
Erbverhältniß, Sersituten (Entftehung. Aenderung, Aufhebung) 
ferner Auskäufe, als Hypothecarverträge. Und überdies war die Ge: 
bühr wegen Der Inventuren zu regeln und zwar dahin, daß dem 
Notar von Amtöwegen nur die Inventur eines Erbvermögens bebufs 
figerer Angabeh der Steuerfumme zufalle, nicht aber die Liquidation, 
außer wenn fie ihm von den Erben fpeciell übertragen wird. End⸗ 
li waren noch die Gebühren für Schritte feftzuftellen, welche der 
Notar im Wechfelverkchr und bei Erpertifen vorzunehmen hat. 

Die Grundlage, auf welde fi bdiefe Gebühren erbauen, nämlich 
eine fee Regelung des Notariatd, fehlt bis jebt noch der neuen 
Gefetgebung von Bafel. 


Gefet (des gr. R. von Züri) betr. die Stempelabgabe.110 
Bom 28. Dec. (Gef. und Verordn. Nr. 26.) 

Der Entwurf des Regierungsrathes beymedte lediglich eine Aufbe- 
bung des Zeitungsftempels. Der große Rath aber mit Mehrheit weniger 
Stimmen benubte den Anlaß, um den wenig beliebten und immer 
wieder angefochtenen Stempel nod in viel weiterem Umfang zu be- 
feitigen. Mit Ausnahme bloß der im Canton Züri ausgeftellten 
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oder einer gefeblichen Gontrole unterliegenden Banknoten, Verſicherungs⸗ 
verträge, Actientitel, Obligationen von Actiengefellficgaften werden alle 
PrivaturPunden von dem Stempel befreit und bleiben nur die An- 
fertigungen der von den Berichtöbehörden und vou den Gantonal- und 
Bezirföverwaltungsbehörden ausgehenden Urtheile, Beſchlüſſe und 
Verfügungen, die beglaubigten Protocolldauszüge, die Weilungen der 
Friedensrichter und die notarialifchen Urkunden mit Vorbehalt einiger 
Ausnahmen (fo Uusfertigungen, die für die Behörde felbft dienen, 
die von Kirchen, Schul⸗, Armen⸗, WBaifenbehörden ausgehen, Ber: 
fügungen in Strafſachen, in Redtstriebfaden, Geldaufbruchſcheine) 
dem Stempel unterworfen. 
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Anzeige. 


Die „Zeitfchrift für fhmeiscrifhes Hecht“, von welcher 
bier das erfte Heft des zwölften Bandes vorliegt, fol auch ferner 
in zwei Heften jährlich erfcheinen, welche zufammen wenigſtens 
30 Bogen gleichen Formats umfaffen werden. Der Zweck, den fic 
verfolgt, if in dem Einleitungswort des erfien Heftes „von der 
Aufgabe diefer Zeitſchrift“ ausgefproden, auf das hier, zur 
Bermeidung aller Wiederholungen aufmertfam gemacht wird. 

Der Preis eines Jabrganges von zwei Heften be: 
trägt acht Franken. Bei dem großen Werthe, den dieſes Un: 
ternehmen für fchmweizerifche Suriften und für Alle, die fich am 
öffentlichen Leben irgendwie betheiligen, anfprechen darf, kann der: 
felbe nur febr niedrig erfcheinen. 

Und überdieß noch bat der Verleger, ermuntert dur den Bes 
ſchluß des ſchweizeriſchen Suriften:Bereines vom 9. September 1862, 

die Zeitfhrift den Mitgliedern zur Haltung zu empfeb: 
len, auf deu; Bunfd des Vorftandes bdiefes Vereines ſich entfcploffen, 
denjenigen Mitgliedern, melde die frübern 10 Bände fig 
nollftändig anfhaffen und die Fortfegung halten wol: 
len, die erfteu zehn Jahrgänge mit einem Rabatt von 50%, oder zu 
Franken 40 zu erlaflen. 

Die Anlage der Beitfchrift if. der Art, daß bei günftiger Zahl 
der Abnehmer eine Erweiterung ibrer jetzigen Grenzen leicht ge 
denfbar if und, wenn tüchtige Kräfte und guter Wille die Heraus- 
geber unterkügen, in allen drei Zweigen, welche diefe Zeitfchrift 
pflegt, eine namhafte Vermehrung der Mittheilung möglich wird. 

Kür Solche, welche vieleicht diefe Beitfchrift licher im die 
einzelnen Theile, aus denen fie beffebt, auflöfen,, bat der Verleger, 
ohne jedoch Sonderung in der Subfeription möglich machen zu 
können, auch die Baginatur jedes der drei Theile gefondert. 

Der Verleger hofft daher auch zuverfichtlich, es werden die verehrl. 
Negicrungs und Gerichtskanzleien diefem Unternehmen woblwollend 
entgegen kommen ſowohl burd Aufnahme diefer Sammlung in ihre 
Hanbdbibliothefen, ale namentlich auch durch bereitwillige 
Mittheilung der von den Herausgebern gewünſchten 
Quellen, obnemelche diefe Arbeit nicht gedeihen fann. 

Zuſendungen für die Redaktion können an die unterzeichnete 
Verlagshandlung gerichtet werden. 

Baſel, im Uuguft 1864. 
Babnmaier’S Verlag 
(C. Detlof). 
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I. Abhandlungen. 


1. Berbanblungen ber ſchweizeriſchen Suriftengefellfhaft, gehalten zu | 
Bafel am 17. Sept. 1863, | 
I. Ueberficht der Verhandlungen (von Hr. Dr. Thurnepfen). 
Il. Referat tes Hr. Prof. Dr. Rüttimann. 
II. Specialreferate: 
a) Züri (Hr. Staatsanwalt Dr. Honegger). 
b} Bern (Hr. Generalprocurator Hermann). 
©) Aargau (Hr. Staatsanwalt Baldinger). 
d) Genf (Hr. Präſ. Maffe und Hr. Prof. Lefort). 
N. Redtsquellen. 
Die Rechtsquellen von Uri, Fortſetzung (von Hr. Alt Reg.Rath 
F. Dtt). 
2. Das alte Thalbud von Urferen. 
8. Das neuere Thalbud von Urferen. 
4. Verſchiedene Landsgemeinde: und Rathöbefchlüffe von Ur. 
und Urferen. 
| 5. Negifter zu den Rechtsquellen von Uri. 
1 NL Rechtspflege und Geſetzgebung. 
. 1. Urtheile. Be) 





Bahnmaier's Budoruderei (6. Schulge) in Baſel. 
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ſchweizeriſchen Iuriften-Vereing 
vom 9. September 1862 
Organ beffelben für Veröffentlichung feiner Verhandlungen. 
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A. Heusler, A. von Orelli, 
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Die „Zeitſchrift für ſchweizeriſches Hecht“, von mel 
bier Das zweite Heft des swolften Bandes vorliegt, fol auch ferner 
in zwei Heften jäbrlidh erfcheinen, welche zufammen wenigfiens 
30 Bogen gleichen Formats umfaffen werden. Der Zweck, den fie 
verfolgt, if in dem Einleitungswort des eriten Heftes „von der 
Aufgabe diefer Zeitfchrift" ausgefprochen, auf das bier, zur 
Vermeidung aller Wiederholungen aufmertfam gemacht wird. 

Der Breis eines Jahrganges von zwei Heften be- 
trägt acht Franfen. Bei dem großen Berthe, den diefes Un 
ternehmen für fchmweizerifche Juriſten und für Ale, die ſich am 
Öffentlichen Leben irgendwie betheiligen, anfprechen darf, kann der- 
felbe nur febr niedrig erfcheinen. 

Und überdieß noch bat der Verleger, ermuntert durch den Be: 
fhluß des fchweizerifchen Zuriften:VBereines vom 9. September 1862, 
die Zeitfprift den Mitgliedern zur Haltung ju emypfeb- 
len, auf den Bunfd des Vorſtandes diefes Vereines ft entſchloſſen, 
denjenigen Mitgliedern, melde die frübern 10 Bände fig 
vollftändtg anfhaffen und die Fortfegung halten wol: 
Len, die erfteu zehn Jahrgänge mit einem Rabatt von 50%, oder zu 
Franken 40 zu erlaffen. 

Die Anlage der Beitfchrift if der Art, daß bei günfliger Zahl 
der Abnehmer eine Ermeiterung ihrer jebigen Grenzen leicht ge 
denfbar if und, wenn tüchtige Kräfte und guter Wille die Heraus- 
geber unterfiüben, in allen drei Zweigen, welche.diefe Zeitfchrift 
pflegt, eine namhafte Vermehrung der Mittheilung möglich wird. 

Für Soldye, melche vielleicht diefe Zeitfchrift lieber in die 
einzelnen Theile, aus denen fic beileht, auflöfen, bat der Verleger, 
ohne jedoch Sonderung in der Subfeription möglich machen zu 
fönnen, auch die Baginatur jedes der drei Theile gefondert. 

Der Verleger hofft daber auch zuverfichtlich, es werden die verehel. 
Regierungs und Gerichtsfanzleien diefem Unternehmen wohlwollend 
entgcgen fommen fowohl durd Aufnahme diefer Sammlung in ihre 
Candbibliothefen, als namentlich aud durch bereitmillige 
Mittheilung der von den Derausgebern gewünſchten 
Oucllen, obnemelche diefe Arbeit nihtgedeiben fann. 

Sufendungen für die Nedaftion fünnen an die unterzeichnete 
Berlagshbandlung gerichtet werden. 

Bafel, im December 1864. 


Babnmaier’8 Berlag 
(C. Detlof). 


i 
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Verlag der Fr. Hurter’schen Buchhandlung in Schaffhausen. 


Blumer, Dr. J. J. Handbuch des Schweizerischen 
Bundesstaatsrechtes. Zwei Bände. 
Fr. 13. €0. 


Es ist allseitig anerkannt, dass diese Darstellung des schweizer. 
Bundesstaatsrechtes durch seltene Gründlichkeit, sowie durch Voll- 
ständigkeit des Inhaltes allen Anforderungen gentüige. Als erste 
wissenschaftliche Behandlung des schweizer. Staatsrechtes seit Ent- 
stehung des neuen Bundes wird sie nicht minder das Interesse 
ausländischer Staatsmänner und Politiker erwecken, als sie schwei- 
zerischen Beamten und Allen, die sich überhaupt für die vater- 
ländischen Einrichtungen interessiren, unentbehrlich ist. 


} 

Im Verlage von Carl Gerold’s Sohn, Buchhändler der kai- 
serl. Akademie der Wissenschaften in Wien, erschien soeben und 
ist in allen Buchhandlungen zu haben, in Basel vorräthig bei 
C. Detloff: 


Das Recht des Besitzes. 
‘ Eine civilistische Abhandlung 


von 
Friedrich Carl von Savigny. 


Siebente, aus dem Nachlasse des Verfassers, und durch 
Zusätze des Herausgebers vermehrte Auflage 
von 


Dr. Adolf Friedrich Rudorff, 


königl. preuss. geheim. Justizrath, ordentlichem Professor 
der Rechte in Berlin etc. 


8. geh. Preis 4 Rthlr. — Fr. 16. 


Nachdem dieses berühmte Buch, diese »Perle in der juridischen 
Literatur Deutschland’s« viele Jahre gänzlich vergriffen war, sind 
wir um sc mehr überzeugt, dass das betreffende Publikum diese 
neue siebente Auflage freudig begrüssen wird, als der Name 
des Herrn Herausgebers vollständig dafür bürgt, dass dieselbe den 
Anforderungen der heutigen Wissenschaft in jeder Hinsicht ent- 
spricht. | 


Inhalt. 





I. Abhandlungen. 
2. Der Schuß des litterariſchen und künſtleriſchen Œigenthums 
fn der Schweiz. Bon Herrn Oberribter Dr. A. von O relli 
I. Rechtsquellen. 


Die Rechtsquellen von Uri, Fortſetzung (von deren AltReg. Kath 
gr. Ott). 
6. Die Statuten von Livenen. 
II. Rechtspflege und Geſetzgebung. 
2. Rechtsgeſetzgebung von 1863. Von J. Schnell. 





Bahnmaier's Buboruderei (C. Schultze) in Bafel. 
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